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Ar. 972. 


Mauthaebühr für nicht beladene Fuhren. 
Erkenntniß vom 4. Yänuer 1881, 3. 15. 


Der. ke V. ©. Hof bat Über die Befchwerde des Albin Spitzer, 
Directors der Baron Franz Paul Herbert’fchen Bleiweißfabrik in Lavis, 
ca. Entſcheidung des k. k. Finan» Min. vom 20. Mai 1880, 3. 10702, 
betreffend eine Brüdenmautbgebühr, nad durchgeführter d. m. Verhand⸗ 
ung und Anhörung des k. k. Finanzrathes Dr. Brizzi, zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als gejeglih nicht begründet ab- 
gewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Baron Franz Paul Herbert beſitzt zu Lavis in Südtirol eine Blei⸗ 
weißfabrik und in der Gemeinde Meano, welche mit Lavis nur durch eine 


Über den Aviſio führende Brücke in Verbindung ſteht, einen Schwerſpath⸗ 


bruch, von welchem er den gewonnenen Schwerjnath zum gedachten Fabriks⸗ 
betriebe mittelft von Lavid ausgehender Fuhren bezieht. Bon diefen Fuhren 
wird die Brüdenmauth bei Bafftrung jener Brüde in Anfprud genommen. 

Der Fabriksdirector Albin Spiger gibt zu, daß die mit Schwerfpath 
beladenen uhren der Brückenmauth unterliegen, befchwert fih aber da⸗ 
gegen, daß von jenen Fuhren, welche leer die Brüde zur Verladung bes 
gedachten Materiales paffiren, die Mauthgebühr gefordert wird, weil nur 
das Materiale das mauthpflichtige Object, derlei Fuhren aber, gleichwie 
jene, welde Bodenprobucte vom Felde abholen, mauthfreie Wirthfchafts- 
fuhren jeien. 

Der B. ©. Hof Fonnte jedoch in der angefochtenen adminiftrativen 
Entſcheidung eine Gefetwidrigkeit nicht wahrnehmen. — Zunädjft ift vie 
Behauptung nicht ftihhaltig, daß die Mauthpflicht eines Fuhrwerkes davon 
abhänge, ob das letztere beladen fei. Nach ven in Folge a. b. Ent⸗ 
ſchließung mit dem Hoffammerbecrete vom 17. Mai 1821 (Prov. ©. ©. 
für Tirol und Vorarlberg, 8. Bd., S. 363) erlafjenen Directiven richtet 
fih die Mautbpfliht nad anderen Momenten und wird die Mauthgebuhr 
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4 Nr. 973. — Erl. v. 4. Jänner 1881, 3. 16. 


bei Fuhren nad) der Zahl des vorgefpannten Zugviehes bemefien, wie auch 
von Zugvieh außer der Beſpannung und von Zreibvieh eingehoben. 

Auf die in Frage ſtehenden Fuhren finden weder die im $. 4, lit. o 
unter den Abfägen 1 und 2 der cit. Mauthpirectiven bezeichneten Befreiungs- 
titel, noch der im Abf. 3 für Wirthſchaftsfuhren enthaltene Befreiungs⸗ 
titel Anwendung. — Feiner von den beiden erfteren, weil viefelben ſich 
lediglich auf landwirthſchaftliche uhren beziehen, der leßtgenannte Be⸗ 
freiungstitel ſchon darum nicht, weil derſelbe Yuhren vorausſetzt, die. 
zum Betriebe der Wirthfchaft oder eines Gewerbes dergeſtalt nothwendig 
find, daß eigentlich ‚nur tasfelbe Materiale oder die nämlihe Waare bin- 
und bergeführt wird. 

Daß es fih im vorliegenden VBefchwerbefalle nit um Induſtrial⸗ 
fuhren der erwähnten Art handelt, bedarf feiner weiteren Begrünbung. 
Nachdem aber überdies im Sinne des 8. 5 der cit. Directiven nur- 
jene Mauthbefreiungen zufäffig find, welche geſetzlich als ſolche ausdrück⸗ 
lich erffärt wurden, fo war der 8. ©, Hof nicht in der Lage, der Be⸗ 
ſchwerde ftattzugeben.” 


Wr. 978. 


Dis Zahlung von Buftellungsgebühren mittel Poſtanweiſung erfordert im. 
oluns der Segel —* Einga — ſuns erf 


Grlenumid vom 4. inner 1681, 8. 16. 


Der k. k. 3. ©. Hof hat Über die Beſchwerde bed Dr. Anton. 
Aurebniczel, Advocaten in Kuttenberg, ca. Entſcheidung bes k. k. Finanz⸗ 
Min. vom 24. Duni 1880, 3. 17468, betreffend die Vorſchreibung einer 
erhöhten Kingahenfieupelgebühr von 72 kr. für einen Poſtanweiſungscoupon, 
nach durchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung bed Adv. Dr. Karl 
Doftal, fowie des k.  Min.-BiceSecr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht 
erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird als geſetzlich nicht 
begründet aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Der Beſchwerdeführer, welcher Advocat in Kuttenberg iſt, erhielt 
über feine in Vertretung des Bincenz Douſa sub praos. 14. April 1878 
gegen Maria Doufa eingebradte Klage vom k. k. Bezirlögerichte Podebrad 
mittelft Beſcheid vom 15. April 1878 die Anberaumung einer Tagſatzung, 
zugleich aber and eine Tarnete über 18 Ir. Zuftellungsgebühr per Poſt 
zugefandt. — Dr. Aurebniczel übermittelte die gedachte Zuftellungsgebühr 
dem Erpebite des Bezirksgerichtes Podébrad mittelft einer Poftanweifung,. 
auf deren Abſchnitt (Conpon) unterhalb des Namens des Aufgebers bie 
orte fich befinden: überfendet die Zuftellungsgebühr ad Nr. 2755. — 
Das Bezirlögericht Porebran nahm hierüber einen ämtlichen Befund aus 





Nr, 974. — Ert. v. 4. Zinner 1831, 3. 8. 5 


dem Grunde auf, weil der Poſtanweiſungscoupon nicht mit einer Stempel- 
warte von 36 fr. verfehen war. 

Die Finanzbehörden fordern auf Grund biefed Befundes von Dr. 
Auredniczek dieſe Stempelgebühr nad Zarifpoft 43 a 1 und $. 79 des 
Geb. Gef. im erhöhten Betrage von 72 kr., weil der Poftanmeifungs« 
coupon im gegenwärtigen alle die Natur einer ftenpelpflichtigen Eingabe 
an ſich trage, daher die Berwendung einer Marke von 36 Ir. geforbert hätte. 

Der V. ©. Hof fonnte ſich jedoch biefer Anſchauung bei bem vor⸗ 
Legenden actenmäßigen Thatbeftande nicht anfchließen. — Ullervingd wer- 
den auch nach feiner Anfiht Mitteilungen in Poftanweifungsconpons an 
-eine Behörde dann gebührenpflichtig fein, wenn dieſelben folhen Inhaltes 
find, daß fie regelmäßig eine Eingabe, welche dem Stempel unterliegt ober 
aber ein mit der Bartei hierüber anfzunehmendes Protokoll zur behördlichen 
Umtshandlung bedingen. 

Dies trifft aber im vorliegenden Falle nicht zu, im weldem ber 
Erlag der fraglihen Zuftellungsgebähr beim Gerichte vom Zarpflihtigen 
ſelbſt oder durch eine Mitteldperfon — bier mar dieſe Mittelsperſon die 
Poſtanſtalt — ohne Weiteres erfolgen Tonnte und in welchem ber Poft- 
‚anmeifungsconpon nichts anderes enthielt, al8 die Hinweifung auf ben 
gerichtlichen Act, zu weldhem der Erlag geſchah, folglih nur eine Anzeige, 
die auch mündlich hätte gemacht werben können, ohne baß es hiezu einer 
Eingabe oder der Aufnahme eines Protofolles bedurft haben würde. 

Der B. ©. Hof fand daher die vorgefchriebene Gebühr gefetzlich 
acht begründet, weshalb die angefochtene Entſcheidung aufgehoben wurde. 


Ar. 974. 


Recurs oder Anzeige im Öffentlihen Intereſſe. 
Erfenntnig vom 4. Yänner 1881, 3. 3. 


Der 1. k. 8. ©. Hof hat über die Beichwerde des Johann Krynidi, 
gried.elath. Pfarrers in Chodnowice, ca. Entjheidung des k. k. Finanz« 
Min. vom 24, September 1880, 3. 25389, betreffend vie erhöhte Stempel- 
gebühr pr. 2 fl. von einer als Recurs behandelten Eingabe, nad) durch⸗ 
geführter d. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. Min.⸗Vice⸗Secr. 
Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird als gejeglih nicht 
begründet aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Der griech.kath. Pfarrer in Chodnowice, Iohann Krynicki, hat an 
das E. f. Min. für Cultus und Unterricht eine Eingabe gerichtet, in ber 
er fih gegen eine Entſcheidung der galiz. k. k. GStatthalterei in Sachen 
der Ablöjung einer Garbengiebigkeit (skopezyzna) beſchwert. — Da biefe 
Eingabe ungeftempelt überreicht wurbe, fo ift über einen aufgenommenen 


6 Nr. 975. — Ert. v. 4. Zänner 1881, 3. 4. 


Befund dem Befchwerbeführer nach Zarifpoft 43 h des Gef. vom 13. Des 
cember 1862, R. ©. 3. Nr. 89 die doppelte Gebühr im Betrage von 
2 fl. vorgefchrieben worben. 

Wenn auh dem Pfarrer in feiner Eigenihaft als Kirchenvorſteher 
und Kirchenvermögensverwalter im gegebenen Falle die perſönliche Be- 
freiung ven Entrichtung der Gebühr aus dem Gef. vom 9. Yebruar 1850, 
R. ©. B. Nr. 50, Tarifpoſt 75 b und s nicht zufommt, fo erfcheint 
doch die Beſchwerde infoferne begründet, als auf diefe Eingabe bie 
Tarifpoft 43 h des Gef, vom 13. December 1862 in Anwendung ge- 
bracht wurbe. 

Diefe Tarifpoft 43 h verfteht unter Recurſen alle Berufungen gegen 
‘die Entſcheidung einer unteren Inftanz an die höhere. Daß bie „höhere“ 
Iuftanz zugleich die zur Entſcheidung der betreffenden Angelegenheit come 
petente fein muß, Liegt jchon im Begriffe des Wortes „Inſtanz“ aus⸗ 
geiprochen, welcher nicht in der gewöhnlicher Unter- und Ueberorbnung der 
Behörden, fondern in dem Verhältniſſe zu fuchen ift, vermöge deſſen gegen 
Entjheidungen einer Behörde eine Berufung an bie andere zum Behufe 
einer nochmaligen Beurtheilung und einer allfälligen befferen Entſcheidung 
‚geftattet wird. 

Da in Sachen der Ablöfung von Leitungen und Giebigfeiten in 
Gemäßheit des Gef. vom 27. Mai 1873, L. G. B. für Galizien Nr. 253 
(8. 21) gegen die Entſcheidung der Statthalterei der Recurszug in letzter 
Inftanz an das f. k. Min, des Innern geht, jo war die an das k. k. 
Min. für Eultus und Unterricht als an eine wohl höhere Behörde, nicht 
aber an eine höhere competente Inftanz gerichtete Eingabe nicht als Res 
cur8 zu betrachten und daher nicht nad Xarifpoft 43 h des Gef. vom 
13. December 1862 zu behandeln. Dieſe Eingabe ftellt ſich vielmehr im 
gegebenen Falle als eine nach Zarifpoft 44 h des Gel. vom 9. Yebruar 
1850 gebührenfreie Anzeige dar, die den Zwed gehabt hat, einen bem 
Religionsfonde drohenden Schaden abzuwenden. — Demgemäß mußte die 
angefochtene Entſcheidung als gejeglich nicht begründet aufgehoben werben. 


Ar. 975. 


Gebührenäquivalent vom Propinationseintommen. 
Erkenntniß vom 4. Jünner 1881, 3. 4. 


Der Lt. 8. ©. Hof hat Über vie Beſchwerde ber Stadtgemeinde 
Nen-Sandez ca. Entjheidung des k. k. Finanz. Min. vom 16. Mai 1880, 
3. 2382, betreffend das Gebührenäquivalent für das III. Decennium vom 
Propinationsrechte in der Stadt Neu-Sandez, nad burchgeführter ö. m. 
Berhandlung und Anhörung des k. 1. Min.⸗Vice⸗-Secr. Ritter v. Froſchauer, 
zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurüdgemwiejen.* 
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Entſcheidungsgründe. 


Die Stadtgemeinde Neu-Sandez hat in dem um 13. Februar 1871 
eingebrachten Belenntnifje im Zwede der Bemeflung des Gebührenäquiva⸗ 
lentes vom beweglichen und unbeweglichen Vermögen für das III. Decen- 
nium (die Jahre 1871 bis 1880) den Bruttoertrag aus der Propination 
in der Stadt Nen-Sandez für die Zeit vom Jahre 1860 bis 1869 mit 
154.782 flı 96 !r., die Ausgaben mit 22.400 fl. 70 fr., ſonach das 
zehnjährige reine Durhfhnittseinkommen mit 13.238 fl. 22°/, fr. und 
ven Werth des Propinationsrechtes nach dem zwanzigfachen reinen Ein- 
fommen mit 264.764 fl. 52 fr. angegeben. Dieſer Betrag wurde auch 
ale Grundlage zur Berechnung des Gebührenäquivalentes angenommen. 

Weder in dem Belenntniffe, noch in dem an vie k. k. Fin.⸗Landes⸗ 
direction eingebrachten, die Bemeſſung des Gebührenäguivalente& von ans 
deren Objecten zum Gegenftande habenden Recurfe wurde irgend welcher 
Befreiungstitel in Beziehung auf das angegebene Einkommen aus dem 
Propinationsrechte geltend gemacht. Erft in dem Minifterialrecurfe wurde 
in Beziehung auf das Gebührenäquivalent vom fraglihen Propinations- 
rechte die Einwendung erhoben, daß in dem einbefannten Eintommen auch 
der Ertrag aus dem mit dem Gef. vom 1. Jänner 1872, Nr. 25 des 
galiz. Landesgeſ.⸗ und Berorbnungsblattes, bewilligten Gemeindezujchlage 
zur Berzehrungsfteuer von propinationsmäßigen Getränlen enthalten fei, 
welcher als Communalauflage ermittelt und aus der Bemeflungsgruntlage 
ausgejchteden werben ſollte. Zugleich wurde bemerft, daß wenigften® bie 
Hälfte des einbefannten Einkommens auf diefe Communalauflage entfalle. 

Das k. k. Finanz- Min. hat jedoch mit der angefochtenen Entſcheidung 
bie von der Unterbehörde angenommene Grundlage des Gebührenäguiva- 
lentes aufrecht erhalten, weil laut eigener Angabe der Gemeinde die Ein- 
bebung des Gemeindezufchlages derfelben erft mit dem Gef. vom 1. Jänner 
1872 bewilligt wurde, zur Grundlage der Werthermittlung des Aus⸗ 
ſchankrechtes das fatirte Einlommen der Jahre 1860 bi6 1869 ange- 
nommen, in diefem Einkommen ſonach der Gemeindezuſchlag nicht ent- . 
halten jei. 

In der Beſchwerde wird eingewendet, daß die Gemeinde aud in 
den Yahren 1860 bis 1869 Zufchläge von Propinationdgetränfen und 
zwar auf Grund des Hoffanzleivecretes vom 27. April 1820, 3. 11380 
(Prov. ©. ©. Galiz. ex 1820, Nr. 64) eingehoben habe, deren Erträgniß 
in dem fatirten Einkommen enthalten war, daher es ber Behörde oblag, 
durch ämtliche Unterfuhung den Ertrag aus dieſen Zufchlägen feitzuftellen 
und denſelben aus vem einbelannten Einfommen, bezw. aus der Bemefjungs- 
grundlage für das Gebührenäquivalent auszuſcheiden. 

Nah der Actenlage war der V. ©. Hof außer Stande, in der ans 
gefochtenen Entſcheidung eine Geſetzwidrigkeit zu erbliden oder ein mangel» 
baftes Verfahren wahrzunehmen, Nah Punkt 19 des tim Reichsgeſetzblatte 
unter Nr. 76 kundgemachten Fin.-Min.-Erlaſſes vom 18. Mai 1870, bes 
treffend Die Einbefennung des dem Gebührenäquivalente unterliegenden 
Vermögens iſt, wenn eine geſetzliche Befreiung ſtattfindet, dieſelbe geltend 
zu machen und die behördliche Anerkennung zu bewirken. 
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Befund vem Beichwerbeführer nad) Tarifpoft 43 h bes Gel. vom 13. Des 
cember 1862, R. ©. B. Nr. 89 die doppelte Gebühr im Betrage von 
2 fl. vorgeſchrieben worden. 

Wenn auch dem Pfarrer in feiner Eigenſchaft als Kirchenvorfteher 
und Firchenvermögensverwalter im gegebenen Falle die perſönliche Bes 
Keiung von Entrihtung der Gebühr aus dem Gef. vom 9. Februar 1850, 

. ©. 3. Nr. 50, Zarifpoft 75 b und s nicht zukommt, fo erfcheint 
* die Beſchwerbe inſoferne begründet, als auf dieſe Eingabe die 
Tarifpoſt 43 h des Gef. vom 13. December 1862 in Anwendung ge⸗ 
bracht wurde. 

Diefe Tarifpoft 43 h verfteht unter Recurſen alle Berufungen gegen 
die Entſcheidung einer unteren Inſtanz an die höhere. Daß die „höhere“ 
Inſtanz zugleich die zur Entſcheidung der betreffenden Angelegenheit com⸗ 
petente ſein muß, liegt ſchon im Begriffe des Wortes „Inftanz“ aus⸗ 
geſprochen, welcher nicht in der gewöhnlichen Unter» und Ueberordnung ber 
Behörden, ſondern in dem Verhaͤltniſſe zu ſuchen iſt, vermöge deſſen gegen 
Entſcheidungen einer Behörde eine Berufung an die andere zum Behufe 
einer nochmaligen Beurtheilung und einer allfälligen beſſeren Entſcheidung 
geſtattet wird. 

Da in Sachen der Ablöſung von Leiſtungen und Giebigkeiten in 
Gemäßheit des Gef. vom 27. Mai 1873, L. G. B. für Galizien Nr. 253 
(8. 21) gegen die Entſcheidung der Statthalterei der Recurszug in letzter 
Inſtanz an das k. k. Min. des Innern geht, fo war die an das k. k. 
Min, für Eultus und Unterricht al® an eine wohl höhere Behörde, nicht 
aber an eine höhere competente Unftanz gerichtete Eingabe nicht als Re⸗ 
curd zu betrachten und daher nidt nad Zarifpoft 43 h des Gef. vom 
13. December 1862 zu behandeln. Dieſe Eingabe ftellt ſich vielmehr im 
gegebenen Falle als eine nach Tarifpoft 44 h des Gel. vom 9, Yebruar 
1850 gebührenfreie Anzeige dar, die den Zweck gehabt hat, einen bem 
Religionsfonde drohenden Schaden abzuwenden. — Demgemäß mußte die 
angefochtene Entſcheidung als geſetzlich nicht begründet aufgehoben werben. 


Ar. 975. 


Gebührenäguivalent vom Propinationseintommen. 
Erfenntniß vom 4. Jänner 1881, 3. 4. 


Der i. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde ber Stadtgemeinde 
Neu⸗Sandez ca. Entjheidung des k. k. Finanz Min. vom 16. Mai 1880, 
3. 2382, betreffend das Gebührenägquivalent für das III. Decennium vom 
Propinationsrechte in der Stadt Neu-Sandez, nad durchgeführter ö. m. 
Verhandlung und Anhörung des k. k. Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer, 
zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurückgewieſen.“ 


Nr. 975. — Erk. v. 4, Fümmer 1881, 83. . 7 


Entfdjeidungsgründe. 


Die Stadtgemeinde Neu-Sandez hat in dem um 13. Februar 1871 
eingebrachten Belenntniffe im Zwecke ber Bemeflung des Gebührenäquiva- 
lentes vom beweglichen und unbeweglihen Bermögen für das III. Decen- 
ninm (die Yahre 1871 bis 1880) den Bruttoertrag aus der Propination 
in der Stadt Nen-Sandez für vie Zeit vom Jahre 1860 bis 1869 mit 
154.782 fl 96 kr., die Ausgaben mit 22.400 fl. 70 fr., fonad das 
zehnjährige reine Durcfchnittseinfommen mit 13.238 fl. 223, fr. und 
den Werth des Propinationsrehte® nah dem zwanzigfachen reinen Ein« 
kommen mit 264.764 fl. 52 fr. angegeben. Diefer Betrag wurde auch 
als Grundlage zur Berechnung des Gebührenäquivalented angenommen. 

Weder in dem Belenntniffe, noh in dem an die k. k. Fin.⸗Landes⸗ 
direction eingebrachten, die Bemeſſung des Gebührenäguivalentes von an⸗ 
deren Objecten zum Gegenftande habenden Recurſe wurde irgend welcher 
Befreiungstitel in Beziehung auf das angegebene Einfommen aus dem 
Propinationsrechte geltend gemadt. Erft in dem Minifterialrecurfe wurde 
in Beziehung auf das Gebührenäquivalent vom fraglichen Propinations- 
rechte die Einwendung erhoben, daß in dem einbelannten Einfommen aud) 
der Ertrag aus dem mit dem Gef. vom 1. Yänner 1872, Nr. 25 des 
galiz. Landesgef.- und Berorbnungsblattes, bewilligten Gemeindezufchlage 
zue Berzehrungsftener von propinationsmäßigen Getränlen enthalten jei, 
welder al8 Communalauflage ermittelt und aus der Bemeffungsgruntlage 
ausgefchieden werden ſollte. Zugleich wurde bemerkt, daß wenigfiens bie 
Hälfte des einbelannten Einkommens auf diefe Communalauflage entfalle. 

Das k. k. Finanz Min. hat jedoch mit der angefochtenen Entſcheidung 
bie von der Unterbehörde angenommene Grundlage des Gebührenägniva- 
Ientes aufrecht erhalten, weil laut eigener Angabe der Gemeinde die Ein⸗ 


bebung des Gemeindezufchlages derfelben erft mit dem Gef. vom 1. Sänner 


1872 bewilligt wurde, zur Grundlage der Werthermittlung des Aus» 
ſchankrechtes das fatirte Einfommen der Yahre 1860 bis 1869 ange- 
nommen, in dieſem Einkommen jonady der Gemeindezufchlag nidht ent _ 
halten jei. 

In der Beſchwerde wird eingewendet, daß die Gemeinde auch in 
den Jahren 1860 bi8 1869 Zufhläge von Propinationsgetränfen und 
zwar auf Grund bed Hoffanzleivecretes vom 27. April 1820, 3. 11380 
(Prov. ©. ©. Galiz. ex 1820, Nr. 64) eingehoben habe, deren Erträgniß 
in dem fatirten Einkommen enthalten war, daher es der Behörde oblag, 
duch Amtliche Unterfuchung den Ertrag aus dieſen Zufchlägen feftzuitellen 
und benfelben aus vem einbefannten Einkommen, bezw. aus ver Bemefjung®- 
grundlage für das Gebührenäquivalent auszuſcheiden. 

Nah der Actenlage war der V. ©. Hof außer Stande, in der an» 
gefochtenen Entſcheidung eine Gefegwidrigfeit zu erbliden oder ein mangel» 
baftes Verfahren wahrzunehmen. Nah Punkt 19 des im Reichsgeſetzblatte 
unter Nr. 76 kundgemachten Fin.Min.⸗Erlaſſes vom 18. Mai 1870, bes 
treffend die Cinbefennung des dem Gebührenäquivalente unterliegenben 
Vermögens ift, wenn eine gejegliche Befreiung flattfindet, dieſelbe geltend 
zu machen und die behörpliche Anerkennung zu bewirken, 
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Die Gemeinde bat und zwar erft im Recurfe an das k. k. Finanz- 
Min. die Befreiung, bezw. die Ausjcheidung eines Theiles des einbelannten 
Einfommen® von dem Gebührenäquivalente geltend gemacht und dieſen 
Anſpruch aus dem vorcit. Geſetze vom 1. Yänner 1872 abgeleitet. Da 
mit diefem Geſetze aber der Stabtgemeinde vom 1. Yänner 1872 an die 
Einhebung der vafelbft normirten Gebühren von Propinationsgetränten 
bewilligt wurde und der Bemeſſung des Gebührenäquivalentes für das 
III. Decennium der in ven lebten, dem Jahre 1870 vorangegangenen 
zehn Jahren erzielte Reinertrag zur Grundlage zu dienen bat, fo tft es 
Har, daß aus dem von der Gemeinde geltend gemachten Geſetze, welches 
erſt am 1. Yänner 1872 in Wirkſamkeit trat, ein Befreiungstitel weder 
abgeleitet, nod von der Behörde anerkannt werben konnte. 

Die Gemeinde bat im Zuge bes adminiftrativen Verfahrens den 
Nachweis nicht geliefert, daß in dem von berfelben als Einkommen aus 
dem Propinationsrechte einbelannten Betrage ein Theil und welder Betrag 
ziffermäßig als Ertrag der Gemeindezufchläge enthalten fei. Es beſteht 
auch Feine gefeglihe Beftimmung, welche die Behörde verpflichten würde, 
von Amtswegen ober auf bloße Behauptungen des Steuerpflihtigen Er- 
bebungen in ber Richtung zu pflegen, daß ein geringerer als der einbe- 
kannte Betrag zur Gebührenbemefjungsgruntlage angenommen werde. Es 
wird vielmehr im 1. Abf. der Borerinnerungen zum Tarife bes Gel. 
von 9. Februar 1850, R. ©. B. Nr. 50 ter allgemeine Grunbfag 
aufgeftellt, daß felbft in ben Fällen, in denen die Gebührenfreiheit oder 
das höhere oder niedere Ausmaß der Gebühr von einer beftimmten Be- 
Ichaffenheit des Rechtsgeſchäftes abhängt und dieſe Beichaffenheit aus ber 
Rechtsurkunde nicht deutlich zu entnehmen ift, zum Behufe ver Gebühren- 
beftimmung diejenige Bejchaffenheit des Gefhäftes vermuthet wird, welche 
bie Gebührenpfliht begründet. Es wird weiter ausprüdlicd beftimmt, daß 
dadurch jedoch der Gegenbeweis nicht ausgeſchloſſen ift, d. 5. will ber 
Steuerpflichtige eine günftigere Gebührerbemeflung erzielen, fo obliegt ihm, 
die Undeutlichkeit beweisträftig zu beheben. 

In Anwendung dieſes Grundjages auf den vorliegenden all, wo 
. die Behörde den von Steuerpflichtigen als Einkommen aus dem Propina- 
tionsrechte eınbelannten Betrag zur Bemeflung des Gebührenägquivalentes 
angenommen bat, oblag es der befchwerbeführenden Gemeinde, den Beweis 
zu erbringen, daß entgegen ihrem eigenen Belenntniffe ein und welcher 
ziffermäßige Betrag des einbefannten Einfommens nit aus dem Pro» 
pinationsrechte, fondern aus Gemeindezufchlägen herrühre. 

Nahdem nun ein folder Beweis Seitens der bejchwerbeführenden 
Gemeinde nicht erbracht wurde und das Verlangen derfelben, es folle die 
Finanzbehörde erheben, dag in vem einbefannten Ertrage aus dem Pro- 
pinationsredhte ein und welder Betrag aus den Gemeindezuſchlägen ent⸗ 
halten fei, als eine unzuläffige Zumuthung fi darftellt, durch welche bie 
gefeglich ver Gemeinde obliegende Verpflichtung auf die Finanzbehörde über⸗ 
wälzt werden will, fo mußte ber V. ©. Hof die Beſchwerde als unbe⸗ 
gründet zurückweiſen. 
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Ar. 976. . 


Eine ausländifhe Sefelfhaft, welche nah ben Geſetzen des Ortes, in 

weldem fie ihren Sig hat, giltig conftituirt if, Tann nicht verhalten 

werden, behufs Betriebes eines ihr im Inlande eigenthümlichen Berg: 

werkes die Bulafiung nad Maßgabe der Eaiferlihen Verordnung vom 
29. Roveniber 1865, R. G. B. Rr. 127 zu erwirfen, 


Erkenntniß vom 5. Ilnnmer 1881, 8. 3401. 
® 


Der 88. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Frankfurter 
SHnpothelencrebitvereines ca. Min. des Innern und die k. k. Berghaupt- 
mannjhaft in Prag anläßlih der Entjcheivungen und zwar bes erfteren 
vom 20. Yuni 1830, 3. 6827 und ber letteren vom 6. Auguft 1880, 
3. 2420, betreffend die der beſchwerdeführenden Geſellſchaft aufgetragene 
Erwirtung der Zulaſſung behufs des Betriebes von Kohlenwerken im 
Schatzlar, nad durchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des 
Adv. Dr. Johann Jeniſch, des ka k. Min.-Secr. Ritter v. Wacek, dann 
des f. k. Bergrathes Auerhann in Vertretung der ka k. Berghauptmann- 
ſchaft in Prag, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtenen Entjcheidungen werden als in Ge- 
feße nicht begründet aufgehoben.“ 


Entfcheidungsaründe. 


Die von ber bejchwerbeführenden Partei befämpfte Giltigkeit ver 
taif. Verordnung vom 29. November 1865, R. ©. 3. Nr. 127 ergibt 
ſich Thon aus dem Inhalte des Gef. vom 29. März 1873, R. ©. 8. 
Nr. 42, 8. 1, wonach die in der gedachten kaiſ. Verordnung, betreffend 
die ausländifhen Verſicherungsgeſellſchaften, enthaltene Beitimmung aufs 
gehoben worden if. Da nämlich behufs Aufhebung diefer Beftimmung 
ein Geſetz erlaffen worben ift, wurde die gefegliche Kraft jener Verordnung, 
in welder dieſe Beftimmung enthalten war, von Seite der Geſetzgebung 
jelbft anerkannt. Der V. ©. Hof hatte deßhalb auf eine Prüfung der 
gegen die ©iltigkeit der Verordnung gemachten Einwendungen nicht weiter 
einzugeben. 

Doch erſchienen Die angefochtenen Entſcheidungen nicht als ben Ge- 
fegen entfprechend. Daß der Hhpothefencrebitverein in Frankfurt a. M 
nad den Geſetzen des Ortes, in welchem berfelbe feinen Sit bat, giltig 
eonftituirt fei, wird nicht in Abrede geftellt. Diefer Verein ift daher auch 
in den öſterr. Ländern als Rechtsſubject anzufehen und kann bemjelben 
im Hinblid auf 8. 33 a. b. ©. B. auch bie Fähigkeit zur Erwerbung 
unbeweglichen Eigenthums in diefen Ländern, fomit in weiterer Folge mit 
Rüdfiht auf $. 7 des allg. Berggeſetzes aud nicht die Fähigkeit zum 
Erwerbe und Beſitz von Bergwerken abgefproden werben. 

Thatſächlich ſteht feſt, daß ber gedachte Verein die ber Schaglarer 
Steintohlengewerkihaft gehörigen Montanwerke im Executionswege erftanden 
und daß die Erwerbung diefer Bergwerke in der den Geſetzen entſprechenden 
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Meife ftattgefunden bat. Damit bat nun der Verein auch die Berech⸗ 
tigung erlangt, diefe Bergwerke unter Beachtung der Vorſchriften des allg. 
Berggeſetzes abzubauen; die Fortſetzung des biesfälligen Betriebes ift bem 
Bergbauberehtigten in ben 88. 170, 174 u. ff. des gedachten Geſetzes 
fogar zur Pflicht gemacht. 

Unter welden Bedingungen Seitend der Behörden die Einftellung 
des Dergbaubetriebes verfügt werden könne, ift in dem allg. Berggeſetze 
normirt. Daß eine diefer Beringungen hier zutreffe, liegt nicht vor. 

Die kaif. Verorbnung vom 29. November 1865, R. G. B. Nr. 127 
ift nicht geeignet, die angefochtenen Entfcheibungen zu begründen. Es 
fteht außer Frage, daß der Magende Verein zu jenen ausländiſchen Actien⸗ 
gefellichaften gehöre, von welchen vafelbft geſprochen wird. Dieſe kaiſ. 
Berordnung enthält aber durchaus Feine Einfchränfung in der Ausübung 
von Eigenthumsrechten, wie folde mit dem Exrwerbe und Beſitze von 
„Bergwerken verbunden find, bezw. in der Berechtigung zum Betriebe bes 
"Bergbaues, welche in dem gegebenen Falle ald Ausflug des Eigenthums⸗ 
rechtes anzufehen if. Zudem vermag der V. ©. Hof in den Bergbau 
betriebe und in der Ausübung der damit verbundenen Befugniffe ($. 131 
des allg. Berggej.) nicht einen gewerbemäßigen Betrieb, wie ein ſolcher 
im Art. 1 der kaiſ. Verordnung in Borausfegung genommen ift, zu 
erkennen, 

Es erfcheinen deshalb die angefochtenen Entfcheivungen, nach welchen 
bie Berechtigung des Bereind zum Betriebe des von ihm erworbenen Berg⸗ 
werkes von der Zulafjung nad der kaiſ. Verordnung vom 29. November 
1865 abhängig gemacht wird, und weiters die Geſellſchaft bei ſonſtiger 
Einſtellung des Bergbaubetriebes zur Nachweiſung dieſer Zulaſſung inner⸗ 
halb eines gewiſſen Termines aufgefordert wurde, nicht als den Geſetzen 
entſprechend. 


Ar. 977. 


Rechtsſatz wie in Nr. 976. 
Erlenntniß vom 5. Jänner 1881, 3. 2462. 
Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der allg. deutſchen 
Srevitanftalt in Leipzig ca. Min. des Innern, anläßlich der Entſcheidung 


besfelben vom 30. Juni 1880, 3. 8205, betreffend die Erwirkung der 
Zulafjungserflärung, behufs des Betriebes eines Bergwerkes, nad durch» 


‚geführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Franz Schreiter, 


dann des f. f. Min.Secr. Ritter v. Wacel, zu Recht erkannt: 
„Die angefohtene Entjheidung wird al8 gefeglih nicht 
begründet aufgehoben.” 


Kr. 978. — Er. v. 7. Jänner 1881, 3. 2444. 11 


Ar. 978. 


Die im Blatternlazarethe in Trient erfolgte Verpflegung ift als eine im 

dortigen allgemeinen öffentlihen Krankenhauſe ftatigehabte anzufehen. — 

Ein directer Erſatzanſpruch für dort erfolgte Berpflegung von Angehörigen 

einer tirol, Gemeinde findet nad) dem Gefege nur gegenüber dem tirol. 
Landesfonde ftatt. 


Erkenntniß vom 7. Iänner 1881, 3. 2444. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Stadtgemeinde 
Trient ca. Min. des Innern, wegen der Entjcheidung vom 20. Yuli 1880, 
3. 6967, betreffend ven Erfag von Verpflegskoſten von Seite der Ge- 
meinde Albiano, nach durchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung 
des k. I. Min.-Nathes Ritter v. Großer, zu Recht erfannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiejen.* 


Eutfceidungsgründe. 


Der Landedausfhuß bat die im Jahre 1874 im DBlatternfpitale zu 
Trient erfolgte Verpflegung der Brüder Anton und VJoſef Filippi als eine 
folge, welche in einer öffentlihen Krankenanftalt ftatt hatte, behandelt 
und die Beranlafjung getroffen, daß dem Magiſtrate hiefür: a) aus dem 
Landesfonde 39 fl. 18 kr., b) von der Heimathsgemeinde der Verpflegten, 
Albieno 9 fl. 80 kr., zufammen 48 fl. 98 kr., d. i., jener Betrag aus⸗ 
bezahlt werde, welcher nad ver laut Statth.-Berorbnung vom 29. Jänner 
1874, 8. ©. B. Nr. 10 für das öffentliche Krankenhaus in Trient für 
das Solarjahr 1874 feftgefegten Verpflegstare von täglich 62 Kreuzern 
auf die aufgerechneten 79 Verpflegstage der Brüder Filippi entfiel. 

Die Stadtgemeinde Trient ſtellt fih aber hiemit nicht zufrieben; 
fie fpriht von der Gemeinde Albiano den vollen Erfa der mit täglich 
2 fl. 30 Er. berechneten Koften, d. i. für 79 Tage mit 181 fl. 7O kr., 
bezw. über die vom Landesfonde und ber Gemeinde Albiano zufammen 
mit 48 fl. 98 kr. geleiftete Zahlung noch eine Reftzahlung von 132 fi. 
12 fr. und zwar aus dem ©runde an, meil das von der Stadtgemeinde 
im Jahre 1873 errichtete Blatternlazareth fein Anner des ftädtifchen 
Spitals fei, feine Abhängigkeit von vemfelben, feine Beziehung zu dem⸗ 
felben habe, fondern ein für epidemifch-anftedente Krankheiten errichtetes 
Ausnahmsjpital, fohin eine VBorfehrung für den Notbbedarf zur Hüfe und 
Heilung für die von epidemifchcontagidfen Krankheiten befallenen fremden 
und einheimifhen Armen und zur Verhinderung ber Berbreitung des 
Contagiums durd die heimreifenden Fremden fei. Diefe Vorkehrung 
babe ven Charakter jener Fürſorgemaßregeln, melde die Aufenthalts- 
gemeinde auf Grund ver 88. 28 u. 29 des Heimathgef. von 3. ‘Des 
cember 1863, R. ©. B. Nr. 105 zu Gunften der armen Fremden zu 
treffen babe, teren Auslagen der Gemeinde vergütet werden müſſen. 

Dem gegenüber ift das ka f. Min. des Innern in der angefochtenen 
Entfheidung von der Anſchauung ausgegangen, daß das Blatternlazareth 
nur ein Zugehör des allg. Krankenhauſes fei, und daß es fich vorliegen- 
den Falles um Berpflegsgebühren eines öffentlihen Spitales handelt. 


12 Nr. 978, — Ertl. v. 7. Jünner 1881, 3. 2144. 


Diefe Anſicht erfcheint auh in der Natur ber Sade und in ben 
beftehenden Directiven begründet. — Das Spital in Trient, welches in 
der Beſchwerde der Stabtgemeinde als ſtädtiſches (civico ospitale) bezeich- 
net wird, ift durch die Statth.- Verordnung vom 27. Mai 1857, L. G. B. 
1. Abth. Nr. 16, ©. 115 als allg. äffentliche Krankenanſtalt erklärt, 
genießt die Rechte einer folchen, insbeſondere auch die unter ben feft- 
geſetzten Bedingungen ftattfindende Bergütung ber Verpflegstoften aus dem 
Landesfonde, bat aber auch die Pflichten einer folden, wozu nad) der 
Statth.-Verordnung vom 10. März 1857, 8%. ©. B. I. Abth. Nr. 3, 
©. 8, vom 6. October 1859, 2. ©. B. II. Abth. Nr. 65, ©. 61 und 
vom 3, October 1865, 8. ©. B. Nr. 59, ©. 44 insbejondere die Auf- 
nahme aller zur Spitalöpflege geeigneten und diefelbe erheifchenden Kranken 
und zwar bie unbedingte Aufnahme Aller gehört, welde, von ihrer 
Domicildgemeinde entfernt, zufälligerweife in einem Orte erfranten, wo 
fih oder in befien Nähe ſich eine öffentliche allg. Krankenanſtalt befinbei, 
oder welche ohne vorausſichtliche Verſchlimmerung ihres Zuſtandes nicht 
abgewieſen werden dürfen. 

Wenn die Stadtgemeinde Trient der dem dortſtädtiſchen allg. 
öffentlichen Krankenhauſe unbeftreitbar und unbeftritten obliegenden Pflicht 
zur Aufnahme und Behandlung von Blatternkranken — ſei es zur geeigne- 
teren Verpflegung, jei es zur Verhütung der Verbreitung ded Contagiums — 
durch eine räumlich mehr zufagende Abfonderung derſelben, bezw. durch 
Herflellung eines eigenen Lazarethes für felbe beſſer nachzukommen er⸗ 
achtete, jo kann doch eine derartige Anftalt nur als eine Erweiterung, 
ein Zubehör, eine beſondere Abtheilung des beftehenven allg. öffentlichen 
Krankenhauſes von Trient angefehen werben und hört die Aufnahme und 
Berpflegung der Kranken veshalb nicht auf, eine fpitaldmäßige zu fein, 
weil fie über Beranftaltung der Stadtgemeinde Trient, um deren Spital 
es fi handelt, räumlich abgefonvert vom bisherigen Spitaldgebäude ftatt- 
fand, fo wenig als dies dann der Yali wäre, wenn die Stadtgemeinde, 
um einem ftetigen Anwachſen des Krankenandrauges überhaupt Rechnung 
zu tragen, tie Beranlaffung träfe, dur Beifchaffung weiterer Localitäten 
den‘ Belagsraum für Kranke im Allgemeinen zu erweitern. 

Das Blatternlazareth in Trient ift daher allerdings als ein Zu- 
behör des dortſtädtiſchen allg. öffentlichen Krankenhauſes und die dort 
erfolgte Verpflegung der Brüder Filippi als Spitaldverpflegung anzufehen 
gewefen, wie dies laut vorliegenden Statth.-Erlaffes vom 22. Auguft 
1856, 3. 14253 damals Hinfichtlih ver Verpflegung im Cholera, 
pitale zu Trient und laut gleichfall8 beiliegenden Erlaſſes des Landesaus⸗ 
ſchuſſes vom 6. Auguft 1875, 3. 8398 in biefem Jahre bezüglich 
der im Trient'er DBlatternfpitale erfolgten Verpflegung thatſächlich gehal⸗ 
ten wurde, 

Zur Berichtigung der für Verpflegung von Tirolern in einer öffent 
ligen allg. Krankenanftalt erlaufenen Koften ift aber nach ven weiter oben 
cit. Verordnungen der Jahre 1857, 1859 und 1866, fowie nad bem 
Landesgef. vom 4. December 1870, 2%.®.8 N. 90, ©. 211, Art. 1 
der tirol. Landesfond verpflichtet, wogegen ver Heimathögemeinde des Ver⸗ 
pflegten nach Art. 2 dieſes Geſetzes nur die eventuelle Küdvergütung 
eined Fünftel an den Tandesfond ebliegt. — Ein directer Anſpruch 
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auf Erfag der Berpflegskoſten Namens des alg. äffentlihen Kranken⸗ 
hanfes befteht daher nach dem Geſetze nur gegenüber dem Landesfonde. 

Wenn bad k. k. Minifterium verliegenden Falles tem Anfpruche 
der Stadtgemeinde Trient an die Gemeinde Albiano als Heimathsgemeinde 
ber verpflegten Brüder Filippi auf Verpflegskoſtenberichtigung eine Folge 
nicht gegeben hat, war ſonach die Ablehnung im Gejehe gegründet und- 
mußte die dagegen erhobene. Beſchwerde abgewiefen werben. 


s 

QAr. 979. 
Die von der politiſchen Behörde veranlafte Siftirung eines Befchluffes- 
des Gemeinderathes Trient, die an der Etſchregulirung in der III. GSec⸗ 


tion betheiligten Gemeinden behufs i i ändli 
on uitde —* Re ee — nicht —— an 


Erlenntni vom 7. Jänner 1881, 3. 2445. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde ker Stabtgemeinde: 
Trient ca. Min. de8 Innern wegen der Entjheibung vom 28. Juni 
1880, 3. 7182, betreffend bie Siftirung des am 29. November 1879 
in Angelegenheit der Etfchregulirung gefaßten Gemeinbebefchlufjes, nach 
durchg eführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Theodor 
Modre iner, fowie des k. k. Min.Rathes Ritter v. Großer, zu Recht 
erkannt: 
„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entſcheidnugsgründe. 


Der 8. £5 des Gemeindeſtatutes von Trient, L. ©. B. Nr. 61 
vom Jahre 1851 umſchreibt im Allgemeinen den Umfang des Wirkungs- 
freifes der Stabtgemeinte; nad) $. 91 dieſes Statutes und nach Art. XVI 
des Gef. vom 5. März 1862, R. ©. B. Nr. 18 hat die Staatöver- 
waltung darüber zu wachen, daß durch Gemeindebejchläffe ver ſtatuten⸗ 
mäßige Wirkungskreis der Gemeinden nicht Überfchritten und andere bes 
ſtehende Geſetze nicht verlegt werben. 

Borliegenden Falles handelt es fih um einen Befchluß des Trient’er 
Gemeinderathes bezüglich der Etfchregulirung in ber II. Section, d. i. 
im Gebiete von der Kifenbahnbrüde zu St. Michel bis Sacco. Diefe 
Regulirungsangelegenheit als Ganzes ift ſchon mit Rüdfiht auf das Ges 
biet, in dem fie durchgeführt werden fol, dem Wirkungsfreife der Stadt 
gemeinde Trient entrüdt; fie wurde Übrigens im Landesgeſ. vom 23. April 
1879, 8%. ©. B. Nr. 26 und der hiezu erlaffenen Bollzugsvorſchrift, 
2. ©. 8. 1879, Nr. 49 0 ausprüdlih als Landesangelegenheit erklärt. 

Während nun der Oemeinverath die von der Etfchregulirungscom- 
miffien verlangte Benennung von Bertrauendmännern zur Vertretung der 
Interefienten bei Feſtſtellung des Concurrenzgebieted ber III Eection, 
welhe Benennung vom Bürgermeifter ald erfter wichtiger Schritt in einer 
Lebensfrage des Landes bezeichnet wurde, in ber Sitzung vom 
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29. November 1879 ald dem Öemeinderathe nicht zuftehenn ablehnte 
und fie den Interefjenten überließ, faßte er nichtsdeſtoweniger im weiteren 
Berlaufe der Sigung den Beihluß, durch den Magiftrat alle betheilig- 
ten Gemeinden einzuberufen, um einverfländlih bie Haltung feftzufegen, 
welche bei der im Rede ſtehenden Regulirungsverhandlung beobachtet wer⸗ 
ben ſoll. 

Wenn aber die Regulirungsangelegenheit überhaupt nicht in ven 
Wirkungskreis der Stadtgemeinde fällt, Konnte folgerichtig aud nicht bie 


Anbahnung „des bei berjelben Seitens aller Betheiligten einzuhaltenpen . 


Borgehens im Wirkungskreife der Stadtgemeinde Trient liegen; ebenfo 
wenig ift dies der Wall hinſichtlich des zur Erreihung dieſes Zweckes 
gewählten Mitteld der durch den Trient'er Magiftrat zu erlaffenden Ein- 
berufung aller beiheiligten Gemeinden; dazu war die Stadtgemeinde 
Trient weder durch die Specialdirectiven hinſichtlich der Etfchregulirung 
in dee IIL Section, noch durch das Gemeindeftatut berufen. 

Durch das oberwähnte Landesgeſetz und die Vollzugsvorſchrift ift 
der Kreis der Berpflichteten und die normgebende Bafls für den Maßſtab 
der Concurrenz, ſowie auch die technifhe Grundlage der Regulirung feft« 
geftellt und die Durchführung der legteren in allen Punkten, insbejonvere 
auch in’ Bezug auf die leitenden Organe geregelt, darin aber der Stadt⸗ 
- gemeinde Zrient weder irgend welde Vertretung der Betheiligten, noch 
eine adminiftrative Einflußnahme jpeciell übertragen worden. Das Ge- 
meindeſtatut von Trient enthält keine Beftimmung über vie Zuläffigkeit und 
die Modalitäten einer Vereinigung ber einen felbftftändigen politifchen Be⸗ 
zirt bildenden Stadtgemeinde Trient mit Gemeinden eines anderen Be⸗ 
zirkes zu irgend welcher gemeinfchaftlihen Geſchäftsführung überhaupt 
und in einer außerhalb ihres Wirkungskreiſes liegenden Angelegenheit ins⸗ 
beſondere. 

Wenn die Staatsbehörde in dem Beſchluſſe des Gemeinderathes 
wegen Einberufung der betheiligten Gemeinden behufs Feſtſtellung eines 
einverſtändlichen Vorgehens bei der Etſchregulirung der III. Section eine 
Ueberſchreitung des ſtatutenmäßigen Wirkungskreiſes der Stadtgemeinde 
erblickte und die Vollziehung dieſes Beſchluſſes unterſagte, kann darin 
eine Geſetzwidrigkeit nicht erkannt und muß die dagegen erhobene Be⸗ 
ſchwerde abgewieſen werden. 


Ar. 980. 


Die Gemeindebehörben find berechtigt, Handlungen, melde die Sicherheit 
und Leicdhtigleit des Verkehrs zu behindern geeignet find, zu unterfagen 
und bintanzuhalten und Berkehrshinderniffe zu befeitigen (Tirol). 


Erienntniß vom 8. Jänner 1881, 3. 2446. 


Der k. 1.3. ©. Hof hat Über die Beichwerde ber Gebrüder Karl, 
Johann und Emanuel Biola ca. Landesausſchuß für Tirol, anläßlich ver 
Entſcheidung besjelben vom 28. Mai 1880, 3. 6321, betreffend die an- 
georonete Entfernung von Pflöden für Rebenanlagen auf Gemeindegrund, 
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nach vurchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung tes Adv. Dr. 
Theodor Modreiner, zu Redt erfannt: 
„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde ber Recurs ber Be⸗ 
fchwerbeführer gegen die Perfügung des Gemeindeamtes Mezzolombarbo, 
dto. 20. Mär; 1880, 3. 2354, die Brüder Biola feien gehalten, Pflöde, 
welche ſie auf dem Gemeindegrunde ai Novali eingefchlagen, binnen acht 
Tagen zu entfernen, wibrigend die Entfernung von Amtswegen auf ihre 
Seoften erfolgen würde, zurüdgewiefen. Das Gemeindegrundſtück, auf 
welches ſich die jo beftätigte Verfügung des Gemeindeamtes bezieht, be- 
zeichnet der Randesausfhuß „als einen Streifen Grundes, welcher nur 
als Zugang zum Bewäſſerungsécanale benützt wird und in die Kategorie 
ver Gemeindeſtraßen und Wege fällt.“ 

Daß der Landesausſchuß den Thatbeſtand unrichtig angenommen 
hätte, vermochte der V. G. Hof nicht zu erkennen. Denn einerſeits wird 
das fragliche Grundſtück in der gleichartigen Entſcheidung des Gemeinde⸗ 
amtes dto. 2. April 1879, 3. 708, welche von den Beſchwerdeführern 
nicht angefochten worden, alſo in Rechtskraft erwachſen iſt, gleichfalls als 
Zugang zu Bewäſſerungsanlagen bezeichnet. Anderſeits iſt durch das 
Erkenntniß des oberften k. k. Gerichtshofes dto. 10. September 1879, 
3. 9706 erwieſen, daß den Brüdern Biola der rückſichtlich dieſes Srundes 
angeftrebte Beſttzesſchutz Seitens ber Gerichtsbehörden nicht gemährt 
worden ift. 

. + Im Hinblid auf den To feftgeftellten, für den B. ©. Hof nad 
5. 6 des Gef. vom 22. Dctober 1875 maßgebenden Xhatbeftand ver⸗ 
modte der V. ©. Hof in der oberwähnten Verfügung des Oemeinde- 
amtes eine Geſetzwidrigkeit, insbefondere eine Ueberfchreitung des geſetz⸗ 
Ih umfchriebenen Wirkfungskreifes der Gemeinde nicht zu erkennen. Nach 
8. 27 ad 3 der. Gem. Ordg. obliegt der Gemeinde die Sorge für bie 
Erhaltung der Gemeindeftraßen und Wege, für die Sicherheit und Leich- 
tigkeit des Verkehrs und die Flurenpolize. Daß die Gemeindebehörden 
in Wahrnehmung dieſer Obliegenheiten berechtiget find, Handlungen, 
melde die Sicherheit und Yeichtigleit des Verkehrs zu behindern geeignet 
find, zu unterfagen und bintanzuhalten, vie Verkehrshinderniſſe zu bes 
feitigen, unterliegt daher feinem Zweifel. War aber die Gemeinde im 
Rechte, die Beſchwerdeführer zur Beſeitigung der von ihnen gejhaffenen 
Berlehröhinderniffe anzuhalten, ift auch Die Aufrechthaltung dieſer Ver⸗ 
fügung durch den Landesausſchuß correct. Die Beſchwerde mußte daher 
als gefeglih nicht begründet abgewiefen werben. 
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QAr. 981. 


Die Bermweigerung ber normalmäßigen Deficientengebühr wegen Beftandes 
einer anderweitigen Verforgung mittelft eines die Höhe der Deficienten: 
gebühr erreichenden Cinkommens, ift nicht gefehwibrig.*) 


Erkenntniß vom 8, Sänner 1881, 3. 2409. 


Der f. k. V. ©. Hof hat Aber die Befchwerbe des Deficienten- 
priefters Franz Pobar ca. Min. für Eultus und Unterricht anläßlich der 
Entſcheidung desſelben vom 26. Yuni 1880, 3. 8586, betreffend bie 
Berweigerung der normalmäßigen Deficientengebühr, nach durchgeführter 
d. m. Berhandlung und Anhörung bed Beſchwerdeführers, fowie des k. k. 
Sectionsrathe8 Dr. Heinefetter, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiejen.* 


Entſcheidungsgründe. 


Mit dem h. g. Erkenntniſſe vom 9. Februar 1878, 3. 250, wo⸗ 
mit die Entſcheidung des k. k. Cultus⸗ und Unterrichts-Min. vom 11. Yuli 
1877, 3. 10826, betreffend vie Verweigerung des Deficientengehaltes, 
über Beichwerde des Priefters Franz Pobar nad 8. 6 des Gef. vom 
22. October 1875 aufgehoben worden if, wurde ausgefprochen, daß eine 
Rechtsverwirkung für immer wegen einmal erfolgter Disciplinarbehantlung 
in den Normen über ten Deficientengehalt nicht gegründet fei, und daß 
die im Jahre 1861 gegen den Befchwerbeführer verhängte Cenſur ver 
Anweiſung des Deficientengehaltes® um fo weniger im Wege ftehen könne, 
als Franz Pobar nadträglih die Pfarradminiftration in Monvellebatti 
anvertraut erlangt und am 8. Februar 1868 thatſächlich angetreten hatte, 
als ſpäter die Behörden bei Abweifung feiner Geſuche um den Deficienten- 
gehalt obigen Abweiſungsgrund nicht mehr geltend machten und ald end» 
lich das Orpinariat unterm 15. October 1870, 3. 657 gegen die An⸗ 
weiſung kirchlicher Seits keinen Anftand erhob. Das k. f. Minifterium 
bat hierauf neuerlihe Erhebungen über Pobar’8 Verhalten eingeleitet 
und es find die Gemeinden aller jener Stationen, wo er Seelſorgsdienſte 
geleiftet hat, einvernommen worden. 

Die Aeußerungen verfelben beziehen ſich ſämmtlich auf die Zeit vor 
dem Jahre 1870, und ‘zwar infoferne fie nicht nur fein heftige Tempera⸗ 
ment heroorheben, auf die Zeit vor dem Jahre 1861; dagegen wirb 
laut Yeußerung der Gemeintevorftehung Pola vom 6. Juni 1878, 
3. 4366, womit der Bericht des Bezirkshauptmannes in Pola vom 
28. Auguft 1878, 3. 4366 und jener des Orbinariated vom 11. Jänner 
1878, 3. 8554 im Wefentlihen im Einklange fteht, Pobar's Verhalten 
in ben leßteren ZJahren als tadello® und correct bezeichnet. — Es Tann 
baber ber in ver angeföchtenen Entſcheidung übrigen nur nebenher bes 
rührte Mangel des birectiomäßigen Erfordernifjes der Sittlihleit nicht als 


*) Siehe auch Erkenntniß Nr. 209 (Band II, Jahrgang 1878), 


Beilage der Juriſtiſchen Blätter, 
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in für die Verweigerung des Deficientengehaltes maßgebenter Weife dar⸗ 
gethan erkannt werden. 

Belangend die über die Vermögens⸗ und Einkommensverhältniſſe des 
Beſchwerdeführers eingeleiteten Erhebungen iſt das Ergebniß derſelben zwar 
nicht ſo geartet, um ihren Stand genau und in ſicherer Weiſe erkennen zu 
laffen. — Es liegt jedoch der Grundbuchertract und die Beſtätigung bes 
Notifikenamtes des Bezirksgerichtes Pola vor, wonach auf das Haus 
Nr. 168 daſelbſt das Eigenthumsrecht des Dr. Franz Pobar eingetragen 
und feine Schuld zur Laſt desſelben vorgemierkt iſt. 

Das k. k. Miniſterium Hat in der angefochtenen Entſcheidung an⸗ 
genommen, dies Haus werfe ein Bruttoerträgniß von 804 fl. ab, wovon 
als von einem Neubaue die Spercentige Einkommenſtener mit 26 fl. 8'/, kr., 
dann die Landes⸗, Gemeinde», Grunvdentlaftungs- und Straßenbaubeiträge 
pr. 57 fl. 73 ke. in Abzug kommen und ergebe ſonach ein reines Ein» 
tommen von 730 fl. 18'/, kr. 

Wenn nun’auh dad Bruttoerträgnig nad Angabe des Beſchwerde⸗ 
führers und gemäß der von ihm vorgelegten Zahlungsaufträge der Bezirks: 
hanptmannfhaft Pola vom 5. März 1880, 3. 320 fi auf 744 fi. 
vermindert und davon im Sinne der beftehenvden Normen (N. ©. B. 1849, 
Nr. 412, Bit. 4, R. ©. B. 1850, Nr. 333, Pkt. 7, und R. ©. 2. 
1879, Nr. 68, Urt. IV) auch nod die 3Opercentigen Erhaltungstoften 
mit 223 fl. 20 kr. in Abzug gebracht werben, fo ergibt fih no immer 
ſchließlich ein jährliches Einkommen, welches ohne Rüdfiht auf die Theil 
baberfchaft Pobar’8 an ten Realitäten Nr. 13 und 47 in Bolofca die 
zweifache Gebühr des Deficientengehaltes pr. 210 fl. überfteigt. 

Da Beichwerbeführer weder auf Grund einer gerichtlich adjuftirten 
Rechnungslegung als gerichtlich beftellter Bormund feiner minderjährigen 
Geſchwiſter und Abminiftrator feiner abwefenden Brüder noch in anderer 
Weiſe feine Behauptung, er habe vie Haus mit dem Erlöfe aus bem 
Berlaufe der vom Vater auf ihn und feine ©efchiwifter vererbten Grund» 
ftüde und mit den Renten ver von ihm verwalteten Erbfchaftstheile feiner 
abwejenden Brüder erbaut, dargethan, überhaupt nicht ziffermäßig nach⸗ 
gewiefen hat, e8 ftehe feinem Befige eine aufrechte Yorderung von folder 
Höhe entgegen, daß ihm feine ter Deficientengebähr von 210 fl. wenig⸗ 
ſtens gleihlommenvde Rente zur eigenen Verwendung erübrige, konnte vie 
Annahme des k. k. Minifteriums, daß das Einkommen des Dr. Franz 
Bobar ihm mehr als jene Berforgung biete, welde er aus dem Religions- 
fonde zu erhalten hätte, nicht al8 der Sachlage wiberfprechende angeſehen 
werben. 

Es ift nun bereits im 5. g. Erfenntniffe vom 9. Februar 1878, 
3.250 tm Hinblide auf das Hofdecret vom 7. Banner 1792 ausgefproden 
worden, es könne als ein Erforderniß der Deficientengehaltsanweifung an⸗ 
gefehen werden, daß die Berforgung des Deficienten nicht uk ein anderes 
Eintommen fichergeftellt fei. — Das k. k. Minifterium bat angenommen, 
daß bei einem Einkommen, weldes die Höhe der Deficientengebühr erreicht, 
obige Sicherftellung gegeben ift; dieſe Annahme kann nicht als eine ber 
Abſicht des Gefeges zumwiderlaufende angefehen werden. Da naͤch dem 
eit. Hofvecrete durch die Verleihung des Tiſchtitils, d. i. durch die Zu⸗ 
fiherung des Deficientengehalte®, die Berforgung für ven Fall ber 
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Untauglichkeit fihergeftelt werben ſoll, fo erfcheint ein Einkommen in ver 
Höhe des Deficientengehaltes als Berforgung im Sinne des Geſetzes. 

Demnach konnte in der Verwei ber Deficientengebühr nach 
dem actenmäßigen Sachverhalte eine Geſetzwidrigkeit nicht gefunden und 
mußte die Beſchwerde abgewieſen werden. 


Ar. 982. 


Rechtsſatz wie in Kr. 870. 
Erkenntniß vom 11. Jänner 1881, 3. 20. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Angela Hillich, 
ca. Entſcheidung ver galiz. 8. k. Fin.-Landespirection vom 19. Mai 1880, 
3. 19965, betreffend die Hauszinsftenerbemeflung für das Jahr 1879 
vom Haufe C.⸗Nr. 507, viertes Viertel in Lemberg, nach burchgeführter 
d. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerbe wird als unbegründet zurüdgewiefen. — 
Ein Erfag der Koften des Verfahrens wird nicht auferlegt." *). 


Ar. 983. 


Einfommenfteuer 1. Sloffe von einem Bräubausbetriche, 
Srienntniß vom 11. Iänner 1881, 3. 47. 


Der k. 1.3. ©. Hof hat über die Befhwerde der Firma W. Wald» 
ftein & Söhne, Bräuhausbefiger in Nußle, ca. Entfheidung ber k. k. 
Fin.«Landesdirection für Böhmen vom 26. April 1880, 3. 21729, be 
treffend die Bemeffung der Einfommenftener vom Bräuhausbetriebe für 
bie Sabre 1377 und 1878, nad durdgeführter d. m. Verhandlung und 
Anhörung des Adv. Dr. Lutwig Bendiener, fowie des k. k. Min.-Dice- 
Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird, infoweit fie bie 
Menge des als Haustrunk abzuziehenden Bierquantums für 
bie Betriebsjahre 1876 und 1877 betrifft und infoweit fie 
eine Schwendung an Hopfen für das Betriebsjahr 1876 bei 
Ermittlung der diesfälligen Betriebsanslage nicht paffirte, 
nad 8.6 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36 wegen mangelhaften Berfahrens aufgehoben und in 
diefer Beziehung die Sache zur Behebung der Mängel unb 
neuen Entſcheidung an die Adminiſtrativbehörde zurüdgeleitet. 
— Im Uebgigen wird die Befchwerbe zurüdgemwiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Firma Waldſtein & Söhne beſchwert ſich gegen die ihr für 
die Jahre 1877 und 1878 vorzefchriebene Einfommenfteuer vom Ertrage 


*) Siehe Eutſcheidungegründe bei Nr. 870 (IV. Band, Jahrgang 1830). 
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ihres Bräuhauſes in Nußle deshalb, weil 1) ihr als Haustrunk nur 
545 Hectoliter für das Betriebejahr 1876 und 571 Bectoliter für das 
Betriebsjahr 1877, flatt in beiden Yahren 960 Hectoliter paffirt worden 
find; 2) weil für jedes Gebräu von 100 Hectelitern bei 10 Sadaro- 
metergrapden nur ein Hopfenzufag von 30 Kilogramm, ftatt 33/, Silo 
gramm angenommen worden ift; 3) weil beim Hopfen fein Gewichtsmanco 
paffirt wurde, und 4) weil der durchſchnittliche Hopfenpreis für das Be 
triebsjahr 1877 ftatt mit 600 fl. pr. Metercentner, nur mit 550 fl. 
paffirt worden iſt. 

Der B. ©. Hof, melder nah $. 6 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf Ornnd des in der Ichten ad⸗ 
miniftrativen Inftanz angenommenen Thatbeftandes zu erkennen hat, wenn 
nicht der letztere als ein mangelhafter befunden wird, mußte fich im gegen⸗ 
wärtigen Bejchwerbefalle, in welchem nur der der angefochtenen Entſchei⸗ 
dung zu Grunde gelegte Thatbeftand angefochten wird, lediglich auf Prü- 
fung des letzteren beſchränken. 

Nach den von ver k. k. Fin.Landesdirection in Prag eingeholten 
und hier vorliegenden adminiſtrativen Acten ergibt fih, daß bei dem 
Umftande, ald gegen die Nichtigkeit der bezüglichen von der Firma Wald⸗ 
flein & Söhne eingebrachten Einfommensbelenntniffe Bedenken auftaudten, 
in Gemäßheit des 8. 25 des Einkommenftenerpatented und des Fin.-Min.- 
Erlafjes vom 13. November 1850, R. ©. B. Nr. 445, Ubf. 5, am 
25. und 26. November 1878 fachverftändige Bertranensmänner vernom- 
men worten find, deren Ausſagen am 25. Februar 1879 dem Repräfen- 
tanten der Firma Walpftein zur Abgabe der erforverlihen Aufklärungen 
protofollarifch eröffnet wurden. 

Ueber den von ber genannten Firma gegen bie unterm 16. April 
1879 für die beiden Jahre 1877 und 1878 erfolgte Einkommenfteuer- 
bemefiung eingebrachten Recurs find die Vertrauensmänner binfichtlich der 
von diefer Firma am 25. Webruar 1879 vorgebrachten Einwendungen 
neuerlih am 27. Februar und 8. März 1880 vernommen worden, io» 
bei diefelben auf ihren bereit8 abgegebenen Gutachten verblieben. — Erft 
auf diefer Grundlage erfloß die angefochtene Entſcheidung vom 26. April 
1880, 3. 21729. — €3 ift daher im diefer Richtung Feine wefentliche 
Form des Adminiftrativverfahrens außer Acht gelaſſen worden. 

Anf die einzelnen Befchwerbepunfte übergehend umd zwar zunächſt 
auf den erften, hatte die Brauftätte Nußle nad den vorliegenden Apmini- 
firativacten im Betriebsjahre 1876 eine Menge von 52700 Hectolitern 
Bier und im Yahre 1877 eine Biermenge von 49200 Hectolitern erzengt. 
— Hievon wurden für jebes ber beiden Betriebsjahre nah dem Ont- 
achten der Sachverſtändigen 3 Percent als Schwendung und als Haus⸗ 
trunf für das Betriebsjahr 1876 eine Menge von 545, für 1877 ein 
Duantum von 571 Hectolitern zum Abzuge paffirt. 

Die Befchwerbeführer nehmen als Haustrunk die Paffirung von 
960 Hectolitern in Anſpruch und berufen fi darauf, daß im Betriebs⸗ 
jahre 1875 ber Haustrunk in dieſem letteren Ausmaße paffirt worden 
fei, der Betrieb aber fih im Jahre 1876 eher gefteigert als vermindert 
babe. — Nah ten vorliegenden Apminifirativacten ift auch ber Unter- 
ſchied zmwifchen der Erzeugung des Jahres 1875 und jener des Jahres 


3# 


20 Nr. 983. — Erf. v. 11. Jäuner 1881, 3, 47. 


1876 ein verhältnigmäßig fo geringer, taß eine Herabfegung bes Haus⸗ 
trunkes von 960 auf 545 und 571 Hectoliter auffällig erfcheinen muß. 

Der B. ©. Hof fand demnach, daß, foweit es den Haußtrunf be« 
langt, ter Xhatbeftand einer Ergänzung bedarf und mußte daher in biefer 
Richtung die adminiftrative Entſcheidung aufheben, 

Die Annahme von 30 Kilogramm Hopfen für jeden Sud Seitens 
der Steuerbehörden kafirt gleihfall® auf dem Übereinftimmenben Gutachten 
ber fachverftäudigen Bertrauendmänner, wogegen die Firma Waldſtein 
lediglich geltend zu machen fuchte, daß es auf die wirflih verwendete 
Hopfenmenge bei jebem Sude ankomme. Dieſe Einwendung wäre nur 
dann beacdhteuswerth, wenn die genannte Firma ten Beweis für die von 
ihr behauptete Thatfache erbracht hätte, was nicht der Fall war. I 
zweiten Beſchwerdepunlte mußte daher die Beſchwerde abgewieſen werben. 

Belangend den dritten Befchwerbepunft haben die Steuerbehörben 
allerdings zur Ermittlung der Geſammtmenge des in jedem ver beiden 
Betriebsjahre für die erzeugte Biermenge beizufchaffen geweſenen Hopfens 
rüdfichtlich des Betriebsjahres 1876 ſich darauf bejchränft, die Zahl ber 
Gebräude mit der nad dem Befunde ver Bertrauensmänner für jeden 
Sud erforterlihen Menge von 30 Kilogramm zu wmultipliciren und das 
Product al8 den gedachten Hopfenbedarf anzunehmen, ohne eine Schwen⸗ 
dung zu berüdfichtigen, die dur das Deffnen der Eäde und Berftauben 
dieſes Materiales ꝛc. einzutreten pflegte. — Nur im Betriebejahre 1877 
find ſummariſch für ein Gebräu zu 11 Grad und für „Abgang“ 240 
Kilogramm in Anrehnung gebracht. 

Die Yirma Waldftein batte jedoch bereit8 in ten betaillirten Nach⸗ 
weifungen zu ihren Belenntniffen bei der Ermittlung der Betriebsaudlage 
für Hopfen eine Schwendung mit in Berechnung gezogen. 

Die Ausſage ver jachverftändigen Vertrauensmänner tft, wie aus 
bem Protofolle vom 25. November 1878 hervorgeht, lediglich darüber 
eingeholt worden, wie viel Hopfen für jedes Gebräu erforderlich gewefen 
fei. Denn dort heißt e8 nur: „Die Aufrechnung von 331/, Kilogramm 
Hopfen pr. Gebräu dürfte etwas zu Hoch gegriffen fein. Mit Nüdficht 
auf die mittlere Dualität des Hopfens, auf welhe nad dem Preife ge- 
fhloflen werben muß, find 30 Kilogramm pr. Gebräu zureichend.“ — 
Hierin Tiegt jedoch fein Gutachten in der Richtung, ob eine Schwendung 
bei ter zum Betriebe eingefauften Hopfenmenge — und um dieſe handelt 
es ſich — und in welchem Ausmaße angenommen werben fönne. 

Anderſeits gebt aus ven gleichfall® vorliegenden Einfommenfteuer- 
bemeflungsacten für die Steuerjahre 1875 und 1876 hervor, daß bie in 
der Eintommensfaffion in Berechnung gezogene Hopfenfchmendung von 
der Steuerbehörde nicht beanftändet worden ifl. — Eine inbirecte Schluß. 
folgerung, wie bie Gegenſchrift meint, daraus zu ziehen, daß die ver» 
nommenen Bertrauensmänner, weil und obfhon fie dieſes nicht ausdrück⸗ 
lich ausfpradhen, unter dem begutachteten Bedarfe von 30 Kilogramm für 
jedes Gebräu bereit den Gewichtsmanco berüdjichtiget hätten, konnte ber 
V. G. Hof nit für zuläfftg anerfennen, zumal nad dem 7. Abf. bes 
Fin. »Min.Erlafjed vom 18. April 1850, R. ©. B. Nr. 142 den Ber- 
trauensmännern ſtets beftimmte Kragen über die zur Beurtheilung bes 
Belenntniffes dienenden thatſächlichen BVerhältniffe und deren Anwendung 
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auf ven Fall, um ten «8 ſich hantelt, zu ftellen find, ohne daß ihnen 
das Bekenntniß felbft zur Einficht mitzutheilen oder befien Inhalt zu 
eröffnen ift. 

Nachdem nun eine auf die Hopfenfhiwendung gerichtete Frageftellung 
an bie vernommenen Bertrauendmänner nicht erfolgte, jo mußte ter 
8. ©. Hof in diefem Punkte den Thatbeftand als einer Ergänzung bes 
bärftig anfehen und deshalb in diefer Richtung die angefochtene Entſchei⸗ 
bung nad) $. 6 des Gef. vom 22. October 1875 aufheben. 

Der letzte Beſchwerdepunkt bezieht fih auf den ven ber Steuer- ' 
behörde für das Betriebsjahr 1877 nur mit 550 fl. pr. Meterceniner 
angenonimenen Hopfenpreis, während die Bejchwerbeführer benfelben mit 
600 fl. angenommen wiſſen wollen. — Ans den den Steuerbemeffungsacte 
für dad Jahr 1878 zuliegenden Ausweifen des Bürgermeiflers in Sanz 
über den Marktpreis von Hopfen ergibt fih, daß der Durchſchnittspreis 
für Saaz (Stadt, Bezirk und Land) im Jahre 1876 mit 686 fl., im 
Jahre 1877 mit 180 fl. pr. Metercentner fi ftellte. — Erfahrungs» 
gemäß wird nad der Ausfage der Sachverſtändigen vom 25. und 26. No- 
vember 1878 ber Berarf eines Betriebsjahres an Hopfen in Bräuereien 
zu 2/, aus der Ernte des Vorjahres, der weitere Bedarf aus der Ernte 
des laufenden Jahres gevedt. — Es wurde jomit rüdfichlich des Betriebs, 
jahres 1877 der Geldaufwand für Hopfen in der Brauftätte zu Nußle 
mit 2/, nad dem durchſchnittlichen Marktpreife des Jahres 1876 und mit 
1, nach jenem des Yahres 1877 angenommen, wonach diefer Aufwand 
fi mit 518 fl. pr. Metercentner ergab. 

Wenn nun die Steuerbehörven zu Gunſten der Steuerträger ben 
Koftenpreis für Hopfen im-Betriebsjahre 1877 mit 550 fl. pr. Meter 
centner, jomit höher als obigen Durchſchnittspreis, angenommen haben, 
fo lag hierin für die legteren feine Rechtsverletzung. — Der B. ©. Hof 
mußte demnach den vierten Beſchwerdepunkt für unbegründet anfehen. 


Ar. 984. 


Preis „befonderer Vorliebe” bei der Gebührenbemeflung. 
Erfenntniß vom 11. Inner 1881, 3, 48. 


Der k. k. V. ©, Hof hat Über die Befhwerbde der Eheleute ‚Anton 
und Therefia Binder, Befiger der Murauer Mühle zu Altheim, ca. Ent- 
Iheidung des k. k. Finanz-Min. vom 20. Mai 1880, 3. 2949, betreffenn 
bie verweigerte theilmeife Rückvergütung der PBercentualgebühr vom Kauf- 
vertrage, dto. 4. Mai 1878, nad burchgeführter 8. m. Verhandlung und 
Anhörung des Adv. Dr. Ignaz Pisko, fowie des k. k. Min.-Bice-Secr. 
Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begrändet ab- 
gewiejen. — Die Beſchwerdeführer haben an das Ef. Finanz 
miniflerium an Koſten des Berfahrens den Betrag von 10 fl. 
binnen 14 Zagen nad) Zuftellung des Erfenntnifjes zu bezahlen.“ 
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Entfcheidungsgründe. 


Die Befchwerbeführer hatten noch als Brautleute die Mühlrealität 
Nr. 47 in Altheim ſammt Grundftüden mit dem Bertrage vom 4. Mai 1878 
und zwar einfchließig ter anf 5000 fl. bewertheten Fahrniſſe um 30.400 fl. 
gelauft. — Auf Grumd dieſes Kaufihillings und des Werthes der zu 
Gunſten der Berfäufer von den Käufern mitübernemmenen Ausgedinge 
wurbe den Bejchwerteführern eine Gebühr von 1303 fl. 871/, fr. unterm 
29. Yuli 1878 bemefjen und die lettere am 31. Auguſt 1878 auch einbezahlt. 

Unterm 2. September 1878 find die Befchwerveführer beim Be⸗ 
zirlögerichte Mauerfirhen um vie Vornahme einer gerichtlichen Schäßung 
ter vorerwähnten Realität eingefchritten. Bei dieſer ift unter Beiziehüng 
eines von der Finanzverwaltung beigegebenen Abgeorbneten die Realität 
am 19, September 1878 auf 19.625 fl. gerichtlich gefchättt worden. — 
Auf Grund dieſes Schätungsacted find die Eheleute Binder um bie dem 
Schätzungswerthe entfprechende Richtigftellung, bezw. um bie Rückvergütung 
des nad ihrer Anſchauung zu viel entridgteten Gebührenbetrages pr. 455 fi. 
87'/, Fr. eingefchritten, indem fie geltend zu machen fuchten, daß der von 
ihnen eingegangene Kaufpreis von 30.400 fl. ein Preis befonverer Bor- 
liebe war, indem ihre Ehe von deren Verwandten nur unter der Be⸗ 
dingung zugegeben worden fei, daß fie die fraglihe Mühlrealität käuflich 
an ſich bringen. 

Die Finanzbehörden haben jedoch ‚vie angeſprochene Gebührenrück⸗ 
vergütung abgemwiefen und der B. ©. Hof fand anläßlih der vorliegenden 
Beichwerde, daß in dieſer Abweiſung eine Geſetzwidrigkeit nicht gelegen 
fei. — Sowohl nad 8. 50 des Gef. vom 9. Februar 1850, wie aud 
nad Zarifpoft 65 des Gef. vom 13. December 1862, R. ©. B. Wr. 89 
gilt als Regel, daß bei dem Kaufe einer unbeweglichen Sache als Werth 
derjelben bei der Gebührenbemeflung der bedungene Kaufpreis fammt dem 
Werthe der Nebenleiftungen anzunehmen fei., 

Nah diefer Regel hatte die Gebührenbemeflung auch im vorliegen- 
ten Falle ftattgefunden und hatten auch die Beſchwerdeführer die jo be⸗ 
meſſene Gebühr anftandelos entrichtet. Allerdings geftattet der 8. 6 ber 
faif. Verordnung vom 19. März 1853, R. ©. B. Wr. 58, daß, wenn 
ein Steuerpflictiger um bie Vornahme einer bejonderen gerichtlichen 
Schägung zum Behufe der Gebührenbemeflung einfchreitet, abweichend von 
der vorangeführten Kegel, eine Ermäßigung der nad) dem bebungenen 
Kaufpreife entfallenden Gebühr dann zugeftanden werden kann, wenn durch 
die gerichtliche Schägung außer Zweifel gejett wird, daß unter dem be» 
dungenen Raufpreife offenbar ver Preis befonderer Vorliebe begriffen fei. 

Allein nah 8. 305 a. b. ©. 8. ift der außerordentliche Preis be- 
fonderer Vorliebe dann anzunehmen, wenn der Befitger der Sade ver- 
langt, daß ihm mit Rückſicht auf die in zufälligen Eigenſchaften 
der leßteren begründete Vorliebe ein höherer als der gemeine Werth 
erſetzt werden fol; während wenn folhe zufällige Eigenfhaften ober Ber- 
hältniffe den Erwerber der Sache veranlafien, einen höheren al® ven 
gemeinen Werth zur erjegen, ein außerorventliher Preis des befonderen 
Interefie geleiftet wird. — Schon aus diefem Grunde wäre die Anwendung 
des 8. 6 der kaiſ. Verordnung vom 19. März 1853 unzuläffig gewefen. 
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Auch der 8. 77 des Geb. Gef.’ fteht dem Begehren der Beſchwerde⸗ 
führer entgegen. Hienach kann nämlich eine Gebührenrüderftattung nur 
dann gewährt werben, wenn Jemand durch einen Irrthum oder Rechnungs⸗ 
verftoß einen höheren als den vorjhriftemäßigen Betrag bezahlt hätte, — 
Bon einem Rechnungsverſtoße oder Irrthume kann aber im vorliegenden 
Halle keine Rede fein. Denn die Bejchwerbeführer hatten in ihrem Ge⸗ 
jnche an das k. k. Bezirkögeriht Mauerfirhen um bie Bornahme der 
gerichtlichen Schätung bereits erklärt, daß die von ihnen erworbene Realität 
in Wirklichkeit bei Weiten nicht den eingegangenen Kaufpreis erreiche, 
den fie nur bei ven befonderen Berhältniffen, welche fie zum fraglichen 
Kaufe nöthigten, geleiftet haben. — Die Beichwerbeführer waren baher 
ſchon bei Abfchließung des Kaufgefchäftes über den Werth des Objectes 
nit in einem Irrthume befangen, 

Der B. ©. Hof konnte demnach der Beſchwerde nicht ftattgeben. 


De auferlegte Koftenerjag ift im 8. 40 des Gef. vom 22. October 1875, 


G. B. ex 1876 Nr. 36 begründet. 


Ar. 985. 


Rechtsſatz wie in Ar. 196 und 586. 
erkenntniß vom 11. Jänner 1881, 3. 49. 


Der k. 88. G. Hof hat über die Beichwerde bes Dr. Theodor 
Reiſch, Advocaten in Obervöbling, als Maflaverwalter im Concurfe des 
Auguſt Syre und Machthaber des Franz Zelniczef, ca. Entjcheivung bes 
k. k. Finanz-Min. vom 11. Juni 1880, 3. 14981, betreffend die Be- 
meflung einer Percentualgebühr vom Geſellſchaftsvertrage, dto. 1. Mai 
1878, nad durdhgeführter d. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als gefeglih nicht begründet ab- 
gewiefen. — Ein Erfag der Koften des Berfahrens findet 
nicht ſtatt.“*) 


Ar. 986. 


Das Alleinrecht auf den Gebrauch einer Marke und die Priorität der 
Kegiſtrirung derſelben nach dem Markenſchußgeſehe vom 7. December 1858, 
R. ©. 8. Nr. 230. — Die Koften einer commiffionellen Umtshandlung 
find von demjenigen zu tragen, der fie burch fein Serſchuiden veranlaßte. 


Erienntniß vom 18. IAuner 1881, 3. 26534, 
Der E83. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Hfrael Hilfer- 
ding, ©ewerlebefigers in Wien, ca. k. k. Hanveld-Min. wegen ber Ent- 


ſcheidung vom 27. April 1880, 3. 81109, betreffend die Berechtigung 
zur Führung der bei dem Werke Wafferleit in Steiermark regiftrirten 





*) Siehe Entiheidungsgründe bei Nr. 196 (Band II, Jahrgang 1878) und 
bei Nr. 586 (Band III, Jahrgang 1879). debrgens 
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Schutzmarke „Pflug* für Senſenfabrikate, nad burchgeführter d. m. Vers 
handlung und Anhörung des Adv. Dr. Mar Neuda, des k. k. Sections- 
rathes Dr. Leddihn, dann des Abo. Dr. Theodor Schuloff, in Vertretung 
ber mitbetheiligten Firma Wertheim & Schmölzer, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird ald unbegründet abgewiefen. — 
Der Befhwerveführer hat der mitbetheiligten Bartei die Koften 
des Verfahrens vor dem Berwaltungsgerichtöhofe im ange» 
ſprochenen Betrage von 187 fl. 45 kr. binnen 14 Tagen bei 
Erecutionsvermeidung zu erjegen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Um 15. Februar 1859 wurde im Markenregiſter ver Handels⸗ 
fammer zu Leoben die Marke „Pflug“ mit dem Beifchlage „Üpler k. k. 9.“ 
bei dem Werke in Wafjerleit für Senfenfabrilate auf den Namen Chriftoph 
Weinmeifter regiftrirt und am 22. December 1871 auf Chriftoph Wein- 
meiftere Söhne umfcrieben. Um 27. Bebruar 1877 ftellten Chriftoph 
Weinmeiſters Söhne eine Erklärung aus, in welder fie fih ven Be 
ſchwerdeführer Ifrael Hilferding gegenüber verpflichteten, vie erwähnte 
Marke Löfchen zu laſſen und das von ihnen unterzeichnete Löſchungsgeſuch 
an Hilferding zu übergeben, welchen fie zugleich‘ als künftig allein berechtigt 
zum Gebrauche biefer Marke anerkannten. Auch, liegt ein gebrudtes Cir⸗ 
cular, dto. 28. Februar 1877 vor, worin Chriftoph Weinmeifters Söhne 
bie Auflafjung der Marke „Pflug“ bekannt geben und bie Anerkennung 
bes Rechtes Hilferbings zu deren Führung conftatiren. 

Hilferding erwirkte hierauf als Befiger des Senfenhammerwertes 
Kammerhof im Gerichtsbezirke Kicchberg a/d. Pielach, Bezirkshauptmann- 
fhaft St. Pölten, am 1. März 1877 die Regiftrirung dieſer Marke bei 
ber Wiener Hanbelöfammer und am 24. Mai 1877 für fein Senfen- 
hammerwerk in Krieglad- Schwöbing bei der Kammer zu Leoben (dem 
Regifirirungsprotofolle der nieder⸗oſterr. Handelskammer wurde eine Ab- 
Schrift der Erklärung von Ehriftoph Weinmeiftere Erben vom 27. Februar 
1877 beigefügt), — Dagegen wurde das von Hilferbing am 17. Mai 
1877 bei der Handels⸗ und Gewerbelammer zu Leoben überreichte, von 
Chriſtoph Weinmeifters Söhnen laut Legalifirung am 28. Februar 1877 
unterzeichnete Gefuh um Löjhung der für Weinmeifters Söhne regiftrirten 
Marke, weil mittlerweile über dieſe Yirma (und zwar wie aus ven Acten 
hervorgeht, am 14. Mai 1877) der Concurs eröffnet worden war, von 
ber Sammer mit Beſcheid vom 24. Mai 1877, 3. 170 an die Firma 
Weinmeifters Söhne mit dem Bedeuten zurüdgeftellt, daß fie die Bewilli- 
gung des Concursmaſſeverwalters zur Löſchung der Marke beizubringen habe. 

Die Realitäten, auf welden fih das Werk Wafferleit befindet, wur- 
den am 16. Juni 1877 executiv verfteigert. Bei ber Feilbietung wurde 
von Seite ber Concursmafjeverwaltung erflärt, daß im Schäßungsprotofolle 
in Betreff der Zeichnung der für Chriſtoph Weinmeifters Söhne regiftrirten 
Marken eine ausprädlihe Erwähnung gefchehen fei, weil die Marken 
nad 8. 5 des Gef. vom 7. December 1858 an dem Gewerfsunternehmen 
haften und mit demfelben ten Beſitzer wechſeln. Zugleich erklärten bie 
Creditorenausfhüffe, daß diefe Marten mit ven zur Verfteigerung ge⸗ 
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Iangenden Hämmern als Zugehör ohne alle Haftung verfteigert werben. 
Die Realität wurde von Joſef und Elifabetb Schmölzer erftanden, und 
ift von dieſen fpäter an die Firma F. Wertheim & Schmölzger über- 
gegangen. Die Marke wurde im Üegifter der Leobener Handeld- und 
Sewerbelammer am 20. Yuni 1877 auf Joſef und Eliſabeth Schmölzer 
und am 1. September 1877 auf die Firma F. Wertheim & Schmölzer 
umſchrieben. 

Am 26. December 1877 führten Wertheim & Schmölzer bei ber 
Bezirkohauptmannſchaft St. Pölten darüber Klage, daß Iſrael Hilferbing, 
Befiger des Senſenwerkes Kammerhof, unberechtigter Weile Senſenwaaren 
mit der Marke „Pflug“ anfertige, anfündige und verlaufe, und baten um 
die Anerkennung ihres Alleinrechtes auf die Marke, um Einſtellung des 
Gebrauchs derſelben durch Hilferding, und um Beftrafung des letzteren 
wegen eines unberechtigten und wiflentlichen Eingriffes in ihr Markenrecht, 

Hierüuber wurde nad durchgeführtem Berfahren von ber Bezirks⸗ 
bauptmannfchaft St. Pölten dad Erlenntniß vom 9. Yuli 1878, 3. 2835 
gefält, mit welchem ausgefprodhen wurde: 1) daß ben Senfengewerfen zu 
MWaflerleit 5. Wertheim & Schmölzer das Alleinrecht auf die ftreitige 
Marke gebühre; 2) daß Yfrael Hilferding fich eines wifjentlihen un 
widerrechtlihen Kingriffe in das Markenrecht der vorgenannten Firma 
ſchuldig gemacht habe; 3) dem Ifrael Hilferding wurde ber fernere Ge⸗ 
brauch der Marke und der Verlauf der bamit bezeichneten Senjenwaaren 
unterfagt; die Befeitigung der Marke von den damit bezeichneten Waaren 
unter Beiziehung eines Vertreterd der Kläger und bie Unbrauchbarmachung 
ber zur Prägung der Marke dienenden Werkzeuge und Vorrichtungen wurde 
angeordnet; Hilferding wurde zu einer Geldſtrafe von 200 fl. und zum 
Erſatz der Koften des Strafverfahren® verurtheilt und zugleich die Publi- 
cation bes Erfenntniffes verfügt; 4) die Vertretungsloften (deren Erſatz 
von ben Klägern angeſprochen worden war) wurden gegenfeitig aufgehoben. 

Ueber Recurs beider Theile (und zwar der Kläger gegen Punlt 4) 
wurde mit dem Erkenntniſſe der niever-öfterr. Statthalterei vom 22. Des 
cember 1878, 3. 30579, Punkt 1 des Erkenntniſſes ver I. Inftanz be⸗ 
flätigt und zugleich die für Hilferding bei ber niever-öfterr. Handelskammer 
regiftrirte Marke für ungiltig erklärt. Punft 2 wurde aufgehoben, in 
Conſequenz deſſen wurde auch bie im Punkte 3 ausgefprochene Strafe, 
ſowie die Anortnung der Publication aufgehoben. Die übrigen Beftim- 
mungen wurden mit Ausnahme derjenigen, welche die Beiziehung eines 
Bertreterd der Kläger zur Bejeitigung der Marken anorbnete, aufrecht er- 
halten. Punkt 4 wurde ebenfalls aufgehoben und tie Hagende Firma mit 
ihrem Anſpruche auf Erjaß der Vertretungskoften auf den Rechtsweg gewiejen. 

Zur Begründung der im Punkte 1 enthaltenen Entjcheidung über 
die Priorität bemerkt die Stattbalterei: Wenn auch dem $. 5 des Marken⸗ 
ſchutzgeſetzes, welcher ausſpricht, daß das Markenrecht an der Gewerks⸗ 
unternehmung klebt, mit derſelben erliſcht und mit ihr den Beſitzer wechſelt, 
nicht jene Auslegung gegeben werden kann, daß der Beſitzer einer regi⸗ 
ſtrirten Marle nicht zu jeder Zeit berechtigt wäre, fein Alleinrecht auf 
biefe Marke aufzugeben und dieſelbe ganz aufzulaflen und hiedurch zum 
Gemeingute zu machen, und wenn aud in Anwendung bes Geſagten nicht 
beftritten werten kann, daß ber frühere Befiger ded Senſenwerkes Wafler- 
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Ceit, fo lange er no im Vollgenuffe der bürgerlichen Rechte fand, berech⸗ 
tigt war, auf bie Weiterführung der Marke „Pflug“ zu verzichten und 
deren Löſchung dem Gewerken Ifrael Hilferbing zuzufihern, fo bilvet bie 
diesfalls von der Gewerkenfirma Chriſtoph Weinmeiſters Söhne aus» 
gefertigte Verzichts- und Ceſſtonserklärung dto. 27. Februar 1877 doch 
für: Sfrael Hilferding felbftverftändlid nur den civilrechtlichen Titel 
zur Erwerbung der fraglihen Schugmarke. 

Das Alleinreht auf diefe Marke im Sinne des Markenſchutzgeſetzes 
und mit ter Wirkfamleit auf dritte Perfonen konnte er erft durch eine 
rechtsgiltige Regiftrirung der Marke auf feinen Namen erwerben. Cine 
ſolche rechtsgiltige Regiftrirung aber war erft dann möglich, wenn biefe 
Marke vorerft im Markenregiſter zu Leoben gelöfht war, weil ja das 
Alleinrecht auf eine Marle auf der Vorausfegung beruht, daß biefelbe 
Marke nit ſchon oter noch für einen andern Befiter regiftrirt if. 

Diefe Bedingung trifft bei Hilferding nicht zu; bie nieber-Öfterr. 
Handels⸗ und Gewerbekammer hat zwar die Regiftrirung der Marke für 
Hilferding vorgenommen, teren Löſchung aber in Leoben ift thatlächlich bis 
heute nicht erfolgt, fo daß ver Kegiftrirungsact der nieter-öfterr. Handels⸗ 
und Gewerbelammer rehtsunwirkfam blieb; mit Rüdficht tarauf konnte 
die Firma Wertheim & Schmölzer als die Befignachfolgerin Weinmeifters 
die noch nicht gelöfchte Marke des letzteren im runde bes 8. 5 bes 
Markenſchutzgeſ. für fih in Anfpruch nehmen, mas nicht möglich gewefen 
wäre, wenn Hilferding das Löfhungsgefuh Weinmeifterd zu einer Zeit an 
die Handelskammer in Leoben eingefchidt hätte, als Weinmeifter nod 
homo sui juris war, weil in biefem Falle die Löfchung von der Handels⸗ 
fammer ohne Zweifel und mit Recht vorgenommen worden wäre. 

Ueber die gleihfall® von beiden Theilen ergriffenen Recurſe erkannte 
das k. 1. Hanvels-Min. im Einvernehmen mit dem Min. des Innern 
mit der Entſcheidung vom 27. April 1880, 3. 31119 wie folgt: 

1) Der von 9. Hilferding in feinem Minifterialrecurfe angefochtene 
Bunkt der Statth.-Entjheidung, womit das Alleinrecht der Firma F. Wert- 
beim & Schmölzer Senfengewerke zu Wafferleit auf die für dieſes Sen⸗ 
fengewert bei der Handels- und Gewerbekammer zu Leoben regiftrirte 
Schutzmarke „Pflug“ mit dem Beifhlage „Adler“ und den Buchſtaben 
„k. k.“ und „I.“ anerkannt und ausgeſprochen worden ift, daß dieſe von 
Hilferding für fein Gewerk Kammerhof regiftrirte Marke ungiltig fei, wird 
—8 und ter dagegen von Iſrael Hilferding erhobene Recurs zurück⸗ 
gewiefen. Ä 

2) Es wird ferner die von Iſrael Hilferding bei der Handeld- und 
Gewerbelammer in Leoben unter dem 24. Mai 1877, 3. 231 erzielte 
Kegiftrirung derſelben Marke für fein Wert Schmöbing ebenfallg für 
ungiltig erklärt. 

3) In theilweifer Abänderung ber recurrirten Statth.⸗Entſcheidung 
wird ausgeſprochen, daß fi Iſrael Hilferding durch die Aneignung und 
ben Gebrauch der in Rede ftehenden Marke eines widerrechtlichen 
Gingriffes in das Markenrecht der Firma F. Wertheim & Schmölger 
im Sinne des $. 15 des Markenſchutzgeſ. ſchuldig gemacht Hat. 

4) Die Firma Wertheim & Schmölzer bat daher das Recht auf 
Beranlaflung der Einftelung des Gebrauches der widerrechtlichen Marke, 


, 
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auf Befeitigung berfelben von den damit bezeichneten Waaren, foweit fie 
für den Berlauf beftimmt find und auf Unbrauchbarmachung ver zur Nadı- 
mahung der Marke vienlihen Werkzeuge und Vorrichtungen; berfelben 
bleibt die Intervention bei ber bienady vorzunehmenden Amtshandlung 
freigeftellt und es ift ihre demgemäß der Zeitpunkt der Vornahme biefer 
Amtshandlung rechtzeitig befannt zu geben. 

5) Dem NRecurdbegehren der Birma F. Werthheim & Schmölzer 

auf Unerkennung der Wiffentlichkeit des durch Ifrael Hilferding begangenen 
Eingriffes in ihr Markenrecht, Beftrafung desſelben und Publication des 
Straferfenntniffes im öffentlihen Blättern, wird unter Beflätigung bes 
diesbezüglihen Ausſpruches der Statthalterei Teine Folge gegeben. 
6) Der Ausſpruch des reenrrirten Statth.⸗Erkenntnifſes, durch welchen 
vie Firma F. Wertheim & Schmölzer mit dem Anſpruche auf Erſatz ber 
Koften ihrer rechtsfreundlichen Vertretung auf den Civilrechtsweg gewieſen 
wurde, wird aufgehoben und ausgeſprochen, daß, nachdem im Aligemeinen 
im politiſchen Verfahren eine rechtsfreundliche Vertretung nicht normirt iſt, 
jede Partei diejenigen Koſten ſelbſt zu tragen hat, welche ihr durch rechts⸗ 
freundliche Vertretung erwachſen ſind. 

7) Die Übrigen Koſten des Verfahrens in dem gegenwärtigen 
Markenftreite hat Ifrael Hilferding felbft zu tragen. 

Die Beſchwerde iſt gegen die Punkte 1 bis 4 und 7 der Min.⸗ 
Entjheidung gerichtet. In derfelben wird im Wefentlihen gegen ven 
Ausfpruh über die Priorität des Markenrechtes ausgeführt: Nah $. 6 
des Patentes vom 7. December 1858, R. ©. B. Nr. 230 dürfe Nie- 
mand fid eigenmächtig ben Namen, die Firma, das Wappen oder bie 
Benennung des Etablifjements eines andern inländifchen Gewerbetreibenven 
oder Producenten zur Bezeihnung von Waaren oder Erzeugniffen aneignen. 
Wenn daher die Erlaubnif der bereditigten Firma eingeholt wurde, falle 
die Eigenmächtigkeit weg und fei die Führung eines folden Zeichens 
geitattet. 

Die Firma Weinmeifters Söhne hätte mit Rückicht auf ihre Er⸗ 
klärungen vom Februar 1877 die Priorität ihres Markenrechtes gegen 
Ifrael Hilferding nicht geltend machen können; die Uebertragung der 
Marke auf die Rechtsnachfolger dieſer Firma könne Hilferdings Rechten 
umſoweniger abträglich fein, als fie dieſe Uebertragung nicht im guten 
Glauben, ſondern laut des Feilbietungsprotokolls vom 16. Juni 1877 in 
voller Kenntniß der Rechte Hilferdings veranlaßten. 

Die Annahme, daß das Markenrecht nur durch die Löſchung allein 
aufgehoben werde, ſtehe in Widerſpruch mit dem indirect eine Uebertragung 
zulafjenden 8. 6 des Markenſchutzgeſ. und mit den für die Grundbücher gel⸗ 
tenden Beftimmungen, welche eine nicht im guten Glauben erworbene Vor⸗ 
merkung niemald ſchützen. Uebrigens ſei dem Markenregiſter ein Vorrecht, 
gleich dem der Grundbücher vom Geſetze nicht zuerkannt. 

Die Anſchauung, daß das Markenrecht auf dem Senſenwerke als 
Zugehör hafte, beruhe auf einer Verwechslung des Gewerkes mit dem 
Gewerbsunternehmen. Dieſes letztere beſtehe in der Erzeugung der mit 
dem Markenſchutze verſehenen Waaren und ſei durch die Erklärungen der 
Firma Weinmeiſters Söhne, daß ſie dieſe Waaren nicht mehr verfertigen, 
erloſchen. Bon der Firma F. Wertheim & Schmölzer ſei daher dieſes 
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Aus Anlaß nothwenbiger Ausbeſſerungen und Umänderungen jur Erhal: 

tung bes Bauftandes einer Betriebsanlage fteht den Baubehörden nicht 

zu, Die Bortbenügung der Anlage zum conjentirten Betriebe zu unterfagen. 

— Aufträge, welde die Banbehörbe auf Grund der Ss 9 und 83, Abf. 2 

der Bau:Orbg. für Böhmen erlaffen hat, können durd die Erecution des 
8. 64 der Bau⸗Ordg. nicht erzwungen werden. 


Erfenntuiß vom 18. Jänner 1881, 3. 2500. 


Der k. k. V. ©. Hof Hat über tie Beſchwerde des Dr. Franz 
Mauermann, Befigers der Realität Nr. C 200a I in Prag, ca. Statt⸗ 
balterei in Prag anläßlich deren Entfcheivung vom 5. Mai 1830, 3. 20345, 
betreffend den Wiederaufbau der Kunftwollnerei Nr. C 2008 I in Prag 
und das Verbot des weiteren Betriebes der Kunftwellerzengung, nad) durch⸗ 
geführter d. m. Verhandlung und Anhörung tes Adv. Dr. Karl Doftal, 
des k. f. Min.⸗Rathes Dr. Kitter von Helm, dann bes Abv. Dr. Joſef 
Milde, in Bertretung des Stabtratbes Prag und der Eheleute Johann 
und Maria Trnuka, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird, infoferne fie gegen den Auftrag 
auf Borlage eines Planes Über die Frontmauer der Werl» 
mühle und über die Abſchlußmaner vor dem Fluder Nr. 200/l a, 
fowie gegen ben Auftrag zur Herftellung diefer Mauer und 
Ueberwölbung des Fluders gerichtet if, als unbegründet ab- 
gewiejen, im Uebrigen aber die angefochtene Entſcheidung nad 
8. 7, bezw. nad $. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. 2. 
ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Aus Anlaß des Einſchreitens des Beſchwerdeführers um Geneh⸗ 
migung der Bauherſtellungen an feiner Werkmühle (Kunſtwollnerei) 
Nr. C. 200/1 a in Prag hat ver Prager Magiftrat und mit der angefoch⸗ 
tenen Entſcheidung auch die f. k. Statthalterei das Bauproject zwar ge⸗ 
nehmigt, jedody zugleih dem Beſchwerdeführer 1) ben Weiterbetrieb ver 
Wattaerzeugung (Runftwollnerei) unterfagt, 2) die Verſchüttung bed Unter» 
geihoffee und die Erhöhung des Fußbodens 6 Zoll über den Mühlfteg 
aufgetragen, 3) die im Banplane angetragenen Staubcanäle für die Bes 
triebsanlage nicht genehmigt, endlich A) die Belafjung der fühlichen Front⸗ 
mauer nicht bewilligt und die Vorlage eines Planes über diefe Dauer 
und über die Abjhlußmauer vor dem Fluder Nr. 200/I a unter ben. 
Folgen des 8. 64 der Bau⸗Ordg. aufgetragen. 

Ad 1, 2, 3. Die Befchwerve beftreitet die Geſetzmäßigkeit der 
unter 1 bis 3 angeführten Bedingungen des Bauconjenfes wefentlich aus 
. dem Gefichtöpunfte, daß hiedurch dem Beſchwerdeführer die Fortbenützung 
einer behörblich genehmigten, mit großen Koften bergeftellten Betriebsanlage 
ohne gejeglihen Grund unmöglich gemacht und er bieburd in jeinem 
Eigenthume und feinen wohl ermorbenen Rechten ſchwer gejchäbigt werbe. 

Es ift zunächft zu conftatiren, daß die Verhandlung, auf Grund 
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welcher bie angefochtene Entfcheidung gefällt worden ift, lediglich nad 
Maßgabe der Bau⸗Ordg. gepflogen wurde und daß die Entſcheidung felbft 
wie die Ausſchließung des weiteren Inftanzenzuges unter Hinweiſung auf 
8. 89 der Bau⸗Ordg. darthut, eben aud nur als ein Erkenntniß in 
Bauſachen ergangen ifl. Der Baufall felbft wird im Verhandlungspro⸗ 
tofolle dto. 10. Juni 1879 dadurch charalterifirt, daß conftatirt wird, 
„bei dem Brande der Altftäpter Mühlen, welcher zum mittelbaren Anlafle 
ber fraglichen Bauführung wurde, fei die Kunftwollnerei des Dr. Mauer⸗ 
mann unbefchädigt geblieben“ und daß die an der Kunftwollnerei noth⸗ 
wendig geworbenen Herftellungen durch den Wiederaufbau der abgebrannten 
Mühle Nr. 200 Ib, welde mit dem Mauermann'ſchen Reale Nr. 2001 a 
ein phyſiſches Gange bildet, veranlaßt wurden. ine weitere Beftätigung 
findet diefer Umftand in dem Conſensdecrete des Prager Magiftrates jelbft, 
indem dort betont wird, „daß in Folge des flattgefundenen Brandes dieſe 
Radſtube — jene nämlich, in welde die Bentilationen münden — erſt 
im November 1878 errichtet wurbe und daß fomit feit jener Zeit bi zum 
Mai 1879 fih der — von Baummollfloden berrührende — Ueberzug 
gebildet hat,“ woraus hervorgeht, daß die Kunftwollnerei lange nach ftatt- 
gehabtem Brande, ja kurze Zeit vor der Baucommilfion felbft im Betriebe 
geweſen ift. 

Hieraus folgt aber Har, daß es ſich gegebenen Falles weder um 
einen Neubau des Etabliffements, noch um einen Umban vesfelben, ſon⸗ 
dern nur um jolche Ausbeflerungen und Umänderungen gehandelt hat, 
welche zur Erhaltung des Bauftandes der Anlage in Folge der Bau⸗ 
führungen des zufanmenhängenden Zheilhaufes Nr. 200 b nothwendig 
geworten find und daß insbeſondere nicht die Genehmigung ber Betriebs» 
anlage, welde mit dem Decrete des Prager Magiftrates vom 18. Sep⸗ 
tember 1862, 3. 50813 und ber k. f. Statthalterei vom 20. November 
1862, 3. 57765 redtöfräftig confentirt worden war, neuerdings in 
Frage ſtand. 

Auch nicht einer der Beſtimmungen der Bau⸗Ordg., an deren Vor⸗ 
ſchriften die Behörden ſich „genau zu halten“ haben (8. 83), Tann bie 
Deutung gegeben werden, daß, wenn bei Betriebsanlagen ein Baufall der 
in Rede ſtehenden Art ſich ereignet, die Baubehörden ermächtiget wären, 
die bisherige Benützungsweiſe der Betriebsanlage zu nuterſagen, ſomit 
dieſe ſelbſt als weiterhin nicht zuläffig zu erklären. Die Baubehörden haben 
vielmehr ihre Aufgabe, die Anwendung und Durchführung der Bauvor⸗ 
ſchriften, ſtets unter Beachtung des Zweckes der Anlage zu löſen. 

Die Frage, ob eine conſentirte Betriebsanlage als ſolche fortbeſtehen 
könne ober nicht, fällt gemäß der ganz unzweifelhaften Hindeutung des 8. 18 
der Bau⸗Ordg., in die Competenz der Gewerbehörden und iſt aus der 
Gewerbe⸗Ordg. zn löſen, welche taxativ die Fälle aufzählt, in denen eine 
Entziehung der mit der Conſentirung erworbenen Berechtigung Platz greifen 
kann. Hiezu kommt noch, daß die in Rede ſtehende Betriebganlage zu⸗ 
gleich eine Waſſerbenützungsanlage if. Der 8. 89 des Wall. Gef. 
für Böhmen zeigt aber deutlich, daß Umflände, welche nadträglih die 
confentirte Anlage als eine nachtheilige erkennen laflen, als Handhaben 
zur Unterfagung des Betriebes nicht verwerthet werden Tünnen. Die dem 
Beſchwerdeführer im Bauconfenje gefette Beringung, daß ihm ber Weiter 
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betrieb der Kunſtwollnerei unterfagt werde, ift demnach im Geſetze nicht 
begründet. | 

Die eben erörterten Gründe laſſen auch die weitere Conſensbedin⸗ 
gung, daß das Untergefhoß des Etabliſſements verfchättet und der Yuß- 
boden 6 Zoll über dem Mühlftege angelegt werben müfle, ald eine unzu- 
läffige erkennen. In den Entſcheidungsgründen der k. k. ‚Statthalterei 
wird hervorgehoben, dag nad Durchführung der Mafregel die Localität 
„immer noch eine lichte Höhe von 3,26 Meter — 10 Fuß 4 Zoll behält, 
welhe ben Betrieb verfchiedener Gewerbe mit Waſſerkraft nicht aus- 
ſchließt.“ Hiemit ift wohl zugleich gefagt, daß die angeorbnete Maßregel 
ben Fortbetrieb der Runftwollnerei allerdings unmöglich mache, ein Erfolg, 
den nach dem Borgefagten die Baubehörben herbeizuführen durchaus nicht 
berechtigt find. 

Ueberties iſt zu erwägen, daß die Betriebsanlage ein alter Beftand 
ift, der nur aus den zwei Geſchoßen befteht, weldhen das untere als 
Mafchinenraum diente. Wenn nun auch bie Baubehörben berufen find, 
darauf hinzuwirken, daß beftehende Webelftände, zu welchen auch die In⸗ 
nunbirung von Localitäten gerechnet werden muß, bei vorfommenven Neu⸗ 
und Umbauten befeitigt werden, fo zeigt doch bie Formulirung jener Ge⸗ 
fegesheftimmungen, welde auf die Abftellung ſolcher Gebrechen abzielen 
Cogl. z. B. 88. 27, Abſ. 4, 29, 46 im Gegenſatze zu $. 36 u. A.), 
daß den Behörden keineswegs das Recht eingeräumt werben wollte, derlei 
Aufträge auf Koften des Beftandes des Objectes felbft zu erlafien. Im 
Sinne des Geſetzes erfcheinen vielmehr ſolche Aufträge nur dann zuläffig, 
wenn teren Durdführung chne offenbare Schädigung des Eigenthums 
möglich if. 

Eine gefeglihe Beſtimmung, welche der Innundation ausgeſetzte 
Localitäten als nicht zuläffig erklären würde, beſteht nicht, ja aus ven 
88. 11 und 69 der Bau⸗Ordg. läßt ſich entnehmen, daß das Geſetz deren 
Vorkommen präſumirt. Der von der k. k. Statthalterei angerufene 8. 29 
der Bau⸗Ordg. ſpricht insbeſondere von „neu zu erbauenden Häufern“ und 
darin angetragenen „Wohnungen“ und „Werlſtätten“ und kann ſomit im 
gegebenen Falle keine Anwendung finden. 

Die Nichtconſentirung der Staubcanäle, von welchen der Beſchwerde⸗ 
führer ſchon im abminiftrativen Verfahren behauptete, daß viefelben feit 
jeber vorhanden gewejen und für die Betriebsanlage unumgänglich nöthig 
feien, rechtfertigt die angefochtene Entfcheidung damit, daß dieſe Staub- 
canäle eine unerlaubte Neuerung, der Unlage repräfentiren. Hiebei ftätt 
fih die k. k. Statthalterei darauf, daß in dem Plane über das im Dahre 
1862 vorgelegene Project diefe Sanäle nicht eingezeichnet find und daß 
ihrer das Decret, womit die Betriebsanlage genehmigt wurde, nicht er- 
wähnt. Was zunächft den angerufenen Plan anlangt, fo muß conftatirt 
werden, baß deſſen Identität mit jenem Plane, auf Grund deſſen bie 
Eonfentirung der Anlage im Jahre 1862 erfolgte, keineswegs feft ſteht, 
da er die behörbliche Certiorirungsclaufel nicht trägt. Bezüglich des im 
Jahre 1862 aufgenommenen Berhanvlungsprotofolles und des Konfens- 
decrete® muß hervorgehoben werben, daß weder das eine, noch Das andere 
Scriftftüd eine Befchreibung des Detaild der Anlage enthält. Bei ber 
am 10. Juni 1879 flattgehabten Verhandlung hat eine Erhebung über 
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die Nichtigkeit der vorerwähnten Behauptung bed Befchwerbeführers nicht 
ftattgefunden, gleichwohl hat die Verhandlung dargetban, daß die Betriebs⸗ 
anlage Staubcanäle befaß. Daß aber bie vorhanden gewejenen Canäle 
nicht als unbefngte Aenderungen der conjentirten Anlage angefehen werben 
Tonnten, ergibt fi) aus dem am 1. December 1866 anläßlich eines Brand» 
vorfalles vom Magiftrate aufgenommenen Protololle. 

Das Protokoll conftatirt das Vorhandenfein eines Schlauches, welcher 
„zum Zwede der Bentilation für die Krämpelmaſchinen“ und zugleich dazu 
dient, „um die unreinen und unbrauchbaren von der Mafchine gefonberten 
Stoffe und Abfälle direct gegen den Fluß abzuführen.“ Im dem Proto- 
tolle wird von feiner Seite, weder von Seite ber Anrainer, noch von Seite 
der Behörde behauptet, daß diefe Ventilationen unberechtigte Aenderungen 
oder Neuerungen der Betriebsanlage wären, was um fo auffallenver ift, 
als fowohl der Delegirte des Magiftrates- als auch die Anrainer ſich fehr 
eingehend mit den nachtheiligen Folgen diefer Ventilation befaffen. . Hie- 
durch ift ganz zweifellos dargethan, daß Die Behörde mindeſtens im Fahre 
1866 von dem Beftande der Bentilationen Kenntniß erhielt. Gleichwohl 
Bat biefelbe damals dieſe Bentilationen nicht als eine Aenberung oder 
Neuerung in ber Betriebsanlage angefehen und behandelt, vielmehr das 
Anfuhen der Unrainer um Befeitigung der Runftwollnerei auch darum 
abgemwiefen, „weil dem Anfegen ber aus diefem Betriebslocale herrührenden 
Slugwolle und Wollabfälle ... . begegnet werden Tann” und in biefer 
letzteren Beziehung Dr. Mauermann „eine Vorrichtung bei dem PVentt- 
lationd- und Ableitungsſchlauche feines Locales projectirt, wegen deren 
Zwedmäßigfeit die weiteren Berhandlungen eingeleitet werben.“ 

Duch diefen von der competenten Bau⸗ und Gewerbsbehörbe auf⸗ 
genommenen Act ift fohin in ganz zweifellofer Weife conftatirt: 1) daß 
bie Betriebsanlage de8 Dr. Mauermann Bentilationen (Staubcanäle) be⸗ 
faß, 2) daß die Gewerböbehörte von biefem Beftande Kenntniß Hatte und - 
in ihm eine conjenswibrige Aenderung der Betriebsanlage nicht erblickte. 
Hiemit ift aber aud erwiefen, daß die Aufftellung in den Entſcheidungs⸗ 
gründen ber angefochtenen Entſcheidung, „daß die Staubcanäfe als eine 
Neuerung anzufehen find“ und „daß ihr Beſtand ein völlig unberecdhtigter 
ift*, mit den Acten im aufliegenden Wiberfpruche ſteht und daß daher die 
Entfheidung in diefem Punkte auf einem unrichtigen Thatbeftande beruht. 
(8. 6 de8 Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. Nr. 36. 

Ob und inwieweit fämmtlihe vom Beſchwerdeführer dermal an⸗ 
getragene Kanäle dem früheren Beſtande ber Anlage entfpredhen, entzieht 
ſich der Beurtheilung, da, wie bereit erwähnt, die gepflogene Verhandlung 
dieſe Fragen unerörtert ließ. In den bisher erörterten Punkten mußte 
daher die angefochtene Entſcheidung als gefetzlich nicht begründet aufgehoben 
werben. 

Ad 4. Bu diefer Confensbeningung muß zunächſt bemerft werben, 
daß, da die Gründe der angefochtenen Entfcheidung felbft den Aufbau der 
Mühle Nr. &. 200/I b und 976/I conftatiren und bie fühliche Front des 
erfteren Gebäudes zugleich jene des Mauermann'ſchen Etabliffements ift, 
der Auftrag nur auf jenen Theil bezogen werben fonnte, welcher, wie bie 
Entſcheidungsgründe fih ausprüden, zwiſchen dem Waflerthurme und bem 
Trnka'ſchen Fluder befteht (in dem Plane A mit W bezeichnet) und in 

Budwinski, B. G. H. Erfenutniffe V. 3 


34 Mr. 989. — Ert. v. 18. Yänner 1881, 3. 86. 


welchem ſich das Fluder und Waflerrad de Dr. Mauermann und weiter 
das Wafferrad des Diworaf (Nr. 976/I) befinden. 

Imfoweit num ber Auftrag die Vorlage des Planes über bie Front 
maner ber Werkmühle und über die Abfchlugmaner (Plan A lit. W), 
fowie den Ban ber legteren betrifft, erſcheint berfelde durch die Beſtim⸗ 
mungen ber 88. 9 und 83, Abj. 2 ber Bau-⸗Ordg. gereditfertigt und iſt 
die Beſchwerde in dieſer Richtung unbegründet. Dagegen kann bie tur 
8. 64 der Bau⸗Ordg. ftatuirte Erecution nad) dem Haren Wortlaute diefer 
Gefegesftelle für diefen Theil des Bauauftrages nicht zur Anwendung 
gelangen. Die Entſcheidungsgründe conftatiren ja felbft die Vollendung 
des Baues der Realität Nr. 200/I b und ba diefe über der Realität 
Nr. 200 a gelegen ift, Tann von einer Einfturzgefahr dieſer Realität, von 
der Nothwenvigleit eines gänzlichen Umbaues dieſes Gebäudes nicht die 
Rebe fein. Ueberbies ftellt fich die aufgetragene Herftellung ber Umfefjungs. 
mauer und Fluderüberwölbung als eine aus Feuerſicherheitsrückſichten ger 
kotene Neuherftellung (8. 83 der Bau-Ordg.) dar. Auf den concreten 
Fall konnten daher nur bie Erecutiondarten ber 88. 5, 6 ber faif. Ber» 
ordnung von 20. April 1854, R. ©. B. Nr. 96 Anwendung finden 
“und e8 mußte daher bie Androhung ter im $. 64 normirten Erecutions- 
folgen gleichfalls als im Geſetze nicht begründet aufgehoben werben. 


AIr. 988. 


Rechtsſatz wie in Ar. 77 und 125. 
Erkenntniß vom 18. Jänner 1881, 3. 88. 


Der k. k. B. ©. Hof hat über die Befchwerbe der Sparcafie ber 
Stadt Bozen ca. Entſcheidung der k. 8. Fin Landesdirection in Inns⸗ 
brud vom 11. September 1880, 3. 6477, betreffend bie Einfommenfteuex 


für das Jahr 1879, nach durchgeführter 8. m. Verhandlung zu Recht 


erfannt: 
„Die Beſchwerde wirb als unbegründet abgemiefen.* 


Ar. 989. 


Wirkung einer unrichtigen Gonferibirung bezägli ber Gebäubeftener. 
Erfenntniß vom 18. Sünner 1881, 8. 86. 


Der 1. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Clara Schma 
ca. Entſcheidung der mähr. k. k. Fin.-Landesbirection vom 10. September 
1880, 3. 13094, betreffend die nachträgliche Vorſchreibung ber Hauszins⸗ 
ſteuer von dem zu Obrowitz zugewieſenen Hauſe C.Nr. 76 bis incl. 





2) Siehe Eutſcheidungsgründe bei Nr. 77 u. 12584Banb 1, Sahrgang 1876/77), 
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31. December 1877, nad durchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung 
bes Adv. Dr. Emanuel Pid, fowie des k. k. Min.-Bice-Secr. Johann 
Kolazy, zu Recht erlannt: 

„Die angefochtene Entfheipdung wird, infoferne mit der- 
felben die Hauszinsſteuer-Nachtragsvorſchreibung von dem 
zu Obrowiß confcribirten Gebäude C.⸗Nr. 76 bis 31. December 
1877 aufreht erhalten wurde, als gefeglih nit begründet 
aufgehoben.” | ⸗ 


Entſcheidungsgründe. 


Der Gatte der Beſchwerdeführerin, Adolf Schmal, hat mit dem 
vom beſtandenen polit. Bezirksamte in Brünn unterm 9. Februar 1864 
beſtätigten Kaufvertrage vom 28. April 1863 von der Gutsinhabung 
Obrowitz und zwar von den im Obrowitzer Territorium liegenden Grund⸗ 
parcellen Nr. 88 und 87 eine Grundfläche von 1466?/, [_Rlafter erfauft, 
welche Grundfläche zu dem dem Adolf Schmal gehörigen Haufe E.-Nr. 62 
in Schimig in Folge bezirkögerichtlihen Beſcheides vom 2. Juni 1864, 
3. 11938 grundbücherlich zugefchrieben wurde. — Kine Abfchreibung 
diefer Orundparcellen bei Obrowitz, fowie eine Befihtigung des ftabilen 
Kataſters fand nicht flatt, weshalb die Gutsinhabung von Obrowig von 
der abverkauften Grundfläche noch immer die Steuer bezahlt. Auf der 
erfauften Grundfläche wurden feither Gewerbslocalitäten zum Betriebe der 
Mollfärberei, dann ein Wohnhaus erbaut, ver Betrieb der MWollfärberei 
vom Haufe Nr. 62 in Schimig in die auf der erfanften, von den Grund⸗ 
parcellen Nr. 88 und 87 des Obrowiger Territoriums abgetrennten 
Grundarea erbauten Gewerbelocalitäten verlegt und endlich das auf ber 
Teßtbezeichneten Grundflãche erbaute Wohnhaus irrig mit der Hausnummer 
109 des Häuferverzeichniffes in Schimig bezeichnet und vom Jahre 1863 
ber Hanäfteuer bei Schimig unterzogen. 

Nachdem nah der prov. Gem. Orbg. vom 21. Yuli 1850 bie 
Landeshauptftadt Brünn fammt den im $. 1 bdiefer Gem. Ordg. auf- 
gezäblten Vorftäbten, hierunter auch die Vorſtadt Obrowig, in ihrem vollen 
Rataftralumfange eine einzige felbfifländige Ortsgemeinde bildet, eine Aen⸗ 
derung der Gränzen der Kataftralgemeinde Obrowig, bezw. der Orts⸗ 
gemeinde Brünn, fowie eine Ausſcheidung. der obenbezeichneten Grund⸗ 
parcellen pr. 1466°/, [_Rlafter aus der Rataftralgemeinde Obrowig nnd 
Zutheilung zur Ortsgemeinde Schimit mit behörblicher Bewilligung nicht 
erfolgt ift, fo bat die mähr. k. k. Statthalterei mit Entfcheidung vom 
22. November 1878, 3. 19293 erfannt: 

Die auf der von der Gutsinhabung Obrowig mit dem Kanfvertrage 
vom 28. April 1863 erfauften, von den Orundparcellen Nr. 87 und 88 der 
Brünner Borftadt Obrowig, I. Sect. abgetrennten, fomit im Territorium 
der Landeshauptftabt Brünn gelegenen Grundfläche pr. 1466°), [_]Rlafter 
des Adolf Schmal erbauten Yabrifd- und Wohnungslocalitäten find im 
Grunde des 8. 12 der kaiſ. Verordnung vom 23. März 1857, R. G. B. 
Nr. 67 bei der Stadtgemeinde Brünn zu confcribiren und bie dieſen 
Gebäuden beigelegte Bezeichnung C.⸗Nr. 109 des: Hänferverzeichnifjes 
in Schimig zu löſchen. — Zugleich wurde dem Gemeinderathe ber 1. 
Landeshauptſtadt Brünn aufgetragen, wegen Webertragung ber Grund⸗, 


3% 
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Hauszins- und Erwerbfteuer fammt Landes- und Communalumlagen, fowie 
der Rectificirung des Grundbuchsſtandes im Grunde des obenbezogenen 
8. 12 der kaiſ. Berorbuung vom 23. März 1857 das Einvernehmen 
mit der Steuer- und Grundbuchsbehörde zur pflegen. — Unterm 5. Des 
cember 1878 theilte biefe Entfcheidung der Brünner Gemeinberath ber 
k. k. Stenerabminiftration für Brünn zur weiteren Verfügung mit dem 
Beifügen mit, daß ver gedachte Hausbefig mit ber C.Nr. 76 Obrowit 
verfehen wird. 

In Folge diefer Entſcheidung bat die k. k. Steuerabminiftration in 
Brünn die Zinsertragsbelenntniffe hinſichtlich des Hausbefiges T.-Nr. 76 
in Obrowig für fämmtliche Jahre des Beftandes der nad und nad) ent= 
ſtandenen Bauobjecte abverlangt und der Befchwerbeführerin von dem be- 
zeichneten Haufe mit Rüdfiht auf den Zeitpunkt des Beginnes ber Ber 
nüßung der einzelnen Theile desfelben, melde in den Yahren 1863, 1864, 
1865 und 1876 erfolgte, da Brünn fammt VBorftädten ber‘ Hauszinsftener 
unterliegt, die Hauszinsfteuer bei Brünn nachträglich vorgefchrieben, zu« 
gleich aber auch wegen Abfchreibung der feit dem Jahre 1863 vom obigen 
Haufe bei der Gemeinde Schimig vorgefchriebenen Hausclafjenftener das 
Nöthige veranlaft. 

Mit der angefochtenen Entſcheidung Hat die k. k. Fin.Landesdirection 
dem Recurſe ‚gegen biefe nachträgliche Zinsfteuervorfchreibung keine Folge 
gegeben, weil mit Rüdfiht auf die vorerwähnte Statth.-Entfheidung und 
den berfelben zu Grunde liegenden Sachverhalt die Steuerübertragung 
veranlaßt werden mußte und aus dem Umftanbe, daß den erwähnten Ge⸗ 
baäuden die Bezeihnung C.⸗Nr. 109 bei Schimiß beigelegt wurde, eine 
Loszählung von der Hauszinsfteuer in Brünn nicht gefolgert werben Tann. 

Die Befchwerbeführerin beftreitet dieſe Nadtragszinsfteuer-Vorfchrei« 
bung bis 31. December 1877, weil der in Rebe ſtehende Gebäudebeſitz, 
welcher zu Schimig unter C.Nr. 109 conferibirt und verftenert war, erft 
in Folge der im Jahre 1878 erfloffenen Statth.⸗Entſcheidung zu Obrowitz, 
reſp. Brünn conferibirt wurde, zumal diefelbe von der erwähnten Statth.- 
Entſcheidung Seitens des Brünner Gemeinderathes mit dem Beifügen 
verftänbigt wurde, daß biefer Beflg von nun an ber politifhen Admini⸗ 
firation der Stadt Brünn unterfteht. 

In Gemäßheit des $. 4 der mit a. h. Entſchließung vom 23. Februar 
1820 genehmigten Grundſätze über die Gebäudeſteuer (Prov. G. ©. für 
Mähren ex 1820 Nr. 53) werben die Gebäude in der Provinzialhaupt« 
ftadt Brünn ſammt den dazu gehörigen VBorftäbten ber DVerfteuerung nad 
den Zinsertrage unterzogen. 

Ans den Beftimmungen ber unter Nr. 134 der obigen Prov. ©. ©. 
kundgemachten Inftruction zur Erhebung der Hauszinserträgnifle in Orten, 
welche der Hauszinsfleuer unterworfen wurden, namentlich aus den 88. 13, 
14, 15, 17 und 18 gebt bervor, daß die Baſis für die der Beſteuerung 
zu unterziehenden Gebäude bei Anlage des Häuferverzeichnifjes bie Con- 
feription fowohl in Beziehung auf den Drt felbft als auch auf das Ge- 
bäude zu bilden haben und daß, wenn nicht conferibirte Gebäude vor⸗ 
gefunden werden, auch biefe in das Verzeichniß aufzunehmen und ſonach 
der Beſteuerung zu unterziehen find. 

Im gegebenen alle handelt e8 ſich aber nicht um ein nicht confcri« 
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birtes Gebäude. Es ift nämlich Thatſache, daß das fragliche Gebäute, 
wiewohl irrthümlich aber doch zur Gemeinde Schimig confcribirt, in das 
Häuferverzeihniß von Schimig unter C.⸗Nr. 109 eingetragen und auch 
feit dem Jahre 1863 bei der Gemeinde Schimit ber Hausclafjenfteuer 
unterzogen war und daß die Befeitigung der irrthümlichen Confcribirung 
desjelben zu Schimig und Anorbnung der Confcribirung bei der Stadt- 
gemeinde Brünn mittelft eines befonderen Erkenntniſſes der k. k. Statt⸗ 
balterei im Orunde des $. 12 der Tail, Verordnung vom 23. März 
1857, R. ©. 3. Nr. 67 erfolgen konnte und auch wirklich erſt mit ber 
erwähnten Statth.-Entjheidung vom 22. November 1878, 3.192983 erfolgt ift. 

Da überbied aus diefer, die Grundlage der weiteren Amtshandlung 
ber Stenerbehörde bildenden Stattd.-Entfcheidung nicht einmal hervorgeht, 
daß dieſelbe auf bie Vergangenheit zurädwirtt und aud vom Brünner 
Gemeinderathe erft von nun an bezüglich diefes Gebäudes die politifche 
Adminiſtration in Wirkſamkeit treten Ionnte und eingetreten ift, fo ift ber 
V. ©. Hof der Rechtsanſchauung, daß in Anbetracht der obwaltenden 
thatfächlichen Verhältniffe im gegebenen Halle die Behandlung der erwähnten 
Gebäude in diefer Art, als ob fie feit jeher zu Brünn conjcribirt geweſen 
wären, auch vom Stantpunkte der gefeglihen Steuervorfchriften nicht ge= 
rechtfertigt ift, weshalb die angefochtene Entjcheidung, infoferne mit derfelben 
die Hauszinsftener- Nacdtragsvorfchreibung von dem nunmehr zu Obrowig 
eonferibirten Gebäure C.⸗Nr. 76 bis 31. December 1877 aufrecht erhalten 
wurde, als gefetlich nicht begrüntet aufgehoben werden mußte, 


Ar. 990. 


Abweifung des Anſpruches eines Advocatenfolicitators auf eine Ergreifers: 
belobnung, wegen Anzeige einer Stempelverfürgung. 


Erkenntniß vom 18. Jänner 1881, 8. 101. 


Der E 88. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Solicitatord 
Thomas Herud ca, Entfheidung des k. k. Yinanz- Din. vom 5. Yuli 
1880, 3. 9984, betreffend bie verweigerte Erfolgung eines Ergreifer- 
antheiles8 an der Steigerungsgebühr für ftempelgebrechlich befuntene Wechfel, 
nah burchgeführter 8, m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. 
Ferdinand Önändinger, ſowie des f. k. Min.-Vice-Seer. Ritter v. Froſchauer, 
zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerbe wird als ungegründet zurädgemiefen. — 
Ein Erſatz der Koften des Berfahrens wird nicht auferlegt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Der Beſchwerdeführer, Solicitator in der Kanzlei des Dr. Franz 
Miller, Abvocaten in Troppau, hat über fünf Stück von der dortigen 
Zuderraffinerie » Actiengefelicgaft ausgeftellte und von Leopold Gansl, 
Handeldmann in Nyiregyhaza, acceptirte Wechjel, welde dem genannten 
Advocaten zur Einflagung zugelommen waren, den Stempelbefund auf» 


‘ 
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33 fr. als ven ihm gebührenden Ergreifersambeil in Auſpruch nah 
jedoch mit diefem Begehren im Inſtanzenzuge, —— ——— 
mit der Eutiheitung vom 5. Jali 1880, 2. 9984 zurädgemwiefen wurte. 

Ter B. ©. Hof konnte in tiefer angefochtenen Gutjdeitung eine 
——— nicht erblicken. Rah S. 94 des Geh. Gef. vom 

9. Februar 1850, R. ©. DB. Rr. 50 gelten für tie Belshaungen ber 
Anzeiger und Ürgreifer in Bezug anf lichertretungen tiefes Geſetes tie- 
felben Borſchriften, welche viesfalls für andere Sefällsübertretungen vor- 
geſehen find. Es kommen demnach im vorliegenden Falle tie Zell- umb 
Staatsmonopolsordnung, das Strafgefeg über Gefällsübertretungen, dann 
Lie mit der Hoflammer-Präf.-Berorduung vom 3. März 1836, 3. 6996 
verlautbarte Borfhrift über die Anwentung des Etrafgefeges über Ge- 
jall8äkertretaugen in Betradit. 

Zufolge $. 300 ber Zoll» und Staatsmonopolsorduung gebührt 
tem Anzeiger einer Gefällsübertretung ein Drittheil des eingeflofienen 
Strafbetrages als Belohuung. — Rah 8. 24 ver okcit. Borſchrift über 
tie Anwendung ber Strafgejete über Gefälldübertretungen werben auch 
dem Ergreifer des Gegenſtandes der llebertretung oder des lichertreters 
Belohnungen erfolgt. — Die Beflimmung, wer als Crgreifer zu betrachten 
fei, enthält ver $. 26 tiefer Borſchrift in drei Punkten, von denen jedoch 
zie PBunfte 1 und 3 auf ben gegebenen Fall feine Anwendung finven, 
weil ter Beichwerteführer weder nad feinem Amte oter Dienfle ver⸗ 
pflichtet iſt, Gefãllsũbertretungen zu entdecken, noch es hier einen durch 
ſeine Vachſamleit zu verhindernden verſach galt, einen angehaltenen 

Gegenſtand einer Gefällsäbertretung der ämtlihen Berwahrung, bezw. 
ter Aumwenbung bes Strafgefepes hierauf zu entzichen. 

Es kaun alfo nur der Punkt 2 des 8. 26 hier in Betracht konmen, 
gemäß welchem Jedermann als Ergreifer zn betrachten ift, ver den Gegen- 
ſtand einer Befällsübertretung angehalten oder bei biefer Anhaltung 
mitgewirkt bat. — Da nun im gegebenen Falle eine Anhaltung im Sinne 
ver 88. 421 und 552 bes Etrafgef. über Gefällsübertretungen nicht 
ftattfand, indem der Beſchwerdeführer weder den Gegenfland ver Gefälls- 
übertretung, d. i. die flempelgebredhlihen Wedel, noch den Uebertreter 
angehalten, ſondern lediglich das wahrgenommene Stempelgebrechen ver 
competenten Behörde in Form eines Befundes angezeigt hat, übrigens 
verfelbe auch nicht bereditiget war, nad $. 8 bes Unterrichtes über bie 
Berpflichtungen, welche da8 Gebührengeſetz den öffentlichen Behörven, Aem⸗ 
tern und Amtsperfonen auferlegt, die ſtempelgebrechliche Urkunde mit ber 
Rotionirungsclanfel rechtswirkſam zu verfehen, überhaupt eine Ergreifung 
im Sinne des Geſetzes vorzunehmen, ſo erſcheint der von demſelben erhobene 
Anſpruch auf einen Ergreiferantheil im Geſetze nicht begrünbet. 

Aus dem Umſtande, daß die Finanzbirection in zwei ähnlichen Faãllen 
einen Ergreifersantheil zugewieſen hat, kann der Beſchwerdeführer ein Recht 
auf gleiche Behandlung nicht ableiten. — Die Beſchwerde mußte ſonach 
als unbegründet abgewieſen werben. 
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Ar. 991. 


Rechtsſatz wie in Nr. 858. 
Erkenntniß vom 18. Jänuer 1881, 3. 102. 


Der I. k. V. ©. Hof hat Über die Befchwerde des Dr. Andreas | 


Horner ca. Entjheidung des f. F. Finanz⸗Min. vom 22. Juni 1880, 
‚3. 12074, betreffend die ihm auferlegte erhöhte Gebühr für eine gericht 
ihe Eingabe und für die Ausfertigung eines Vergleihsintimates, nad) 
durchgeführter d. m. Verhandlung, zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird al8 unbegründet zurüdgewiefen. — 
Der Befhwerbeführer bat dem ER, Finanzminifterium binnen 
14 Zagen nad Zuftellung des Erfenntniffes 10 fl, an Koften 
des Berfahrens zu bezahlen." *) 


Ar. 992. 


‚&iner Gemeinde, welche bei Unzulänglichkeit des Vermögens der Kirche 
für die Bedürfniffe derfelben zu forgen hat, Tann nad $. 41 des Gef, 
vom 7. Mai 1874, R. G. B. Nr. 50 das Hecht nicht abgeſprochen werden, 
durd eine von ihr felbft gewählte Vertretung an der Verwaltung des 
Kirchenvermögens Theil zu nehmen. — Kirchenkämmerer der Stadt TCilli. 


Erfenntniß vom 19. Sänner 1881, 3. 115. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde der Stadtgemeinde 
Lili ca. Min. für Cultus und Unterricht anläßlich der Entſcheidung des⸗ 
felben vom 24. Juli 1880, 3. 10160, betreffend die Wahl der Kirchen⸗ 
kämmerer der Marien-Himmelfahrtlicche in Eilli, nach burchgeführter d. m. 
Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Richard Foregger, des k. k. 


Sectionsrathes Dr. Heinefetter, dann des perfönlich erfchienenen, an der 
Streitſache mitbetheiligten Abtes, Stadtpfarrers Anton Wretfhlo in Eilli, - 


zu Recht erkannt: 

nDie angefochtene Entfheidung wird als gejeglih nicht 
begründet nad 8. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. B. 
ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.” 


Entfheidungsgründe. 


Mit der vom FE, f, Eultus-Min. beftätigten Entſcheidung ber k. k. 
"Statthalterei in Graz dto. 28. April 1880, 3. 5802 wurde erkannt, 
die Stabtgemeindevertretung von Cilli fei im Hinblide auf die Tängft 
xechtöfräftige Entſcheidung derſelben Statthalterei vom 11. Auguſt 1879, 
3. 10858 und auf $. 24 des Normale für die Didcefe Lavant vom 
22. September 1859 nicht berechtigt, bie Decretirung ber Kämmerer für 


*) Siehe Entiheibungegründe bei Nr. 858 (Band IV, Jahrgang 1880). 
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aber für vie Benrtbeilung tes heute verliegenden Streit⸗ 
gegenſtandes gleichgiltig iſt, welche Rechtsverhãltniñ̃e etwa jzwilden tem 
kcıven mechrerwähnten Kirchen befichen, lãßt fih ter B. G. Hef im tie 
Prüfung ver Ridstigfeit ter tietfälligen Berausſetzung nicht eim. 

Zur Vegrünzung ver augefechtenen Eutſcheitung if im berfelben tie 
Sreinariatscnrrente für die Tiöceie avant vom 22. Septenber 1859, 
3. 1599 berufen. Diefe Enrrente, bezw. 8. 24 terfelben, erſcheint aber 
im vorliegenten alle nicht ammwenbbar, weil diesfalls das Gef. vem 
7. Mai 1874, R. ©. B. Rr. 50 eine abänterute Beſtimmung trifft. 
Reh 8. 41 tiefes Gef. if nämlich die Berwaltung des Bermögens 
ter Kirchen und ter bei benfelben befichenten Anftalten im Ullgemeinen 
nach tem Öruntfate einzurichten, daß an derſelben der Kirchenvorſteher, 
fowie eine Bertretung derjenigen Theil zu nehmen bat, melden bei Unzu- 
länglidhleit jenes Bermögens die Beftreitung ter Auslagen für bie Kirchen» 
Eerhirfuiffe und die fubfiviäre Haftung für die Berpflitungen der Kirche 
oder firhlihen Anftalt obliegt. Der Aumentung des 8. 41 auf den ver- 
fiegenden Fall ficht 8. 43 tesf. Geſ., wonach tie nähere Ausführung ter 
im ten 88. 41 und 423 aufzeftellten Gruntfäge einem befonderen Geſetze 
vorbehalten ifl, nicht im Wege, weil nad den hier erfichtlihen, in An⸗ 
fehung ver Wahl der Kirchenfänmerer bereits befichenten Verhältnifſen 
ter im 8. 41 normirte Grundſatz ohne weiteres durchgeführt werten kann, 
ohne daß es diesfalls der näheren Ausführung durch ein befonderes Geſetz 


Nah dem Hoflanzleidecrete vom 15. März 1811 wurde ber Stabt- 
gemeinte Cilli das Schiff ter Marienkirche behufs Abhaltung des Gottes⸗ 
bienfteß gegen dem eingeräumt, daß die Gemeinde bie Herftellung und 
gehörige Abfonderung von tem übrigen Kloftergebäuten auf eigene Koften 
beforge, und daß weder hiezu, noch zur ferneren Erhaltung ber Religiond- 








Nr. 998. — Ertl. v. 2). Jänner 1881, 3. 104. 41 


fond in das Mitleid gezogen werde. Hienach iſt fichergeftellt, daß bei 
Unzulänglichleit des Vermögens der Kirche bie Stadtgemeinde für bie 
Bebürfniffe verjelben zu forgen habe, und kann nach der cit. Geſetzes⸗ 
beftimmung viefer Gemeinde nicht das Hecht abgeſprochen werben, durch 
eine von ihr gewählte Vertretung an ber Berwaltung des Vermögens ver 
Marienlirche Theil zu nehmen. Dabei ficht die Mitwirkung der Kirchen- 
vorftehung an diefer Verwaltung als felbfiverftändlih außer Frage. 

Da nun nad Inhalt der Acten der abminiftrativen Verhandlung 
bie vom Gemeindeausſchuſſe der Statt Eilli gewählten Kirchenkämmerer 
die zum Zwecke ber Verwaltung des Vermögens der Marienkirche beftimmten 
Bertreter diefer Stadtgemeinde waren und find, fo erjcheint die angefoch⸗ 
tene Entfheidung, melde abweichend von dem im $. Al des Gef. vom 
7. Mai 1874 aufgeftellten Grundſatze der Gemeinde dad Recht abſpricht, 
diefe Vertreter zu wählen, als nicht dem Geſetze entſprechend. 


Ar. 993. 


Standort eines Baumeiftergewerbes. 
Erkenntniß vom 20, Jänner 1881, 3. 104. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerde des Baumeifters 
Karl Pihl ca. Min. des Innern wegen ber Entjheidung vom 7. Sep- 
tember 1880, 3. 12914, betreffend die Ausübung der demfelden für Wien 
ertheilten Baumeiftercouceifion in Liefing, nad durdgeführter d. m. Ber» 
bantlung und Anhörung des Adv. Dr. Joſef Kellner, fowie des k. k. 
Min-Rathes Ernſt Manerhofer, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Der Beihwerbeführer, welchem mit Erlaß der nieder⸗öſterr. Statt 
balterei vom 9. September 1863, 3. 36456 die Conceffion zum Be⸗ 
triebe des Baumeiftergewerbes in Wien unter Nachſicht der vorgefchriebenen 
Prüfung verliehen wurde, hält die angefochtene Entfcheidung, die ihn ver- 
pflitet, eine neue Conceſſion zum Betriebe feines Gewerbes für Liefing, 
wo er bomicilirt und ba8 Gewerbe betreibt, d. i. eine ftändige Baukanzlei 
hält, zu erwirken, für geſetzwidrig, weil die ertheilte Eonceffion laut 8. 46 
der Gew. Ordg. ihn berechtigt, beftellte Arbeiten überall, alfo aud in Lie⸗ 
ſing, zu verrichten und weil er zur Zeit der Erlangung der Conceſſion 
und either ſtets in Lieſing feinen ordentlichen Wohnfig hatte, 

Die Anſicht des Befchwerbeführers ift jedoch durchaus irrig. Aus 
den 88. 14, 45, 46, 48 und 144 der Gew. Ordg. gebt unzweifelhaft 
hervor, daß nad) den Intentionen des Geſetzes jedes Gewerbe, auf welches 
bie Beftimmungen ber Gewerbeordnung Anwendung finden, einen Standort 
haben müſſe. Im Hinblid auf den Wortlaut des Conceſſionsdecretes 
dto. 9. September 1863 fteht es außer Frage, daß durch die Conceſſion 
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als Standort für das Gewerbe des Befchwerbeführere „Wien“ beftimmt 
worben ift. 

Im Hinblid auf den Haren Wortlaut des $. 42 der Gew. Ordg. 
ift der Beichwerdeführer zur Ausübung des ihm verliehenen Baumeifter- 
gewerbes nur unter der der Konceffion entfprechenden Borausfegung be» 
rechtigt, daß er von dem Standorte Wien aus fein Gewerbe betreibe. 

Erwiefenermaßen ift dies num nicht der Fall. Der Befchwerbeführer, 
welcher in Liefing domicilirt, hält feine Baukanzlei in Liefing, nicht aber 
in Wien. Er betreibt demnach fein Gewerbe in conce/lionswidriger und 
darum unberechtigter Weife. Mit vollem Grunde haben daher die Be⸗ 
hörden den Befchwerveführer aufgefordert, für dieſen feinen Gewerbsbetrieb 
die Conceffion zu erwirken. 

Ungefichts des Haren Wortlautes des 8. 48 ber Gew. Ordg. kann 
es keinem Zweifel unterliegen, daß, wenn Befchwerbeführer der Conceſſion 
nachgelebt, d. i. den Standort feines Gewerbes nad Vorſchrift der Con⸗ 
ceffton nah Wien verlegt haben würde, er nur durch Erwirkung einer 
neuen Conceffion ben Betrieb ſeines Gewerbes von Lieſing aus hätte 
ermöglichen können. Die Ueberſchreitung und Außerachtlaffung der Con- 
cejfton fann unmöglich dem Beſchwerdeführer rechtlich zum Bortheile aus- - 
"schlagen. 

Die Beſchwerde mußte daher als zur Gänze unbegründet abgewieſen 
werden. - 


AIr. 994. 


Die Nichteinhaltung eines Bauplanes kann mit der Delogirung und De: 
molirung bes bezüglichen Gebäudes nicht geahndet werben. (GBalizien.) 


Erkenntniß dom 20. gunner 1881, 3. 184. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Mathias Bu⸗ 
dziaszek, ca. Entſcheidung des galiz. Landesausſchuſſes vom 5. Auguſt 1880, 
3. 35090, betreffend die Delogirung und Zurückſetzung des Gebäudes 
Nr. 136/137 vom öffentlihen Dearktplage und der Gemeinbeftraße in 
Liszki, nad burchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr. Clemens Raczynsli, in Bertretung des galiz. Landesausfchufies, zu 
Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entſcheidung wird als geſetzwidrig auf- 
gehoben.“ 


Eutfdreidungsgründe. 


Die angefochtene Entfcheivung des galiz. Landesausſchuſſes verfügt 
die Delogirung und Zurüdjegung des-von Mathias Budziaszek an Stelle 
feines alten auf dem runde Nr. 136/137 in Liszki neu aufgeführten 
Gebäudes von der zur Pfarrei und auf die Felder führenden Gemeinde 
flraße und von dem Gemeindeplage, und zwar aus dem Grunde, weil 
Budziaszek fih nit an den Bauplan gehalten bat, mit feinem Gebäude 
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auf die obbezeichnete Gemeindeſtraße und den Gemeindeplatz herausgerückt 
ift und von ſelbem einen Raum von 161), Rlafter einnahm. 

Diefe von Budziaszek angefochtene Verfügung ftellt ſich als nicht 
gefeglih begründet dar. — Es Liegt actenmäßig erwielen vor, daß Be⸗ 
ſchwerdeführer vor Aufführung feines Gebäudes den Bauconſens von ber 
Semeindevorftehung Liszki unterm 17. Yuli 1879, 3. 225 erlangt, daß 
er auch zuvor ben Bauplan orbnungsmäßig vorgelegt bat und biefer 
Seitend der Behörde beftätigt wurde, zumul es im Bauconfenfe aus⸗ 
drücklich heißt: „nad Beftätigung des Planes des aufzuführenden Ges 
bäubes wird derſelbe rüdgeftellt.“ Es muß nun angefihts des vorliegen» 
den Bauconfenfes® und bes Umftandes, daß das Gebäude anftandslos auf. 
geführt werden fonnte, angenommen werben, daß, da fir Galizien feine 
Bauordnung eriftirt, den diesfalls maßgebenden Beftimmungen der 88. 72 
und 73 der weftgaliz. Gerichtsorpnung und des Hofd. vom 5. März 1787, 
Juſt. ©. S. Nr. 641 in Allem und Jedem entſprochen wurde. 

Abgeſehen davon, daß der bebörplich beftätigte Bauplan weber in 
ber abminiftrativen Verhandlung, noch fonft vorgelegt wurbe, und daher 
nicht einmal conftatirt vorliegt, ob der Beſchwerdeführer und inwieferne 
er fih an venfelben nicht gehalten babe, ift die “Delogirung und die De—⸗ 
molirung, oder wie es in ber angefochtenen Verfügung heißt: „Zurück⸗ 
ſetzung“ eines Gebäudes keineswegs eine mit ber Uebertretung der Bau⸗ 
vorfchriften, reſp. der Nichteinhaltung des Bauplanes kraft der obigen 
gefeglihen Beitimmungen verbundene Yolge und biefelbe hätte nur dann 
ihre Berechtigung, wenn fie gefeglich ausprüdlich vorgefehen wäre, wie Dies 
3. B. bei dem in der Min.»-Berorbnung vom 2. September 1856, R. G. B. 
Nr. 164 angeoroneten Verfahren zur Befeitigung baufälliger, Lebens⸗ ober 
Feuersgefahr drohender Gebäude der Yall ift. 

Allerdings gehört die Bau⸗ und die Straßenpolizei nad 8. 27 ber 
galiz. Gem. Ordg. zum felbftftändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde; doch 
daraus darf nicht die Berechtigung der autonomen Behörden abgeleitet 
werden, die Straffanction der Geſetze und Vorfchriften, welde über vie 
zum Wirkungskreife der Gemeinde gehörige Ortspolizei beftehen ($. 60 
der galiz. Gem. Ordg.) zu überfchreiten. 

Nachdem den Für Oalizien beftehenden Bau- und Straßenpolizei⸗ 
vorfchriften eine Straffanction der Delogirung und Demolirung oder aud 
nur Zurückſetzung eines Gebäudes fremd ift, außer in Fällen, wo Rück⸗ 
fihten der öffentlichen Sicherheit dies erheifchen, um ber Eventualität eines 
Unglüdes vorzubeugen, ſolche Rüdfichten gegebenenfalls nicht vorliegen, je 
nicht einmal behauptet werden, jo mußte bie angefochtene Delogirungs- 
und Demolirungsverfügung als gefegwibrig aufgehoben werben. 
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Recht ver Theilnahme bereinft erwarb, übungsgemäß und unter welchen 
Borausfegungen etwa Anfpruh auf die Nußungen erheben können. 

Bon dieſen Erhebungen fonnte — wie gleichfalls im h. g. Erkennt⸗ 
niffe vom 16. Februar 1880 ausgefprodhen worden ift — deshalb, weil 
duch tie in analogen Fällen erfloffenen Erkenntniſſe der Apminiftrativ- 
behörben vom 8. Juni 1818, 3. 8558, vom 20. Yuli 1822, 3. 14354 
und vom 10. Juli 1857, 3. 3854 das Hecht der Theilnahme an ven 
Nugungen des Gemeindegutes von Cles gewifien Ablömmlingen des Leon- 
bard Leonarbi, bezw. gewiſſen Mitgliedern der Gemeinde Mechel im Hin- 
blicke auf den erfolgten Vicinatskauf dieſes Leonardi zuerlannt worden war — 
nicht Umgang genommen werben, weil fle andere Perfonen, als die gegen- 
wärtigen Petenten, betrafen, daher auf andere Yale nicht ausgedehnt 
werben können und durch dieſe Entfcheidungen, bei benen es ſich un einen 
Gegenftand des öffentlichen Rechtes handelte, nur ausgefprochen werben 
ſolite, was nad den damals geltenden Gefegen Rechtens war, wonach 
diefe Ausſprüche nicht weiter als maßgebend angefehen werben können, fo« 
bald die bezüglichen Verhältniſſe durch die nachgefolgte Geſetzgebung neu 
geregelt worben find. 

Die laut Bezirfshauptmannfchaftsprotofolle8 vom 18. und 20. April 
1880, da8 eine Trageftellung nicht erjehen Iäßt, aufgenommenen Zeugen« 
ausfagen lauten dahin, das Vicinatsrecht, welches laut beſtehender Ge⸗ 
wohnheit den Abkömmlingen der Familien von Mechel, die es kauften, 
zufomme, fei von der Gemeinde Cles immer vefpectirt worben und zwar 
nicht nur in erfter, fondern auch in den nachfolgenden Generationen. 

Die Frage, ob alle Nachkommen Iemandes, welcher das Recht ber 
Theilnahme bereinft erwarb, Übungsgemäß und unter weldhen Boraus- 
fegungen fie etwa Anfprud auf die Nutungen erheben können, ift hiemit 
nicht directe und ausreichend beantwortet, und kann umfjoweniger als im 
bejahenden Sinne gelöft angefehen werben, als in der den Acten beilie- 
genden Zufchrift der Bezirkshauptmannſchaft Cles an den Landesausſchuß 
vom 23. December 1875, 3. 9442 erflärt wird, daß jene Familien 
Borgheſi, Leonardi und Boletti von Mechel, welche damals beim Landes- 
ausichuffe das PVicinatsrecht geltend machten, bisher niemals dies Recht 
ſelbſt genofjen und es nicht vor erfolgter Anerkennung auszuüben wagten, 
als ferners Victoria Nicolodi und Conforten keinen Beweis zu erbringen 
vernochten, daß ihnen felbft jemals die Bicinatsnugungen angewiefen 
worden wären (die von Bictoria Nicolodi beigebrahten ſechs Stüde Bolleten 
aus den Jahren 1861—1879 lauten auf ganz andere Perſonen), als 
weiters binfihtlih der — vorliegendenfalls wmefentlihen — von ber 
Gemeinde Cles beftrittenen Behauptung, daß das Vicinatsrecht auch im, 
weiblicher Linie vererbt wurde, nur Ein Zeuge diefe Frage beftimmt 
und uneingeſchränkt bejaht, während drei andere Zeugen nur aus ber 
großen Verbreitung bes Bicinatsrechtes in Mechel bebuciren, daß felbes 
durch dahin heirathende Descenventinen vicinatsberechtigter Familien über- 
tragen worden fei, und der fünfte Zeuge ausfagt, daß feit circa zwei 
Jahren auch Einige, welche in weiblicher Linie von Bicinatsfamilien 
abſtammen, Das Vicinatsrecht genießen, als endlich bie Deponenten troß 
ihrer Gleichſtellung der Bicini von Mechel mit den ©emeinbemit- 
gliedern und Ungehörigen von Cles fi darüber nicht Außern, ob der Bici« 
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im tiefen Krkunten nicht von einer Aufnahme in den Gcmeindeverbanp 
von Cles, fondern in die Sütergemeiufhajt der Bicimi die Rede if, 
ii der Umfang ber gewährten Nutzungsrechte nicht inımer berfelbe. — Während 
Einzelnen das unbefchräntte Bicinaterecht verlichen wurbe, was bezüglich 
des Leonhard Leonarbi, deſſen Erwerböurtunde wicht protucirt worden ift, 
wird, wird 3. B. in der Urkinde vom 9. Februar 1647 den 
Drüdern Peter, Johann und Anton Leonarti das Holzunze- und Weite 
recht auf beflimmmten Bergen und Wäldern der Gemeinte Cles käuflich 
übertragen, fie werden in die Gütergemeinfhaft hinfichtlich der Berge 
aufgenommen und es wirb ihmen geftattet, ſich Bicini von Cles im 
Dezug anf die Berge, mit Ausnahme des Rechtes zu mähen, zu 
nennen, fowie die Conceffion im vorausgegangenen Jahre ten Daomedi's 
ertheilt worden ſei. Hienach erfcheint das in der vorangeführten Epoche 
im Berlanfewege hintangegebene Vicinatsrecht vielmehr als ein, in ber 
jeweiligen Kaufsurfunde fpeciell umfchriebener, bald größerer, bald Heinexer 
Kreis von Nutzungsrechten. 
Wollte man aber and, annehmen, daß die Bicini und die Comunità 
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von Cles in vergangenen Jahrhnunderten gewiſſen Perfonen für fie und 
alle ihre Nachlommen die Gemeindemitgliedſchaft von les verkauften, fo- 
würden die einzelnen Abftämmlinge doch nur dann als Gemeinvemitglieder- 
vor dem Gefege gelten können, wenn die nachfolgenden Gemeinvegefege 
- eine folche Collectivverleihung für alle Zufunft anerfennen würden oder 
wenn die einzelnen Abftämmlinge für ihre Perſon jene Bebingungen 
erfüllen, welche das jemweilig geltende Gemeindegeſetz für die Oualification 
als Gemeinvemitglied fordert. 

Nun hat das Gemeinderegulativ vom 26. October 1819, Brov. 
©. ©. Tir, 6. Bd., ©. 755, Nr. 168 eine folche Anerkennung nicht aus 
gefprochen; es fett vielmehr im 8. 1 feft, daß Mitglieder einer Gemeinde, 
welche auch zu den Gemeindelaften beizutragen haben, alle diejenigen find, 
welche im Umfange ver Gemeinde befteuerte Gründe oder Häufer oder 
Orundzinfe u. dgl. eigenthümlich oder pachtweile befigen, und diejenigen, 
welche in der Gemeinde ein Gewerbe oder einen Erwerb ausüben. Die 
Entjheidung, ob es bei der ba und dort beſtehenden Uebung der wahl- 
mäßigen Aufnahme oder des Einkaufs werde belaflen werben, wurde im 
8. 2 der Zukunft vorbehalten, ift aber laut Min»Erlaß vom 19. October 
1849, tir. 2. ©. 8. 1849, Nr. 10, ©. 5 nit erfolgt. Dieſes Regulativ- 
bat daher tie Erwerbung der Gemeindemitgliedſchaft durch Abftammung von 
Bicinatderwerbern aus der ‚Zeit von 1622—1784, falls fie überhaupt in 
Cles bis zur Wirkſamkeit diefes Regulativs geſetzlich oder gewohnheitäge- 
mäß beftanden hatte, jedenfalls abgejchloffen und fonnten nach dem barauf- 
folgenden Gem. Gef. vom 17. März 1849, 8 7 nur jene Perfonen 
als Gemeindeglieder von Cles angefehen werden, welde dort die Gemeinde: 
angehörigfeit befaßen oder nad lit. a des 8 8 (bezw. nad a. h. Ent⸗ 
fhließung vom 27. Februar 1850, L. G. B. Nr. 56) als Befiger oder 
Exrwerbtreibende in der Gemeinde eine directe Steuer zahlten oder nad) 
lit. b’ von der Gemeinde als Gemeinvebärger förmlich anerkannt 
worben find. 

Um daher, wie es ber Landesausſchuß laut feiner Gegenfchrift that, — 
annehmen zu können, daß PBictoria Nicolovi und Conforten Gemeinde» 
gliever von Cles nad $. 7, lit. a der Gem. Ordg. vom Jahre 1866- 
feien, mußte der Nachweis erbracht fein, daß viefelben ſchon während ver 
Geltung des 1849iger &emeindegefeged Gemeindemitglieder von Cles ges 
mäß den Beftimmungen diefer Normen waren. — Dies ift aber nidt: 
geſchehen; es ift ſpeciell nicht dargethan worben, daß Bictoria Nicolodi 
und Gonforten von der Gemeinde Eles förmlich als Gemeindebürger an- 
erfannt und ihnen bie, folden nad, dem Geſetze zuftehenden Rechte ein- 
geräumt worden wären. — Es ift indbefondere nicht nachgewiefen worden, 
daß fie zur Ausübung des Wahlrechtes in Cles zugelaffen oder daß ihnen 
jemals Nugungen aus dem Öemeindegute von Cles angewiefen worben. 
wären. — Die von Victoria Nicolodi beigebracdhten Bolleten, welde Ans 
weifungen auf einzelne Nugungsbezüge gegen Zarerlag enthalten, lauten, 
wie oben erwähnt, auf andere Namen, als bie ver Bictoria Nicolodi und 
Eonforten. — Ebenfowenig wurde dargethan, daß Bictoria Nicolodi und 
Genoſſen zur Theilnahme an ven Gemeinbelaften herangezogen wurden. 

Bei vorliegendem Sachverhalte, wo weder die nah $. 10 der 
Gem. Ordg. vom Yahre 1866 erforverlichen perfönlihen und Beflgver- 
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heibung 
vom 32. October 1875 aufgcheben werben. 


Ar. 996. 


Nah den beſtehend li E;propriations i kõ di 
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Erteuntuif vom 28. Iänner 1881, 3. 68. 


Ze EL B. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Hofzimmer- 
meiſterswitwe Eleonore Zeyer und ter Erben nah Zohann Zeyer im 
Prag, ca. Min. des Imnern anläßlich der Entſcheidung tvesjelben vom 
20. April 1880, 3. 1979, betreffend den Bollzug eines Enteignungs⸗ 
erfenntuiffes, nad) durchgeführter d. m. Berhanplung und Anhörung des 
Adv. Dr. Joſef Havlil, des E. EL. Min.Rathes Dr. Kitter v. Helm, dann 
des Adv. Dr. Karl Doftal, in Bertretung ber an ber Etreitfahe mit- 
beibeiligten Stadtgemeinte Prag, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als gefeglih nicht begründet 
abgewiefen.“ 


Enlſcheidungsgründe. 


Mit a. h. Eutſchließung vom 6. Februar 1874 wurde bie Ueber⸗ 
gabe der fortificatoriſchen Objecte zwifchen dem blinden nnd dem Paric’er 
Zhore in Prag an die Gemeinde unter beftinimten vertragemäßig feſtzu⸗ 
ftellenden Bedingungen angeorbnet und auf Grund biefer a. h. Anordnung 
wurde am -1. Juni 1875 zwiſchen der Stantsverwaltung und ber Ge⸗ 
meinde Prag ein Bertrag abgefchloffen, in welchen fich vie Iettere Laut 
Art. XII de8 Bertrages dem Aerar gegenüber verpflichtete, nicht nur eine 
beftimmte Area (12 God, 171,3 LiRlafter) von den ihr überlafienen 
fortificatorifchen Gründen, fondern auch noh andere in dem behörblich ge⸗ 
nehmigten Situationsplane zu bezeichnende Grundſtücke zu Parkanlagen zu 
widmen. Der Situationsplan wurde von der k. k. Statthalterei für 
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Böhmen mit Erlaß vom 14. October 1876, 3. 55353 genehmigt. Nah 
demſelben war beftimmt, daß ber den Befchwerbeführern gehörige Grund⸗ 
befig C.⸗Nr. 959/II im Ausmaße von 689,5 ilafter theils zur Anlage 
ves Stadtparkes, theils zur Erbreitung der Mariengaſſe zu verwenden fei. 

Da fih die Eigenthümer zur gütlichen Abtretung des Grundſtückes 
nicht berbeiließen, erwirfte die Prager Stadtgemeinde ein Erkenntniß ber 
Statthalterei vom 23. März 1877, 3. 16642, mit welchem bie Expro- 
priation des gedachten Grunpftüdes zu Gunften der Prager Stadtgemeinde 
dewilligt wurde, Dieſes Erkenntniß wurde über Recurs ber Eigenthümer 
auch vom Min. des Innern mit Erlaß vom 24; Juni 1877, 3. 7046 
beftätigt und, eine biegegen beim V. ©. Hofe überreichte Beſchwerde ber» 
felben a limine abgewiefen (3. 1620 ex 1877). Bei ber vorgenommenen 
gerichtlichen Schägung wurde der zu entſchädigende Werth der abzutretenden 
Realität auf 166.593 fl. 81 kr. gefhätt. Die Oiltigleit diefer Schägung 
wurbe von der Gemeinde angefochten, über ben hierüber abgeführten Streit 
wurde aber mit dem Decrete tes oberften Gerichtshofes von 25. April 
1878, 3. 4357 die Annahme dieſer Schätung zy Gericht angeorbnet. 

Da jedoch von Seite der Prager Stadtgemeinde keine Anftalten zur 
Uebernahme des enteigneten Grundes getroffen wurden, ftellten die Eigen⸗ 
tbümer mit der Eingabe de praes. 9. Auguft 1878, Nr. 46631. an bie 
böhm. Statthalterei das Anfuchen um ben Vollzug des Enteignungsertennt« 
niffes, bezw. um die Anordnung, daR tie Gemeinde den erproprürten 
Grund gegen Zahlung des ermittelten Schägungswerthes übernehme, 

In ten hiedurch veranlaßten Verhandlungen wurde von Seite ber 
Prager Stadtgemeinde ald Grund des Nichtvollguges der Eypropriation 
geltend gemacht, daß ihr durch die Verweigerung der Zuftimmung bes 
Landtages zum Berkaufe mehrerer von ber Gemeinde zur Verbauung be- 
ftimmter Grundſtücke die Mittel zur Beftreitung der Ablöſungsſumme ent- 
zogen worben feien. &8 wurde ein Bergleich zwifchen ver Gemeinde und 
Eleonore Zeyer und Conforten verjucht, der jedoch nicht zu Stande kam. 
Schließlich erfolgte die Entſcheidung der Statthalterei vom 29. November 
1879, 3. 72341, womit das fragliche Enteignungserkenntniß als im 
abminiftrativen Wege nicht vollziehbar erffärt und die Eigenthümer bes 
enteigneten Grundſtückes (Eleonore Zeyer und Eonforten) mit ihren Be- 
gehren an bie Gerichte gewieſen wurden. Zur Begründung wirb barin 
angeführt, daß das Berfahren ver politifhen Behörden in der Angelegen- 
heit mit dem Enteiguungserkenntniffe abgefchloffen ſei. Mit der Rechts⸗ 
kraft dieſes Erfenntniffes feien neue Rechtsverhältniſſe — nämlih der 
Wegfall des freien Berfügungsrechted für die Erpropriaten und das Recht 
zur Uebernahme, bezw. die Verpflichtung zur Erfüllung der Bedingungen 
für die Gemeinde — gefchaffen worden, und die aus denſelben ſich er« 
gebenden Streitigkeiten und reſp. Anſprüche, für welche das rechtöfräftige 
Enteignungserkenntniß allerdings den Nechtstitel abgebe, können nur mehr 
im Berfahren für Streitfahen vor. den Gerichten ausgetragen werben. 
Zugleih wurde das Geſuch des Prager Stabtrathes um Aenberung des 
genehmigten Lagerplanes, reſp. um die Bewilligung, daß die Baugrund» 
flähe B pr. 2500 DIRlafter in den Stadtpark einbezogen und daß da« 
gegen die Berwendung der Zeyer'ſchen Realität zu Parkanlagen unter» 
bleiben dürfe, abgewieſen. 

Bubwinzli, V. &. H. Grlenntniffe V. 4 
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Die biegegen fowohl von Eleonore Zeyer nnd Conforten, als auch 
vom Stabtrathe überreichten Recurfe wurden vom EL. E, Din. des Innern 
mit ber Entſcheidung vom 20. April 1880, 3. 1979 abgewiefen. 

Gegen dieſe Entfcheitung, foweit fie die Eleonore Beyer und Eon- 
forten betrifft, {ft die vorliegende Beſchwerde gerichtet. — In derſelben 
wird nah Darftellung des Sachverhaltes im Wefentlihen ausgeführt, daß 
dur das Erpropriationserlenntnig den Exrpropriaten feit prei Jahren das 
freie Berfügungsreht über ihr Eigenthum entzogen fei (deſſen Wegfall in 
ber angefochtenen Entſcheidung ausdrücklich ausgeſprochen wurde), daß fie 
das auf der Realität betriebene Zimmermanndgewerbe auflaffen mußten, 
daß fie ihren Befitz auch anderweitig nicht mehr verwertben Tonnten, daß 
das Reale herrenlos und dem täglichen Berfalle ausgeſetzt fei. Den 
Expropriaten ſtehe nad ihrer Anfiht gar Fein Recht auf das Neale mehr 
zu, fie hätten nur ein Forderungsrecht auf tie Entfhädigungsfumme, welches 
fie aber gerichtlih nicht erequiren Können, weil weber auf Grund bed Ex⸗ 
propriationserfenntniffes, noch auf Grund des Schätungsprotofolled bie 
Erecution bewilligt werben würde. 

Der Zuftend, daß fie ihr Recht verloren haben und zu der Ent- 
ſchädigung auf unbeftimmte Zeit hin nicht gelangen können, fei ein geſetz⸗ 
widriger. Wenn die Berwaltungsbebörden zur Schöpfung des Erpro⸗ 
priationserfenntniffe® berechtigt feien, jo müſſen fie auch berufen jein, 
dasfelbe in Bollzug zu fegen, da es nicht angehe, daß ein ſolches Er⸗ 
fenntniß nur von dem Erpropriaten und nicht auch von dem anderen Theile 
befolgt werben muß. Hienach wird um Aufhebung der angefochtenen Ent« 
ſcheidung gebeten. In der Gegenſchrift der Stadtgemeinde Prag wird 
ausgeführt, daß dur das Enteignungserfenntnißg eine Verpflichtung ber 
Gemeinde zur Uebernahme des Grundes nit ausgeſprochen worben fei, 
und daher auf Grund dieſes Erkenntniffes auch nicht geltend gemacht 
werben könne. Darüber, ob eine folde Verpflichtung beftehe, könne nur 
der Richter nad Civilrecht erkennen. Ebenſo könne auch nur der Richter 
eventuell, falls dieſe Verpflihtung anerkannt würde, über bie Höhe ber zu 
leiftenden Entjhädigung erfennen, wobei auch die gegen die Schäßung zu 
erhebenten Nullitätsgründe ihre Würdigung zu finden hätten. — Das 
Verfahren der politiihen Behörden fei mit dem Exrpropriationserfenntnifie 
abgefchloffen. 

Das Erfenntniß des B. ©. Hofes beruht auf folgenden Erwägungen: 
Der Anorbnung des 8. 365 a. b. ©. 2. gemäß, welcher verfügt, daß, 
„wenn es das allgemeine Beſte erheifcht, ein Mitglied des Staates gegen 
eine angemefjene Schabloshaltung felbft das vollftändige Eigenthum einer 
Sade abtreten müſſe,“ kommt die Entjheidung über den Cintritt der 
gefeglihen Borausfegung einer folhen Abtretung des Eigenthums den 
Berwaltungsbehörven zu, welche überhaupt die durch das allgemeine Beſte 
gebotenen Anordnungen zu treffen haben. Ihr Wirkungsfreis erftredt ſich 
jedoch nur fo weit, als die Rückfichten auf das allgemeine Beſte reichen. 
Solche Rückſichten beftehen nur in Bezug auf die Abtretung bes Eigen⸗ 
thums für einen beftimmten öffentlichen Zweck, nicht aber in Bezug auf 
bie fonft hiedurch geichaffenen Rechtsverhältniſſe, melde nit aus dem 
Geſichtspunkte des allgemeinen Beiten, fondern vom Standpunfte des 
Privatrechted aus zu würdigen find und deren Beurtheilung daber zum 
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Wirkungskrei ſe der Gerichte gehört. Demgemäß iſt auch in ben ver- 
fhievenen, vie Enteignung für Öffentliche Bmede betreffenden gefeglichen 
Vorſchriften — z. B. in den Vorſchriften für das Exrpropriationdverfahren 
bei öffentlichen Straßen- und Waflerbauten, melde behufs ihrer Ein- 
führung in Ungarn in der Min.» Verorbnung vom 21. April 1857, 

. © B. Nr. 82 (auch auf Dalmatien ausgedehnt mit der Min. „Bere 
—*8* vom 7. October 1868, R. G. B. Nr. 179) zuſammengefaßt 
wurden; im vierten Hauptſtücke (88. 98 bi8 107) des allg. Berggef, vom 
23. Mai 1854, R. ©. B. Nr. 146; in den 88. 15 bis 18 des Gel. 
vom 30. Mai 1869, R. ©. 3. Nr. 93 und in den bierauf beruhenden 
Beftimmungen der Landesgeſetze über das MWafjerrecht; in dem Gef. vom 
18. Februar 1878, R. ©. B. Nr. 80, betreffend die Enteignung zum 
Bwede der Herftellung und des Betriebes von Eifenbahnen — keine Be- 
ftimmung enthalten, woburd die Vermaltungsbehörden ermächtigt werben, . 
den Enteigner, foferne er die enteignete Sache nicht in Anſpruch nimmt, 
zur Leiftung ber Entjhäbigung, ober benfelben gegen feinen Willen zur 
Uebernahme der enteigneten Sache zu verhalten. Durch das neuefte ber 
bezogenen Geſetze, nämlich das Gef. vom 18. Februar 1878, R. ©. 3. 
Nr. 30 (88. 35, 36 und 38), ift vielmehr nur ber zwangsweife‘ Bollzug 
der zu Gunſten von Eifenbahnunternehmungen ergangenen Enteignungs 
erfenntniffe gegen den Enteigneten auf Unjuchen- ver Eifenbahnunterneh- 
mung und nad) 8eiftung ber Entſchädigung den politiſchen Behörden zu⸗ 
gewieſen (8. 35), während die Eiſenbahnunternehmung auf die Leiſtung 
der feftgeftellten Entſchädigung, fowie auf den Erfat des durch den Nichte 
vollzug der Enteignung verurfadhten Schadens vom Enteigneten nur vor 
ben Gerichten belangt werben kann (88. 36 und 38). 

Die in der Beſchwerde behauptete Competenz ber Berwaltungd- 
behörden, die Prager Stadtgemeinde im vorliegenden Falle auf dem 
adminiftrativen Wege -zue Durchführung der ihr bewilligten Enteignung 
zu verhalten, läßt fi auch aus dem ftantlihen Aufjichtörechte über bie 
Gemeinden nicht ableiten. Denn nah Art. XVI des Gef. vom 5. März 
1862, R. ©. B. Nr. 18 hat die Staatsverwaltung das Auffichtsrecht 
fiber die Gemeinden dahin zu üben, daß biefelben ihren Wirkungstreis 
nicht Überfchreiten und nicht gegen die beſtehenden Gefete vorgehen. Da 
nun die Mafiregel, zu deren Gunſten vas Enteignungserkenntniß erwirkt 
wurde, nämlih die Anlage des Stadtparkes und die Erweiterung einer 
Straße unftreitig zum ſelbſtſtaͤndigen oder natürlihen Wirkungsfreife der 
Gemeinde gehört (8. 81 der Prager Gem. Orbg. vom 27. April 1850, 
2. ©. B. Nr. 85 und Urt. V des Gef. vom 5. März 1862, R. ©. 2. 
Nr. 18) und da eine gefegliche Verpflichtung zu jener Mafregel nicht 
beſteht, fo ift die geſetzliche Voransjegung eines Einſchreitens der Staats⸗ 
verwaltung nach Art. XVI des cit. Gef. vom 5. März 1862 nicht vorhanden. 

Diefer Auffaffung fteht auch die bei der ö. m. Verhandlung vor» 
gelegte Entfheidung des k. k. oberften Gerichtshofed vom 22. November 
1880, 3. 13420 über den aufßerordentlihen Keviflonsrecurs ber Be⸗ 
ſchwerdeführer gegen die Bejcheide des Prager k. k. Landesgerichtes vom 
14. Auguft 1880, 3. 26654 und tes k. k. böhm. Oberlandesgerichtes 
vom 21. Eeptember 1880, 3. 27528 nicht entgegen, da biefe Ent. 
ſcheidungen eine Ablehnung ver gerichtlichen Competenz nicht enthalten, 
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ſondern nur bie Unzuläffigfeit des eingebrachten Executionsgeſuches confta= 
tiren, während bie Frage, ob die Rechte des Enteigneten bei Gericht im 
Wege der Klage geltend gemadt werben können, keinen Gegenfland ver 
gerichtlichen Entſcheidung gebildet hat, — Der B. ©, Hof vermodte da» 
ber in ber angefochtenen Enticheibung eine Geſetzwidrigkeit nicht zu erkennen, 
weshalb die Beſchwerde abgewieſen werden mußte. 


Ar. 997. 


Für die Koſten einer Armenverforgung hat die Ortsgemeinde dee dahin 
zuftändigen Arınen mit Bubilfenahme bes Armenfondes aufzufommen. 


Erkenntniß vom 1. Yebruar 1881, 3 147. 


Da 81.8 ©. Hof hat über die Beichwerde der Gemeinde 
Wawrowitz, ca. Entfcheivung bes fchlef. Landesausſchuſſes vom 28. Sep- 
tember 1880, 2. 4276, betreffend die Armenverforgung der Roſa Halfar, 
nad ducchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Mar 
v. Menger, in Bertretung bes belangten Landesausfhufies, zu Recht 
erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als ungegrünbet abgewielen. — 
Die beſchwerdeführende Gemeinde hat dem belangten Lande 8- 
ausfhuffe an Koften des Berfahrens 51 fl. 2 kr. binnen 14 Tagen 
bei Executionsvermeidung zu bezahlen.“ 


Entfheidungsgründe. 


Nah der im Geſetz⸗ und Verordnungsblatte für Schleften in Nr. 5 
bes Jahres 1871 enthaltenen Ueberſicht der polit. Eintheilung bes Herzog. 
thums Schlefien find die Kataftralgemeinden Wawrowig und Palhanetz zu 
einer Ortsgemeinde unter dem Namen Wawrowit vereint. Demgemäß 
befteht für diefe fo vereinten Gemeinden auch nur eine Gemeinbevertretung, 
nämlich die Vertretung der Ortsgemeinde (Gem. Ordg. für Schleften 
vom 15. November 1863, drittes Hauptftüd). Die Behauptung ber Be⸗ 
ſchwerde, es feien bie beiden Kalaſtralgemeinden lediglich zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsführung vereinigt, iſt demnach unrichtig, da eine ſolche 
Vereinigung nach dem ſechſten Hauptſtücke der gedachten Gem. Ordg. nur 
zwiſchen Ortsgemeinden möglich wäre. 

Das Heimathsrecht eines Individuums erſtreckt ſich auf den ganzen 
Umfang des Gemeindegebietes (88. 1 und 3 des Heimathsgeſ. vom 3. De⸗ 
cember 1863, R. ©. B. Nr. 105). Hienach kann von einer Zuftändig- 
feit zu einer oder ber anderen ber erwähnten Kataſtralgemeinden nicht die 
Rede fein und würden etwaige Vereinbarungen, wonach nur eine derſelben 
die Conſequenzen einer ſolchen angeblichen Zuſtändigkeit zu tragen habe, 
als rechtsgiltig nicht angeſehen werden können. Der Beſchluß des Ge⸗ 
meindeausſchuſſes von Wawrowitz, es ſei das ſieben Jahre alte Kind Roſa 
Halfar aus Palhanetz von dieſer Kataſtralgemeinde allein zu verſorgen, 
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welcher auf der ganz Irrigen Vorausſetzung berubte, es gebe ein Heimaths⸗ 
recht zur Kataſtralgemeinde Palbaneg, war deshalb unhaltbar und Hat 
vielmehr, nachdem die Armenverforgung ein Ansfluß des Heimathsrechtes 
ift, die Ortsgemeinde Wawrowig für bie Koften diefer Berforgung bes 
gedachten dahin zuftändigen Kindes aufzukommen. 

In der angefochtenen Entſcheidung ift nicht enthalten, daß fir 
Dedung diefer Koften der Armenfond der Theilgemeinde Wawrowitz zu 
verwenden fei, fondern Mar ausgeſprochen, daß dieſe Koften von der Orts⸗ 
gemeinde Wawrowiß, d. i. von ben vereinigten Gemeinden Wawrowitz und 
Palhanetz, bezw. mit Zuhilfenahme des Armenfondes diefer Ortsgemeinde 
zu tragen find, 

Da Anton Springer in der Sigung des Gemeinveausfhufles vom 
233. Mai 1880 gegen den betreffenten Beſchluß des Ausfchuffes fofort 
den Recurd angemeldet hatte, erfcheint demnach die darüber erfloffene Ent- 
ſcheidung des Landesausſchuſſes ganz den Geſetzen entſprechend und iſt bie 
Beſchwerde abzumeifen. — Die Entſcheidung in Anfehung der Koflen des 
Berfahrens beruht auf 8. 40 des Gef. vom 22. October 1875, R. G. B. 
ex 1876 Wr. 36. 


Ar. 998. 


ARechtsſatz wie in Rr. 137. 
Erlenntniß vom 1. Februar 1881, 3. 158. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Gemeindever⸗ 
tretung von Velic ca. Entſcheidung des böhm. Landesausſchuſſes vom 
14. Yuli 1880, 3. 15492, betreffend tie Gemeindenugungen, nach durch⸗ 
geführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Wenbelin 
Grünwald, zu Recht erkannt: | 

nDie Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.”*) 


Ar. 999. 


Die Durchführungsverordnung einer Stadtvertretung, daß auch Biervers 
fhleißer und Brauer, welde mit dem Detailverfaufe (Ausfhanke) fi 
nicht befaffen, verhalten. werden, die eingelagerten Bierquantitäten dem 
Semeindeamte anzuzeigen und bievon die entfallende Bierauflage gegen 
Rüdvergütung für die erportirten Biermengen im vorhinein zu berichtigen, 


ift nicht geſetzwidrig. 
Erienntniß vom 3. Yebrnar 1881, 3. 79. 


Der k. k. V. G. Hof hat über die Beſchwerde der fürftl. Schwarzen- 
berg'ſchen Herrichaftspirection in Poftelberg, gemeinfchaftlich mit dem Bier⸗ 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bee Nr. 137 (Band I, Jahrgang 1876/77). 
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verfchleiger Anton Beit in Zaun, ca. Min. des Innern umb die Stadt⸗ 
gemeinde Zaun anläßlich ver Entſcheidung bes Exfteren vom 30. Mai 1880, 
3. 7101, betreffend die Einhebung des Bierkreuzers von den Branern 
und Bierverfchleigern in Laun, nad burdgeführter 5. m. Berhandlung 
und Anhörung des Udo. Dr. Joſef Junghans, fowie des k. k. Min.- 
Rathes Dr. Ritter v. Helm, dann des Adv. Dr. Erih v. Hornboftel, des 
Lepteren in Bertretung der mitbelangten Etadtgemeinde Laun, zu Hecht 
erlannt: 

„Die Beſchwerde wird ald unbegründet abgewiefen — 
Ein Koftenerfag findet nicht ſtatt.“ 


Euntfdeidungsgrände. 


Mit der angefochtenen Entiheidung hat das k. k. Minifterium es 
abgelehnt, die von ter Stabtvertretung Laun erlaflene Durchführungsver⸗ 
ordnung zur Einhebung des diefer Gemeinde mit Landesgeſetz vom 7. Yänner 
1870, 8. G. 3. Nr. 1 bewilligten Bierkrenzers in Anwendung ber 
88. 102, 103 der Gem. Ordg. außer Kraft zu fegen. 

Die Beſchwerde hält diefe Entſcheidung darum für gefegwidrig, weil 
einzelne Beflimmungen ver Durhführungsverorbnuug gegen die beſtehenden 
Geſetze verftoßen, deren Vollziehung deshalb hätte unterfagt werden follen, 
— Als folde Beftimmmungen bezeichnet die Beſchwerde bie Art. II, II, IV 
der Durchführungsverordnung, welche im Wefentlicheu verfügen, daß auch 
Bierverfchleiger und Bräuer, welde mit dem Detailverfaufe (Ausſchanke) 
fi nicht befaflen, verhalten werden, die eingelagerten Bierquantitäten dem 
Gemeindeamte anzuzeigen und hievon die entfallende Bierauflage im vor» 
hinein gegen Rückvergütung der erportirten Biermengen zu berichtigen. 
Durch diefe Verfügung werde nicht der Berbrauch, fondern die Production 
und der Handelsverlehr getroffen. 

Es ift nun vor Allem hervorzuheben, daß die fragliche Auflage 
nit nah $. 86 ter Gem. Ordg. zu beurtbeilen ifl, da fie feinen Zu: 
ſchlag zur Berzehrungsfteuer bildet. — Die Auflage fält vielmebr offen- 
bar unter deu 8. 89 der Gem. Ordg., da fie mittelft eines bejonderen 
Landesgeſetzes eingeführt worden if. — Hieraus folgt, daß für bie Be 
urtheilung der Gefegmäßigkeit der Durchführungsverordnung nicht der 
Grundſatz des $. 86, fontern in erfter Reihe das Gef. vom 7. Jänner 
1870 maßgebend if. — Nah dieſem Gefege hat die Gemeinde nur zu 
beachten, daß fie die Auflage nur von dem im emeindegebiete confumirten 
Bier abnehmen, aljo nicht mehr als den internen Verkehr effectio befteuern 
barf. — Diefer gefeglihden Schranke ift aber die Durdführungsverorbnung 
dadurch gerecht geworben, daß im Art. V feftgefegt wird, die Gemeinde 
leifte für Biermengen, melde aus tem Weichbilde ver Stadt ausgeführt 
werben, dem Verſchleißer Erſatz im Betrage des bezahlten Bierzufchlage®. 

Die in der Beſchwerde angefochtenen Beflimmungen der Durdfüh- 
rungsvorfchrift fegen Einhebungsmodalitäten feft, die möglicherweife für 
den Einzelnen Härten und Unbequemlichkeiten im Gefolge haben; allein 
bie8 wirb mehr ober minder bei jeder Stenereinhebung Plat greifen. — 
Eine Gefeßeöverlegung liegt in der Durchführungsverordnung nicht, es iſt 
eben darum bie angefochtene Enticheidung durchaus correct und mußte bie 
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Beſchwerde abgewiefen werden. — Der Ausſpruch über die Koften bes 
Berfahrens gründet fih auf $. 40 bes Gef. von 22. October 1875, 
R. ©. 3. ex 1876 Nr. 36. 


Ar. 1000. 


Die Unterloffung der angeordneten ausgebehnteren Kundmahung eines 
Berpachtungsactes hat bie Annullirung des Jagdpachtvertrages zur Folge. 


Erfenntniß vom 3, Februar 1881, 3. 81, 


Der k. k. V. ©, Hof bat Über die Beſchwerde des Johann Frebort, 
Gemeinvevorftehers und Grundbefigers in Wrachowitz, ca. Aderbau-Min. 
anläßlich der Euntſcheidung desfelben vom 27. Auguft 1880, 3. 9572, 
betreffend vie Nichtbeftätigung eines Jagdpachtvertrages, nach durchgeführter 
ö. m. Verhandlung und Anhörung des Abo. Dr. Karl Doftal, fowie des 
t. k. Min.⸗Rathes Karl Peyrer, zu Hecht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgemwiefen.“ 


Eutſcheidungsgründe. 


Bei Ausſchreibung der licitatoriſchen Verpachtung der Wrachowitzer 
Gemeindejagd hat tie k. E. Bezirkshauptmannſchaft Proßnitz außer der 
Kundmachung des Verpachtungsactes am Amtsorte der Bezirksbehörbe auch 
noch den öffentlichen Anſchlag der Kundmadhung in der Gemeinde durch 
UÜebermittlung einer Kundmachung an den Gemeindevorfteher zu veranlaffen 
befunden. (Erlaß vom 12. März 1880, 3. 1594). — Der am 29, April 
1880 vollzogene Verpachtungsact wurde nun mit ber angefochtenen Ent« 
ſcheidung wejentlih aus dem Grunde annullirt, weil der Gemeinbevorficher, 
zugleich Ticitatorifcher Erfteher der Jagdbarkeit und derzeit Bejchwerbeführer, 
die Derlautbarung der Kundmachung unterlaffen Hatte. 

Daß diefer der angefochtenen Entſcheidung zu Grunde gelegte That- 
beftand unrichtig wäre, laffen die Aominiftrativacten nicht erkennen. Zwar 
Hot im adminiftrativen Inſtanzenzuge der Gemeindevorftcher behauptet, er 
babe die Kundmachung in feinem Wohnzimmer, das zugleih als Amtslocal 
diene, angefhlagen. Allein die Nichtigkeit dieſer Angabe, welche überdies im 
Recurszuge von den befhwerbeführenden Intereffenten, darunter auch von 
folden, die Gemeindeausſchüſſe find, beftritten wurde, ſelbſt vorausgeſetzt, 

„ würde dab in einer folden Affigirung ein dffentlicher Unfchlag der Kund⸗ 
machung nicht gelegen fein. — Bei dem am 29. April 1830 vollzogenen 
Berpachtungsacte waren demnach die von Anfang an in Ausficht genom⸗ 
menen, „auf eine ausgebehntere Art“ der Berlautbarung abzielenden For⸗ 
malitäten nicht erfüllt (8. 2 der Min.⸗Vdg. vom 15. December 1852, 
R. ©. 3, Nr. 257). | 

Wenn nun bie übergeorbneten polit. Behörden in Würdigung dieſes 
Umftandes, dann des gegen die abgelaufene Pachtperiode bei weiten 
ungünftigeren Ergebnifles des Licitationsactes deſſen Annullirung verfügten, 
fo Tann in dieſem Vorgange eine Geſetzwidrigkeit nicht erblidt werden. 
Die Beſchwerde war demnach als unbegrüntet abzumweifen. 
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Ar. 1001. 


Auch bei Berechnung der Schülerzahl zum Bmwede der Errichtung von 
Paralleltlaſſen ift_ nur der Aufenthalt oder Wohnort der Kinder und 
nidht jener ihrer Eltern oder gefeglihen Bertreter entſcheidend. — Bor 
Erlafjung der Berfügung, daß an einer Bolksſchule Parallelclaffen errichtet 
werden, find die Schulbehörden nicht gehalten, die im 9. 7 des Gef. vom 
19, Bebruar 1870, 2. G. ©. für Böhmen Mr. 22 vorgefehene commiſſio⸗ 
nelle Berhandlung mit den Intereflenten, ſpeciell mit der zur Beftreitung 
der ſachlichen Bedürfniffe verpflichteten Gemeinde vorzunehmen. 


Grfenntniß vom 4. Februar 1881, 3, 80. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Stadtgemeinde 
Prog ca. Min. für Eultus und Unterriht, wegen der Entſcheidung vom 
21. Yuli 1880, 3. 5411, betreffend die Errihtung von Barallelclaffen 
an ber deutſchen Volksſchule in der Neuftabt, nach burchgeführter d. m. 
Berhanblung und Anhörung des Adv. Dr. Joſef Milde, fowie des k. k. 


“ Min. BVicrSecr. Grafen BailleteLatour, zu Recht erfamnt: 


„Die Beichwerde wird als ungegründet abgemwiefen.“ 


Eutfeidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde in letzter Inftanz verfügt, 
daß an der veutfhen Volksſchule der Neuftant Prags für die III. und 
IV. Knabenclafſe und für die IL, II. und IV. Mädchenclaſſe Barallel- 
abtheilungen zu eröffnen find. 

Segen die Gefegmäßigkeit diefer Entfcheidungen wendet die Beſchwerde 
ein, daß 1) biefelbe getroffen worben ift, obne daß vorher die im $. 7 
des Gef. vom 19. Februar 1870, 2. ©. B. Nr. 22 vorgejehene com» 
mifftonele Verhandlung mit ben Intereffenten, fpeciell mit der zur Bes 
ftreitung der fachlichen Bedürfniſſe verpflichteten Gemeinde ftattgefunden 
hätte, und daß 2) die für Eröffnung von Parallelclafien im $. 11 des 
Reichs⸗Volksſchulgeſ. vom 14. Mai 1869, R. ©. B. Nr. 62 ftatuirte 
Vorausſetzung, daß die Schülerzahl in drei aufeinander folgenden Jahren 
im Durchſchnitte 80 erreiche, gegebenenfalles nicht zutreffe. 

Beide Beſchwerdepunkte find nicht begründet, — Ad 1. Der ganz 
unverfenubare Zufammenhang des 8. 7 des Gef. vom 19. Februar 1870, 
2. ©. 3. Nr. 22 mit den vorhergehenden Paragraphen, fpeciell mit 
8. 6, läßt feinen Zweifel darüber übrig, daß tie im $. 7 gebachte com⸗ 
miffionelle Feſtſtellung nur dann Plag zu greifen bat, wenn es fih um 
die Neuerrihtung einer Schule, alfo um bie Durchführung der 88. 1, 2, 5 
bes Gef. handelt. Für die Zwecke des 8. 11 des R.B. ©. erſcheint 
auch eine ſolche commilfionelle Verhandlung durchaus entbehrlih, da ja 
alle erforderlichen Daten, nach welchen die Frage, ob eine Parallelclafie 
zu errichten ift, entſchieden werben fol, durch bie jährlichen Aufzeichnungen 
ber fchulpflichtigen Kinder ($. 21, lit, c) ohnedies befannt find, und zwar 
nicht nur den Schulbehörben, ſondern auch der concurrenzpflichtigen Ge⸗ 
meinde durch ihre Vertreter im Orts⸗, reſp. Bezirksſchulrathe (88.11 ad4, 29 
des Gef. vom 24. Februar 1873, 8. ©. B. Nr. 17). 
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Da es ſich gegebenenfalles nur um die Löſung der Frage, ob 
Parallelclaſſen zu errichten ſind und nicht darum gehandelt hat, wo und 
auf welche Weiſe dieſelben zu unterbringen ſein werden, waren die Schul⸗ 
behörden nicht gehalten, vor Erlaſſung der Verfügung wegen Errichtung 
von Parallelclaſſen die im 8. 7 vorgeſehene commiſſionelle Verhandlung 
vorzunehmen. 

Wenn der Vertreter der Beſchwerde bei der mündl. Verhandlung 
beſonders auf den 8. 12 des Geſ. vom 19. Februar 1870 ſich berief, 
ſo zeigt gerade dieſe Geſetzesſtelle, daß eine durch die Ueberzahl von Schul⸗ 
kindern nöthig gewordene Vermehrung von Schulen, nicht der im $. 7 
gedachten „Errichtung“ gleichgeftelt wird; denn dieſer Paragraph trifft 
eine von jeber Berhandlung unabhängige zwingende Berfügung und ſpricht 
nit von „Errichtung“, fondern von einer „ZTheilung* der Schule. — 
Ad 2. Den zweiten Punkt betreffend, wird darüber Beſchwerde geführt, 
daß bei Berechnung der für die Errichtung von Parallelclaffen maßgebenden 
Schülerzahl nah dem dreijährigen Durchſchnitte Kinder, die das fchul- 
pflichtige Alter überfchritten haben, dann foldye, die nicht im Schulfprengel 
wohnen, envlih Kinder in Anfchlug gebracht wurten, welche innerhalb des 
Schulſprengels ſich theils bei Privaten, theils im Waifenhaufe zum heiligen 
Johann dem Täufer in Pflege befinden, deren Eltern oder Vormünder 
aber außerhalb des Schulſprengels wohnen. 

Bezüglich der letzteren Kinder wird in ber Befchwerde bie Anficht 
ausgeführt, daß dieſelben keinen felbftftändigen Wohnfit haben, daß fie 
vielmehr dem Wohnfite Ir Eltern, Bormünder ꝛc. folgen, und daß ba« 
ber unter ben innerhalb des Sculfprengeld wohnenden Kindern, welde 
nach 8. 10 des Landesgef. für Böhmen vom 19. Februar 1870, L. G. B. 
Nr. 22 in die Schule des Sprengel® aufzunehmen find, diejenigen zu 
verfiehen feten, deren Eltern, Vormünder 2c. innerhalb des Schul. 
fprengel8® wohnen. — Bezüglih der Zöglinge des Waifenhaufes wird 
insbefonvere behauptet, daß biefe Anftalt felbft zur Haltung einer vier 
elaſſigen Hauptfchule verpflichtet fei. 

In thatſächlicher Beziehung ift zu bemerken, daß nad ben Apmini- 
firativacten ſchon vom Landesfchulrathe bei Berechnung des breijährigen 
Durchſchnittes der Schälerzahl nur die im Schuljprengel wohnenden Kinder 
in Anfchlag gebradht worben find. — In der Beſchwerde werben that- 
fächliche Angaben nur bezüglich der vierten Snaben- und der zweiten 
Märcenclaffe geliefert. — Die Schülerzahl wird angegeben in ver 
IV. Snabenclaffe: im Schuljahre 1877/78 mit 93, darunter nicht 
mehr ſchulpflichtig 13 auswärtige nach Prag in Pflege gegebene Finder 10 
(davon 9 Höglinge des Waifenhaufes); — im Schuljahre 1878/79 mit 
101, darunter nicht mehr fhulpflihtig 5, in Pflege 22 (davon 5 Waifen); 
im Schuljahre 1879/80 mit 89, darunter in Pflege 17 (davon 8 Waifen); 
— in der I. Mäpdenclajfe: für das Schuljahr 1877/78 79, 
davon auswärtige in Pflege 10; für 1878/79 78, davon in Pflege 3; 
für 1879/80 104, -daven nidt in Prag wohnhaft 3, auswärtige in 
Pflege 9. | 
— Was bie nit im Schulſprengel wohnhaften Kinder betrifft, fo find 
biefelben, wie oben bemerkt, ſchon von den Adminiftratiobehörben bei ber 
Berechnung ausgefchieden worden, — 
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Zu einer lieberprüiung des angenemmenen Thatbeflaure wur der 
3 ©. Ed ar Seriglih or IV. Auıten- unt ver IL Mäadchen⸗ 
cañ̃e verariait, weil nur für diefe Claffen in ver Beſchwerde tie obigen 
atiãai: hen Anzaben enthalten find. — Werden tiefe, mit den amtlichen 
Taten nit durchaus übereinflimmenten Anzaben rer Rechnung zum 
Orunte gelegt, fo ergeben fib nach Ausfcheitung der als nicht mehr 
Idui:fiigtig unt als nit in Prag wohnhaft bezeichneten Kinder für die 
lettten drei Zahre folgende Schulerzahlen: in der IV. Knabenclaſſe 92, 
9%, 39, Durchſjchnitt 92"/,; in ter IL Mãdchenclaſſe 70, 78, 101 
Turchſchuitt #3. — Der Durchſchnitt finft nur Tann unter 80 herab, 
wenn tie ven auswärts nad Prag theils bei Privaten, theils im Waiſen⸗ 
Gaufe zur Pflege gegebenen Kinder außer Anſchlag gebracht werten, wie 
«6 in der Beſchwerde begehrt wirt. 

Der B. G. Hof vermochte jedoch tie hiefür in der Beſchwerde aus⸗ 
geführte Behauptung, daß nur ſolche Kinder in die Berechnung ver Schüler- 
zahl zum Awede ter Errichtung von Parallelclafien einbezogen werben 
türfen, deren Eitern umd Bormünter im Schuliprengel wohnen, nicht als 
gefeglih begründet zu erfennen, ta alle hierauf bezüglichen Beflimmungen 
ver Schulgeſetze Darauf binweifen, daß für tie Einfhulung nur der Auf- 
enthalt oder Wohnort der Kinder und nicht jener ihrer Eltern oder 
geſetzlichen Bertreter entfcheitend ift. — Nach 8. 59 des Reichsgeſ. vom 
14. Mai 1869 und 8. 1 des böhm. Lanteögef. vom 19. Februcr 1870 
iR eine öffentlihe Bolksſchule nuter ten fonftigen gefeglihen Boraus- 
fegungen überall zu erridhten, wo fih mehr als (minbeftene) 40 ſchul⸗ 
pfligtige Kinder vorfinden (befinden) ꝛc. — $. 10 des cit. Landesgeſ. 
erflärt es als Zwed ver Eiuſchulung, fämmtlichen innerhalb des Sch ul⸗ 
ſpreugels wohnenden Kindern die Möglichkeit ter Aufnahme in bie 
Säule zu fihern. — 8. 11 desſ. Gef. orbnet Befchränkungen für bie 
Aufnahme in eine beftimmte Schule nur bezüglich jener Kinder an, welde 
außerhalb des Schulfprengel8 wohnen. — Nah 8. 21 ift alle 
jährlih die Aufzeihnung aller im ſchulpflichtigen Alter ſtehenden 
Kiuder des Schulfprengel®, obne Unterfhied ihrer Confeffion 
oder Heimathsberehtigung, vorzunehmen. 

Enplih geht auch ans ber in ten 88. 23 und 30 bes cit. Gef. 
den Inhabern von Fabriken, Gewerken, Bergbauen, Torfſtichen 2c. auf⸗ 
erlegten Verpflichtung, die bei ihnen befhäftigten Kinder zum regelmäßigen 
Schulbeſuche zu verhalten, hervor, daß diefe Kinder (abgefehen von dem 
Galle des Beſtandes einer Fabrilsſchule [$. 23)) die Schule des Sprengels, 
in welder fie fih wegen ihrer Beichäftigung aufhalten und nicht jene 
Schule zu beſuchen haben, in teren Sprengel ihre Eltern wohnen. 

Ueber die Bemerkung der Beſchwerde, daß das Waifenhaus zu 
St. Johann tem Täufer zur Haltung einer Volkseſchule verpflichtet fei, iſt 
noch eines Erlaſſes der Statthalterei für Böhmen vom 10. Jänner 1879, 
3. 73149 zu erwähnen, welcher vom Bertreter des belangten Minifteriums 
bei der 3. m, Verhandlung vorgelegt wurde und mittelft deſſen vem Prager 
Magiftrate mitgetheilt wurde, daß gegen vie Auflaffung der mit dem Waifen- 
hauſe früher verbunden geweſenen Hauptſchule vom Standpunkte der Stif⸗ 
tungstutel nichts einzuwenden fei, gegen welchen Erlaß von Seite ber 
Prager Stadtgemeinde Fein Recurs ergriffen worden ift. 

Die Beichwerde war daher zurüdzumeifen. 
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Vr. 1002. 


Die Wahlcommiffion, vor die Thatſache des Borliegens zweier Wahlvoll: 
machten geftellt, ift berechtigt, nach Maßgabe des Inhaltes der Urkunden 
und der Beftimmungen des allg. bürgerl. Geſetzbuches zu entfcheiden. 


Erfenntniß vom 4. Februar 1881, 3. 78. 


Der it. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Wenzel Wawak 
und Genoſſen ca. Statthalterei in Prag, wegen der Entſcheidung vom 
14. Juli 1880, 3. 28898, betreffend die Wahl Ted Gemeindeausfchuffes 
in Miltfhig, nad burchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des 
Adv. Dr. Arnold Bann, fowie des F. f. Min.Rathes Ritter v. Helm, zu 
Recht erfannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfcdeidungsgründe. 


Die Giltigfeit der am 17. Februar 1880 in der Gemeinde Mil- 
tfhig zum dritten Male vorgenonmtenen Ausſchußwahl wird in ber Be- 
ſchwerde einzig und allein darum beftritten, weil die Wahlcommiffion zur 
Abgabe der Stimme der im erften Wahllürper wahlberecdhtigten Antonie 
Hrachovina, den Wähler Ernft Jezdinsky, welcher mit einer vom 17. Gebruar 
1880 batirten Vollmacht ſich auswies, zuließ, Dagegen den Wähler Franz 
Steiner nit al8 Bevollmächtigten der genannten Wählerin anerkannte, 
obſchon auch er eine vom 15. Februar 1880 batirte Vollmacht der Antonie 
Hrachopina probucirte, 

Nah Anfiht der Beſchwerde hätte der Ietztgenannte Wähler zur 
Stimmabgabe für Antonie Hrachovina deshalb zugelaffen werben follen, 
weil, wie bie nachträglich gepflogenen Erhebungen gezeigt haben, feine 
Vollmacht von Antonie Hrachovina factiſch fpäter ausgeftellt und dadurch 
bie von Ernſt Jezdinsky felbfiftändig mit dem Datum vom 17. Februar 
verfehbene Vollmacht rechtsunwirkſam geworben ift. | 

Antonie Hrachovina, welche am 31. März 1880 über die Aus⸗ 
ftellung ver bei der Wahl für fie probucirten Vollmachten einvernemmen 
wurde, beftätigte zunächſt, daß fie beide Vollmachten eigenhändig gefertigt 
babe. — Den Tag der Ausftellung der von der Wahlcommiffton ange- 
nommenen Vollmacht wußte Antonie Hrachovina nicht anzugeben, doch be= 
zeugte fie, daß fie nad Ausftellung ver vom 15. Yebruar datirten, von 
ver Wahlcommiffion nicht angenommenen Vollmacht „nichts mehr unter« 
fchrieben habe”. 

Die Angaben der Antonie Hrahovina beftätigen ſomit allerbings 
die Ausführungen ver Beſchwerde. — Wird jedoch erwogen, daß ver Wahl- 
commilfion ver wahre, erft nachträglich erhobene Sachverhalt nicht befannt 
war, daß insbefontere die von dem Wähler Franz Steiner probucirte 
Vollmacht einen Widerruf anderer setwa vorhandener Vollmachten nicht 
enthielt, daß daher die Wahlcommiffion vor die Thäatfache des Vorliegens 
zweier Vollmachten geftellt, über die Giltigkeit derfelben nad Maßgabe bes 
Inhaltes der Urkunden zu entjcheiven genötbigt und berufen war fo Tann 
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darin, daß die Wahlcommiffion jene Vollmacht, welche das fpätere Datum 
trug und den Widerruf aller nicht auf den Namen des Bollmachtträgers 
lautenden Bellmadıten enthielt, annahm, eine Geſetzwidrigkeit nicht erblidt 
werden. 

Denn im Sinne der 88. 863, 1020, 1025 bes a. b. © B., 
welche, da die Gemeindewahlordnung für Böhmen über die Rechtswirkungen 
einer Vollmacht weitere Beſtimmungen nicht trifft, angemwentet werben können, 
war die Wahlcommifjion berechtiget anzunehmen, daß dur die Bollmadt 
ber Antonie Hrachovina dio. 17. Februar 1880, jene dto. 15. Februar 
1880 witerrnfen worden und erlofchen fei. — Der V. ©. Hof fand de- 
ber feinen Grund, den angefodhtenen, die Entſcheidung der Wahlcommilfion 
beftätigenden Statthaltereierlaß als geſetzwidrig zu beheben. 


Ar. 1003. 


Rechtsſaß wie in Rr. 42. 
Erkenntniß vom 8. Februar 1881, 3. 141. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Franz Plunder 
ca. Entfheidung des f. k Finanz- Din. vom 26. Juni 1880, 3. 11028, 
betreffend die Borfchreibung einer 3/, percentigen Gebühr von dem zwiſchen 
ihm und beflen Vater abgefchloffenen Uebergabs- und Uebernahmsvertrage, 
nach durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. Min.- 
Bice-Seer, Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als ungegründet zurüdgewiefen." — 
Der Bejhwerbeführer hat demk. k. Finanzminifterium bie Koften 
bes Verfahrens im angefprohenen Betrage von 10 fl. binnen 
14 Tagen nah Zuftellung des Ertenntniffes zu bezahlen.“ *) 


Ar. 1004. 


Ob eine ungeftempelte Eingabe der Amtshandlung und der Stempelpflicht 
zu unterziehen fei (8. BI des Geb. Gef.) entfcheidet die Behörde, bei 
welder die Eingabe eingebradt wurbe. 


Erkenntniß vom 8. Februar 1881, 3. 148. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über tie Beſchwerde des Guſtav Schaum» 
burg ca. Entſcheidung des k. k. Finanz- Din. vom 9. Juni 1880, 3. 8142, 
betreffend bie ihm auferlegte erhöhte Gebühr anläßlich der Ueberreihung 
eines ungeftempelten Competenzgeſuches bei dem Gemeindeamte in Hernals, 
nach durchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Beſchwerdeführers, 
fowie des E. f. Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 42 (Band I, Jahrgang 1876/77). 


Nr. 1004. — Er. v. 8. Februar 1881, 3. 142. 61 


„Die Befhwerde wird als unbegründet zurüdgemwiefen.“ 
— Der Befhwerpdeführer hat dem k. k Finanzminifterium die 
Koften des Berfahrens im Betrage von 5 fl. binnen 14 Tagen 
nah Zuftellung dieſes Erkenntniſſes zu erfegen.“ 


Entfiheidnngsgrände. 


Laut eines vom Bürgermeifteramte in Hernal® aufgenommenen und 
an die hieſige Sinanzbezirföbirection geleiteten ämtlihen Befundes hatte 
bei dem dortigen Gemeindeamte am 29. Mai 1877 ver Arditelt und 
Civilingenieur Guſtav Schaumburg, in der Mariahilferſtraße H6.-Nr. 118 
wohnhaft, ein ungeftempelte8 Gefuh um die Ingenieursftelle bei der 
Alsregulirung übderreiht. Wegen dieſes Stempelmangeld wurde ihn eine 
erhöhte Gebühr von 1 fl. vorgefchrieben. 

In den gegen viefe Geblihrenbemeflung in allen abminiftrativen 
Inſtanzen eingebradhten und von den Iegteren abgewiejenen Recurfen ſowohl, 
wie in ter bei biefem Gerichtshofe überreichten Beſchwerde beftreitet Guſtav 
Schaumburg, daß er bei dem Bürgermeifteramte in Hernals da8 fragliche 
Competenzgefuch eingebracht habe und behauptet, daß, wenn aud) per in- 
concessum dies der Fall efen wäre, die Einhebung einer Gebühr für 
dasſelbe nicht gerechtfertiget wäre, weil in dem gebadten alle gemäß 
8. 81, Abſ. 1 de8 Geb. Gef. nur die machtheilige Folge einzutreten 
batte, daß über die ungeftempelte Eingabe feine Amtshandlung vorzunehmen, 
fondern das Geſuch den Acten beizulegen war. 

Aus den eingeholten adminiftrativen Acten entnahm der V. ©. Hof, 
daß das Gemeindeamt Hernald laut feiner Mittbheilung an die biefige 
Fin.» Bezirkspirection vom 17. Juni 1878, 3. 7339 das fragliche Geſuch 
einer Amtshandlung unterzog, indem es das letztere abweislich beſchieden 
und dem Ingenieur Schaumburg dieſen Beſcheid zugeftellt hatte. 

Dei diefem Thatbeftande, welcher nah S. 6 des Gef. vom 22. Octo⸗ 
ber 1875 auch vom B. ©. Hofe feiner Entſcheidung zu Grunde zu legen 
ift, war es nicht ‚weiter Sache der Finanzbehörden, zu prüfen, ob das 
Gemeindeamt Hernald correct vorgegangen war, indem es das Competenz« 
geſuch einer Amtshandlung unterzog. — Durch die Thatſache der vor⸗ 
genommenen Amtshandlung allein war bie Gebührenpflichtigfeit diefer Ein« 
gabe begründet. 

Belangend die beftrittene Foentität des Beſchwerdeführers mit dem 
Ueberreicher jene8 Gefuches, ift nad den vorliegenden Acten und ind= 
befondere durch die Mittheilungen des Bolizeibezirfscommiflariates Neubau 
und der Polizeidirection in Wien conftatirt, daß ein und berfelbe Civil- 
ingenieur und Arditelt Guſtav Schaumburg, welcher in der Dariahilfer- 
ſtraße Nr. 1183 wohnte, daſelbſt al8 in vie innere Stadt, GSingerftraße . 
Nr. 28, Überfievelt abgemeldet worden war. Nun ftellt Befchwerbeführer 
(ver erft nachher und zwar in den III. Bezirk, Hauptſtraße Nr, 22, über 
ſiedelte) nicht in Abrede, daß er in ber Singerftraße Nr. 28 gewohnt 
habe und es ift dieſe Wohnung Überbie® auch auf der Rubrumſeite feines 
Kecurfes vom 14. Mai 1878 angegeben, fohin ift conftatirt, daß ihm in 
diefer letzteren Wohnung ber fraglide Zahlungsaufteag der Fin.⸗Bezirks⸗ 
direction zugeftellt worben if. — Durch diefen actenmäßigen Thatbeftand - 
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ift jedes allfällige Bedenlen über die Identität des Beſchwerdeführers mit 
dem Meberreicher de8 Geſuches beim Gemeindeamte Hernals volljtändig 
behoben. 

Der B. ©. Hof mußte fih daher veranlaßt finden, den Befchwerbe- 
führer abzumweifen und ihn in die Koften bes Berfahrens nad 8. 40 bes 
Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 zu verfällen. 


Ar. 1005. 


Für die Mangelhaftigkeit des auf einer Urkunde verwendeten Stempels 

hat der hiefür nad) dem Gebührengefehe Bahlungs: und Haftungspflidtige 

aufzulommen und es ift nit weiter von den Finanzbehörden zu unter: 

fuden, ob das Stempelgebrehen dur die incorrecte Handlung eines 
Dritten veranlaßt wurbe. 


Erleuntniß vom 8. Yebruar 1881, 3. 211. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Maria Guggen- 
berger, des Mathias, Joſef, Ferdinand und Guſtav Nekel, der Karoline 
Heller und des Dr. Eduard Ludwig Majer, als Curator des Hermann 
Netzel ca. Entſcheidung des k. k. Sinanz- Min. vom 6. Juni 1880, 
3. 18263, betreffend die Gebühr von 20 fl. für die Löſchungsquittung 
vom 10. März 1878, nad durchgeführter d. m. Verhandlung und An- 
börung des Abo. Dr. Eduard Ludwig Majer, fowie des k. k. Min.-Bice- 
Ser. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurüdgewiefen. — 
Ein Erſatz der Koften des Verfahrens wird nicht auferlegt.“ 


Entfdeidnngsgründe. 


Ueber ämtlihen Befund des Wiener f. f. Grundbuchsamtes, daß 
die am 15. April 1878 beim k. E. Landesgerichte in Wien überreichte, 
von den Beſchwerdeführern ausgeftellte Löihungsquittung dio. Wien, 
10. März 1878 über 12.350 fl. blos mit Stempelmarlen pr. 18 fl. 75 kr. 
verfehen fei, während fie nad Scala II mit Stempelmarken pr. 88 fl. 
75 kr. hätte verfeben fein follen, wurde mit der angefochtenen Enticheidung bie 
den Beichwerbeführern auferlegte Zahlung der abgängigen Gebühr pr. 20 fl. 
aufrecht erhalten. 

Die Befchwerde beftreitet die Zuläffigleit der Kinforderung dieſes 
Betrages von den Befchwerbeführern unter Berufung auf das notarielle 
Legalifirungsprotofol von 10. März 1878, laut weldem- die Beſchwerde⸗ 
„führer vor dem k. k. Notar eine mit 38 fl. 75 kr. geftempelte Löſchungs⸗ 
quittung über 12.225 fl. — (follte im Legalifirungsprotofolle richtiger 
12.250 fl. heißen), — dto. eodem unterfertigten.. — Es fei daher cou⸗ 
ftatirt, daß die Urkunde orbnungsmäßig geftempelt war. Bei dem Um⸗ 
ftande, daß die Beanftändung ber Urkunde erft beim Grundbuchsamte und 
nicht beim Kinreihungsprotofolle erfolgte, fei die Möglichkeit nicht aus⸗ 
gefchloffen, daß die — zweifellos ftattgefundene — Spoliirung der Stempel« 
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marle pr. 20 fl. erfi nach der Ueberreihung ber Urfunbe erfolgte. Es 
könne baber der 8. 79, 3. 4 des Geb. Gef. vom 9. Februar 1850 
bier nicht Anwendung finden. Cine nachträgliche Spoliirung der Urkunde 
könne aber für die Ausfteller die einmal gefchehene Erfüllung der Stempel- 
pflicht eben nicht mehr ungeſchehen machen. 

Im gegebenen Yale handelt es fich unbeftritien nm eine Urkunde, 
welche in Gemäßheit des $. 3 der Verordnung des Pinanzminifterd vom 
28. März 1854, R. ©. 3. Nr. 70 auf ſchon mit ben gejeßmäßigen 
Marten verfehenem Papier und zwar in ter Art gefchrieben werden mußte, 
daß die auf der erften Seite des Bogens zu befeftigenten Marten auf 
dem färbigen Felde mit wenigftens einer Zeile der Schrift überjchrieben 
werden. Mit Nüdfiht auf den 8. 21 des Geb. Gef. vom 9. Februar 
1850 und in Confequenz des bezogenen 8. 3 der obigen Verordnung ift 
mit Fin.⸗Min.Erlaß vom 14. December 1858, R. ©. B. Nr. 231 
erflärt worden, daß jede Stempelmarke, welche nacträglih über bie 
Schrift ſelbſt befeftigt würde, nad der bezogenen Verordnung als nicht 
vorhanden angefehen werben muß. 

Aus der beanftänveten, dem B. ©. Hofe vorliegenden Urkunde ift 
Volgendes zu entnehmen: Die am 10. März 1878 ausgeftellte und an 
demjelben Tage mit der notariellen Legalifirungsclaufel verfehene Urkunde 
begann in der erften Zeile mit den Worten: „Won den im runde 
ter Ceſſionen“. Das Wort „Von“ ift auf den leeren Papier, die 
Worte „den im Grunde ber“ find auf dem färbigen Felde der Marten 
über 15 fl, 3 fl. und 75 kr. gefchrieben. 

Bevor diefe Urkunde bei Gericht überreicht wurde, haben die Be- 
fchmwerbeführer vor dem Notar am 10. April 1878 folgende Nachtrags⸗ 
erflärung unterfertigt: Daß die Beifegung der erften Zeile der vorftchenden 
Löſchungsquittung, beftehend in den Worten: „Bon den für Frau Juliana 
Negel ob dem Haufe Nr. 203 in Margarethen“ ebenfo wie die Durch⸗ 
freihung der Worte: „Bon den“ auf der zweiten Zeile der erften Seite 
berjelben Löſchungsquittung mit unferem Einverftändniffe geſchah, beftätigen 
wir mittelft eigenhändiger Unterfchrift. 

Diefe nachträglich beigeſetzte erfte Zeile ift nun in ber Art ges 
ſchrieben, daß die drei erften Worte: „Bon den für" auf leerem Papier, 
die weiteren Worte: „Frau Juliana Nebel ob dem Haufe” auf dem 
färbigen Felde der Stempelmarken pr. 15 fl., 3 fl. und 75 fr. von der⸗ 
felben Hand gefchrieben erſchienen, fo dag es mit aller Beſtimmtheit an« 
genommen werten Tann, daß die urjprünglich angeblid vorhanden gewefene 
Stempelmarfe von 20 fl. zur Zeit der Beifegung diefer erften Zeile nicht 
mehr auf der Urkunde befeftigt war, indem fonft bie obigen drei erjten 
Worte auf diefer Marke hätten gefchrieben fein müflen. Hieraus folgt 
aber, daß zur Zeit ber Meberreihung dieſer Urkunde bei Gericht, d. i. 
am 15. April 1878 die Stempelmarfe pr. 20 fl. auf derjelben nicht be⸗ 
feftiget war. Wenn aber der Stempelmangel nit vom Einreihungs- 
protofofle, fondern erft vom Grundbuchsamte angezeigt wurde, jo findet 
dies die Erklärung in ber Beſtimmung der 3. 1 und 3 des $. 93 des 
Seh. Gef. vom 9. Februar 1850, wonach die Verbindlichkeit, über die 
genaue Beobachtung dieſes Geſetzes zu wachen, in Abficht auf die Urkunden, 
welche zur Eintragung in bie öffentlichen Bücher gebraht werben, dem 
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Beamten, der die Eintragung in die Bücher vollzieht, auferlegt ift, wäh» 
rend diefe Verpflichtung dem Einreihungsprototolle insbefondere bezüglich 

der Eingaben, dann ber Duplicate der Eingaben, und ber Abfchriften ber 
Rubrik obliegt. 

Im günftigften Falle könnte nur angenommen werben, daß mit 
Rückſicht auf den gefhilderten Sachſtand die abgängige Marke nachträglid 
Aber die Schrift felbft befeftigt wurde unb ſonach, ber vorcit. geſetzlichen 
Anordnung gemäß, als nicht vorhanden angefehen werben muß. 

Abgeſehen aber davon ift es Thatſache, daß auf der fraglichen 
Urkunde, auf welder unbeftritten Stempelmarfen im Betrage von 38 fl. 
75 fr. zu befefligen waren, nur Stempelmarken im Betrage von 18 fl. 
75 kr. befeftigt find, daß ſonach zur gefeglichen Gebühr der Betrag von 
20 fl. mangelt. — Angeſichts diefer Thatfache war die Finanzverwaltung 
berechtiget, von den Bejchwerbeführern die fehlende Gebühr abzuverlangen, 
zumal eine gefetlihe Beftimmung nicht vorhanben ift, daß im alle, wenn 
die Urkunde urfprünglih mit Stempelmarfen verfehen war und Biefe in 
einem fpäteren Zeitpunkte abhanden gelommen find, die gebührenpflichtige 
Bartei von der Entrihtung ber Gebühr losgezählt wird oder die Gebühr 
als entrichtet anzufehen ift. 

Diie Berechtigung der Finanzverwaltung zur Einforderung biefer 
Gebühr im gegebenen Falle findet ihren Stützpunkt überdies im 8. 14 
der in Folge a. 5. Ermädtigung vom 6. März 1854 mit Geſetzeskraft 
tundgemachten obbezogenen Berorbnung bed Finanzminiftere vom 28. März 
1854. Denn wenn nah diefem Paragraphe die Stempelmarte ſchon in 
dem Falle als nicht vorhanden und der Gegenftand, auf dem fie befeftiget 
ift, als nicht geftempelt zu "behandeln iſt, wenn von der Stempelmarte 
ein Theil fehlt, jo müfle dies um fo mehr gelten, wenn die Stempelmarte 
nicht vorhanden if. Im erwähnten PBaragraphe ift aber auch nicht vor 
geichrieben, weiter zu unterfucdhen, ob die Stempelmarke urſprünglich voll- 
ftändig war und ber fehlende Theil erft nachträglich abhanden gelommen 
ft. Zur Einforderung der vollen Gebühr genügt die Thatjache, daß eben 
ein Theil der Stempelmarte fehlt. 

Der B. ©. Hof vermochte daher in der angefochtenen Entjcheidung 
eine Öefegwibrigfeit nicht zu erbliden und mußte ſonach die Beſchwerde 
als unbegründet zurückweiſen. 


Ar. 1006. 


Die Loͤſchung der Erwerbſteuerſchuldigkeit einer in Liquidation befindlichen 
Handelsgeſellſchaft ift von der volfündigen Abwidlung der Liquidation 
edingt. 


Erkenntniß vom 8. Februar 1881, 8. 198, 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Länderbanten- 
vereind in Liquidation ca. Entſcheidung der k. k. nieber-öfterr. Fin.-Landes- 
birection vom 15. Yuni 1880, 3. 15770, betreffend bie verweigerte 
Löſchung der Erwerbfteuer vom I, Semefter 1880 an, nach durchgeführter 


Beilage der Juriſtiſchen Blatter, 


‘ 
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8. m. Verhandlung und Anhörung des Abo. Dr. Otto Kerpal, fowie des 
t. t. Min.»-Bice-Secr. Johann Kolazh, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet abge- 
wieſen.“ 


Enkſcheidungsgründe. 


Der Länderbankenverein, welcher in Folge Beſchluſſes der General⸗ 
verſammlung ſeiner Actionäre vom 19. Juli 1877 in Liquidation getreten 
war, hatte am 31. December 1879 dem hieſigen Magiſtrate die Anzeige 
erſtattet, daß er ſich nur mehr mit der Abwicklung der in Schwebe be- 
findlihen Angelegenheiten, bezw. mit dem Verkaufe der gefellichaftlichen 
Realitäten befafje, daher den Erwerbfteuerfchein zurücklege und um bie 
Abfchreibung der Erwerbfteuer anſuche. Seitens des Magiſtrates wurde 
buch das Marktcommiffariat conftatirt, daß noch am 27. Jänner 1880 
die Liquidation der genanıtten Gefellichaft nicht beendet war, jedoch bie 
Beendigung bevorftehe. 

Die vorliegende Beſchwerde ift nun dagegen gerichtet, daß bie 
Finanzbehörden: die Löſchung der Ermwerbfteuer von 105 fl. aus dem Titel 
der Anheimfagung vom I. Semefter 1880 angefangen nicht bewilligten. 
Die Beſchwerde Hält diefe Verweigerung für gefegwibrig, nachdem zur 
Erlöfhung der Erwerbftenerpflicht nur die Einftellung bes ftatutenmäßigen 
Gewerböbetriebes, nicht aber die Löſchung der Liquidationsfirma erforder- 
ih, jene Einftellung jedod conftatirt fei. 

Der V. ©. Hof ift nun allerdings der Anficht, daß zur Löfchung 
ber Erwerbfteuerfchuldigfeit einer in Liquidation befindlichen Hanbelsgefell- 
[haft ver Zeitpunkt der Löſchung ber Liquidationsfirma im Handelsregifter 
nur dann maßgebend fei, wenn nicht auf anderem Wege ber zuverläffige 
Nachweis geliefert wird, baß bereits früher die vollftändige Abwicklung 
der Nechtöverhäftniffe der Geſellſchaft durd die Liquidatoren flattgefunden 
hat. — Die vollftändige Abwicklung der Liquidation ift aber im Sinne 
des auf Grund des 8. 20 des Erwerbſteuerpatentes vom 31. December 
1812 erlaffenen Circulars der nieder-öfterr. Randesregierung vom 15. Februar 
1813, $. 15 eine Bedingung zur Erlöfhung ber Erwerbſteuerſchuldigkeit 
fhon darum, weil nah Art. 137 des Handelsgeſetzbuches der Eintritt 
einer Geſellſchaft in die Liquidation das Eingehen neuer Geſchäfte, wenn 
auch nur zur Beendigung fchwebender Geſchäfte nicht ausfchließt. 

Nun ift conftatirt, daß noch im Jänner 1880, fomit nach dem Ver⸗ 
falle der I. Semeftralrate der Erwerbfteuer für das Jahr 1880 die 
Liquidation des Länderbankenvereines nicht beendet war ($. 23 bes vorcit. 
Reggs.Cireulars vom 15. Februar 1813). — Wenn daher bei viefer 
Sachlage die Finanzbehörden die Zurüclegung des Erwerbſteuerſcheines 
und die Abfchreibung der dem Laänderbankenvereine in Liquibation vors 
gefchriebenen Erwerbfteuer nicht ſchon vom I. Semefter 1880 angefangen, 
wie Seitens desfelben beanfprucht wird, bewilligten, jo fonnte der B. ©. Hof 
hierin eine Oefewibrigkeit nicht wahrnehmen und mußte demgemäß bie 
Beſchwerde abweiſen. 


Budwinski, B. ©. H. Erkenntniſſe. V.. 5 


‘ 
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Bann bie Verminderung der WBohnbeftandtheile auf bie Gloffifitirung 
bes Gebaͤndes einen. nfluß üben Tann. 

Erlenntniß vom 8. Februar 1881, 3. 188. 


Der k. 8. V. ©. Hof hat Über. die Beſchwerde der Eheleute Wenzel 
und Anna Horner ca; Entſcheidung des k. k. Finanz-Min. vom 14. October 
1880, 3. 28854, betreffend die verweigerte Verſetzung ihres . Haufes 
Nr. 38 in Grafleth aus der XI. in die XII, Claſſe des Gebäubetarifes, 
nad burchgeführter 3. m. Verhandlung und Unbörung. des k. k. Min.⸗ 
Vice⸗Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: . 5. 
„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurückgewieſen.“ 


Entfijeidungsgrände. 


Aus den mit Hoflanzleivecret vom 27. April 1830, 3. 1338 
erlafjenen, in der Prev. G. S. für Böhmen ‚umter Nr. 119, Bd. 12, 
Jahrg. 1830 kundgemachten Beflimmungen in Hinfiht auf die Evidenz⸗ 
haltung bes Gebäuefteuerlatafters geht hervor, daß Aenderungen, welde 
im Innern eines bereits beſtehenden claffificirten Gebäudes, in Abficht 
auf die Zahl ber urfpränglih aufgenommenen Beſtandtheile durch Aufe 
ftellung von Zwiſchenwänden oder Niederreißung berfelben, ober durch bie 
Verwendung eines urfprünglich fleuerbaren Beſtandtheiles zu einem Sfonoe 
miſchen oder ‚gewerbämäßigen Zwecke vorgenommen werben, feinen Gegen» 
ftand der Evidenzhaltung abgeben. . 

Im gegebenen Falle ift aber nach dem Protololle vom 18, Yänner 
1880 in dem Haufe Nr. 38 in Graſſeth, ‚welches feit dem Kr 
wit 3 Zimmern und 2 Kammern, zufammen 5 Wohnbeſtandtheilen, in 
bie XI Claſſe des Gebäudeſteuertarifes eingereiht war, eine Verminderung 
ber Wohnbeftandtheile weder durch Niederreißen einer Zwiſchenwand, noch 
durch Widmung eines urſprünglich ſteuerbaren Beſtandtheiles zu einem 
Blonomifchen Zwecke, ſondern dadurch entſtanden, daß ber rückwärts gelegene 
Theil des Hauſes bis auf den Grund. abgetragen und hierauf wieder neu 
aufgeführt wurde. Hiebei ift aber flatt eines Zimmers, welches urfpräng- 
lich beſtand, eine Stallung errichtet worden, d. h. es ift. ein ſteuerbares 
Object zum Theil verfchwunden unb es wurde pam an heilen Stelle 
ein nicht fteuerbares neu aufgeführrtrt. 

Es iſt eine, Aenderung ſonach eingetreten, welche nad 88.:5 und 6 
ber Belehrung zur Evidenzhaltung des Gebäudeclaſſen⸗ Steuerkataſters 
(Prov. ©. S. für ‚Böhmen Nr. 201, Bo. 6, ‚Jahrg. 1824) einen 
Gegeuſtand Her Evidenzhaltung bilden könnte, . wenn biefelbe: auf die Claſſi⸗ 
ficirung des Gebänbes einen Einfluß ausüben würde. * 
MNachdem jedoch ſelbſt nach Ausſcheidung eines Wohnbeſtandtheiles 
gegenüber der urſprünglichen Claſſificirung des erwähnten Hauſes mit 
zuſammen 5 Wohnbeſtandtheilen noch 4 Wohnbeſtandtheile verbleiben und 
nach dem Häuferclaffificationstarife zu den in Folge a. h. Entſchließung 
feftgefegten Grundſätzen über bie Beftenerung ber Gebäude (böhm. Prov. 
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®. S. Nr. 86, Bd. 2, Yahrg. 1820) Hänfer mit 4—5 Wohnbeftand- 
tbeilen in bie XI Tarifclaffe eingereiht find, fo war bie verweigerte 
Berjegung bed erwähnten Hauſes aus ber XI, in die XII. Claſſe gefep- 
ich gerechtfertigt, weshalb die Beſchwerde als unbegründet zurüdgemiefen 
werben mußte. 


Ar. 1008. 


Die im $. 11 des vorarlberger Straßengef. von 1863 den Ortsgemeinden 
auferlegte Beepfliätung jur Serftellung und Erhaltung ber notbisendi en 
Gemeindeftraßen_ und Wege fließt nicht aus, daß die Gemeinden bie 
Serftellung und Grhaltung auch einer nicht firen nathtivenbi en, aber im 
Interefie der Bemeinde gelegenen Straße befhließen können. 


Erkenntniß vom 9. Februar 1881, 3. 297. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Befchwerde des Konrad Bruder 
und Genofjen in Riefensberg ea. Landesausfchuß von Vorarlberg anläßlich 
der Entſcheidung desfelben vom 24. Mat 1880, 3. 901, betreffend die 
Beitragsleiftung der Gemeinde Riefensberg zur Vollendung der Straße 
von Gaishaus bis Ah, nach durchgeführter 8. m. Verhandlung und An⸗ 
hörung des Adv. Dr. Ferdinand Scäufter, fewie bed Adv. Dr. Anton 
Haflmanter, des letteren in Bertretung des belangten Landesausſchufſes, 
zu Recht erkannt: | 

„Die Befhwerde wird ald unbegründet abgewieſen. — 
Ein Koftenerjag findet nicht ftatt.“ 


Entfcheidungsgründe. g 


Wenn das vorarlberger Straßengefeg vom 3. Juni 1863, L. G. B. 
Nr. 40 im $. 11 den Ortsgemeinden die Berpflichtung auferlegt, bie 
nothwendigen ©emeinveftragen und Wege innerhalb ihres Gebietes 
berzuftellen und zu erhalten, fo ift bamit nicht ausgeſchloſſen, daß bie 
Gemeinven befchließen fünnen, auch folche Gemeindeſtraßen (8. 3 des Gef.) 
berzuftellen und einzuhalten oder ihre Herftellung und Einhaltung durch 
Beiträge aus Gemeindemitteln zu fördern, welche, ohne ſtreng nothwendig 
zu fein, die Verbindung im Innern der Gemeinde oder mit benachbarten 
Gemeinden beffer vermitteln und daher im Untereffe der Gemeinde liegen. 

In der Beichwerde wird behauptet, vie Verbindung ber Gemeinde 
Niefensberg und zwar fpeciel auch des oberen Theile berfelben mit 
Baiern, fowie mit den Gemeinden des Bregenzer Waldes, fei durch vie 
im unteren Theile von Riefensberg der Barcelle Springer bereitö beftehenbe 
Straße hergeftellt. Dies wird in ber Gegenjhrift des Landesausſchufſes 
infoferne wiberfprochen, als derſelbe die bereits beftehende Straße ald eine 
nicht hinreichende Verbindung erflärt und beifügt, e8 gebe aus ben 
— dem DB. ©. Hofe nicht vorgelegten — Acten über den Bau der in 
Rede ſtehenden neuen Straße von Gaishaus bis Ach Mar hervor, daß fie 
keineswegs eine unnöthige DBervielfachung einer bereits beſtehenden Ver⸗ 
bindung fei. 5» 
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Da nun aber, wie die Beſchwerde ſelbſt auführt, bei Bewilligung 
diefes Strafenbanes als eine® Privatunternehmens durch den Landesaus⸗ 
ſchuß (im Jahre 1871) feftgeftellt wurde, daß, wenn dieſe Strafenfirede 
klaglos bergefiellt und collaudirt fein wird, vie Uebernahme verfelben in 
die Inftandhaltung der Gemeinde Riefensberg zu erfolgen habe, fo 
muß als feftfiehend angejehen werben, daß es fih um eine im Intereſſe 
der Gemeinte gelegene Straße im Sinne des 8. 3 des Straßengef. handelt. 

Wenn die autonomen Behörden unter Wahrung der gejetlichen 
Competenz zur Förderung dieſer Communicationsherftellung, obgleich 
fie urſprünglich als eine Privatunternchmung bezeichnet umd bewilligt 
wurde, nachträglich einen Beitrag ans Mitteln der Gemeinde Riefensberz 
zuzuwenden beſchloſſen, um die Schwierigkeiten, welde fi) der Bollendung 
entgegenftellten, zu befeitigen, fo kann darin allein eine Ungefetlicykeit 
nicht gefunden werten. 

In formeller Beziehung wurte eingewentet: a) baß von den 12 
Gemeindeansſchußmitgliedern 8 wegen ihrer Eigenfhaft als Subfcribenten 
freiwilliger Beiträge, alfo privatredhtlich betheiligt waren, daß aber von 
diefen 8 nur jene 3, welche zugleich Mitglieder des Straßencomitö ‚waren, 
beim Gemeindeausfhußbefchlufie, welder auf Gemeintebeitrag lautete, nicht 
mitftimmten, während fi) die übrigen 5 daran betheiligten; b) daß ber 
Gegenſtand der Beſchlußfaſſung (Semeinbebeitrag) nit vorher befannt 
gegeben wurde; c) daß Feine Debatte und förmliche öffentliche Abſtimmung 
ftattfand. 

Die Einwendung ad a ift von der Gemeinde und dem Landesaus⸗ 
fchufje widerfproden und von der Befchwerbe nicht erwiefen, bie vorherige 
Belanntgebung der Tagesordnung der Gemeindeausſchußſitzungen ad b in 
der Gemeindeorbnung von Vorarlberg vom 22. April 1864, 2. ©. 2. 
Nr. 22 nicht vorgefchrieben, der Mangel einer Berathung und Abftimmung 
ad ce durch das Sigungsprotofoll vom 4. März 1880 wiberlegt. Uebrigens 
ift lant Betätigung der Gemeindevorſtehung vom 23. März 1880 biefer 
Beſchluß durch 14 Tage ortsüblich kundgemacht worden, ohne daß gegen 
denſelben binnen dieſer Friſt beim Gemeindevorſteher eine Einſprache 
erhoben worden wäre (8. 89, Alinea 2 der Gem. Ordg.). 

Bei diefem Sachverhalte mußte die Befchwerde als in jeder Richtung 
unbegründet abgewiefen werben. 


Ar. 1009. 


Unter den auf Koften der Parteien vorzunehmenden Drängbefreibungen 

im Sinne bes Patentes vom 5. Juli 1853, R. ®. B. Rr. 130 find jene 

zu verftchen, welde zum Swede der Durchführung der bereits feftgeftellten 
Ablöfung durd Abtretung von Grund und Boden nothwendig find. 


Eriamtnik vom 9. Februar 1881, 8. 228. 
Der k. k. V. G. Hof hat Über die Befchwerde des Randesausfchuffes 


von Vorarlberg ca. Min. des Innern anläßlich der Entſcheidung desſelben 
vom 19. Mai 1880, 3. 641, betreffend die Koften der Ausſcheidung und 
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Vermarkung der fervitut&belafteten Gamperdona Reichsforſte von den ane 
grängenden Alpböden der Gemeinde Nenzing. nach burchgeführter ö. m. 
Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Anton Haflmwanter, dann bes 
t. £. Min.⸗Rathes Joſef Raab, zu Recht erlannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Der 8. 42 des kaiſ. Patentes vom 5. Juli 1853, R. ©. B. 
Nr. 130 beflimmt im Alinea 1: „Die Regieloften werben von jebem 
Kronlande getragen” — und im Alinea 2: „Die Koſten der Gränz- 
befhreibung und Vermarkung haben die Parteien zu beftreiten“. 

Wenngleih der 8. 42 felbft eine nähere Angabe darüber, melde 
Gränzbeſchreibungen und Vermarkungen gemeint find, nicht enthält, fo gibt 
boch ber vorausgehende $. 39 diesfalls Auffchluß, inden er von den „in 
Golge der Ablöfung durch Grund und Boden oder deſſen Theilung noth⸗ 
wenbigen" Gränzbeſchreibungen und Vermarkungen ſpricht. 

Im Zuſammenhange mit dieſer Beſtimmung ordnet der 8. 120 der 
Inſtruction vom 31. October 1857, R. ©. B. Nr. 218 an, die Landes⸗ 
commiffion habe, wenn die Abldfung durch Wbtretung over Theilung von 
Grund und Boden ftatt bat, gleichzeitig mit der Intimirung des darüber 
gefchlofjenen Vergleiches oder der eingetretenen Rechtskraft des viesfälligen 
Ertenniniffes die Einleitung zu treffen, daß die nothwendigen Gränz- 
befehreibungen und Vermarkungen auf Koften ber Parteien vorgenommen 
werden, 

Aus den angeführten Beftimmungen gebt hervor, daß das Geſetz 
bort, wo e8 von Gränzbefchreibungen und Bermarkungen auf Koften ber 
Parteien fpricht, jene im Auge hat, welche zum Zwede ver Durchführung 
ter bereits feftgeftellten Aklöfung durch Abtretung von Grund und Boden 
nothwendig find. Da vorliegendenfall8 die Gränzbefhreibungen und Ber- 
markungen in einem Stadium vor ber Verhandlung von den Parteien 
verlangt und von der Tocalcommiffion für den Beginn der Servituten- 
verhandlung unangefochtener Weife als nothwendig erfannt worden find, 
fonnten die Koften dafür die Parteien nicht belaften und mußte baher 
die Beſchwerde abgewielen werben. 


Ar. 1010. 


Zum Hofkammerdecrete vom 13. September 1804, betreffend den Möbel: 
entfhädigungsanfprud eines activen Staatsbeamten, bei defjen von Amts: 
wegen erfolgter Ueberſetzung. 


Erkenntniß vom 10. Februar 1881, 3. 2305. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Uber die Beſchwerde des k. k. Steuer- 
infpector8 und gewefenen Schätungsreferenten Ernft Froreich ca. Yinanz- 
Min. wegen der Entjheidbung vom 13. März; 1880, 3. 3855, betreffend 
vie Verweigerung von Ueberfieblungsgebühren, nach durchgeführter 8. nı. Ver⸗ 
handlung und Anhörung des k. k. Fin.⸗Rathes Dr. Frizzi, zu Recht erfannt: 
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„ze sızefshbiere Eu hersezg mrı 1/8 getegmiztiz auf- 


 2:.7-L*® 
Extiieungserizde. 

Euil ce wurde m ‚ker -=.1 ais Soummmzcemmillar und 
SıruzrceX Je Kurt Fumzlmu-iız zum ülsmewijchen 
Yemen = ser ã fine am ehem rieſen Orte er⸗ 
—XXF u zcder Egaite- © zı tens Ire kit ſeiner Ent- 
wen ım ser Iertleiung zei. — Bali ter Suthebung 
m Ser Ziehung — 
srerisn "ir Pihmen som 4. Ssstenier 1973, 53. 48764 m feiner 


zgsther L’enftegeräct 2/3 —— — 
nenfbart Mistimier yaztet — Ja Ace teten iſt Frereich mit 
‘euer 08 Parıa aus dee: Sorrern Selehenrten Ace vom Yumzbunzlau 
saß 2:1. ulez Merſieve 

D.: zer Eıtderung tes LE Fa Miz rem 13. Mürz 1880, 
2. 3235 zurie Se Yomirmmg ter ter rer om Anlaf tiefer 
Ari u Berrage eines treimszatiien Gehaltes angefpredhenen 
—— — dessals werweisert, wel feine Berventung bei ber 

3 «5 ee mr: Armee Frrreniumg ven LKugerer 

—2 ssieiex Te, nah derea Peear:zwız ihm ieαα lediglich die Reiſe⸗ 
fer mr Kıralız zer Mitelertibärtzung ge:iöiren Ten Anfprud 
ur ve Mitderisärzang nme tie Ammeizmz eineß auteren tienfl- 
„her Crsxsorızs Sei Uxtröt feiner friberen tientisen Pechimmung, als 
Kun je 'czer Erıkera’unz zum Örmmtitenerregelzzetienfte eingenemmen 
sm, 60 besriızen, zei rem Genanmten kei feiner Uebernahme zn dem 
Zsayayteeate zar ter Selleizete Dienſtpeſten, nicht au ter Stantert 
rn Burte 

Ze Ixtserung lennte ter B. ©. Hef als geſetzlich begründet 
1.40 estenzen, Team es Tann einem Zweifel nicht wmterliegen, daß 
| Le swerredägtere Uekerfegung von Jungbunzlan nah Mühlhanjen 
as, wie rich im ketreffenten Decrete and ausgeſprochen wird, in 
ſeaer Ezentligen Dienfteseigenfhaft, alſo nit im feiner zeitweifigen 
Sersatung bei ter Grundſtenerregelung geſchah. Hieran fann ter 
Unftzee, daß er zur Zeit des Erhaltes des Berfeßungsdecretes noch 
tm Berwentung ber Grundſtenerregelung ſtand, nichts ändern. Die in 
Rere fichente Ueberfiedlung wurde baher von Froreih in feiner gisent- 
lichen Dienſteseigenſchaft als activer Etaatsbeamter vollzogen. Es hat 
remnach Hierauf das Hoflammerbecret vom 13. September 1804 (Pol. 
G. ©. Aranz IL, Bo. 22, Nr. 31) Anwendung zu finden umb erfcheint, 
nachtem Froreich durch tiefe von Amtswegen erfolgte Berfeßung weder 
in utili noch In honorifico gewonnen hat, der Anfprud anf Gewährung 
einer Möbelentfhädigung begründet. 

Uns diefen Örhnden mußte die erwähnte Min.⸗Entſcheidung in dem 
angefochtenen Pımlte aufgehoben werben. 
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Der 8. 55 der polit. Schulverfaſſung in Anſe der Fuhrbeiſtellung on 
den G:forger ehufs —— Er — an ben offent; 
lichen Bolföfhulen ift durch dle neuen Schutgefehe nit außer Kraft 

eJeut, +) — Bei Sumenbung dieſer BelepesbeRimmung ift die Brage nad) 
der Filialeigenfdyaft- der Schule mit R —— die bezůglichen 
Beſtimmungen der politiſchen Schulverfaſſung zu. beantworten. — Den 
GSiufluf her Ontfernung, ber Schule yon ber Marke anf die Yuhrbeiftellung 

. ‚beugtheilt Die Berwaltungsbehörbe na freiem Ermeſſen. 
1,200. Meienmtnif vom 10. Februar 1891, Zu 208. : le 


Der ti, V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Gemeinte Rech⸗ 
berg ca, Min. für. Cultus und Unterricht wegen der Entſcheidung vom 
3. Mai 1880, 3.2041, betreffend die Beiſtellung von Fahrgelegenheiten 
für die Pfarre Imbach, wegen Crthellung des religionsunterrichtes an 
der Bollsſchule in Rechberg, nad; burchgeführter 8. m. Berhanblung und An⸗ 
hörung des Adv. Dr. Moriz WVeitlof, fowie des k. k. Sectionsrathes Dr. Heine 
fetter, zu Recht erkannt: N 

"Die Beſchwerde wird als nuigegründet abgemiefen.“. - . 


* 


Entſcheidungsgründe. | 


Das k. k. Min. für Cultus und Unterricht hat mit der Entſcheidung 
vom 8, Mai 1880, 3. 2041. im Inſtanzenzuge erkannt, daß die Schule 
gemeinde Rechberg verpflichtet -fei, dem Pfarrer Johann Wieninger von 
Bmbach :ober berjertigen Perfon, welche an feiner Statt ven kath. Reli 
gionsunterriht an der Vollsſchule In’ Rechberg ettheilt, zur Winterszeit, 
bei Schlechter Witterung, aber auch fonft, eine Fahrgelegenheit beizuftellen, 
und daß der. hieraus ber. Schulgemeinde erwachſende Aufwand ben kath. 
Religiondgenofjen diefer Schulgemeinde zur Laft zu fallen habe. Begründet 
wird dieſe Entſcheidung mit ben Beftimmungen bes $. 55 ber polit! 
Schulverfaflung, bezw. des Studien⸗Hofeommiſſionsdecretes vom 17. April 
1824, 3..2514, in welden Normen auf die Entfernung zwiſchen dent 
Pfarr» und Schulorte feine NRüdfiht' genommen ift; bezäglid der Ver⸗ 
pflicätung lediglich der kath. ‚Religiondgenoffen zur Leitung des bezüg⸗ 
lien Aufwandes wird auf den Urt. IX des Gef. vom 25. Mai 1868, 
N G. B. Nr. 49 verwiefee. EEE u 

Diefe Entſcheidung wird in ber vorliegenden Beſchwerde als geſetz⸗ 
wibrig angefochten. - Ze: a 

Dagegen iſt Folgendes zu bemerken: Laut 8. 77 des Reichs⸗Vollks⸗ 
ſchulgeſ. vom 14. Mai 1869, R. ©. B. Nr.-62 traten mit Beginn bet 
Wirkſamkeit dieſes Geſetzes Alle auf Gegenſtände biefes Geſetzes fi ber 
ziehenden bisherigen Geſetze und Bersrbnungen, infoweit ſolche den Be⸗ 
flimmungen des gegenwärtigen Geſetzes widerſprechen oder durch biefelben 
erfetzt werben, außer Kraft. Weber das Reichs⸗Volksſchulgeſetz, noch bie 
nieber-Öfterr. Zandedgefege enthalten eine ven 8. 55 ber polit. Schulver« 


*) Stiche auch Nr. 132 (Band IV, Jahrgang 1880). 
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fafjung erfegende Beſtimmung und es Tann ein Witerfprucd, dieſes Para- 
graphen mit ven befagten Sculgefegen nicht gefunden werben. 

Der 8. 1 bes Gef. vom 20. Juni 1872, R. ©. B. Nr. 86 
fpricht allerdings den Grundſatz ans, daß bie den Kirchen- und Religions⸗ 
genoffenfchaften gemäß 8. 2 des Gef. vom 25. Mai 1868, R. ©. 2. 
Nr. 48 und 8. 5 des Gef. vom 14. Mai 1869, R. ©. B. Nr. 62 
obliegende Beforgung des Religionsunterrichte® in den Öffentlichen Vollks⸗ 
ſchulen die Verpflichtung zur unentgeltlihen Ertheilung diefes Unterrichtes 
in fih fließt. Gegen den Grundfaß der Unentgeltlichkeit ver Ertheilung 
des Religionsunterrichtes verftoßt e8 aber nit, wenn bie Confeſſions⸗ 
genoffen verhalten werben, die Fuhren zur MWinterszeit und bei fehlechter 
. Witterung beizuftellen; dieſe Beiftellung ift nocd kein Entgelt für ben 
Unterricht felbft. 

Der $. 55 der polit. Schulverfaffung in Anfehung ver Fuhrbei- 
ftelung muß demnach heute noch als geltend angefehen werben, weil bie 
polit. Schulverfaflung bisher nie im Ganzen außer Kraft gefetst worten ift. 

Bezüglich des Argumentes ver Befchwerde, daß der 8. 55 ber polit. 
Schulverfaffung nur auf Filialſchulen Bezug bat, ſolche aber nad der 
neuen Geſetzgebung nicht beftehen, ift zu bemerken, baß bei Anwendung 
diefe® Paragraphen auf die Beftimmungen ver 88. 336 und 387 ebenda 
Rückſicht zu nehmen ift, nach welchen als Filialfhulen folche anzufehen 
find, tie außerhalb des Ortes fich befinden, in welchem bie Pfarrbüder 
gehalten werben, welcher Umftand im vorliegenden alle zutrifft. 

In die Beurtbeilung, ob die geringe Entfernung der Schule von 
der Pfarre oder die gute Beſchaffenheit des Wege geeignet find, den 
Anfpruh auf Beiftelung einer Fahrgelegenheit auszufchließen, vermochte 
der V. ©. Hof nicht einzugeben, weil im Stutien-Hofcommifffonsbecrete 
vom 17. April 1824, 3. 2514 eine Beftimmnng hierüber nicht enthalten 
ift und weil fonach die Erwägung biefer Momente als im freien Ermeſſen 
der Verwaltungsbehörben gelegen, fih ber Yubicatur des V. ©. Hofes 
entzieht. 

Ebenfowenig konnte der V. ©. Hof ben erſt in der mündl. Ver⸗ 
handlung zur Sprache gebrachten Einfluß ber Umpfarrung ber Gemeinde 
Rechberg von Krems nad Imbach, fowie ben weiteren Umftand in Betracht 
ziehen, daß bei der gelegentlich der Errichtung dieſer Schule gepflogenen 
commiffionellen Verhandlung bie Frage ber Ertheilung bes Religions⸗ 
unterrichtes nicht berührt worden fei, weil biefe beiden Punkte in ber 
Beſchwerdeſchrift felbft nicht in Beſchwerde gezogen wurden. 

Nachdem fih die angefochtene Min -Entfheidung auf den 8. 55 ber 
polit. Schulverfaſſung mit Rüdfihtnahme auf ven Art. X bed Gef. vom 
25. Mai 1868, R. ©. B. Nr. 49 fügt, fo vermodte ber V. ©. Hof 
in berfelben eine Geſetzwidrigkeit nicht zu erkennen und mußte demnach bie 
Beſchwerde als unbegründet abgemwiefen werben. 
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Ar. 1012. 


Die politifcden Behörden find berechtigt, die Anlage von Schonungsflächen 
bei ben ah, Biferoitunen —A Baldungen auch ohne Ss vor 
Feſtſetzung eines Wirthſchaftsplanes anzuordnen. 


Erkenntniß vom 11. Yyebruar 1881, 3. 195. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Michael und 
Georg Hartl und des Martin Haberl ca. Aderbau-Min. und die Actien⸗ 
gefellfichaft der Immerberger Hauptgewerkfchaft, wegen der Entſcheidung bes 
belangten Minifteriums vom 13. Mai 1880, 3. 10394/79, betreffend 
bie Ausſcheidung von Schonungsflähben auf Waldweidegründen, nach durch⸗ 
geführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Jofef Baltl, des 
perfönlich erfchienenen Michael Hartl, dann des k. k. Min-Bice-Secr. 
Treibern v. Zrauttenberg, endlich des Forſtdirectors Albert Dommes, 
in Bertretung ber mitbelangten k. k. priv. Actiengefellfchaft der Innerberger 
Hauptgewerkſchaft, zu Recht erkannt: 

„Die Befchwerde wird als ungegründet abgemwiefen.“ 


Entfsheidungsgründe. 


Auf Grund des Faif. Patentes vom 5. Juli 1853, R. ©. 2. 
Nr. 130 wurden die Weiderechte der Befchwerbeführer auf dem bamals 
dem Stifte Admont, jet der Actiengefellfchaft der Innerberger Haupt⸗ 
gewerkſchaft gehörigen Alpen durch Vergleiche vegulirt, und zwar 1) für 
das Wolfsbachergut des Michael Hartl in Aigen vom 25. Februar 1870, 
2) für das Limmergut des Georg Hartl in Krumau vom 2. April 1869, 
und 3) für das Hubergut des Martin Haberl in Johnsbach von 29. Jänner 
1869. 

Die belafteten Liegenfchaften find: Ad 1. Die fogen. Wolfsbader- 
alpe, Kataſtr.⸗Parcelle Nr. 630 und b, Alpe mit 199 Joch 26.6 RKlafter 
ber St. ©, Johnsbach. — Ad 2. Die Sfcheidegalpe, circa 90 Joch zur 
Hochwaldparcelle Nr. 621a ber St. ©. Johnsbach gehörig. — Ad 3. Die 
Huberalpe, Waldparcelle 643 mit 227 Joch, 1410 [Rlafter; Theile ber 
Waldparcellen 634 mit 8 Joch, 400 Dalafter, 640 mit 63 Joch, 
880 iRlafter der St. ©. Johnsbach, zufammen circa 299 Jod, 
1090 DGAlafter. 

In allen diefen Vergleichen ift bie Anzahl und Gattung des Weide⸗ 
viehes beftimmt, ein Weidezins pr. Stüd feitgefegt und deſſen capitalifche 
Ablöfung geftattet. — In allen diefen Bergleihen haben ſich die Parteien 
bezüglich der Ausübung der Nutzungs⸗, reſp. Weiderechte, auf beftimmmte, 
den Bergleichen heigeheftete Regulirungsbebingungen geeinigt. — In biefen 
heißt e8 überall, daR die Ausübung der Rechte im Allgemeinen nad ben 
forftliden Beftimmungen zu gefchehen hat. 

Ferner lautet der Punkt 1 diefer Bedingungen wie folgt: Da das 
verpflichtete Object (bei 1 theilweife, bei 2 und 8 nur) reine Wal» 
weide bat, jo darf in dieſe nicht mehr Vieh getrieben werben, als die er⸗ 
forderlihe Nahrung findet und es hat fich demnach der Berechtigte nöthigen« 
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falls die allmählige und verhältnigmäßige Herabminverung feines Trieb» 
viehes für die Dauer des Mangels an Weide gefallen zu laſſen. 

Bezüglich des Räumens und Pugens, reſp. Säuberns des belafteten 
Grundes, ift im Vertrage ad 1 (der das belaftete Object nur theilmeife 
als Waldweide bezeichnet) Beflimmt, daß ‚dem Berechtigten :nad Räumen 
auf einigen mit Vulgärnamen bezeichneten Theilen bes befafteten Objectes 
unbedingt, auf ven Übrigen nur nad) forſtlicher Zuldſſigkeit geſtattet ſei. — 
In dem Vergleiche ad 2 wird: in den Regulirungobedingungen (Punft 17) 
das Putzen und Räumen bem Berechtigten nad forſtlicher Zuläſſigkeit 
geſtattet. — Im Vergleiche ad 3 wird dasſelbe als eine Verpflichtung 
des Berechtigten erflärt, jedoch Belagt, daß es nur über forſtliche Ans 
weifung zu geichehen babe. 

In der Wolfsbacheralpe (ad. 1), welche im Vergleiche nur theilweiſe 
als reine Waldweide bezeichnet iſt, gaben die Beſtimmungen des Vergleichs 
über das unbedingte und das forſtlich zuläſſige Räumen, ſowie der Mangel 
der Abgranzung der einzelnen Alpentheile Anlaß zu einer Forſtfrevel⸗ 
verhandiung, welche mit ver. Entſcheidung bes Aderbau» Din. vom 
27. September 1876, 3. 6543 beendigt wurde. — Hiemit wurbe das 
unbebingte Käumungsreit, als das Recht zur Befeitigung jedes Holz 
wuchfes erklärt. — Die Vollendung der bereit8 früher begonnenen Ber- 
marfung bed betreffenden Theiles der Alpe, fowie für jenen Theil, wo 
das Räumen nur nach forfiliher Zuläjfigfeit geftattet ift, die Anfertigung 
eines Wirthſchaftsplanes (welche Michael Hartl im Zuge ber Verhantlung 
verfagt hatte) angeordnet. — Es ‚liegen mehrere Eingaben. der Innerberger 
Geſellſchaft vor, in welchen fie erklärt, vap fie einen Wirtbichaftöplan vor 
der Vermarktung nicht vorlegen köͤnne. — Die erwähnte Bermarlung wurbe 
am 29. IJnli 1878 vorgenommen, reſp. vollendet. : 

Am 1. . März; 1879 legte die Forfiverwaltung Abmeont der Irmerr 
berger Actiengeſellſchaft der Bezirldhauptmannfhaft Liegen ein Verzeichniß 
der in ben vorerwähnten Alpwalbungen von ihr projectirten Schonung® 
flähen vor, deren Lage und Begränzung durch Bulgärbenennnngen bezeichnet 
und deren Ausmaß bei der Wolföbacheralpe mit 15, bei der Gſcheidegalpe 
mit 10.umb bei. ter Huberalpe mit 12-Hectaren angegeben war. — Die 
Bezirkshauptmannſchaft Liezen erflärte mit Erlaß vom 10. Mär; 1879, 
3. 2084 die im Berzeichnifle ‚angegebenen Waldtheile ale —— 
im Sinne bed F. 10 des Forſtgeſ. und. hielt den Weideberechtigten, bie 
ſich dadurch in ihren Rechten verkürzt glauben, ben geſeblichen Weg zur 
Geltendmachung ihrer Rechte offen. 

Hiegegen wurde von ben Beichwerbeführern Eiufprache ‚erhoben, 
indem biefelben in erfter Linie überhaupt ‘die Bexechtigung bes Waldeigen⸗ 
thämers zur künſtlichen Aufforftung befteitten, in ‚zweiter Linie behaupten, 
daß vor Fefiftellung eines . Wirtbichaftsplanes, - welche fie verlangten, ber 
Korftverwaltung die eigenmächtige Beſtimmung von. Schenungsfläcden nicht 
gefattet: werben könne. — Michael Hartl beichwerte fich insbeſondere auch 
über die Lage der Schonungsfläce, von welcher fein Dich nicht abgehalten 
werben fünnte 

Die Bezirkshauptmannſchaft entſchied nach Einvernehmung der Forſt⸗ 
verwaltung über dieſe Einſprachen bezüglich des Michael Harl mit Erlaß 
vom 19. Mai 1879, 8. 3657, bezüglich des Georg Hartl und Geuoſſen 
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mit Erlaß vom 19. Mai 1879, 3. 8623 und bezäglih tes Martin 
Hartl mit Erlaß vom 17. Mei 1879, 3. 8624. — In allen dieſen 
Erläffen wird ausgeſprochen, daß der mit ber. Weibefernitut belaftete 
Grund (bei Michael Hartl: der in Folge ber vorerwähnten Entſcheidung 
des Aderbau- Min. vom 27.. September 1876, 3. 6543 als Wald 
ausgefchiedene Theil) nah den Negulirungsvergleihen Waldboden, refp. 
Waldweide fei, und daß darauf die Vorfchrift des 8. 10 des Forfigef. 
vom 3, December 1852, R. ©. B. Nr. 250, wonach die Schunungse 
flähen mindeſtens ein Sechſtel der gefammten Waldfläche an betragen 
haben, Anwendung finde. 

Hienah wurde auf Grund des $. 9 des Porfigef. bezüglich bes 
Michael Hartl erfannt: „daß die Schonungsflähe bis zur Feſtſetzung bes 
Wirthſchaftsplanes, deſſen Ausarbeitung eben im Zuge fei, nicht mehr ale 
12 Hectaren zu betragen babe, da bie in Folge der erwähnten Min.⸗ 
Entſcheidung vom Jahre 1876 ale Wald ausgeſchiedene Fläche des ver« 
pflihteten Objects nur mit 74 Dectaren angenommen wurbe*, — bezüglich 
des Georg Hartl: „daß, da ein Wirtbichaftsplan noch nicht vorliegt, bio 
zur Feſtſetzung besfelben die Schonungsflähen vorläufig das gelegliche 
Minimum, d. i. ein Sechſtel der gefammten Waldfläche, nicht über⸗ 
reiten, ſonach die Schonungsfläde im Ofcheidegwalde nit mehr als 
8'/, Hestaren (mit Rüdfiht auf das Geſammtausmaß von 52 Hectaren) 
umfaflen dürfe. — Zugleich wurde gejagt, daß, wenn die Forſtverwaltung 
nicht felbft einen Wirthichaftsplan vorlegen wolle, wozu fie zur Erklärung 
binnen 14 Tagen aufgefordert wurde, die Aufftellung eines foldhen auf 
Koften beider Theile veranlaßt werben würde. Hiemit im Weſen gleich“ 
lautend- ift das Erkenntniß bezüglich des Martin Haberl, bei welchem jedoch 
ausgefprodhen wurde, daß die Forftverwaltung durch die Ausicheidung einer 
Schonungsfläche von 12 Hectaren, die ihr binfichtlich diefed Objectes (im 
Ausmaße von 171 Hectaren) geſetzlich zuftehenden Rechte weder über« 
ſchritten, nod die Rechte der Berechtigten verlett Habe. 

Die hiegegen von ben Betheiligten ergriffenen Recurſe, im welchen 
insbefondere über den Mangel einer behörblichen Beftimmung, fowie über 
die von der Forfiverwaltung gewählte Lage der Schonungeflichen Klage 
geführt wird, wurden von der fleierm. Stattbalterei mit Erlaß vom 
26. Auguft 1879, 3. 8820 und vom k. k. Aderbau-Min. mit Erlaß 
vom 13. Mai 1880, 3. 10394 ex 1879 zurüdgemiejen. 

In der hiegegen von den drei genannten Weibeberechtigten über 
reichten Beſchwerde wird in erfter Linie behauptet, daß nad den Regu⸗ 
lirungsvergleihen, ans welchen bie Beſchwerdeführer ven Anſpruch auf 
ein Weiderecht in einem beſtimmten Ausmaße ableiten zw können glauben, 
überhaupt eine künſtliche Aufforſtung des belafteten Weidegrundes nicht 
zuläffig fei, da fich eine folge mit der theils unbebingt, theil® nach forft- 
ficher Zuläffigkeit eingeräumten Berechtigung des Puhens und Räumens 
nicht vereinigen laſſen. — In zweiter Linie behaupten fie, daß gemäß 
8. 9 des Forfigef. eine Beftimmung von Schonungsflähen überhaupt erſt 
nah Feſtſetzung eines Wirthichaftsplanes, weldhe von ben Beſchwerde⸗ 
führern and begehrt worden fei, fattfinden könne, da es nicht blos auf 
bie Größe, fondern auch auf die Lage der Schonungsflähen ankomme, 
wobei fie zugleich darüber Klage führen, daß duch die von ber Forſt⸗ 
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verwaltung einfeitig getroffene Wahl der in Schonung gelegten Gründe 
ber Betrieb der Alpwirthichaft wefentlich erfchwert werde. 

Das Erkenntniß des V. ©. Hofes beruht auf folgenden Gründen: 
Der in ber angefochtenen Entſcheidung angenommene Thatbeſtand, daß bie 
mit dem Weiderechte ber Befchwerbeführer belafteten Gründe durchaus 
Waldgründe find, wurte vom V. ©. Hofe ald richtig anerkannt, weil 
in den Regulirungdvergleichen des Georg Hartl und des Martin Haberl 
ausdrücklich erklärt ift, daß die belafteten Objecte eine Waldweide haben 
und weil aus dem Weidegrunde des Michael Hartl, welcher nad feinem 
Bergleiche nur theilweife Waldweide hatte, der dem unbebingten Räumen 
und Putzen unterworfene, alfo nicht als Waldweidegrund qualificirte Theil 
nad Ausweis ber Acten bereitd vermarkt und ansgefchieben worden ifl. 

Hieraus ergibt fih nad ven SS. 2, 3 und 4 bes Forſtgeſ. bie 
Verpflichtung ber Actiengefellichaft der Innerberger Hauptgewerkſchaft, biefe 
Waldgrünte ver Holzzucht zu erhalten und viefelben nöthigenfalls künſtlich 
wieder aufzuforften, fowie beren Berechtigung, bezw. Verpflihtung nad) 
8. 10 bes Forſtgeſ., daſelbſt Schonungsflähen anzulegen. 

Die Anordnung des 8. 10, daß bie Schonungsflähen beim Hoch⸗ 
waldbetriebe mindeftens ein Sechftel ter gefammten Walpfläche betragen 
follen, gilt für die mit Weideſervituten belafteten Waldungen unbedingt 
und ohne Rüdfiht darauf, ob ein Wirthjchaftsplan nah 8. 9 des Gef. 
feftgefegt wurde oder nicht, weil bie Feſtſetzung des Wirthichaftsplanes 
nur auf Berlangen bes Berechtigten ober Verpflichteten erfolgt, die Erhal⸗ 
tung des Waldes aber, welche eben durch die Anlegung ven Schonungs- 
flächen bezwedt wird, nah dem Geſetze unbebingt vorgefchrieben ift und 
von dem Belieben des Kigenthümers oder des Weibeberechtigten nicht 
abhängig fein kann. 

Die Berechtigung der politiichen Behörben, die Anlage von Scho⸗ 
nungsflähen auch ohne oder vor Feſtſetzung eines Wirthichaftsplanes an- 
zuordnen, ergibt fih au aus dem 3. Abſ. des 8. 9, wodurch biefen 
Behörden die Entſcheidung über Streitigkeiten wegen der Art der Aus⸗ 
übung von Einforftungen nicht blos bei Gelegenheit der Feſtſtellung des 
Wirtbihaftsplanes, fondern überhaupt zugemwiefen if. — Der in ber 
angefochtenen Entſcheidung des k. k. Aderbauminifteriums enthaltene, bie 
Erfenntniffe der beiden untern Inftanzen beftätigende Ausſpruch, daß bie 
Schonungsflähe bis zur Feſtſetzung des Wirthichaftsplanes, welche für 
Michael Hartl bereits in Angriff genommen war, für Georg Hartl und 
Martin Haberl gleichzeitig angeorbnet wurde, nicht mehr als ein Sechſtel 
bes gejammten, mit bem Weiberechte belafteten Waldgrundes betragen 
dürfe, ſtellt ſich daher nicht als geſetzwidrig dar. 

Die Beſchwerdeführer machen weiter geltend, daß bei Fixirung ber 
zur Berjüngung beftimmten Walbtbeile ihre wirtbichaftlihen Intereſſen 
nicht gebührend berüdfichtigt worden find, beifpielsweife, daß die Schonungs⸗ 
fläche allzunahe der Alm gelegen und deshalb tie Abhaltung des Viehes 
hievon mit allzu großer Schwierigkeit verbunden, wenn nicht geradezu un» 
möglich gemadt if. — In die Beurtheilung diefer Befchwerbeausführungen 
fand der B. ©. Hof nicht einzugehen, weil fie offenbar nicht die Geſetz⸗ 
mäßigkeit der Entſcheidung, fondern nur die Zwedmäßigkeit derfelben in 
Trage zu fielen geeignet find. — Hieran fann umfominder ein Zweifel 
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befiehen, als ja bie allmählige Verjüngung des gefammten, mit Ein⸗ 
forftungen belafteten Waldgrundes Platz greifen, alfo auch die Aufforftung 
der fchwerer zu hütenden Walpflächen einmal eintreten muß und als ber 
8. 10 des Forfigef. deutlich zeigt, daß bie Weibeberechtigten gewifſe, mit 
der Aufforflung verbundene Nugungserfchwernifie fih gefallen Laffen müffen. 

Beachtenswerther dagegen find jene Ausführungen der Beſchwerde⸗ 
führer, welche auf eine Unbeftimmtheit ver Gränzen ber einzelnen Schonungs⸗ 
flächen und die den Weideberechtigten hieraus erwachfenden Nacıtheile hin- 
weiten. — Aus den Aominiftrativacten hat ber B. ©. Hof allervings 
‚entnommen, daß bie k. k. Bezirkshauptmannfchaft das Ausmaß ber von 
der Forftverwaltung in Antrag gebraten Schonungsflächen bei Michael 
und Georg Hartl rebucirt hat, ohne jelbft die Gränzen ber genehmigten 
Hegeorte des näheren zu firiren. — Daß diefe Reduction des Ausmaßes 
auf die Gränzen ber urfprünglich in Ausficht genommenen Schonungsflächen 
nicht ohne Einfluß bleiben konnte und daß, foweit durch das Einverftäntniß 
beider Theile die Begränzung ber behördlich genehmigten Schonungsflächen 
nicht thatfählih außer Zweifel geftellt worden ift, nunmehr die Weibe- 
berechtigten über bie Gränzen ber eigentlihen Schonungsflähe im Unflaren 
fein Tönnen, liegt ebenfo fehr auf der Hand, als es gewiß ift, da hieraus 
für die Berechtigten nachtheilige Folgen entftehen Können. 

Gleichwohl fand der B. ©. Hof nicht, daß diefe Umſtände auf einen 
mefentlichen Mangel des der angefochtenen Satfheibung vorangegangenen 
Berfahrens zurüdzuführen wären und ſah darum keinen Anlaß zur An- 
wendung des 8. 6 de8 Gef. vom 22. October 1875. 

Die angefochtene Entſcheidung felbft ift eine durchaus geſetzliche. — 
Zweifel und Anftände, melde allenfalls im Grunde ber angefochtenen 
Entſcheidung bezüglih der Gränzen der Schonungsflächen ſich ergeben, 
werben offenbar den Gegenftand befonberer behördlicher Verhandlung 
zu bilden baten. 

Es Liegt nicht vor, daß die Parteien in dieſer Richtung bereit? an 
bie Behörde fich gewendet hätten, was um fo bebeutungsvoller ift, als das 
Geſetz offenbar vorausfegt, daß Zweifel und Anftände, welche bei Ausübung 
von KEinforftungen ſich ergeben, in erfter Reihe durch die Parteien felbft, 
im Wege gütlichen Einvernehmens gefchlichtet werben follen. 


Ar. 1015. 


Rechtsſat wie in Ar. 1012. 
Erkenntniß vom 11. Februar 1881, 3. 196. 


Der k. k. V. ©. Hof Hat Über die Beſchwerde des Ignaz Gram 
ca. Aderbau-Min. und die Actiengeſellſchaft ver Innerberger Hauptgewerk⸗ 
ſchaft wegen ber Entſcheidung des belangten Miniſteriums vom 13. Mai 
1880, 3. 10278, betreffend die Ausfcheidung von Schonungsflähen in 
der Steinhüttenalpe, nach vurchgeführter d. m. Verhandlung zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als ungegründet abgewiefen.“ *) 


*) Siehe Entfcheidungsgründe bei Nr. 1012. 
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Nr. 1014. 


Dur die ordnungsmäßig and ohne ausdrückliche Beſchränkung erfolgte 
Berleihung des Btovanelli’fhen Handwerker endiums erlangt der 
Stipendiſt ein Net, basfelbe fo lange zu genießen, als er bei regel: 
mäßigem Fortgange zur Ausbildung in feinem Fade bedarf. 
Exienntuiß nom 1%. Februar 1981, 3. 168. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Befchwerve des Friedrich Tommaſi 
ca. Min. des Innern wegen der Entfheitung vom 26. Juni 1880, 
3. 8139, betreffend den Fortbezug des Alexander Giovanelli’fhen Hand» 
werferftipendiums, nad durchgeführter d. m. Berhandlung und Anhörung 
des Adv. Dr. Theodor Mobreiner, fowie des k. k. Sectiongrathes Johann 
Maldoner, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird als im Geſetze nit 
begründet aufgehoben.” 


Entfheidnugsgründe. 


In einem an bie Bezirkshauptmannſchaft Kavalefe unterm 29. Suli 
1879 gerichteten Geſuche des Johann Baptift Tommaſi erflärt berfelbe, 
er beabfichtige, für feinen Sohn Friedrich, Schüler der Schnigfhule in 
Predazzo, um die Fortjegung (continuazione) des Giovanelli'ſchen Stipen- 
diums zu bitten und deſſen Berleihung (conferimento) für fünftige Jahre 
zu erwirlen und bemerkt am Schluffe, er hoffe die Yortfegung des Stipen- 
diums, dba fein Sohn ohne felbe die ergriffene Laufbahn nicht fort- 
ſetzen könne. 

Mit dem Erlaſſe des Min. des Innern vom 19. October 1879, 
Z. 16221, in welchem das Anſuchen als dahin gehend bezeichnet wird, daß 
dem Friedrich Tommaſi das Giovannelli'ſche Stipendium auf drei weitere 
Jahre neu verliehen werde, wurbe obigen Gefuche unter Hinweifung 
anf den Min.-Erlaß vom 18. März 1879, 3. 3340, womit „lediglich 
ans Opportunitätsrüdfichten” bis zur Beendigung des behängenden Civil- 
procefies weitere neue Berleihungen fiftirt worden waren, vermalen feine 
Folge gegeben. 

Demnach war ein neuerliches Geſuch und eine neuerliche Entfcheibung 
nicht ausgefchloffen. Das Minifterium bat auch thatſächlich über ein neues 
Geſuch des Tommaſi eine neuerliche Verhandlung eingeleitet, die Vorlage 
von Behelfen, fowie bie neuerliche Einvernehmung der Collatoren und bes 
Präfiventen der Comunitä generale von Fleims angeorbnet und insbe 
fondere die Anzeige gefordert, in welchem Stadium fi ber erwähnte 
Rechtsſtreit befinhet, dann ob eine Beendigung besfelben in nicht zu ferner 
Zeit in Ausſicht ſtehe; und es ift die Anzeige erfolgt, daß mittlerweile 
ein erftrichterliches, bie Kläger in allen Punkten abweifendes, vefinitives 
Urtheil erfolgt fei. Die angefochtene Entſcheidung ift daher als eine neue, 
und bie Befchwerde als gegen biefe gerichtet anzufehen, und war fohin auf 
jelbe einzugehen. 

Nun geht aus den Acten Folgendes hervor: Laut Erlafjes der Be⸗ 
zirfshauptmannichaft Eavalefe vom 15. Juni 1877, 3. 4461 erfolgte die 
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Toncursausſchreibung für zwei: jährliche Stipendien und eine jahrliche Aus⸗ 
flattung, welche vom gahre 1877 werter (in pol} und ‚bezw. für. das 
Dahr 1877: an zwei: Studirende oder Kunſt⸗ oder ‚Hänbwertebefliffene 
(artisti) -und- ‚eine Frauensperſon gu ‚verleihen: kommen. -- 

2 DM Eompetenzgefude bat Frievrich Tommaſt als naͤchtter berufener 
Berwanbte des Stifters um :eln. Stipendium, um feine Ausbildung als 
Bildhauer fortſetzen zu Körmen.. Als der damals allein von den vier 
VCollatoten unbefangene und: deshalb allein ſtinmende Anton Monſorno 
von Friedrich Tommaſi deshalb nicht bedenken wollte, weil. ſeine Schweſter 
gleichzeitig die Ausſtattung erhielt, ließ ter Hofräth im Trient es nochmals 
der Erwägung des Monforno anheimgeben, ob ber Familie Tonmmaſi eine 
größere Wohlthat: zugehe durch eine Ausſtattung, die nur einmal aus⸗ 
bezahlt werde, ober durch ein. Stipendium, ‚daß dis zur Volle nvung 
der Stubien genoflen werben fan. - 

Laut Protololl- vom 26. Auguſt 1877 erllarte Collator⸗ Monſorno, 
es ſei feine Meinung geweſen, daß dem Foſef Bonelli das Handwerter⸗ 
Flipendium, weil er ſchon 21 Jahte alt und feine Ausbildung in ver 
Weberei: bald vollendet, nur auf Ein Dahr, nämlich pro 1876/77, gu 
verleihen ſei. Monformp: Überteng. übrigens, von-ber-diesfälligen Stifterfchen 
Verfügung Gebrauch machend, die Entſcheidung binfichtlid, des Handwerler⸗ 
ſtipendiums dem Präfldenten der Comunit& generale von Fleims. Letzterer 
ftimmte Taut Prototell vom 27. Nobember. 1877. mit Monſorno dafür, 
Daß das Handwerkerſtipendium dem Sofef Bonelli mit Ruckſicht auf die 
nahe Vollendung feinev Ausbildung nur :auf Ein Jahr verlichen werde; 
dann follte dieſes Stipendium. ſogleich au Friedrich Tommaſi verliehen 
werden. 


Mit dem Erlaſſe des Hofrathes in Trient vom 2. December 1877, 
3. 6669 erfolgte die Verleihung 1) des I. Stipendiums jährlicher 330 fl. 
an den Studenten Anton Bonelli vom Schuljahre 1876/77 an, 2) bes 
II. Stipendiums jährliher 830 fl. an den Weberlehrling Joſef Bonelli 
nur für das Schuljahr 1876/77,.3) der Ausſtattung von 830 fl. an 
Maria Thereſia Tommaſi, nur einmal zu bezahlen pro 1877, und 4) da 
das II. (an Joſef Bonelli nur für Ein Jahre, nämlid; pro. 1876/77, ver⸗ 
liehene) Stipendium mit dem Schuljahre 1877/78 frei wird, die Ver⸗ 
leihung een gemäß dem Borfdlage des Eollators und des Bräflbenten 
der Comunitä: generale von Fleims an. den Zoling der Bild hauerſchule 
in Predazzo, Friedrich Tommaſi. 

Dieſe von anderen Stiftungsintereffenten im Recurswege angefoch⸗ 
tenen Verleihungen wurden mit dem Erlaſſe des Min. des Innern vom 
18. März 1879, 3. 3340 als vorſchriftsmäßig erfolgt aufrecht erhalten. 

Eine Beihränkung des Stipendiumgennfjes des Anton Bonelli und 
bes Friedrich Tommaſi auf Ein Jahr war offenbar weder in der Abſicht 
des Collators Monforno und des Präfitenten der Comunitä generale 
von Fleims, noch in jener der verleihenden Behörde (des Hofrathes in - 
Trient) Namens der Statthalterei als der oberften Stiftungsbehörbe des 
Landes) gelegen, und ift die Beſchränkung auf ein Jahr, wie fie bei Ber: 
leihung des Stipendiums an Zofef Bonelli und der Ausftattung an Maria 
Therefin Tommafi ausdrücklich beigefügt ift, Hinfichtlich der beiden anderen 
nicht ausgeſprochen. 
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Da eime folde Beſchrãnkung auch nit im Teflamente des Stifters 
Gegründet war, inbem ber Art. V vesjelben ansrbnet, ba, wenn Hand⸗ 
werls- oder — — zum Genuſſe gelangen, fie ſelben fo lange 
bejichen vürfen, als s „ie zur Ynsbilnung in üprem Dantwerke ober Ihrer 


—— erfolgte Berlin im — der ſtifteriſchen * ein 

Re qcht erlangt, dasſelbe fo lange zu genießen, als er bei regelmäßigem 
Gere 3 zur Ausbildung in feinen Fache bedarf. 

Wenn Friedrich Tommafl den Bezug des Stipendinms über das 

Schuljahr 1877/78, bezw. fo lange, bis die Bollendung der Ausbilbung 

in feinem Bade gewöhnlid erreicht wird, fpeciell während ber ſyſtem⸗ 


fo faun darin nicht ein Begehren, das auf Neuverleihung des Stipen- 
diums, ſondern nur ein Anſpruch anf den fiiftungsgemäßen Fortgenuß 
desfelben erblidt unb es kann ihm das Recht auf denſelben turd eine 
im politifcden Wege „lediglich aus Opportumitätsrädfichten zeitweilig ver- 
fügte Suspenbirung weiterer neuer Berleihuugen” nit genommen 
werten. 

Sowie das k. I. Min. des Innern im Erlaſſe vom 18. März 1879, 
3. 3340 über Ausſpruch des k. 1. Cultus⸗ und Unterrihtsminifteriums 
erflärt bat, daR das dem Anton Bonelli verlicehene Giovanelli'ſche Studien⸗ 
fipendium für die nächſte Zeit nicht fiftirt werden faun, weil bie Verleihung 
desjelben nur auf Ein Jahr dem Weſen eines ſolchen Stipendiums wider- 
fprede, war auch bie Siflirung des an Friedrich Tommaſi verliehenen 
artiftifchen Stipendiums nuzuläjfig, da für bie Dauer des Genuffes dieſer 
beiden Gtipendien bie zur Ausbildung im betreffenden Fache gewöhnlich 
erforberlide Zeit maßgebend und bei feinem vie Beſchrãnkung auf ein 
Zahr ſtatunirt iſt, da ferner eine ſolche Beſchrãnkung bei ber im Jahre 
1877 erfolgten Berleihung bei Tommaſi jo wenig wie bei Anton Bonelli 
von dem ftiftungsmäßigen Colletor und von der verleihenden Behörde be- 
abfichtigt erfcheint oder bei ber Berleihung feftgefegt wurbe. 

Bei diefem Sachverhalte war die Verweigerung bed Fortgenuffes 
tes dem Friedrich Temmaſi verliehenen Stipentiums über das Schuljahr 
1877/78 Hinaus nicht begründet und mußte daher die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung aufgehoben werten. Ä 


Beilnge der Zuriftiigen Blätter, 
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Nr. 1015. 


Gegen eine nad dem Mauthgefche für Böhmen vom 2, April 1867 von 

der Statthalterei im Einvernehmen mit dem Banbesanefhuffe ertbeilte 

Mauthbewilligung findet ein weiterer Recurs nit flatt. — Die Auf- 

ſtellung eines Mautheinhebungspunltes bei Abgang der geſetzlich vor⸗ 
geſchriebenen Straßenlänge iſt unzuläffig. 


Erkenntniß vom 12 Februar 1881, 3 204. 


Der 1.8. ©. Hof hat über die Befchwerde der Gemeinde Togau 
und Genoſſen ca. Statthalterei und den Landesausfhuß in Prag, fowie 
gegen ben Bezirfsausfchuß in Joachimsthal, anläflich der Statth.⸗Entſcheidung 
vom 25. Juni 1880, 3. 38502, betreffend die Aufftelung eines Mauth⸗ 
ſchrankens in Jokes auf der Totzau⸗Vokes⸗-Wickwitz'er Bezirksſtraße, nach 
durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Otto 
Kerpal, ſowie bes Ef. Min.⸗Rathes Dr. Ritter v. Helm, zu Recht erfannt: 

„Die erhobene Einwendung der Incompetenz des Ver— 
waltungsgerihtshofes wird zurüdgewiefen. — Die angefod- 
tene Entjheidung wird als im Geſetze nicht begründet nad 8. 7 
bes Geſetzes vom 22. Dctober 1875, R. ©, B. ex 1876 Nr. 36 
aufgehoben.“ Ä 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung hat die k. k. Statthalterei im 
Einvernehmen mit dem Landesausſchuſſe des Königreiches Böhmen die 
Beſchwerde der Gemeinde Totzau und Genoſſen gegen die Aufſtellung 
eines Mauthſchrankens in Jokes, im Zuge der Totzau⸗Ngokes⸗VWickwitz'er 
Bezirksſtraße zurücgewiefen, weil die Aufftelung des Schrankens in Boll» 
ziehung der Statth.-Fundmahung vom 10. Jänner 1880, L. G. B. Nr. 1 
erfolgte und nur den Zwed bat, zu verhindern, baß eine ziemlich bedeu⸗ 
tende Straßenftrede von Paffanten benüßt wird, ohne daß biefelben in 
die Lage kommen, biefür die Mauthgebühr zu entrichten. — 

Der Vertreter der Regierung bat bei ber mündlichen Verhandlung zu⸗ 
nächft geltend gemacht, daR gegen dieſe Entjcheidung der Rechtszug an den 
8. ©. Hof nah $. 5 des Gef. vom 22. October 1875 nicht ergriffen 
werden konnte, weil zunädft der Recurs an das Min, des Innern offen 
ftund und zu ergreifen war. — Der B. ©. Hof fand jedoch diefe Ein» 
wendung nicht begründet und die Angelegenheit durch bie angefochtene 
Entſcheidung im abminiftrativen Wege ausgetragen, weil die Mauth⸗ 
bewilligung nad $. 1 des Mautbgef. von der Stutthalterei im Cinver- 
nehmen mit dem Landesausfchuffe zu ertheilen ift, ein weiterer Rechtszug 
aber gegen eine Entſcheidung, die das Ergebniß einverfländliher Willens⸗ 
meinungen zweier Behörden tarftellen muß, von welden die Eine dem 
k. r. Minifterium nicht unterftcht, ohne ausdrückliche geſetzliche Vorſchrift 
als zuläffig nicht gebacht werten Tann. 

Nach Lage der Apminiftrativacten ift e8 weber zweifelhaft noch fireitig, 
daR die Entfernung des nen bewilligten Mauthſchrankens von dem im 
Zuge verfelden Straße befindlichen, in Totzau fituirten Mautheinhebungs- 
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punkte nur 22060 —= 4.183 Filometer, dann baß bie im Bezirke Joachims⸗ 
thal gelegene Straßenftrede 3016 Klafter — 5.719 Kilometer und das 
Tragment vom Mauthichranten Yoles bis zur Kaadner Bezirkögränze 
17260 beträgt. — Nach der Haren Vorfchrift des 8. 6 des Mauthgeſ. 
für Böhmen dto. 2. April 1867, 2. G. B. Nr. 82 und der mit Statth.- 
Erlaß vom 31. Yänner 1876, 2. ©. B. Nr. 17 erfolgten Umrechnung 
find Mautbeinhebungspuntte „in der Entfernung von 1 Meile, bezw. 
8 Kilometer, von einander aufzuftellen*, nur ausnahmsweife (8.6, Alinea 4) 
ift es den Behörden geftattet, dieſe Diftanz jeboh nur bis °/, Meilen, 
bezw. 6 Kilometer, zu verkürzen. 

Im Hinblide auf den vorangeführten, ganz unbeflrittenen That- 
beftand unterliegt ſonach feinem Zweifel, daß bei Abgang ber durch das 
Geſetz vorgefchriebenen Straßenlänge in Zokes ein Mautheinhebungspunft 
nicht zu beſtimmen war unb baß daher die angefochtene Eutſcheidung im 
Geſetze nicht begründet if. — 

Durch die Berorbnung der k. k. Statthalterei vom 10. Jänner 1880, 
2. ©. B. Nr. 1 ift zwar die Aufftellung bes Mautheinhebungspunktes in 
Jokes bewilliget worden, der V. G. Hof war jeboch nicht im der Lage, 
diefen Erlaß feiner Entſcheidung zu Grunde zu legen, weil verfelbe ber 
Anorbnung des 8. 6, Abſ. 3, 4 des Mauthgeſ. wiberfpricht. 

In die Ausführungen der Beſchwerde über die auf der fraglichen 
Straße eingeführten Tariffäge fand der V. ©. Hof nicht einzugehen, weil 
einerjeitö im abminiftrativen Imflanzenzuge gegen die Tarifſätze Beſchwerde 
nicht geführt wurde und andererſeits auch in der vorliegenden Beſchwerde 
bie Höhe ber Tarife nit als Beſchwerdepunkt, fondern nur als Motiv 
dafür angeführt wird, daß und warum bie Gemeinden bie Befeitigung des 
Mantheinhebungspunftes Jokes anftreben. 


Ar. 1016. 


Rechtsſatz wie in Rr. 211 und 876. 
Erfenntniß vom 15. Februar 1881, 3. 291. 


Der. 3. G. Hof.hat über die Beſchwerde des Zoachim Stern, 
k. k. Oberingenienrs in Bozen, ca. Entfheidung ber k. k. Fin.-Lanbes- 
birection in Innsbruck vom 25. Auguſt 1880, 3. 8366 wegen Ein- 
beziehung der von ihm für die Bauleitung bei der Etfchregulirung bes 
zogenen Remunerationen zu ben einlommenfteuerpflichtigen Bezügen, nad 
burchgeführter 5. m. Verhandlung, zu Redt erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet ab» 
gewiefen. — Ein Erfaß der Koften des Verfahrens wirb niht 
auferlegt." *) 


*) Siehe Entiheibungsgrünbe bei Ar. 211 (Band II, Jahrgang 1878) und 
bei Nr. 876 (Band IV, Jahrgang 1880). 
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Ar. 1017. 


Rechtsſatz wie in Ar. 314. 
Erkenntniß vom 15. Februar 1881, 3. 268. 


Der 1.2. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der erſten bürger- 
lichen Baugeſellſchaft in Yünfhaus, regiftrirter Genoſſenſchaft mit unbe- 
ſchränkter Haftung, ca. Entfcheidung der k. k. nieder⸗öſterr. Fin.⸗Landes⸗ 
direction vom 17. September 1880, 3. 23026, betreffend die Erwerbſteuer 
für die Jahre 1872 und 1873, nad durchgeführter ö. m. Verhandlung 
zu Recht erfannt: 

„Die Beihwerde wirb als unbegründet zurüdgemwiejen."*) 


Ar. 1018. 


Die mit dem Landesgefege vom 9. März 1874, 2. G. ©. für Böhmen 

Ar. 15 ber Semeinde Siein bewilligte Ein ebung. einer Umlage von jedem 

Eimer und Grade ordinären Branntweines, eriredt fi) auf jede gebrannte 
geiflige Slüffigkeit, ohne Rückficht auf een HEN 


Erkenntniß vom 16. Februar 1881, 3. 208, 


Der k. k. V. ©. Hof Hat Über die Beichwerde bes Franz Vitek, 
Apothefers in Jicin, ca. böhm. Landesausſchuß aus Anlaß der Ent⸗ 
ſcheidung desſelben vom 12. Auguft 1880, 3. 21976, betreffend einen 
Gemeindezuſchlag von zu pharmacentifchen Zweden zu verwenbendem 
Spiritus, nad durchgeführter 8. m. Verhandlung, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Der Beſchwerdeführer vermeint, daß die der Gemeinde Jicin mit 
Landesgef. vom 9. März 1874, 8. ©. B. Nr. 15 bewilligte Einhebung 
einer Umlage von jedem Eimer und Grade ordinären Branntweines von 
jenen Alloholmengen nicht eingeforbert werben dürfe, welche er in ver 
Apotheke zur Medicamentenbereitung verwende, da unter Branntwein nur 
jene gebrannte geiftige Tlüffigfeit verflanden werben könne, welche ale 
Getränke verbraudt wird. 

Der B. ©. Hof vermochte jedoch in der angefochtenen Entſcheidung 
des Landesausſchuſſes, welche den Beihwerbeführer zur Zahlung ver Umlage 
auch für die von ihm bezogenen Altcholmengen verhält, eine Geſetzwidrig⸗ 
feit nicht zu erkennen. — In allen die DBefteuerung gebrannter geiftiger 
Flufſigkeiten behandelnden Gefeten, fpeciell in den zur Zeit der Erlafjung des 
obcit. Landesgefees in Wirkſamkeit geftandenen Gefegen (R. ©. B. 1868, 
Nr. 24 und Nr. 90), fowie aud in bem Gefege vom 27. Yuni 1878, 


*) Siehe Enticheidungsgründe bei Nr. 314 (Banb II, Jahrgang 1878). 
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R. ©. B. Nr. 72 (fo 3. B. $. 4), wird der Ausdrud Branntwein als 
ſynonym mit gebrannter geiftiger Flüſſigkeit gebraudt. Kine geſetzliche 
Beftimmung, welche nur folde Flüſſigkeiten, die eine beftinmmte, den Genuß 
als Getränke nicht ausſchließende Menge von Alkoholgraden enthalten, als 
Branntwein erllären würde, findet fich nicht vor, fo daß nach ber Hede- 
weife der Geſetze jede gebrannte geiftige Ylüffigkeit, ohne Rüdficht auf 
ihre Graphältigkeit, als Brauntwein gilt. 

Der Umlagepflicht des Beichwerbeführers ſteht ſonach im Hinblide 
auf dieſen geſetzlichen Sprachgebrauch der Umftand nicht entgegen, daß bie 
von ihm bezogene geiftige Wlüffigkeit vermöge ihrer hochgradigen Alkohol⸗ 
hältigkeit zum Verbrauche als Getränke nicht tauglich ift und nach gemeinen 
Sprachgebraude als Alkohol und nicht als Branntwein bezeichnet wird. — 
An der Verpflichtung des Beſchwerdeſührers zur Zahlung der Umlage kann 
um fo minder gezweifelt werten, als ja nad dem vorcit. Landesgeſetze die 
größere oder geringere Gradhältigkeit der verbrauchten geiftigen Flüſſigkeiten 
für vie Höhe der Umlage beftinmend fein fol, 

Wenn das Landesgefeg von „orbinärem" Branntwein ſpricht, fo 
erklärt fi) tiefes Beimort fofort dadurch, daß im Nachſatze „verfüßter“ 
Branntwein (Liqueur) eben aud der Umlage unterworfen wird. 

Da eudlich durch die Umlage nicht blos ver Verbrauch ale 
Getränke“, fondern der Berbraud überhaupt getroffen werden fol, fo 
kann der Befchwerbeführer eine Befreiung auch aus dem Grunde für ſich 
nicht ableiten, daß er den Alkohol für gewerbliche Zwecke verwendet. — 


Die Beſchwerde mußte demnach als gejeglih nicht begründet abgemiefen 
werben. 


Qr. 1019. 


Die fogen. „Saulgrunbfüde‘ find in Gemäßheit des 5. 24 des Gef. vom 
19, December 1875, 2... B. für Böhmen Rr. 86 an die Schulgemeinde 
zur Dedung ber ihr obliegenden Schulauslagen zuzuweiſen. 


Erkenntniß vom 16. Februar 1881, 3. 807. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Ortsſchulrathes 
in Schaab ca, Min. für Cultus und Unterricht anläßlich der Entſchei⸗ 
bung desſelben vom 6. Auguft 1880, 3. 11440, betreffend die Ein« 
ziehung von Grundſtücken zu Gunften der Schulbezirkscaffa, nad durch⸗ 
geführter d. m. Verhandlung und Anhörung tes Abo. Dr. Heinrich 
Brunar, fowie bes E. k. Min.-Secr. Dr. Ritter v. Spaun, zu Recht 
erlannt: . 

„Die angefohtene Minifterialentfheidung wird als im 
Gefege nicht begründet nad $. 7 des Gefetes vom 22. October 
1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit Decret vom 6. Auguſt 1879, Nr. 490 Hat der k. k. Bezirks⸗ 
ſchulrath Poderſam erkannt, daß von den im Genuffe des Lehrers in 
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Schaab befindlichen Grundftüden Nr. 10, 92, 283, 300b, 475 im Falle 
der Neubefegung der Stelle nur die Oartenparcelle Nr. 10 dem Schul⸗ 
feiter zu verbleiben hat, daß jedoch bie übrigen Grundſtücke, infoferne 
fie nicht zu einem Verſuchsfelde beftimmt werben follten, nah 8. 21 
des Gef. vom 19. December 1875 zu behandeln fein werben, d. 5. 
„daß das Erträgniß derfelben in den Bezirksſchulfond einzufliegen haben 
wird.” Gegen viefe vom k. k. Landesſchulrathe und vom k. k. Mini- 
flerium mit dem angefochtenen Erlaſſe beftätigte Entfcheidung wurde im 
abminiftrativen Unftanzenzuge und auch in der Beſchwerde geltend ge- 
macht, daß das fraglide Einfommen nit in die Bezirksfhulcaffa einzu- 
fließen, fondern feiner befonderen Beftimmung der Schule in Schaab zur 
befieren Dotation des Lehrers bafelbft zu erhalten fei, da bie Grundſtücke 
biefür von Sufanna Slama gewidmet worden find, alfo ein ftiftungs- 
mäßiger Bezug bes Lehrers vorliege. 

Obſchon ein Amtliher Act über die Errichtung einer Stiftung nicht 
vorliegt, haben die Schulbehörben gleichwohl die Erträgniffe der Grunde 
ftüde „als Bezüge des Lehrers aus einer Stiftung“ bezeichnet. Der 
Widerſtreit zwiſchen den Unterrichtsbehörden und der beſchwerdeführenden 
Gemeinde beſteht nur darin, daß letztere die ſpecielle ſtiftungsgemäße Wid⸗ 
mung der Erträgniffe „zum beſſeren Unterhalte ausſchließlich des Lehrers 
in Schaab“ behauptet, während die Schulbehörden das Vorhandenſein 
einer ſolchen ſpeciellen Widmung nicht anerkennen. 

Gegen dieſe Annahme der Schulbehörden kann ein grundhältiger 
Anſtand nicht erhoben werden, da ein ämtlicher Act über die von der 
Gemeinde behauptete ſpecielle Widmung nicht vorliegt und das Erträgniß 
der Grundſtücke einfach als Einkommen aus dem Schuldienſte in den 
Faſſionen qualifieirt wird. — Inſoweit die Beſchwerde ſich dagegen kehrt, 
daß die Schulbehörden es ablehnten, das Erträgniß der Grundſtücke als 
einen Bezug anzuerkennen, der dem Schaaber Lehrer außer ſeinem Dienſt⸗ 
einkommen und über dieſes hinaus zuzufließen hat, erſcheint dieſelbe nicht 
begründet. 

Wohl aber iſt der beſchwerdeführende Ortsſchulrath im Rechte, wenn 
und inſoweit er die Einbeziehung der Nutzungen der fraglichen Grundſtücke 
für die Schulbezirkscaſſa als unſtatthaft beſtreitt. Der 8. 24 des Gef. 
vom 19. December 1875, 8. ©. B. für Böhmen Nr. 86 trifft bezüglich; 
der Nutungen von Gebäuden und Grundftüden die ganz allgemeine prin- 
cipielle Beftimmung, daß auf biefelben der Lehrer keinen Anfprud hat 
und daß diefelben — ſoferne fie zu ben im 8. 63 des Reichs-Volksſchulgeſ. 
bezeichneten Zweden nicht erforderlich erfcheinen, „zur Dedung der der 
Schulgemeinde obliegenden Schulauslagen zu verwenden find,“ 

Daß Orunpftüde, welde vor Wirkſamkeit des ebencit. Geſetzes eine 
Duelle: des faffionsmäßigen Schuleinfommens gebildet haben, unter biefe 
Kegel nicht fallen, dafür findet fi im Geſetze nicht der mindefte Anhalts⸗ 
punkt. Im Gegentheile muß aus dem offenbaren Zuſammenhange ber 
88. 21—24 und fpeciel aus dem Abſ. 2 des letzteit. Baragraphen ge- 
folgert werden, daß das Erträgniß aller fogen. Schulgrundſtücke in ver 
Retgel dem angebenteten Zwede zuzuführen if. Denn die cit. Baragraphe 
treffen eben die in Folge der Neuregelung bed Dienfteinlommensd bes 
Lehrerperfonales nothwendig gewordenen Verfügungen bezüglich der ver- 
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ſchiedenartigen Dotationen, ans welden vorbem das Dienfteinfonumen des 
Schullehrers ſich zufammenfegte und eine Bergleihung des jet gültigen 
Geſetzes mit jenem vom 21. Jänner 1870 zeigt, daß bie 88. 27, 28 
biefe® Geſetzes durch den 8. 24 des Gef. vom 19. December 1875 erfegt 
werben follten und erſetzt worben finb. 

Da nun das Geſetz bezüglich ter Rutungen von Gebäuden unb 
Orunbftüden eine fpecielle befondere Beſtimmung trifft, fo muß im con- 
creten Falle eben diefe, wicht aber die generelle, „andere Bezüge“ betreffende 
Rorm des 8. 21 Aumwenbung finden. Demgemäß erſcheint vie angefochtene 
Entſcheidung, infoweit mit berfelben das Erträgniß der Schaaber Schul⸗ 
gruntflüde dem Bezirkaſchulfonde, nicht aber ver Schulgemeinve zur Dedung 
der ihr obliegenden Schnlauslagen zugewiefen wurde, im Geſetze nicht 
begründet unb mußte daher nad S. 7 des Gef. vom 22. October 1875 
aufgehoben werden. 


Qr. 1020. 


B ti ber St al ‚bi ü » tutari 
 einmmungen ber Urtiengefellfgufien qu übermaden. 


Erienztniß vom 17. Bebruer 1881, 3. 85. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Aber bie Befchwerde tes Liquidationd- 
comite® des Prager Bankvereines in Liquidation ca. Min. ded Innern 
wegen ver Eutfheitung vom 11. Yuli 1881, 3. 18372, betreffend bie 
Ginberufung einer Generalverfanmlung der Wctionäre dieſes Bereines, 
nah turdgeführter 6. m. Verhandlung und Anhörung des Av. Dr. Aruold 
Roſenbacher, tes E. f. Min.Rathes Frhrn. v. Rotky, des k. k. Sectiond« 
rathes Dr. Eteinbah, dann des Adv. Dr. Hermann Brabkee, in Ber- 
tretung des mitbetheiligten Ludwig Neithoffer, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerbe wird als unbegründet abgewiejen.” — 
Der vom Mitbetheiligten angefprodene Erfag der Koften des 
Verfahrens vor tem Berwaltungsgerichtähofe findet nicht flatt.“ 


Entfdeidungsgrüude. 


Die Generalverfammlung ber Uctionäre des Prager Bankvereines 
vom 12. November 1877 beſchloß: 1) eine weitere Reduction des Ge: 
ſellſchaftscapitals, 2) die Auflöfung ver Geſellſchaft. — Zur Durchführung 
der Liquidation wurden drei Liquidatoren beftellt. Zugleich wurde ein 
Revifionscomite von drei Mitgliedern gewählt. Den Liquibatoren wurbe 
das Recht eingeräumt, fih im alle einer Bacanz durch Cooptirung zu 
ergänzen. — Zugleich wurde beichlofien: „Da über das Ergebniß ber 
Liquidation, während deren Dauer die Einberufung einer Generalver⸗ 
ſammlung nicht ftattzufinden bat, haben die Tiquidatoren den Actionären 
nad vorausgegangener Prüfung ver Rechnungen burd das von biefer 
Generalverfammlung gewählte Revifionscomite, welches zur Ertheilung des 
Abfolutoriums an die Liquidatoren ermächtigt wird, durch bie öffentlichen 
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Blätter Bericht zu erftatten. Es findet Feine weitere Generalverſamm⸗ 
lung ftatt.“ 

Ueber Einſchreiten des Vorſtandes und der Liquidatoren um Ge⸗ 
nehmigung einer, ber beſchloſſenen Kapitalsreduction entſprechenden geän⸗ 
derten Faſſung des 8. 8 der Statuten wurde mit dem Erlaſſe des Min. 
des Innern vom 14. Mai 1878, 3. 5568 bie Kapitalsreduction genehmigt, 
die Genehmigung der hiedurch bedingten Statutenänderung nad Durch⸗ 
führung der Rebuction vorbehalten, und in Anſehung der Durchführung 
ber befchloffenen Liquidation, welche in der Eingabe jedoch nur ald Motiv für 
die Genehmigung ber Kapitaldrebuction erwähnt worden war, bemerkt, 
daß der Gefelihaft die Beobachtung der diesbezüglichen gefetlichen Beſtim⸗ 
mungen liberlaffen bleiben müſſe. 

Im Juli 1879 wendete fi der Actionär Ludwig Reithoffer an bie 
böhm. Statthalterei mit dem Anſuchen, dem Prager Banfvereine auf 
Grund des $. 40 der Statuten die Einberufung einer Generalverſamm⸗ 
lung zum Behufe der Entgegennahme des Berichtes über den Stand ber 
Liquidation aufzutragen. Dieſes Unfuchen wurde mit dem Statth.-Erlaffe 
vom 10. November 1879, 3. 66816 mit Rüdfiht auf die erwähnten 
Beihlüffe der Generalverfanmlung vom 12. November 1877 abgewieſen. 
Dem bhiegegen von Neithoffer ergriffenen Necurfe wurde vom Din. des 
Innern mit der Entſcheidung vom 11. Yuli 1880, 3. 18372 unter Aufe 
hebung der Statth.-Entſcheidung in ber Erwägung Folge gegeben, baß 
vie Beſtimmung des $. 39 der unterm 9. Auguſt 1874, 3. 11288 
genehmigten Statuten, nad; welchen regelmäßig alljährlich eine General. 
verfammlung abzuhalten ift, noch zu Hecht beſteht, und die Staatöverwal« 
tung im Sinne des $. 22 des Bereindgef. vom 26. November 1854 
demnach berufen ift, über die Beobachtung dieſer Beftimmung zu wachen. 
Die Annahme, daß die bezogene Beftimmung durch die Beſchlüſſe der 
©eneralverfammlung vom 12. November 1877 außer Kraft gefegt worben 
fei, wırde vom Min. des Innern als nicht begründet erklärt, da für biefe 
Beſchlüſſe ald Statutenänderungen nad 8. 49 (Schlugabfag) der Statuten 
und nad Art. 214 des Handelsgeſ. die ftaatlihe Genehmigung hätte 
erwirkt werden follen, was nicht gefchehen if. Die Statthalterei wurde 
fohin beauftragt, die Liquidatoren zur ungefäumten Einberufung ber Ge⸗ 
neralverfammlung zu beauftragen. 

Zur Erläuterung ift hiebei zu bemerken, daß Neithoffer auch im 
Min.⸗Recurſe fi ſtets auf $. 40 der Statuten berief, welcher von ber 
Berufung einer außerorbentlihen Generalverfammlung auf Verlangen von 
Actionären, die mindeſtens ein Zehntel des Actiencapitals vertreten, hanbelt. 
Es gebt aber ans dem Inhalte des Recurſes hervor, daß dieſes Citat 
auf einem Irrthume beruht, und daß der Reccurrent nicht die Berufung 
einer außerorbentlichen, fondern die Berufung ber orbentlichen General« 
verfanmlung nah $. 39 der Statuten anftrekte. 

In der hiegegen vom Niquidationscomit6 des Prager Bankvereins 
eingebrachten Beſchwerde wird vor Allem der Widerfprucd des ertheilten 
Auftrages mit dem erwähnten Beichluffe der Generalverfammlung vom 
12. November 1877 hervorgehoben. Außerdem werten gegen bie an« 
gefochtene Entſcheidung folgende Einwendungen geltend gemacht: Nach Art. 140 
(reſp. 244) des Handelsgeſetzbuches hätten die Liquidatoren den Geſell⸗ 
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ſchaftern (hier Uctionären) gegenüber den von biefen einſtimmig getroffenen 
Anordnungen Folge zu geben. Eine Yubicatur, ob ber gefaßte Beſchluß 
dem Geſetze ober den Statuten entfpreche, ftehe weder ven Liquidatoren, 
noch der Adminiſtrativbehörde, fondern, da -e8 fih um eine privatrechtliche 
Frage handle, nur dem Civilrichter zu. 

Die Annahme, daß ber Beſchluß der Generalverfammlung dem 8. 39 
der Statuten widerftreite umd eine Statutenänberung in fich fchließe, fei 
unrichtig. Denn die Beftimmung des $. 39, wie überhaupt die Geltung 
des ganzen Abſchnittes Über die Generalverfammlung fei auf die Dauer 
ter Geſellſchaft eingeſchränkt. Dies ergebe fi insbefondere and der 
Beflimmung bes $. 47 der Statuten, daß der Präſident des Verwaltungs- 
rathes oder deſſen Stellvertreter in der Generalverſammlung den Vorſitz 
führe, welche Beftimmung gegenwärtig nad dem Wegfalle des Berwaltungs- 
rathes nicht mehr ausführbar fei; wie auch aus 8. 43, welcher die Auf 
legung der für bie Generalverfammlung beflimmten Borlagen am Site 
der Geſellſchaft vorfchreibe, was auch nicht ausführbar fei, weil eine aufs 
gelöste Geſellſchaft keinen Sig habe. Auch enthalte das Handelsgeſetzbuch 
feine Beftimmungen über die Abhaltung einer Generalverfammlung während 
der Liquidation; bie Liquidation fei vielmehr von den Liqwidatoren ober 
vom Borftande, wenn diefer die Liquidation beforgt, unter eigener Haftung 
durchzuführen (Art. 245, 247, Ulinea 3, und 248). Das Berlangen 
Neithoffers fer Übrigens auch nad den Statuten nicht gerechtfertigt, weil 
ein Antrag auf Einberufung der Generalverfammlung nad 8. 40 der 
Statuten nur von Xctionären, die minbeftens ein Zehntel des Gapitale 
vertreten, unter Angabe des Berathungsgegenſtandes geftellt werden dürfe, 
welche Bedingungen nit erfüllt wurden. 

In den Gegenſchriften bes belangten Minifteriums und bes mit- 
betheiligten Actionärs Reithoffer wird Dagegen die Fortdauer der Geſell⸗ 
ſchaft bis zur Beendigung der Liquidation behauptet; hiefür wirb fih auf 
eine Entfcheivung des k. k. oberften Gerichtshofes vom 80. Jänner 1879, 
3. 13003 ex 1878 und auf zwei Entfcheibungen des deutſchen Reichs⸗ 
oberhandelsgerichts vom 6. Webruar 1875 und vom 18. Jänner 1876 
(Br. 16, ©. 286, und Br. 19, ©, 193), fowie auf Art. 244 bes 
Hanvelögefegbuches berufen. Auch wird bemerkt, daß es fi nicht um 
eine außerorbentliche Seneralverfammlung nah 8. 40, fondern um bie 
Einberufung der ordentlichen Generalverfammlung nad $. 89 der Statuten 
handle, welche über Einfchreiten des Actionärs KReithoffer von der Staats⸗ 
verwaltung Traft des Aufſichtsrechtes verfügt worben fei. 

Der V. ©. Hof fand die Competenz des k. k. Min. des Innern 
zur Erlaffung der angefohtenen Entſcheidung im 8. 22 des Vereinsgeſ. 
vom 26. November 1852, R. ©. B. Nr. 253 begründet, wonach es 
ber Staatöverwaltung vorbehalten ift, „über die Beachtung der bei Ge⸗ 
nehmigung des Vereines oder durch allgemeine Vorſchriften angeordneten 
Beſtimmungen“, alfo insbeſondere über die Einhaltung der genehmigten 
Statuten zu wachen, wober das Geſetz Feinen Unterſchied macht, ob es fid) 
bei diefen Beftimmungen um ein öffentliches Üntereffe oder um das \In- 
tereffe der Betheiligten handelt. 

Daß die angefodhtene Entfcheitung aber auch in ber Sache nicht 
gefegwidrig ift, ergibt fih aus ven Beftimmungen des Handelsgeſetzbuches, 
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welde in unzweifelbafter Weife für vie Fortdauer der Actiengefellichaft 
6i8 zur Beendigung der Fiquibation fprehen. Nach Urt. 244 kommen 
bei der Liquidation ber Actiengeſellſchaft die bei ber offenen Handels⸗ 
gefellichaft über die Anmeldung und das Rechtsverhältniß der Liquidatoren 
gegebenen Beftimmungen zur Anwendung und ift die Beftellung ver Liqui⸗ 
batoren jeberzeit wiberruffih. Art. 144 beftimmt für die offene Handels⸗ 
gefelichaft, daß ungeachtet der Auflöfung bis zur Beendigung ber Liqui⸗ 
dation in Bezug auf das Rechtsverhältniß der bisherigen Gefellichafter, 
ſowie der Gejellfchaft zu dritten Perfonen die Vorjchriften des zweiten: 
und dritten Abfchnitte8 (von der offenen Handelsgeſellſchaft) zur Anwen⸗ 
dung fommen, foweit fi aus den Beitimmungen des gegenwärtigen Ab⸗ 
ſchnittes (V. von der Liquidation der Geſellſchaft) und aus dem Wejen 
der Liquidation nicht ein Anderes ergibt. 

Durch Urt. 144 ift daher die Fortdauer des Gefellichaftsverhältnifies 
und mit der bezeichneten Beſchränkung die Geltung der Beftimmungen 
res Gefellichaftsvertrage® oder der Statuten bis zur Beendigung ber 
Liquidation ausgeſprochen. Die Abhaltung von Generalverfammlumgen 
gehört aber keineswegs zu jenen Acten, deren Bornahme im Stabium ber 
Liquidation dur die Beſtimmungen des Abjchnittes (von der Liquidation 
der offenen Handelögefellichaft), der nur die Durchführung ber Liquidation 
regelt, oder. durch das Weſen der Liquidation ausgefchloffen wäre. Denn 
obwohl allerdings mande Functionen der Generalverfammlung durch die 
eingetretene Liquidation gegenftandeloß werben, fo ift e8 doch gewiß, daß 
andere Yunctionen ber Generalverfammlung auch in dieſem Stadium 
ihre Bebentung behalten, und daß namentlich die der Generalverſammlung 
durch Art. 224 des Handelsgeſetzbuches zugewiefene Ausübung ver Rechte 
der Actionäre in Bezug auf die Führung der Geſchäfte und auf die Ein» 
fiht und Prüfung der Bilanz, auch denjenigen Organen gegenüber fort» 
gefegt werden muß, melde die Geſchäfte der Geſellſchaft während ber 
Daner der Liquidation beforgen. Daß übrigene das Handelsgeſetzbuch 
feldft die Abhaltung von ©eneralverfammlungen während der Liquidation 
vorausfegt, geht insbeſondere aus der Beflimmung des Art, 244, wonad) 
die Beitellung der Liquidatoren jederzeit widerruflich ift, hervor, weil 
dieſer Widerruf nur von der ©eneralverfammlung, welcher die Be⸗ 
ftelung der Liquivatoren zulommt (Art. 244, Abſ. 1), ausgeſprochen 
werden kann. 

Hieraus ergibt fi) für den vorliegenden Fall, daß die Beſtimmung 
des 8. 39 ver Statuten des Prager Bankvereines über die jährliche 
Berufung der orbentlihen Generalverfammlung, auf welde Beftimmung 
ſich die angefochtene Entfcheivung beruft, auch derzeit noch in Geltung ift, 
da die ftantlihe Genehmigung zu einer Aenderung des 8. 39 nidt er- 
wirft wurde, und in Ermanglung dieſer ftaatlihen Genehmigung der dem 
8. 39 wiberftreitende Befchluß der Actionäre, daß keine Generalverjamme 
lung mehr abzuhalten fei, ohne vechtlihe Wirkung ift. 

In der vorfiehenden Darftellung liegt die Widerlegung ter in ber 
Befchwerde erhobenen Einwendungen, welde auf ver irrigen Annahme 
beruben, daß die Actiengefellfchaft des Prager Bankvereines durch den 
Auflöfungsbefchluß fofert zu befteken aufgehört habe, Nur über die Ein- 
wendung, daß die Abhaltung einer ©eneralverfammlung des Prager 
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Banlvereines in Liquidation darum nidt mehr ausführbar wäre, weil 
nah $. 47 der Statuten der Vorfitz vom Präſidenten des Berwaltunge- 
rathes oder deſſen Stellvertreter zu führen fei, welche Yunctionäre nicht 
mehr beftehen, wird Folgendes bemerkt: Auch nad Art. 236 des Handels 
geſetzbhuches if} die Generalverfanmmlung ver Actionäre in ver Regel durch 
den Vorſtand zu berufen. Demungeachtet wird in ber vorerwähnten Bes 
ftimmung ded Art. 244 äber die Widerruflichleit der Beſtellunz ‚ber 
Liquidatoren auf die Abhaltung einer Gener ammlung eben für jeme 
Fälle hingewiefen, in melden (wie im gegemwärtigen alle) bie Fiquidation 
nicht bem Borflande, fondern andern Berfonen (Liquidatoren) übertragen 
worden if. Auch im Handelsgeſetzbuche wird fomit die Abhaltung der 
Generalverſammlung als unabhängig von dem Umſtande behaubelt, ob 
die regelmäßig zu deren Berufung ober Zeitung berufenen Organe uod 
in Wirkſamkeit fine oder nicht. 

Die hierauf bezüglichen ſtatutariſchen Normen find daher, foferne 
tıe erwähnten Organe im Stadium ber Liquidation nicht mehr befteben, 
jenen Beftinnmungen beizuzählen, welche nad Art. 144 des Handelsgeſetz⸗ 
buches die durch das Wefen der Liquidation gebotene Aenderung erfahren. 
Darüber, wie in diefer Richtung bei ber angeorbneten Generalverjaum- 
lung des Prager Bankvereines in Liquidation vorzugehen fei, bat fid 
ver B. ©. Hof nicht anszufprehen, da diefe Frage feinen Gegenfland 
ver angefochtenen Entfheidung gebildet hat. . 

Die and $. 40 ber Statuten abgeleitete Einwenvumg findet ihre 
Widerlegung dadurch, daß es fih, wie in ben Gegenſchriften richtig be⸗ 
merkt ift, nicht um eime außerordentliche, fondern um die orbentlide 
Öeneralverfommlung hantelt, deren Einberufung auf Grund des 8. 39 
ver Statuten angeorpnet wurde. 

Die Beihwerde war ſonach als unbegründet afzumweifen. Der von 
vem Mitbetheiligten angefprochene Erfag der Koften des Verfahrens wurde 
nicht zuerfannt, weil die in der Sache erfloffenen Entfcheivungen ber Ber- 
waltungsbehörden unter ſich nicht übereinftinmen. 


Ar. 1021. 


Zeitpunkt der Berechnung der Daner bes —— — wegen des Gebühren⸗ 
nachlaſſes bei Berlaſſenſchaften. 


Erkenntniß vom 23. Februar 1881, 3. 824. 


Der k. k. 3. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Antonia Solterer 
und des Ignaz Solterer, Erben nah Ignaz Solterer, ca. Entſcheidung 
des k. k. Finanz-Min. vom 22. Yuni 1880, betreffend die Verweigerung 
eines Gebührennachlaſſes von 1 Percent, nach burdgeführter d. m. Bere 
handlung und Anhörung des Adv. Dr. Anton Ungermann, fowie des k. k. 
Din«BicesSecr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet abge 
wiejen. — Ein Erſatz der Koften des Verfahrens wird nit 
auferlegt.“ 
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Entfcheidungsgrände. 


Die Beſchwerde ficht lediglich an, daß bei der Bemeſſung des Ge- 
bührennadhlafjes für bie Uebertragung der zum Nachlaffe des am 12, März 
1876 verftorbenen Ignaz Solterer gehörigen Haufes Nr. 664 in Tünf- 
baus fammt der Bauftelle Nr. 168 vafelbft an die Erben — die heutigen 
Beſchwerdeführer — der nach der Finanz Din.-Berorbnung vom 3. Mai 
1850, 8. ©. 3. Nr. 181, Abf. 8. maßgebende Zeitraum feit ber zuletzt 
voransgegangenen lWebertragung (am 31. October 1874) nidt bis zum 
Zage, an welhem die Todfallsaufnahme (Sperrrelation) an das zur Ge⸗ 
bührenbemeflung beftimmte Amt gelangte, fondern bis zu dem Tage ge⸗ 
rechnet worden war, an weldhem die Berlaffenfchaftsmachweifung der Ab⸗ 
handlungsbehörde von den Erben überreicht: wurde. 

Der cit. Abf. 8 ordnet an, daß der für ven Gebührennachlaß maß⸗ 
gebenvde Zeitraum von bem Tage, an weldem ber bie zulegt vorher⸗ 
gegangene Lebertragung begründende Nechtstitel zu Gunſten bes legten 
Defigers zu Recht zu beftehben angefangen bat, bis zu bem Lage zu 
rechnen fei, an welchem die mit dem 8. 43 bed (Gebühren) Gejetes 
angeorbnete Anzeige über die Bermögensübertragung, um bie es 
ih wegen ver Bebührenbemeflung Handelt, dem zu der legtern beftellten 
Amte zulommt. 

Der V. ©. Hof fand nun, übereinftimmend mit der Anfchauung 
der Finanzbehörden, daß im Falle der Uebertragung einer unbemeglichen 
Sade von Todeswegen für die Berechnung des Gebührennadlaffes als 
terminus ad quem der Tag maßgebend fei, an weldem Seitens des 
Erben bie im $. 46 des Geb. Gef. vorgefchriebene Nachweiſung des 
Nachlaſſes Seitens des Haupterben überreicht oder bei der Verlaſſenſchafts⸗ 
behörde zu Protofol genommen wird. — Der 8. 48: des Geb. Geſ., 
auf welchen fih im Abf. 8 der Min.-Verordnung vom 3. Mai 1850 
berufen wird, ordnet an, daß alle der unmittelbaren Gebührenent- 
richtung unterliegenden Nechtsgefchäfte und Amtshandlungen bem 
Gebührenbemeffungsamte anzuzeigen find. — Nun ift zunädft ein Sperr- 
act oder, wie fi ter die gleiche Anortnung mit jener des $. 46 des 
Geb. Gef. enthaltende 8. 82 des kaif. Patented vom 9. Auguſt 1854, 
R. ©. 3. Nr. 208 ausdrüdt, die Todfallsaufnahme noch fein der Ge» 
bührenentrihtung unterliegender Act und ebenfomenig eine ber- 
artige Amtshandlung; fie ıft eben nur ein Act, welder den objectiven 
Thatbeftand des Naclafjes im Allgemeinen conftatirt, wie berfelbe ſich 
nad dem unmittelbaren Ableben einer Perfon darftellt. Die Mittheilung 
ber erledigten Todfallsaufnahme bezwedt nur die Evidencirung bed Tod⸗ 
falles bei dem Gebührenbemeffungsamte, weil derfelbe möglicherweiſe eine 
Vermögensübertragung zur Folge haben kann. Sie wird dadurch nicht 
zur Unzeige eines Bermögensübertragungsactes, nahbem in dem Stadium 
jener Mittheilung weder der Umfang und Werth des Objectes ber Ueber⸗ 
tragung, noch bie Perfonen befannt find, an welde die Uebertragung 
ftattfindet. 

Wenn daher ver Abſ. 8 der Min.-Verorbnung vom 3, Mai 
1850 für die Berechnung bes Gebührennachlaſſes als terminus ad 
quem ben Zeitpunkt beflimmt, mit welhem bie Anzeige über tie Ver⸗ 
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mögentäiertragung, um tie es fih wegen ter Gehüßrenkemeflung han- 
Zeit, tem zu lekterer beſtellten Amıte zufemmt, jo kaum unter dieſem 
Zerryanfte wur jener ber lieberreidun; des Radhlıkansweiles verſtanden 
werden. 


Beſthoer 
waren ſemit im Rechte, wenn dem Beſchwerdeführer an ber nah An⸗ 
mer! der 


laß von "/, Percent zugeflanten werten if. 
Tie Beiwerte mußte denmacd abgewieſen werben. 


Ar. 1022. 


Gtemyel ausländifier Wochenſchriften, welde im Iulande in längerem 
3eitrsume ald wödentlid zur Ausgabe gelangen. 


Griezutnif vom 22. Februar 1881, 3. 325. 


Der k. 1. 8. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Firma Gebrüder 
Rubinftein, Buchhändler in Wien, ca. Entſcheidung tes f. f. Finanz-Min. 
vom 25. Mai 1880, 3. 11346, bezüglich der Stempelbehanplung der im 
Dresden erfcheinenden Wochenſchrift „Deutiche Blätter“ bei ihrem Bezuge 
nah DOefterreih, nad durchgeführter d. m. Berhandlung und Anhörung 
des App. Dr. Hermann Wengraf, fowie des E. k. Min.-Bice»Secr. Ritter 
v. Froſchauer, zu Recht erlanni: 

„Die Befhwerde wird als gefeglih nicht begründet ab- 
gewieſen.“ 


Entſcheidnugsgründe. 


Im Verlage des Richard Hermann Dietrich in Dresden erſcheint 
(und zwar wie die Beſchwerdeführer ſelbſt zugeben) wochentlich eine 
Zeitichrift unter dem Titel: „Deutihe Blätter“. Um, wie die Befchwerbe 
erklärt, dieſe Zeitfhrift in Defterreich gleichfalls zu einem billigen Preiſe 
abfegen zu können, baben die Buchhändler Rubinftein in Wien mit der 
Drespener Firma Dietrid das Uebereintommen getroffen, daß bie Ber- 
fendung jedes Jahrganges der gedachten Zeitfehrift nach Defterreih in 
6 Einzelngeften und 23 Doppelheften erfolge, derart, daß ſonach hierlandes 
die „Deutfchen Blätter“ nur von 414 zu 14 Tagen und nur 29 Mal 
im Jahre zur Ausgabe gelangen, wodurch, wie die Beſchwerdeführer 
meinen, die Befreiung derfelben vom Zeitungdftempel geſetzlich begrün- 
det werde. 

Das Finanz-Min. hingegen nahm vie Stempelentritung unter Be 
ziehung auf ben 8. 4 ber faif. Verordnung vom 23. November 1858, 
R. ©. B. Nr. 217 für die genannte Zeitjchrift im vollen Umfange in 
Anſpruch, indem es entſchied, daß bei Beurtheilung der Frage Über die 
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Abgabe einer Zeitichrift an die Abnehmer es nicht angehe, einzelne Num⸗ 
mern derſelben als gebührenpflichtige Wochenlieferungen und die Doppel- 
nummern, welche im vorliegenden alle gar nicht geheftet, fondern in dem 
Umfchlage nur eingeleimt find, gebührenfrei zu behandeln. Nachdem vie 
„Deutſchen Blätter" auf einem Umfchlage als Wochenſchrift bezeichnet 
feien, auf dem anderen aber angegeben ift, daß fie alle 14 Tage erfcheinen, 
viefer Umftand aber und überhaupt die Zeit der Ausgabe ber einzelnen 
Hefte nicht conflatirt ift und nachdem, wie oben erwähnt, bie einzelnen 
Lieferungen nicht gebeftet find, fo komme tie Stempelgebühr von allen 
Nummern zu entrichten. 

Der B. G. Hof fonnte in diefer Entſcheidung des k. k. Finanz Min. 
eine Rechtsverlegung für die Befchwerbeführer nicht wahrnehmen. Nach 
8. 4 der kaiſ. Verordnung vom 23. October 1857, R. ©. B. Nr. 207 
find in Abfiht auf die Gebühr die ausländifchen Zeitungen wie die in» 
ländifhen zu behandeln und ver $. 5 berfelben gejeglihen Borfchrift 
ordnet an, daß bei Berechnung der für Beförderung durch die k. k. Poſt⸗ 
anftalten zu erhebenden Gebühr von Zeitfchriten, Seitens der Poft von 
den: Abonnementpreife der Blätter, welde dem Stempel unterliegen, ber 
Betrag der Stempelgebühr in Abzug zu bringen ift. 

Nah der kaiſ. Verorpnung vom 23. November 1858, R. ©. 2. 
Nr. 217, iſt das Ausmaß der Stempelgebühr für die inlänbifchen und 
in den Poftvereindftaaten erfcheinenvden Zeitfchriften gleichgeftellt und find 
diefer Abgabe, mit Ausnahme der ämtlihen und der als Fachblätter be- 
behördlich anerkannten periodifhen Druckſchriften, alle Zeitfchriften des In⸗ 
und Auslandes unterworfen, welche ein» oder mehrmal in ver Woche 
erſcheinen. 

Der B. G. Hof fand daher, daß nach dieſen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen auch alle Zeitſchriften des Auslandes, welche dort als Wochen⸗ 
ſchrift erſcheinen, d. i. in wochentlichen Zwiſchenräumen gedruckt zur 
Hinausgabe gelangen, der Stempelgebühr unterliegen, welche Gebühr mit 
Rückſicht auf das programmmäßige Erſcheinen im Auslande beim Bezuge 
durch die Poſtanſtalt ſchon mit dem Abonnementpreiſe der Zeitſchrift ein⸗ 
gehoben wird. Es kann nun im Zwecke einer gleichmäßigen Gebühren⸗ 
behandlung der in» und ausländiſchen Zeitungen, welche in den cit. Ge⸗ 
fegen wiederholt betont wird, ein Unterſchied in der Nichtung nicht 
zugegeben werben, daß bie Gebührenpflicht davon abhänge, ob eine aus⸗ 
ländiſche Zeitfchrift Durch die Poftanftalt oder im Buchhandelswege bezogen 
wird, welcher Unterſchied aber dann hervortreten könnte, wenn die Ges 
bübrenpflicht von dem Belieben abhinge, in weldhen Zeiträumen vom 
Herausgeber die einzelnen Nummern einer ausländifchen Zeitſchrift ver⸗ 
fendet werden. — Der B. ©. Hof vermochte daher auf Grund des Ge⸗ 
ſetzes der Beſchwerde nicht ftattzugeben. 

Wenn das k. k. Finanz» Min. die Stempelbefreiung für eine aus- 
ländifshe Wochenſchrift aus Billigfeitögründen auch dann eintreten Täßt, 
fobald einzelne Nummern zufanımengeheftet und eingeleimt, fonach als 
Ein Heft in längern als eine Woche umfaffenden Zwifchenräumen in 
das gebührenpflichtige Inland gelangen, jedoch hieran die Forderung 
knüpft, daß die Erfüllung der gedachten Bedingungen vorliege ober dieſe 
von ber Bartei nachgewiefen werden müſſe und wenn das Miniſterium 
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im vorliegenden Falle fand, daß dieſe Bebingungen nicht erfüllt find, fo 
feunte ver B. ©. Hof keinen Anlaß finden, in die Prüfung einer folden 
Entfeivung einzugehen, ba er in Gemäßheit der 8S. 2 und 7 des Gef. 
von 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Rr. 36 nur zu erlennen 
hat, ob ein Beſchwerdeführer durch eime gegen das Geſetz ober eine mit 
Geſetzeskraft kundgemachte Berortuung erlafiene adminiſtrative Eutſcheidung 
in feinen Rechten verletzt worden iſt, welche Borausſegung im vorliegenden 
Falle nicht zutrifft. 


Ar. 1023. 
Aückforderung indebite gezahlter Erwerbſteuerbeträge von Rübenzuder: 
fabriken. 


Erkenntniß vom 22. Febraer 1881, 3. 336. 


Da Lt 3 ©. Hof hat über die Beſchwerde der Firma 
D. Spiter & Söhne, Znderfabrilsbefiger in Ung. - Brobd, ca. Eufſchei⸗ 
bung des k. k. Finanz⸗Min. vom 21. Mai 1880, 3. 14119 wegen 
verweigerter Erwerbſtenerabſchreibung und NRüdvergütung, ad durch⸗ 

eführter d. m. Verhandlung und Anhörung bes Abo. Dr. Leopold 
Free, fowie des k. EL. Min.» Bice-Secr. Johann — "m Recht 
erfaunt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird, infoweit biefelbe 
bie Abfgreibung ber Erwerbftenerguote für das I Semefter 
1879 verweigert, als gefeglih nicht begründet aufgehoben; 
im Uebrigen wird bie Beſchwerde zurüdgewiefen.” 


Entfdreidungsgründe. 


Die Firma D. Spiger & Söhne batte mit October 1870 eine 
neu errichtete Zuderfabril in Ung.»Brod in Betrieb gefegt und es wurde 
biefür berjelben Seitens der Steuerbehörde vom U. Semefter 1870 
angefangen eine Erwerbfteuer von jährlih 735 fl. vorgefchrieben. Diele 
Steuer war auch bis einfchlieglih des Jahres 1878 anſtandslos ent- 
richtet worden. 

Mit den Geſuchen de praes. 18. Febrnar und 10. März 1879 
ift bie genannte Firma um bie Abfchreibung ter Erwerbſteuer vom 
L Semefter 1879 und um bie Rüdvergütung verfelben vom II. Semeiter 
1870 an bis zum Jahre 1878 eingefchritten, indem fte ſich auf die a. b. 
Entihliegung vom 11. Jänner 1831 (mähr.⸗ſchleſ. Prov. ©. S., 
Br. 18, Nr. 27) berief, wonach jene inbuftriellen Unternehmungen, 
welhe und infomeit fie Tebiglih auf die Erzeugung von Rohzuder aus 
inländischen Urprobucten gerichtet find, durch zehn Jahre von der Ers 
werbfteuer befreit bleiben follen. Da nun die Zuderfabril in Ung.- 
Brod mit Schluß des Jahres 1878 erft 81/, Jahre im Betriebe ftand, 
fo babe fie noch für 1'/, Jahre Anſpruch auf die Befreiung von der 
Erwerbſteuer. 
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Das k. k. Finanz Din. hat mit der angefochtenen Entſcheidung 
zwar bie angejprochene Ahfchreibung der Erwerbfteuer vom II. Semefter 
1879 an für den Reſt der zehnjährigen Befreiungsperione im Grunde 
ber cit. a. 5. Entſchließung vom 11. Yänner 1831 verfügt, jedoch 
ſowohl bie Abfchreibung für das I Semefter 1879, wie die Rückver⸗ 
gütung der feit II. Semefter 1870 bis 1878 enteichteten Exwerbfteuer- 
beträge mit Berufung auf da8 Gef. vom 19. März 1876. R. ©. 8. 
Nr. 28 wegen Berfäumung der Recursfrift abgewiefen. 

Der B. ©. Hof fand dic Abweifung bes gedachten Rückvergütungs⸗ 
anſpruches im ganzen Umfange geſetzlich begründet, hingegen die For⸗ 
derung der Übjchreibung für das I. Semefter 1879 für haltbar. — 
Nah 8. 10 des Ermerbfteuerpatentes vom 81. December 1812 ift 
gegen die Bemeflung der Erwerbftener ober bie Pflicht der Entrichtung 
derfelben der Recurs eingeräumt, teflen Einbringung jedoch feit ber 
Wirkfamleit des Gef. vom 19. März 1876, R. ©. B. Nr. 28 an bie 
dafelbft feſtgeſetzte Prächufiofrift gebunden iſt. Die Firma Spitzer & 
Söhne hatte jedoch gegen bie ihr bereits im Jahre 1870 bemeflene und 
befannt gegebene Erwerbfteuer erft mit ihren oben angeführten Eingaben 
vom 18, Webruar und 10, März 1879 recurrirt, folglih in einem 
Beitpunkte, in weldem die urſprüngliche Steuervorfchreibung bereits 
längft und zwar bis einfchließlich des I. Semefters 1879 rechtskräftig ge⸗ 
worden war, 

Nah 8. 16 des Ermwerbfteuerpatentes ift nämlich bie bemefjene 
Steuer in zwei Raten im Jahre vorhinein zu entrichten und der $. 17 
orbnet an: „Der Tod, die gezwungene oder freiwillige Abtretung von 
einem Gewerbe, ber Webertritt zu einem anderen Gewerbe gibt kein Recht, 
ben vorhinein entrichteten halbjährigen Steuerbetrag zurädzufortern; 
nur in dem alle eined erwiefenen unrechtmäßigen Erlages findet der 
Nüderfag flott.” — Diefe einzige im Gefeße enthaltene Beftimmung, 
welde fih auf den Rückerſatz eines bezahlten Erwerbftenerbetrages be- 
ztebt, ſpricht den Grundſatz aus, daß eine vorhinein entrichtete halbjährige 
Stenerrate in der Regel nicht zurüdbezahlt werben dürfe, läßt jedoch 
eine Ausnahme bievon in dem alle zu, wenn erwiefen vorliegt, daß 
biefe Steuerrate unrechtmäßig erlegt worden iſt. — Daß in einem 
folden Falle, wenn der Erlag noch nicht erfolgt wäre, aud bie Ab⸗ 
ſchreibung fattfinden könne, Liegt wohl in der Natur der Sache. 

Da nun feinem Zweifel unterliegt, und e8 vom E. E. Finanz Min. 
ſelbſt anerlannt worben ift, Daß die mit der a. h. Entichliefung vom 
11. Jänner 1831 ben inpuftxiellen Unternehmungen, welche Robzuder 
aus inlänrifchen Urproducten erzeugen, bewilligte zehnjährige Erwerbfteuer- 
befreiung auf die Rübenzuderfabrif in Ung.⸗-Brod, infoweit fie fich 
mit der Erzeugung von Nohzuder befchäftigt, Anwendung findet, daher 
als unrehtmäßig vorgefchrieben für den Reſt der zehnjährigen Befreiungs⸗ 
periove in Abfall zu bringen ift, fo folgt von ſelbſt, daß im Sinne des 
8. 17 des Exrwerbfteuerpatentes auf den vorliegenden Fall die bajelbft 
gewährte Ausnahme Anwendung findet und auch die Abjchreibung ber 
L. Semeftralsate des Jahres 1879 gefetlich begründet iſt, obſchon bie 
Firma Spiger & Söhne erft im Laufe der halbjährigen Steuerperiode 
darum eingefchritten war. 
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Hieraus ergibt fi aber au, daß bie Zurüdweifung der genanuten 
Firma rüädfihtlid ihres Auſpruches auf die Rüdvergütung ber Erwerb» 
—* bie ſqhüchüich tes Zahres 1878 im Grunde des Geſetzes ſtatt⸗ 

nden mußte. 


Ar. 1024. 


Ber in Gemäppeit des 5. 32 des Ninberpefigel. vom 29. Iuui 1868, 
A. G. B. Rr. 118 als „Inhaber der Thiere” anzufchen if? 
Eiche au Rchtöfeg wie in Rr. 911. 
Ertenntnif vom 34. Sehruer 1881, 3. 314. 


Der k. 1. B. ©. Hof hat über die Befhwerbe des Mendel Hammer 
ca. Entſcheidung des 8, f. Min. des Innern vom 31. Mai 1880, 
3. 4114, betreffend die verfagte Entſchädigung für fein in Lowcza anläß- 
[ih der Rinderpeſt gefeultes Maſtvieh, nad durchgeführter 5. m. Ber- 
handlung und Anhörung des Adv. Dr. Wolski, jowie des k. k. Hofrathes 
Adolf Efhardt, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als ungegründet abgewiejen. 





Eutfdeidungssrände. 


Das k. k. Min. des Innern bat mit der angefochtenen Entſcheidung 
in Beftätigung der Statth.- Entjheidung vom 14. September 1879, 
3. 36571 dem Mendel Hammer tie Entfhäpdigung für fein anläßlich der 
Rinderpeft in Lowcza gefeulte® Maftvich abgefprocdhen, weil die Maſtſtall⸗ 
verwaltung bie im $. 16 des Gef. vom 29. Yuni 1868, R. ©. 2. 
Nr. 118 und in der Statth.-Berorbnung vom 25. October 1869, 
3. 48217, 2. ©. B. für Galizien Nr. 37 angeorbuete Borfihtsmaßregel 
nicht beobachtet, durch diefe Außerachtlaſſung die Einſchleppung der Rinder- 
peft unter das einheimifche Vieh verſchuldet und weil fie die im $. 18 bes 
eben cit. Geſetzes ihr obgelegene unverzügliche Anzeige von der innerlichen 
Erkrankung des erften Thieres unterlaffen bat. 

Im der dagegen von Menvel Hammer beim B. ©. Hofe eingebradten 
Beſchwerde wird die Geſetzmäßigkeit ter angefochtenen Entfcheidung be= 
ftritten: 1) weil die im $. 16 des Gel. vom 29. Juni 1868, R. G. B. 
Nr. 118 vorgefehene Vorfihtsmaßregel, welche nur in „ſeuchengefährlichen 
Zeiten“ verfügt werben kann, zur Zeit, als die uen angelauften Rinder 
in den Maſtſtall unter das einheimifche Vieh in Lowcza gebracht wurden, 
nicht in Anwendung zu kommen hatte, da der Ausbrud der Seude öffent» 
lich nit befannt gemacht worden war und überhaupt die Zeiten, mit 
Rüdfiht daranf, dag im Jänner 1879 die ganze Gegend in einem weiten 
Umtreife feuchenfrei war, nicht als „feuchengefährlih” angefehen werben 
fonnten; 2) weil dem Befchwerbeführer, ald „dem Inhaber der Thiere“ 
weder an ber Einfchleppung der Rinderpeft ein Berfchulden zur Laft fällt, 
noch aud er, als der „Inhaber der Thiere“ die ihm obliegende Anzeige 
über die Erkrankung derfelben nnterlafien babe, ihm daher das Recht auf 
Entfhäpigung für die erfhlagenen Thiere nicht verloren gehen könne. — 


Beilage der Juriſtiſchen Blätter, 
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Die beiden Beſchwerdepunkte find im Geſetze nicht begründet. — 
Ad 1. Der 8. 16 des Gef. vom 29. Juni 1868, R. ©. B. Nr. 118 
beftimmt: „Aus fremden Drten neu angelauftes Hornvieh darf, falls in 
jeuchengefährlihen Zeiten die politifche Landesſtelle diefe Vorſichtsmaßregel 
anzuorbnen findet, unter das einheimifche, fei es im Stalle oder auf ber 
Weide, nicht gebracht werden, wenn e8 nicht vorher an einem abgejonderten 
Drte, welden nad) Umftänden die Gemeinde beizuftellen hat, durch zehn 
Tage beobachtet und deſſen unverdächtiger Gefundheitözuftand außer Zweifel 
gejegt worden iſt.“ — 

Mit der unter Nr. 37 in das 2. ©. B. für Oalizien aufgenom- 
menen Rundmahung vom 25. October 1869, 3. 48217 Hat die E. E, 
galiz. Stattbalterei, nachdem fi die Rinderpeſt im Lande verbreitet, die 
im $. 16 des Gef. vom 29. Juni 1868 vorgefehene Borfichtömaßregel 
für die jedesmalige Dauer der Ninderpeft verordnet, wenngleich diefe An« 
ordnung in Hinkunft gelegenbeitlih der üblichen Verlautbarung über ven 
Ausbruch der Rinderpeft nicht ausbrüdlih erneuert werden würde. — 
Der 2. ©. Hof mußte fih Hier die Frage vorlegen, ob dieſe Statth.⸗ 
Verordnung die in der Verhandlung vom Bertreter der Beſchwerde an« 
gefochtene Biltigfeit hat. — Das Geſetz vom 29. Juni 1868 hat ber 
politiihen Landesſtelle das Recht eingeräumt, in feuchengefährlichen Zeiten 
die erwähnte Vorſichtsmaßregel anzuordnen; es ift mit biefer Gefetes- 
beflimmung dem freien Ermeſſen ver politiſchen Landesſtelle überlaffen 
worden, ſobald fie es nothwendig, d. i. fobald fie Seuchengefahr vorhanden 
findet, jene zur Hintanhaltung der Rinderpeft erforderliche Vorſichtsmaß⸗ 
regel zu verfügen. -— Nun bat die GStatthalterei mit Hinblid auf bie 
gemachten Wahrnehmungen und die ihr befannten Landesverhältniſſe bie 
Nothwendigkeit der mehrgedachten VBorficht bei dem jedesmaligen Ausbruce 
der Rinderpeft im Lande erfannt und ſonach mittelft des obigen Erlaſſes 
die Beobachtung derſelben während der jeweiligen Dauer der Seude ein 
für allemal zur Pflicht gemacht. — Diefer in das Landesgeſetzblatt auf- 
genommenen DBerorbnung muß baher als innerhalb des Rahmens des 
Geſetzes erlafienen volle Giltigleit zuerkannt werben. 

Die Anwendbarkeit dieſer Verordnung hat allerdings zur Vorauss 
feßung, daß der Ausbruch der Seuche öffentlich bekannt gemacht worden 
war, wie dies der 1. Abf. des 8. 29 des Gef. vom 29. Juni 1868 
austrädlich für den Tall vorjchreibt, wenn in einem ber Ränder, für welde 
dieſes Geſetz gilt, die Rinderpeſt aud nur in einer Ortfchaft conftatirt 
if. — Die Berwaltungsbehörven haben, indem fie fi in der angefoch⸗ 
tenen Entſcheidnng ausdrücklich auf den $. 16 des cit. Geſetzes vom 29. Juni 
1868 und auf die Statth.Verordnung von 25. October 1869, 3. 48217 
berufen, offenbar angenommen, daß der Ausbruch der Rinderpeſt fchon zur 
Zeit der Einftellung der zwei bei Samuel Feiner gekauften Ochſen unter 
das einheimische Vieh des Bejchwerbeführers in Lowcza, d. i. am 30. Jänner 
1879, — Öffentlich bekannt gemacht mar, was auch nach dem Ergebniſſe 
der vor dem V. ©. Hofe abgeführten d. m. Verhandlung fid thatſächlich 
als richtig darftellt, da der Ausbruch der Seuche im ämtlihen Theile der 
in Lemberg erſcheinenden Amtözeitung „Gazeta lwowska“ bereits am 
22. Yänner 1879 verlautbart worden war. 

Da weder das obcit. Geſetz vom 29. Juni 1868, R. ©. B. Nr. 118 
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sch tie tem erlafieme Turhfährungsvericrift vom 7. Auguft 1868, 
X. 9. 9. Rr. 119 eine Befimmunz enthält, im welder Weiſe bie 
„zrentlie Belauntmadhung” teS Ausbruches ter Rinterpeft zu geſchehen 
babe nur machten überhaupt für berartige Suntmachumgen eine beftimmte 
Rerm wit aufgeflellt if, fo vermedhte ter B. ©. Hof im tem Umſtande, 
raß im vorliegenten Falle tie Aumtmachung über ven Ausbruch der Sende 
zur in ber Amiszeitung „Gazeta lwowska“ erfelgt war, eine weſentliche 
Mangelbaftigleit wicht zu finten, zumal zahlreiche Geſetze für tie Publi⸗ 
cation von Thatſachen, welde zur allgemeinen Kenntniß gebracht werten 
jollen, dieſe Form ver üblichen Berlauttarung wählen. — Es mußte 
bemmmach dieſe „öflentlihe Belanntmahung” des Ansbruches der Sende 
als genfigend anerlannt werben. 

Ad 2. Der zweite Beichwertepunft bernhet auf der irrthümlichen 
Heentificirung des Eigenthumsbegriffes mit dem Begriffe ber Inhabung. 
— Während ber 1. Abſ. des 8. 32 des Gef. vom 29. Iuni 1868 die 
Beſtimmung darüber enthält, in welchem alle der Eigenthümer für 
tie der Kenle unterzogenen Thiere entfhätigt wird und was er als Ent- 
ſchädigung zu erhalten bat, enthält ver 3. Abſ. res cit. 8. 32 die Be⸗ 
fimmung darüber, wann das Recht (ſelbſtwerſtändlich tes Eigenthümers) 
auf Entfhädigung für erfchlagene Thiere verloren geht. „Das Recht auf 
Entſchãdigung für erfchlagene Thiere*r — heißt es in diefem 3. Abf. des 
8. 32 — „gebt verloren, wenn tem Juhaber der Thiere an der Ein⸗ 
ſchleppung ter Rinderpeft ein Berfchulven zur Laſt fällt, oder wenn er die 
ihm obliegente Anzeige über die Erkrankung ter Thiere unterlafien hat.” 

Aus ver Bergleihung der beiden Abſätze des 8. 32 — nämlich 
tes Abf. 1 und 3 — geht Mar hervor, daß tie Begriffe Eigenthümer“ 
im Abſ. 1 be $. 32 und „Inhaber” im Abf. 3 des 8. 32 entgegen- 
und auseinandergehalten werden, wie diefe Begriffe namentlich auch im $. 18, 
Abf. 1 des cit. Geſetzes coorbinirt gedacht vorkommen und daß taher im 
8. 32, Abſ. 3 das Wort „Imbaber“ nicht anflatt des Wortes „Eigen- 
tbümer” gebraucht wird, wie dies im gewöhnlichen Sprachgebrauche nicht 
felten zu geichehen pflegt, foudern in tem rein gefeglichen Siune bes 
8. 309 des a. 6. ©. B., welcher lautet: „Wer eine Sade in feiner 
Macht over Gewahrfame hat, Heißt ihr Inhaber.” — 

In dieſem Sinne ift auch der mit der Berwaltung betraute Macht⸗ 
baber einer Sache (58. 960 und 1002 des a. b. ©. 8.) ihr Inhaber 
und in dieſem Sinne haben die Berwaltungsbehörden vollkommen gefet- 
lich und actenmäßig bie Einfchleppung der Rinderpeft (8. 16 des cit. 
Gef.), ſowie die Unterlaffung der Anzeige über bie Erfranfung der Thiere 
(8. 18 des cit. Geſ.), nicht dem dazumal von Lowcza abweſenden Be⸗ 
ſchwerdeführer, als dem Eigenthümer der Thiere, foudern dem mit ber, 
„Berwaltung des Maſtſtalles“ betrauten Schaffner Iſaak Teuer, ald dem 
Inhaber der Thiere, zur Laft gelegt. 

Die Behauptung der Befhwerde, daß der Borfteher des Guts⸗ 
gebieted, Kleofas Milde, unb nicht der Schaffner Iſaak euer derjenige 
war, bem die Verwaltung bes Maſtſtalles zuftand, entjpricht nicht der 
Actenlage, weil nad übereinflimmenden Ausfagen des Kleofas Milde, des 
Iſaak Fener und insbefondere des an der Sache vornehmlich betheiligten 
Befchwerbeführers Mendel Hammer, außer Zweifel geftellt ift, daß bem 
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Saal Feuer die unmittelbare Aufficht über den Viehſtand vom Beſchwerde⸗ 
- führer felbft anvertraut und Feuer derjenige war, der für vie Nahrung 
(Fütterung) und Ordnung im Stalle zu forgen hatte. — Darnach mußte 
die Befchwerde als ungegründet abgewiejen werben. 


Br. 1025. 


Zum $. 13 des prov. Gem. Gef. vom 17. März 1849, 8. ®. B. Nr. 170. 
Erfenntniß vom 25. Februar 1881, 3. 207. 


Der . k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde ber Stadtgemeinde 
Krakau ca. Din. des Innern wegen ber Entfoheitung vom 26. Jänner 
1880, 3. 16096, betreffend das Heimathsrecht des Franz und Edmund 
Burka, nach burdgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Abo. 
Dr. Felir Szlachtowski, fowie des k. k. Hofrathes Adolf Edhardt, zu 
Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.* 


Entfcreidungsgründe. 


Mag immerhin das Gem. Gef. vom 17. März 1849 in Oalizien 
zur Ausführung” nicht gelangt fein, fo ift es doch, wie das kaiſ. Patent 
von demſelben Datum, R. ©. B. Nr. 170 entnehmen läßt, aud für 
das Königreich Galizien und Lodomerien mit den Herzogthümern Auſchwitz 
und Zator und dem Großherzogthume Krakau erlaflen worden und war 
fomit insbeſonders der 8. 13 dieſes Gef. auch in dieſem Gebiete bis 
dahin in Geltung, wo die Zuftänpigfeitsbefimmungen ver SS. 32—51, 
65—57 des Gem. Gef. vom 24. April 1859 in's Leben getreten find. 

Da nun buch, die Adminiftrativacten dargethan ift, daß Franz Burka 
bi8 1. Auguft 1858 durch zwei Jahre als Conducteur II. Claffe bei der 
öftlihen Staatsbahn mit dem Wehnfige in Krakau angeftellt war, fo bat 
er auch durch diefe Anftellung im Grunde ter Beftimmung tes $. 13 bes 
dazumal in ©eltung gewefenen prov. Gem. Gef. vom 17. März 1849 
das Heimathöreht in der Stadtgemeinde Krakau erlangt. Daß ferner ber 
im Jahre 1850 geborene ehelihe Sohn des Franz Burka, Edmund, der 
befagten Gemeinteangehörigkeit feines Vaters folgte, ergibt ſich aus ben 
88. 11 und 14 des cit. Gem. Gef. vom Jahre 1849. 

Da nit dargetban wurde, daß in der Folge Franz Burka oder 
defien Sohn Edmund eine antere Gemeindeangehörigkeit erworben haben, 
fo vermochte ver V. ©. Hof in der angefochtenen Entjcheidung bes k. k. 
Min. des Innern vom 26. Jänner 1880, 3. 16096, womit erkannt 
wurde, daß Franz Burka das Heimathöreht in der Gemeinde Krakau er» 
worben und bis zu feinem im Jahre 1873 erfolgten Tode behalten, wie 
auch, daß fein ehbeliher Sohn Edmund das Heimathöreht in dieſer ©e- 
meinde erlangt hat, eine Geſetzwidrigkeit nicht zu finden. Die Beſchwerde 
mußte ſonach als im Geſetze nicht gegründet abgewiefen werben. 


7* 
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turh die Einbolung der Gutachten der nad) dem Gef. vom 30. Aprif 
1870 berufenen fachmännifhen Körperfchaften behoben worden. Daraus, 
daß die die Gemeinde verpflictenden Entſcheidungen in formell correcter 
Weiſe erft nah Ende der Epidemie gefällt wurden, kann ihre Unverbind⸗ 
lichkeit nicht abgeleitet werden. 

Was das Meritum der angefochtenen Entſcheidung, nämlich vie 
Schaffung eines eigenen Spitale® zur Unterbringung der von der Epidemie 
Ergriffenen, betrifft, fo erfcheint diefelbe durch die Beftimmung des $. 4, 
lit, a, de Gef. vom 30. April 1870, R. ©. 3. Nr. 68, welde ber 
Gemeinde im übertragenen Wirkungsfreife die Verpflichtung der Durch⸗ 
führung der örtlichen Vorkehrungen zur Verhütung anftedender Krankheiten 
und ihrer Weiterverbreitung auferlegt, und durch des Gutachten des Landes⸗ 
fanitätsrathes, bezw. des oberften Sanitätsrathes, begründet. Da fomit 
weder ein Mangel des Adminiſtrativverfahrens vorliegt, noch die angefoch⸗ 
tene Entfheidung eine Geſetzwidrigkeit enthält, mußte die Beſchwerde ale 
im Geſetze nicht gegründet abgewiefen werden. 


Qr. 1027. 


Unentgeltlige Anerkennung des Miteigenthumes zwifden Ehegatten ohne 
Rotariatsact, Devolution einer Keibrente von Todeswegen. 


Erkenntniß vom 1. März 1881, 3. 871. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerde "des Zohann Stifft, 
Privatier in Wien, ca. Entfheivung des k. k. Finanz Min. vom 31. Yuli 
1880, 3. 17793, betreffend die Gebührenbemeflung von dem Leibrenten- 
vertrage dito. 12. März 1877, nad burchgeführter d. m. Verhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Emanuel Winter, fowie des k. k. Min.- 
Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird, inſoweit ſie an— 
ordnet, daß die Beſtimmung des Leibrentenvertrages, wonach 
im Falle des Ablebens eines der Ehegatten Johann und Amalie 
Stifft die Leibrente von 3000 fl. im vollen Betrage dem über— 
lebenden Gatten gebühren folle, einer Schenkungsgebühr von 
1 Percent aus 15.000 fl. unterliege, als geſetzlich nicht be— 

gründet aufgehoben, im Uebrigen wird die Beſchwerde zurück— 
gewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Am 12. März 1877 hatten die Ehegatten Johann und Amalie 
Stifft mit ihren Söhnen Rupert und Wilhelm Stifft einen Vertrag ab⸗ 
geichloffen, welcher im Wefentlihen folgende Beftimmungen enthält: Johann 
Stifft tritt aus der mit feinen genannten beiden Söhnen zum Betriebe 
eines Meingroßbandlungsgefchäftes gefchloffenen offenen Handelsgeſellſchaft 
aus und wird im 2. Bertragsabfate deſſen hinausgebührende Geſellſchafts⸗ 
einlage mit 50.000 fl. vereinbart. Zu dieſer Richtigſtellung ber letzteren 
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ertheilt Frau Amalie Stifft, „welde, obgleich der Geſellſchaftsantheil in 
den Büchern ver Gefellihaft nur ihrem Gatten gutgebucht ift, factiſch Mit⸗ 
tigentbümerin ber Geſellſchaftseinlage ihres Gatten ift, ausbrüdlich ihre 
. Zuftimmung.* Im 3. Vertragsabſatze wurde vereinbart, daß die mit 
50.000 fl. bezifferte Einlage dem Johann und ber Amalie Stifft von 
deren Söhnen durch Leiftung einer Iebenslänglichen Leibrente von 3000 fl. 
jährlich hinausbezahlt werde und daß die Iettere für ben Fall, als eines 
von ben beiden Bezugsberechtigten mit Tod abgehen würde, dem über» 
Lebenden Theile im vollen Betrage von 3000 fl. gebühre. 

Bon dieſem Bertrage war dem Johann Stifft anfänglich nur bie 
Gebühr nah Scala II auf Grund des überlaffenen Leibrentencapitales 
von 50.000 fl. in Gemäßheit der Tarifpoft 57 G des Gef. vom 13. Des 
<ember 1862, R. ©. B. Nr. 89 vorgejhrieben worden. Es wurde 
jedoch nachträglich auch für die Anerkennung des Eigenthumsrechtes an 
der Hälfte des gedachten Capitales pr. 25.000 fl. zu Öunften der Amalie 
Stifft mit Rüdfiht auf den Punkt 1 der Borerinnerungen zum Geb. Gef. 
vom 9. Yebruar 1850 bie Schenkungsgebühr mit 1 Percent bemeſſen und 
zugleich angeordnet, daß anläßlich ver Vertragsbeſtimmung, wonach bem 
überlebenden Ehegatten die ganze Leibrente zulommen fol, gleichfalls bie 
1percentige Gebühr von 15.000 fl. vorzufchreiben, die gedachte Gebühr 
jedoch, da es ſich diesfalls um eine Verfügung auf ven Todesfall hanbelt, 
in Bormerkung zu nehmen fei. 

Die Beſchwerde behauptet, es fei nur die Gebühr nad Scala III 
vom Leibrentencapitale zu Recht beftehend und beftreitet die Geſetzlichkeit 
der nachträglichen Vorfhreibung der beiden Percentualgebühren aus den 
Beträgen von 25.000 fl. und 15.000 fl., indem der Abſ. 1 der Vor» 
erinnerungen zum Geb. Gef. vom 9. Februar 1850 auf den vorliegenden 
Fall feine Anwendung finde und bie Annahme einer gegenfeitigen Schen: 
tung auf den Todesfall Seitens der Ehegatten Stift rückſichtlich der Hälfte 
ber Leibrente pr. 1500 fl. nicht haltbar fei. Zudem künne eine Schenkung 
fhon darum nicht angenommen werben, weil feine Uebergabe der angeblich 
geſchenkten Summe ftattfand, daher zur Giltigleit der Schenlung nad 
dem Geſetze vom 25. Juli 1871, R. ©. B. Nr. 76, $. 1.die Errid» 
tung eines Notariatsacteß erforderlich gewefen wäre, was nicht geichehen iſt. 

Der B. ©. Hof ſchloß fi der Anficht der Finanzverwaltung info» 
weit an, daß im 2, Vertragspunfte allerdings eine unentgeltliche Abtretung 
ter Hälfte der hinausgebührenden Gefellihaftseinlage Seitens des Johann 
Stifft an feine Gattin bei der Gebührenbemeffung angenommen werben 
müffe. Denn es ift nicht nur nachgewiefen, fondern vom Befchwerbeführer 
zugegeben, daß eine Gütergemeinfhaft unter Lebenden zwilchen den Ehe⸗ 
gatten Stifft nicht beftanden hatte. Es fpricht daher gemäß $. 1237 des 
a. 6. ©. 3. ſchon die gefegliche Vermuthung dafür, dar der ganze Ge⸗ 
ſellſchaft antheil von 50.000 fl. beim Ausſcheiden aus ber Societät ein 
ausſchließendes Eigenthum tes Johann Stifft war, zumal dieſer Antheil 
nur ihm gutgebudht gewejen ift. 

Dei dieſer Sachlage mußte in bem 2. Vertragsabfage bie Ein⸗ 
räumung bed Miteigenthums an dem fraglichen Antheile Seitens des 
Johann Stifft zu Gunften feiner Gattin erblidt werben, und ba nicht 
vorliegt und aud nicht einmal behauptet wird, daß biefe Einräumung des 
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Knohenmehl im Drte Luftenau bei Linz, wurbe von ber k. k. Bezirks⸗ 
bauptmannfchaft Linz unter dem 1. Februar 1870 das Koictalverfahren 
im Sinne der 88. 33 und 35 der Gew. Orbg. eingeleitet, am 17. Februar 
1870 die commiffionelle Verhandlung durchgeführt und auf Grund ber. 
felben mit Erlaß vom 7. März 1870, 3. 1398 die Bewilligung zu ber 
projectirten Betriebsanlage unter folgenden Bedingungen ertheilt: 1) Die 
Knochenbrennerei fei genau nah dem vorgelegten Plane zu errichten. — 
Insbeſondere feien die Defen in einer Weife zu conftruiren, baß bie 
gänzlihe Verbrennung der übelriehenden Cafe in bvenfelben vor ſich gehe; 
2) für den Fall, daß die beabfichtigte Conftruction zur Erreihung bes 
oberwähnten Zweckes nicht hinreichen follte, ſeien berartige Verbeſſerungen 
anzubringen, daß verfelbe vollfländig erzielt wird; 3) die Knochen dürfen 
nicht länger als achtundvierzig Stunden am Yabrilßorte gelagert bleiben und ſeien 
biefelben in einem gebedten Raume unterzubringen. — Im Webrigen 
wurde auf die Baubebingniffe hingewiefen. — Hievon wurde Memel von 
der Gemeindevorfiehung Luſtenau verftändigt und ihm gleichzeitig der 
Dauconfens dto. 23. März 1870, 3. 76 erteilt. - 

Nah Bollendung des Baues fuchte Guſtav Memel als Bevollmäd- 
tigter des Anton Fifcher Ritter von Anlern un die Benügungsbewilligung 
an. — Hierüber fand am 17. October 1870 eine commiffionelle Beſich⸗ 
tigung des Baues durch die Bezirkshauptmannſchaft und die Gemeinde» 
vorftehung Luftenau ftatt, bei weldher von Memel angegeben wurde, daß 
fih bei Ausführung des Baues einige Abänderungen nothiwendig gezeigt 
bätten und daß auch zum Betriebe der Leimfieberei die Errichtung eines 
eigenen Gebäudes nothwendig geworben fe, — Memel übergab zugleich 
der Comniiffton ſechs Pläne, wovon fünf das Datum vom 24. September, 
einer vom 1. September 1870 trugen. — Hiebei wurde von bem bei« 
gezogenen Staatstechniter erklärt, daß die Fabrik mit allen ihren Beſtand⸗ 
theilen genau nad ven chen angeführten Plänen (nämlih ven vorgelegten 
vom September 1870) bergeftellt worden fei, und daß in bautechniſcher 
Beziehung rüdfichtlih der Abänverungen fein Anftand zur Benützung ber- 
felben obwalte.“ 

Darauf hin wurde mit dem an Guſtav Memel gerichteten Decrete 
ber Bezirkshauptmannſchaft Linz vom 25. November 1870, 3. 8273 ein 


verftändlid mit der Gemeindevorftehung von Luftenau die Benützungs⸗ 


bewilligung ertheilt. — Als Inhaberin der Fabrik wurde laut Mittheilung 
bes Linzer Landes⸗ als Handelsgerichtes die Firma: „Erſte oberöfterreichifche 
Knochenmehl- und Spodiumfabrit Guſtav Memel & Comp.“, gezeichnet 
von Anton Fifher Ritter v. Anfern und Ouſtav Memel als offenen 
Geſellſchaftern, eingetragen. 

Bom 17. Mai 1871 angefangen und bis herauf zur neneften Zeit 
langten bei der Linzer Bezirkshauptmannſchaft und nah Einverleibung ber 
Gemeinde Luftenau in die Gemeinde Linz, bei der Linzer Gemeindevorftehung 
eine große Anzahl von Anzeigen und Beſchwerden ein wegen ber durch 
den Betrieb diefer Fabrik verurfachten Uebelflände, wegen des maffenhaften 
Auftretens von Aasfliegen, wegen des die Umgebung beläftigenden übeln 
Geruches, welcher theil® der maffenhaften Anfammlung von zum Trodnen 
beftimmten, nicht ganz entfleifchten Knochen, theils den abfließenden Sud⸗ 
wäſſern zugejchrieben wurde, megen ver Art ver Knochenzufuhr, wegen ber 
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ftetig zunehmenden Erweiterung des Fabriksbetriebes u. f. w., welche Be⸗ 
Thwerden zu einer Reihe von Amtshandlungen und adminiftrativen Ent. 
fheidungen Anlaß gaben, 

Die Bezirfshauptmannfhaft Linz bedeutete am 21. Mai 1871, 
3. 4316 der Babrifedirection durch die Gemeindevorftehung Luftenau, daß 
das Zrodnen der Knochen im Freien aus fanitären NRüdfichten unter 
feiner Bebingung geduldet werben könne, und daß bafür unverzüglich ein 
geſchloſſenes Local herzuftellen oder das beſtehende Local, wenn befien 
Größe nit auereihen follte, in angemeſſener Weife zu.vergrößern ei. — 
Mit Decret der ©emeindevorftehung Lin; vom 19. Februar 1874, 
3. 14273 wurde die Fabriksleitung dafiir verantwortlich gemacht, daß bie 
Vabrifation in einer die Nachbarſchaft nicht beläftigenden Weife betrieben 
werbe, wobei eventuell die Entziehung des Gewerbsbefugniſſes angedroht 
wurde. — Ueber ein Gefuh vom 25. October 1873 wurde der Fabriks⸗ 
leitung mit Decret der Gemeindevorftehung Linz vom 19. November 1873, 
3. 15378 die Erridtung von vier neuen Spobiumdfen in der ehemaligen 
Leimfieberei, an Stelle der früher beftandenen Oefen bewilligt und mit 
Decret vom 31. Mär; 1874, 3. 3574 die Benützung berfelben geftattet. 

Mit Decret der Gemeindevorftehung Linz vom 2. Auguft 1875, 
3. 5842 —13459 wurde dem Anton Fiſcher von Ankern, der inzwiſchen 
bie Fabrik als Alleineigenthum übernommen hatte, vie Genehmigung ber 
Detriebsanlage entzogen und die Einftellung des Betriebes aufgetragen. — 
Diefe Verfügung wurde jedoch mit Erlaß der ober⸗öſterr. Statthalterei 
vom 13. März 1876, 3. 13107 aufgehoben, weil dem Erkenntniſſe ber 
Gemeinvevorftehung feine wiederholten Beftrafungen des Gewerbetreibenden 
vorausgegangen waren. ' 

Mit dem Erkenntniffe der Gemeindevorftehung von Linz vom 7. April 
1876, 3. 5300 wurden die Pächter der Fabrik (Müller und Lavengaft) 
unter Mithaftung des Eigenthümers v. Fifher mit Rüdfiht auf die 
58. 32 und AO der Gew. Drdg. wegen Nichteinhaltung der Bedingungen 
ber Betriebsanlage und willführliher Erweiterung des Betriebes, fowie 
wegen Uebertretung ver 88. 12, 21 und 24 ber Bau⸗Ordg., nad $. 132 
der Gew. Ordg. und 84 der Bau⸗Ordg. zu einer Gelpftrafe von 200 fl., 
eventuell Arreft von vierzig Tagen verurtheilt. — Nebenber Tiefen Verhand⸗ 
lungen, welche fid auf die Verpachtung der Fabrik und auf die aus dieſem 
Anlaffe von Seite der Gemeinde erhobenen Anftände bezogen und welche 
dazu führten, daß Anton Fiſcher von Ankern ven Betrieb der Fabrik auf feinen 
eigenen Namen anmeldet. — Hierüber erkannte bie Gemeinbevorftehung 
Linz; mit der Entſcheidung vom 7. Juni 1876, 3. 9761, daß bezüglid 
ber fraglihen Yabrif das in den 88. 31—41 der Gew. Ordg. normirte 
Verfahren durchzuführen fei. — Diefe Entſcheidung wurde von ber ober- 
öfterr. Statthalterei mit Erlaß vom 3. September 1876, 3. 8363 be» 
ftätigt und der dagegen von Fiſcher ergriffene Recurs vom Min. Des 
Innern mit der Entfheidung vom 10. Yuli 1877, 3. 4419 als unftatt« 
baft zuridgewiefen, weil, wenn es fih um bie Anwendung des britten 
Hauptftüdes der Gewerbeordnung handelt, ein Recurs gegen zwei gleiche 
lautende Entſcheidungen nicht zuläffig fei. 

Ueber die hiegegen beim B. ©, Hofe erhobene Beichwerde wurde 
mit Erfenntniß vom 14. Jänner 1878, 3. 1577 die erwähnte Entſcheidung 
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wegen mangelhaften Verfahrens nah 8. 6 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben, weil ver $. 88 ber 
Gew. Ordg., auf weldem die Min.» Entjheibung berubte, die erfolgte 
Durbführung eines Edictalverfahrens vorausfegt, welche VBorausfegung 
nicht eingetreten war. 

Daraufhin erfannte dag Min. des Imnern mit der Entſcheidung 
vom 23. Februar 1878, 3. 852 in merito und wies den Recurs Fiſchers 
ob. Auch diefe Entfcheidung wurde mit dem Erkenntniffe des V. ©. Hofes 
vom 21. October -1878, 3. 1220 wegen mangelhaften Verfahrens auf- 
gehoben, weil der B. G. Hof die Thatfachen, welche nach ter Anficht des 
Minifteriums die Einleitung des Erictalverfahrens begründeten, nicht als 
feftgeftellt betrachtete. 

Mittlerweile wurde auf Grund der erfterwähnten (fpäter vom 
V. ©. Hofe aufgehotenen) Entſcheidung des Min. vom 10. Juli 1877, 
3. 4419, reſp. auf Grund der vorausgegangenen Erkenntniffe ver unteren 
Inſtanzen ein Evictalverfahren durchgeführt und auf Grund desfelben von 
der Oemeindevorftehung Linz erkannt, daß dem Anton Fiſcher Ritter von Ane 
fern der Betrieb der Spobiumfabrit nicht bewilligt werde, welde Ent⸗ 
ſcheidung fpäter mit dem Erlafſe der ober-öfterr. Statthalterei vom 
9. September 1879, 3. 2589 mit Rüdfiht auf die fpäter zu erwähnende 
Min.-Entfheidung vom 19. Auguft 1879, 3. 7439 (gegen welde vie 
gegenwärtig vorliegende Beſchwerde gerichtet ift) aufgehoben wurde, 

Außerdem wurden von der Gemeindevorſtehung Linz zwei Straf- 
erkenntniffe, eines vom 17. December 1877 wegen fanitätswibrigen Be⸗ 
triebes der Fabrif und eined vom 20. März 1878 wegen Erzeugung von 
Kunſtdünger gefällt, von welchem das erfte von ber Statthalterei beftätigt, 
das zweite aber wegen Verjährung aufgehoben wurbe. 

Auf Srund des Erkenntniffes des V. ©. Hofes vom 21. October 
1878 wurden vom Min. des Innern Erhebungen über bie bei der Knochen⸗ 
mehl⸗ und Spodiumfabrit in Luſtenau etwa vorgenommenen Aenderungen 
in ber VBetriebsanfage oder in der Yabrifationsweife und über bie dadurch 
verurfachten allfälligen Uebelftände angeorbnet, weldhe am 3. bis 5. April 
1879 gepflogen wurden. — Der mit diefen Erhebungen betrauten, von 
einem Abgeorbneten der Statibalterei geleiteten Commiffion wurde vom 
Deihwerbeführer der Sitwationsplan vom 8. Februar 1870 vorgelegt, 
auf welchem das erfle Evictalverfahren, die Localcommiſſion vom 17. es 
bruar 1870 und die Bewilligung ter Betriebsanlage vom 7. März 1870 
berubt hatte. 

Zwiſchen diefen Plänen und den Plänen vom 24. September 1870, 
auf deren Grund vie Benütungsbewilligung ver Bezirkshauptmannſchaft 
Linz; vom 25. November 1870, 3. 8273 erfolgte, wurden folgenve 
wejentliche Unterfchiede conftatirt: Das Fabriksgebäude ift um 1° 1° länger 
und um 5’ tiefer als nad dem Plane vom 8. Februar 1870; ber mit» 
lere und weftlihe Theil des Fabriksgebäudes ift mit einem Stodwerfe 
verjehen, während nah dem Plane vom 8. Februar das ganze Gebäude 
nur ein Erdgeſchoß hat; ter Dampffchlott ift außerhalb des Gebäudes ange- 
bracht, während er nach dem Plane vom 8. Februar im Innern des Ge⸗ 
bäudes projectirt war; im Plane vom 24. September ift eine Verſitzgrube 
außerhalb des Gebäudes vorgefeben; ein Magazinsgebäude von 8 Klafter 
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länge und 6'/, Klafter Breite an das Fabriksgebäude angefügt; endlich 
ein für die Leimfiederei beftimmtes Gebäude von 10° 5° Länge und 4° 
3° Breite, ſowie eine 2° 5° lange Kohlenhütte enthalten, welche Objecte 
im Plane vom 8. Februar 1870 gänzlid fehlen. — Ein in den Plane 
vom 8. Februar 1370 enthaltenes, zur Spodiumfortirung beftimmtes Lo⸗ 
cale fehlt auf dem neuen Plane; die Commiſſion conftatirte, daß das 
gegenwärtig zu biefem Zwede verwentete Magazin mindeftend die doppelte 
Urea jenes im Plan vom 8, Februar 1870 bezeichneten Locales habe. 

Die tehnifhen Sachverſtändigen erllärten, daß die Betriebsanlage 
nad dem Plane vom 24. September gegenüber jenem nad dem Plane 
vom 8. Februar allerdings einen außgebehntern Betrieb ermögliche, ba 
die Dampfkefſel nah dem neuern Plane in das Keſſelhaus, nad dem 
ältern Plane nicht bineinpaffen würden und aud die Räume für Maga» 
zinirung vergrößert erfcheinen. — Das Verhältniß der Vermehrung lafſe 
fih mit einiger Beſtimmtheit nicht angeben, doch ftehe die Größe des 
Keffels und der Raum für Magazine im fpäteren Plane zu dem im 
früheren Plane disponiblen Raume mindeſtens im Verhältniſſe von trei 
zu zwei. — Die ärztlihen Sachverſtändigen äußerten darüber, daß bie 
fanitären Webelftände und Die Beläftigung durch Geruch in Folge bed er⸗ 
weiterten Betriebes ſelbſtverſtändlich gefteigert wurden. 

Im Uebrigen find aus dem jehr umfangreichen Commiffionsprotofolle 
nachſtehende, mit der gegenwärtig ftreitigen Frage näher zufammenhängende 
Daten hervorzuheben. — Was die Spobiumdfen betrifft, welche mit Be» 
willigung der Gemeinvevorftehung Linz vom 31. März 1874, 3. 3574 
errichtet wurden, fo wurde deren Leiftung als eine tabellofe und die Ber» 
brennung der Gaſe als eine nahezu vollftändige bezeichnet, jo daß dadurch 
feine größere Beläftigung der Umgebung verurfacht wird, als durch ven 
Rauch jedes Fabriksſchornſteins. — Die Area der Fabriksanlage murde 
durch Hinausrüden der Planfe um 10'/,9 der ganzen Ränge nad) erweitert. 
— Auf einem Theile der dadurch nen gewonnenen Area, fowie im Fabriks⸗ 
bofe find hölzerne Hütten erbaut, welche größtentheil® zur Aufbewahrung 
von Knochen verwendet werden und zu deren Erridtung eine Bewilligung 
nicht erwirft wurde. ° 

Der Vertreter des Bejchwerveführers berief fich biegegen auf den 
Auftrag der Bezirkshauptmannſchaft, die friſchen Knochen in gebedten 
Räumen unterzubringen, fowie darauf, daß diefe Hütten bei vielen Com— 
miffionen wahrgenommen, aber nie beanftändet worden feien. — Die 
tehnifhen Sachverſtändigen erllärten, daß fie in der Herftellung biefer 
Hütten eine Wenderung und namentlich eine Erweiterung des Betriebes 
erbliden müfjen, weil dadurch umfafjende Räume zur Magazinirung ge- 
ſchaffen worden find. — Die verbaute Fläche betrug nad dem Plane vom 
24. September 1870 878 Meter, in Wirklichkeit aber mit Einfluß 
der Hütten 2078 [IMeter. — Borgefunden wurden 131 Kubikmeter 
friſche, zum Theile noch mit blutigen Weichtgeilen verfehene Knochen, außer 
einer Quantität frifher Hufe und Klauen. — 

Die Quantität diefer Knochen wurbe als fo groß bezeichnet, daß der 
urfprünglich vorgefchriebenen Bedingung, wonach die Knochen nicht länger als 
achtundvierzig Stunden am Fabriksorte gelagert bleiben dürfen, unmöglich ent- 
fprochen werben könne, weil nach Angabe des Directord in ben brei vor⸗ 
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handenen Keſſeln nur 17.25 Kubilmeter Knochen täglich) verfotten werten 
fönnen und taber zur Ausſiedung des ganzen vorhandenen Quantums 
mehr als fieben Tage erforderli wären, wogegen von Seite der Vertretung 
des Befchwerveführers bemerkt wurde, daß mit Zuhilfenahme der Nacht 
arbeit tiefer Borrath in dreieinhalb Tagen aufgearbeitet werben könnte. — 
Diefer Aufbewahrungsort der Knochen wurde wegen Begünftigung bes 
Fäulnißproceſſes der Weichiheile von den Sachverſtändigen als der beden⸗ 
tenbfte janitäre Uebelftand ver Anlage bezeichnet. — Uebrigens wurde anf 
die Frage des Vertreters des Beſchwerdeführers von den Sachverftändigen 
erklärt, daß zwifhen der Aufbewahrungsart der Knochen in den Hätten 
und in dem urfpränglich projectirten Knochenmagazine ein erheblicher prin« 
eipieler Unterſchied nicht beftehe. — Im Uebrigen wurden von ber Com⸗ 
nıifften die fanitären und beläftigenden Wirkungen der Manipulation bei 
‚ der Rnochenzufuhr und bei der Ableitung der Subwäfler erörtert. 

Bezüglich der von Seite ver Gemeinde Linz behaupteten Erweiterung 
des Fabrilsbetriebes wurde no Folgendes erhoben: Die vorgefundenen 
Knochengquantitäten betrugen an Fettknochen circa 1048 Centner, an 
Trockenknochen circa 2780 Eentner. — Da nah Angabe des Fabriks⸗ 
leiter im Winter täglid 200—250, im Sommer 300 Eentner verfiampft 
werten, wäre zur Berftampfung der vorgefundenen Trockenknochen im 
Winter ein Zeitraum 11—14, im Sommer von 8—9 Tagen erforderlich. 
— Der Ueberfhuß über die täglihd zu Spodium verbrannten Knochen 
von circa 115 Centnern wird nady Angabe des Fabriksleiters als Knochen» 
mehl abgefegt. — Die vorgefundenen brei Keffel zum Ausſieden ver 
Knochen entiprahen den Dimenfionen des Planes vom 24. September 
1870. — Nah der Außfage mehrerer Zeugen foll nebft diefen drei Keſſeln 
im Laufe der Zeit noch ein vierter (angeblih von dreifachem Untfange) 
fowie eine Pfanne aufgeftellt worben fein, welde jedoch zur Zeit ber 
commifftonellen Erhebung wieder befeitigt waren. — Nach der Ausfage 
eines dieſer Zeugen fol die Probuctionskraft, wenigftend der Brennerei, 
auf das Bierfache gefteigert worden fein, 

Dos Min. des Innern fand duch dieſe Erhebungen conftatirt, daß 
bei ter in Rebe fiehenten Fabrik eigenmädhtige Aenderungen in der Be- 
Ichaffenheit der Betriebsanlage umd in der Fabrilationsweife vorgenommen 
worden feien und großentheild noch beſtehen, welche Aenderungen durch 
geſundheitsſchädliche Einflüſſe und durch übeln Geruch die Nachbarſchaft 
gefährden und beläftigen, nnd daß das Edictalverfahren durch F. AO ber 
Gew. Ordg. begründet erſcheine. — Das Din. des Innern gab ſonach 
dem Recurfe des Anton Fifcher von Ankern gegen die Statth.Entſcheidung 
von 3. September 1876, 3. 8363 eine Folge und orbnete, da bei dem 
bereit8 durchgeführten Edictalverfahren tie nöthigen Pläne und Befchrei- 
bungen nicht vorgelegen waren, und da laut des Protokolls vom 3. April 
1879 feit dem Evictalverfahren abermals Aenderungen ftattgefunden haben, 
die Einleitung eines neuen Evictalverfahrens an, 

Gegen diefe Entſcheidung ift die vorliegente Beſchwerde gerichtet. — 
In derfelben wird die Min. -Entfheidung formell und materiell als gefetz⸗ 
wibrig angefochten. In formeller Beziehung wird angeführt: Das Mini- 
fterium babe den Befchwerteführer um zwei Unftanzen gebracht, indem es 
über die gepflegenen Erhebungen fogleih in letzter Inftanz erkannte; bie 
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Statth.⸗Entſcheidung vom 3. September 1876, 3. 8363, melde vom 
Diinifterium beftätigt wurde, habe rechtlich nicht mehr criftirt, da fie bes 
reits vom V. ©. Hofe mit Erkenntniß vom 21. October 1878, 3. 12320 
aufgehoben worden fei; ber angeführte Grund, daß die Pläne und Bes 
triebsbefchreibungen dem Edictalverfahren vom November 1877 nicht vor» 
Ingen, berube auf einem Irrthum, da die genehmigten Pläne vom 24. Sep⸗ 
tember 1870 beim Cdictalverfahren allerdingd vorgelegen feien. — Der 
Entſcheidung fehle die Begründung, weil die Thatfachen, welche die Noth⸗ 
wenbigleit eines neuen Edictalverfahrens begründen follen, nicht ange- 
führt feien. " 

In merito wird vor Allem bemerkt, daß ſolche Aenderungen und 
Betriebderweiterungen, welche zur Zeit der commiffionellen Erhebung vom 
April 1879 nicht mehr beftanden, überhaupt nicht mehr in Beirat Tom» 
men fünnen. — In der Hauptjache beruft ſich die Beſchwerde darauf, daß 
ber Befchwerbeführer turch den Benütungsconfens der Bezirkshauptmann⸗ 
haft Linz vom 25. November 1870 in aller Form das Recht zum Be 
triebe der Fabrik erworben babe, und daß durch dieſen Confens auch die 
an bem urfprünglichen Projecte vorgenommenen Aenderungen orbnungs- 
mäßig genehmigt worden feien, da nad 8. 40 der Gew. Ordg. die Be- 
zirkshauptmannſchaft Linz nicht verpflichtet geweſen jei, wegen biefer Aen⸗ 
derungen ein neues Evictalverfahren einzuleiten. 

Bezliglich der beftehenden Spodiumöfen macht die Beſchwerde geltend, 
baß teren Errichtung und Benützung von der Linzer Oemeindevorftehung 
als Gewerbsbehörde mit ben Erläffen vom 17. November 1873, 3. 165378 
und vom 31. März 1874, 3. 3574 bewilligt worden fei. 

Was die Knochenhütten betrifft, habe die Linzer Bezirfshauptmann- 
ſchaft, als tamalige Gewerbsbehörde, mit Erlaß vom 21. Mai 1871, 
3. 4316 angeorbnet, „daß die Knochen nicht im Freien getrocknet werben 
follen, fondern daß zu diefem Zwede ein eigenes gefchloffenes Local herzu⸗ 
ftellen oder das beftehende Local, wenn deſſen Größe nit ausreichen follte, 
in angemeflener Weife zu vergrößern fei; dann, baß die Gemeindevor⸗ 
ftehung Nufteneu den möglichſt ſchleunigen Bollzug diefer Weifung zu 
überwachen und dem Bezirköhauptmann darüber zu berichten babe." — 
Die Einholung eines fpeciellen Bauconcenſes für die Knochenhütten jei 
nicht vorgefchrieben worden, die Bewilligung hiezu fei durch ben erwähnten 
Auftrag gegeben geweſen; eine Aenderung ber urfprünglichen Anlage fei 
dadurch nicht begründet, weil bei deren Bewilligung im März 1870 nur 
ein gebedter Raum zur Unterbringung ber Knochen ohne Beſchränkung 
bezüglich des Umfangs verlangt wurbe; die Conftructiondart der Hütten 
fei jener des im Plane vom 24. September 1870 bezeichneten und ge» 
nehmigten Stnochenmagazines entfprechenn, wie bei der Commilflon am 
3. April 1879 von den Sadverftändigen anerlannt wurde. In der An⸗ 
lage der Snochenhütten Liege daher keine eigenmächtige Erweiterung bes 
Betriebes, 

Uebrigens können unter ben im 8. 40 der Gew. Ordg. erwähnten 
„Aenderungen in ver Befchaffenheit der Betriebsanlage oder in ter Fabri⸗ 
fationsweife” nur qualitative und nicht quantitative Aenderungen verflanten 
werden. — Die bei der Commiſſion erörterte Frage, ob die verhantenen 
Knochenvorräthe binnen achtundvierzig Stunten (wie bei Bewilligung der Br=- 
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triebSanlage angeordnet wurde) ansgefotten werben können, habe mit ber Yrage, 
ob ein neues Epictalverfahren nöthig fei, nichts zu thun. — Die Ueber» 
tretung jener Anordnung Tönnte höchſtens zum Anlaß eines Straferlennt- 
niffes dienen. — Dagegen habe ver B. G. Hof bereits felbft im Erkennt⸗ 
niffe vom 21. October 1878, 3. 1220 ausgeſprochen, daß zur Einleitung 
des Edictalverfahrens tie Berlegungen politifcher Verbote nicht genügen, 
fondern bleibende Aenderungen in ver Anlage oder Betrieböweife erforder- 
Iih ſeien. — Uebrigens wirb behauptet, daß jene Anorbnung bei ber in 
der Natur der Sade Iiegenden Unregelmäßigkeit der Knochenzufuhr nicht 
buchſtäblich, fondern nur als eine beiläufige Directive aufzufaffen gewefen 
ſei; auch wird ausgeführt, daß mit Hilfe des vierten Keſſels und ber 
Pfanne, welche aufgeftellt waren und wieder bejeitigt worben find, das 
vorgefundene Quantum Knochen in zweieinhalb Zagen und bei nächtlicher 
Arbeit in treißig Stunden hätte verarbeitet werben können. 

Indem ſchließlich darüber Beſchwerde geführt wird, daß das Min. 
bes Innern bie für feine Entſcheidung maßgebenden Momente nit ange- 
führt habe, wird für den Fall, taß der V. ©. Hof nicht ſchon den for« 
mellen Einwendungen der Beſchwerde flattgeben follte, da8 Begehren um 
Aufhebung der Beſchwerde wegen Geſetzwidrigkeit geftellt. 

Nachdem das Min. des Innern erklärt hatte, keine Gegenſchrift 
zu erftatten, richtete ver B. ©. Hof an dasſelbe mit Note vom 9. Februar 
1880, 3. 170 das Erfuchen, zur Klarflelung des im abminiftrativen 
Berfahren in ter Richtung bes 8. 40 der Gew. Ordg. angenommenen 
Thatbeftandes dem V. ©. Hof bekannt zu geben, worin die der angefoch⸗ 
tenen Entfheitung zum Grunde gelegten eigenmächtigen Aenderungen in 
der Beichaffenheit der Betriebsanlage und in ter Fabrilationsweije, durch 
weldhe einer der im $. 31 der Gew. Ordg. vorgefehenen Umſtände ein» 
trat, beftehen und durch welche Momente ber gepflogenen Erhebungen 
jebe einzelne biefer Aenderungen als conftatirt angejehen worben fei. 

In der hierüber an ben B. ©. Hof gelangten Note vom 15. No- 
veniber 1880, 3. 2386 bemerft das Min. des Innern, daß bie urfprüng- 
lich von der Bezirkshauptmannſchaft Linz bewilligte Betriebsanlage gar nie 
zur Ausführung gelangt fei, wie ſich aus der Vergleichung des dem Evictal- 
verfahren und ver Betriebsanlagebewilligung zum Grunde gelegten Planes 
vom 8. Februar 1370 und aus dem Ausführungsplane vom 24. Sep- 
tember 1870 ergebe. — In dieſer Hinficht weift das Minifterium auf 
die im Commiffionsprotofolle vom April 1879 erwähnten Neu- und refp. 
Erweiterungsbauten bin, nämlih: das Gebäude fir die Leimfieberei 
175 [IMeter; die Erweiterung bes Mittelbaues des Fabriksgebäudes 
um 86.3 DMeter; das auf dem Mittelbau und rechten Flügel aufgefeite 
Stodwerk; auf die Größe des Dampfleffels, der in dem urfpränglid 
biefür beftimmten Raume nicht den nöthigen Raum gefunden hätte; auf 
das im urſprünglichen Plane gar nicht vorlommende Magazinsgebäude 
von 179.8 [JMeter Fläche. 

Obwohl für diefe Gebäude der Benütungsconfens von ber Bezirks⸗ 
hauptmannfchaft ertheilt worben fei, fo Lönne deſſen Ertbeilung dod ben 
Mangel der Betriebsanlagebewilligung nicht erfeßen und als eim mangel⸗ 
haftes Verfahren die dabei in frage kommenden Intereffen, welde nur 
in ber volllommenen Beobachtung des Geſetzes Schutz finden, nicht 


. 
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beeinträdhtigen. — Auch nah Ertheilung des Benützungsconcenſes ſei bie 
Anlage duch Hinausrüden der Planke und durch Errichtung der Knochen⸗ 
hütten erweitert worden. 

Wenn auch die Anordnung der Bezirkshauptmannſchaft vom 21. Mai 
1871 (gegen die Lagerung ber Knochen im freien) der Nichteinholung 
eines Bauconfenjes für die Hütten zur Entfchuldigung diene, fo liege doch 
in der Erbauung biefer Hütten und in der Unzulänglichkeit der früher 
projectirten Magazinsräume der Beweis für die Erweiterung des Betriebes, 
da die verbaute Area nach dem Plane vom 24. September 1870 nur 
876 [IMeter, gegenwärtig aber mit Einfluß der Hütten 2078 [Meter 
betrage. 

Den fchlagenpften Beweis für die VBetriebserweiterung findet das 
Min. des Innern in der Maſſe der vorhandenen Sinochen (3965 Eentner), 
welche mit den vorhandenen Einrichtungen innerhalb der urjprünglich vor⸗ 
gefchriebenen Zeit von adtundvierzig Stunden bei Weiten nicht aufgear- 
heitet werden könnten, wobei das Minifterium darauf hinweiſt, daß bei 
einer früheren Commiſſion fogar 6000 Kentner Knochen vorgefunden 
worden waren. — Hieraus zog das Minifterium den Schluß, daß die 
Fabriksinhabung den urſprünglich projectirten Keinen Betrieb in einen 
Betrieb im großen Umfange umgewandelt habe. 

Das Min. des Innern vertritt die Meinung, daß ber 8. 40 der 
Gew. Ordg. fi ad auf quantitative Aenderungen, durch welche einer 
der im $. 31 der Gew. Ordg. vorgefehenen Umftände eintritt, beziehe; 
es hielt die geſundheitsſchädliche Wirkung des fraglichen Fabriksbetriebes 
durch die Aeußerungen der Sachverftändigen für conftatirt und deshalb vie 
Erneuerung des Epdictalverfahrens bezüglich der gegenwärtigen Anlage, für 
welche vie urjpränglihen Bedingungen nicht mehr ausreichen, für geboten, 

Das Erkenntniß des V. ©. Hofes berubt auf den nachfolgenden 
Erwägungen: Die in ver Beſchwerde erhobenen formellen Einwendungen 
betreffend, fand der V. ©. Hof darin, daß das Min. des Junern nicht 
ven Unterbehörden vie Yallung neuer Entſcheidungen aufgetragen, ſondern 
in der Sache auf Grund der Erhebungen felbft erfannt bat, feine Ver⸗ 
legung wefentlicder Formen des Apminiftrativverfahrens, weil die höheren 
Aominiftrativbehörden an den von den unteren Dnftanzen feitgeftellten 
Thatbeſtand nicht gebunden, ſondern beredtigt find, eine Ergänzung dieſes 
Thatbeſtandes zu veranlaffen und das Ergebniß zur Grundlage ihrer eigenen 
Entſcheidung zu nehmen. 

Da das Minifterium im vorliegenden Falle in dem Reſultate diefer 
Ergänzungen eine Beftätigung der Richtigkeit der Statth.-Eintfheidung vom 
3. September 1876, 3. 8363 erkannte, fo hatte dasfelbe feinen Grund, 
der Statthalterei eine neue Entſcheidung aufzutragen. — 

Die Einwendung, daß die Entſcheidung der ober-öfterr. Statthalterei 
vom 3. September 1876, 3. 8363, welde durch bie gegenwärtig an- 
gefochtene Min.⸗Entſcheidung beftätigt wurde, al® durch das h. o. Er⸗ 
kenntniß vom 21. October 1878, 3. 1220 aufgehoben, rechtlich nicht 
mehr exiftirt babe, ift gleichfalls unbegründet, weil durch jenes Erkenntniß 
nur die damals angefochtene Min.-Entfcheivung aufgehoben worden ift. 

Wenn ferner in der Beſchwerde behauptet wird, daß das zur Be⸗ 
grändung der Anorbnung eines neuerlichen Edictalverfahrens in der ans 
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gefohhtenen Min.⸗Entſcheidung angeführte Argument, „ee ſeien bei dem 
bereitö durchgeführten Ebdictalverfahren die von der Fabriksunternehmung 
beizubringenden Pläne und Befchreibungen der Betriebsmittel und des 
Betriebes nicht vorgelegen,” auf einem Irrthume berube, weil tie Pläne 
vom 24. September 1870 bei jenem Edictalverfahren vorgelegen feien, 
fo ift dagegen zu bemerken, daß jene Bemerkung des Minifteriums ſich 
offenbar nicht auf die Pläne vom 24. Eeptember 1870, fondern auf ben 
der erften Betriebsanlagebewilligung zum Grunde gelegten Plan vom 
8. Februar 1870 bezog, welder erft bei der Commiſſion vom 3. April 
1879 beigebracht wurde und deſſen Berfchiedenheit von dem fpäteren Plane 
vom 8, Februar 1870, auf welchem der Benügungsconfens beruht, ein 
wefentlihes Moment für vie Beurtheilung ber vorliegenden Streitſache 
bildet. — 

In der Sache ſelbſt wurben die in der Note des Din. des Junern 
vom 15. November 1880, 3. 2386 enthaltenen Ausführungen auch vom 
3. ©. Hofe im Wefentlihen als zutreffend erlannt: Nach dem Erachten 
des V. ©. Hofes müſſen unter den im $. 40 ber Gew. Ordg. erwähnten 
Aenderungen in der Beichaffenheit ber Betriebsanlage nicht blos qualitative, 
fondern aud quantitative Aenderungen verflanden werben, durch welche bie 
gefundheitsfhäplichen oder fonft beläftigenden Wirkungen ber Anlage ge⸗ 
fteigert und über einen weiteren Kreis verbreitet werben. — 

Der vom Min. des Innern angenommene Thatbeftand, daß feit ber 
anf Grund des Edictalverfahrens ertheilten Bewilligung ver Betriebs⸗ 
anlage vom 7. März 1870, 3. 1398 eine derartige quantitative Aen⸗ 
berung berfelben flattgefunden babe, ift durch die Erhebungen vom April 
1879 conftatirt, aus welchen hervorgeht, daß ſchon ter Benügungsconjens 
vom 25. November 1870, 3. 8273 von ber Bezirkshauptmannſchaft nicht 
auf Grund des zur Bafis des Evictalverfahrens genommenen Planes von: 
8. Februar 1870 (welder in dem Protofolle der damals abgehaltenen 
Commiſſion vom 17. October 1870 gar nicht erwähnt if), fondern auf 
Grund von Plänen vom 24. September 1870 ertheilt wurde, welche zum 
Theil Objecte, die in dem früheren Plane gar nicht vorfamen, zum Theil 
Erweiterungen der ſchon früher projectirten Baulichkeiten aufweifen, fowie 
daß die ganze Anlage in ihrem gegenwärtigen Beftande, insbeſondere ber 
zur Aufbewahrung von Knochenvorräthen beftimmte und thatſächlich benützte 
Kaum, auf einen Umfang des Betriebes eingerichtet ift, für welchen bie 
urjprünglich projectirte Anlage bei Weiten nicht ausgereicht hätte. 

Unter viefen Umftänten kann dem Fabriksbeſitzer auf Grund bes 
Benützungsconſenſes ein erworbenes Recht zum Betriebe der Fabrik in 
dem gegenwärtigen, über ben Inhalt der Betriebsanlagebewilligung hinaus« 
gehenden Umfange nicht zuerlannt werden. — Nach 8. 40 der Gew. Ordg. 
ift es allerdings der Beurtheilung der Gewerbsbehörde überlafien, ob 
wegen Aenderungen in der Beſchaffenheit der Betriebsanlage eine neue 
commiffionelle Verhandlung (ein Evictalverfahren) ftattzufinden habe oder 
nit. — Wenn aber die Gewerbsbehörbe I. Inftanz die Einleitung eines 
neuerlichen Epictalverfahrens unterließ und wenn ſich nachträglich Uebel- 
ftände zeigen, welche ergeben, daß ein Evictalverfahren geboten gewejen 
wäre, und wenn fich in&befondere, wie im vorliegenden Falle, herausitellt, 
daß die Beichaffenheit der eingetretenen Aenderungen bei deren Bewilligung. 
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nicht fetgeftellt wurde (Zeuge des früher erwähnten Protokolls von 
17. October 1870, in weldhem ver urfprüänglide Plan vom 8. Februar 
1870 gar nicht erwähnt ift), fo Tann ven höheren Berwaltungsbehörten 
bie Berechtigung, bezüglih der Wenderumgen der urfprünglich gefegmäßig 
bewilligten Betriebsanlage nachträglich ein Edictalverfahren anzuordnen, 
nicht abgefprodhen werden. — Dem fteht nicht im Wege, daß gegen den 
Benligungsconfens fein Recurs ergriffen wurde, weil eine Bekanntmachung 
der Aenderungen der Betriebsanlage nicht flatigefunden bat und weil daher 
die Betheiligten nicht in der Lage waren, dagegen zn vecurriren. 

Hienah fand der V. ©. Hof, daß, foweit es fi) um eine über 
den Inhalt der urfprünglich gefegmäßig ertheilten Anlagebewilligung hin- 
ausgehende Betriebsanlage, bezw. um eine folche Anlage, welche kein Ge⸗ 
genftand des damals eingeleiteten Edictalverfahrens war, handelt, eine 
neuerliche Verhandlung und Entſcheidung gerechtfertigt fei und er vermochte 
daher in der mit der angefochtenen Entſcheidung ausgeſprochenen Anord⸗ 
nung eines neuerlichen Edictalverfahrens eine Geſttzwidrigkeit nicht zu 
erfennen. — Die Beſchwerde mußte daher zurüdgewiefen werben. 


Ar. 1030. 


Borausfegungen für die Erklärung eines Durchganges als einen öffent⸗ 
lien Gemeindeweg. 


Erfenntniß vom 8. März 1881, 8. 210. 


Der 18. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Anna, Agnes 
nnd Maria Biloler ca. tirol. Landesausſchuß und die Gemeinde Teis 
anläßlich der Entfcheidung des erfteren vom 23. Yuli 1880, 3. 6928, 
betreffend vie ‚Erklärung eines zwiſchen dem Feuer⸗ und Futterhauſe 
der Befhwerbeführerinen befindlichen Naumes als öffentlichen Weg, nad) 
burchgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des Abo. Dr. Yofef 
Kopp, zu Recht erfamt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird als im Geſetze nicht 
begründet nad 8. 7 des Gefeges vom 22. October 1875, R. ©. 2. 
ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Den Adminiſtrativacten liegt weder ein Auszug aus ber Kataſtr. 
Mappe der Gemeinde Teis noch ein Situationsplan bei. | 

Dem der Beſchwerde angeichloflenen Situationsplane, deſſen Richtig. 
feit nicht beauſtändet wird, zufolge ift das Proraufgut auf allen Seiten 
von unter fi zufammenhängenden Wegen begränzt; innerhalb des Gutes 
iſt aber kein Raum, ſpeciell auch nicht der ſtreitige, als Gemeindeweg oder 
Weg überhaupt bezeichnet. Laut ver auf bie Zeugenangaben geftüßten 
Annahme des Landesausfchufles wurde ber ftreitige Raum, ber ſich zwiſchen 
dem Sutter und Feuerhauſe, d. i. zwifchen dem Wohn- und Wirthſchafts⸗ 
" gebäube des Progaufgutes befindet, von ben Befigern- besfelben zur Lagerung 
8* 
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von Holz, Aufftelung von Wägen u, ſ. f. benügt und zwar in einer 
Weife, daß die Leute, welche diefen Raum als Durchgang benüßten, manch⸗ 
mal darüber binwegfteigen mußten und nur zur Noth ausweichen Tonnten. 

Die Thatfache der jo gearteten Benützung diejes Raumes ald Durch⸗ 
gang Seitens der Ortsbewohner an fi beweift wohl, daß ein Durch» 
gang durch den Proxaufhof möglich ift, und daß er, wenn auch ohne Ein- 
ſprache der Befiger, doch nicht ohne factifhe Erſchwerung Seitens berfelben 
flattfand. Aber nicht jeder zur Wegablürzung im Innern einer Gemeinde 
dienlihe, wenn aud allgemein unter mehr oder weniger Hindernifſen be⸗ 
nügte Durchgangsraum, wie er ſich insbefondere auf dem Lante in Ort⸗ 
fheften mit zerftreuten Gehöften häufig findet, ift deshalb fchon ein Weg 
und fpeciell ein öffentlicher, ein Gemeindeweg; eine derartige Auffaffung 
würde einerfeit8 zu unzuläffigen Beihränfungen des Eigenthums, anderſeits 
zur Ueberlaftung der Gemeinde mit Koften und Pflihten der Aufficht 
führen. 

Borliegenden Yalles ift nicht erwielen, ja gar nicht behauptet worden, 
daß die Gemeinde bisher jemald wegen Herftellung oder Erhaltung eines 
Gemeindeweges durch das Preoraufgehöfte im gefeglih vworgefchriebenen 
Zuftande (8. 5 des Gef. vom 21. Februar 1870, 8. ©. B. Nr. 1) und 
wegen ungehinderter Benügung für Jedermann irgend welden Einfluß ge⸗ 
nommen (8. 27 der Gem. Ordg. vom 9. Yänner 1866, 2. G. B. Nr. 1 
und 88. 11 und 12 des Straßengef. vom Jahre 1870) oder wegen 
Befeitigung der zugeftandenermaßen vorgelommenen Hemmungen bed unbe- 
binderten Durchganges Berfügungen getroffen hätte. | 

Es ift nicht dargethan oder auch nur behauptet worden, daß der 
ftreitige Raum eine für den allgemeinen Berlehr in der Gemeinde oder 
mit Nachbargemeinden nothwendige Communication, oder ein ergänzender 
Theil einer foldhen fei, aljo die Verbindung im Innern der Gemeinde ober 
mit Nachbargemeinten herſtelle ($. 3 des Straßengef.), vielmehr ift, 
wie oben bemerkt, aus dem unangefochtenen Situationsplane, der der Ber 
ſchwerde beiliegt, zu erfehen, daß andere Wege und Kirchfteige beftehen, 
welhe das Proraufgut begrängen und untereinander in ununterbrocdener 
Berbindung fiehen, und es wird in ber Beſchwerde behauptet und vom 
Landesausſchufſe laut feiner Gegenfchrift angenommen, daß die Abkürzung 
durch das Proraufgehöfte nur circa 26 Meter (d. i. beiläufig 35 Schritte) 
betrage. 

Was endlich die Nothwendigkeit der Offenlaffung dieſes Durchganges 
aus feuerpolizeilihen Rüdfichten betrifft, fo enthält — während der Landes⸗ 
ausſchuß ſich diesfalls Lediglich auf den Ausſpruch der Gemeindevorſtehung 
ſtützt — die Beſchwerde die nicht widerſprochene und mit dem Situations⸗ 
plane, foweit er Gebäude erſichtlich macht, übereinſtimmende Angabe, daß 
nur im Falle eines Brandes beim Krapf die Waſſerbringung durch das 
Proxaufgehöfte näher wäre, während man zu allen andern Häuſern über 
die Wege näher bat. Die leviglih bequemere Wafjerbringung für Ein 
Haus im Falle eined Brandes begründet aber nicht die Eigenſchaft eines 
©emeindeweges im Sinne des 8. 3 des Straßengeſetzes. 

Der B. ©. Hof vermochte bei den obwaltenden Berbältnifien den 
Durdgang dur die Wagen- und Zeughütte des Proraufgutes nicht als 
im Bedürfniſſe des öffentlichen Verkehres gelegen, mithin die angefochtene 
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Entſcheidung, daß ber in Frage ſtehende Raum ein äffentliher Gemeinde: 
weg und daher ſtets in der vorgezeichneten Breite offen zu halten fei, 
nicht als im Geſetze begründet zu erkennen und mußte felbe daher nad 
8. 7 de8 Gef. vom 22. October 1875 aufgehoben werben. 


Qr. 1031. 


Zum Bermögensfteuernormale vom 10. April 1837. *) 
Erkenntniß vom 3, März 1881, 3. 800. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerbe des Steuerrathes und 
ber Gemeindevorftehung von Dornbirn ca vorarlb. Landesausſchuß an⸗ 
läßlich der Entjcheidung desfelben vom 9. September 1880, 3. 1638, 
betreffend die Bemeffung von Bermögensfteuer-Nachzahlungsquoten von den 
Nahläffen nah Martin Huber, Martin Zumtobel und Andreas Wohl⸗ 
genannt, nach burdhgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr. Serdinand Schufter, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiejen.“ 


Entfheidungsgründe. 


Der in der Befchwerde abgegebenen ausprüdlichen Erklärung zufolge 
richtet fih die Beſchwerde nur gegen einen Punlt der Entſcheidung des 
Landesausfchufjes vom 9. September 1880, 3. 1538, nämlich dagegen, 
daß berfelbe in Abänderung der in Beſchwerde gezogenen Erkenntniſſe des 
Steuerrathes entjhied, daß aus den Berlaflenfchaften des Martin Huber, 
Martin Zumtobel und Andreas Wohlgenannt lediglich der einfache, nicht 
der zwanzigfache Betrag der durch zu geringe Yatirung Seitens derſelben 
im Jahre 1878 entgangenen Steuerquoten nachzuzahlen fei. 

Der befchwerbeführende Steuerrath gründet feine Forderung einer 
zwanzigfachen Nachzahlung aus dem Nachlaſſe der Fatenten auf ven $. 1 
bes Gef. vom 2. October 1868, 2. ©. B. Nr. 41, wodurd ber $. 24 
des Bermögensftenernormales vom 10. April 1837 des Inhalts: „Wer 
bei der Fatirung ein ftenerpflichtiges Vermögen ganz verfchweigt, wird zur 
Strafe mit dem zwanzigfahen Betrage der Steuerquote belegt, welde der 
Bermögensftenercaffe entgangen wäre, wenn dieſes Vermögen unbeftenert 
geblieben wäre," — aufgehoben und an deſſen Stelle die Beſtimmung ger 
jet wurde: „Wenn bei der Fatirung ein fteuerpflichtiges Vermögen ver 
fhwiegen worden ift, bat aus bein Vermögen des Fatenten eine Nach⸗ 
zahlung im zwanzigfachen Betrage der Steuerquote, welche auf das ver- 
Ihwiegene Bermögen entfällt, an die Gemeindecaffe gemadt zu werben.“ 

Der Steuerrath folgert aus dieſer Abänderung, daß die zwanzigfache 
Nachzahlung nicht eine Strafe fei; trüge fie aber wirklich ben Charafter 
einer folhen, fo wäre eben durch das Landesgeſ. vom 2. October 1868 


*) Siehe auch Erkenntniß sub Nr. 636 (Band III, Jahrgang 1879). 
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eine Ausuahme von ber gruntjählichen Rorm tes 8. 548 18 a.1.6G.2, 
bemzufolge tie vom Geſctze verhängten Seltfirafen, wozu ber Erblaſfſer ned 
nit veruribeilt war, auf ben Erben nicht übergehen, bezrämbet werben. 

Tem gegenüber if Folgendes zu bemerfen: Daß das Bermögens- 
Remercireular vom 10. April 1837 wAter dem zwanzigfachen Betrage ber 
tur Berfhweigung eines Bermögens bei ber Fatirung der Fermögens- 
flewercafie entzogenen Etemerguote eine Etrafe verficht, if außer Zweifel 
sud wird auch von dem Beſchwerdeführer angenommen. — Tas Lanbes- 
gef. vem 2. October 1868 hat wohl ben 8. 24 des obigen Circulars 
abgeändert, die 88. 25 unb 26 besfelben aber unberührt, aljo aufrecht 
ſtehend belafin. — Beim Zufanmienhalte des 8. 24 in der Yaflung bes 
Landesgeſetzes 1868 mit den 88. 25 und 26 des Normales vom Yahre 
1837 erſcheint durch diefen letzteren Paragraph auch dermal noch tie aus 
dem Bermögen des Fatenten zu leiſtende zwanzigfache Nachzahlung als 
Strafe bezeichnet, was fie auch der Natur ter Sache nach wirllich iſt und 
als was fie auch behandelt werden muß. — Hieraus ergibt ſich, daß, 
wenngleich die Abſficht einer Geſetzesäuderung im Sinne ber in ter Be⸗ 
ſchwerde vertretenen Auffafſung befanden haben follte, dieſe Abficht durch 
die Zertirung bes Geſetzes nicht erreicht werden ift. 

Bei der mündlichen Berhandlung hat der Bertreter der Beſchwerde 
auch geltend gemacht, daß die im 8. 26 des Bermögensfteuerflatutes vom 
Jahre 1837 enthaltene Eharakterifirung ver Zahlung als Strafe deshalb 
nicht mehr von Bedeutung fei, weil der 8. 34 in feiner heutigen, durch 
ras Geſetz vom Jahre 1868 feflgeftellten Faflung mit dem 8. 26 des 
Circulare aus dem Jahre 1837 in Widerſpruch fiche. — Allein einen 
Widerſpruch zwifhen ver älteren Beflimmung bed 8. 26 und ber neueren 
des 8. 24 vermodte der B. ©. Hof nicht zu finden. — In dem Um⸗ 
flande, daß das Bermögensfteuercircular vom Sabre 1837 von der Ber: 
mögensfteuercafie, da8 Gefeg von Jahre 1868 aber von der Gemeindecaſſe 
ſpricht, kann wohl ein Widerſpruch nicht gelegen fein, es find bie ver⸗ 
fhiedene Bezeihnungen für diefelbe Sache. — Dagegen ift entſcheidend, 
daß das Geſetz vom Jahre 1868 über den Charakter der Zahlung, ob 
Strafe oder nicht, eine Beſtimmung überhaupt nicht trifft, weshalb die im 
8. 26 vorlommende Beftimmung, bezw. Bezeichnung biefer Zahlung als 
„Strafe” and für den vorhergehenden 8. 24 umfomehr maßgebend fein 
muß, als 8. 24 im 8. 26 citirt wird. — 

Es konnte daher in der angefochtenen Entſcheidung eine Geſetzwidrig⸗ 
feit nicht gefunden und mußte die Beſchwerde als geſetzlich nicht begründet 
abgewiefen werben. 
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Ar. 1032. 


Die „Wehranſchläge“*) des St. Pöltner Wehrvereines find Waſſerban⸗ 
sonceurrenzbeiträge, bie mit politifchen Erecutionsmitteln einzubringen find. 


Ertenutnig vom 4. März 1881, 3. 840. 


Dat, k. V. ©. Hof bat über die Befchwerde des Eduard Wiener 
‚Ritter von Welten ca. Aderbau-Min. und das Wehramt St. Pölten 
wegen der Entiheidung des genannten Minifteriums vom 11. März 1880, 
3. 12847, betreffend die Beitragsleiftung zu Waſſerbaukoſten, nach durch⸗ 
geführter 8. m, Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Hermann 
Grünbaum, des k. k. Min.-Rathes Karl Peyrer, dann des Adv. Dr. Yelir 
Neumann, des Letzteren in Bertretung des mitbelangten St. Pöltner 
Wehramtes, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Der Zuſpruch der von der mitbelangten Partei angeſprochenen 
Koſten des Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichts hofe findet 
micht ſtatt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Acten ber adminiſtrativen Verhandlung ergeben, daß jene 
Bauten, für deren Ausführung die in Rede ftehenden Beiträge geforbert 
werden, Waflerbauten an Objecten find, welche dem gemeinfamen Nuten 
einer Anzahl beflimmter Wafjerwerke dienen und daß die Erhaltung diefer 
DObjecte bisher durch die nad einem beflimmten Maßſtabe bemeſſenen Bei⸗ 
träge der Eigenthümer dieſer Waſſerwerke ſtattfand. — Die Forderungen 
an Capital, welche heute Streitgegenftand find, entftanden in einer Zeit, 
An welcher das für Nieberöfterreich erlaffene Wafl. Geſ. vom 28. Auguft 
1870 noch nicht wirffam war, indem die für Wehrbaufoften berechnete 
Forderung am 11. März 1869, als dem Tage, an weldem ber Wehrbau 
beſchloſſen worden ift und die mit der Gurrende vom 15. Suni 1870 be⸗ 
Tannt gegebene Forderung eines Wehranſchlages pr. 48 fl. am 7. Juni 
1870, al8 dem Tage des biesfälligen Befchluffes entſtanden find. 

Bei diefem Sachverhalte finden Hier die Hoffanzleidecrete vom 
10. November 1830 und vom 22. September 1831 (nieber-öfterr. Prop. 


. ‚*) Der St. Pöltner Wehrverein ift ein genoffenfchaftlicher Verband ber am 
Sinfejeitigen Traifenwerflanafe, gewöhnlich auch Zraifenmühlbach genannt, gelegenen 
ſiebzehn Werkbeſitzer, befien Befimmung es ift, alle Waflerbauten auszuführen, 
welde.notbwenbig find, um das Wafler aus dem ZTraifenfluße in den Werk⸗ ober 
Mühlbach einzuleiten und den Wafferlauf in biefem Werkbache im geregelten Stande 
zu erhalten. Die Begründung bes Vereines fällt ſchon in das vorige Jahrhundert 
zurück. Der Verein bat feine Statuten nach bem neuen Waſſerrechtsgeſetze, wohl 
aber eine Bereinsleitung, bas fogen. „Wehramt”, welches auch behörblich anerfannt 
wid. Nach alter Gepflogenheit faßt der Berein feine Beichlüffe in Berfamminngen 
ſämmtlicher Werkbefiger nah Stimmenmehrheit. Die Koften für bie genoffenfchaft- 
lichen Bauten werben nach einem feit alter Zeit üblichen, bem Waflerbezuge ber 
einzelnen Werke entiprehenben Maßſtab auf bie einzelnen Werle umgelegt und den 
en mittelt Curreuden unter ber Bezeichnung „Wehranfhläge” befanut 
gemacht. 
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©. ©., 3b. 12, Nr. 809, Bd. 13, Nr. 196) Anwendung, nach melden 
Normen Wafferbauconcurrenzbeiträge auch dann, wenn es ſich blos um 
Privatinterefien handelt, als Auflagen zu Staatszweden ihrer rechtlichen 
Natur nah den I. f. Steuern ganz gleih zu achten und mit politifchen 
Erecutionsmitteln einzubringen find. 

Die erwähnten Anfprüche find demnach im Öffentlichen echte bes. 
gründet und ift ſchon damit bie Competenz ber politifhen Behörden ge= 
geben. — Im Reichswaſſerrechtsgeſetze findet fih in Anfehung ver Com⸗ 
petenz keine allgemeine Beftimmung. 

Unter diefen Verhältniffen bedarf es nicht zu entwideln, daß auch in 
dem alle, als das cit. Waflerrechtögefeg vom Yahre 1870 hier Anwen- 
bung fände, das k. k. Aderbau-Min. zu entſcheiden berufen gewejen wäre. 
Diefe Competenz wird in Feiner Weife alterirt durch den Umftand, taf 
der St. Pöltner Wehrverband feine Statuten bat und daß der Rechts⸗ 
vorfabr des Befchwerbeführers nicht feine Zuftimmung zu den fraglichen 
Bauten ertheilt habe. — Der Verband der Werkbeſitzer beftebt, wie dies 
bie Acten ergeben, feit fehr langer Zeit; diefer Verband, fowie befien 
Leitung, das Wehramt, wurden von den Behörven ſtets als rechtlich ber 
ſtehend anerkannt, was noch in neuefter Zeit dadurch Ausprud fand, daß 
die Eurrenden, mit welden die Concurrenzbeträge eingeforbert wurden, 
von der Bezirksbehörde vidirt worden find, wozu dieſe nad ben cit. 
Normen berufen war. 

Nun liegen fowohl in Anfehung der Bauführung felbft, wie aud 
ber dazu erforderlichen Beträge die von einer überwiegenden Mehrheit ber 
Betheiligten gefaßten Beſchlüſſe vor. — Die Verbindlichkeit folder Be⸗ 
ſchlüſſe für alle Betheiligten entjpriht ſchon ver Natur einer derartigen 
Concurrenz; dieſe war aber fpeciell bei dem befprochenen Wehrverband von 
jeher in Uebung, wie dies auch ber Vertreter des Bejchwerbeführerd in ber 
Berhandlung zugegeben bat und der Rechtsvorfahr desſelben wiederholt 
burh Adtung folder Beichläffe anerkannt hatte. — Uebrigens hat der 
Beichwerbeführer felbft im Laufe der abminiftrativen Verhandlung niemals 
die Competenz ter politiſchen Behörden in Zweifel gezogen. 

Auch die gegen den Inhalt ber angefochtenen Entfcheidung gemachten 
Einwendungen find nicht gegründet. — Es ift unridtig, daß ber fpäter 
ver Collaudirung unterzogene Bau des neuen Wehres erſt durchgeführt 
worden ift, ald Hermann Wiener in Folge des im Jahre 1872 erfolgten 
Berlaufes feiner Fabrik nicht mehr Werkbefiger, fomit nit mehr Mitglied 
bes Wehrverbandes gewefen, ba das Wehr Ende October 1869 vollendet 
war. — Zudem entftanden, wie bereits oben erwähnt, bie Forderungen 
an Hermann Wiener unabhängig von der Ausführung der Bauten in ben 
Jahren 1869 und 1870. 

Es ift auch nicht zu entnehmen, daß das Wehr vorerft dem gench- 
migten Projecte nicht entjprechend gebaut und erft fpäter in folge Be- 
ſchwerden reconftruirt und planmäßig bergeftellt worden fei, indem die ge- 
ringe Abweichung von dem genehmigten Projecte, welche übrigend nur von . 
einem Grundeigenthümer Namens Quger in Beſchwerde gezogen war, infolge 
Bergleihes mit dem Oenannten fanirt und ber ganze Bau von ber poli« 
tifchen Behörde als der ertheilten Genehmigung entjprechend erkannt worden 
if. — Nachdem eine Reconftruction nicht ftaitfand, konnten für eine ſolche 
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feine Koſten auflaufen, wie denn auch thatfächlich nach der urfpränglichen 
Repartition ver Bauloften feine Repartition oder Anforderung mehr erfolgte. — 
Damit entfällt die Einwendung, es feien in dem geforderten Betrage auch 
die Koſten eines projectwidrigen Baues begriffen. 

Gegenüber der in der Beſchwerde enthaltenen Einwendung, es fei 
ber flreitige Bau Feine im bereits beftehenven Wirkungstreife des Vereines 
gelegene Arbeit, fondern ein Neubau gewefen, genügt die Bemerkung, daß 
der Wehrverband zu dem Zwecke befteht, den am Mühlbache gelegenen 
Werken die nöthige Wafjerkraft zu fihern, woraus fi) als nothwendige 
Confequenz ergibt, daß es in dem gebotenen Wirkungsfreife viefes Ver⸗ 
bandes gelegen ift, nicht allein den Graben des Baches zu erhalten, fon- 
dern auch demfelben das nöthige Waffer zuzuführen, wofür eben das Wehr 
und befien Erhaltung die umerläßliche Borausfegung bilvet. 

Die Verbindlichkeit zur Zahlung ter Berzugszinfen findet in ben 
betreffenden Beichlüffen de8 Wehrverbandes ihre Begründung; dieſe An⸗ 
forderung entftand glei jener an Kapital gegenüber dem Hermann Wiener 
und erfcheint nad der von dem Bertreter des Befchwerbeführere vor dem 
Magiftrate der Stadt Wien abgegebenen Erklärung der Letztere in biefem 
Gegenſtande als alleiniger Rechtsnachfolger. — Nachdem das Wehramt 
bereit8 im Jahre 1871 fih wegen Zahlung ver Capitaldbeträge an bie 
Behörden gewendet hatte und der Gegenftand dann in Verhandlung ge= 
nommen worden ift, entfällt die Verjährung der Berzugszinfen. 

Die Beſchwerde war daher abzumweijen. 


Ar. 1033. 
Bum $. 28 und 35 des Deimathegefepes vom 3. December 1863, 8. G. ©. 
r. 105. 


Erkenntniß vom 4. März 1881, 3. 888. 


Der EL V. ©. Hof Hat Über die Beſchwerde der Gemeinde 
St. Martin bei Villach ca, Min. des Innern und bie Gemeinde Feldfirchen 
wegen der Entjcheidung des genannten Minifleriums vom 21. Juni 1880 
3. 1697, betreffend den Erfag von Berpflegstoften für Leopold Schumi, 
nad durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des k. !. Min. 
Rathes Ritter v. Grofjer, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entſcheidung wird als im Gefege nit 
begründet aufgehoben." 


Entſcheidungsgründe. 


In Anſehung des von der Gemeinde St. Martin bei Villach an 
bie Gemeinde Feldkirchen geſtellten Anſpruches auf Erſatz ber für Ver⸗ 
pflegung und Bekleidung des unmündigen Leopold Schumi in der Zeit 
vom 4. September 1876 bis 18. September 1878 aufgewendeten Koſten 
im Betrage von 174 fl. 80 kr. bat das ka f. Min. des Innern mit der 
Entſcheidung vom 21. Juni 1880, 3. 1697 unter Abänderung ber gegen- 
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theiligen Entfcheitung ber II. Yuftanz erfannt, die Gemeinde Feldkirchen 
fei nicht ſchuldig, den von dieſem Berpflegsloftenbetrage dermalen noch in 
Trage flehenven, auf die Zeitperiode vom 9. Jänner 1877 bi8 18. Sep 
tember 1878 entfallenden Zheilbetrag von 141 fl. 5 fr. der Gemeinde 
St. Martin zu erfeßen, weil ber von der Gemeinde St. Martin am 
19. September 1872 der Katharina Schumi, Mutter des Genamnten, aus⸗ 
geftellte Heimathsſchein, auf Grund befien die Gemeinde Feldkirchen den 
Leopold Schumi am 3. September 1876 uach St. Martin inftradirte, erft 
mit der Entſcheidung bes Min. des Innern vom 8. Yuli 1878, 3. 3662 
feine Giltigfeit verloren bat, die Gemeinde St. Martin daher den fchon 
am 4. September 1876 und fpäter am 9. Jänner 1877 in bie Ber- 
pflegung Uebernommenen nicht als einen Auswärtigen anfehen Tonnte, ihr 
alfo aud fein Erfaganfprud nad 8. 28 ves Heimathögef. gegenüber ber 
nachträglich ermittelten Heimathögemeinde Feldkirchen zuftebe. 

Der Berpflegstoftentheilbetrag für die Zeit vom 4. September 1876 
bis 9. Jänner 1877 pr. 33 fl. 75 kr. ift bei diefer Entſcheidung deshalb 
nicht in Betracht gelommen, weil die Gemeinde Feldkirchen bezüglich dieſer 
ihr bereit von ber I. Inftanz auferlegten Erfatleiftung einen Recurs nicht 
ergriffen batte. 

Diefe Entſcheidung kann aber ale im Geſetze begründet nicht an« 
gefehen werben. Denn die, das mindeftens fchon feit 9. Juli 1879 freie 
tige Heimathsrecht der Katharina Schumi, der Mutter des Berpflegten, 
betreffende Entfcheibung des Min. des Innern vom 8. Yuli 1878, 3. 
3662 enthält nur den Ausspruch im Sinne des 8. 35 bed Heimathögef. 
vom 3. December 1863, R. ©. B. Nr. 105, daß der Heimathöjchein 
der Genannten ungiltig fei, bat aber in ihrem Heimathsrechte eine Aen⸗ 
derung nicht herbeigeführt, indem vielmehr ausdrücklich anerkannt wurde, 
daß fie das durch ihre Abſtammung erworbene Heimathorecht in Yelblicchen 
niemals verloren hat. Es war alfo aud Leopold Scumi, welder als 
nuehelicher Sohn ter Katharina Schumi ihrem Heimatherechte zu felgen 
hatte, niemald in einer andern Gemeinde als in Feldkirchen heimaths⸗ 
berechtigt; es konnte alfo auch Niemals eine andere Gemeinde zur Beſtrei⸗ 
tung eines auf dem Heimathsrechte beruhenden Aufwandes für benjelben 
auf eigene Rechnung verpflichtet fein. 

Ein Unterſchied zwifchen dem Aufwande einerfeits zur Zeit, während 
welcher Katharina Schumi fih in Haft befand, und anderfeitd in ber 
Zeit, währen welder die Gemeinde über bebörblichen Auftrag wegen Un⸗ 
vermögenheit der Katharina Schumi, ihren Sohn zu erhalten, denſelben 
verpflegen mußte, Tann nicht gemacht werben. 

Es erfcheint demnach die Gemeinde Feldkirchen zum Erfag des ganzen, 
von der Berwaltungsbehörbe als angemeffen ausdrücklich anerfannten Auf⸗ 
wandes an die Gemeinde St. Martin auf Grund des 8. 28 des Hei- 
mathögef. vom 3. December 1863 verpflichtet. Die angefochtene Ent- 
ſcheidung mußte daher als im Geſetze nicht begründet aufgehoben werben. 

In das Begehren der bejchwerbeführenden Gemeinde St. Martin 
um Zufprub von 6 Percent Berzugszinfen von dem von biefer Gemeinde 
vorgefhoffenen Betrage von 141 fl. 5 kr. konnte der V. ©. Hof, nachdem 
ſolches bisher einen Gegenftand der Entſcheidung der Verwaltungsbehörben 
nicht bildete, mit Hinblid auf die Beflimmungen ter 85. 2 und 5 
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des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 nicht 
eingeben. Ä 
Der Zufprud der vom Befchwerbeführer verlangten Koften des Ver⸗ 
fahrens vor dem V. ©. Hofe ift duch das ebenbezogene Gefetz aus« 
geſchloſſen. 


Ar. 1034. 


Erwerbſteuerpflicht von auf Wechſelſeitigkeit beruhenden Creditvereinen. 
Erkenntniß vom 8. März 1881, 3 480. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Befchwerbe des Crebitvereined ber 
Gemeindeſparcaſſe in Graz im Vereine mit der Lebteren ca. Entſcheidung ber 
k. k. Fin.Landesdirection für Steiermar! vom 27. Auguft 1880, 3. 9646, 
betreffend bie dem genannten Vereine vorgefchriebene Erwerkiteuer, nad 
durchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung tes Adv. Dr. Guſtav 
Kokoſchinegg, fowie des ft. k. Min.⸗Vice⸗Secr. Johann Kolazy, zu Recht 
erfannt: . 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nit begründet abges 
wiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Es wird zunächſt vorausgeſchickt, daß ver k. k. V. ©. Hof die vom 
k. k. Finanz Min. mit Beziehung auf den 8. 5 des Gef. vom 22. Octo⸗ 
ber. 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 eingewendete Unzuläffigkeit, vie 
vorliegente Beſchwerde einem Verfahren vor dieſem Gerichtöhofe zu unter- 
ziehen, infoweit nicht anertennen konnte, als die Beſchwerde auch gegen 
die vermeigerte Abfchreibung der Ermwerbfteuer pro futuro gerichtet anzu- 
jeben if. Denn mit der Entfheivung vom 12. April 1880, 3. 2668 
hatte das k. k. Finanz. Min. ausdrücklich der Fin.-Landesbirection in Graz 
bie Ermächtigung ertheilt, die als Recurs verfpätete Eingabe des Credit⸗ 
vereines der Gemeindefparcaffe in Graz de praes. 5. Jänner 1878 ale 
Geſuch um Abfchreibung der Erwerbſteuer pro futuro von ber Steuer- 
odminiftration in I. Inftanz in meritorifche Verhandlung nehmen zu laſſen. 
— Dies hatte fofort flattgefunden und e8 hat die fteiermärlifhe Fin.⸗ 
Landesbirection über den gegen tie Entfcheivung der I. Inſtanz eingebrachten 
Recurs mit Erlaß vom 27. Auguft 1880, 3. 9646 enbgiltig in II. In⸗ 
ftanz entfchievden, worüber nun der V. ©. Hof zu erfennen hat. 

Inſoweit aber die Befchwerde auch die Rückvergütung der für die 
Periode vom I. Semefter 1874 bis zum I. Semefler 1873 angeblid 
geſetzwidrig vorgefchriebenen und einbezahlten Erwerbfteuer - beanfprucht, 
fann der V. ©. Hof in feinem Erkenntniſſe darauf ſchon deshalb nicht 
eingehen, nachdem die enbgiltige Entfcheidung ber k. k. Fin.Landesdirection 
über die unterm 2. December 1877 erfolgte Vorſchreibung der Erwerb⸗ 
feuer am 24. Auguft 1879, 3. 1813 erflofien und dem .Erebitvereine am 
22. September 1879 zugeflellt worden war, bie vorliegende Befchwerbe 
aber erſt am 5. November 1880, fomit nah Ablauf der im $. 14 des 
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Gef. vom 22. October 1875 feftgefegten Präckufivfrift bei dem B. G. Hofe 
überreicht wurbe. 

Nah der allgemeinen, im Eingange des Erwerbfteuerpatentes vom 
31. December 1812 aufgeftellten Kegel unterliegen viefer Steuer: Ge⸗ 
werbe, Fabriken und Handlungsunternehmungen oder andere Gewinn brin- 
gende Unternehmungen dieſer Art. — Diefer allgemeinen Regel zufolge 
begründet ſouach allerdings jede Unternehmung oder Beihäftigung bie Er- 
werbſteuerpflicht, fobald ter Betrieb verfelben im Allgemeinen auf Erwerb 
gerichtet ift, welcher für den hieran Vetheiligten, es mag biefer nun eine 
Einzeln» oder eine juriftifhe Perfon fein, gewinnbringend fein kann; es 
wäre benn, daß im Geſetze felbft eine Ausnahme von der Steuerpflicht 
für bie Unternehmung oder Beſchäftigung, um die es fih handelt, aus⸗ 
gefprochen ift, welche Ausnahme jedoch bezüglich des Creditvereines ber 
Grazer Gemeindefparcafie weder beftand, noch von demfelben auch nur be> 
bauptet wird. Der Lebtere ftügt feinen Anſpruch auf Befreiung von der 
Erwerbfteuerpfliht auf andere Momente, Seine Gefchäfte könnten nicht 
in den Rahmen jener Erwerbsarten eingefügt werben,. welche nad dem 
Patente vom 31. December 1812 der Erwerbfteuer unterliegen; fie feien 
insbefondere feine Handelsgeſchäfte im Sinne des Handelsgeſetzbuches 
(Art. 272); der Erebitverein fei kein felbftfländiges, fonvdern von der Ge- 
meindefparcaffe völlig abhängiges Inſtitut. 

Der V. ©. Hof konnte jedoch dieſe Momente nicht al8 haltbar er⸗ 
kennen, um aus benfelben die Geſetzwidrigkeit ter vermweigerten Abfchrei= 
bung der dem Crebitvereine auferlegten Erwerbftener abzuleiten. — Daß 
der Grebitverein eine auf Erwerb gerichtete und zur Erzielung eines Ge⸗ 
winnes geeignete, folglich eine erwerbfteuerpflichtige Unternehmung fei, er- 
gibt fih aus deſſen Statuten. — Hienach beruht derfelbe auf Wechfel- 
feitigfeit feiner Mitglieder (Crebittheilnehmer), melde nah 8. 15 ter 
Statuten Einlagen zu einem Sicherftellungsfonde zu leiften haben, der im 
feiner Geſammtheit für die Verbindlichkeiten ſämmtlicher Crebittheilnehmer 
gegenüber der Gemeinbefparcaffe in Graz haftet. Diefe Einlagen werben 
den Theilnehmern mit 4 Percent verzinfet (8. 17). 

Nah $. 20 bat jeder Erevittheilnehmer das Recht, mittelft fchrift- 
liher Kündigung feine Theilnehmung aufzugeben, in welhem Falle nad 
Ablauf des Haftungstermines ($. 21) mit ihm abgerechnet wird und 
ftatutenmäßig ihm fein Antheil auf das Vermögen des Reſervefondes und 
ebenfowenig ein Gewinnantheil für das Jahr feines Austrittes zu- 
kömmt. — Nah 8. 24 der Statuten werden nämlich, wenn der Referve- 
fond, weldem jährlih 50 Percent vom Reingewinne des Unternehmens 
zuzufliegen haben (8. 22), die daſelbſt beftimmte Höhe erreicht, 25 Percent, 
eventuell 50 Percent des Reingewinnes unter die Theilnehmer des Credit⸗ 
vereined nad Verhältniß ihrer Erebitbetheiligung in Baarem ald Gewinn⸗ 
antheil vertheilt und nad) 8. 49 ber Statuten haben bie Theilnehmer bei 
Auflöfung des Vereines im gleichen Verhältniſſe auch einen Antheil an 
dem Refervefonde zu nehmen. 

Das Abhängigkeitöverhältnig des Crebitvereined von der Gemeinde- 
fparcafje, welche venfelben gegründet, ſich ein Ueberwachungsrecht, ſowie 
auch im 8. 49 der Statuten das weitere Recht vorbehalten hat, den Ver⸗ 
ein jederzeit aufzulöfen, ändert an der Exrwerbfteuerpflicht nichts, nachdem 
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ſelbſt Perfonen, welche durch das Geſetz außprüdlih von der Erwerbſteuer 
bezüglich einer gewiffen Gefchäftsthätigfeit befreit find, wenn fie nebenbei 
eine ftenerpflichtige Beſchäftigung ausüben, für biefe bie Erwerbſtener zu 
entrichten haben. ' 

Der B. ©. Hof konnte daher nach Feiner Richtung der Befchwerbe 
ftattgeben. 


Ar. 1035. 


Berzehrungsftener von Branntweinen, welche nad) dem Maifhraume be: 
fteuert find, im Falle der Unterbrehung bes Betriebes. ' 


Erlenntniß vom 8, März 1881, 3. 897. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Berl Berker, 
Branntweinbrennereiunternehmere in Skeja, ca. Entjheidung des k. k. 
Finanz Din. vom 24. Auguſt 1880, 3. 24556, betreffend die Nadtrags« 
verzehrungßftener pr. 638 fl. für den Monat December 1879, nach durch⸗ 
geführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. Fin.Rathes Johann 
Zerabek, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurüdgewiefen.“ 


Entfdeidungsgrände. 


Beichwerbeführer als Unternehmer ber nad ber Leiftungsfähigleit des 
Maiſchraumes paufchalirten Branntweindrennerei in Skeja erflattete am 
14. November 1879 die Anzeige an den k. k. Finanzinſpector in Suczawa, 
daß er diefe Brennerei erweitern will und daß biefelbe mit Ende November 
1879 eingeftellt wird. — Am 15. December 1879 hat Befchwerbeführer 
den fteuerbaren Betrieb in dieſer Brennerei vom 16. December 1879, 
zwölf Uhr Mittags, bis 31. December 1879, zwölf Uhr Nachts, angemelbet 
und das für dieſe angemeldete Betriebspauer entfallende Stenerpaufchale 
beim 8. k. Steueramte in Suczawa entrichtet. 

Nachträglic wurde Beſchwerdeführer aufgeforbert, für die bei diefer 
Wiederaufnahme des Betriebes in der Anmeldung im Donate December 
1879 mehr als den geftatteten erften Tag des Monates aus dem ſteuer⸗ 
„baren Verfahren gefegwibrig ausgefchiedenen 141/, Tage, d. i. vom 2. bis 
16. December, zwölf Uhr Mittags, nach dem täglichen Steuerpaufchale pr. 44 fl. 
entfallende Steuer pr. 638 fl. nachzuzahlen, und bie auferlegte Nachtrags⸗ 
zahlung im Inſtanzenzuge aufredht erhalten, weil in ber erwähnten Bren- 
nerei fein Betriebshinderniß vorgefallen oder conftatirt worben ift, welches 
zur Einftellung der Brennerei am 30. November 1879 Beranlaffung ge- 
geben hätte und ber Betrieb am 16. December 1879, zwölf Uhr Mittags, 
zumwiber ber Beſtimmung des 8. 40 des Branntweinfteuergef. vom 27. Juni 
1878, R. ©. B. Nr. 72, daß innerhalb der Erzeugungsperiode der Be- 
trieb nur flet8 nach ganzen Kalendermonaten unterbrochen werben kann, wieder 
aufgenommen worden ift. 

Der B. ©. Hof konnte in der angefochtenen Entfcheidung eine Ge⸗ 
jegwibrigfeit nicht erbliden. Es handelt fi nämlich im gegebenen Falle 


\ 
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um eine Brennerei, welche mad bem zweiten Abfchnitte des cit. Geſetzes 

ihres Betriebes nad der ermittelten täglichen Leiftungsfähigfeit 
Des Maifchraumes ein mouatliches Berzehrungsfleuerpaufchale zu ent- 
rigten bat. Daß die Zulafiung des Betriebes einer ſolchen Brennerei in 
der Regel nur gegen Entrichtung bes nad der täglichen Leiftungsfähigkeit 
ermittelten monatlichen Steuerpaufchales zuläffig if, folgt aus den Anord⸗ 
nungen ter 88. 40 uub 44 des berufenen Geſetzes. 

Im $. 40 über die monatliche Anmeldung bes Vrennereibetriebes 
wird ausdrücklich angeordnet, daß die Anmeldungen mit Ausnahme des 
erften und letzten Betriebsmonates der jährlichen Erzengungsperiobe (8. 34) 
flets auf ganze Kalendermonate zu lauten haben und im Schlußalinea 
beſtimmt, daß es jedem Brennereiunternehmer freifteht, innerhalb der jähr- 
lichen Erzeugungöperiode den Betrieb durch einen oder auch mehrere, jedoch 
ſtets ganze Kalendermonate zu unterbreden. — Im 8. 44 über bie 
Bemeflung des monatlihen Steuerpaufchales wirb eine Ausnahme von 
der allgemeinen Regel, daß das entfallende monatliche Stenerpaufchale im 
ganzmonatlichen Betrage entrichtet werden muß, nur für ben erften und 
legten Betriebsmonat der jährlichen Erzeugungsperiode ftatuirt und im 
Schlußalinea eine andere Berehnungsart nur für den Tall vorgezeichnet, 
wenn innerhalb der Erzeugungsperiode der DBrennereibetrieb nach einer 
ein» ober mehrmonatlichen Unterbrehung (8. 40, d. i. durch einen ober 
mehrere ganze Kalendermonate) wieder aufgenommen wird. 

Im gegebenen Falle handelt es ſich aber um feine ber letzterwähnten 
Ausnahmen, denn es war der Monat December 1879 nicht der erſte 
Betriebsmonat der jährlichen, vom 1. September bis Ende Auguft geſetz⸗ 
li firirten Erzeugungsperiode; ed wurde aber auch der mit Ende Novem- 
ber 1879 nicht wegen eines unabwenbbaren Hinderniſſes (8. 46), fondern 
im Bwede der Brennereierweiterung eingeftellte Betrieb nicht nach Unter⸗ 
bredung durch einen ganzen Kalendermonat, fondern nad einer Unter« 
brechung, bie blos vom 1. bis 16. December 1879 dauerte, wieber auf« 
genommen. 

Da es nun Thatſache ift, daß in der Brennerei zu Skeja für ben 
Monat December 1879 ein Betrieb angemeldet wurde und hiebei feiner 
der Bälle eingetreten ift, in welchen ausnahmsweiſe bei der Anmeldung. 
ein geringeres als das monatliche Stenerpaufchale zu entrichten ift, da 
ferner die gefetlich entfallende Berzehrungsftener nad $. 78 des erwähnten 
Dranntweinftenergefeges in dem Momente fällig ift, in welchem bie Anmel⸗ 
bung überreicht wird und aud fogleih im vollen Betrage zu berichtigen 
ift, jo beſtand das Recht des Aerars zur Zeit der Anmeldung der Wieder- 
aufnahme des Betriebes im Monate December 1879 auf die für ven 
Kalendermonat December 1879 entfallende volle Steuerpaufchalquote. 

Dieſes Recht des Staatsſchatzes auf bie volle gefeglihe Gebühr 
kann durch eine unrichtige Behandlung der Anmeldung und irrige Berech⸗ 
nung ter Steuer Seitens des Steueramted nicht verloren geben; ed war 
fonad bie Finanzverwaltung berechtigt, vom Befchwerbeführer die Einzah⸗ 
lung bes Betrages, um welchen weniger als die monatliche Steuerpauſchal⸗ 
quote für den Monat December 1879 bei der Anmeldung entrichtet wurde, 
nachträglich zu verlangen. — Diefem nad mußte ver B. ©. Hof die Be« 
ſchwerde als unbegründet zurückweiſen. | 
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Ar. 1036. 


Rechtsſatz wie in Ar. 630. 
Erkenntniß vom 8. März 1881, 3. 398. 


Der 1. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Michael Orafen 
Karnidi ea. Entfheidung des k. k. Finanz- Min. vom 4. December 1880, 
3. 35605, betreffend die auferlegte Zahlung der Gebühr pr. 607 fi. 
12'/, kr. für die Zahlungsauflage des Lemberger !. k. Handelsgerichtes 
vom 8, Auguft 1876, 3. 43745, nach burdhgeführter d. m. Verhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Ludwig Wolski, fowie des 1. k. Min.⸗Vice⸗ 
Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurückgewieſen.“ 
— Ein Erſatz der Koſten des Verfahrens wird nicht anferlegt.?) 


Ar. 1037. 


Zum Begriffe „Iocalpolizeili“. Gegen Entſcheidungen politiſcher Landes 

bebörden, durch welche Iocalpolizeiliche Anordnungen oder Erfenntniffe 

der Unterbehörden beftätigt werden, findet eine weitere Berufung an das 

Min. des Innern nicht mehr ftatt und flieht der Nechtsfraft der Entſchei⸗ 

dung der II. Inftanz nicht entgegen, daß in der Intimation berfelben bie 

Unzuläffigfeit einer weiteren Berufung nit ausdrücklich erfihtlih gemacht 
“ worden war. 


Erkenntniß vom 9. März 1881, 3. 416. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerbe des Grafen Moriz 
von St. Genois ca. Min. des Innern und die Gemeinde Czelechowitz, 
anläßlich der Entſcheidung des erfteren vom 11. September 1880, 
3. 13367, betreffend die Erklärung einer Wegparcelle in Czelechowitz als 
Öffentlihen Weg, nach durdgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung 
bes Av. Dr. Moriz Berthold, des k. k. Min.Rathes Dr. Ritter v. 
Helm, dann des Adv. Dr. Joſef Kaudela, in Vertretung der mitbelangten 
Gemeinde Ezelehowig, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird als gefeglich nicht be= 
gründet nah 8. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. B. 
ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft Proßnitz und die k. k. mähr. 
Statthalterei haben, die erſtere mit Erlaß vom 23. October 1879, 3. 5652, 
bie Ießtere mit Erlaß vom 9. Juli 1880, 3. 10558 erkannt, daß der 
zwifchen der Czelechowitz'er Zuderfabrit Nr. 40 und ver Realität Nr. 41 


*) Eiche Entiheidungsgrände bei Nr. 680 (Band IH, Jahrgang 1879). 


12% Sr. 10987. — Ei. ». 9. Kin; 1581, Br. 416. 


zar öffent- 
lien Berlehes innerhalb zer Gcmeinne unt mit benachbarten Gcmeinten 
werer nöthig, mach tanzlich ſei mub die Belaflung bes Durchganges in 

[ei nur Radtpeile um lcheltiube im 
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hoben. — Maßgebend hiefür waren die Ausjagen der GEDETHSIIMICRER 
Setentmänner, welche fümmtlih dahin lauten, daß tiefer Weg feit jeher 
und von Jedermann und fpeciell dazu benũtt werden if, das Geflügel 
auf die Weide zu treiben.” 

Gegen tie Geſeymãßigleit der augefochtenen Min -Eutjgeitung madt 
die Befdywerbe im erſter Reihe geltend, daß nah Maßgabe ber im Folge 
a. h. i dto. 23. October 1859 erlaſſenen Min.-Berortuung 
dto. 37. Octsber 1859, R. ©. B. Rr. 196 das Minifierium in eime 
meritoriſche Entſcheidung fih nicht hätte eimlafiem follem, weil die Berufung 
der Gemeinde Czelechewitz gegen tie gleichlantenten Entſcheidungen der 
unteren Iuflanzen nah Abſ. 2 ad c der vorcit. Berortunng unflatt- 

wat. 

def! Da B. ©. Hof fand diefen Beihwertepunft begrüntet. Nach der 
vorcit. Min.-Bersrbuung findet gegen Entfcheibungen ter pelitifchen Landes» 
behörden, duch welde Anordnungen oder Erienntnifie ter Unterbehörden 
beflätigt worven find, eine Berufung an das Ef. E. Min. tes Immern nicht 
mehr flatt, wenn «8 fih „um einzelne localpelizeiliche Anordnungen und 
Entſchridungen handelt“ (Abf. 2, c. 1. c.). — Rad dem oben dargelcegten 
Sachverhalte unterliegt es feinem Zweifel, daß die vom k. E. Minifterium 
entf&iedene meritale Frage, die Frage nämlih, ob die Wegparcelle 
Nr. 1303 in Czelechowitz als ein nothwendiger öffentliher Weg anzufchen 
und zu behandeln fei, durchaus Localpolizeiliher Natur if, da es fih um 
einen Weg (Fußweg) handelt, der äußerftien Falles nur für die Iufaflen 
des Ortes von einiger Bedeutung fein kann. 

Doß das Geſetz tie ven Gemeinden im 8. 27 der Gem. Ordg. 
zugewiefenen polizeilihen Agenden, und zu diefen zählt auch die ad 3 er- 
wähnte Sorge für die Erhaltung der Gemeinebeftraßen und Wege ꝛc., als 
Iocalpolizeiliche auffaßte, geht nicht nur aus dem Eingange und Schluß. 
abfage dieſes Paragraphes, ſondern aud daraus hervor, daß eben biefe 
Agenden unter Bitation des 8. 27 am anderen Stellen des Geſetzes 
3. B. 88. 55, 57 in ven Gefammtbegriff „Ortspolizei” zufammengefaßt 
werden. --- 

Das Landesgeſetz, betreffend die Herftellung und Erhaltung der 
Öffentlichen nicht Arärifhen Straßen und Wege, dto. 30. September 1877 
Nr. 88 zählt num, foweit es auf Gemeinveftraßen und Wege Bezug bat, 
offenbar zu ben im Cingange bes 8. 27 der Gem. Drdg. in Ausficht 
genommenen Geſetzen. — Auch dieſes Geſetz hat ber Iocalpolizeilichen 
Natur der in den Wirkungskreis ber Gemeinden fallenden Wegeangelegen- 
beiten Rechnung getragen. — So anerkennt es den Charakter der Ge⸗ 
meindewege als blos Localer Verkehrsmittel ausdrücklich ($. 3) und fordert 
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‚ für die Auflaffung von Gemeinbeftraßen und Wegen nur die Zuftimmung 
der politifchen Behörde ($. 6), während bei wichtigeren Berlehröftraßen 
biefür ein Landesgeſetz nothwendig ift. 

Die gleichlautenden Entſcheidungen der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
Proßnitz und der mähr. k. k. Statthalterei, welche mit dem angefochtenen 
Erlaſſe aufgehoben wurden, waren ſomit allerdings als localpolizeiliche 
Einzelnentſcheidungen in ihrem Inhalte in Rechtékraft erwachſen und es 
war nach der Anordnung der Min.⸗Verordnung vom 27. October 1859, 
Nr. 196, Abſ. 2 0 das Minifterinm geſetzlich nicht berechtigt, die bereits 
techtöfräftig entfchiedene Frage neuerbings im entgegengefegten Sinne zu 
entſcheiden. . 

Obſchon die Entfheibung des k. k. Miniſteriums nur mit dein Meri⸗ 
tum der Sache ſich befaßt und aus diefem Geſichtspunkte die Aufhebung 
der Entſcheidungen der unteren Inſtanzen erfolgte, fo bat gleihwohl ber 
V. ©. Hof fih die Frage vorgelegt, ob nicht der formale Umftand, daß 
in der Intimation der Statth.-Entfeheidung die Unzuläffigleit einer weiteren 
Berufung nicht ausdrücklich erfichtlich gemacht worden war, der Rechtskraft 
der Entiheidung der II. Inſtanz entgegenftand, — Da jedoch bie im 
2. Abf. erflärte Unftatthaftigleit des Mein.» Hecurfes bevingungslos aus» 
geiprohen und insbefontere davon nicht abhängig gemacht wird, daß in 
der Intimation der Unzuläffigleit der weiteren Berufung erwähnt wird, 
da weiter die Min.»Verorbnung von 27. October 1859, Nr. 196 ein 
ordentlich kundgemachtes Gefeg ift, deſſen Kenntniß bei Jedermann vor« 
ausgefett werden muß, fo fann biefer Unterlaffung die fo weit gehende, 
dem Wortlaute und der Abficht bes Geſetzes direct widerftreitende Conſe⸗ 
queuz — daß ebendarum das Minifterium zur meritalen Entſcheidung 
berufen wurde, wohl nicht beigemeffen werben. 

Die angefochtene Entſcheidung war daher, ohne daß ter V. ©. Hof 
an das Meritum fi einzulaffen hatte, als der Min. Berorbnung vom 
27. October 1859 wiberflreitend, nah $. 7 des Gef. vom 22. October 
1875 als gefegwibrig aufzuheben. 


Ar. 1058. 


Begen Beſchlüſſe der mit eigenen Statuten verfehenen Städte unb Eur: 
orte fteht ber Recurs an den Landesausfhuß offen. 


Srienntniß vom 9. März 1881, 3.450. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Yofef Sobotka in 
Brag ca. böhm. Landesausſchuß ans Anlap der Entſcheidung vesfelben 
vom 14. Yuli 1880, 3. 19983, betreffend bie Ablehnung der Entjchei- 
bung über eine firaßenpofizeiliche Verfügung bes Prager Stabtverorbneten- 
collegiums, nad durchgeführter d. m. Berhandlung und Anhörung bes 
Adv. Dr. Friedrich Ritter v. Wiener, fowie des Adv. Dr. Karl Doftal, 
in Vertretung der Stadtgemeinde Prag, zu Recht erfannt: 

Budwinsli, B. G. H. Erkenntuiſſe. V. 9 
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weriung des Recurjes rielmehr nur deshalb erfelgt ift, weil der Lanbes- 
aut iAu fi mist für competent erlannte, tie Berfügung ter Stabtbehörden 
zu überyriien, jo muß auch vie Eutſcheidung des B. ©. Hofes ſich ledig⸗ 
lich auf tie Yöfnung ter Frage keichränten, ob tie ausgeſprochene Abich- 
sung ter meritoriihen Eutſcheidung geſetzlich Legründet fei oter nicht. 

Im Hinblid auf ven Wortlaut der Art. 23, 24, Abi. 3 des Gef. 
rom 5. März 1862, R. G. B. Rr. 13, betreffend tie gruntfäglichen 
Beſtimmungen zur Regelung des Gemeindeweſens, fand ter B. ©. Hof 
tie Ablchnuung ter meritoriſchen Entſcheidung wicht kegräntet. Der Art. 23 
res vercit. Geſetzes verfügt, daͤß die mit einem eigenen Statute verjeheuen 
Starte une Curorte „unmittelbar unter dem Landesandfchufie, bezw. Laub- 
tage fichen.” — TDer Abſ. 3 des Art. 24 beſtimmt, daß die Landes⸗ 
vertretung „über Berufungen gegen Beichlüffe ter mit eigenen Statuten 
verfehenen Städte und Curorte entſcheidet.“ — Durch diefe Geſetzesſtellen 
find fomit die mit eigenen Statuten verjehenen Gemeinden ten oberften 
autonomen Organen untergeordnet und biefe als Berufungsinftanz in allen 
ten Gemeinden vom Staate nicht übertragenen Angelegenheiten beftellt 
worden. 

Daß dieſe geſetzlichen Anordnungen auch bezüglich ſolcher Städte, 
welche vor Erlaſſung des Geſ. vom 5. März 1862 mit Statuten verſehen 
worden ſind, in Wirkſamkeit zu treten hatten, geht ganz klar aus dem 
Art. 22 und aus der Redeweiſe der Art. 23 und 24 hervor. Die letz⸗ 
teren fpreden von mit einem eigenen Statute „verſehenen“ Städten 
und Curorten, von Städten, welde mit eigenen Statuten „verjehen 
find”. Insbeſondere zeigt der Art. 22, daß das Geſetz eben dieſe Aus- 
drudeweife wählte, um jeden Zweifel zu befeitigen, daß fortan das oberfte 
autonome Organ im Lande als Auffihts- und Berufungsinftanz aud) 
folden Gemeinden gegenüber zu fungiren haben wirb, deren Statute aus 
einer früheren Zeit flanımen. 

Diefer Artikel fpricht im 1. Abſ. von Gemeinden, welde ein 
eigene® Statut erhalten können, und ſolchen, welde eines bereits befigen, 
und verfügt, daß Wenderungen und Ergänzungen beftehenvder Statute der 
Landesgeſetzgebung vorbehalten bleiben. Sofort im 2. Abf. trifft der 
Ürtilel aber die Beſtimmung, daß die Wahl der Gemeinvevorficher im. 
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Städten und Curorten, die ein eigenes Statut befigen, ber kaiſ. 
Beftätigung bedürfe. Es ift einleudhtend, daß der Gefeßgeber, der eben 
erft im vorhergehenden Alinen der Thatſache, daß eigene Gemeinveftatute 
beftehen, gedachte, diefe Ausdrucksweiſe gewiß nicht gebraucht hätte, wenn 
er der Meinung gewejen wäre, daß die ‚Anordnung bes 2. Abf. nur 
gegenüber ſolchen Städten wirkfam fein folle, die entwerer nach Erlafſſung 
des Geſetzes vom 5. März 1862 ein den Anordnungen bed Art. 22, 
Abſ. 2 anzupaſſendes Statut erhalten, ober für welde im Wege eines 
Specialgeſetzes die der ebencit. Beftimmung entfprechende Abänderung ober 
Ergänzung ihres Statutes veranlagt worden if. 

Aus dem vom Geſetzgeber demnach offenbar mit Abſicht gewählten 
Mortlaute der Art. 22, 23, 24 des Gef. vom 5. März 1862 muß aljo 
gefolgert werden, daß biefelben als abfolute, präceptive Normen erlafjen 
worben find, welche ohne weitered in Anwendung zu kommen hatten. Es 
ift auch der Inhalt diefer Artikel ein ſolcher, daß ihre Anwendbarkeit une 
Wirkſamkeit keineswegs durch weitere legislative Acte bedingt erfcheint. 

Da die vom Prager Magiftrate getroffene Mafregel als eine 
ftraßenpolizeiliche offenbar in den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Ge 
meinde fällt, jo hatte der Landesausfhuß in Befolgung des Art. 241. e. 
die eingelegte Berufung ber meritorifchen Erledigung zuzuführen. Der 
Competenz des Lanvesausfchuffes ſteht auch der Umftand nicht entgegen, 
daß Alinen 3 des Art. 24 den Ausorud „Landesvertretung“ gebraudt. 
Denn wenn erwogen wird, daß nah $. 2 der Landesordnung die zum 
Wirkungskreiſe „der Landesvertretung” gehörigen Befugniffe entweder durch 
den „Landtag“ felbft oder durch ben Landesausſchuß“ ausgeübt 
werden, daß daher der Ausdruck Landesvertretung im Sinne des Gefeges 
ein weiterer, fowohl ben Landtag al8 auch den Landesausſchuß umfaſſender 
ift, wie er denn auch in anderen Geſetzen in gleicher Weife gebraudt 
wird (Gef. vom 21. December 1867, R. ©. B. Nr. 143, 8. 2 b); 
wird weiter ermogen, daß nad 8. 11 ber Tandesorbnung der Landes⸗ 
ausfhug das verwaltende und ausführende Organ. der Landesvertretung 
ift und es fich eben um einen Act der Executive handelt; wird erwogen, 
daß nah dem im Art. 18 feftgeftellten Grundſatze Berufungen gegen 
Beichlüffe ter Gemeindeorgane, „inſoweit“ dieſe Geſchäfte Bezirksver⸗ 
tretungen nicht zugewieſen ſind, „der Landtag durch ſeinen Ausſchuß zu 
beſorgen hat;“ wird endlich in Betracht gezogen, daß nach dem Geſ. vom 
25. October 1868, L. ©. B. Nr. 36 die analoge Agenda rüdfichtlic 
jener Gemeinden, für welche die Gemeinbeorbnung vom 16. April 1864 
Seltung bat, dem Landesausſchuſſe zugewiejen erjcheint, fo kann daran 
nicht gezweifelt werben, daß zur Entjcheidung der vorliegenden Ungelegen- 
heit eben der Lanbesausfhuß berufen war. 

Es erübrigt nur noch, jene Einwendungen zu widerlegen, welde in 
der Gegenfchrift des Lantesausfchuffes gegen die Competenz des 2. ©. 
Hofes zur Entſcheidung der vorliegenden Trage angebradt worben find. 
Die erfte Einmendung ftügt fi auf den $. 2 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 und bebucirt die Unzuftändigfeit des 
8. ©. Hofes daraus, daß der Landesausfhuß nicht entſchieden, Teine 
Berfügung getroffen habe, aljo in feinem Vorgehen eine Rechtöverlegung 


9* 
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nicht gelegen fein Tann. Allein es wurbe oben feftgeftellt, daß nach bem 
Stande der Geſetzgebung dem Beſchwerdeführer allerdings das Berufungs- 
recht an den Landesausſchuß zugeftanden if. Der Beichwerbeführer hatte 
demnach auch das Hecht, vom Landesausſchuſſe die Befeitigung der ver 
meintlih durch die Verfügung des Stabtverorbnetencollegiums ihm "zu- 
gefügten Rechtsverletzung zu begehren. Da mit der Weberweifung ber 
Competenz einer Berufungsinftanzg dem Landesausſchuſſe nicht blos ein 
echt, fondern auch die Pflicht zugelegt worden ift, als ſolche Amt zu 
handeln, muß in der Verweigerung der Amtshandlung eine Verfügung er- 
fannt werben, auf weldhe ver $. 2 1. c. vollitändig Anwendung findet. 

Weiter glaubt der Landesausſchuß aus dem Umftande, daß fowohl 
er, als auch die k. k. Statthalterei die Enticheivung über den Recurs bes 
Joſef Sobotla abgelehnt haben, aljo ein Competenzconflict zwiſchen biefen 
beiden Behörden vorliege, den Incompetenzgrund des 8. 3, lit. b bes 
Gef. vom 22. October 1875 ableiten zu können. Diefe Anſchauung ift 
offenbar irrig, weil gegen den Wortlaut der maßgebenden Gefetesftellen, 
Art. 2 b des Geſ. vom 21. December 1867, R. ©. B. Nr. 143 und 
8. 15 des Gef. vom 18. April 1869, R. ©. B. Nr. 44 verftoßend, 
welde beide nur bejahende Competenzconflicte vor Augen haben. 

Wenn enblih die Gegenſchrift bemerkt, daß das Gef. vom 5. März 
1862 nicht mehr als wirkfam angefehen werben könne, weil die Geſetz⸗ 
gebung in ®emeinbeangelegenheiten dermal verfaflungsmäßig zum Wir- 
kungskreiſe der Landtage gehöre, fo genügt diefem Einwurfe gegenüber 
wohl die Hinweifung darauf, Daß Geſetze nicht durch Aenderungen in den 
Competenzgränzen der legislativen Yactoren, fondern wieder nur burd 
Geſetze, welde die gleiche Materie betreffen, abgeändert werden können. 


Ar. 1039. 


Quodriennirung nad $. 12 b des prov. Gemeindegeſetzes vom 17. März 
1849, 8. ©. B. Rr. 170. 


Erfenntaiß vom 10. März 1881, 3. 461. 


Der it 8 ©. Hof Hat über tie Befchwerde der Gemeinde 
Prebslav ca. k. k. Statthalterei in Prag anläplih ver Entſcheidung vom 
18. Auguft 1880, 3. 45494, betreffend bie Zuftändigfeit des Franz 
Polorny, nad durchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr. Yofef Krofta, dann des ka k. Min.-Rathes Dr. Ritter v. Helm, zu 
Recht erfannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Adminiſtrativbehörden haben als Thatbeſtand ihren Entſcheidungen 
zu Grunde gelegt, daß Franz Pokorny, Sohn der Realitätenbeſitzer Johann 
und Katharina Pokorny, am 9. December 1820 zu Klein⸗Herrndorf 


⸗ 
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(KneZiofa) geboren, von 1. Februar 1850 bis zum Jahre 1872 als 
Wirthſchaftsbeamte fi) in ber Gemeinde Predslav ausweislos aufgehalten 
habe. Diefer Thatbeftand ftellt fih als volllommen actenmäßig dar und 
wird Namentlich der erwähnte ausweislofe Aufenthalt in der Gemeinde 
Predslav von biefer felbft in deren Berichte an bie k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Klattau vom 14. März 1880 als richtig anerkannt. Auf 
Grund viefes, einer Ergänzung nicht bedürfenden Thatbeftandes haben die 
Adminiftrativbehörden den Franz Pokorny nah 8. 12 b be8 prov. Gem. 
Geſ. vom 17. März 1849, R. ©. B. Nr. 170 als nah Piebslan zu- 
fländig erkannt. 

Der 3. ©. Hof vermodte in diefem Ausſpruche eine Geſetzwidrig⸗ 
keit nicht zu erbliden. Franz Polorny bat durch den mehr als vierjährigen 
ausweislofen, unter der Herrihaft des prov. Gem. Gef. vom 17. März 
1849 vollzogenen Aufenthalt nach $. 12 b eben dieſes Geſetzes zweifellos 
in diefer Gemeinde Heimathsrechte erlangt. Es liegt nicht vor, daß er 
in der Folge in einer anderen Gemeinde das Heimathsrecht erworben 
habe, er müßte daher als noch gegenwärtig nach Predslav zufläntig er- 
fannt werben. 

Auf die bei der mündlichen Verhaudlung vorgebrachte Ausführung 
ber beſchwerdeführenden Partei, daß nicht fichergeftellt jei, mit welchem 
Zeitpun kte die Gemeinde Predslav nad Borfchrift des prov. Gemeinde 
gejeged conftitwirt wurde, und daß daher nicht feftgeftellt erfcheine, von 
welchem Momente an das Quadriennium zu zählen fei, ift zu bemerken, 
daß in dem Erlaſſe der Bezirkshauptmannfchaft Klattau vom 30. März 
1880, 3. 4305 hervorgehoben wird, daß bie ©emeinbevertretungen am 
1. Februar 1850 conftitwirt wurden. Für den 1.1.8. ©. Hof war 
vaher ſchon im Hinblide auf diefe im abminiftrativen Inftanzenzuge unan⸗ 
gefchten gebliebene Conftatirung fein Anlaß, jener Einwenbung ein be- 
fonderes Gewicht beizulegen. 


Ar. 1040. 


In Borarliberg ift der Landesausſchuß zur Entfäeidung, über die Con⸗ 
eurrenzpfliht mehrerer Gemeinden zu einer Öffentlien Verkehrsanſtalt, 
Deren a al Erhaltung auf einen öffentlich-rechtlichen Zitel zu: 


rüdzuführen ift und aus dem beftandenen Gerichtsverbande herrührt, 


eompetent und ift die Aufrehthaltung diefer Conturrenz nad den $$. 86 
und 34, Abſ. 2 der vorarlberger Gemeindeordnung gefeplig begründet. 


Erkenntniß vom 10, März 1881, 3. 302. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Befchwerde der Gemeinde Ober- 
langenegg und Bolgenach ca, vorarlb. Landesausfhuß wegen der Ent« 
fheidung vom 27. Auguft 1880, 3. 1276, betreffend vie Concurrenz 
bezüglich ver Gſchwendbrücke, nad) burchgeführter d. m. Verhandlung und 
Anhörung des Adv. Dr. Ferdinand Schuſter, zu Recht erkannt: 

„Die Bejhwerde wird als unbegründet abgewiejen. — 
Der vom Landesausfhuffe angefprodhene Erfag der Koften des 
Berfahrens vor vem Berwaltungsgerihtshofe findet nicht ftatt.“ 


x 
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Entſcheidnugsgründe. 


Der Landesausſchuß it bei der angefochtenen Entſcheidung von ber 
Annahme ausgegangen, daß die Achbrüde zu Gſchwend eine noch aus 
dem alten Gerichtsverbande überkommene gemeinſchaftliche Verkehrsanſtalt 
ter Gemeinden Riefensberg, Sulzberg, Oberlangenegg und Bolgenach tft 
‚und bat in Folge deſſen die beiden letztgenannten Gemeinden bei Her- 
jtellungen an diefer Bräde für concurrenzpflictig erkannt. 

Die erftere Annahnıe des Landesausſchuſſes wird dur die Aomini« 
ftrativacten volllommen bewährt. — Laut Decretes des k. baierifchen Rand» 
gerichtes dto. 6. November 1813 wurde die Brüde, „welche die Vicinal- 
commerzftraße vom Ünnerbregenzerwald nah Weitern verbindet,“ „auf 
Befehl” der damaligen dfterreihifhen Landesregierung von dem ganzen 
ehemals beftandenen ©erichte Sulzberg nah Maßgabe des Vertrages 
dto. 18. Mai 1789 erbaut und „der nehmlidhe Vertrag” Hat die bem- 
felben inklamiert gemefenen Gemeinden zur Unterhaltung berjelben ver- 
bunden, Aus der duch diefen Act fihergeftellten Art und Weife ber 
Entftehung der Bau⸗ und Unterhaltungspflict geht zweifellos hervor, daß 
man es gegebenenfalls durchaus nicht mit einem privatrechtlichen Verhält⸗ 
niſſe zu thun bat, daß vielmehr über Auftrag und unter Intervention ver 
Staatsgewalt die Concurrenz zum Baue und zur Erhaltung einer öffent« 
lichen Communicationsanftalt zwifchen den betheiligten Gemeinden feſt⸗ 
geftelt worden ift. 

Hiedurch widerlegt fih auch die Ausführung der Beſchwerde, daß 
ver Landesausſchuß zur Entfheidung der vorliegenden Angelegenheit nicht 
competent war, daß vielmehr über die Concurrenzpflicht der einzelnen Ge⸗ 
meinden nur ber Civilrichter abzufprecdhen berufen fei, denn das „auf 
Befehl" der Regierung in Wahrnehmung der öffentlihen Wohlfahrt zwi- 
ſchen den betheiligten Gemeinden in's Leben gerufene Rechtsverhältniß ift 
offenbar dffentlichredhtliher Natur, nicht aber eine®, „wodurch die Private 
rechte und Pflichten viefer Gemeinden unter ſich beftimnt worden wären,“ 
(8. 1 des a. b. ©. 8.) 

Zeuge der vorliegenden Adminiſtrativacten iſt bis in die neueſte Zeit 
die fragliche Brücke als eine den obgenannten vier Gemeinden gemein⸗ 
ſchaftliche Verkehrsanſtalt behandelt worden. So wird, um nur eines 
Actes zu erwähnen, durch das von den Gemeindevorſtehungen von Sulz⸗ 
berg, Riefensberg, Bolgenah und Oberlangenegg erlaffene Decret dto. 
15. Jänner 1869 ber ernannte Brüdenauffeher angewieſen, „bedeutende 
Bauten zur Kenntniß der Vorftehungen zu bringen, kleinere Baugebreden 
fogleich felbft herftellen zu laſſen und erlaufende Koften nad dem beitehen- 
den Concurrenzmaßftabe auf die Gemeinden zu repartiren und auszu⸗ 
gleichen. * 

Angefihts dieſes Tharbeftandes war Daher der Landesausſchuß im 
vollen Rechte, auf den gegebenen Fall ven $. 86 der Gem. Ordg. anzu: 
wenden und nah Maßgabe dieſer Gefegeebeftimmung, dann des 8. 34, 
Abf. 2 auszufprehen, daß die bejchwerdeführenden Gemeinden, da es fi 
um die Herftellung einer viefer Gemeinden mit den Gemeinden Sulzberg 
und Riefensberg gemeinschaftlihen Anftalt handelt, verpflichtet find, zu 








Nr. 1041. — Erf. v. 11. Mär; 1881, 3. 353. 135 


den Koften die nöthigen Gelomittel zu bewilligen und beizuftellen. — 
Die Befchwerde mußte daher als gefeglich nicht begründet zurüdgewiejen 
werben. 





Ar. 1041. 


1. Eine Auflage, welde nicht ftetig dem gleichen aliquoten Theile der 

Berzehrungsfteuer entfpricht, nicht bei der vergehenngefteuerpflihktgen 

Handlung und nit von den Berzehrungsfteuer-Einhebungsorganen ($. 84 

‚Der nieberzöfterr. Gemeindeordnung) eingehoben wird, ift Fein Verzeh⸗ 

rungsſteuerzuſchlag. — 2. Die Einhedung einer Gemeindeabgabe unter 

dem Titel eines Zufchlages zur allgemeinen Berzehrungsfteuer von Bier 
nad) feften Tarifſaͤtzen erfordert ein Landesgeſetz.“) 


Erkenntniß vom 11. März 1881, 3. 358. 


Der ef V. ©. Hof Hat über die Beſchwerde des Robert Herz 
felver & Eomp., Zräuhausbefiger in Neutorf, ca. nieter-öfterr. Landes⸗ 
ausſchuß wegen der Entfheidung vom 29. Mai 1880, 3. 6624, betreffend 
bie Entrichtung einer Bierabgabe an die Gemeinde Mödling, nad durch⸗ 
geführter d. m. Verhandlung und Unherung des Adv. Dr. Oswald Michl, 
ſowie des Adv. Dr. Joſef Kopp, in Vertretung des belangten nieber-djterr. 
Landesausſchuſſes, zu Recht erkannt: 

„Die angefodhtene Entſcheidung wird als im Gefege nit 

begründet aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde bie Berufung der be⸗— 
Ichwerdeführenden Unternehmung gegen die Verfügung des Stadtvorftandes 
von Mödling vom 1. Februar 1879, 3. 300, beftehend in der den Be— 
fhwerbeführer belaftenten Worfchreibung eines 10percentigen Zujchlages 
vom Bierconfum im (Gebiete der Stadt Mödling im Betrage von 447 fl. 
85 fr. (für das Jahr 1878) und von 448 fl. 25 fr. (für das Yahr 
1877) in erfter Linie wegen verfpäteter Einbringung zurückgewieſen. 

Diefer Abweifungsgrund ift nicht ftichhältig, weil nicht der am 
5. Yänner 1878 gefaßte, einen 1Opercentigen Zuſchlag zur Verzehrungs⸗ 
fteuer feftfegende Gemeindeausſchußbeſchluß es ift, gegen welchen ſich bie 
Berufung richtete; denn deſſen Legalität und Statthaftigkeit wurde nicht 
beftritten. Befchwerbegegenftand mar bie Verfügung des Stadtvorftandes 
vom 1. Februar 1879, melde, da fie binnen der vom Tage ber Berftän- 
digung laufenden vierzehntägigen Frift, folglich gemäß 8. 92 der nieber- 
öfterr. Gen. Ordg. vom 31. März 1864 rechtzeitig eingebracht morben, 
nit als verfpätet abgewiefen werden durfte, fih aber mit Unreht auf 
obigen Gemeindeausſchußbeſchluß beruft, nachdem fie nicht als eine Aus» 
führung vesfelben angefehen werden fann, wie aus Nachftebenvem erhellt: 


*) Vergleiche Erfenutniffe in Nr. 27 (Band I, Jahrgang 1876/77), Nr. 854 
(Band II, Jahrgang 1878) und Nr. 603 (Band III, Jahrgang 1879). 
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Der Stabtvorftand zu Möbling verlangt von ber bejchwerbeführenven 
Partei, daß fie von dem in ihrer Brauerei außerhalb Mödling in der 
. Ortögemeinde Neudorf erzeugten Bier und zwar von jenen Uuantitäten, 

welche fie zufolge der Erhebungen des Stabtoorflandes in den Jahren 
1877 uub 1878 in das Gebiet der Stabigemeinde eingebradht und an die 
Schänker abgefett bat, an die fläbtifche Caſſe eine Abgabe entrichte, welche 
von jedem Hektoliter — je nachdem es fih um Abzug⸗ oder Lagerbier 
handelt — mit 10 Percent von 1 fl. 67 fr. ober mit 10 Percent von 
2 fl. 17.1 fr. al® der fupponirten Berzehrungsfiener berechnet wird, 
alfo beim Abzugbier 16.7 fr. und beim Lagerbier 21.71 kr. per Heltoliter 
beträgt. 

Die Berzehrungsftener aber wird, ba fie laut Neichögef. vom 
18. Mai 1875, Nr. 84 mit 16.7 von jedem Heftoliter und jedem Sacha⸗ 
rometergrabe Bierwärze feftgeftellt ift, nur bei 10 und bezw. 13 Graben 
fih auf 1 fl. 67 kr., refp. 2 fl. 17.1 fr., dagegen in allen anderen Fällen, 
wenn nämlich vie Graphältigkeit des Bieres eine andere ift, auf andere 
Beträge berechnen, weshalb fi nit behaupten läßt, daß der Sa mit 
16.7 und 21.71 Kreuzern jebesmal 10 Percent der entrichteten Berzeh- 
rungsſteuer ausmacht, oder daß auch nur überhaupt die mit 16.7 und 
21.71 Kreuzern firirte Abgabe von jedem SHeltoliter Bier jedesmal ven 
nämlihen aliquoten Theil oder das nämliche Percent der von ber Erzeu- 
gung des Bieres entrichteten Verzehrungsſteuer beträgt. Gerade dieſe 
Stetigkeit aber ift ein wejentlihes Merkmal, welches ein Percentualzuſchlag 
zur Steuer behufs Dedung der Gemeinvebebürfnifie haben muß. 

Auch ſoll die Abgabe, welde in der Verfügung des Stadtoorftande& 
von der beſchwerdeführenden Partei gefordert wird, nicht bei und aus 
Anlaß der Erzeugung, fondern bei der Einbringung des Bieres in die 
Stadt, alfo aus Anlaß einer anderen als der fteuerpflitigen Handlung 
entrichtet und entaegen der ausdrücklichen Anorbnung bes 8. 84 ter Gem. 
Ordg. nicht durch diefelben Organe, wie die Verzehrungsfteuer felbft, einge» 
hoben werben. Hieraus erhellt, daß einer Abgabe, wie fie durch die ange⸗ 
fochtene Verfügung des Stadtvorſtandes von der befchwerbeführenden Vartei 
gefordert wird, die mwefentlichen Merkmale eines Berzehrungsfteuerzufchlages 
fehlen, daß dieſe Abgabe vielmehr in die Kategorie ber nicht zu den 
Steuerzufhlägen gehörenden Auflagen fällt, zu deren Einhebung nad 
8. 82 der Gem. Ordg. ein Landesgefe erforderlich wäre, welche ohne ein 
folche® das ©efe verlegen mürbe, deren Einbringung aber auch nit als 
die Ausführung des Gemeindeausfhußbefchluffes vom 5. Yänner 1878, 
da berjelbe auf Einhebung eine® 10percentigen Berzehrungsfteuerzu- 
fhlages lautet, angeſehen werben kann. 

Bei diefem Sachverhalte, dann in Erwägung, daß die Fin. Min. 
Dog. vom 1. September 1854 Nr. 4044 (F. M.) Berorbuungsblatt 
des Fin. Min, Seite 480, wie der Landesausſchuß felbft anerkennt, bei 
dem Beftande der gegenwärtig geltenden Gemeindeordnung feine Anwen⸗ 
bung findet, fowie daß entgegen bem $. 79 der Gem. Ordg. die Production 
und der Handelsverkehr getroffen würde, wenn ver bejchwerbeführende Produ⸗ 
cent, welcher mit feinem außer Mödling erzeugten Bier nad Mödling 
handelt, und e8 dort an Gaſt⸗ und Scantwirthe abfett, ohne ſelbft am 
Berbraude theilzunehmen, verhalten würde, von bem dahin abgejegten 
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Biere an die flättifhe Gemeindecaſſe einen Bierftenerzufchlag zu ent⸗ 
richten, wobei er zudem nicht in ber Lage wäre, den am 1. Februar 1879 
von ibm geforderten Bieraufſchlag pro 1877 und 1878 auf die Eonfu- 
menten zu überwälgen, vermodte der B. ©. Hof die Berfügung des Stabt- 
vorftandes von 1. Februar 1879 und die jelb: aufrecht erbaltende Entſchei⸗ 
dung bes Landesausichuffes nicht als im Gefege begründet anzuerlennen 
und mußte daher Iettere nad S. 7 des Gef. vom 22. October 1875 
aufgehoben werben. . ‚ 


ir. 1042. 


1. Weber Befhwerden gegen Berfü ungen des Bemeindevorftandes, bezw. 
Des Vorftehers, hat je nad dem Fa e entweder der Bemeindeausihus 
oder die Staatsbehörde, nicht der Landesausfhuß BR, entfheiden. — 
2. Die Auffiht über die Gemeinden, daß fie ihren Wirkungskreis nicht 
überfhreiten und nicht gegen —5338 — Geſetze vorgehen, ſteht der Staats⸗ 
verwaltung zu. — 3. Die Vorſchriften über die Schließung der Gaſt⸗ 
und Schanfgewerbe zu einer beftimmten Zeit, wobei es fih um eine Eins 
ſchränkung des Bewerbebetriebes handelt, fallen nicht unter jene, welde 
vom Standpunfte der Sitten: und der DOrtöpolizei überhaupt nad der 
Semeindeordnung vom Bemeindeausfhufle erlaffen werden Tönnen. 


Ertenntniß vom 11. März 1881, 3. 854. 


Der ef 2 ©. Hof hat über die Beſchwerde der Gemeinbevor- 
ftehung Dornbirn ca. vorarlb. Landesausfhuß wegen ber Entſcheidung 
vom 8. October 1880, 3. 1797, betreffend polizeiliche Maßregeln wäh. 
rend des fonns und fefttäglihen Vormittagsgottesdienſtes, nad durchge⸗ 
führter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Bürgermeifterd Dr. Waibl, 
in Bertretung der befchwerbeführenden Gemeindevorſtehung von Dornbirn, 
und bes Av. Dr. Anton Haßlwanter, in Vertretung des mitbetheiligten 
Adolf Rhomberg, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird als im Gefege nicht 
begründet aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Beſchwerden, über welche die angefochtene Entſcheidung des 
Landesausſchuſſes erfloß, find 

1) jene des Gemeindeausſchußmitgliedes Auguſt Rhomberg vom 
17. Yuli 1880, welche ſich dagegen kehrt, daß der Bürgermeiſter in ber 
Gemeindeausſchußſitzung vom 18. Yuni 1880 ihm dad Wort zu einer 
Erflärung verweigerte, eine gleiche Berweigerung in ber Gemeindeaus- 
fhußfigung vom 16. Yuli 1880 ausſprach und in derſelben Sache eine 
Abſtimmung des Gemeindeausſchuſſes veranlaßte, ver ebenfalld diefe Ver⸗ 
weigerung enthielt, wodurch des Bejchwerbeführers im 8. 47 ber vorarlb. 
Gem. Odg. vom 22. April 1864, 8. ©. B. Nr. 22 gemährleiftetes 
Hecht beeinträchtigt würde; 

2) die Beſchwerde desſelben Beſchwerdeführers vom 14. Auguft 
1880, welde fi dagegen richtet, daß ihm der VBürgermeifter in ber 


— 
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Sigung vom 13. Auguft 1880 die Aufnahme einer Erflärung in gleicher 
Sade in's Protokoll verweigerte und dadurch fein Recht ($. 47 Gem. 
Ordg.) verlegte; 

3) jene des Adolf Rhomberg, Gemeindeausſchuſſes, im eigenen umb 
in fieben weiterer Ausſchuſſe Namen, dahin gehend, daß a) ber Bürger- 
meifter durch die Erledigung einer vom Dornbirner Seelforgeclerus an 
ten Gemeindeansſchuß gerichteten und von biefem dem ©emeindevorftande 
unter Zuziehung von zwei Gemeindeausfhußmitglietern zur Vorberathung 
übergebenen, die Schließung der Wirthshäufer während des Gottesdienſtes 
und tie Befeitigung jeder Störung tesjelben ferbernden Eingabe im eigenen 
Wirkungskreiſe erledigte, wodurch er feinen Wirkungsfreis überfchritten und 
in jenen des Gemeindeausſchuſſes eingegriffen, fomit gegen tie Gemeinde- 
orbnung verftoßen babe; b) daß der Bürgermeifter in ter Sitzung vom 
18. Yuli 1880 hierüber eine Erörterung nicht zuließ, den Ausihußmit- 
gliedern Adolf Rhomberg und Martin Thurnherr Tas Wort, das fie ver- 
langten, nicht ertheilte und daß ter von Adolf Rhomberg und Benofjen 
überreichte Proteft dem Situngsprotofolle nicht einverleibt wurde. 

Zunächſt ergibt fih, daß — wenn auch im Recurſe 1 tie Abflim- 
mung des Gemeindeausſchuſſes in der Sigung vom 16. Juli 1880, wo⸗ 
mit dem Auguft Rhomberg das Wort verweigert wurde — als gefegwibrig 
bezeichnet wird, alle diefe Beſchwerden und zwar, wie der Schlußfag, bezw. 
das Petitum des Recurſes 1 aufweift, auch diefer Ießtere fi gegen Ver⸗ 
fügungen des Bürgermeifters richteten. — Weber Belchwerven gegen 
Berfügungen tes Gemeindevorftandes, bezw. bes Vorſtehers, hat aber nad) 
88. 38 und 94 ber Gem. Ordg. je nad Beichaffenheit des alles entwe- 
der ter Gemeindeausſchuß oder die Staatsbehörde zu entfcheiven, nicht der 
Landesausfhuß; dem Iegteren fteht nach F. 89 die Entjcheidung dann zu, 
wenn ed fih um Berufungen gegen Befchlüffe des Gemeindeausſchuſſes in 
den nit vom Staate Üibertragenen Angelegenheiten handelt. 

Weiters ergibt fih, daß es ſich vorliegenden Falles nicht darum, 
wie über die Eingabe des Dornbirner Seeljorgsclerus wegen Sonntags» 
heiligung meritorifh zu entjcheiden fei, fondern um bie Competenz zur 
Entſcheidung darüber, alſo um den Wirkungskreis ber Gemeinde und um 
die Beobadytung des im Gemeindegeſetze vorgefchriebenen formellen Bor- 
gange bei den Gemeindeausſchußſitzungen handelte. 

Nun wird aber die Aufficht über tie Gemeinden dahin, daß fie 
ihren Wirkungsfreis nicht Überfchreiten und nicht gegen beſtehende Geſetze 
vorgehen, nah $. 92 der Gem. Ordg. von ber Staatsverwaltung und 
zwar zunächſt durch die politifche Bezirksbehörde gelibt, welcher nah 8. 94 
— wenn e8 ſich nicht um folde Gemeindeausfhußbefchlüffe handelt, gegen 
welche die Berufung an den Landesausfhuß offen fteht, — die Entſchei⸗ 
bung auch dann zugemwiefen ift, wenn gegen Verfügungen des Gemeinde: 
vorftandes, durch welche beftehende Geſetze verleßt oder fehlerhaft ange- 
wendet werben, bie Berufung ergriffen if. Eine Entſcheidung über bie 
im Wbminiftrativverfahren eingebrachten Necurfe lag daher nah Maßgabe 
der Beftimmungen der 88. 89, 92 und 94 der Gem. Drdg. nicht im 
Wirkungslreife des Landesausſchuſſes. 

Wollte man aber auch von der Anſchauung ausgehen; daß in einem 
Falle, wie ben vorliegenden, wo der Bürgermeifter eine ihn vom Aus⸗ 
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ſchuſſe zur Borberathung überwiefene Angelegenheit felbft erledigte, unbe- 
ſchadet des ftaatlihen Aufſichtsrechtes der Landesausfhuß berufen fei, 
Weiſungen an die Gemeinde Über die formelle Behandlung des Gegen- 
ftandes zu erlaffen, jo würde doc die Meinung, welche der Landesaus- 
ſchuß in der angefochtenen Entfheidung zum Ausprude bringt, daß nämlich 
bie in ber Eingabe des Dornbirn’er Seeljorgsclerus verlangte Erlaſſung 
polizeilicher Beftimmungen betreffs Schließung der Oafthäufer währenn bes 
fonn» und feſttäglichen Bormittagsgottespienftes als nad) 8. 34 der vorarlb. 
Gem. Ordg. in den Wirkungskreis des Gemeindeausſchuſſes fallend, diefem 
zur Verhandlung und Schlußfaſſung vorzulegen fei, keinesfalls als im 
. Sefege begründet erfannt werden können. 

Denn nad $. 27, Punkt 7 der Gem. Ordg. gehört zum felbft- 
ſtändigen Wirkungsfreis der Gemeinde nur die Ueberwachung der Wirthe- 
und Schanlgewerbe, fpeciell der Sperrſtunde. — Die Borfchriften über 
die Schließung ber Gaſt⸗ und Schanfgewerbe zu einer beftinnmten Zeit, 
wobei es fi) um eine Einfchräntung des Gewerbebetriebes handelt, fallen 
daher nicht unter jene, welche vom Standpunkte ver Sitten» und der Orts» 
polizei überhaupt nad $. 34 der Gem. Ordg. vom Gemeindeausſchuſſe 
‚erlafjen werden können. — Da ſonach die vom Seelforgsclerus verlangten 
Maßregeln nicht zu den dem Gemeindeausſchuſſe vorbehaltenen Gegen- 
ftänden, melde der Gemeindevorſteher nah 8. 53 der Gem. Ordg. zur 
Berathung desſelben vunrzubereiten hat, gehören, hat ver Letztere dadurch, 
daß er die Sade nicht dent Gemeindeausſchuſſe wieder vorlegte und ba 
bie in Rede ftehende Eingabe in irgend welcher Weife eine Erledigung 
finden mußte, felbe ſelbſt veranlaßte, eine Geſetzwidrigkeit nicht begangen. 

Ob von ihm das Nichtige verfügt ift, darüber liegt eine adminiſtra⸗ 
tive Entfheidung der nad) dem Obengefagten competenten ftaatlihen Be⸗ 
hörde nicht vor und kann daher dieſe Frage auch nicht Gegenftand der 
5. g. Judicatur fein. 

Aus allen diefen Gründen mußte die angefochtene Entſcheidung als 
im Geſetze nicht begrüntet aufgehoben werden. 


Wr. 1043. 


Stempel bei einer auf den Gerihtsfoftenerfag beſchränkten Appellation. 
Erkenntniß vom 15. März 1881, 3. 479. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Befchwerde des Dr. Ferdinand 
Pogazhnik, Hofe und Gerichtsadvocaten in Wien, ca. Entſcheidung des 
k. k. Finanz- Min. vom 19. Auguft 1880, .3. 23152, betreffend eine 
erhöhte Eingabengebühr von 15 fl., nad durchgeführter ö. m. Verhand⸗ 
lung und Anhörung des VBefchwerveführers, fowie des ft. f. Min.-VBice- 
Secr. Ritter dv. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als gefeglih nit begründet ab- 
gewiefen. — Ein Erſatz der Koften des Berfahrens wirb nit 
auferlegt.” 
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Eutſcheidungsgründe. 


Vom k. k. Kreisgerichte in Wiener⸗Neuſtadt war über eine durch 
Dr. Pogazhuik, in Vertretung ver Wiener Handelsfirma Gebrüder Klem⸗ 
fteiner, eingebrachte Klage gegen die Cheleute Franz und Wilhelmine 
Ruſchitzka wegen einer Solivarfhuld von 870 fl. 76 Ir. c. 8. c., nachdem 
bie legtere gegenüber der Wilhelmine Ruſchitzka in ber Replik fallen ge- 
laſſen wurde, mit Urtheil vom 4. November 1879 erkannt worden: Franz 
Ruſchitzka ſei unbedingt ſchuldig, von dem eingellagten Betrage den Theilbetrag 
von 598 fl. 36 Er. zu bezahlen, während bezüglich des Reſtes das Urtheil auf den 
Haupteid lautete. — In denifelben Urtheile war ſchließlich erkannt worden, 
baß die Hägerifche Firma’ ver mitgeflagten Wilhelmine Ruſchitzka 27 fl. 
30 fr. an Gerichtskoſten zu erfegen habe. — Gegen diefen eben ange 
führten Theil des civilgerichtlihen Spruces bat die Firma Gebrüder 
Klemfteiner durch ihren Bertreter Dr. Pogazhnik appellirt. 

Weil die Appellationsanmeldung und Beſchwerde nur mit einer Stempel- 
marke von 1 fl. verfehen war, während bie Finanzbehörden annahmen, 
dag mit Rückſicht auf den Werth des Streitgegenftandes pr. 870 fl. 76 Er. 
hiezu eine Stempelmarke von 10 fl. erforderlich gewejen fei, wurbe bem 
Dr. Pogazhnik an einfacher und ermäßigter Steigerungsgebühr ein Betrag 
von 15 fl. zur Zahlung vorgefchrieben. 

Dagegen ift die vorliegende Beſchwerde gerichtet, welche behauptet, 
daß, nachdem die Appellation nur wegen des auferlegten Koſtenerſatzes 
von 27 fl. 30 kr. ergriffen wurde, die Stempelmarfe von 1 fl. genügend 
gemefen fei. 

Der V. ©. Hof hingegen fand, daß der Anſpruch ber Finanzver⸗ 
waltung fein gefetwidriger fei. Nad der Zarifpoft 43, lit. g, aa und bb 
bes Gef. vom 13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89 unterliegen 
Appelletionsanmeldungen gegen die in der Zarifpoft 103 desſelben Gef. 
aufgezählten Erkenntniffe ohne Unterſchied, ob das Erfenntniß ein bedingtes 
ober unbebingtes ift, wenn vom gerichtlichen Erfenntniffe I. Inſtanz eine 
fefte Stempelgebühr von nicht mehr als 5 fl. zu entrichten ift, einer glei⸗ 
hen Gebühr, wie vom Erkenntniffe I. Inflanz von beiden Theilen zu 
entrichten ift; in allen andern Fällen vom erften Bogen einer feften 
Stempelgebühr von 10 fl. 

Nun unterlag das cbenerwähnte Urtheil I. Inftanz des Sreiäge- 
gerichte® Wiener-Neuftadt vom 4. November 1879 nad Zarifpoft 103 C 
zweifello8 einer höheren Gebühr als dem Stempel von 5 fl., nachdem 
der GStreitgegenftand im einer Geldſumme von 870 fl. 76 Er. ſammt 
Nebengebühren, fomit in einem Werth? von mehr ale 800 fl. be= 
ſtand und gemäß ber cit. Zarifpoft 103 0 eine fire Stempelgebühr von 
5 fl. von einem civilrichterlihen Urtheile I. Inftanz in der Hauptſache 
durch den 800 fl. nicht überfleigenden Werth des Streitgegenftandes ohne 
Nebengebühren begränzt if. Es mar fomit auch die Boransfegung vors 
handen, unter welcher nad Tarifpoft 43 g die fragliche aus einem Bogen 
beftehende Appellationsanmeldung mit einer Stempelmarte von 10 fl. bei 
ihrer Ueberreihung zu verfehen geweſen wäre, was nicht geſchehen iſt. 

Bei dem Stempel für die Appellationsanmeldung kommt es bemmad) 
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nur auf die Gebühr für das erftinftanzliche Urtheil, keineswegs auf ben 
Betrag an, wegen beflen appellirt wurde. — Die Berhängung einer 
Steigerung des mit 9 fl. verkürzten Betrages ift im $. 79 des Geb. Geſ. 
vom 9. Februar 1850 begründet. — Die Beſchwerde war demnach zu- 
rüdzumeifen. 


Ar. 1044. 


Rechtsſatz wie in Ar. 2 und 234. 
Erfenntniß vom 15. März 1881, 3. 480. 


Der £ k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Franz Rieckh, 
Fabrikbeſitzers in Graz, einverftändlih mit dem Bankhauſe Dutſchka & Comp. 
in Wien, ca. Entjheidung des E, I. Finanz Min. vom 13. Auguft 1880, 
3. 20624, betreffend eine Scalagebühr von 937 fl. 50 kr. für eine 
Bürgfchaftsverpflihtung, nad vurchgeführter 3. m. Verhandlung zu Recht 
erkannt: | Ä 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet ab- 
gemwiefen. — Ein Erfag ber Koften des Verfahrens wird nit 
auferlegt.” *) 


Ar. 1045. 


Zum Begriffe „Bemeindbegut“ im Sinne des $. 70 der Gemeindeordnung 

für Böhmen. — Für die Berechtigung zu der in ber Gemeindemitglied: 

Jaert gegränbeten Theilnahme an den Rupgungen des Gemeindegutes 

ft einzig und allein die bisherige unangefohtene Uebung maßgebend 

und Tann derfelben durch Willensacte des zeitweiligen Rutznießers nicht 
derogirt werben, 


Erkenntniß vom 16. März 1881, 8. 417. 


Der E88. ©. Hof Hat über die Beſchwerde des Joſef Hrabaͤk 
ca. böhm. Landesausſchuß aus Anlaß der Entfheitung desfelben vom 
14. Juli 1880, 3. 18511, betreffend die Antheilnahme an den Nußungen 
bes Gemeindegutes in Hurel, nah burchgeführter 8. m. Verhandlung uud 
Anhörung des Adv. Dr. Anton Woläc zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiejen.* 


Entfdreidungsgründe. 


Nah Ausweis der ‚Apminiftrativacten bat der Beichwerbeführer an 
den Gemeindeausſchuß in Hurka das Anſuchen geftellt, daß ihm der auf 
die Realität Nr. 2 in Hurka entfallende Antheil an den Gemeindewald⸗ 


e) Siehe EntjHeidungsgriinde bei Nr. 2 (Band I, Jahrgang 187F/77) und 
Nr. 234 (Band Ii, Jahrgang 1878). 
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Maßgebend für die Entiheivung war die Erwägung, daß die Ge⸗ 
meindelöfchanftalten, fpeciel aud bie tyeuerfprige in dem geſammten Ge⸗ 
biete der Ortsgemeinde, alfo au in der Ortſchaft Fichtenbach verwendet 
werden können und daß die VBollmauer Feuerwehr in dem durch $. 39 
der Feuerpolizeiorduung vom 25. Mai 1876, %. ©. B. für Böhmen 
Nr. 45 gefennzeichneten Berhältnifie ſtehe. Der lettere Umftand wird 
nicht beflritten. Dagegen beftreitet die Beſchwerde allerdings die Kichtig- 
feit des erfteren Thatbeftandemomentes und führt aus, daß bei den vor⸗ 
bandenen Communicationsverhäftniffen die Löfchanftalten ver Gemeinde 
unmdglih der Ortſchaft Fichtenbach und ihren Bewohnern nügen können. 
Diefe Einwendung konnte der V. ©. Hof im Hinblide auf die Beftim- 
mung bes 8. 6 des Gef. von 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36 nicht berüdfichtigen, ba durch das auf Veranlaſſung des Landes- 
ausfchuffes aufgenommene Protofoll vom 7. Yuni 1880 über die Reful- 
tate einer nach der Ortihaft Fichtenbah von Bollmau ans mit ber Yeuer- 
fprige vorgenommenen Probefahrt dargethan ift, daß die Gemeindelöſch⸗ 
anftalten auch in Fichtenbach zur Verwendung gelangen können, ver vom 
Landes ausſchuſſe angenommene Thatbeftand alfo nicht actenwidrig ift. 

Nah dem Haren Wortlaute des 8. 46 der Feuerpolizeiordnung find 
nun allerdings bie Koften jener Töfchanftalten, welche für die ganze Orts- 
gemeinde dienen, von biefer zu beftreiten. Ebenſo unterliegt es nad dem 
Haren Wortlaute des $. 48 der Feuerpolizeiordnung keinem Zweifel, daß 
die Ortögemeinde jenen freiwilligen Feuerwehren, weldhe zu ihr in bem 
durch 8. 39 beſtimmten Verhältniſſe ftehen, die nothwendigen Löſch⸗ und 
Rettungsgeräthe heizuftellen hat. 

Da nun nad dem ber angefochtenen Entſcheidung zu Grunde ges 
legten actengemäßen Thatbeſtande bie Feuerſpritze und die Löfchanftalten 
der Gemeinde Bollman nicht blos für die ganze Ortsgemeinde beftimmt, 
fondern auch innerhalb verjelben verwendbar find, da weiter die Vollmauer 
Feuerwehr zur Ortsgemeinde in dem durch 8. 39 beftimmten Verhältniffe 
fteht, fo erjcheint die angefodhtene Entſcheidung in ven 88. 46 und 48 ber 
Feuerpolizeiordnung, fowie in den Beſtimmungen ber 88. 36, 72 und 79 
der Gem. Ordg. begründet. Der Umftand, taß die Ortfchaft Fichtenbach 
für ſich eigene Löfchanftalten angeſchafft und felbftftändig eine Feuerwehr 
organifirt bat, fteht Der Geſetzmäßigkeit der angefochtenen Entſcheidung 
nicht entgegen, da ber 8. 46 ber Feuerpolizeiordnung den einzelnen Ort⸗ 
{haften einer Gemeinde eine Befreiung von der Beitragsleiftung für Ge- 
meinbelöfchanftalten aus dem Titel der felbftftändigen Anſchaffung nicht 
zuerkennt. 

Die Beſchwerde mußte daher als geſetzlich nicht begründet zurück⸗ 
gewiefen werben. 


Bellnge der Juriſtiſchen Blätter, 
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Mr. 104. 


Die Aufenthaltsgemeinde eines auswärtigen Armen ift beredtigt, den 
gefeglihen Erfa für befien Unterftügung und Verpflegung in erfter Reihe 
und allein von ber Heimathsgemeinde zu begehren. *) 

Erkenntniß vom 17. März 1891, 3. 299, 


Der k. k. V. ©. Hof Hat über die Befchwerde der Gemeinde Bfezno 
ca. Min. des Innern und die Gemeinde Wien wegen der Entſcheidung 
des genannten DMinifteriums vom 30. September 1880, 3. 18517, ber 
treffend ten Erſatz der Koften für die Verpflegung der Marie Miſchka an 
die Aufentbaltsgemeinde, nad burchgeführter d. m. Verhandlung und An» 
börung bed Abo. Dr. Karl Doftal, des k. k. Min.-Rathes Dr. Ritter 
vd. Helm, dann des Adv. Dr. Theodor Kratky, in Vertretung der mitbelangten 
Stadtgemeinde Wien, zu Recht erfannt: | 

„Die Befhwerde wird ale unbegründet abgemwiefen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Die Beſchwerde beftreitet die Geſetzmäßigkeit der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung wefentlih aus zwei Geſichtspunkten. — In erfter Reihe hält 
die bejchwerbeführende Heimathsgemeinde zur Tragung der Verpflegsfoften 
für die Zeit vom 15. Juli 1874 bis 17. October 1878 im Oefammt- 
betrage von 677 fl. 7O kr. fi darum für nicht verpflichtet, weil die Ders 
pflegte Marie Mifchla Kinder befaß, die in der Lage waren, fie zu er- 
halten. — Sodann glaubt die Gemeinde Bfezno, der Erjagpfliht darum 
enthoben zu fein, weil die Aufenthaltsgemeinde Wien bie rechtzeitige Ver⸗ 
ftändigung der Heimathögemeinde und die Liebergabe der Marie Miſchka 
an bie Heimathsgemeinde unterließ. — 

Beide Befchwerbegründe find jedoch nicht ſtichhältig. — Nach dem 
Haren Wortlaute des 8. 28 des Heimathsgeſ. ſteht es in ber Wahl der 
Aufenthaltögemeinde, den Erfat der von ihr auswärtigen Armen gewährten 
Unterftägung von der Heimathsgemeinde in erfter Reihe und allein zu bes 
gehren. — Das Gleiche gilt nah 8. 29 von den für auswärtige frante 
Arme aufgewenbeten Berpflegsloften. — Nach Maßgabe des Geſetzes Tann 
alfo die Commune Wien keineswegs verhalten werben, ihre Erfaganfprüche 
zunächſt gegen bie nach dem Civilrechte zur Verſorgung verflichteten Ber: 
fonen im Rechtswege geltend zu machen. — Sie ift vielmehr offenbar 
berechtigt, den Erfa der geſetzlich aufgewendeten Verpflegskoſten unmittel- 
bar von ber beſchwerdeführenden Heimathsgemeinde in Anſpruch zu nehmen, 
Der erfte Beſchwerdegrund widerftreitet demnad dem Geſetze, davon ganz 
abgefehen, daß, wie die Aominiftrativacten barthun, die Commune Wien 
thatfählih und zwar mit theilweiſem Erfolge beftrebt war, die in Wien 
lebenden, aber mittellofen Kinder der Marie Mifchla zur Mittragung ber 
Verpflegskoſten heranzuziehen. 


7 Siehe auch Erkenntniſſe Nr. 6 (Band I, Jahrgang 1876/77) nnd Nr. 966 
Banb IV, Jahrgang 1880). 
Bubwinzti, ©. G. H. Erkenniniſſe. V. 10 
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Tie Acien laflen nit entuchnen, daß ber Gommune Bien eme 
Verzögerung ter Anzeige an bie Heimathögemeinde oder fonf ein Ber- 
fAniven bei Behaudlung tiefer Berpflegtangelegenheit zur Lat fallt — 
Tie Uebernahme ver unheilbar kraulen Marie Miſchla aus dem Kranfen- 
Haufe in tie Berforgungsaufalt erfolgte über Auforberung des bohmiſchen 
Lexpebausiäuflee vom 15. Yuli 1874 und es war ebendarum ter Fall 
des augenblicllichen Bebhrfnifies um fo fiderer vorhanden, als Marie 
Miſchta nur mittelſt Tragbettes transportabel mar und im Momente ter 
an die Eommmme Wien herangetretenen Anforderung die Unterbringung 
und Berpflegung der Kranken in anderer Weife nicht beforgt werben kennte. 

Nachdem die Commune Wien mit Note des Landesausichufies 
äto. 28. Zuli 1874 — eingelangt am 3. Auguft 1874 — über tie 
Zuſtandigleit ver Marie Miſchka informirt worben war, hat fle mit Note 
vom 14. Augufl 1874, durch Vermittlung der k. k. Bezirkshauptmann> 
(Haft Jungbunzlau die Heimathegemeinde von ber Uebernahme verftändigt. 
— Dion dieſe Verftändigung ber Gemeinde Bfezno unterm 19. Sep- 
tember 1874 intimirt worden ift, bat diefelbe exft am 28. December 1874 
und zwar nur über meuerliches Andringen bes Wiener Magiftrates die 
Bahlung der Verpflegsloften mit bem Hinweiſe abgelehnt, daß bie in Wien 
domichlirenden finder der Marie Miſchka in der Lage feien, die Mutter 
u erhalten. — Die folge diefer Haltung der Heimathsgemeinde war Die 

Inleltung der Verhandlungen mit den vier Kindern der Marie Miſchka, 
fohin die Inanfpruhnahme der Entiheidung ber politifhen Behörden über 
die Verpflichtung der Heimathsgemeinde zur Tragung der Berpflegskoften. 

Während nunmehr die Angelegenheit den politiihen Behörden vor- 
lag, unterließ e6 die Kommune Wien nicht, biefe Behörden und durch 
ihre Vermittlung die Heimathegemeinde ſofort (6. Yuni 1876) davon im 
Kenntniß zu fegen, al® Laut ärztlichen Pareres vom 3. Juni 1876 Marie 
Miſchka fi fomeit erholt batte, daß fie unter bilfreiher männlicher Be- 
gleitung traneportabel wurde. — Obſchon die Heimathegemeinde bieven 
am 1. Yuli 1876 Kenntniß erhielt, bat fie gleihwohl erft am 31. Auguf 
1876 den Beſchluß gefaßt, die Marie Miſchka durch ihre Tochter abbelen 
zu laſſen, ohne jedoch diefen Beſchluß der Commune Wien zu motifkcirem. 
— Der Tag, an welchem die Abgefantte der Heimathsgemeinde in Bien 
eingetroffen, if aus den Adminiſtrativacten nicht erfichtiih, wehl aker 
geht aus denſelben und intkefentere aus ten Purere® nem 9. Eestemker 
1I76 und 8, Detebder 1876 hervor, daß Marie Miſchla inzwiihen micht 
tramtrertiidig gemerten war, fomit nad $. 29 des Seimatkögei. zwS ter 
Zerrtegung nicht entlafien werden turfte, 

Ant Tieiem Sadverhalte ergitt ih, daß ter Comm Bien ge- 
wiumai:de atisızt Meine Verzögerung zur Ya mt Taf weeimehe zur Ye» 
Famertw*itrerie SNimarbögemeinte durch tie gan, ummecrıe Poiperzmz, 
Tee Zerrtegätcken tür die erſten Wechen zu Ivriitiser za ed Te 
erzustın eher Wortestee zu Deinmertisterien Bert zat. Sera 
Srpr ie alcz een immen — Tee Peitnurte mufe Duber zöö ze 
wer ne NurTieEn? alyemeeien merim 





—* 
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Ar. 1048. | 
Borausfehung ber Bemeffung eines Gebührenäguivalentes von Marft: 
rechten, *) 


Erienntniß vom 223. März 1881, 3. 506. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Stabtgemeinde 
Troppau ca, Entſcheidung des k. k. Finanz-Min. vom 21. Juli 1880, 
3. 14391, betreffend die Vorſchreibung des Gebührenäquivalentes von dem 
Bezuge aus ben Jahr, Wochen und Viehmarktftandgelvern für das III. De- 
cennium, nach durchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. 
Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. Trofchauer, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird wegen mangelhaften 
Berfahrend aufgehoben und die Sade an das k. k. Finanz: 
minifterium zur Behebung ber Mängel und neuen Entſcheidung 
zurückgeleitet.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Der Stadtgemeinde Troppau iſt für das III. Decennium vom capi⸗ 
talifirten Pachtſchillinge, den fie aus der Verpachtung der Jahr⸗, Wochen⸗ 
und Viehmarktſtandgelder bezog, nach Abzug der Entlohnung des Markt⸗ 
meiſters und der Straßenreinigungsauſslagen, das Gebührenäquivalent mit 
1!/, Percent bemeſſen worden. 

Die genunnte Stadtgemeinde nimmt in ber vorliegenden Beſchwerde 
die Befreiung vom Geblihrenäquivalente rüdfihtlih des Einkommens aus 
den fraglichen Marktgebühren in Anſpruch, weil die letzteren auf dem 
8. 69 der Gew. Ordg. vom 20. December 1859, R. ©. B. Nr. 227 
beruhen und im Sinne des 8. 42 b des Gemeindeftatutes der Stadt 
Zroppau vom 20. Jänner 1866 (2. ©. B. Nr. 10 für Schlefien) zu 
den Gemeindeabgaben gehören; ferner weil nur joldye Sagen und echte 
Gegenftand der Hequivalentpflicht feien, melde Object einer privatrechtlichen 
Eigenthumsübertragung fein können, was jedoch rüdfichtlih der, der Ge⸗ 
meinde nur ule der zuftehenden Marktgebühren nicht ber Fall fei. 

Der V. ©. Hof konnte diefe letztere Anſchauung nicht für haltbar 
anfehen. Denn bie Poft 106 B e der geänderten Tarifsbeftimmungen 
des Gef. vom 13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89 unterzieht dem Ge⸗ 
bührenäquivalente da8 Bermögen von Stiftungen, Beneficien, Kirden, 
Gemeinden u. ſ. w. ohne Unterfhied, ob basjelbe Gegenftand einer pri« 
vatrechtlichen Uebertragung fein fönne, und läßt, infoferne dieſes Vermögen 
in beweglichen Sachen befteht, nur vüdfichtlich jenes der Kirchen und Stife 
tungen beftimmt bezeichnete Ausnahnıen zu. 

Der B. ©. Hof konnte aber aud die im ber angefochtenen Ent⸗ 
fheidung zum Ausorude gelangte Anficht des k. k. Finanzminiſteriums 
nicht theilen, daß die fraglichen Marktſtandgelder deshalb dem Gebühren⸗ 
äquivalente unterliegen, weil fie ein Entgelt für die Benützung der der 


*) Vergl. Nr. 403 (Band II, Jalrgang 1879). Je 
1 





Die Acten laſſen nit entnehmen, daß der Kommune Wien eine 
Berzdgerung ber Anzeige an die Heimathsgemeinde oder fonft ein Ver⸗ 
fchulden bei Behandlung dieſer Berpflegsangelegenheit zur Laft fällt. — 
Die Uebernahme der unbeilbar kranken Marie Miſchka aus dem Kranken» 
haufe in die Verforgungsanftalt erfolgte über Anforderung des böhmiſchen 
Landesausfchuffed vom 15. Yuli 1874 und es war ebendarum der Fall 
des augenblidlihen Bedürfniſſes um jo fiherer vorhanden, als Marie 
Miſchka nur mittelft Tragbettes transportabel war und im Momente der 
an die Commune Wien herangetretenen Anforderung die lnterbringung 
und Verpflegung der Kranken in anderer Weife nicht beforgt werben konnte. 

Nachdem die Commune Wien mit Note des Landesausſchuſſes 
dto. 28. Juli 1874 — eingelangt am 3. Auguſt 1874 — über die 
Zuftänpigkeit der Marie Miſchka informirt worden war, hat fie mit Note 
vom 14. Auguft 1874, durd Vermittlung der k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
haft Sungbunzlau die Heimathögemeinde von der Uebernahme verftänpigt. 
— Obſchon diefe Berftändigung der Gemeinde Bkezno unterm 19. Sep- 
tember 1874 intimirt worden ift, hat diefelbe erft anı 28. December 1874 
und zwar nur über neuerliches Andringen des Wiener Magiſtrates die 
Zahlung ber Berpflegstoften mit dem Hinweiſe abgelehnt, daß die in Wien 
domicilirenden Kinder der Marie Miſchka in der Lage feien, die Mutter 
zu erhalten. — Die Folge diefer Haltung ber Heimathsgemeinde war bie 
Einleitung der Verhandlungen mit den vier Kindern der Marie Miſchka, 
fohin die Inanfpruhnahme der Entjcheidung der politifchen Behörden über 
die Verpflichtung der Heimathögemeinde zur Tragung der Berpflegskoften. 

Während nunmehr die Angelegenheit den politiihen Behörden vor- 
lag, umterließ e8 die Kommune Wien nicht, biefe Behörden und durch 
ihre Bermittlung die Heimathsgemeinde fofort (6. Juni 1876) davon in 
Kenntniß zu feßen, als laut ärztlihen Parere® vom 3. Juni 1876 Marie 
Miſchka fich ſoweit erholt hatte, daß fie unter bilfreicher männlicher Be- 
gleitung transportabel wurde. — Obſchon bie Heimathögemeinde hievon 
am 1. Juli 1876 SKenntniß erhielt, bat fie gleichwohl erft am 31. Auguft 
1876 den Beihluß gefaßt, die Marie Miſchka durch ihre Tochter abholen 
zu laffen, ohne jedoch diefen Beſchluß der Commune Wien zu notificiren. 
— Der Tag, an welchem die Übgefandte der Heimathögemeinde in Wien 
eingetroffen, ift aus den Apminiftrativacten nicht erfichtlih, wohl aber 
geht aus denſelben und in&befontere aus ven Pareres vom 9. September 
1876 und 3. October 1876 hervor, daß Marie Miſchka inzwilhen nit 
traneportfähig geworben war, fomit nah 8. 29 des Heimathägef. aus der 
Berpflegung nicht entlaffen werben burfte. 

Aus diefem Sachverhalte ergibt fih, daß der Kommune Wien ge⸗ 
gebenenfalls abfolut keine Verzögerung zur Laft und daß vielmehr die ber 
ſchwerdeführende Heimathsgemeinde durch die ganz unmotivirte Weigerung, 
die Verpflegskoften für vie erften Wochen zu berichtigen und burd bie 
Unterlaffung jegliher Maßnahme zu Weitwendigfeiten Anlaß gab, deren 
Volgen fie allein treffen Fünnen. — Die Beſchwerde mußte daher als ge⸗ 
jeglich nicht begründet abgewieſen werben. 
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Ar. 1048. | 
Borausfehung der Bemeſſung eines Gebührenäguivalentes von Markt: 
rechten, *) | 


Erkenntniß vom 28. März 1881, 3. 506. 


Der. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Stabtgemeinde 
Troppau ca. Entſcheidung des E. k. Finanz-Min. vom 21. Juli 1880, 
3. 14391, betreffend die VBorjchreibung des Gehührenägquivalentes von dem 
Bezuge aus den Jahr-, Woden- und Viehmarktſtandgeldern für das III. De⸗ 
cennium, nach durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. 
Min.sBice-Secr. Ritter v. Trofchauer, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird wegen mangelhaften 
Verfahrens aufgehoben und die Sache an das k. k. Finanz— 
miniſterium zur Behebung der Mängel und nenen Entſcheidung 
zurückgeleitet.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Der Stadtgemeinde Troppau iſt für das III. Decennium vom capi⸗ 
talifirten Pachtſchillinge, den ſie aus der Verpachtung der Jahr⸗, Wochen⸗ 
und Viehmarktſtandgelder bezog, nach Abzug ber Entlohnung des Markt⸗ 
meifter8 und ber Straßenreinigungsauslagen, das Sebührenäguivalent mit 
1!/, Bercent bemeffen worden. 

Die genunnte Stadtgemeinde nimmt in der vorliegenden Beſchwerde 
bie Befreiung vom Gebührenäquivalente rüdfichtlid des Einkommens aus 
den fraglichen Marttgebühren in Anſpruch, weil die letzteren auf dem 
8. 69 der Gew. Ordg. vom 20. December 1859, R. ©. B. Nr. 227 
beruhen und im Sinne dee 8. 42 b des Gemeindeſtatutes der Stadt 
Troppau vom 20. Jänner 1866 (L. G. B. Nr. 10 für Schleſien) zu 
den Gemeindeabgaben gehören; ferner weil nur ſolche Sachen und Rechte 
Gegenſtand der Yequivalentpflicht ſeien, welche Object einer privatrechtlichen 
Eigenthumsübertragung fein können, was jedoch rückſichtlich der, der Ge⸗ 
meinde nur als ae zuftehenden Dtarktgebühren nicht der Yall fei. 

Der V. ©. Hof konnte diefe legtere Anſchauung nicht für haltbar 
anjeben. Denn die Poft 106 B e ber geänderten Zarifsbeftimmungen 
des Gef. vom 13. December 1862, R. ©. 2. Nr. 89 unterzieht dem Ge⸗ 
bührenäquivalente da8 Vermögen von Stiftungen, Beneficien, Kirchen, 
Gemeinden u. f. w. ohne Unterſchied, ob dasſelbe Gegenftand einer pri« 
vatrechtlichen Uebertragung ſein könne, und läßt, inſoferne dieſes Vermögen 
in beweglichen Sachen beſteht, nur rückſichtlich jenes der Kirchen und Stif⸗ 
tungen beſtimmt bezeichnete Ausnahmen zu. 

Der V. ©. Hof konnte aber auch die in der angefochtenen Ent- 
fheidung zum Ausdrucke gelangte Anfiht des k. k. Finanzminifteriume 
nicht theilen, daß bie fraglichen Marktſtandgelder deshalb dem Gebühren⸗ 
äquivalente unterliegen, weil fie ein Entgelt für die Benügung ber der 


*) Vergl. Nr. 403 (Band III, Yalrgang 1879). ‚g« 





14% Nr. IE — Sir 3. Big, 3 56 


Elsrigemeinte Trrrram schien Scı zig, reber Trime cigentlihen Ge⸗ 
meindeabgaten i-ım. Ras & 63 ver Ge. Lrrz es gefattet, da 
Ormeinten ten Deartiralıiz m Wizaten beiczz, welde eine Ber- 


Autlagen fur. Te fü zuher fen med, reg Martigekühren, welche 
keriglıh auf Grum rer $$. 69 ze 0 ver Gem. Li; fehgejeht wur- 
ven, felzi mur eim Exizeiı für tie ver Gemamre amliflih tes Marlies 


TZie Etartzemeinte Tre: ran bat wem im ataiziürativen Berfahren 
fewebl, wie im ter rerfizzenten Zeiiwerte mahzemichen, daß tie von 
ihr mit 1. Mai 1874 wir Gemcbm:zunz ber L EL Lundeßregierung 

—— — mit einer neuen Markierzsunz actiecten Etantgelber- 
* auf ven Beſtinmungen der — — rem Jahre 1859 
beruhen. 


Allein zur Bemchunz tes Gekübremizuiralentes für das II Te 
ceunium war mafgebent, weihe Yeiizmen; tie am 1. Jänner 1871 
beftautenen Marfızekühren hatten. — Lierüber kietet ter abminiftrative 
Thatrkehamr feinen Auritioh 

Tie Beiswarte gibt jelbſt zu, daß das Marktrecht ver Stadt Troppau 
in jene Zeit zrücktreivt, im welder derlei Rechte wur mittelſt Privilegien 
verlichen werten fin. Es ik mithin keineswegs ansgeihlciten, daß durch 
2236 Tiefer Start verlichne Markızririleguum met tem WMarliredhte aud) 
ter Vezug ren Marlizetühren Eewilliget werten if, teren Zweck beflim- 
mungezemät ũber tie Grüne einer Eichen Vergũtung für bie mit ber 
Aushtunz des Marktrechtes verbuntenen Auslagen hinausreichen ſollte. 
In tiefem Falle wiren tie Marktzebühren nicht mehr Gemeindeabgaben, 
fentern eine Gerechtſame ter Gemeinte, mithin ein Vermogensbeſtandtheil 
rerielben (8. 33 ver Gem. Ordg. ter Stadt Troppan), welder tem 
GSekübreniauivalente auf OGrunt ter nad ten beftchenten Vorſchriften zu 
vellziehenden WBerthermittlung unterworfen fein würte. 

Nachtem nun der atminifiratine Thatbefland in ber angeteuteien 
Richtung einer Ergänzung betarf, war ter B. G. Hof veranlaft, nad 
8. 6 tes Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 die 
angefohtene Entſcheidung wegen mangelhaften Verfahrens aufzuheden. — 
Der verlangte Zufprudh eines Erſatzes ter Koflen tes Verfahrens vor 
tiefem Gerihtöhefe an ten Bejchwerteführer ift nah 8. 40 res ekencit. 
Geſ. unzufäffiz. 
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Qr. 1049. 


Beginn der Verpflichtung zur Bahlung des Gebührenäquivalentes vom 
beweglichen Bermögen. 


Erkenntniß vom 22. März 1881, 3. 491. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Budweiſer Spar: 
caffadirection ca. Entfheidung des k. k. Finanz» Din. vom 5. März 1879, 
3. 487, betreffend die Bemeflung des Gebührenäquivalentes vom bemeg- 
lichen Bermögen der Sparcaffe in Budweis für das II. Decennium, nad 
durdgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Wendelin 
Rziha, fowie des f. k, Min.Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht 
erfannt: 

„Die Befhwerbe wird als unbegründet zurüdgewiefen.“ 


Eutſcheidungsgründe. 


Der Sparcaſſa in Budweis, welche am 16. Juni 1856 in's Leben 
getreten ift, wurde über Erlaß der k. k. Fin.-Landespirection in Prag vom 
7. September 1877, 3. 36999 anläflih des Recurſes der genannten 
Anflalt gegen die zufolge Erlaſſes der Bupweifer f. k. Fin.Bezirksdirection 
vom 30. April 1877, 3. 4012 erfolgte Bemeffung des Gebührenägui« 
valentes für das II, Decennium vom beweglihen Vermögen, dad Gebühren- 
äquivalent für das erwähnte Decennium auf Grund der Tarifpoft 106 B e 
des Gel. vom 13. December 1862, R. G. B. Nr. 89, und zwar nad) 
dem Stande bed am 31. December 1862 vorhandenen beweglichen Ber: 
mögen® rund pr. 56.600 fl. für die Zeit vom 1. Jänner 1862 bis 31. 
December 1870 mit 11/, Percent, ſ. Zuſchlag im Betrage von 849 fl., 
bemeſſen. 

Dieſe Gebührenbemeſſung wurde auch mit ber angefochtenen Ent» 
ſcheidung des k. k. Finanz Din. aufrecht erhalten. Die Finanzverwaltung 
geht nämlich von der Anficht aus, daß es bei Bemeſſung des Gebühren- 
äquivalentes von beweglichen Sachen, welche nit dur Schenkungen oder 
Bermögensübertragungen von Todeswegen erworben werben, auf die Bes 
figdauer nicht anlommt, denn die Beſchränkung des 8. 10 der Vollzug» 
vorfärift zum erwähnten Gefege von 20. December 1862, R. ©. 2. 
Nr. 102 auf bewegliche Sachen, welche durch Schenfung oder Vermögens⸗ 
Übertragung von Todeswegen erworben worden find, ift damit begründet, 
daß nur in- diefen Fällen die Entrichtung einer Percentualgebähr ftatt- 
findet, an deren Stelle nad dem Kingange der Zarifpoft 106 B e des 
Gef. vom 13. December 1862 das Aequivalent zu treten bat, ſonach jene 
Beſchränkung bes Abſ. 10 der Berorpnung vom 20. December 1862 
mit dem $. 16, Alinea 4 des Gef. vom 13. December 1862 nicht im 
Widerſpruche ſteht. 

Die Beſchwerde geht aber von der Anſchauung aus, daß mit Rück⸗ 
ficht auf die Beſtimmungen des Alinea 4 des 8. 16 und der Anmerkung 3 
zur Xarifpoft 106 B e des Geſ. vom 13. December 1862 und des 
Abſ. 10 der Vollzugsvorſchrift zu dieſem Geſetze vom 20. December 1862 
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die erſten zehn Dahre eined zur Entrihtung des Gebührenäquivalentes 
Berpflichteten für alle Fälle gebührenfrei find und daher bei dem Umftande, 
als vor Eriftenz der Budweiſer Sparcaffa, dem 16. Juni 1856, der 
Staatsſchatz ein Recht auf eine Bermögensgebühr ver befagten Sparcafla 
nicht hatte, vor Vollendung der erften zehn Jahre, daher vor dem 16. Yuni 
1866 dem Aerar ein Recht auf das Oebührenäquivalent gegen biefe Au 
ftalt nicht erwachſen konnte, 

Der B. ©. Hof vermochte jeboch in der angefochtenen Entſcheidung 
eine ©efegwidrigfeit nicht zu erfennen. Es muß nämlich die Beftimmung 
der Anmerkung 3 zur Zarifpoft 106 B e des Gef. vom 13. Deceinber 
1862, wornad die Verpflichtung zur Entrichtung des Gebührenäquivalentes 
mit Ablauf des zehnten Jahres von dem Zeitpunkte an gerechnet, an 
welhem ver Staatsſchatz das Recht anf die orbentliche Gebühr von dem 
Bermögenserwerbe erlangt hat, beginnt, im BZufammenhange mit der 
Anmerkung 4 zu diefer Tarifpoft, nad welcher die Uebertragung des Eigen- 
thums, Fruchtgenuſſes oder Gebrauchsrechtes an einen zum Gebühren⸗ 
äquivalente Verpflichteten oder von bemfelben ven orbentlihen Bermdgend- 
übertragungsgebühren unterworfen wurde, aufgefaßt werben. Nur aus 
dem Zufammenhalte diefer beiden Anmerkungen und ber Tendenz bed 
Gebührenäguivalentes, dem Aerar einen Erſatz dafür zu verjhaffen, daß 
die Sache im Befige einer moralifhen Perfon oder Anftalt verbleibt und 
deshalb demfelben die Gebühr für den Bermögenserwerb unter Lebenden 
oder auf den Todesfall dur Tängere Zeit, als es fonft bei phyſiſchen 
Perfonen der Fall wäre, entgeht, läßt fih die früher nicht beftandene 
Anorbnung der vorcit. Anmerkung 3 über die erft nach jenen zehn Jahren 
eintretende Verpflichtung zur Entrichtung des Gebührenäquivalentes, aber 
auch die Aufhebung ber früher vor der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes be- 
ftandenen Befreiung der Yequivalentverpflichteten von der Entridhtung der 
Gebühr für die Erwerbung des Eigentbumsrechtes, Fruchtgenuſſes oder 
Gebrauchsrechtes erflären. 

Wenn aber die Anmerkung 3 ben Eintritt der Verpflichtung zur 
Entrigtung des Gebührenäquivalentes erft mit Ablauf des zehnten Jahres 
von dem Zeitpunkte an gerechnet anorbnet, an weldhem der Staatsſchatz 
das Recht auf die ordentliche Gebühr von dem Vermögenserwerbe erlangt 
bat, daher wegen der Verpflichtung zur Entrichtung der ordentlichen Ver⸗ 
mögensübertragungsgebühr für den Vermögenserwerb die im Allgemeinen 
äqnivalentpflichtige Anftalt oder moralifche Perſon von ver Entrichtung des 
Gebührenäquivalentes für jene zehn Yahre befreit, fo ift es nur finn- 
und ſachgemäß, daß bezüglich jener Sachen, für deren Erwerb eine ber. 
: artige Gebühr nicht befteht und auch nicht entrichtet wurde,” die fonft erft 
ſpäter nach jenen zehn Jahren einzutretende Verpflichtung zur Entrihtung 
bes Gebührenäguivalentes nicht in Anwendung kommen kann, d. b. daß 
von jenen Sachen das Gebührenäquivalent ohne Rüdficht auf die Befitz⸗ 
dauer zu entrichten ifl. 

Es fteht ſonach in Einklange mit diefer Anfhauung, wenn in Bell. 
ziehung des 8. 16 des Gef. vom 13. December 1862 und der Anmerkung 3 
zur Zarifpoft 106 B e besfelben das k. 1. Finanz- Din. in der Voll- 
zugsichrift vom 20. December 1862 als jene beweglihen Saden, bei 
welchen die Verpflichtung zur Entrichtung des ©ebührenäquivalentes erſt nach 
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einem zehnjührigen Befige beginnt, blos jene bezeichnet, welche durch 
Schenkung oder Bermögensübertragungen von Todeswegen erworben wur» 
ben, da nur in biefen Fällen dem Staatefchate die Gebühr, melde das 
Aequivalent in der Zeitfolge erft zw vertreten Hat, vom Vermögenderwerbe 
für die erfte zehnjährige Periode zugekommen iſt. 

Da e8 fi aber im gegebenen falle keineswegs um ſolche bewegliche 
Sachen handelt, bei deren Erwerb die Sparcaffa die Uebertragungsgebühr 
entrichtet hätte, jo war aud der Anfpruch derſelben auf Befreiung von 
dem Gebührenäquivalente bezüglicd des beweglichen Vermögens bis zum 
16. Juni 1866 nicht begründet. — Die in der Beſchwerde erhobene 
Einwendung der Verjährung des Rechtes zur Bemeſſung dieſer Gebühr, 
welche aus dem $. 1 des Geſ. vom 18. März 1878, R. ©. B. Nr. 31 
abgeleitet werden will, iſt aber ſchon deshalb unſtichhaltig, weil dieſes über 
die Berjährung ber unmittelbaren Gebühren erlafiene Geſetz erſt mit 
1. Banner 1879 in Wirkfamfeit getreten ift, im gegebenen alle die Ge⸗ 
bühr vor Wirkſamkeit desfelben bemeffen wurde und nah $. 9 des bis 
dahin geltenden Gefeges vom 9. Februar 1850, R. ©. B. Nr. 50 die 
Gebühren keiner Verjährung unterlagen. 

Es mußte jonad die Beſchwerde als unbegrürbet zurüdgewiejen 
werden. 


Ar. 1050. 


Rechtsſatß wie in Ar. 503. 
Erkenntniß vom 223. März 1881, 3. 498, 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Ernſt Kradbarbt, 
Mafchinenfabrifanten in Brünn, ca. Entſcheidung ber mähr. I. k. Fin.⸗ 
Tandesdirection vom 3. November 1380, 3. 16355, betreffend die für 
das Jahr 1879 bemefiene Einkommenftener, nad durdhgeführter 8. m. 
Berhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurüdgemwiefen.“*) 


*) Eiche Entiheidungsgrünbe bei Ar. 503 (Band III, Jahrgang 1879). 





Inns ——— u et Ir ten Oben» van des ü £ 
Eectienttathes Ichann Maldoner, zu Recht erfannt: 

„Die angefohtene Entſcheidnug wird als im Geſetze nit 
begründet nad 8. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. B. 
ex 1876 Rr. 36 aufgehoben.” 


Extfeisungssründe. 

Tie pelitiſchen Behörden baten tie Eſiſjabeth Maria Lunglofler als 
im Brixen heimathaberechtigt erllärt, weil mach tem Juhalte der Tauf- 
matrifel ven St. Leonbart als unchelihe Mutter ver Eliſabeth Maria 
Lungfefler, Magtalens Pungichler, welde laut Heimathsſchein vom 21. 
Juni 1852, 3. 291 im Brixen heimathsberechtigt war, eingetragen ifl. 

Nach ter mit Gub.-Suntmahunz vem 21. September 1815, 3. 9286 
(trel $rev. G. S., I. Pr, Rr. 85, ©. 403) für vie Führer ter 
Geburtstüher vergezeichneten Juſtruction haben tie Eeelforger gemäß 
8. 5 ten Umflant, daß ter von ter Kintetmentter amgegebene Name ihr 
wahrer Rame fet, bei einer ihnen fremten Perſen nur Tann als gewiß 
anzujchen, wenn zwei tem Seelſerger ale rechtliche Menſchen befaunte 
Zeugen antjagen, daß fie tie Mutter tes Kindes wchl fenuen und genau 
wifien, daß ter angegebene Name ihr wahrer Name fei; dieſe Zeugen 
baten joetanm and Tas Gehurtsbuh mit zm unterfertigem. 

Rah $. 15 iR tie Erlangung ter Sicherheit über den wahren 
Ramen ter Kinteömutter tamm enttehrlih, wenn dieſelbe tie wueheliche 
Geburt ihres Kindes eingeficht and fein Aujprud anf die Eintragung tes 
Namens des Baters tes umchelihen Kindes gefiellt wirt; dem unchelihen 
Müttern iR Tas Gcheimmig ihres wahren Namens nicht zum entreißen. 

Nah S. 16 hat rer Scelierger m Füllen, we ein Kind als un- 
ebelich geberen austrädlih angegeben wird, ehne tie Eintragung des 
Namens des auferchelichen Vaters zu forterm, tie Grferfhung bes wahren 
Namens ter Kindesmutter durch einen Zengenbeweis oder durch Anzeige 
* vie pelitiſche Obrigleit ganz zu unterlaſſen und ten angegebenen Namen 

mit tem Beilage: „angeblih” in das Gehurtsbnd ohne 
Weitered — m ten Beweis aber über bie Wahrheit dieſes 
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Namens nur dann, wenn die Mutter, die außer der Ehe das Kind ge- 
boren zu haben eingefteht, es felbft verlangen follte, einzugeben. 

Im Hinblide auf diefe Beftimmungen kann vorliegenvenfalls, wo «8 
fih den Acten zufolge um eine nach St. Leonhard zugereifte, dort fremde 
Perfon handelte, wo, wie aus bem der Gegenfchrift beiliegenden Matriken⸗ 
ertracte erfichtlih ift, das Kind als unehelich geboren angegeben wurbe, 
ohne daß eines Anſpruchs auf Einfchreibung des Namens des Vaters Er- 
wähnung geſchieht, daher die Erforfchung des wahren Namens ber Kindes⸗ 
mutter zu unterlaffen war, bie einfache, ohne Mitfertigung von Zeugen 
im Zaufbuche enthaltene, obgleich nicht mit dem vorgefchriebenen Beifage 
„angeblich“ bezeichnete Anführung der Magdalena Lungkofler als Kindes⸗ 
mutter als ein vollgiltiger Beweis dafür, Daß der Name der Mutter 
richtig angegeben worden und ſonach Magdalena wirklich die Kindesmutter 
fei, nicht angenommen und mußte daher bie angefochtene Entſcheidung, 
welche auf Grund der Pfarrmatrifel ihr das Heimathsrecht in Brixen zu« 
ſpricht, als im Geſetze nicht begrüntet, aufgehoben werben. 


Wr. 1052. 


Die durch das Gefch gebotene Möglichkeit, Die Aufhebung ber Folgen ges 

wifler, nur das peeuniäre Intereffe Einzelner betreffenden abminiftrativen 

Entfeidungen in Bafferrehtsangelegenheiten im Rechtswege zu bewirken, 

behindert nicht das Recht der politifden Behörden, die Intereſſenten zur 

Snftandhaltung von Wafferbenügungsanlagen in der im $. 43 bes Wafl. 
Sc. für Mähren feftgefehten Reihenfolge anzuhalten. 


Erfenntniß vom 83. März 1881, 3 551. 


De LE V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde der Domänen- 
direction in Janowitz ca. Aderbau-Min. und den Müblbefiger Theodor 
Demus in Johnsdorf anläßlicy der Entfcheidung des Erfteren vom 28. Mai 
1880, 3. 3285, betreffend die Beitragsleiftung zur Erhaltung des oberhalb 
der Mühle Nr. 75 in Johnsdorf gelegenen Wehres, nad burchgeführter 
3, m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Wilhelm Rodler, des 
k. k. Min.Rathes Karl Peyer, fowie bed Adv. Dr. Moriz Weitlof, in 
Dertretung bes mitbelangten Mühlenbeſitzers Theodor Demus, zu Recht 
erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Ein Erſatz der vom Vertreter des mitbelangten Theodor Demus 
angeſprochenen Koften des Verfahrens findet nicht ftatt.“ 


Entfheidungsgrände. 


Die Beſchwerde beftreitet die Geſetzmäßigkeit der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung, womit die Verpflichtung der Domäne Yanowig, zur Erhaltung 
bes oberhalb ber Mühle Nr. 75 in Johnsdorf gelegenen Wehres bei- 
zutragen ausgejprochen wurde, darum, weil 1) der Befiter der Mühle 
Kr. 75 in Johnsdorf Eigenthümer des Wehres fei und überbies im 
Wege ber Örundentlaftung bie privatrechtliche Verpflichtung überkommen 
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babe, das Wehr zu erhalten; weil .2) aud in dem Galle, daß nad ber 
damgligen Actenlage das Eigenthumsrecht des Müllers und veflen Ber- 
pflihtung zur Wehrerhaltung nicht al6 erwiejen angenommen werben wollte, 
doc zunächſt die Austragung biefer flreitigen Fragen auf dem Rechtswege 
hätte verfügt, nicht aber die Domäne verhalten werben follen, zur Er⸗ 
haltung des Wehres ald Mitbenützerin besjelben beizutragen. 

Ad 1. Aus den vorliegenden Aominiftrativacten und fpeciell auß 
den Örundentlaflungsacten gebt nur foviel hervor, daß vorbem der Domäne 
Sanowig zu Ounften der Mühle Nr. 75 die Verpflichtung oblag, das 
Wehr in Stand zu halten, daß diefe Verpflichtung nebft den Gegen⸗ 
verbindlichleiten der Mühle an die Domäne zur Ablöfung angemeldet 
wurden und daß die Örunventlaftungsverhandlung mittelft Bergleiches, 
dem gemäß die Mühle an die Domäne ein Grundentlaftungscapital 
pr. 1600 fl. zu entrichten hatte, beendet worben if. Aus der Vergleichs⸗ 
tabelle, welche über das Detail der Verhandlungen und den Inhalt ver 
Bereinbarungen Teinen Auffhluß gibt, ift nicht erfichtlich, daß der Mühl- 
befiger im Vergleichswege das Alleineigenthun bed Wehres erworben und 
tie Verpflichtung übernommen hätte, das Wehr fortan allein zu erhalten. 

Die diesbezüglichen Behauptungen der Beſchwerde find nur Schluß⸗ 
folgerungen, welche Teineswegs mit logifher und juriftifcher Nothwendigkeit 
aus dem Vergleichsacte fi) ergeben. Es lagen ſomit den Apminiftrativ« 
behörden bei Entjcheidung der Frage, wer zur Erhaltung des Wehres zu 
verhalten fei, keineswegs ermwiefene, rechtsgiltige Verpflichtungen, ſondern 
nur flreitige und offenbar privatrechtliche Anſprüche eines Intereſſenten an 
einen Zweiten vor und wenn biefelben in Folge deſſen ſich veranlaft 
fanden, die Verpflichtung zur Erhaltung des Wehres jenen Perfonen auf- 
zuerlegen, welche die Anlage benüten, fo ift diefer Ausfprudh tem Wort» 
laute und Geifte des 8. 43 des Wall. Gef. für Mähren volllommen 
entſprechend. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der beſchwerdeführenden Domäne das 
Recht unbenonmmen bleibt, ihre vermeintlichen Anſprüche aus dem Vergleiche 
gegenüber ten Befiger ter Mühlrealität Nr. 75 im Rechtswege geltend 
zu madhen (Art. 15 des Staatsgrundgefeges vom 21. December 1867, 
R. ©. B. Nr, 144). 

Daß die adminiftrative Verhandlung in Beziehung auf dieſe Fragen 
unvollftändig geblieben oder den Parteien nicht Öelegenheit geboten worden 
wäre, ihre Rechte und Intereſſen wahrzunehmen, laflen die Adminiftrativ« 
acten nicht erkennen. Selbſt die vom Bertreter der Beſchwerde bei der 
mündlichen Verhandlung über die rechtliche Beziehung ter Mühle zur 
Domäne vorgebradten Momente find der Aominiftratiobehörde bereits 
vorgelegen und die Parteien hatten hinreichend Gelegenheit, ihre Rechte 
wahrzunehmen. Der Mißerfolg des von der Domäne verfuchten Nach- 
weiſes des Vorhandenſeins befonderer rechtsgiltiger Verpflichtungen bes 
Müllers ift nur in der mangelnten Detaillirung des Bergleiches dto. 7. Octo⸗ 
ber 1850 gelegen und tiefe Unvollftändigfeit faun ficherlich nicht mehr durch 
ein erneuertes Verfahren vor der Adminiftrativbehörbe befeitigt werden. 

Ad 2. Die Anſicht der Beſchwerde, daß, weil gegebenenfalls 
Die Frage, in weſſen Eigentum bas Wehr fi befinde, und die frage, 
ob nicht dem Befiter der Mühle Nr. 75 rechtögiltige privatrechtlihe Ver⸗ 
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pflihtungen zur Erhaltung des Wehres obliegen, ftreitig ift, die Admini⸗ 
ftrativbehörben in eine Entſcheidung über die Concurrenzpflict hätten gar 
nit eingehen und zunähft bie Enticheibung des ordentlichen Richters 
hätten abwarten follen, ift offenbar irrig. Denn die Apminiftrativbehörben 
find im öffentlichen Intereſſe traft der Borfchrift des 8. 42 des Wafl. Gef. 
gehalten, für die Herftellung und Erhaltung von Wafferbenütungsanlagen 
zu forgen und eben darum ift e8 auch ihres Amtes (8. 75 des Wall. Gef.). 
biejenigen, welche zur Inſtandhaltung folder Anlagen verpflichtet find, 
und zwar unter Beachtung der im $. 43 bed Waſſ. Gef. feſtgeſetzten 
Reihenfolge, zur Erfüllung dieſer Verpflichtung anzuhalten. 

Es hieße das Geſetz und feine Abfichten in das gerade Gegentheil 
verkehren, wollte man aus der durch das Geſetz allein gebotenen Mög⸗ 
lichkeit, die Aufhebung der Folgen gewiſſer, nur das pecuniäre Intereſſe 
Einzelner betreffenden adminiſtrativen Entſcheidungen im Rechtswege zu 
bewirken, ableiten, daß ſobald und ſo oft die Parteien derlei Fragen in 
Streit ziehen, die politiſchen Behörden an der Inangriffnahme und Durch⸗ 
führung ber ihmen zweifellos zuftehenden Amtshandlungen gehindert fein 
follen. Die Beſchwerde mußte daher als zur Gänze unbegründet abgewiefen 
werden. 


Wr. 1053. 


Die behufs Feſtſtellung der Beitragspflicht zur Erhaltung einer Wafler: 

anlage aufgeworfene Frage: wen und in welchem Maße einzelne Streden 

eines giependen Gewäflers Rupen gewähren, Tann nur auf Grundlage 

eines Gutachtens über die technifche Function der Waflerftrede mit Bezug 
auf Die Anlage entſchieden werben. 


Erkenntniß vom 26. Märy 1881, 3. 554. 


Der k. k. V. ©: Hof hat über die Beſchwerde der Werlshefiger 
Michael Czaputa und Emil Zipfer ca. Aderbau-Din. wegen der Ent- 
ſcheidung vom 24. Auguft 1880, 3. 4955, betreffend die Verpflichtung 
zur Erhaltung einer‘ Mühlgrabenftrede, nad burchgeführter 5. m. Ver⸗ 
handlung und Anhörung des Adv. Dr. Ernft Plutzar, des k. k. Min.- 
Rathes Karl Peyrer, des f. k. Oberbaurathes Stehpan Weiß, dann des 
Av. Dr. Lothar Iohanny, in Vertretung ver mitbetheiligten Birma Bathelt, 
fowie des Abo. Dr. Julius Löw, in Vertretung des mitbetheiligten 3. Ph. 
Glefinger, zu Recht erkannt: 

nDie angefochtene Entfheinung wird, infoweit bamit bie 
Deihwerbeführer zur Erhaltung der Mühlbachſtrecke a—b ver- 
pflitet-erfannt wurden, nad 8. 6 des Geſetzes vom 22. Octo- 
‚ber 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 wegen mangelhaften Ber- 
fahrens aufgehoben und die Sade zur Ergänzung und neuen 
Entfheidung an das k.k. Uderbauminifterium zuräüdgeleitet.“ 


Entſcheidnugsgründe. 


Die Intereſſenten an dem die Gemeinden Hermanitz, Nierodzim, 
Harbutowitz und Skotſchau durchziehenden Mühlgraben haben in einer an 
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bie 8. k. Bezirkshauptmannſchaft Bielig gerichteten Cingabe diefen Mühl- 
graben als ihr gemeinfchaftliches Eigenthum bezeichnet und um Feſtſtellung 
der jedem Einzelnen obliegenden Beitragspflicht zur Erhaltung des Grabens 
und der Waflerkraft, dann zur Herflellung ber nothwendigen WBaflerbauten 
gebeten. Bei der hierüber eingeleiteten Berbandlung fonnte in Anfehung 
einiger Streden dieſes Mühlgrabens und insbefondere der bente in Rede 
fiebenden Strede eine, betreffend die Erhaltung derſelben beftehende Uebung 
nicht conflatirt werben, aud fonnte in biefer Richtung eine Vereinbarung 
nicht erzielt werben. 

Der hierüber entflandene Streit kann unzweifelhaft nur am ber 
Hand des 8. 43 des Landesgeſ. für Schlefien vom 28. Auguft 1870, 
Nr. 51 gelöft werden, nad; welcher Gefetesbeftimmung dieſe Strede des 
Mühlgrabens Jene zu erhalten haben, denen bie Pflicht dazu auf Grund 
befonderer Rechtstitel obliegt, oter bei den Abgange der im Eigenthums⸗ 
rechte wurzelnten Berbinplichleit Jene, welche diefe Strede benüten und, 
wenn deren miehrere find, dieſe nad Verhältniß des Rubens, welder 
ihnen dadurch erwächſt. 

Daß die Beſchwerdeführer anf Grund beſonderer Rechtstitel ver⸗ 
bunden feien, dieſe im ber vorgelegten Copie der Kataſtralmappe mit a—b 
bezeichnete Strede zu erhalten, ift den Acten nit zu entnehmen und 
wurde auh vom k. k. AderbauMin. nidt in Vorausſetzung genommen, 
indem vielmehr die angefodhtene Entfcheidung auf der Annahme beruht, 
daß der Beſtand dieſer Strede den Beichwerbeführern Czaputa und Zipfer 
zum Nutzen gereiche. 

Iſt nun die Frage aufgeworfen, wen und in welchem Maße einzelne 
Streden eines fließenden Gewäſſers Nuten gewähren, fo wirb dabei bie 
techniihe Function biefer Waflerftreden mit Beziehung anf die in Rebe 
ſtehenden Werke zu prüfen fein. Es wird deshalb das hierüber abgegebene 
technifche Gutachten tie Grundlage der Entſcheidung bilden müflen, wen 
und in welchem Maße die beftimmte Woflerftrede Nuten gewähre. Das 
vorliegende technifhe Gutachten läßt aber die Frage unbeantwortet, wen 
bie beſprochene Strede zum Nuten gereiche, würde daher, wenn Jemandem 
aus diefem Titel eine Verpflichtung auferlegt werten fol, einer Ergänzung 
bebürfen. 

Anlangend bie Beziehung biefer Wafferftrede zu den Werken ber 
Beichwerbeführer enthält das technifhe Gutachten die Aeußerung, daß dieſe 
Strede für die Werkdefiger Czaputa und Zipfer ohne alles Intereſſe fet, 
- ja unter beftimmten Umſtänden fogar ſchädlich erſcheine. Die Annahme, 
auf welcher der angefochtene Punkt der Entſcheidung des k. k. Aderbau- Din, 
beruht, ift demnach in dem technifchen Gutachten durchaus nicht gegräudet, 
vielmehr mit vemfelben im Widerſpruche. Aus dieſem Grunde mußte bie 
Entfoheidung in dem angefochtenen Punkte behoben und ber ©egenftand 
zur Ergänzung der technifchen Grundlage und neuerlihen Entſcheidung an 
das 8. k. Aderbau- Min. zurüdgeleitet werden, 
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Ar. 1054. 


Bedingungen ber Bebührenfreiheit ber Schuldanerkennung bes Ceſſus bei 
Selegengeit einer Gefflon. 


Erfenntnif vom 39. Mär; 1881, 3. 879, 


Der  E. V. ©. Hof hat Über die Befchwerde ver k. k. priv. 
öfterr. Öypothelenbanf in Wien und des Emil Ritter v. Förfter ca, Ent⸗ 
ſcheidung des k. k. Finanz Min. vom 15. Juli 1880, 3. 12873, betreffend 
die Gebühr von der in der Ceſſionsurkunde vom 26. Auguft 1879 ent« 
haltenen Schuldanerkennung, nad burdgeführter 8. m. Verhanblung und 
Anhörung des Adv. Dr. Friedrich Kolifher, fowie des k. k. Min.-Vice» 
Ser. Ritter v. Frofhaner, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird als gefeglich nicht 
begründet aufgehoben.“ 


Entfceidungsgrände. 


In der am 8. November 1878 ausgeſtellten Pfanbbeftellungsurfunde 
erflärt Emil Ritter v. Förfter, nachdem ihm Julius Hübfh einen Erebit 
bis zum Höchftbetrage von 60.000 fl. bewilliget habe, fich verpflichtet, vie 
aus diefem Credite erwachfenden Forderungen, worüber er dem Julius 
Hübſch die von diefem an ihn (Ritter v. Förſter) gezogenen MWechfel mit 
feinem Uccepte verfehen aushändigen werde, an ben jeweiligen Verfalls⸗ 
tagen pünktlich zu berichtigen und im Nichteinhaltungsfalle Berzugszinfen 
mit 9 Percent zu leiſten. — Zur Dedung ber Nebengebühren beftellt 
Ritter v. Förſter eine Caution von 1000 fl. und räumt dem Julius 
Hübſch zur Sicherſtellung aller jener Forderungen, welche Iulius Hübſch 
bis zum Höchſtbetrage von 60.000 fl. aus den von ihm (Ritter v. Förfter) 
acceptirten Wechſeln zu ftellen haben wird, fammt ben verabreveten Ver⸗ 
zugszinfen und ber Caution das dinglihe Pfandrecht auf die ihm gehörige 
Bauftelle Nr. I b der Gruppe P x am Schottenfteig der inneren Stabt 
Wien, Einlags⸗Nr. 1115 nebft allem Zugehör ein und bewilligt die dies⸗ 
fällige grundbücherliche Einverleibung, welche über Beſcheid des Landes⸗ 
gerichtes in Wien vom 19. November 1878, 3. 84102 auch ftattgefunden hat. 

Mit der Ceffion vom 26. Auguft 1879 cedirte Julius Hübfch, 
und zwar auf Grund der im Cingange verfelben Urkunde enthaltenen Er⸗ 
Härung des Emil Ritter v. Förſter, daß dieſer aus dem obermähnten 
Credite dem Julius Hübſch einen Betrag von 60.000 fl. ſchuldig fei und 
die grunbbücherlihe Einverleibung dieſer eriftent gewordenen Forderung 
des Letzteren bei dem anf der oberwähnten Realität baftenden Pfandrechte 
bewillige, die gedachte Yorberung fammt 5 Percent Zinfen der k. 1. priv. 
öfterr. Hypothelenbank. u 

Auf Grund der ebenerwähnten Ceſſion vom 26. Auguft 1879, fowie 
der von Yulins Hübſch beigebrachten Urkunden und zwar: ber 
Wechſel dto. 21. und 30. November, dann A. December 1868, 16. Jän- 
ner, 15. Februar und 21. März 1879 über Beträge in der Gefammt- 
fumme ven 40.000 fl., ferner von vier Urkunden in Wechfelform- 
dto. 9. April, 16. Mai und 10. Juni 1879 über Beträge in der Ge- 
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fammt{umme von 20.000 fl. bewilligte das 1. 8. Landesgericht in Wien mit 
Beſcheid vom 3. September 1879, 3. 62126 die Eimverleibung des 
Pfandrechtes anf das am ter oberwähnten Bauflelle erbaute Hans 
C.⸗Nr. 1624 der inneren Stabt Wien für tie eziflent gewerbene For⸗ 
derung des Zulius Häbfch im Betrage von 60.000 fl. famımt 5 Bercent 
Zinfen und 1000 fl. Saution bei dem anf tiefer Realität bereits auf 
Grund der Berbüderung der Pfanbbefleliungsurtunte vom 8. November 
1878 haftenten Pfaudrechte. 

Die Sinanzverwaltung eradhtete außer den Gebähren für die Geffion 
der gedachten Forderungen und für die grundbücherliche Eintragung (melde 
Gebühren fein Gegenſtand der Anfechtung in der vorliegenden Beſchwerde 
find) auch die Gebühr nad Scala II aus 60.000 fl. und zwar mit Rüd- 
fiht auf die in der Geffionsurkunvte enthaltene Erklärung des Yulius 
Hübſch gemäß Zarifpofi 101 I A n des Gef. vom 13. December 1862, 
R. ©. B. Rr. 89 in Anfprudy nehmen zu köunen, mit der Motivirung, 
weil diefe Erflärung bahin geht, daß Ritter v. Förfter dem Yulins Hübſch 
„ans dem ihm von Yebterem gewährten Credite zum Höchftbetrage von 
60.000 fl. fhulbig geworden, und daß diefe Forderung ſonach eriflent fei.” 

Die von diefer Erflärung als einem felbfifländigen Objecte ter Ge⸗ 
büßrenpfliht bemeflene Scalagebühr bildet allein ven Gegenſtand der vor⸗ 
liegenden Beſchwerde. 

Nah der Anſchanuung des B. ©. Hofes handelt es ſich zunächſt 
darum, ob im vorliegenden Falle die Berausfegung der im 8. 43, lit. f 
des Gef. vom 9. Februar 1850, R. ©. B. Nr. 50, undgefpro- 
chenen Gebührenfreiheit zutrifft, wornah bie von dem abgetretenen 
Schuldner in der Eeffion abgegebene Anerkennung ver Liquidität ber 
cedirten Forderung dann einer befonderen Gebühr nicht unterliegt, wenn 
über das urfprünglihe Geſchäft ſchon eine Rechtsurkunde ansgefertigt 
worden war. Der V. ©. Hof fand nun, daß die Pfanpbeftellungsurfunde 
vom 8. November 1878 für fi allerdings noch nicht geeignet geweſen 
wäre, als eine Anerkennung der Liquidität der abgetretenen Forderung 
Seitens des Cefſus zu gelten. Denn aus der Abficht, künftig Jemandem 
Borjhüffe zu gewähren, läßt fi unmöglich die Thatſache folgern, daß 
folde Vorſchüfſe wirklich erfolgt worden find. ' 

Im gegenwärtigen Falle war jedoch bie Eonftituirung einer Forderung 
von 60.000 fl. des Yulins Hübſch gegen Hitter v. Förfter in befonderen 
Rechtsurkunden der Ceſſion vorausgegangen. Das Tabulargeriht ſelbſt 
bat auf Grund diefer Urkunden, wie bereitS angeführt, bie Berbücherung 
diefer Forderung bewilligt und hiemit kraft der 88. 26 und 27 des all- 
gemeinen Grundbuchsſsgeſ. vom 25. Juli 1871, R. ©. B. Nr. 95 bie 
gedachten Urkunden als zur Begründung des Schulptiteld zu Gunften des 
Julius Hübſch gegenüber Ritter v. Förfter für geeignet erfannt. | 

Nachdem Überdies die fraglichen, der Beſchwerde beiliegenden Urkunden 
(Wechſel und Uccepte) vor dem Anfuchen um die grundbücherliche Ein- 
verleibung auf die Gebühr nad Scala II (Zarifpoft 36, Ab. 2, lit. b) 
ergänzt worden find, und biemit auch der Gebührenpflicht Genüge gefeiftet 
wurde, was ſchon im abminiftrativen Inſtanzenzuge nachgewieſen worden 
war, fo konnte der B. ©. Hof die angefochtene Entfcheivung nicht aufrecht 
erhalten, 
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Ar. 1055. 


Kechtsſatz wie in Ar. 61. 
Ertenntniß vom 29. März 1881, 3. 858. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über bie Beichwerbe bes Herſch Horowitz, 
Gutobeſitzers von Mielzyezczow, ca. Entfheidung bes k. k. Yinanz- Min. 
vom 2. December 1880, 3. 30106, betreffend die Gebühr vom Kauf⸗ 
vertrage über biefe Güter dto. 9. Mai 1876, bezw. bie Berweigerung 
bes Gebührennachlaſſes, nach vurchgeführter d. m. Verhandlung zu Recht 
erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurädgewiefen.“*) 


Ar. 1056. 


Rechtsſatz wie in Ar. 56 und 441. 
Erkenntniß vom 29. März 1881, 3. 580. 


Der 1. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Georg Roth, 
Fabrikanten und Hausbefigers in Wien, ca. Entſcheidung des k. k. Finanz⸗ 
Min. vom 3. Yuni 1880, 3. 16184, betreffend vie Gebühr von der 
Erftehung des gerichtlich im Erecutionswege verfteigerten Haufes Nr. 600 
ber inneren Stadt Wien, nad) burchgeführter 3. m. Verhandlung zu Recht 
erkannt: 

nDie Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet ab- 
gewiefen. — Der Beſchwerdeführer hat dem E. k. Finanzmini— 
fterium binnen 14 Tagen von der Zuftellung dieſes Erlenntniffes 
10 fl. an Koften bes Berfahrens zu erfegen.**") 


Ir. 1057. 


Gränzen der Gebührenhaftung des Concursmaſſaverwalters. 
Erkenntniß vom 29. März 1881, 3. 581. 


Der 1.18. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Dr. Ignaz 
Brdiezka, Advocaten in Prag, ca. Entſcheidung des k. k. Finanz⸗Min. 
vom 2. Juli 1880, 3. 6959, betreffend die ihm auferlegte perſönliche 
Haftung für eine Gebühr von 7 fl. 50 kr., nah burdgeführter d. m. 
-Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Richard Bernard, fowie bes. 
k. k. MinDVice-Secr, Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 


.*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Ar. 61 (Band I, Yahrgang 1876/77). 
**) Siehe Entiheibungsgründe bei Nr. 56 (Band I, Jahrgang 1876/77) und 
Nr. 441 (Band III, Jahrgang 1879), 
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„Die angefochtene Entfheidung wird als gefeglih nidt 
begründet aufgehoben.“ 


Entfcheidungsgräude. 


Der Befchwerbeführer war als Maflaverwalter im Concurſe des 
Hanbelsmannes Joſef Hahn beſtellt. — Das k. k. Landesgericht in Prag 
als Eoncursinftanz hatte mit Zufchrift vom 19. December 1876, 3. 42845 
dem Gebührenbemefjungsamte vajelbft mitgetheilt, daß der gedachte Concurs 
nach 8. 155 der Eoncursorbnung im Grunde einer Erflärung vom 15. Au⸗ 
guft 1876 aufgehoben worden fei, mittelſt welcher letzteren die Gläubiger 
fih mit dem Cridatar gegen wechſelmäßige Verpflichtung, 20 Percent ber 
ſchuldigen Beträge ſammt Nebenverbinplichleiten zu bezahlen, verglicen 
haben, wofür Erneftine Hahn, Oattin des Gemeinſchuldners, als Mit. 
ſchuldnerin eingetreten ift. 

Bon diefer Urkunde wurden mit Rüdfiht auf die darın enthaltene 
Rechtsbefeſtigung zwei Gebühren & 3 fl. 75 fr. nah Scala II zufammen 
mit 7 fl. 50 fr. bemeflen, wofür dem Befchwerbeführer mit ber angefoch⸗ 
tenen Entſcheidung des k. k. Finanz Min. die Haftungspflicht in dem wall 
auferlegt wurde, als dieſe Gebühren von ben Eheleuten Joſef und Erne⸗ 
fine Hahn uneinbringlich fein follten. 

Die Beſchwerde beftreitet die gejegliche Haltbarkeit dieſer Haftpflidt, 
weil fie mit der dem Maflaverwalter im Concurfe ſowohl durch bie Tarif 
poft 75, lit. 1 des Geb. Gef. vom 9. Februar 1850, wie buch das 
Gef. vom 9. Yänner 1869, R. ©. B. Nr. 7 eingeräumten perfönligen 
Gebührenfreiheit unvereinbar fei. 

Der B. ©. Hof mußte die Befchwerbe für begründet anfehen. Die 
Adminiftratiobehörden ftügen den Haftungsanfprudh gegen Dr. Brdiczla 
auf den 8. 71 de8 Geb. Gef. vom 9. Februar 1850. Allein Feiner der 
in biefer Gefegesftelle angeführten Fälle ter Haftung für die Stempel 
pflicht trifft Hier zu. 

Es ift aus dem Imbalte der Erklärung vom 15. Auguſt 1876 
nämli nicht zu entnehmen, daß diefe Urkunde unter feiner Mitwirkung 
errichtet worben ift. Der Umftand, daß die Gläubiger der Anſicht dee 
Concursmaſſaverwalters Dr. Brdiczka, es liege die Beendigung bed Con 
curſes durch einen billigen Vergleich in ihrem Intereſſe, beigetreten ſeien, 
ift feine ſolche Mitwirkung, welche die Haftungspflicht nach 8. 71, 3. 4 
des Geb. Gef. begründet. 

Wenn weiters Dr, Brdiczka den fraglichen Vergleih vom 15. Auguft 
1876 der Concursinſtanz überreichte, welcher Vergleich übrigens vorher 
zur Gebührenbemeffung dem zu felber berufenen Amte vorgelegt worben 
war, fo fonnte hierin fein Moment gefunden werben, ihn zur perfänliden, 
fei es aud nur fubfiviären Haftung heranzuziehen, da er ala Concurs⸗ 
mafjaverwalter im vorliegenden Falle nur das zwifchen dem Gläubiger 
ausfchuffe und dem Concursgerichte vwermittelnde Organ war, er abet 
keineswegs bei dem bie Stempelpflicht begrändenden Acte (dev Niederſchrift 
ver Bergleihsurkunde) intervenirt hatte. 

Die angefochtene Entfheidung mußte demnach aufgehoben werden. 


Beilage der Zuriftifgen Blätter \ 
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Ar. 1058. 


Die im $. 55 der polit. Schulverfafiung enthaltene Ausnahmebeftimmung 
in Unfehung ber Yuhrbeiftelung an den Seelforger behufs Ertheilung 
des Neligionsunterridtes an den ee Bollsfhulen kann bort 
Zeine Anwendung finden, wo die beitehende Bolksſchule bie einzige im 
Dfarrfprengel ift.*) 
Erkenntniß vom 80. März 1881, 3. 448. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Pfarrers Bern- 
hard Wider zn St. Martin im Granitzthale ca. Din. für Cultus und 
Unterricht wegen ber Entſcheidung vom 12. September 1880, 3. 12826, 
betreffend die .Beiftellung von Fahrgelegenheiten anläßlich der Ertbeilung 
des Religionsunterrihtes an der Vollsſchule in Granitzthal, nad durch⸗ 
geführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Joſef Porzer, 
dann des E. f. Min.Secr. Kitter v. Spann, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgemiefen.” 


Enltſcheidungsgründe. 


Der k. & Landesſchulrath in Klagenfurt hat ven Recurs des Orts⸗ 
ſchulrathes Granitzthal gegen das Erkenntniß des Bezirksſchulrathes Wolfs⸗ 
berg vom 20. März 1880, 3. 279, welches die Schulgemeinde Granitz⸗ 
thal verpflichtete, vem Pfarrer in St. Martin im Granitzthale, anläßlich 
ber Ertheilung des Religionsunterrichte® an ber dortigen Volksſchule eine 
Panſchalvergütung von jährlih 50 fl. zu leiften, mit dem Erlaſſe vom 
7. Mai 1380, 3. 872 wegen verſäumter Recursfrift verworfen, zugleich 
in diefem Erlafje ausgeſprochen, daß es fich im vorliegenden Falle nicht 
um eine für die Ertheilung des Religionsunterrichtes zu gewährende Ent⸗ 
ſohnung, fondern um die Bergätung der dem Katecheten anläßlich des 
Religionsunterrichted erwachſenden Auslagen handelt, in welcher Beziehung 
bie Altern Borfchriften, nach welchen den nicht im Schulorte bomicilirenden 
Katecheten eine Fahrgelegenheit beizuftellen ift (8. 55 ber polit. Schul 
verfaffung, ferner Punkt 2 des Min.-Erlaffes von 21. Juni 1871, 
Vrdgs.⸗Blatt Nr. 52) aufrecht verbleiben, daher die Entfheidung des 
Bezirksſchulrathes keineswegs eine Ungeſetzlichkeit in fich ſchließe. 

Dem gegen dieſen Erlaß des Landesſchulrathes ergriffenen Recurſe 
des Ortsſchulrathes Granitzthal bat das k. k. Min, für Cultus und Unter⸗ 
richt mit der Entſcheidung vom 12. September 1880, 3. 12826 Folge 
gegeben, bezw. bei unterlaufener Geſetzwidrigkeit ſämmtliche Erkenntniſſe 
in diefer Angelegenheit, ald des Bezirksſchulrathes Wolfsberg vom 8. Jän⸗ 
zer und 20. Mär; 1880, 3. 1293 und 279 und des Landesſchulrathes 
vom 7. Mai 1880, Nr. 872 aufgehoben und erfannt, es ſtehe dem 
Pfarrer in St. Martin im Granitthale in feiner Eigenfhaft als Statechet 
an der. einclaffigen Bolksfchule in Granitzthal kein Recht zu, von ber 


*) Bol. auch Erlenninifie Nr. 732 (Band IV, Jahrgang 1880) und Nr. 1011. 
Budwinsti, B. G. H. Erkenutniſſe. V. 1 
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Shaigemeinte Grauitzthal, bezw. ven ven latheſiſchen Religiontgenofien 
Diefer Eduigemeinte, tie Beifellung einer Fahrgelegenheit over eine Ent- 
——— bat das Minifierum im Meritum mit ber Er⸗ 
begründet, Daß im Epremgel der Fiarre —— weiße it 
aur bie einclaffige Bellsichule im Grauitzthal beficht, weiche mit 
anf tie fräfer Sefanbene. police de Gdeiverfaffung al Biarr- 

; 5 ber A Säulverfafjung die Bei- 
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eben * Sejepesfele, reip- 
7. April 1824, 3. 2514 ledig- 
freien lebereintommen ber ber Bartrien vorbehalten fei, denmach 
1, wenn vie Bollsſchule in Grauitzthal fi nach den Grundſätzen ber 
Schulverfaffung als Filialſchule darſtellen würde, auf beſagtes 
—— — überhaupt nicht erfannt werben lonnte. 

Tiefe Entfcheivung wirb im ber vorfiegenben Beichwerbe in fermeller 
und materieller Richtung angefochten; formell, weil das Minifterium nit 
berechtigt geweſen fei, Entfheivungen, aus welden ben Befchwerbeführern 
bereits Rechte erwachfen waren, von Amtöwegen aufzuheben; materiell, weil 
fie gegen ven &. 55 der polit. Schulverfafiung verftoße, weldger, nachdem 
Sriattäpnten jet nicht befteben, finngemäß auf jene Schulen angewendet 

werben mtüfle, weldhe vom Pfarchofe weit entfernt find und weil au 
der Ausfpruch, daß auf ein Aequivalent nicht erlaunt werben Tönne, nad) 
Abſ. 2 des Min.-Erlafles vom 21. Iumi 1871, 3. 121 umgerechifertigt fei. 

Diefen Anfechtungsgründen gegenüber lonnte ver B. &. Hof zunächſt 
nicht verlenuen, daß das k. k. Miniflerium für Enltus und Unterricht, 
wenn aud in ber angefochtenen Eutfcheidung ver Sat enthalten ift: vie 
Erkenntnifſe der umtern Yuflanzen werben von Amtswegen behoben, doch 
mit dieſer Entſcheidung im Inflanzenzuge meritoriſch entfchieben hat und 
daß es auch volllommen im ber Lage war, bie® zu thun. Denn bie An- 
nahme des Landesfchnirathes in Klagenfurt, der Recurs des Ortsfdul- 
rathes Granitzthal gegen die Entfcheidung des Bezirksſchulrathes Wolfsberg 
vom 20. Mär; 1880, 3. 279, nm welche allein e8 ſich Baubelt, da ber 
Erlaß vom 8. Yänner 1880, 3. 1293 nicht als eine Entfheibung anzu⸗ 
ſehen ift, fei verfpätet eingebracht worben, flellt fi) nad den fpäter aus 
Anlaß des Min.-Hecurfes gepflogenen Erhebungen als irrthämlich bar. 

Denn der Nahmeis, daß die Entſcheidung des Bezirksſchulrathes 
Wolfsberg vom 20. März 1880, 3. 279 dem Ortöfchulrathe Granit- 
thal, wie es der Landesſchulrath angenommen hat, bereitd am 28. März 
1880 zugeftellt worben fei, liegt nicht vor und aus ben diesfalls gepflogenen 
Erhebungen kann nur das mit Beftimmtheit gefolgert werben, daß die ſoeben 
it. Entſcheidung des Bezirksſchulrathes dem Orteſchulrathe Granitzthal 
früheſtens am 4. April 1880 zugekommen war, in welchem Falle aber der 
Recurs an den Landesſchulrath als rechtzeitig eingebracht angeſehen werden 
muß. Das k. k. Miniſterium konnte daher um fo mehr meritoriſch ent⸗ 
ſcheiden, als der Landesſchulrath laut der Motive feiner Entſcheidung auch 
in das Meritum der Sache eingegangen iſt. 

Bei dieſer Sachlage ſand der B. G. Hof keinen Anlaß, in die 
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Unterfuhung der Frage einzugehen, inwieferne das Minifterium zu einem 
Borgehen von Amtöwegen berechtigt gewefen wäre. 

Das k. k. Minifterinm bat bei feiner Entſcheidung als maßgebend 
angenommen, daß die im $. 55 ter polit. Schulverfafjung enthaltene Aus- 
nahmsbeſtimmung nur bei Filialfehulen Anwendung zu finden hat, daß aber, 
da Filialſchulen den Beftand einer andern Schule im Pfarrfprengel vor» 
ausfegten, im vorliegenden Yalle, wo die beſtehende Volksſchule die einzige 
im Pfarrfprengel ift, dieſe nicht als eimer Filialſchule analog betrachtet 
werben kann, jomit auch die obige Gefegesbeftimmung nicht in Anwendung 
gebracht werben könne. 

In dieſer Annahme vermochte der V. ©, Hof eine Geſetzwidrigkeit 
nicht zur finden. 

Mit Hindlid auf das Vorausgeſchickte hatte der V. ©. Hof aud 
feinen Anlaß, fih mit der weiteren Frage zu befaflen, ob und inwieferne 
bie Behörben berechtigt gemwefen wären, auf bie Leiftung eines Aequiva-⸗ 
lentes, anſtatt der Beiftellung von ahrgelegenheiten zu erkennen. Die 
Beſchwerde war demnach als unbegrünbet abzuweifen. 


Ar. 1059. 


Der Arzt ift bei Dienftreifen, mo mehrere Perfonen zufammen abgeorbnet 
werden, an bie Mitbenügung der vom Gommiffionsleiter beigeftellten 
Bahrgelegenheit in Gemäßheit des Rormales vom 21. Mai 1812 angewieſen; 
wenn bejonders midtine Umftände eine eigene Bahrgelegenheit für ben 

Arzt erheifchen, find felbe im betreffenden Reifeparticulare nachzuweiſen. 

Erfenntniß vom 30. März 1881, 3. 444. 


Der k. 1.8. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des k. k. Bezirks. 
arzte8 Dr. Yerdinand Erſchen in Gotſchee ca. Yuftizminifterium wegen der 
Entfheidung vom 14. October 1880, 3. 12818, betreffend bie verweigerte 
Bergütung ber Fuhrloften anläßlich unternommener Dienftreifen, nad) durch⸗ 
geführter 3. m. Berhanblung und Anhörung des Adv. Dr. Ferbinand 
Pogazhnik, fowie des k. k. Sectionsrathes Dr. Emil Steinbach, zu Recht 
erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Nah der Min.⸗Verordnung vom 17. Februar 1855, R. G. B. 
Nr. 33, $. 5 erhalten im Staatsdienſte ſtehende Aerzte für gerichts- 
ärztliche Berrichtungen außerhalb ihres Wohnortes nebft der tarifmäßigen 
Entlohnung der Berrihtung ale Zehr- und Fuhrloſten die ihnen über 
haupt bei vienftlihen Verrichtungen außerhalb des Amtsortes nach den be= 
ſtehenden Vorſchriften zukommenden Zaggelder und Keijegebühren. 

Nach dem Gef. vom 30. April 1870, R. G. B. Nr. 68, $. 8, lit. d 
find die Bezirksärzte verpflichtet, fich gegen Bezug der normalmäßigen Ge» 
bühren als Gerichtsärzte verwenden zu laſſen. Die normalmäßigen Ge- 
bühren bei Dienftreifen im Amtsbezirke find gemäß 8. 1 der Min.sBer- 

| 11* 
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sronung vom 8. Yuli 1854, R. ©. B. Nr. 169, bie Zaggelder in dem 
mit Min.⸗Verordnung vom 28. September 1858, R. ©. B. Nr. 166 
beftimmten Betrage, dann die Meilengelder für jedes normalmäßig gebüh- 
rende Pferb umd jede Meile Iaut der Min.-Berorbuung vom 28. September 
1858, Nr. 166 mit 8O Krenzern zu bemeflen; zu zahlende Manthgebühren 
dürfen ebenfalls aufgerechuet werben, 

In den abjuftirten PBarticularien des Beſchwerdeführers bezüglih der 
am 39. März 1880 von Gottſchee nad Handlern und retom, am 30. März 
von Gottſchee nah Obrern und retour, am 31. März von Gottſchee 
nach Pröribl und retour Über gerichtliche Aufforderung behufs gerichts⸗ 
Amulicher Berrichtumgen unternommenen Fahrten erfcheinen die Aufrehnungen 
für tie Verrihtung, fowie des Taggeldes genehmigt, jedoch die aufgerech⸗ 
neten Meilengelder geſtrichen. — Dapfelbe gilt von dem PBarticulare bes 
Beichwerbeführers Hinfichtlich der am 13. April 1880 von Gottſchee nach 
Neuloſchin und zurück Über gerichtliche Aufforderung behufs Bornahme 
gerichtsärztlicger Berrichtumgen vorgenommenen Reiſe. 

Bei der conftatirten befonderen Dringlichkeit der Ruͤckreiſe des Be⸗ 
fehwerbeführers von Hantlern am 29. März 1880 wurde nachträglich bie 
Gebühr für die Rückfahrt von 30.5 Kilometer & 21.6 kr. mit 6 fl. 
58'/, Tr. ausnahmsweiſe bewilligt. Der erwähnte Abſtrich ber Fuhrkoſten 
erfolgte, weil Befchwerbeführer die Berügung des Wagens des Commilfions- 
leiterd, wozu ibn die abjuftirende Behörbe für verpflichtet erachtete, ver- 
weigert hat. 

Nach Hoflammerbecret vom 21. Mai 1812, Pol. ©. S. Br. 38, 
Nr. 71 darf bei Gejchäftsreifen, mo mehrere Berfonen zufammen abge- 
orbnet werben, wenn es nicht beſonders wichtige Umftände (die aber in 
dem Weifeparticulare genau ausgewieſen werben müſſen) anders erheiſchen, 
weder ein Rath, noch ein anderer Beamter in einem Wagen allein, ſon⸗ 
bern es follen immer fo viele, als die Möglichkeit geſtattet, miteinander⸗ 
fahren (Art. 22). — Die Behauptung des Befchwerbeführers, daß die 
Ausübung tes ärztlihen Berufes bedeutende Störungen erleiden könne, 
wenn ber Arzt bei feinen gerichtsärztlichen Dienftreifen an die Mitbenützung 
der Fahrgelegenheit angewiefen ift, ift ivrelevant, weil der Nachweis be⸗ 
ſonders wichtiger Umſtände, die eine eigene Fahrgelegenheit für deu Arzt 
erheilchten, in ben betreffenden Neifeparticularien, wie ihn Art. 22 des 
Normales vom Jahre 1812 fordert, aus denſelben nicht erſichtlich if. 
Uebrigens ift, wie bereit8 oben angeführt, dem Befchwerbeführer für die 
Rückfahrt am 29. Mär; 1880 von Handlern, nachdem vie befondere 
Dringlichkeit der Rüdreife als conftatirt anerkannt wurde, die Gebühr für 
die Rüdfahrt vom Oberlandesgeriht unterm 1. Juli 1880, 3. 4447 
nachträglich bewilligt worben. 

Nun wirb zwar in einem dem Adminiftratiorecurfe des Beſchwerde⸗ 
führer vom 3. Mai 1880 beigelegten Certificate des Gemeindeamtes 
Gottſchee vom gleihen Datum beftätigt, daß bei Perfonenfahrten orbent- 
liche vierfigige Perfonenwagen wegen Mangels folder Fuhrwerke und in 
Folge der ſchmalen fteilen und nicht beftens erhaltenen Vezirksſtraßen dort⸗ 
lands jelten oder beinahe gar nicht in Gebrauch ftehen, eine allfällige 
Verwendung verjelben nur zu fehr kurzen Fahrten zuläffig, ſonach man 
angewiefen fei, fich mit zweifigigen Wagen zu begnügen. 
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Diejer Aeußerung, welde nur im Allgemeinen die in Bezug auf 
Bahrgelegenheiten und Wege in jener Gegend beftehenven Verhältniſſe ber 
fprigt und es andy nicht als ausnahmslos Hinftellt, daß vierfigige Wagen 
nicht im Gebrauche und wegen bed Zuflandes der Wege nicht verwendbar 
find, fleht die im Amtsberichte des k. k. Bezirksgerichtes Gottſchee vom 
7. Februar 1881, 3. 194 enthaltene beſtimmte Erklärung entgegen, daß 
ſämmtliche in den in Rede ſtehenden Particularien aufgeführten Fahrt⸗ 
ſtrecken mit dem aufgenommenen vierſitzigen Wagen paſſirt werden 


konnten, daß aber tie Benützung desſelben vom Beſchwerdeführer ver⸗ 


weigert wurde. 
| Dei biefem Sachverhalte mußte bie Befchwerbe als im Gefege nicht 
begründet abgewiefen werden. 


Ar. 1060. 


Die Anfehtung von durch den Bezirktsausfhuß genehmigten Zagbpadt: 
verträgen ift nur innerhalb de Fallfriſt —8 8 zuläf A 


Erkenntniß vom 1. April 1881, 8. 610. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Jofef Borowiczka 
ea. böhm. Landesausſchuß anläßlich der Entfcheivung besfelben vom 9. De⸗ 
cember 1880, 3. 35158, betreffend die Auflöfung eines Jagdpachtvertrages, 
nach durchgeführter ö. m. Berbanblung zu Recht erfamt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird als im Öefege nicht 
begründet nad $. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. B. 
ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.” 


Entſcheidungsgründe. 


Wie aus der Beſchwerde und ben vorgelegten Adminiſtrativacten 
hervorgeht, wurbe der vom Yefeniter Jagdausſchuſſe mit Joſef Borowiczka 
am 13. Jänner 1879 ‚abgefchloffene, vom Bezirksausſchuſſe am 20. Jänner 
1879 beitätigte Dagbpachtvertrag amı 26. September 1880 von dem neu- 
gewählten Jagdausſchuſſe angefochten und der Bezirksausſchuß Nymburg 
um Annullirung dieſes Bertraged darum angegangen, weil ber abgetretene 
Jagdausſchuß bei Abſchließung des Vertrages die obwaltenden Berhältnifie 
nicht berüdfichtigt (8. 13 des Jagdgeſ.) und bie materiellen Intereſſen ber 
Genofjenfchaft gefhädigt habe. 

Der Bezirksausſchuß Nymburg hat diefem Begehren bes Tefeniler 
Jagdausſchuſſes Teine Folge gegeben und bie Bejchwerbeführer auf feinen 
Beſchluß dto. 20. Jünger 1879, 3. 42, fowie barauf verwiefen, daß 
biefer Befchluß feiner Zeit in der gefelihen Recursfriſt wicht angefochten 
wurde und fomit in Rechtskraft erwachſen ift. 

Obwohl alfo der Bezirksausſchuß in eine neuerliche meritoriſche Ent⸗ 
ſcheidung über die Biltigfeit des Jagdpachtvertrages vom Stanbpunlte bes 
Dagdgeſetzes fich nicht eingelafien hat, fand ver Landesausſchuß gleichwohl 
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mit dem amgefochtenen Erlafie tiefe Eutjheitung des Bezirksausſchufſes 
dto. 29. September 1830, Ar. 541 zu beheben und die Ungiltigfeit des 
Jagdpachtvertrages auszuſprechen. Diefer Borgang iſt mit der Beſtimmung 
bes 8. 77 des Bel. vom 25. Yuli 1864, betreffend die Bezirksvertretung, 
nicht im Einflange, da Berufungen gegen Beihlüfie des Bezirksausſchufſes 
nur immerhalb einer vierzehntägigen Fallfriſt zuläſſig find und gegebenen- 
fall8 wider die eigentliche meritorifche Entſcheidung des Bezirksausſchufſes 


inmerhalb diefer Friſt eine Berufung nicht eingelegt worden war. 


Der Landesausſchuß vermeint zwar, daß die Rechtskraft des Be⸗ 
ſchluſſes des Bezirksausfhufies dto. 20. Yänner 1879 nicht eingewenbet 
werben könne, weil einerfeits für ben Bezirksausſchuß ein gefeglicher An⸗ 
laß, den Jagdpachtvertrag zu genehmigen, im Sinue des 8. 17, Abſ. 2 
bes Yagdgef. nicht vorlag, anderfeit8 aber den Iagdgenofien, alfo auch dem 
Jagdausſchufſe, uumögli verwehrt werden könne, dem Gefege widerſtrei⸗ 
tende Zagdpachtvertrãge anzufechten. 

Hiegegen iſt zu bemerfen: Aus dem $. 17 des Sagbgef. geht nur 
fo viel hervor, daß Jagdpachtverträge über die Daner von zwölf Yahren, 
follen fie formell giltig und rechtswirkſam fein, der Genehmigung bes 
Bezirksausſchuſſes bebürfen. Hieraus folgt aber nit, daß bei Berpady- 
tungen von geringerer Dauer der Bezirksausſchuß nicht berechtiget wäre 
zu prüfen, ob viefelben ven Anordnungen des Jagdgeſetzes entſprechen, 
eventuell, wenn er findet, daß ein Berpadhtungsact dem Geſetze wider- 
fireitet, die Correctur eintreten zu laflen. Eine folde Anslegung wäre, 
offenbar im Widerſpruche mit dem 8. 23 des Jagdgeſ. Hat der Bezirke 
ausſchuß im concreten Falle Anlaß genommen, die Geſetzmäßigkeit eines 
Verpachtungsactes feiner Prüfung zu unterziehen und darüber abzufprechen, 
fo bat er eine im Sinne des 8. 23 des Jagdgeſ. ihm zuſtehende Ent 
ſcheidung gefällt, gegen welche die Betheiligten innerhalb ver geſetzlichen 
Frift die Berufung einlegen müſſen. 

Im gegebenen Falle hat der Bezirksausfhuß dadurch, daß er ben 
ihm vorgelegten Berpachtungsact genehmigte, zugleich erfannt, daß er den⸗ 
felben dem Geſetze und insbefondere and dem 8. 13 des Jagdgeſ. gemäß 
befinde. Sache der Betheiligten war es, eine eventuelle Incorrectheit 
diefer Entſcheidung rechtzeitig im Iuflanzenzuge geltend zu maden. Dies 
war um fo unabweislicher, als es ſich gegebenenfalls einerfeitS um einen 
Act handelte, dur weldhen dritten Berfonen Rechte erwachſen follten und 
als anberfeit® die Norm, deren Beobachtung in Trage ſtand ($. 13 bed 
Iagdgef.), zu jenen zählt, bei deren Anwendung die einzelnen Inſtanzen 
nad ihrem Ermeſſen ſich zu entfchließen haben, fo daß die einzelne Ent⸗ 
ſcheidung nicht die Verlegung einer abfoluten, zwingenden Norm, fondern 
nur die Aufßeradhtlaffung der vom Geſetze allerbings in's Auge gefaften 
Zweckmäßigkeitsrückſichten in ſich ſchließen Tann. 

Bei dieſer Sachlage war der Landesausſchuß allerdings gehalten, 
die Beſtimmung des obcit. 8. 77 des Bezirksvertretungsgeſ. zu beachten 
und es mußte daher die Entſcheidung nad) $. 7 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. 3. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben werten. 
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Ar. 1061. 


Die Trottoirsherftellung betrifft nit Das Sonderintereſſe der Haußeigen: 

thümer (8. 78 der Bemeindeordnung für Böhmen) und die Baubehörden 

in Landſtädten Fönnen den_Hauseigenthümern nad freiem Ermeflen bie 

Derpfiätun zu deren Herſtellung auferlegen, jebodh nur im alle und 

aus Anlaß des Baues eines Vf ober der Umſtaltung eines alten 
auſes. 


Erkenntniß vom 1. April 1881, 8. 558. 


Der k. 3. ©. Hof bat über die Beſchwerde der Stabtgemeinbe 
Nymburg ca. böhm. Landesaueſchuß anläßlich der Entſcheidung desſelben 
vom 24. November 1880, 3. 38039, womit der Beſchwerde des Anton 
Brynich, Hausbeſitzers in Nymburg, gegen die ihm auferlegte Beitrags⸗ 
leiſtung von 62 fl. 88 kr. für bie Herſtellung eines Trottoirs bei feinem 
Haufe flattgegeben wurde, nad burchgeführter 8. m. Berhandblung und 
Anhörung des Abo. Dr. Karl Doftal, zu Recht erlannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfcheidungssründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung bat der Yandesausfhuß den von 
ver Gemeinde Nymburg an Anton Brynich erlaffenen Auftrag, die Koften 
des vor feinem Haufe durch bie Gemeinde hergeftellten Trottoird mit dem 
Theilbetrage von 62 fl. 88 fr. zu bezahlen, behoben. 

Diefe Entſcheidung fol nad Meinung der befchwerbeführenden Ge⸗ 
wmeinde gefegwibrig fein, weil 1) Anton Brynich gegen den Beſchluß der 
Gemeinde auf Herftellung des Trottoirs und GHeranziehung der Haus⸗ 
tigenthümer zur Beitragleiftung rechtzeitig nicht Beſchwerde geführt hat, 
alfo die erft anläßli des Zahlungsauftrages erhobene Beſchwerde als ver- 
fpätet zurüdzumeifen gewefen wäre, und weil 2) ua) $. 57 der Bau⸗Ordg. 
Anton Bruni zur Herftellung des Trottoirs, aljo auch zur theilweiſen 
Berichtigung der Herftellungstoften umſomehr verhalten werben Tonnte, als 
8 fih un eine Auslage handelt, weldhe nad 8. 78 der Gem. Orbg. von 
den Intereſſenten, ven Hauseigenthümern, zu tragen ift. 

Ad 1. Der Landesausſchuß ift von der Annahme ausgegangen, daß 
Anton Bruni von dem Beſchluſſe der Gemeinbevertretung dito. 26. Auguft 
1879 nicht verfländigt worben if. Da die vom Lanbesausfhufle veran« 
laßten Erhebungen bie erfolgte Zuftellung des fraglihen Beſchluſſes an 
Anton Brynich keineswegs dargethan haben, fo muß nad Vorſchrift des 
$. 6 des Gef. vom 22. October 1875 auch der V. ©. Hof davon aus⸗ 
gehen, daß die Berfländigung des Anton Brynich von dem Beſchlufſe 
dto. 26. Auguft 1879 unterblieben und dieſer erft durch den Zahlungs- 
auftrag von ber Anforderung der Gemeinde in Stenntniß gefetst worben 
fei. Unter viefer Vorausſetzung war ber gegen das Meritum des Be⸗ 
ſchluſſes dto. 26. Auguft 1879 gerichtete Recurs rechtzeitig eingebracht 
und ift eben darum ber erfte Beſchwerdepunkt nicht begründet. 

Ad 2. Der 8. 57 der Bau⸗Ordg. beftimmt: Bei bem Baue neuer 
oder der Umftaltung alter Häufer ift in Prag und deſſen Vorftäbten ven 
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Becherren tie Herſtellung eines Platten» oder Mafailtretteirs zur Pilicht 

za maden. Dei gleichem Anlafie iſt and in bem Lanbflänien auf tie 

Derfekung ber Eretistze dert, wo fie noch nicht üblich find, mach Mög⸗ 

Ihkeit zu trıng 

HG Dee Gere fit gay zei, deß tie Banbehörben 

in Lenbflävten ben Danseigentpämeru allerbings nad freiem Ermeſſen bie 
Herfiellung eines Zxottoirt anferiegen Tonnen, kaod zur 


Hauſes. 

Die beſchwerdeführende Gemeinde behanptet nun nicht einmal, daß 
ige Beſchluß auf Errichtung eines Trotteird durch den Neubau oder Umbau 
des Hanfes Rr. 169 des Anton Brynich veraulakt werben if, und aus 
ben Anminifirativacten gebt hervor, daß das fragliche Haus läugfi gebaut 
und in wenerer Zeit, zur Zeit bes Beſchluſſes, auch nicht umſtaltet worden. 
Rach dem Haren Wortlaute des 8. 57 war daher die etung 
nicht in der Lage, dem Anton Brynich die Herſtellung des Trottoirs und 
eben darum auch nicht die, wenn auch nur theilweiſe Tragung der Koſten 
aufzuerlegen. 

Nachdem im Sinne des 8. 57 der Bau⸗Ordg. bie Gemeindever⸗ 
tretung tie Hauseigenthämer nur beim Zutreffen der in dieſem Paragraphe 
aufgeſtellten Borausſetzungen zur Herſtellung vn Trottoirs verhalten Tann, 
und nachdem viefelbe nad 8. 28, Abſ. 1 der Gem. Orbg. mm mit Be- 
obachtuag ber beftehenden Gefepe und feineswegs über diefelben hinaus 
Berpfligtungen ben Gemeindeangehörigen aufzuerlegen beredytiget iR, fo 
kann auch in dem Beſchluſſe vom 26. Auguft 1879 der Aymburger &e- 
meindevertretung ein allgemeiner, giltiger Berpflihtungsgrund nicht gefunden 
und eben darum auch ber Zahlungsauftrag wicht durch den 8. 78 ver 
Gem. Orbg., welcher überbied ausſchließlich Sonterinterefien zum Gegen 
flande hat, gerechtfertigt werben. Die Beſchwerde mußte daher als unbe 
gründet abgewiefen werben. 


Ar. 1062. 


Eintommenftener von Binfen nothleibenber Gappoften. — Cine vom 

Nichter mit bem Rechte eines Binfenbe uge es zugeſprochene, grunbbüderlid 

vericherte Wechſelforderung iſt — chtlich ber Zinſenbe euerung glei 
anderen ftehenden Sl uinfeederungen zu behandeln.*) 


Erkenutniß vom 5. April 1881, 3. 615. 


Ter k. k. B. G. Hof hat Über die Beſchwerde des Albert Reiß. 
Kaufmanns in Wien, ca. Entſcheidung ver k. k. Fin.⸗Landesdirection in 
Wien vom 26. Mai 1880, 3. 19124, betreffend die Bemeſſung der Ein- 
fommenftener von den Zinfen zweier auf dem zeitlich ſteuerfreien Haufe 
C.⸗Nr. 142 am Neubau haftender Sappoften für die Fahre 1878 unb 


*, Siehe auch Erlenntniß Nr. 736 (Banb IV, Jahrgang 1880). 
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1879, nad vurdgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. 
Adolf Stein, fowie des !. I. Min.⸗Vice⸗Secr. Johann Kolazy, zu Redt 
erfannt: 
„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begrünvdet ab> 
gewiefen. — Der Beihwerbeführer bat dem 1. k. Finanz 
minifterium die Gerichtskoſten im Betrage von 10 fl. binnen 
14 Tagen von der Zuftellung diefes Erlenntniffes zu erfegen.” 


Entſcheidungsgründe. 


Der Beſchwerdeführer hatte im adminiſtrativen Verfahren ſchon, als 
‚er von ber Steueradminiſtration des I. Wiener Stabtbezirkes zur Ein⸗ 
briugung der Einkommensbelenutniffe für die Jahre 1876—1879 unterm 
5. April 1879, 3. 5917 aufgefordert wurde, felbft nicht in Abrede ge⸗ 
ftellt, daß er auf dem von ber Hauszinsſteuer zeitlich ganz Befreiten Haufe 
Nr. 142 am Neubau zwei zu. 6 Percent. verzinsliche Forderungen pr. 
19116 fl. 15 fr. und 17109 fl 47 Tr. tabularmäßig ruhen babe. Cr 
hat über jene Aufforderung der Steuerbehörde in feiner Eingabe de praes. 
24. April 1879 nur erwibert, daß er fi zu einer Yatirung des gebachten 
Zinfeneinlommens deshalb nicht für verpflichtet erachte, weil er von jenen 
Zabularforberungen niemal® welche Intereſſen bezogen oder ein fonftiges 
Eintommen gehabt babe. | 

Diefer Thatbeftand war für die Steuerbehörbe geſetzlich ausreichent, 
dem Beſchwerdeführer für bie Jahre 1878 und 1879 in Gemäßheit der 
SS. 4 III und 13 des Patente vom 29. October 1849, R. ©. 2. 
Nr. 439, dann $. 12 der Bollzugsvorfchrift zu demfelben vom 11. Jänner 
1850, R. ©. B. Nr. 10 die Einkommenſteuer von den fraglichen Zinſen 
nad der III Claſſe vorzufchreiben. 

Die Einwenbung des Bejchwerbeführers, daß über den von ihm an- 
geführten Umſtand, er habe keine Zinfen von den angeführten Capitalien 
in ben bezüglihen Steuerjahren bezogen, im abminiftrativen Berfahren 
keine Erhebungen gepflogen worden feien, ift zunächft fchon deshalb unhalt« 
bar, weil eine folde Erhebung nach den vorliegenden Adminiftrativacten 
wirklich flattgefunden Hatte; dieſe Erhebung, melde vie Angabe des Be⸗ 
fhwerbeführers allerdings als glaubwürdig darftellte, ift aber für die Trage, 
über welche der B. ©. Hof zu erfennen bat, nämlich’ ob die angefochtene 
Borfchreibung der Einkommenſteuer geſetzwidrig fei, ganz irrelevant. — 
Denn da nad der aus dem 8. 12 der cit. Vollzugsvorſchrift hervorleuch⸗ 
tenden Abficht des Geſetzes für die Frage, ob eine Einfommenftener nad 
ber III. Claſſe vorzufchreiben fei, ſowohl bezüglich der Perſon des Steuer- 
pflichtigen, als auch des Steuerobjecte® der Zufland am 31. December 
des dem Stenerjahre vorausgegangenen Jahres als maßgebend betrachtet 
werben muß, es aber Seitens des Beichwerveführers nicht nachgewielen, 
noch fonft zu entnehmen ift, daß in biefem Zeitpunfte rückſichtlich beider 
Steuerjahre 1878 und 1879 der factifche Stand der Forderungen, aus 
welchem das fragliche Zinfeneintommen für ben Beſchwerdeführer zu fließen 
hatte, eine Veränderung erlitten bat, fo war auch der V. ©. Hof nidt 
in der Lage, in der angefochtenen Steuervorſchreibung eine Geſetzwidrigkeit 
zu erbliden, 
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An diefer Veurtheilung konnte der von ber der 
bei ber mündlichen Berbanblung geltenb —— ut ber Veſchwerde 


Arten des der Einkommenſtener unterliegenden Einfonmens ber IIL Caſ 
nit nur das Einkommen von Zinfen aus Darleiken, fonbern and ji 
von Binfen aus andern ſtehenden Schuldforderungen gereiht. — Obzleis 
nun ber Wechſelgläubiger im dem Wechſel noch nicht tie Bertri i 

verzindlihen flebenden Schuldforderung befigt, fo erwirbt er bie legten: 


ruubducherliche Verfiherung hinzu, fo ift weder inrin; irtbicheit: 
fig ein aendgender Grund derlei —æe — * ic han 


Died trifft aber Bezüglich der fraglichen wei Satzpoſten zu, welde 
laut des vorliegenden Grundbuchtexiracte⸗ ſchon feit dem dahre 1875, 
ſomit in Dem für die Ginfemmenfleuerbemeffung für das Jahr 1878 maf 
edenden Zeitpunkte. wimlih am 31. December 1877, als flehende Saul 
—** deſſanden und woran auch am 31. December 1878 noch keine 
(UMTURN eingetreten war, daher bie Zinfen aus diefen Vorbderungen für 
Ne Jahre IRTR und 1879 geſedlich der Einkommenſteuer unterlagen. 
Der auferlegte Koſtenerſat beruht auf dem 8. 40 des Gef. vom 
vv. Detoder 1878,09, er 1876 Nr. 36. 





Nr. 1063, 


Neqchteſaß wie in Kr. 43 und 611. 
Ittteatail Dem 3 Merl 1981, 3. sıc. 


EHER N, Def bat über die Seſchwerde des Fran; Brume, 
| Aue AST RT. wg teldedera. com, Eutſcheidang des EL, £. Finanz · Min. vom 
Aunn ASS, 8. 11335 wegen Berweigernuug ter zeulihen Befreiung 
Dan der Paubctaſenſtener aalolich eines Um- und Zubanes am Haufe 
WE m eldederg. mad Nerdigeführter z. m. Berhandiung und Anhörung 
Ma ER Win · Nxx· Secr. Ichaun Kelazy. zu Recht erkannt: 

„Nie Veſawerde wird ale geſedlich nicht begründet ab⸗ 
armen ® 


MO Surnttnagtprände hei Kr. 45 (Bunt I, Jahrgang 1876,77). 
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Ar. 1064. 


1. Das dem Brundeigenthümer im $. 126 des allg. Ber geiepes einge: 
räumte Recht, innerhalb des Brubenbaues vorfommende nid vorbehaltene 
Mineralien Fi benügen, feßt voraus, Daß der Bewinnungsort der gedachten 
Mineralien innerhalb ber beftehenden Grubenbaue liege. 2. Unter Gruben: 
bau ift nicht Die räumliche Abgränzung des verlichenen eg et fon: 
dern nur jener Theil des legteren zu verftehen, wo ein Abbau ftattfindet. 


Erkenntniß vom 6. April 1881, 3. 865. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde der Actiengefellichaft 
der k. f. priv. hydrauliſchen Kall⸗ und Portland-Cementfabrik zu Perlmoos 
ca. Aderbau-Min. anläßlih der Entfheidung vom 16. September 1880, 
3. 5475, betreffend eine dem ärarifchen Kohlenbergbau in Häring auf- 
zuerlegende Bergbanfervitut,*) nad durdhgeführter 5. m. Verhandlung und 
Anhörung des Adv. Dr. Anton Kaftner, fowie des k. k. Bergrathed Johann 
Lhotsky, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als geſetzlich nicht begründet ab- 
gewiefen.“ 


Entfdyeidungsgründe. 


Die im vorliegenden Falle maßgebende Beftimmung des 8. 126 des 
allg. Berggeſ. fett voraus, daß der Grundeigenthümer nicht vorbehaltene 
Mineralien, welche innerhalb des Grubenbaues vorlommen, benügen will. 
Unter Grubenbau ift aber nicht, wie die Beſchwerde behauptet, vie räumliche 
Abgränzung der verliehenen Bergmaße, einfhließlich der darin vorkommenden 
nusbaren Mineralien, fondern nur jener Theil des verliehenen Grubenfelves 
zu verfteben, wo ein Abbau ftattfindet. Im diefem Sinne wird das Wort 
Örubenbau in den 88. 131, 171, 185, 198 angewendet, insbeſonders 
aber auch im $. 126 des Berggeſ. gebraudt, wie ſich augenſcheinlich 
daraus ergibt, daß dort der Benügung ter Grubenbaue und Förderungs- 
vorrihtungen durch den Orunbeigenthümer behufs Gewinnung der Mineralien 
gedacht wird, was nur von einer bereits aufgefchlofienen Grube gefagt 
werben ann. ° 

Die angeführte Gefeßesbeftimmung geht alfo von ber Annahme ans, 
daß der Gewinnungsort der nicht vorbehaltenen Mineralien innerhalb der 
beftebenden ©rubenbaue liege — eine Annahme, welche vorliegendenfalls 
nicht zutrifft. Wie nämlich aus dem vorgelegten Plane. zu erfehen ift, 
baut vie beſchwerdeführende Geſellſchaft die unter der Oberfläche ihres 


*) Die angefochtene Entfheidung des k. k. Aderbau-Min. verweigert ber 
befcäwerbeführenden Actiengejellichaft die Einräumung einer Bergbaufervitut in ber 
angeiprochenen Korm der Duldung einer Verbindung bes gefelichaftlichen Mergel⸗ 
abbaues durch einen zu treibenden Duerfhlag mit dem Fürſt Lobfowig- Erbftollen 
bes ärariſchen Koblenbergbaues zu Häring bebufs Förderung ber gewonnenen 
Mergelfleine durch diefen Stollen. Die Beſchwerde fucht dagegen aus den $8. 124 
bis 126 und 195 des allg. Berggel. die Geſetzmäßigkeit der Einrdumung einer 
ſolchen Servitnt, -— möge diele nur ale eine Bergbauferbitut im eigentlihen Sinne 
des Wortes oder als eine gemeinrechtliche Servitut betrachtet werden, — barzuthun. 
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Grundes vorlommenten Mergelfchichten mittelft felbft getriebener Stollen 
ab. Diefer Abbau bewegt fich im verliehenen Felde des Ararifhen Montan⸗ 
werles, aber in einiger Entfernung von dem Grubenbau bes letzteren. 

Daß diefer ten angefochtenen Entfheidungen zu Grunde gelegte 
Thatbeftand unrichtig fei, ift den Acten nicht zu entnehmen und findet bie 
Nichtigkeit desfelben in dem von der Befchwerte felbft gelegten Gruben⸗ 
plane vielmehr ihre Beftätigung. 

Unter diefen Umfländen ift die Anwendung des 8. 126 auf dem 
gegebenen Sal, in welchem es fi nidt um Gewinnung und Förderung 
von innerhalb beftehender Grubenbaue vorkommenden nicht vorbehaltenen 
Mineralien hantelt, ausgefchlofien und kaun ans dem $. 126 der von ber 
Actiengeſellſchaft erhobene Anſpruch nicht abgeleitet werben. 

Die im 8. 126 enthaltene Hinweifung auf $. 195 des Berggel. 
geſtattet nicht jene Folgerung, welche in ber Beſchwerde daran geknüpft 
wird, indem fi) diefe Hinweifung, wie ſchon die Stelle, wo fi felbe 
findet, erkennen läßt, lediglich auf die Beftimmung des Entgeltes bezieht, 
welches vom Grundeigenthümer dem Bergmwerföbefiger für die Benutzung 
der Grubenbaue und Förderungsvorrichtungen in dem alle zu leiften tft, 
wenn dem erfteren diefe Benügung gebührt und geftattet wird. 

Die Beihwerde mußte daher ale nicht begründet abgewiejen werben. 


Ar. 1065. 


Eine an die Seuchencommiſſion erftattete Anzeige über eine „außerlide” 
Berlegung bes Rindes erfept nicht die im 5. 18 bes Rinderpeitgefehes 
vom 29. Juni 1868 vorgefjchene eingeige.*) 

Siehe auch Rechtsſaß in Rr. 911. 


Erkenntniß vom 7. April 1881, 3. 488. 


Der k. 1.8. ©. Hof hat über die Befchwerbe des Israel Schindelheim 
und Chain Werner ca. Entfheivung des k. f. Min. des Innern vom 
16. Auguft 1880, 3. 8014, betreffend die verweigerte Entihädigung für 
das den Beſchwerdeführern aus Anlaß ber Rinterpeft in Wolka Letowsla 
geleulte Bich, nad durcchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des 
Adv. Dr. Gorecki, fowie des k. k. Bezirkshauptmannes Thaddäus Grafen 
Dzieduszycki zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als ungegrändet abgewiefen.” 


Entfheidungsgründe. 


Das k. k. Din. des Innern bat feiner Entfcheidung als Thatbeftand 
zu Grunde gelegt, daß in dem, im Outsgebiete des politifchen Bezirkes 
Nisko gelegenen Mafiftalle zu Wolfe Letowska am 24. Februar 1879 ein 
Ochs erkrankt, daß, als ſich diefer Erkrantungsfall im Maſtſtalle zu Wolle 
Letowsla ereignete, der Ausbruch der Rinderpeſt im Lande ſchon ämtlich 


*) Bergl. auch Erkenntniß Nr. 1024. 
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fundgemadht war und daß die ben Pächtern des Maſtſtalles zu Wolle 
Letoweka und Eigenthümern dieſes Rindes in Gemäßheit des Gef. vom 
29. Zuni 1868, R. ©. B. Nr. 118 obgelegene unverzügliche Unzeige der 
am 24. Februar 1879 wahrgenommenen Erfcheinungen. einer innerlichen 
Erkrankung erſt am 26. Februar 1879 gemacht worden ift, worauf bie 
Rinderpeſt conftatirt und das Vieh in dem Maftftalle zu Wolka Letowska 
gefeult wurbe. 

Daß viefer von den Adminiftrativbehörden angenommene Thatbeftand 
unrichtig oder actenwibrig wäre, liegt nicht vor. 

Die Beſchwerdeführer ftügen ihren Anfprud auf die Entſchädigung 
für ihre getödteten Vichftäde darauf, daß fie durch ihre Mittheilung am 
24. Februar 1879 an bie, den Ort Wolka Letowska auf der Fahrt von 
Letownia nah Bieliny paffirende Seuchencommiſſion die gejeglih vor⸗ 
gefhriebene Anzeige erftattet haben. 

Der 8. ©. Hof Hatte keinen Anlaß zu unterfuchen, ob dieſe Mit- 
theilung an die reifende Kommiffion geeignet war, bie nah der Min.- 
Verordnung vom 14. Yuni 1873, R. ©. B. Nr. 112, Abſ. 2 vor 
gefchriebene Anzeige an. die polit. Bezirksbehörde zu erfegen, weil den 
übereinftimmenden Ausjagen der Commiffionsmitgliever zufolge bie wahr. 
genommene Erkrankung des Rindes, um melde es fich handelte, nur als 
eine äufßerlihe Verlegung des Rindes dargeftellt wurde, daher die erwähnte 
Mittheilung ſchon nah ihrem Inhalte nicht als eine der Borfchrift bes 
8. 18, 1. Abſ. des Gef. vom 29. Juni 1868 entſprechende angejehen 
werden fann. 

Durch die Apminifirativacten ift bargetban, daß der Ausbruch ber 
Rinderpeſt im Lande im ämtlihen Theile der in Lemberg erfcheinenden 
Amtszeitung „Önzeta Lwowska“ vom 11., 22. Jänner und 12. Februar 
1879 verlautbart worden. Da weber das Gef. vom 29. Juni 1868 
noch die dazu erlaffene Durchführungsvorſchrift vom 7. Auguft 1868, Nr. 119 
eine Beſtimmung enthält, in weldher Weife die Kundmachung über den 
Ausbruch der NRinderpeft im Lande zu gejhehen habe und nachdem über- 
haupt für derartige Kundmachungen eine beflimmte Norm nicht aufgeftellt 
it, fo fand ver V. ©. Hof, diefe Art der Kundmachung als zureihend 
anzufehen, zumal zahlreiche Gejege für die Berlautbarung von Thatfachen, 
welche zur allgemeinen Kenntniß gebracht werben fallen, dieſe Form der 
Bublication- wählen, 

Nah 8. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36 ift dieſer von den Apminiftrativbehörven angenommene That⸗ 
beftand aud der Entſcheidung des B. ©. Hofes zu Grunde zu legen. 

Der 8. 18, 1. Abf. des Gef. vom 29. Juni 1868, R. ©. 2. 
Nr. 118 legt Jenem, der zur Zeit, als der Ausbruch ver Rinderpeft im 
Sande ämtlich kundgemacht worden ift, an einem ihm zugehörigen oder feiner 
Auffiht anvertrauten Rinde Erſcheinungen einer innerlihen Erkrankung 
überhaupt wahrnimmt, die Berpflichtung zur unverzüglichen Anzeige auf. 
Daß bie Beſchwerdeführer diefer ihnen gefeglich nbgelegenen Verpflichtung 
nit nachgekommen, iſt durch den vorausgeſchickten Thatbefland bereit. 
dargethan und nachdem gemäß $. 32, 3. Abf. des cit. Geſetzes das Recht 
anf Entihädigung für die in Anwendung dieſes Gefeges erfchlagenen 
Thiere verloren gebt, wenn der Inhaber der Thiere die ihm obliegende 
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Anzeige über die Erfraufung berfelben umterlaffen bat, fo war bie Ab» 
erfennung der Entſchaͤdigung für die gefeulten Viehſtücke im Gefetze begründet. 

Die Beſchwerde mußte ſonach als geſetzlich ungegründet abgewieſen 
werden, wobei noch zu bemerken iſt, daß mit Hinblick auf das Geſagte 
der V. ©. Hof fih nicht mehr veranlaßt ſah, fi noch mit der Frage 
zu bejchäftigen, ob den Befchwerbeführern außer ter Unterlaffung ver ihnen 
obgelegenen unverzüglichen Anzeige wirklich auch nod ein Verſchulden an 
ber Einfchleppung der Rinderpeft zur Laft falle, welches gleichfalls die Ver⸗ 
wirkung des Rechtes auf Entfhädigung für erfchlagene Thiere zur Folge hätte. 


Ar. 1066. 


l. etreitigfeiten über bie Goncentrenzverpflitung zur Euratenbefoldung 

haben Die Berwaltungsbehörben, d. i. die ftaatlihen Eultusbehörden, nad 

Umftänden Die Gerichte, aber nicht bie autonomen Organe zu entfcheiden. 

2. Zur Entfheidung über die durch die Einfhulung begründete Goncurrenz 

zur Beſoldung des Lehrperfonales find lediglich die ſtaatlichen lnter: 
richtsbehörden competent. 


Erfenntuiß vom 8. Mpril 1881, 3. 488. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerde des Johann Tavernar 
und Genofjen von Rover-Carbonare ca. tirol. Landesausfhuß wegen ber 
Entfheivung vom 8. October 1880, 3. 11268, betreffend die Beftreitung 
der Beiträge zum Gehalte des Curaten und den Schullehrerbeſoldungen 
in Capriana, nad durchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des 
Abo. Dr. Theodor Mopdreiner, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird als im Gefege nidt 
begründet aufgehoben.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entfcheivung bat der Landesausſchuß erlannt, 
daß jene Beiträge, welche für die Befoldung des Curaten und der Lehrer 
in Copriana einer alten Uebung gemäß, und zwar jene für ben Curaten 
von den einzelnen Familienhäuptern in Rover⸗Carbonare zu gleichen Theilen, 
jene für die Lehrer nad der Zahl der die Schule befudhenden Kinder ein- 
gehoben wurden, mittelft Gemeindezufhlägen zu der Grund» und Erwerb- 
fteuer in Rover-Carbonare aufzubringen feien, aljo biefe Ortsgemeinde als 
folche zu belajten haben. 

Die Beſchwerde beftreitet die Geſetzmäßigkeit diefer Entſcheidung und 
zwar, was bie Zahlung pro 1879 betrifft, deshalb, weil das Präliminare 
pro 1879 längft rechtskräftig feftgeftellt ift, was aber die Zahlung pro 
1880 und für vie fünftigen Jahre anbelangt, aus dem Grunde, weil 
nad 88. 1, 35 und 36 des Gef. vom 7. Mai 1874, R. G. B. Nr. 50 
die Beſoldung des Curaten als eine Rultusauslage die Pfarr- und nicht 
bie Ortsgemeinde trifft, und weil für die Schule in Capriana, welde 
weder zur Gänze, nod zum Theile der Ortsgemeinde Rover⸗Carbonare 
gehört, ſondern die eigene Schule der Ortsgemeinde Capriana ift, und 
von den Kindern von Rover-Carbonare alter Uebung gemäß gegen Tax⸗ 
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zahlung Seitens der Schulbefuchenden benütt wird, gemäß bem Reichsgeſ. vom 
14. Mai 1869, R. G. B. Nr. 62 die Ortögemeinde Capriana zu forgen hat. 

Borliegendenfals handelt es fi nicht darum, wie eine unbeftrit- 
tenermaßen die Ortögemeinde Nover-Carbonare als folde belaſtende Aus- 
gabe innerhalb biefer Gemeinde hereinzubringen fei, ſondern barüber 
beftebt ber Streit, wer das zur Leiftung an bie Gemeinde Eapriana ver- 
pflihtete Subject ift, ob zu berfelben die Familienhäupter von Rover- 
Sarbonare, bezw. die Eltern der die Schule in Capriana beſuchenden 
Kinder, welche bisher nach alter Gewohnheit die fraglichen Beiträge zahlten, 
oder ob die Ortsgemeinde Rover⸗Carbonare als ſolche fortan zu biefer 
Leiftung gefeglich verpflichtet fei. 

Die Concurrenz zur Guratenbefoldung iſt eine Leiftung für Eultus- 
zwede; Streitigleiten über die Verpflichtung biezu haben nad dem Gef. 
vom 7. Mai 1874, R. ©. B. Nr. 50 ($. 55) die Verwaltungsbehörben, 
d. i. bie flaatlihen Eultusbehörben, nad) Umfländen die Gerichte, aber 
nicht die autonomen Organe zu enticheiven. Betreffend bie Concurrenz zur 
Befoldung des Lehrperfonales in Capriana hat die in ber polit. Schul- 
verfaffung begründete Competenz ber ftantlihen Unterrichtsbehörden zur 
Entjheidung über die durch die Einfchulung begründeten Zahlungsverpflich- 
tungen eine gejetliche Aenderung zu Gunſten einer Competenz des tirol. 
Landesausſchufſes nicht erfahren. 

Da derfelbe in beiden Richtungen zu einer Entſcheidung nicht berufen 
war, mußte biefelbe als im Geſetze nicht begründet aufgehoben werben. 


Ar. 1067. 


1. Das Sipgelb in Reutte (Zirol) ift als eine jährliche verhältnißmäßige 
Abftattuug an Stelle des einmal zu zahlenden Einfanfsgeldes, alfo ale 
ein Entgeld für die Theilnahme an den Gemeindenutzungen anzufchen, 
wozu der Anfprud durch Bahlung des Einfaufsgelbes erworben wird. 
2. Abvocaten als folde gehören nit zu den nad $. 73 der tirol. Ge 
meinbeorbnung von Bemeindeumlagen befreiten Perſonen. 


Erkenntniß vom 8. April 1881, 3. 486. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Aber die Beſchwerde des Michael Wairather 
in Reutte ca. tirol. Landesausſchuß wegen ver Entjheidung vom 10. October 
1880, 3. 12103, betreffend Sitzgeld und Gemeindeumlagen, nad) durch⸗ 
geführten 5. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.*" 


Entſcheidungsgründe. 


Mit dem den Acten beiliegenden, aus Anlaß eines in der Gemeinde 
Thüringen vorgekommenen Falles einer Fremdentaxeforderung, erfloflenen 
Erlafje des Min. des Innern vom 24. November 1856, 3. 27000 wurde 
die Statthalterei aufgefordert, in allen Gemeinden, in welden nidyt von 
früher her immer wirflih fortgeſetzt beftandener Gepflogenheit gemäß, 
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fondern dutch eigene Einführung in nenerer Zeit derlei Frembentaren behoben 
werben, felbe unverweilt abfteflen zu laſſen. 

Anläglih eines in Reutte vorgelommenen Falles wurbe nun aber 
durch den den Acten beiliegenden Erlaß des beſtandenen Bezirtsamtes 
Reutte vom 8. Mai 1862, 3. 1104, welder mit dem gleichfalls beilie- 
genden Erlaffe des beftandenen Buberniums vom 23. Yuli 1869, 3. 14735 
als volllonmen begründet bezeichnet wird, conftatirt, daß gemäß ben eins 
gejehenen Dlagiftratsacten die Gepflogenheit des Marktes Reutte, von ben 
zur Gemeinde nicht gehörigen Inwohnern ein jährliches Beifiggeld zu 
fordern, feit mehr als zweihundert Jahren ununterbrochen beftehe, daß viele 
Gepflogenheit gemäß den Gub.-Erläflen vom 20. April 1832, 3. 8433, 
8. Jänner 1836, 3. 28627, 6. Juli 1838, 3. 14746 und 4. September 
1840, 3. 21493, welde beftinmen, daß das Sitzgeld, wo es gewöhnlich 
befleht, geforbert werben bürfe, eine gefeglich beftehende Uebung, daß bie 
Größe des Sibgeldes nicht allgemein normirt fei, aber nach dem Gnb.- 
Erlaſſe vom 8. Jänner 1836 (3. 286237) 4—5 Percent des Einlaufs- 
geldes nicht überſteigen foll und daß daher anf tie Gepflogenheit Rüdficht 
zu nehmen fei. Es ift ferner ans ben Acten zu erfehen, daß die Statt- 
balterei unterm 23. Zuli 1862, 3. 14735 eine Regulirung des Sitzgeldes 
in Rentte unter Beſchränkung der Höhe veefelben auf die bisherige Marimal- 
ziffer anorbnete, daß hierauf der Gemeindeansſchuß laut Protololl vom 
20. Juli 1863 Beihluß faßte und dasſelbe 1) für Taglähner, Fabriks⸗ 
arbeiter und Private auf 3 fl., 2) für Gewerbetreibende kleinerer Art 
auf 6 fl., 3) für Gewerbetreibende von größerem Unfange auf 10 fl., 
4) für die Spinn- und Webereifabrilsbefiger auf 20 fl. feitfegte und 
den Bürgermeifter zur Cinreihung der fremden in dieſe Kategorien er- 
mädhtigte, daß die Stattbalterei mit dem Erlafle vom 2. September 1868, 
3. 19015 erklärte, dieſer Beſchluß bedürfe, foweit er ſich innerhalb ber 
Gränzen der beftehenvden Gepflogenheit halte, feiner Genehmigung, er 
dürfe aber nad den beftehenden Verordnungen Fein höheres Beifitzgeld 
feſtſetzen als 12 fl., welcher als ber höchſte Betrag von den ſeit dem 
Sahre 1766 eingehobenen Sitzgeldern erjcheint und es fei fi bei Be⸗ 
ſtimmung ber Ziffer für die verfchiedenen Claſſen von Sitzgeldpflichtigen 
an bie altherlümmliche Gepflogenheit zu Halten. 
| Es ift weiters durch die vom Magiftrate gefertigten Berzeichniffe 
von den Jahren 1865 und 1866 über bie zu zahlenden und thatſächlich 
eingehobenen Sibgelver dargethan, daß zur Zeit ber Activirung der Ge⸗ 
meinbeordnung vom 9. Jänner 1866, der zufolge ($. 79) nur zur Ein- 
führung neuer oder Erhöhung beftehender, nicht zu ben Steuerzufchlägen 
gehörender Auflagen eine höhere Bewilligung (ein Landesgeſetz) nöthig ift, 
in Reutte cin Sitgeld im Marimalbetrage von 12 fl. beitand und es ift 
aus dem Protokolle vom 3. December 1878 und bem dieſem beigelegten 
Berzeichniffe zu erfehen, daß der Gemeindeausſchuß das von jeder einzeluen 
Partei zu zahlende Sitzgeld feftftellte, daß darin Befchwerbeführer mit 
einer Schuldigkeit von 10 fl. und mit der erfolgten Abftattung dieſes Be- 
trages vorgejchrieben erjcheint und e8 wird im Magiſtratsberichte vom 
6. Yuli 1880, 3. 510 bemerft, daß es bei dieſer Schuldigfeit nach ver 
beftehenden Uebung infolange zu verbleiben habe, bis geänderte Verhältniſſe 
eine Aenderung erheifchten. 


Beilage der Juriſtiſchen Wiätter. 
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Bei diefem Sachverhalte hatte der V. ©. Hof umfoweniger Grund, 
die Geſetzmäßigkeit dieſes Sitzgeldes in Zweifel zu ziehen, als der Rechts⸗ 
beftand desſelben im Allgemeinen vom Bejchwerbeführer gar nicht ange⸗ 
fochten wird. — In der Befhwerde wird ber Gemeinde nur das Recht 
beftritten, vom Befhwerbeführer ein Sitgeld von 10 fl. einzuheben, 
weil die Advocatie, welche er im befchränften Maße in Reutte ausübe, 
fein Gewerbe im Sinne der Gew. Ordg. vom Jahre 1859, R. ©. 2. 
Nr. 227 und er zur Ausübung der Advocatie an jedem Gerichtöfige in 
ben im Reichsrathe vertretenen Rändern zufolge eines Erlaſſes befugt fei, 
der fpäter und in höherer Inſtanz erfolgt fei, als ver angeführte Statth.- 
Erlaß vom Jahre 1862. 

Nun wird aber das Sitzgeld nicht wegen Ausübung eines Gewerbes 
gefordert, das Sipgeld muß im Sinne bes obcit. Gub.⸗-Erlaſſes vom 
8. Yänner 1886, dem zufolge dasfelbe nur mit A—5 Percent des 
üblihen Einfaufsgeldes bemeifen werden darf, als eine jährliche 
verhältnigmäßige Abftattung an Stelle des einmal zu zahlenden Einkaufs⸗ 
geldes, aljo als ein Entgelt für die Theilnahme an ven Gemeindenutzungen 
angejehen werden, wozu der Anſpruch durch Zahlung des Einkaufsgeldes 
erworben wird, wie denn auch ir der Gegenfhrift ver Gemeinde Reutte 
erflärt wird, daß dem Beſchwerdeführer als Pächter des Haufe Nr. 96 
bie Benügung der neuen Waflerleitung zugeftanden fei und daß ihm ber 
Bezug bed Holztheiles gegen Regiepreis gleich allen Befigern gewährt 
werde. — 

Der vom Beichwerbeführer angeführte Umftand, daß die Advocatie 
fein unter die Beftimmungen der Gewerbeorbnung fallende Gewerbe fei, 
ift daher für die Frage der Verpflichtung zur Sibgelbzahlung ohne Be- 
lang. — Aber aud der weitere Grund, den Beſchwerdeführer für feine 
Defreiung von der Sitzgeldzahlung anführt — nämlich fein Recht, an 
jevem Gerichtöfige der im Reichsrathe vertretenen Länder die Advocatie 
auszuüben — tft haltlos; denn Advocaten gehören nicht zu den nad) 
8. 73 der Gem. Ordg. von den Oemeindeumlagen gejeglih befreiten 
Berfonen und Befchwerbeführer hat gegenüber ber Angabe des Magiftrates, 
daß nur active Beamte und Militärs vom Sitgelve in Reutte befreit 
feien, nicht dargethan, daß zufolge einer giltigen Hebung ober höheren 
Anordnung Advocaten vom Sitzgelde in Reutte als ausgenommen anzujehen 
feien. — Da Bejchwerbeführer, wie er felbft zugefteht, fein Angehöriger 
oder Bürger von Reutte ift, wo er feinen Wohnfig genommen hat, fo 
fonnte die Gemeinde Reutte ihm allerdings ein Sitzgeld innerhalb der 
Morimalziffer von 12 fl. abforvern, gegen dem, daß ihn, wie bie Ge» 
meinde angibt, aud jene Nugungstheilnahme am Gemeindegute von Reutte 
zugeftanden wurde, welche dafelbft mit der Zahlung eine® Sitzgeldes als 
Hequivalentes des Einkaufsgelves übungsgemäß (8. 63) verbunden ift. 

Daß bei Einreihung des Befchwerbeführers in eine beftimmte Claſſe 
der Sitzgeldpflichtigen die Gepflogenheit nicht beachtet worden fei, ift 
vom Beichwerdeführer nicht behauptet worden und es kann dies aud, im 
Hinblicke auf den Gemeindeausſchußbeſchluß vom 20. Yuli 1863 und aus 
ver Sißgelberbelaftung anderer Parteien laut Berzeichnifjes vom 3. Des 
cember 1878 nicht erfehen werben. 

Bubwinzti, ®. 8. H. Erkenntniſſe. V. 12 
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Betreffend den vom Beſchwerdeführer geforderten Steuerzufchlag von 
34 fl. 10 kr. für das Yahr 1879, beftreitet derfelbe der Gemeinde nicht 
das Recht im Allgemeinen zur Einhebung von Umlagen, wohl aber 
ibm gegenüber als Advocaten. — Er fei werer. Bürger noch An- 
gehäriger von Reutte, bafelbft weber Eigenthümer noch Miteigenthümer 
eines Daufes, rundes oder Bodens, genieße von ben Bortheilen der 
Gemeinde feinen Nuten, fei ein Fremder; er führt ferner an, daß er bie 
für Ausübung der Advocatie auf ihn entfallende Erwerb- und Einkommen⸗ 
fteuer nebſt ven Zuſchlägen berichtigt habe und berichtige, daß alfo die 
Gemeinde Reutte bei biefen Verhältniſſen fein Recht habe, ihn mit Um⸗ 
lagen überhaupt und in&bejondere in jo hohem Maße zuı belaften; auf die 
vom Landesausſchuſſe entgegengehaltene Bemerkung, daß er ja felbft die 
erfte Rate diefer Gemeindeumlage bezahlt habe, bemerkt er, daß diefe 
Zahlung ſeinerſeits als erfte Einkonmenfteuerrate erfolgt, jedoch irrig als 
Oemeindeumlage verbucht worden fei; er habe Teinen behörblihen Auftrag 
gehabt, die Gemeindeumlage zu zahlen und baher die Ziffer nicht wifjen 
fönnen. — 

Da nah 8. 72 der Gem. Ordg. Zuſchläge zu den directen Steuern 
in ter Regel auf alle in der Gemeinde vorgefchriebenen Steuern, ohne 
Rüdfiht, ob der Steuerpflichtige Gemeindeglied ift oder nicht, gleichmäßig 
umzulegen find, Bejhwerbeführer aber, der zugeftandener- und erwiefener- 
maßen vdirecte Steuer in Reutte bezahlt und, wie oben bemerkt, zu ben 
nah 8. 73 der Gem. Ordg. von Gemeindezuſchlägen befreiten Berfonen 
nicht gehört, fo find bie vorfiehenden, von ihm zur Geltendmachung feiner 
grundfäglichen Befreiung von Gemeindezufchlägen angeführten Motive nicht 
durchſchlagend und es ift die thatſächliche Abftattung oder Nichtabftattung 
einer Zuſchlagsrate für die Pflicht zur Zahlung tes Zufchlages irrelevant. 

Infoferne fi Befchwerbeführer wegen zu hoher Belaftung mit 
Gemeindezuſchlägen bejchwert, fehlt feinerfeits jegliche nähere Angabe, worin 
die Ueberlaftung beftehen foll und wie hoch fih nad feiner Berechnung 
bie richtige Zufchlagsziffer für ihn zu belaufen hätte. — Die Acten er- 
geben diesfall® Folgendes: Laut Gemeindepräliminare pro 1879, bezüg« 
(ich veflen laut Nachweis vorſchriftsmäßig kundgemacht wurde, daß es zur 
Bffentlihen Einfiht aufliege, wurde eine auf die Grund», Erwerb- und 
Einfommenfteuer zu legende Umlage im Betrage von 3500 fl. genehmigt. 
— Laut ftenerämtlihen Certificate vom 21. October 1880 betrug die 
vom Marktmagiftrate Reutte pro 1879 eingezahlte directe Steuer ohne 
Zuſchläge 2901 fl. 70”, fr. — Laut weiterer Aeußerung des Steuer- 
amtes® vom 21. Februar 1881 erfolgte vie Berechnung ber Gemeinde- 
umlagen auf Grund diefer Ziffer, jedoch nad Hinmweglaffung jener Per- 
fonen, von melden feine Steuern, ſomit auch feine Umlagen bereinzubringen 
find, fowie berjenigen, welde in Reutte ihren ſtändigen Wohnfig nicht 
haben, wornach ſich laut Bericht des Stadtmagiftrates Reutte vom 21. Fe⸗ 
bruar 1881, 3. 136 tie der Umlage umterliegende Geſammtſteuerſumme 
pro 1879 auf 2824 fl. 56 fr. verminderte, welche zur Hereinbringung 
von 3500 fl. einen Zujhlag von 123.91, nicht aber wie der Magiſtrat 
berechnet, von 124 Percent erforderte. — 

Da fi die Steuer des Bejchwerbeführerse pro 1879 laut Einkom⸗ 
menfteuterzahlungsauftrag Nr. 46, Beſchwerdebeilage J pro 1879 auf 
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28 fl., nämlih 17 fl. 50 fc. Einkommen⸗ und 10 fl. 50 fr. Erwerbfleuer, 
nicht aber, wie der Magiftrat angibt, auf 27 fl. 50 fr. (10 fl. 50 kr. 
Erwerbfteuer, 17 fl. Eintommenfteuer) bezifferte, entfiel auf ihn nach ven 
Umlagenfuße von 123.91 Percent ein Betrag von 34 fl. 69 kr., alſo 
mehr ald das ihm zur Laft gefchriebene Betreffnig von 34 fl. 10 kr. 

Die Beſchwerde mußte daher in allen Punkten als im Geſetze nicht 
begründet abgewiefen werben. 


Ar. 1068. 


Bechfelftempelgebühr bei Selbftanzeige des Stempelgebrechens. 
Erkenntniß vom 12. April 1881, 3. 661. 


Der it V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Anton Bertolt 
und Dr. Karl Sontachi in Trient ca. Entſcheidung des k. k. Finanz. Min. 
vom 1. September 1880, 3. 18891, betreffend die Borjchreibung erhöhter 
Scalagebühren für zwei Wechſel, nach durchgeführter ö. m. Verhandung 
nnd Anhörung des Adv. Dr. Theodor Modreiner, ſowie des ka k. Min.⸗ 
Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als geſetzlich nicht begründet jurüd- 
gewiefen. — Ein Erjag der Koften des Verfahrens wird nidt 
auferlegt.“ 


Entfheidungsgründe. 


Am 8. April 1879 überreichte Anton Bertolvi bei dem Hauptfteuer- 
amte Trient zwei von Dr. Karl Sontachi an ihn — Bertoldi — aus⸗ 
geftellte eigene Wedhjel, wovon ber eine mit einer Stempelmarle von 70 kr., 
die mit dem Datum Trient 14. December 1878 überfchrieben war, über 
100 Zwanzigsfrancftäde in Gold, zahlbar Ende October 1879, lautete; 
der andere Wechſel hingegen eine mit dem Datum Xrient 1. April 1879 
überfchriebene Stempelmarte von 50 kr. trug, über 569 fi. Bankvaluta 
und Ende Juni 1879 zahlbar gelautet bat. 

Ueber beide Wechſel ift fofort vom Hauptfteueramte, weil: fie nicht 
nad ben Beftimmungen des Gef. vom 8. März 1876, R. G. B. Nr. 26 
vor beren Ausfertigung der Gebühr unterzogen worden waren, der ämtliche 
Befund aufgenommen und ift dem Anton Bertoldi zur ungetheilten Hand 
mit Dr. Karl Sontacht und zwar bezüglich des erfteren der Scale II 
unterliegenden Wechjeld die Gebühr von 2 fl. 50 Fr. im zehnfadhen Aus» 
maße pr. 25 fl., bezüglich des zweiten Wechfeld die nach Scala I mit 
40 Ir. entfallende Gebühr fünfzigfah, d. i. mit 20 fl., zufammen alfe 
eine erhöhte Gebühr von 45 fl. bemeffen worben, bie auch im adminiftrativen 
Inſtanzenzuge aufrecht erhalten wurde. 
" Die Beſchwerdeführer ſuchen geltend zu machen, daß fie, durch ben 
Adv. Dr. Biewo über die ſtempelgebrechliche Ausfertigung beider Wechſel 
belehrt, die Abficht hatten, dem Geſetze Genüge zu leiften und, wie dies 
zu gejchehen habe, bein Steueramte fih nur Raths erholen wollten. 
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Beireffend den vom Beſchwerdeführer geforberten Steuerzufchlag von 
34 fl. 10 fr. für das Jahr 1879, beftreitet derſelbe der Gemeinde nicht 
das Net im Allgemeinen zur Cinhebung von Umlagen, wohl aber 
ihm gegenüber als Advocaten. — Er fei weder Bürger noch An⸗ 
gehkriger von Reutte, daſelbſt weder Eigenthümer noch Miteigenthümer 
eines Hauſes, Grundes oder Bodens, genieke von den Bortheilen der 
Gemeinde keinen Nuten, fei ein Yremder; er führt ferner an, daß er die 
für Ausübung der Wovocatie auf ihn entfallende Erwerb» und Einkommen⸗ 
fteuer nebſt ven Zuſchlägen berichtigt babe und berichtige, daß alfo die 
Gemeinde Reutte bei diefen Verhältniffen fein Hecht babe, ihn mit Um- 
lagen überhaupt und in&befondere in jo hohem Maße zu belaften; auf die 
von Landesausſchuſſe entgegengehaltene Bemerkung, daß er ja felbft die 
erfte Kate dieſer Gemeindeumlage bezahlt habe, bemerkt er, daß viele 
Zahlung feinerfeits als erfte Einfommenfteuerrate erfolgt, jedoch irrig als 
Gemeindeumlage verbucht worden ſei; er babe Teinen behördlichen Auftrag 
gehabt, die Gemeindeumlage zu zahlen und baher die Ziffer nicht wiſſen 
fönnen. — 

Da nad 8. 72 der Gem. Ordg. Zuſchläge zu den directen Steuern 
in ter Regel auf alle in der Gemeinde vorgefchriebenen Steuern, ohne 
Rüdficht, ob der Steuerpflichtige Gemeindeglied ift oder nicht, gleichmäßig 
umzulegen find, Beſchwerdeführer aber, der zugeftandener- und erwiefener: 
maßen directe Steuer in Reutte bezahlt und, wie oben bemerkt, zu ben 
nah $. 73 der Gem. Ordg. von Gemeintezufhlägen befreiten Berfonen 
nicht gehört, fo find die vorfichenden, von ihm zur Geltendmachung feiner 
grundfäglichen Befreiung von Gemeindezufhlägen angeführten Motive nicht 
durchſchlagend und es ift die thatſächliche Abftattung oder Nichtabftattung 
einer Zufhlagsrate für die Pflicht zur Zahlung tes Zufchlages irrelevant. 

Inſoferne ſich Beſchwerdeführer wegen zu hoher Belaftung mit 
Gemeindezuſchlägen beſchwert, fehlt jeinerfeits jegliche nähere Angabe, worin 
die Ueberlaftung beftehen fol und wie body ſich mach feiner Berechnung 
bie richtige Zufchlagäziffer für ihn zu belaufen hätte. — Die Ücten er- 
geben diesfalls Folgendes: Laut Oemeindepräliminare pro 1879, bezüg⸗ 
[ich deſſen laut Nachweis vorfhriftsmäßig kundgemacht wurde, daß ed zur 
Bffentlichen Einficht aufliege, wurde eine auf die Grund», Erwerb- und 
Einfommenftener zu legende Umlage im Betrage von 3500 fl. genehmigt. 
— Laut fleuerämtlihen Gertificate® vom 21. October 1880 betrug bie 
vom Marktmagiftrate Reutte pro 1879 eingezahlte directe Steuer ohne 
Zufdhläge 2901 fl. 70’, tr. — Laut weiterer Aeußerung des GSteuer- 
amtes vom 21. Yebruar 1881 erfolgte die VBerehnung der Gemeinde 
umlagen auf Grund biefer Ziffer, jedoch nah Hinmweglaffung jener Per⸗ 
fonen, von welden feine Steuern, fomit auch feine Umlagen hereinzubringen 
find, fowie berjenigen, welde in Reutte ihren ſtändigen Wohnfig nicht 
haben, wornach fi laut Bericht des Stadtmagiftrates Reutte vom 21. Fe⸗ 
bruar 1881, 3. 136 tie der Umlage unterliegende Geſammtſteuerſumme 
pro 1879 auf 2824 fl. 56 fr. verminderte, welche zur Hereinbringung 
von 3500 fl. einen Zufhlag von 123.91, nicht aber wie der Magiftrat 
berechnet, von 124 Bercent erforderte. — 

Da fi die Steuer des Befchwerdeführere pro 1879 laut Einkom⸗ 
menfteuerzgahlungsauftrag Nr. 46, Beſchwerdebeilage J pro 1879 auf 
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28 fl., nämlih 17 fl. 50 fr. Einfommen- und 10 fl. 50 fr. Erwerbſteuer, 
nicht aber, wie der Magiftrat angibt, auf 27 fl. 50 fr. (10 fl. 50 Fr. 
Erwerbfteuer, 17 fl. Eintommenfteuer) bezifferte, entfiel auf ihn nach ven 
Umlagenfuße von 123.91 Percent ein Betrag von 34 fl. 69 kr., alſo 
mehr als das ihm zur Laft gefchriebene Betreffniß von 34 fl. 10 kr. 

Die Beſchwerde mußte daher in allen Punkten als im Geſetze nicht 
begründet abgewiefen werben. 


QAr. 1068. 


Wechſelſtempelgebühr bei Selbftanzeige des Stempelgebrechens. 
Erfenntnig vom 12. April 1881, 3. 661. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Anton Bertoldi 
und Dr. Karl Sontachi in Trient ca. Entſcheidung des k. k. Finanz⸗Min. 
vom 1. September 1880, 3. 18891, betreffend die Borfchreibung erhöhter 
Scalagebühren für zwei Wechfel, nad burchgeführter d. m. Verhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Theodor Modreiner, ſowie des k. k. Min.⸗ 
Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird ads geſetzlich nicht begründet jurüd» 
gewiefen. — Ein Erſatz der Koften des Verfahrens wird nicht 
auferlegt.” 


Entfcyeidungsgründe. 


Am 3. April 1879 überreichte Anton Bertoldi bei dem Hauptfteuer- 
amte Trient zwei von Dr. Karl Sontachi an ihn — Bertoldi — aus« 
geflelite eigene Wechfel, wovon der eine mit einer Stempelmarle von 70 kr., 
die mit dem Datum Trient 14. December 1878 überfchrieben war, über 
100 Zwanzigsfranchtüde in Gold, zahlbar Ende October 1879, lautete ; 
der andere Wechfel hingegen eine mit dem Datum Trient 1. April 1879 
überfchriebene Stempelmarte von 50 fr. trug, über 569 fl. Bankvaluta 
und Ende Juni 1879 zahlbar gelautet- hat. 

Ueber beide Wechſel ift fofort vom Hauptfteueramte, meil: fie nicht 
nad den Beftimmungen des Gef. vom 8. März 1876, R. ©. B. Nr. 26 
vor deren Ausfertigung der Gebühr unterzogen worben waren, der ämtliche 
Defund aufgenommen und ift dem Anton Bertolvi zur ungetheilten Hand 
mit Dr. Karl Sontacht und zwar bezüglich des erfleren der Scala II 
unterliegenden Wechjeld die Gebühr von 2 fl. 50 Fr. im zehnfachen Aus» 
maße pr. 25 fl., bezüglich des zweiten Wechfeld die nah Scala I mit 
40 kr. entfullende Gebühr fünfzigfah, dv. i. mit 20 fl., zufammen alſo 
eine erhöhte Gebühr von 45 fl. bemeffen worden, die auch im adminiftrativen 
Inſtanzenzuge aufrecht erhalten wurde. 

Die Beſchwerdeführer ſuchen geltend zu machen, daß fie, durd den 
Adv. Dr. Bievo über die ftempelgebrechlihe Ausfertigung beider Wechfel 
belehrt, die Abficht hatten, dem Geſetze Genüge zu leiften und, wie dies 
zu gefchehen habe, beim Steueramte fih nur Raths erholen wollten. 
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An diefer Beurtheilung konnte der von ber Vertretung ber Beſchwerde 
bei ber mündlichen Verhandlung geltend gemachte Umſtand feine Aenderung 
herbeiführen, daß bie fraglichen zwei Sagpoften auf Wechfelforderungen 
beruhen und daß die Zinfen nur Verzugszinſen feien. 

Denn nad 8. 4 des Patentes vom 29. October 1849 wird zu. den 
Arten des der Einlommenftener unterliegenden Einfommens der III. Claſſe 
nicht nur das Einfommen von Zinfen aus Darleiben, fondern auch jenes 
von Zinfen aus andern ſtehenden Schuldforberungen gereiht. — Obgleich) 
unn der Wechſelgläubiger in dem Wechjel noch nicht die Verbriefung einer 
verzinslichen ſtehenden Schuldforderung befigt, fo erwirbt er die leßtere 
gewiß in dem Momente, als die-Wechfelforderung ihm vom Richter mit 
dem Rechte eines Zinfenbezuges zugeiprochen wird. Tritt dann nod die 
grumpbücherliche Verſicherung hinzu, fo ift weder juriſtiſch noch wirthſchaft⸗ 
Lich ein genügender Grund vorhanden, derlei Forderungen als nicht ſtehende 
zu betrachten.» 

Dies trifft aber bezüglich der fraglichen zwei Sappoften zu, welde 
laut des vorliegenden Örundbuchsertractes ſchon feit dem Yahre 1875, 
fomit in dem für die Einfommenfleuerbemeflung für das Jahr 1878 maf- 
gebenven Zeitpuntte, nämlih am 31. December 1877, als ftehende Schuld⸗ 
forderungen beftanden und woran audh am 31. December 1878 nod feine‘ 
Henderung eingetreten war, daher die Binfen aus diefen Forberungen für 
die Fahre 1878 und 1879 geſetzlich der Einkommenſteuer unterlagen. 

Der auferlegte Koftenerfag beruht auf dem 8. AO des Gef. vom 
22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36. 


Wr. 1063. 


Rechtsſat wie in Ar. 43 und 611. 
Erkenntniß vom 5. Xpril 1881, 3. 616, 


Der E38. ©. Hof bat über die Befchwerde des Franz Brunner, 
t. k. Notard in Feldsberg, ca. Eutfcheidung des k. k. Finanz. Min. vom 
1. Juni 1880, 3. 11325 wegen Verweigerung der zeitlichen Befreiung 
von ber Hausclaffenfteuer anläplih eines Um- und Zubaues am Haufe 
Nr. 7 in Feldsberg, nad burchgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung 
bes I. 8. Min.⸗Vice⸗Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet ab- 
gewiefen.*) 


. 


*) Siehe Entfcheibungsgründe bei Nr. 43 (Band I, Jahrgang 1876/77). 
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Ar. 1064. 


1. Das dem Srundeigenthümer im $. 126 des allg. Berggefehes einge: 
räumte Recht, innerhalb des Grubenbaues vorfommende nit vorbehaltene 
Mineralien zu benügen, ſetzt voraus, baf der Gewinnungsort der gedachten 
Mineralien innerhalb der beftehenden Grubenbane liege. 2. Unter Gruben⸗ 
bau ift nicht die räumliche Abgränzung des verlichenen Srubenfeldes, fon: 
dern nur jener Theil des legteren zu verftchen, wo ein Abbau ftattfindet. 


Erkenntniß vom 6. April 1881, 3. 865. 


Der , k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Actiengefellichaft 
der k. k. priv. hydrauliſchen Kall⸗ und Portland⸗Cementfabrik zu Perlmoos 
ca. Ackerbau⸗Min. anläßlih der Entſcheidung vom 16. September 1880, 
3. 5475, betreffend eine dem ärariſchen Kohlenbergbau in Häring auf- 
zuerlegende Bergbaufervitut,*) nad burchgeführter 5. m. Verhandlung und 
Anhörung des Adv. Dr. Anton Raftner, fowie des k. k. Bergrathes Johann 
Lhotsky, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als gefeglih nicht begründet ab» 
gewiejen.” 


Entfcheidungsgrände. 


Die im vorliegenden Falle maßgebende Beftimmung bed 8. 126 des 
allg. Berggef. jet voraus, daß der Grundeigenthümer nicht vorbehaltene 
Mineralien, welche innerhalb des Grubenbaues vorlommen, benügen will. 
Unter Grubenbau ift aber nicht, wie Die Beſchwerde behauptet, die ränmliche 
Abgraͤnzung der verliehenen Bergmaße, einfchließlich der darin vorfommenden 
nugbaren Mineralien, fondern nur jener Theil des verliehenen Grubenfelves 
zu verftehen, wo ein Abbau ftattfindet. In diefem Sinne wird das Wort 
Grubenbau in den 88. 131, 171, 185, 198 angewendet, insbefonders 
aber auch im 8. 126 des Berggeſ. gebraudt, wie ſich augenſcheinlich 
daraus ergibt, daß dort der Benutzung ter Grubenbaue und Förderungs⸗ 
vorridhtungen durch den Grundeigenthümer behufs Gewinnung der Mineralien 
gebacht wird, was nur von einer bereits aufgejchloffenen Grube gejagt 
werben kann. \ 

Die angeführte Geſetzesbeſtimmung geht alfo von der Annahme aus, 
daß der Gewinnungsort der nicht vorbehaltenen Mineralien innerhalb ber 
beftebenden Orubenbaue liege — eine Annahme, welche vorliegenvenfalls 
nicht. zutrifft. Wie nänilich aus dem vorgelegten Plane. zu erſehen ift, 
baut vie befchwerveführende Geſellſchaft die unter der Oberfläche ihres 


*) Die angefochtene Entiheibung bes E, 1. Aderbau-Min. verweigert ber 
beſchwerdeführenden Acnengeedche it die Einräumung einer —— tu! in ber 
angeiprodhenen Form der Dulbung einer Verbindung bes gefellichaftlichen Mergel⸗ 
abbaues durch einen zu treibenden Querſchlag mit dem Fürſt Loblowit - Erbftollen 
bes ärarifchen Kohblenbergbaues zu Häring bebufs Förderung ber gewonnenen 
Mergelfleine durch diefen Stollen. Die Beichwerbe ſucht bagegen aus ben 88. 124 
bis 126 und 195 des allg. Berggei. die Gefegmäßigkeit der Einräumung einer 
ſolchen Servitut, -- möge dieſe nur al eine Bergbauferpitut im eigentlichen Sinne 
bes Wortes oder als eine gemeinrechtliche Servitut betrachtet werben, — darzuthun. 
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Orunbeb srriemmmmrn Vergeliqutaen wieü Ki getrichener 
si. Tiejer Eitan bewegt üb u verlichemen Arire zeS ärarrihen BRontan- 


Ur. 1065. 


Eine bie E i ttete Anzeige über eine ãußerliche 
— de6 indes eich m sie bie im „18 des Rind erpeRgeiches 
vom 29. Juni 1568 vorgefehene Anzeige. *) 

Eiche au Aechtsſatg in Ar. 911. 


Erkenntuiß vom 7. Uyril 1881, 3. 488. 









„Die Beihwerde wird ale ungegrändet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Das k. k. Min, des Innern bat feiner Entſcheidung als Thatbeſtand 
zu runde gelegt, daß in dem, im Gutsgebiete des politiichen Bezirkes 
Nisko gelegenen Mafiftalle zu Wolla Letowsta am 24. Februar 1879 eim 
Ochs erkrankt, dag, als ſich diefer Erkrankungsfall im Maftftalle zu Wolle 
Letowska ereignete, der Ausbruch der Rinderpeft im Lande ſchon ämtlich 


®) Vergl. au Erlenutniß Nr. 1024. 
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kundgemacht war und daß die ben Pächtern bed Maftftalled zu Wolle 
Leteweka und Eigenthlimern biejes Nindes in Gemäßheit des Geſ. vom 
29. Yuni 1868, R. ©. DB. Nr. 118 obgelegene unverzügliche Anzeige der 
am 24. Februar 1879 wahrgenommenen Erfcheinungen. einer innerlichen 
Erkrankung erft am 26. Februar 1879 gemacht worben ift, worauf bie 
Rinderpeft conftatirt und das Vieh in dem Maftftalle zu Wolka Letowska 
gefeult wurbe. 

Daß diefer von den Abminiftrativbehörden angenommene Thatbeftand 
unrichtig oder actenwibrig wäre, liegt nicht vor. 

Die Beichwerbeführer fügen ihren Anſpruch auf die Entſchädigung 
für ihre getöbteten Viehſtücke darauf, daß fie durch ihre Mittbeilung am 
24. Februar 1879 an die, den Ort Wolka Letowska auf der Fahrt von 
Letownia nah Bieliny paffirende Seuhencommiffion die gefeglih vor- 
gefchriebene Anzeige erftattet haben. 

Der V. ©. Hof hatte keinen Anlaß zu unterfuchen, ob diefe Mit- 
theilung an die reifende Commiſſion geeignet war, bie nad der Min.- 
Berorbnung vom 14. Yuni 1873, R. ©. B. Wr. 112, Ubf. 2 vor 
gefchriebene Anzeige an. die polit. Bezirksbehörde zu erjegen, weil ben 
übereinftimmenven Ausſagen der Commiffionsmitgliever zufolge die wahr- 
genommene Erkrankung des Rinde, um welde es fi handelte, nur als 
eine äußerliche Verlegung bes Kindes dargeftellt murbe, daher die erwähnte 
Mittbeilung ſchon nah ihrem Inhalte nicht als eine der Vorſchrift des 
8. 18, 1. Abf. des Gef. vom 29. Iuni 1868 entjprechenve angeſehen 
werden Tann. 

Durch die Apminiftrativacten ift dargethban, daß der Ausbruch ber 
Ninderpeft im Lande im ämtlihen Theile der in Lemberg erfcheinenben 
Amtszeitung „Sazeta Lwowsta“ vom 11., 22. Jänner und 12. Februar 
1879 verlautbart worden. Da weber bad Gef, vom 29. Juni 1868 
noch die dazu erlaffene Durchführungsvorſchrift vom 7. Auguft 1868, Nr. 119 
eine Beſtimmung enthält, in welder Weife bie Kundmachung über ben 
Ausbruch der Rinderpeſt im Lande zu geſchehen babe und nachdem über⸗ 
haupt für derartige Kundmachungen eine beſtimmte Norm nicht aufgeſtellt 
iſt, ſo fand der V. ©. Hof, dieſe Art der Kundmachung als zureichend 
anzuſehen, zumal zahlreiche Geſetze für die Verlautbarung von Thatſachen, 
welche zur allgemeinen Kenntniß gebracht werden follen, dieſe Form ber 
Publication- wählen. 

Nah 8. 6 des Gel. vom 22. Detober 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36 ift diefer von den Adminiſtrativbehörden angenommene That⸗ 
beftand aud der Entjcheidung des V. ©. Hofes zu Grunde zu legen. 

Der $. 18, 1. Abſ. des Gef. vom 29. Yuni 1868, 8. ©. 2. 
Nr. 118 legt Jenem, der zur Zeit, als der Ausbrud der Rinderpeſt im 
Lande ämtlich kundgemacht worden ift, an einem ihm zugehörigen oder feiner 
Auffiht anvertrauten Rinde Erfheinungen einer innerliden Erkrankung 
überhaupt wahrnimmt, bie Berpflichtung zur unverzüglichen Anzeige auf. 
Daß die Beichwerbeführer dieſer ihnen geſetzlich nbgelegenen Verpflichtung 
nicht nachgekommen, iſt durch ben vorausgeſchickten Thatbeftand bereits 
dargethan und nachdem gemäß 8. 32, 3. Abf. des cit. Geſetzes das Recht 
auf Entſchädigung für die in Anwendung dieſes Geſetzes erfchlagenen 
Thiere verloren gebt, wenn ber Inhaber der Thiere die ihm obliegende 


1 Br. UA, — El. 8. #. Urcd 1881, 3. 486 


Zrrig über vie Erfranfung berfelben unterlaften hat, fe war bie Ab 
ram ber Extiätigung für bie geleuften Bichfiäde im Sehete begründet. 
Te Boöimserbe mehr feuadh als geichfih umgegründet abgewicien 
mersen, webe: med; zu bemerien iü, dag mit Hinblick auf das Geſagte 
ser ®. ©. Lei ſich midt mehr weranlakt ſah, fh med mit ber Frage 
ya Schärzyen, sb ven Beldnwerkefihrern auber ter Unterlaffung der ihucn 
Anyige wuliih and neh cin Verſchulden an 

Der Iruhblerwung ver Rinberpefi zur Laſi falle, welches gleichlalls die Ber- 
siztzug teö Rechtes aui Enijchãtigung für erfchlagene Thiere zur Folge hätte. 





Exfenztuig vom 8. Mril 1881, 3. 485. 


Der tt. 8 ©. Hcf hat Über die Befchwerbe bes Johann Tavernar 
und Bensfien von Rover⸗Carbonare ca. tirol. Landesausſchuß wegen ber 
Eutfheitung von 8. October 1820, 3. 11268, betreffend vie Beflreitung 
der Beiträge zum Gehalte des Curaten uud den Schullehrerbeſoldungen 
in Capriena, nad burchgeführter 5. m. Berbanblung und Anhörung des 

to. Dr. Theodor Mepreiner, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird ale im Gefege nidt 
begründet aufgehoben.” 


Eutfheidungsarände. 


Mit der angefochtenen Entfcheivung bat der Landesausſchuß erfannt, 
daß jene Beiträge, weldye für die Beſoldung des Curaten und ber Lehrer 
in Caprisna einer alten Uebung gemäß, unb zwar jene für ben Curaten 
von den einzelnen Yamilienhäuptern in Reover-Sarbonare zu gleichen heilen, 
jene für die Lehrer nady der Zahl der die Schule beſuchenden Kinder ein- 
gehoben wurben, mittelfi Semeindezufchlägen zu der Grund» und Erwerb⸗ 
ſteuer in Rover⸗Carbonare aufzubringen feien, aljo biefe Ortsgemeinde als 
ſolche zu belaſten haben. 

Die Beſchwerde beftreitet die Geſetzmäßigkeit dieſer Entſcheidung und 
zwar, wa6 bie Zahlung pro 1879 betrifft, deshalb, weil das Präliminare 
pro 1879 Tängft rechtöträftig feflgeftellt ift, wa® aber die Zahlung pro 
1880 und für bie fünftigen Jahre anbelangt, aus dem Grunde, weil 
nah 88. 1, 35 und 36 des Gef. vom 7. Mai 1874, R. ©. B. Nr. 50 
die Beſoldung des Euraten als eine Cultusauslage die Pfarr- und nicht 
bie Ortégemeinde trifft, und weil für die Schule in Capriana, welde 
weder zur Gänze, noch zum Theile der Ortsgemeinde Rover-Carbonare 
gehört, fondern die eigene Schule der Ortögemeinde Capriana ift, und 
von den Kindern von Rover-Carbonare alter Uebung gemäß gegen Tar- 
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zahlung Seitens ber Schulbeſuchenden benützt wird, gemäß dem Reichsgeſ. vom 
14. Mai 1869, R. G. B. Nr. 62 die Ortsgemeinde Capriana zu forgen hat. 

Borliegendenfalls handelt es ſich nicht darum, wie eine unbeftrit- 
tenermaßen die Ortsgemeinde Rover-Carbonare als ſolche belaftende Aus- 
gabe innerhalb dieſer Gemeinde hereinzubringen ſei, fondern darüber 
beitebt der Streit, wer das zur Leiftung an bie Gemeinde Capriana ver- 
pflihtete Subject ift, ob zu derſelben vie Yamilienhäupter von Rover 
Carbonare, bezw. die Eltern der die Schule in Capriana befuchenden 
Kinder, welche bisher nach alter Gewohnheit die fraglichen Beiträge zahlten, 
oder ob die Ortögemeinde Rover⸗Carbonare als folde fortan zu biefer 
Leiftung gefetslich verpflichtet fei. 

Die Concurrenz zur Curatenbefoldung ift eine Leiftung für Eultus- 
zwede; Streitigleiten über die Berpflihtung hiezu haben nad dem Gef. 
vom 7. Mai 1874, R. ©. B. Nr. 50 ($. 55) die VBerwaltungsbehörben, 
d. i. bie ftaatlihen Cultusbehörden, nad Umſtänden die Gerichte, aber 
nicht die autonomen Organe zu entjcheiven. Betreffend die Concurrenz zur 
Befoldung des Lehrperfonales in Capriana bat die in der polit. Schul- 
verfaffung begründete Competenz der ftaatlihen Unterrichtsbehörven zur 
Entſcheidung über die dur bie Einſchulung begründeten Zahlungsverpflich- 
tungen eine gefeglihe Aenderung zu Gunſten einer Competenz des tirol. 
Landesausſchuſſes nicht erfahren. 

Da derſelbe in beiden Richtungen zu einer Entſcheidung nicht berufen 
war, mußte dieſelbe als im Geſetze nicht begründet aufgehoben werden. 


Ar. 1067. 


1. Das Siggeld in Reutte (Xirol) ift als eine jährlide verhältnißmäßige 
Abftattung an Stelle des einmal zu zahlenden Einfaufsgeldes, alfo als 
ein Entgeld für die Theilnahme an den Gemeindenugungen anzufehen, 
wozu ber Anſpruch durch Zahlung des Einfaufsgeldes erworben wirb. 
2. Advocaten als folde gehören nit zu den nad $. 73 der tirol. Ge⸗ 
meindeorbnung von Bemeindbeumlagen befreiten Perfonen. 


Erkenntniß vom 8. April 1881, 3. 486. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Befchwerbe des Michael Wairather 
in Reutte ca. tirol. Landesausſchuß wegen der Entfcheidung vom 10. October 
1880, 3. 12103, betreffend Sitgeld und Gemeindenmlagen, nad) durch⸗ 
geführten d. m. Berhantlung zu Redt erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entfcheidungsgrände. 


Mit dem den Acten beiliegenden, aus Anlaß eines in der Gemeinde 
Thüringen vorgelommenen alles einer rembentareforberung, erfloffenen 
Erlaffe des Min. des Innern vom 24. November 1856, 3. 27000 wurde 
die Statthalterei aufgefordert, in allen Gemeinden, in welden nicht von 
früher her immer wirflih fortgefegt beftandener Gepflogenheit gemäß, 
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fondern durch eigene Einführung in neuerer Zeit derlei Fremdentaren behoben 
werben, jelbe unvermweilt abftellen zu laſſen. 

Anläplich eines in Reutte vorgelonmenen Falles wurbe mun aber 
durch ben den Acten beiliegenden Erlaß des beftandenen Bezirksamtes 
Reutte vom 8. Mai 1862, 3. 1104, welcder mit dem gleichfalls beilie- 
genden Erlaſſe des beftandenen Guberniums vom 33. Juli 1862, 3. 14735 
als vollfonımen begründet bezeichnet wird, conflatirt, daß gemäß ben eins 
gejehenen Magifteatsacten die Gepflogenheit de8 Marktes Reutte, von ben 
zue Gemeinde nicht gehörigen Inwohnern ein jährlihes Beifiggeld zu 
fordern, feit mehr ala zweihundert Fahren umunterbroden beftehe, daß dieſe 
Gepflogenheit gemäß ven Gub.-Erläfien vom 20. April 1832, 3. 8433, 
8. Yänner 1836, 3. 28627, 6. Juli 1838, 3. 14746 und 4. September 
1840, 3. 21493, welche beftimmen, daß das Sibgeld, wo es gewöhnlich 
beſteht, geforbert werben dürfe, eine gefeglich beftehenve Uebung, daß die 
Größe des Sitzgeldes nicht allgemein normirt fei, aber nach dem Gub.⸗ 
Erlaſſe vom 8. Jänner 1836 (3. 286937) 4—5 Percent des Einfanfe- 
geldes nicht überfleigen foll und daß daher auf tie Gepflogenheit Rüdficht 
zu nehmen fei. Es ift ferner aus den Acten zn erjehen, daß die Statt- 
halterei unterm 23. Inli 1862, 3. 14735 eine Regulirung des Sitzgeldes 
in Reutte unter Beſchränkung der Höhe desſelben auf die bisherige Marimal- 
ziffer anorbnete, daß hierauf der Gemeindeansſchuß laut Protokoll vom 
20. Yuli 1863 Beſchluß fahte und dasſelbe 1) fir Taglühner, Fabriks⸗ 
arbeiter und Private anf 3 fl, 2) für Gewerbetreibende kleinerer Art 
auf 6 fl, 3) für Gewerbetreibende von größerem Unfange auf 10 fl. 
4) für die Spinn- und Webereifabrifäbefiger auf 20 fl. feitfegte und 
den Bürgermeifter zur Einreihnng der Fremden in biefe Kategorien er⸗ 
mädhtigte, daß die Statthalterei mit dem Erlafle vom 2. September 1863, 
3. 19015 erllärte, dieſer Beſchluß bedürfe, foweit er ſich innerhalb ber 
Gränzen der beftehenven Gepflogenheit halte, Feiner Genehmigung, er 
dürfe aber nad den beftehenden Berorbnungen kein höheres Beifitzgeld 
feftfegen ale 12 fl, welcher als ber höchſte Betrag von den jeit dem 
Jahre 1766 eingehobenen Sitzgeldern erfcheint und es fei fi bei Be 
ſtimmung der Ziffer für die verſchiedenen Claſſen von Sitzgeldpflichtigen 
an bie altherlömmliche Gepflogenheit zu halten. 

Es ift weiters durch die vom Magiftrate gefertigten Berzeichnifle 
von ben Yahren 1865 und 1866 über bie zu zahlenden und thatſächlich 
eingehobenen Sitzgelder bargethan, daß zur Zeit ber Activirung ber Ge⸗ 
meinbeorbuung vom 9. Jänner 1866, ber zufolge ($. 79) nur zur Ein 
führung neuer oder Erhöhung beftehenver, nicht zu den Steuerzujchlägen 
gehörender Auflagen eine höhere Bewilligung (ein Landesgeſetz) nöthig ift, 
in Reutte cin Sitgeld im Marimalbetrage von 12 fl. beſtand unt es ift 
aus dem Protofolle vom 3. December 1878 und bem biefem beigelegten 
Berzeichniffe zu erſehen, daß ber Gemeindeausſchuß das von jeder einzelnen 
Partei zu zahlende Sitgeld feftftellte, daß darin Befchwerbeführer mit 
einer Schuibigkeit von 10 fl und mit ber erfolgten Abftattung biefes Be⸗ 
trages vorgeſchrieben erjheint und es wird im Magiftratöberichte vom 
6. Yuli 1880, 3. 510 bemerkt, daß es bei diefer Schuldigfeit nach der 
beftehenden Uebung inſolange zu verbleiben habe, bis geänderte Berhäftniffe 
eine Aenderung erheifchten. 


Beilage ber Juriſtiſchen Wtätter. 
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Bei diefem Sachverhalte hatte der V. ©. Hof umſoweniger Grund, 
die Geſetzmäßigkeit dieſes Sitzgeldes im Zweifel zu ziehen, ald der Nechts- 
beftand besfelben im Allgemeinen vom Befchwerbeführer gar nicht ange- 
fochten wird. — In der Beſchwerde wird der Gemeinde nur das Recht 
beftritten, vom Beſchwer deführer ein Sitgelo von 10 fl. einzuheben, 
weil die Advocatie, welche er im befchränkten Maße in Reutte ausübe, 
fein Gewerbe im Sinne der Gew. Ordg. vom Jahre 1859, R. ©. 2. 
Nr. 227 und er zur Ausübung der Advocatie an jedem Gerichtsſitze in 
den im Reichsrathe vertretenen Ländern zufolge eines Erlaſſes befugt fei, 
ber fpäter und in höherer Inſtanz erfolgt fei, als der angeführte Statth.- 
Erlaß vom Jahre 1862. 

Nun wird aber das Sitzgeld nicht wegen Ausübung eine® Gewerbes 
gefordert, das Sitzgeld muß im Sinne des obeit. Gub.»Erlafjes vom 
8, Jänner 1836, dem zufolge dasfelbe nur mit A—5 Percent des 
üblihen Einkaufsgeldes bemeſſen werden darf, als eine jährliche 
verhältnigmäßige Abftattung an Stelle des einmal zu zahlenden Eintaufs- 
gelves, alfo als ein Entgelt für die Theilnahme an ven Gemeindenugungen 
angejehen werden, wozu der Anſpruch durch Zahlung des Einkaufsgeldes 
erworben wird, wie benn auch in der Gegenſchrift ver Gemeinde Reutte 
ertlärt wird, daß dem Beſchwerdeführer als Pächter des Haufes Nr. 96 
bie Benützung ber neuen Waflerleitung zugeftanden fei und daß ihm ber 
Bezug des Holztheiled gegen Regiepreis gleih allen DBefigern gewährt 
werde. — 

Der vom Beichwerdefährer angeführte Umſtand, daß die Advocatie 
fein unter die Beftimmungen ver Gewerbeordnung fallendes Gewerbe fei, 
ift daher für die Frage der Verpflichtung zur Sitgelvzahlung ohne Be— 
lang. — Über auch der weitere Grund, den Befchwerbeführer für feine 
Befreiung von der Sitzgeldzahlung anführt — nämlih jein Recht, an 
jevem ©erichtsfige der im Reichsrathe vertretenen Länder bie Advocatie 
auszuüben — tft haltlos; denn Advocaten gehören nicht zu den nad) 
8. 73 der Gem. Org. ven den Gemeindeumlagen gejeglich befreiten 
Berfonen und Befchwerdeführer hat gegenüber der Angabe des Magiftrates, 
daß nur active Beamte und Militärs vom Sitzgelde in Reutte befreit 
feien, nicht dargethan, daß zufolge einer giltigen Uebung oder höheren 
Anordnung Advocaten vom Sitzgelde in Reutte als ausgenommen anzufehen 
feien. — Da Befchwerbefährer, wie er felbft zugefteht, Kein Angehöriger 
oder Bürger von Reutte ift, wo er feinen Wohnſitz genommen hat, fo 
konnte die Gemeinde Reutte ihm allerdings ein Sitzgeld innerhalb ber 
Marimalziffer von 12 fl. abfordern, gegen dem, daß ihm, wie die Ge 
meinde angibt, aud jene Nußungstheilnahme am Gemeindegute von Reutte 
zugeftanden wurbe, welche daſelbſt mit der Zahlung eines Sitzgeldes als 
Aequivalentes des Einfaufsgeldes übungsgemäß ($. 63) verbunden iſt. 

Daß bei Einreihung des Beſchwerdeführers in eine beftimmte Claſſe 
der Sibgelppflichtigen die Gepflogenheit nicht beachtet worden fei, ift 
vom Beſchwerdeführer nicht behauptet worden und es kann dies auch im 
Hinblide auf den Gemeindeausſchußbeſchluß vom 20. Yuli 1863 und aus 
der Sitgelverbelaftung anderer Parteien laut Verzeichniffes vom 3. Des 
cember 1878 nicht erfehen werden, 

Bubwinzti, 8. &. H. Erlenntniffe V. 12 
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Betreffend den vom Befchwerbeführer geforderten Steuerzufchlag von 
34 fl. 10 ir. für das Jahr 1879, beftreitet derfelbe der Gemeinde nicht 
das Recht im Allgemeinen zur Einhebung von Umlagen, wohl aber 
ibm gegenüber als Advocaten. — Er fei werner. Bürger noch An- 
gehäriger von Reutte, dafelbft weder Eigenthümer noch Miteigenthämer 
eines Haufes, Grundes oder Bodens, genieße von den Bortheilen der 
Gemeinde feinen Nugen, fei ein Fremder; er führt ferner an, daß er die 
für Ausübung der Advocatie auf ihn entfallende Erwerb: und Eintommen- 
fteuer nebſt den Zuſchlägen bericdhtigt habe und berichtige, daß alſo die 
Gemeinde Reutte bei diefen Berhältnifien kein Recht habe, ihn mit Um- 
lagen überhaupt und indbefondere in fo hohem Maße zu belaften; auf bie 
von Landesausſchuſſe entgegengehaltene Bemerkung, daß er ja felbft bie 
erfte Rate diefer Gemeindeumlage bezahlt habe, bemerft er, daß dieſe 
Zahlung feinerfeits als erſte Einkommenſteuerrate erfolgt, jedoch irrig als 
Gemeindeumlage verbucht worden jei; er babe Keinen behördlichen Auftrag 
gehabt, die Gemeindeumlage zu zahlen und daher die Ziffer nicht wiſſen 
lönnen. — 

Da nad 8. 72 der Gem. Ordg. Zufchläge zu den directen Steuern 
in ter Regel auf alle in der Gemeinde vorgefchriebenen Steuern, ohne 
Rückſicht, ob der Steuerpflichtige Gemeindeglied ift oder nicht, gleichmäßig 
umzulegen find, Beſchwerdeführer aber, der zugeftantener- und erwiefener- 
maßen birecte Steuer in Reutte bezahlt und, wie oben bemerkt, zu ben 
nah 8. 73 der Gem. Ordg. von Gemeintezufchlägen befreiten Berfonen 
nicht gehört, jo find die vorflehenden, von ihm zur Geltendmachung feiner 
grundfäglichen Befreiung von Gemeindezufhlägen angeführten Motive nicht 
durchſchlagend und es ift die thatſächliche Abftattung oder Nichtabftattumg 
einer Zufchlagsrate für die Pflicht zur Zahlung tes Zufchlages irrelevant. 

Inſoferne fi Beichwerbeführer wegen zu hoher Belaftung mit 
Gemeindezufchlägen beſchwert, fehlt feinerjeits jegliche nähere Angabe, worin 
die Meberlaftung beftehen fol und wie hoch ſich nady feiner Berechnung 
die richtige Zufchlagsziffer für ihn zu belaufen hätte. — Die Acten er- 
geben diesfalls Folgendes: Laut Gemeindepräliminare pro 1879, bezüg- 
fi) defien laut Nachweis vorfehriftsmäßig lundgemacht wurde, daß ed zur 
öffentlihen Einficht aufliege, wurde eine auf die Grund⸗, Erwerb- und 
Eintommenftener zu legende Umlage im Betrage von 3500 fl. genehmigt. 
— Laut ftenerämtlichen Certificate® vom 21. October 1880 betrug die 
vom Marktmagiftrate Reutte pro 1879 eingezahlte virecte Steuer ohne 
Zufhläge 2901 fl. 70'/, fe. — Laut weiterer Heußerung des Steuer⸗ 
amtes vom 21. Februar 1881 erfolgte die Berechnung der Gemeinde- 
umlagen auf Grund diefer Ziffer, jedoch nad Hinweglaſſung jener Per- 
fonen, von welchen feine Steuern, fomit auch feine Umlagen hereinzubringen 
find, fowie bverjenigen, welche in Reutte ihren ſtändigen Wohufig nicht 
haben, wornach ſich laut Bericht des Stadtmagiftrates Kentte vom 21. Fe⸗ 
bruar 1881, 3. 136 tie der Umlage unterliegende Geſammtſteuerſumme 
pro 1879 auf 2824 fl. 56 fr. verminderte, welche zur Gereinbringung 
von 3500 fl. einen Zujhlag von 123.91, nicht aber wie der Magiftrat 
berechnet, von 124 Percent erforderte. — 

Da fih die Steuer des Befchwerbeführers pro 1879 laut Einkom⸗ 
menfteuerzahlungsauftrag Nr. 46, Beſchwerdebeilage J pro 1879 auf 
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28 fl., nämlih 17 fl. 50 k. Einkommen⸗ und 10 fl. 50 fr. Erwerbſteuer, 
nicht aber, wie der Magiftrat angibt, auf 27 fl. 50 fr. (10 fl. 50 Er. 
Erwerbfteuer, 17 fl. Eintommenfteuer) bezifferte, entfiel auf ihn nach ven 
Umlagenfuße von 123.91 Percent ein Betrag von 34 fl. 69 kr., alfo 
mehr als das ihm zur Laft gefehriebene Betreffniß von 34 fl. 10 Er. 

Die Beſchwerde mußte daher in allen Punkten als im Geſetze nicht. 
begründet abgewiejen werben. 


Ar. 1068. 


Wechſelſtempelgebühr bei Selbftanzeige des Stempelgebredens. 
Erfenntniß vom 12. April 1881, 3. 661. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beichwerde des Anton Bertoldi 
und Dr. Karl Sontachi in Trient ca. Entſcheidung des k. k. Finanz⸗ Min. 
vom 1. September 1880, 3. 18891, betreffend die Borfchreibung erhöhter 
Scalagebühren für zwei Wedel, nad) durchgeführter d. m. Serhanelung 
und Anhörung des Adv. Dr. Theodor Modreiner, jowie des k. k. Min.- 
. Bice-Secr. Ritter v. Frofchauer, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als gejeglih nidt begründet jurüd» 
gewieſen. — Ein Erſatz der Koſten des Verfahrens wird nicht 
auferlegt.“ 


Entſcheidnugsgründe. 


Am 3. April 1879 überreichte Anton Bertoldi bei dem Hauptſteuer⸗ 
amte Trient zwei von Dr. Karl Sontacchi an ihn — Bertoldi — aus⸗ 
geftellte eigene Wechfel, wovon der eine mit einer Stempelmarle von 70 kr., 
die mit dem Datum Trient 14. December 1878 überfchrieben war, über 
100 Zwangigsfrancftüde in Gold, zahlbar Ende October 1879, lautete; 
der andere Wechjel hingegen eine mit dem Datum Xrient 1. April 1879 
überfchriebene Stempelmarke von 50 fr. trug, über 569 fl. Bankoaluta 
und Ende Juni 1879 zahlbar gelautet hat. 

Ueber beide Wechſel ift fofort vom Hauptfteueramte, weil. fie nicht 
nad den Beftimmungen des Gef. vom 8. März 1876, R. ©. B. Nr. 26 
vor deren Ausfertigung der Gebühr unterzogen worden waren, der ämtliche 
Befund aufgenommen und ift dem Anton Bertoldi zur ungetheilten Hand 
mit Dr. Karl Sontacht und zwar bezüglich des erfteren. ver Scala II 
unterliegenden Wechſels die Gebühr von 2 fl. 50 kr. im zehnfadhen Aus» 
maße pr. 25 fl., bezüglid des zweiten Wechjeld die nah Scala J mit 
40 kr. entfallende Gebühr fünfzigfah, d. i. mit 20 fl., zufammen alfe 
eine erhöhte Gebühr von 45 fl. bemefjen worden, die auch im adminiftrativen 
Inſtanzenzuge aufrecht erhalten wurde. 
j Die Bejchwerbeführer fuchen geltend zu maden, daß fie, durch den 
Adv. Dr. Viero über die ftempelgebrechlihe Ausfertigung beider Wechſel 
belehrt, vie Abficht hatten, dem Geſetze Genüge zu leiften und, wie dies 
zu geichehen babe, beim Steueramte fih nur Raths erholen wollten. 

12* 
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Der B. ©. Hof fand jedoch, daß, wenn aud tiefe Angabe auf 
Wahrheit beruhen würbe, objchon fie mit dem vorliegenden actenmäßigen 
Thatbeftande nicht volllommen im Einklange fteht, was jebod bier ganz 
irrelevant ift, die angefochtene Entfcheidung nicht als eine geſetzwidrige 
angefehen werden Könne. — Denn die beiden Wechfel find unter ver am 
1. Mai 1876 eingetretenen Wirkſamkeit des Gef. von 8. März 1876, 
R. ©. 3. Nr. 26 ausgeftellt worden und es konnte ihrer Stempelpflicht 
nur auf die im 8. 14 dieſes Geſetzes vorgeſchriebene Weiſe entfprochen 
werben, nämlich durch Verwendung geftempelter ämtlicher Wechjelblangquette 
oder aber dadurch, daß bie der entfallenden Gebühr entſprecheuden Stempel» 
marken auf ber Rückſeite des zum Wechjel zu verwenvenden Papiered vor 
der Ausfertigung des Wechſels befeftiget und von einem zu biefer Amts⸗ 
banblung ermächtigten Auite mit dem Amtsfiegel Überjtempelt werben. 

Die Thatfahe, daß dieſer Anordnung ded Geſetzes, wie die Be- 
ſchwerdeführer felbft zugeben, binfichtlih der vorliegenden Wechfel nicht 
entfprodhen worden ift, begründete bereits die im 8. 20 des cit. Geſetzes 
verhängte und wider fie ausgeſprochene nachtheilige Folge. 

Auf die Seitens des Vertreters der Beſchwerde bei der münplichen 

Berbandlung vorgebradhten Einwendungen, daß die fraglichen Wechſel der 
Förmlichleiten entbehren, welche die Wechſelordnung für eigene Wedhfel 
verzeichnet umd daß wenigftens die Ermäßigung der Steigerungsgebühr 
im Sinne ver 88. 21 und 22 des Gef. vom 8. März 1876 einzutreten 
gehabt hätte, muß zunächſt bemerkt werben, daß die Gebührenpflidht bei 
Wechſeln nah 8. 23 des cit. Geſ. in dem von biefem beftimmten Zeit. 
punkte unabhängig von dem Umftande eintritt, ob der Wechſel bereits alle 
zur Giltigkeit desfelben gefeglih beftimmten Erforderniſſe an fich trägt. 
Die SS. 21 und 22 bes gedachten Geſetzes bedingen aber zu deren An⸗ 
wendung, daß die gebührenpflichtige Partei (bei 8. 22 ver Empfänger 
des Wechſels) der Finanzbehörde die Anzeige von der Uebertretung gemacht 
babe und, fol die Ermäßigung der Steigerungsgebühr nad 8. 21 zuläffig 
fein, die Partei nebftbei und zwar zugleich mit der Anzeige und fofort 
bie verfürzte Gebühr fammt der ermäßigten Steigerung unter Verzicht- 
leiftung auf jebe Beſchwerdeführung entrichte. 
" Die Erfüllung dieſer Bedingungen ift jedoch nad) dem vorliegenven 
abminiftrativen Thatbeflande nicht eingetreten; fie wird zum Theile felbft 
von der Beſchwerde nicht behauptet; der V. ©. Hof fonnte aber auch in 
dem Vorgehen des Anton Bertoldi beim Hauptfteueramte in Trient Teine 
Anzeige der Uebertretung bei ber Finanzbehörde erbliden. 

Schlieflih muß nebenher bemerkt werden, daß den Beamten bes 
Steneramtes eine geſetzliche Pflicht zur Belehrung des Wechfelinhabers 
Anton Bertoldi nicht obgelegen war, in welcher Weife er eine Nachſicht 
ber nachtheiligen Folge der begangenen Gefegesübertretung erwirken könne. 

Die Beſchwerde mußte daher abgewiefen werben. 
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Ar. 1069. 


Rchtsfag wie in Rr. 243. 
Erlenntniß vom 12. April 1881, 3. 640. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Moriz Schöne, 
Bürgermeifters in Tabor, ca. Entfheidung bes f. k. Yinanz-Min. vom 
29. Auguft 1880, 3. 25027 in Betreff der Gebührenbemefiung feiner 
mit dem Bürgermeifteramte verbundenen Bezüge, nach burdgeführter ö. m. 
Verhandlung zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeklih nicht begründet ab- 
gewiefen. — Der Beihwerdeführer bat an das k. f. Finanz» 
minifterium an Koften des Berfahrens ben Betrag von 10 fl. 
binnen 14 Zagen nad Zuftellung diefes Erfenntniffes zu be» 


zahlen.“ *) 


Ar. 1070. 


Pachtvertraggebühr, Berädfihtigung eventueller Eonventionalftrafen und 
Reugelder. 


Erkenntniß vom 12. April 1881, 8. 662. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Simon Hirſch, 
Abraham“ Künzler und Abraham Wietfchner, Gefchäftsleute in Dukla, ca. 
Entfcheidung des k. k. Finanz Dkin. vom 8. October 1880, 3. 16801, 
betreffend die Denübrenbemeffung von einem Pachtvertrage dto. 8. Juni 
1874, nad bdurchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Apr. 
Dr. Ferbinand Weſtermayer, fowie bed k. 4 Min. »Vice⸗Secr. Ritter 
v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als zeſehlich nicht begründet ab- 
gewief en.“ 


Entſcheidungsgründe. 


In einem Vertrage vom 1. Mai 1873, womit Graf Cäfar Mecinski 
dem Simon Hirfh, Abraham Künzler und Abraham Wietſchner fein Bräu- 
haus in Dufla auf ſechs Jahre pachtweife überlaffen hatte, war unter 
Anderem außer einem für die ganze Dauer der Pachtung vereinbarten 
Pachtzinſe noch bebungen worden: 

1. daß für den Fall des Baues der Eifenbahn im Bereiche der 
Herrſchaft Dukla die Pächter zu dem gedachten Pachtſchillinge weitere 
500 fl. zu zahlen haben; 

2. daß die Pächter die Hälfte der SFeneraffecuranggebühren zu tragen 
und dem Berpächter jährlib 100 Korez Träber und 7 Fäſſer Bier unenf- 
geltlich zu liefern haben. ferner verpflichten ſich 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 243 (Rand II, Jahrgang 187°). 
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3. die Pächter zu einer Conventionalfirafe von 100 fl. pr. Tag im 
Falle nicht rechtzeitiger Räumung des Pachtobjectes nah Ablauf der 
Pachtung; 

4. verpflichtet ſich der Verpächter, den Pächtern als Zugabe zu dem 
Pachtobjecte jährlich 75 Klafter Brennholz unentgeltlich zu verabfolgen. 

Die Beſchwerdeführer fechten die Gebührenbemeſſung von dieſem 
Vertrage an: 

a) weil auch tie unter 1 —3 angeführten, zum Theile nur bedingten 
Leiftungen als Gegenſtand einer Gebührenabnahme nach Scala II angefchen 
worden find, indem fie behaupten, daß die Gebühr lediglich auf Grund 
bes Pachtzinſes von 8500 fl., ohne Hinzufchlagung der mit 802 fl. 92 kr. 
bewertheten Nebenleiftungen und der eventuellen Pachtzins erhöhung um 
500 fl, dann ohne Rüdfihtnahme auf die bevungene Conventionalftcafe 
hätte bemefjen werben follen, zumal im Laufe der Pachtzeit die Eiſenbahn 
buch Dukla nicht gebaut und das Pachtobject in der bedungenen Zeit 
bereits zurüdgeftellt worden ift, daher eine Conventionalftrafe gar nicht zu 
zahlen war. Es wird ferner angefochten: 

b) daß von dem mit KRüdfiht auf die Pachtdauer mit 450 fl. an« 
genommenen Werthe des Holzes, deſſen Lieferung der Verpächter zuficyerte, 
eine Gebühr nah Scala III vorgefchrieben worden ift, obſchon das dies⸗ 
fällige Entgelt ſchon im Padhtfchillinge enthalten fei, welcher ohne die ge: 
dachte Zugabe des Verpächters geringer zugeitanden worden wäre. 

Außer dem cit. Pachtvertrage hatten am 8. Yuni 1874 dieſelben 
rei Bräuhauspächter mittelft eines fchriftlihen Geſellſchaftsvertrages den 
Johann Klominek in ihre Societät aufgenonmen. Mit dieſem Bertrage 
traten diefelben dem Johann Klominek die Hälfte des oben bejchriebenen 
Pachtgeſchäftes fammt allen im Art. 3 verzeichneten Materialvocrräthen 
und fonftigen Einrihtungsftüden entgeltlih ab, während bie Leitung des 
ganzen Bierbräu- und Berlaufsgefchäftes ausfchlieglic Johann SKlominel 
übernimmt. 

Der Werth der erwähnten Vorräthe und Einrichtungeſtücke, deſſen 
Hälfte an Klominek entgeltlich übertragen wird, erſcheint im Vertrage mit 
13.787 fl. 7 ke. vereinbart. Dieſer Werth und ber von ben drei früheren 
Sefellfchaftern für zwei Jahre boranabegehlte Pachtzins von 3200 fl., 
fomit alfo der Betrag von 16.987 fl. 7 kr., wird von den vier Ecntra- 
benten als ®efellichaftdeinlage bezeichnet. 

Auf Grund diefer Beftimmungen des Geſellſchaftsvertrages haben 
die Finanzbehörden die Gebühr abgefonvert: a) für die Abtretung ber 
Hälfte der mit dem Werthe von 9352 fl. 92 fr. angenommenen Pacht⸗ 
rechte, fomit eines Werthed von 4676 fl. 46 fr. nad Scala II; b) für 
die Abtretung der Hälfte der Vorrätte und Einrichtung im Werthe von 
6893 fl. 53%), fr. nah Scala II; c) ven den Bermögenseinlagen pr. 
16.987 fl. 7 ke. zur Geſellſchaft mit Johann Klominek nah Scala II 
vorgefhrieben. — Nachdem ferner die drei Geſellſchafter Hirſch, Künzler 
und Wietfchner ſich gegen Klominek zu einem Reugelte von 3 fl. pr. Tag 
verpflihten, wenn fte nicht die Räumung des Bräuhausgebäudes durch den 
dafelbft wohnenden Bräuer Jaroſch bewerfitelligen würden, fo ift aud 
d) von tiefer Vertragebeftimmung auf Grund des nach $. 16, lit. e des 
Seh. ef. ermittelten Werthed von 3240 fl. die Gebühr nad Scala UI 
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bemefjen worden. Endlich wurde e) die Gebühr nad derfelben Scala auch 
von dem Betrage pr. 10.000 fl. vorgefchrieben, bis zu welchem im Ge⸗ 
feljchaftsvertrage, Art. 9 die drei genannten Pächter für die Einhaltung 
des leßteren die Haftung übernommen hatten. 

Die Beſchwerdeführer verlangen nun, daß vom gedachten Geſell⸗ 
fchaftövertrage die Gebühr lediglich auf Grund der Hälfte bes Pacht⸗ 
ſchillings pr. 8500 fl., d. i. von 4250 fl. hätte bemefien und alle übrigen 
Bertragsbejtimmungen hätten außer Betracht gelaffen werben follen. 

Der B. ©. Hof fand vor Allem die Behauptung der Beſchwerde⸗ 
führer unhaltbar, daß Neben» und bevingte Leiftungen kein Gegenftand 
einer Gebührenbebandlung feien. Diefer Behauptung fteht zunächſt der 
F. 15 des Gef. vom 9. Februar 1850 entgegen, wonach, wenn in einer 
dem Stempel nad der Größe des Geldwerthes unterliegenden Urkunde 
nebft der Hauptleiftung auch Nebenleiftungen bedungen find, zum Behufe 
ver Gebührenbemeffung zum Werthe der Hanptleiftung auch jener ber 
Nebenlerftungen binz 'gefhlagen werden muß. 

Belungend die bedingten Feiftungen, d. i. feldhe, deren Erfüllung von 
einem Ereigniſſe, deſſen Eintritt ungewiß ijt, abhängig gemacht wurde, 
geftattet der $. 10 de8 Gef. von 13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89 
die Vertagung der Gebühreneinhebung, eventuell die nänzliche Unterlaffung 
derfelben nur rüdfichtlih jener Rechtsgeſchäfte, die einer PBercentuals 
gebühr (8. 5 C des Geb. Gef.) unterliegen. Da aber binfichtlic der vor« 
liegenden Berträge nur Ecalagebühren ($. 5 B des Geb. Gef.) Anwendung 
zu finren haben, fo trifft jene Borausfegung nicht zu. Es erjcheint ſonach 
au für die Gebührenbemeffung ganz irrelevant, wenn, wie die Beſchwerde⸗ 
führer angeben, weder die Eifenbahn bei Dukla gebaut, noh aus ben 
beiden, mittlerweile bereits abgewidelten Bertragsverbältniffen der Fall der 
Zahlung einer Conventionalftrafe eingetreten ift. 

Die Bemeffung einer befonteren Gebühr von der Pactirung einer 
Conventionalftrafe in beiden vorliegenden Berträgen ift durch den Umſtand 
gerechtfertigt, Daß eine Derartige Vereinbarung weder den civilrechtlich 
nothwendigen oder doch gewöhnlichen Beftandtheil eined Pacht⸗ oder Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages bildet, daher die Regel des 8. 39 des Geb. Gef. einzutreten 
hatte, daß für jedes dieſer Rechtsgeſchäfte die entſprechende Scalagebühr 
abgefondert von jener für das Hauptgefchäft bemefjen werden mußte. Das- 
felbe gilt auch rüdjihtlib der Haftungserflärung der drei Befchwerbeführer, 
für welche gemäß $. 17 des Geb. Gef. die Werthgrundlage ber mit 10.000 fl. 
beftiminte Höchſtbetrag zu bilden Hatte. Nachdem ein folder Höchſtbetrag 
bei der in beiden Berträgen vorfommenten Stipulation der Conventional- 
ftrafen nicht ausgedrüädt war, fo mußte ganz correct nady $. 16, lit. e 
als Wertbgrundlage für die Gebühr der dreifache Betrag der jährlichen 
Leiftung angenommen werden. 

Die Bemeffung einer Gebühr nah Scala II vom Werthe des 
Seitens des Verpächters mwöhrend ter Vertragsdauer zu liefernden Holzes 
findet in der Erwägung ihre Begründung, daß der gedachte Werth einen 
aliquoten Theil des Pachtzinſes bildet, für melden die Holzlieferung 
erfolgt. Gemäß $. 4 der BVorerinnerungen zum Tarife bed Gef. vom 
13. December 1862 und Tarifpoſt 69 des Gef. von 9. Februar 1850 
war, da ed fih um eine von jener für das Huuptgefchäft (der Pachtung) 
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verfchiedene und zwar nad) Scala III zu bemefiende Gebühr handelt, dieſe 
abgefondert vorzufchreiben. Eine Doppelbemefiung von demfelben Werthe 
hat Seitens der Finanzbehörden deshalb keineswegs flattgefunden, weil 
biefelbe Quote aus der Wertbgrundlage für bie vom Pachtgeſchäfte nach 
Scala II bemefiene Gebühr ohnehin ansgefchieden, fomit das Pachtentgelt 
nur mit 9352 fl. 92 fr. zur Örundlage geuommen worben ift. 

Unbegründet erfcheint endlich das Begehren der Befchwerbeführer, 
daß vom Gefellichaftsvertrage lediglih eine Scalagebühr auf Grund der 
Hälfte des Pachtzinfes pr. 8500 fl., d. i. eines Betrages von 4250 fl. 
hätte bemefjen werben follen. Denn in dem Bertrage von 8. Juni 1874 
wird nicht nur ein Geſellſchaftsverhältniß mit einer von ben Contrahenten 
jelbft mit 16.987 fl. 7 fr. bezeichneten Bermögenseinlage ftipulixt, welche 
gemäß Tarifpoſt 55 B, lit. c des Gef. vom 13. December 1862 der 
Bemeflung einer befonderen Scalagebühr zu Grunde zu legen war, jondern 
e8 find mit diefem Bertrage auch Erwerbungsacte Seitens des Johann 
Klominek conftituirt worden, die mit dem Geſellſchaftsverhältniſſe nicht in 
einem civilrechtlich nothwendigen oder gewöhnlichen Zufammenhange ftanden, 
daher nah 8. 39 des Geb. Gef. einer befonteren Gebühr unterzogen 
werden mußten. 

Dem Johann Klominel find nämlich die bis zum 8. Juni 1874 
dem Simon Hirfh, Abraham Künzler und Abraham Wietfhner allein 
zugeflandenen Pachtredhte aus ven Bertrage vom 1. Mai 1873 zur Hälfte 
abgetreten worben, deren Werth in der Hälfte des mit 9352 fl. 92 kr. 
zur Gebührenbemefiung ermittelten Padtfhillinges, d. i. in dem Betrage 
von 4676 fl. 46 fr. ihren Ausdrud fand. Diefe Abtretung war eine 
entgeltlidhe, da Johann Klominef im Art. 5 jene® Bertrages die Tragung 
der Hälfte ſämmtlicher Auslagen des Geſchäftes, jomit auch die Be⸗ 
zahlung der Hälfte des Pachtzinſes übernahm. Bon diefer Stipulation 
war fomit gemäß Zarifpoft 32, lit. f des Gef. vom 13. December 1862 
nah Scala II die Gebühr zu bemeflen. 

Johann Klominek bat jedoch auch die Hälfte der ſämmtlichen von 
den Contrahenten felbft auf 13.787 fl. 7 tr. bewertbeten Materialvorrätbhe 
und Einrichtungsſtücke, jomit dieſe Dälfte in dem Wertbe von 6893 fl. 
531/, Tr. in fein Eigentum erworben. Diefe Abtretung Seitens der brei 
mebhrgenannten Pächter war gemäß Zarifpoft 32, lit. g des vorcit. Geſetzes 
der Gebühr als Kauf nad Zarifpoft 65 und zwar nach Abf. Aa derfelben 
nah Scala III zu unterziehen. 

Die Beſchwerde mußte demnach in allen Punkten abgewiefen werden. 


Ar. 1071. 
Welche Leibrenten der Einfommenfteuer II. Elafje und welde der Ein 
ommenfteuer III. Glafle unterliegen. 
Erkenntniß vom 12. April 1881, 3. 627. 


Der k. k. B. ©. Hof hat über tie Beſchwerde der Luigia Trojanopich 
im eigenen Namen und als bevingt erflärter Erbin nah ihrem verftorbenen 
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Ehegatten Eonftantin, Trojanovich ca. Entjcheidung der k. k. Fin.-Direction 
in Zaibah vom 10. November 1880, 3. 12603, betreffend die nach ber 
IH, Claſſe bemeſſene Einfommenftener von einem Leibrentenbezuge für die 
Jahre 1873 bis 1880, nad durchgeführter d. m. Verhandlung und An⸗ 
hörung des Abo. Dr. Alois Millanid, fowie des f. E Min.-Bice.-Secr. 
Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurüdgemiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit dem Leibrentenvertrage vom 26. Juni 1871 hat Conſtantin 
Trojanovich mehrere Realitäten im Werthe von 15.000 fl. ver Assecurazioni 
generali in Xrieft gegen dem abgetreten, daß dieſe Verſicherungsgeſellſchaft 
ihm und feiner Ehegattin Luigia Trojanovich eine jährliche Leibrente von 
1500 fl. und nad dem Zope eines von ihnen dem Überlebenden Gatten 
im Betrage von 750 fl. auszuzahlen habe. Auf Grund ver von biefen 
Ehegatten abgeforderten und eingebrachten Bekenntniſſe für die Jahre 1873 
bis 1880 wurde denjelben für die erwähnten Jahre zufolge ver angefodhtenen 
Entſcheidung die Einfommenfteuer nach der III. Claſſe mit Rückſicht auf 
die Beftimmungen des $. 13 der VBollzugsvorjchrift vom 11. Jänner 1850, 
R. ©. B. Nr. 10, zum Eintommenfteuerpatente und des Geſetzes vom 
14. Yuni 1868, R. ©. B. Nr. 62 von den 6percentigen Intereflen des 
Capitalswerthes pr. 15.000 fl. der gegen den Reibrentenbezug überlaflenen 
Realitäten, d. i. vom Betrage jährliher 900 fl. bemeſſen. 

Die Beichwerde geht von der Anfiht aus, daß dieſes Einkommen 
nah $.4, lit. b des Eintommenftenerpatentes vom 29. October 1849, 
R. ©. DB. Nr. 439 als ein ftehender Bezug von einer Berfiderungsanftalt 
in die II. Einkommensclaſſe gehöre und wegen des für jeden ber Ehegatten 
mit bloß 450 fl. entfallenden, fohin 650 fl. nicht überfteigenden Betrages 
von der Einfommenftener nach $. 6, 3. 3 des erwähnten Patentes befreit jet. 

Wenn aber diefes Einfommen als in die III. Claſſe gehörig erkannt 
werden follte, fo wären blos die Öpercentigen Zinfen vom Capitalswerthe 
pr. 15.000 fl. als Grundlage der Steuerbemefjung im Sinne des $. 13 
der bezogenen Bollzugsporfchrift zum Einfommenfteuerpatente anzunehmen. 
Der B. ©. Hof war nit in der Rage, die Anſicht der Beſchwerde 

in Betreff der Einreihung diefes Einkommens im gegebenen alle in die 
I. Claſſe al8 gefeglih begründet zu ertennen. Nach 8. 4, lit. b des 
Einkommenſteuerpatentes unterliegt der Einkommenſteuer in der II. Claſſe 
das Einfommen, das an ftehenden Jahresbezügen aus Berforgungs- 
oder Xebensverfiherungsanftalten denjenigen, für welche die Einlagen 
in diefe Anftalten gefchahen, zufließt. Im gegebenen Falle handelt es ſich 
aber nicht um einen ſolchen Bezug aus einer Verforgungs- ober Lebens- 
verfiherungsanftalt (8. 1287 a. b. ©. 2.), worunter offenbar mit 
Rüdfiht auf die Beftimmungen der 88. 1 c, 3.9, und 18 der Vollzugs- 
vorjhrift vom 11. Jänner 1850 nur die auf wechjelfeiiige Unterftägung 
der Einleger für fich oder ihre Angehörigen gerichteten Verſorgungs⸗ oder 
Lebensverfiherungsanftalten begriffen werden, fondern um eine Leibrente, 
melde beiden Ehegatten cumulativ als einer Einheit, gegen Abtretung der 
Nealitäten von der Assecurazioni generali in Trieft, einer auf Actien 
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gegründeten, bie Berficherungsgefchäfte gewerbsmäßig betreibenben Handels⸗ 
geſellſchaft ausgezahlt wird. 

Derartige Leibrenten gehören aber nad) der ausdrücklichen Beftimmung 
des $. 4 des Einkommenftenerpatentes, da fie nicht in der II. Claſſe be» 
griffen find, in die III. Einfommensclaffe. 

Nachdem das Einkommen im gegebenen Falle in die III. Claſſe dem 
Geſetze entjprechend eingereibt wurde, fo ift es felbfiverftänplih, daß die 
Beſtimmungen des 8. 6 des Einkommenfteuerpatentes, welche die Steuer- 
befreiungen des Einkommens in der II. Claſſe behandeln, auf dasjelbe 
feine Anwendung finden können. 

In Gemäßheit des 8. 13 der Vollzugsvorſchrift vom 11, Jänner 
1850 gilt bei Xeibrenten bie befonvere Beſtimmung, daß von ber Steuer» 
bemeflung derjenige Betrag auszufcheiden ift, um den bie Leibrente höher 
iſt, als das Maß der durch das a. b. Geſetzbuch 8. 994 erlaubten Ber- 
tragszinfen. Nach diefem PBaragraphe des bürgerl. Geſetzbuches konnten bei 
einem gegebenen Unterpfande fünf, ohne Unterpfand ſechs vom Hundert auf 
Ein Yahr bedungen werden. Da die Eheleute Trojanovich die Leibrente 
ohne Unterpfand ſich ausbedungen haben, fo konnte fhon nach den cit. 
Beftimmungen bie Steuerverwaltung Gpercentige Zinfen vom vertrags- 
mäßigen Capitaldwertbe der abgetretenen Realitäten pr. 15.000 fl., d. i. 
900 fl. als Befteuerungsgrundlage annehmen. 

Es konnte aber in diefer Annahme der Gpercentigen Zinſen umſo⸗ 
weniger eine Geſetzwidrigkeit erblidt werben, als durch das Gefeg vom 
14. Yuni 1868, R. ©. 8. Nr. 62, 8. 6 der im $. 13 der Bollzugs- 
vorfhrift zum Einkommenſteuerpatente ausprüdlich bezogene $. 994 des 
a. b. G. B. aufer Wirkſamkeit gefegt worden ift, und in biefem 
Geſetze im 8. 2 eben die Beſtimmung getroffen wurde, daß, wenn Zinſen 
ohne beftimmtes Maß bedungen wurden oder aus dem Geſetze Yebühren, 
ſechs vom Hundert auf Ein Yahr gelten, wodurch alfo ſechs Percent als 
Iandesübliche Zinjen anerkannt worden find, welche Zinjen eben nad der 
Beſtimmung des 8. 13 der erwähnten Bollzugsvorfhrift als Beſteuerungs⸗ 
grundlage bei Leibrenten anzunehmen waren. 

Da fchließlih, wie erwähnt, beide Ehegatten ven Leibrentenbetrag 
vertragsmäßig cumulatio als Einheit bezogen haben, fo war aud bie 
cumulative Steuervorſchreibung, refp. die Behandlung beider. Ehegatten al® 
Eines Steuerpflichtigen gerechtfertigt. | 

Der V. ©. Hof mußte demnach die Beſchwerde als unbegründet 
zurückweiſen. 


Ar. 1072. 


Zur Interpretation einer Studentenſtiftungsurkunde. 
Erkenntniß vom 18. April 1881, 8. 611. 
Der DB. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Franz Cerny, 


Studtfecretärd in Hohenmauth, ca. Min. für Eultus und Unterricht wegen 
der Entjheidung vom 12. Auguſt 1880, 3. 2057, betreffend die Ver⸗ 
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leihung der Johann Alerius Capek'ſchen Stubienftiftung, nach bucchgeführter 
d. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. Min.-Bice-Secr. Grafen 
Baillet-Ratour, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgemiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Nach Anſicht des Beſchwerdeführers ſind durch die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung die über die P. Johann Alexius Capek'ſche Studentenſtiftung 
beſtehenden Stiftsbriefe dto. 18. September 1692, dto. 28. September 
1692 darum verlettt worden, weil dem Wortlaute und Sinne diefer Ur- 
kunden gemäß, auf die Stiftung die Verwandten bes Gtifterd in der im 
Stiftöbriefe dio. 28. September 1692 — zunächſt für die P. Wenzel Adal⸗ 
bert Capel'ſche Stiftung — feflgefegten Reihenfolge Anſpruch haben, wes⸗ 
halb ver erletigte Stiftungsplag dem Sohne des Befchwerdeführers, als 
dem nächſten Verwandten, nicht aber dem Karl PBalecek zu verleihen ge« 
wefen war. 

Diefe Anficht des Befchwerbeführers findet indeß weder in der aus 
dem Zuſammenhange der beiden Stiftungsurfunden hervorleudhtenden Ab⸗ 
fiht der Stifter, no in dem Sinne und Wortlaute der Stiftsbriefe felbft 
ihre Rechtfertigung. Wie aus den Stiftsbriefen hervorgeht, hatten bie 
beiten Brüder P. Wenzl Adalbert Capek und P. Iohann Alerius Capek, 
erjterer im Jeſuitenſeminär zu Königgräg, leßterer im Jeſuitenſeminär zu 
Prag Stiftungspläge creirt, welche den Betbeilten während der Studien 
den nöthigen Unterhalt im Seminär fihern follten. — Weil zu jener Zeit 
der Stiftling des Königgräger Seminärs ebendort nur die Gymnaſial⸗ 
fiudien vollenden konnte, ſah fih P. Johann Wlerius Capek in der im 
Stiftsbriefe dto. 18. September 1692 wörtlich erklärten Abfiht: „ne is 
— ber Königgrätzer Stiftling — post humaniora ibi absoluta desertus, 
nullam aut valde dubium habeat fructum suae fundationis, si ad studia 
phylosophica et alia non adjuvetar — beftimmt, feine eigene, für das 
Prager Seminär creirte Stiftung mit jener feines Bruders vergeftalt in 
Berbindung zu fegen, daß im Falle der Erlepigung des Platzes im Prager 
Seminär in der Regel der Inhaber des Königgräger Stiftungsplages 
nah Prag verfeßt, mit dem Prager Stiftungsplage bedacht werdeid ſollte. 
— Hiedurch war, da der Stiftling in Prag überdies die philofophifchen 
und die theologifchen Studien, für welde die P. Johann Alexius Capek'ſche 
Stiftung ebenfalls beftimmt war, abfolviren konnte, jedenfalls erreicht, daß 
für das weitere Yortfommen auch des Königgräger Stiftlinge in einem 
höheren Maße geforgt war, als e& dur die P, Wenzl Adalbert Capek'ſche 
Stiftung erreihbar gemwejen wäre. — Died und nit mehr war offenbar 
bie Abfiht, welche P. Johann Alerius Capek bei Abfafjung feines Stifte: 
briefes und bei feinen in ber Stiftungsurkunde des P. Wenzl Adalbert 
Capek abgegebenen Erklärungen leitete. 

Dermalen, wo bie beiden Seminärftiftungspläge in Geldſtiftung 
umgewandelt und beide für die Dauer der Oymnaſialſtudien überhaupt ein- 
gerichtet find, hat die Tendenz der Anorbnungen des P. Johann Alexius 
Capek allerdings an Gewicht verloren. — Immerhin aber erfcheint die 
Intention des Stifterd, daß der Inhaber der P. Wenzl Adalbert Capel'⸗ 
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ſchen Etiftung ein Vorrecht auf die Berleihung ver P. Johamı Alexius Capel’- 
fen Etiftung haben felle, nicht ganz inhaltslos, weil einerfeits die letztere 
Etiitung beffer tetut iſt und anderfeitd jedenfalls and für die Dauer 
der theologifchen Studien belafien werden kann. — In ver That wurde 
auch bei Ausfchreibung ver P. Wenzl Adalbert Capel'ſchen Stiftung tiefes 
Berrechtes austrädlich gedacht und es wurte ihrem Inhaber Karl Palecek 
wegen dieſes Borrechtes die P. Johann Alerius Sapeffhe Stiftung verlichen. 

Bird nun dieſe Abficht des letztgenannten Etifters feftgehalten, dann 
werben tie Auorbunngen dieſes Stifters, feien fie nun im feinem eigenen 
Etiftstriefe dio. 18. September 1692 oder in ber Stütungsurkunde 
dito. 28. Eeptember 1692 enthalten, leicht verflänblich und fie können ohne 
Biverfprudy nebeneinander beftchen. — In dem erfleren Stiftsbriefe werden 
zum Öenufle der P. Johann Alerius Capek'ſchen Stiftung berufen: Knaben 
aus der Familie Capel oder Bridelius oder folde, welche anderweitig dem 
Etifter blutsverwandt find, — „pro uno juvene de familia mea Capkiana 
aut Brindeliana vel quocungue sanguine mihi propinguiore.“ 

Daneben und zugleich verfügt der Etifter, daß mach feinem Tode ben 
Etiftungsplag immer erhalten foll jener Knabe, welcher im Genufle des 
P. Benzl Adalbert Capelſchen Stiftungsplapes die Humanitätsclaffen im 
Königgrägper Seminar fludirt, „ille juvenis, qui in fundatione ab fratre 
meo erreeta studuerit humanioribus Reginae hradecii in seminario.* — 
Diefe Stelle des Stiftungsbriefes war ed, von welder er wünſchte, daß 
auf fie bei der Königgräger Stiftung Bedacht genommen und dieſe dem 
entfprechend regulirt wärbe. 

Daß dem fo if, darüber läßt die Anordnung und der Wortlaut 
der über die Königgräger Stifung am 28. September "1692 neuerrichteten 
Urfunde keinen Zweifel. — In diefer Urkunde wird zunächſt die Berau- 
laffuug ihrer Errichtung dahın conflatirt, daß e8 der Wunſch des P. Johann 
Alerius Capek gewefen war, feine Prager Stiftung in einigen Punkten „in 
punctis aliquot‘ mit der Röniggräger Stiftung feines Bruders in Ueber» 
einflimmung zu bringen. — Sodann wird die Mitfertigung der neuen 
P. Benzl Adalbert Eapefichen Stiftungsurkunde durch P.Fohann Alerius Capek 
dahin motivirt: „cui instrumento etiam Rv. frater meus se subscriberet 
ad contestandum, hanc quoque esse suam in omnibus mentem et sic 
quoqu6 suam fundationem esse intelligendam.* Daß diefer Sag lebig- 
lih den Zwed hat, zu conftatiren, daß durch die neu errichtete Urkunde 
die beiden Stiftungen in Einklang gebracht werden, foweit fie eben ein 
gemeinfames Ziel zu verfolgen beftimnt find, und daß dieſer Sat keines⸗ 
wegs dahin verflanden werben kann, jete Beitimmung der neuen Urkunde 
babe im vollen Umfange auch für die Prager Stiftung zu gelten, zeigt, 
daß ummittelbar hierauf der Stiftöbrief Anordnungen trifft, welche die 
Berwendung und DBerwaltuug des P. Wenzl Adalbert Capek'ſchen Stif- 
tungsvermögend zum Gegenſtande haben und die unmöglich auf die Prager 
Stiftung Anwendung finden könnten. 

Sodann folgt die Beftimmung, daß fo oft der im Prager Convicte 
errichtete Stiftungsplat erledigt werben follte, ver Rector des Koöniggrätzer 
Seminärs den hier befinplihen Stiftling, in welder Claſſe er aud fein 
möge, wenn er nur dad zwölfte Jahr vollendet bat, auf den Prager 
Stiftungsplag zu präfentiren habe. — Durch diefe Beftimmung follte 
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offenbar die Befolgung ver früher bereits erwähnten Anordnung des 
P. Johann Alerins Capel'ſchen Stiftsbriefed, daß der Königgrätzer Stiftling 
nah Prag zu überfegen fi — ad convietum Pragensem prae aliis 
transferatur — gefichert werben, da dem Königgräger Seminärcollegium 
wohl nur von dem Stifter P. Wenzl Adalbert Capek diesfällige Aufträge 
ertheilt werden Eonnten. — Anſchließend an viefe Beſtimmung äußert nun- 
mehr im StiftSbriefe der Fundator des Prager Plabes feine eigene Mei⸗ 
nung barüber, wie bei der Berufung des Königgräger Stipenpiften auf 
ven Prager Platz zu verfahren fei und nimmt insbefondere Anlaß, die in 
feiner Stiftungsurfunve getroffene Anorbnung, „qui in fundatione ab... 
fratre meo . .. . errecta studuerit humanioribus Reginae hradecii,“ 
zu erläutern und mit der correfpondirenden Anorpnung des neuen P. Wenzl 
Capek'ſchen Stiftöbriefes .... „in quacungue demum classe is foret“ in 
Einklang zu bringen. 

Die diesfäligen Anordnungen und Erflärungen des P. Johann 
Alerius Capek ſchließt der Stiftsbrief ab mit den Sage: „Hanc autem 
esse suam mentem et sic se velle fundationem suam in convictu in- 
telligi, meus frater Joanes Alexius Capec hic subscripta sua manu et 
sigillo expresso testatum vult (,) instrumentum suae fundationis sic 
declarando et explicando.* — Aus diefen Anorbnungen geht num 
zweifello8 hervor, daß nah dem Willen des Stifter P. Johann Alerius 
Capek, der Inhaber der Königgräger Stiftung ein Vorzugsrecht vor allen 
Bewerbern für die P. Johann Alerius Capek'ſche Stiftung haben ſollte. 

Und diefes Moment war für bie Berleihung der Stiftung im con- 
creten Falle eben das enticheidenve. 

Wird nun überdies erwogen, daß, wie oben bereit® ausgeführt wurde, 
das vom P. Yohann Alerius Capek flatuirte Vorrecht des Inhabers der 
Königgrätzer P. Wenzl Eape’fchen Stiftung auf feine Stiftung aud heute 
noch von Kraft und Wirkung ift, jo konnte in der angefochtenen Ent« 
ſcheidung eine Berlegung ber Anordnungen der Stiftungsurkunden nicht 
erfannt werben, 


Ar. 1073. 


Die in Gemäßheit der Maß: und Gewidhtsordnung vom 33. Zuli 1871 
gebotene Herftellung geſetzlich eingerißiteter und gehörig geftempelter Gas: 
meſſer kann nicht den Abnehmern des Leuchtgafes, ſondern denjenigen, weldhe 
mit Diefem einen Öffentliden Berkehr treiben, zur Pfliht gemacht werden. 


Erfenntniß vom 14. April 1881, 3. 570. 


Der k. k. 8. ©. Hof bat Über die Befchwerde des Dr. Mori; 
Roſſy, Hauseigenthümers in Zroppau, ca, Entſcheidung des k. k. Handels⸗ 
Min. vöm 26. Auguft 1880, 3. 7052, betreffend die ihm aufgetragene 
Umftaltung feines nad dem engliihen Maße eingerichteten Gasmeſſers 
nad dem metrifhen Maße und deſſen Aihung, nad durchgeführter ö. m. 
Berbandlung und Anhörung des k. k. Sectionsrathes Dr. Leddihn, zu Recht 
erfannt: 

„Die angefohtene Entjheidung wird als gefegwidrig auf-« 
gehoben.“ 
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. Entfcheidungsgründe. 


Daß im öffentlichen Verkehre, folglid auch beim Abſatze des Leucht⸗ 
gafed ven dem gewerbsmäßigen Erzeuger an feine Kunden nur gehörig 
geftempelte Gasmefjer verwentet werben dürfen, daß alfo die Verwendung 
des noch nach engliſchem Maße eingerichteten und nicht gehörig geftempelten 
Gasmeſſers in Haufe des Beſchwerdeführers, zur Beflimmung der Quan⸗ 
tität des an diefen abgeſetzten Leuchtgaſes geſetzwidrig und folglich abzu⸗ 
ftellen iſt, läßt fih in Anbetracht der ausprüädlihen Beſtimmungen ver 
Art. 5, 6, 18 des Gef. vom 23. Yuli 1871, R. ©. 2. ex 1872 Per. 16 
nicht in Abrede bringen. 

Nicht gerechtfertigt aber ift ed, wenn man die Herfiellung eines ges 
hörig geftempelten Gasmefjer8 dem Abnehmer des Leuchtgaſes zur Pflicht 
macht. Dafür hat vielmehr der Gewerbsmann zu forgen, welcher ven 
Öffentlihen Verkehr betreibt; diefer, nicht der Gasabnehmer, ift dafür ver- 
antwortlich, daß der Verkehr nur unter Anwentung gefeglich eingerichteter 
Gasme ſſer ftattfinde. Der Umftand, daß der vorhandene Gasmeſſer Eigen« 
thum des Hansherrn und Abnehmers ift, vermag auf Seile des letzteren 
die Pflicht nicht zu begründen, daß er das Inftrument umftalten lafle. 
Er als Privater bat das Net, dasſelbe in dem alten Zuſtande fortan 
beizubehalten, weil nicht er es ift, der mit Leuchtgas einen Öffentlichen Ber- 
kehr treibt, alfo nicht er das Inftrument im öffentlichen Verlehre anwendet; 
jedoch wird er «8 fih gefallen laſſen müflen, wenn die Gasanflalt die 
Gaslieferung unter Controle eines nicht gefetlich qualificirten Maßinftru- 
mentes vermeigert. Ebenſo darf jeder Private feine nicht geaichten oder 
nad altem Maße cimentirten Gefäße im Gaft- oder Schankhaufe füllen. 
lofien; Sache des Schänkers ift es, fi beim Zumeſſen des verlangten 
Getränkes der gehörig geaichten Maße zu bevienen, für deren Vorhanden⸗ 
fein und Verwendung zu forgen und mittelft berfelben das verabfolgte 
Quantum zu beftimmen. 

Schließlich wird bemerkt, daß die Anficht tes Beſchwerdeführers, bie 
Angelegenheit gehöre zur Competenz der autonomen Organe, unrichtig ift, 
weil das ortöpolizeiliche Auffichtsrecht der Gemeinden über Maß und Ge⸗ 
wicht das Aichweſen (die Cimentirung) keineswegs in ſich begreift und die 
Gemeinden in diefer Beziehung das Amt nur im übertragenen Wirkungs⸗ 
freife ausüben. 


Ar. 1074. 


Angelegenheiten, bei denen es fi um den Schuß von feinerzeit behördlich 
anerfannten Wafferbenügungsrehten handelt, gehören in den Wirkungs⸗ 
kreis der politifden Behörden. 


Erkenntniß vom 14. April 1881, 3. 668. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Segen Gottes⸗ 
zeche in Brür ca Entſcheidung des k. k. Aderbau-Din. dto. 13. Novem- 
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ber 1880, 3. 9682, betreffend die Competenz der politiſchen Behörden 
zur Austragung des Streites wegen vermeigerter Beiſchaffung des Waſſers 
für die Flafchentöpferei der Joſefine Freyer in Brüx, nad durchgeführter 
d. m, Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Hanifh, fowie bes k. k. 
Min.⸗Rathes Peyrer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Die beſchwerdeführende Partei hat der mitbetheiligten Partei, 
d. i. der Vormundſchaft der minderjährigen Joſefine Freyer'⸗ 
ſchen Kinder an Koſten des Verfahrens den Betrag von 10 fl. 
unter Erecutiondvermeidung binnen 14 Tagen zu bezahlen.“ 


Entiheidungsgründe. \ 


Die Beflger der Flafchentöpferei bei Brür hatten fih an vie k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft mit der Bitte gewendet, e8 möge die Gewerkſchaft 
Segen Gotteszeche verhalten werden, das zur Ausübung der Zöpferei ober 
zu anderen Zweden bei diefer Töpferei nöthige Waſſer auch weiterhin auf 
ihre — ber Gewerlihaft — Koſten in der früheren Quantität und ente 
fprehenden Qualität zu verfchaften. Diefe Beilhaffung wird von den 
Befigern, der Gewerlſchaft verweigert und ift heute die Frage zu löſen, 
ob zur Verhandlung und Entfcheidung dieſes zwilchen den gedachten Par- 
teien entflandenen Streite8 im gegenwärtigen Stadium bie politiſchen Be⸗ 
hörden competent feien, 

Der B. ©. Hof vermag in ber angefochtenen Entjcheivung, mit welcher 
bie politiichen Behörden in diefer Angelegenheit competent erklärt werben, 
eine Gefegwidrigfeit nicht zu erfehen. Denn nad ber Behauptung der 
Befiger der Ylafchentöpferei ftanden derſelben fchon in der Zeit vor Er- 
theilung der Conceſſion zur Aufftellung der Dampfmafcine Waſſerbenützungs⸗ 
rechte zu, welche dieſe keineswegs von der Gewerkſchaft auf Grund eines 
Privatrechtstitels erworben hatten und es iſt aus den Acten nicht erſichtlich, 
daß dieſe Behauptung widerlegt worden ſei; vielmehr findet dieſelbe ihre 
Bekräftigung in der der erwähnten Conceſſion beigefügten Bedingung ber 
eventuell eintretenden Berbinblichleit der Wafjerverforgung der Zöpferei. 

Da nun die Befiter der Töpferei vermeinen, daß ihre Wafler- 
benügungsrechte durch den Betrieb der von der Gewerkſchaft aufgeftellten 
Dampfmafchine beeinträchtigt werden, ift die Aufgabe geftellt, zu unter- 
ſuchen und zu entjcheiden, ob wirflih in Folge der feinerzeit genehmigten 
Aufftelung der Dampfmafchine und des Betriebes derjelben eine Beein⸗ 
trächtigung von, den Befigern ter Töpferei zuftehenden Waflerbezugsrechten 
vorhanden fei und bejahendenfalls welche Vorkehrungen zu treffen feien, 
um ben von bdiefen Befigern in Anjprud genommenen Zufluß des erfor 
derlihen Waſſers wieder herzuftellen. Demnach handelt es fich bei der 
gegenwärtigen Sachlage um ben -angerufenen Schug von feinerzeit behörb- 
lich anerkannten Waſſerbenützungsrechten und erjcheinen in einem folchen 
Öegenftande nah 8. 75 des Wall. Gef. für Böhmen die politiſchen Be⸗ 
hörden competent. 

Die Beſchwerde mußte daher abgewieſen werden. 
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Ar. 1075. 


Rechtsſatz wie in Ar. 91. 
Ertenntniß vom 21. April 1881, 3. 534. 


Der k. 1. V. ©. Hof hat Über die Befchwerde des David Biegel- 
eifen ca. Min. des Innern wegen ber Entſcheidung vom 14. Yuli 1880, 
3. 1258, betreffend vie Berfagung der Entfhäpigung für fein anläßlich 
der Rinderpeſt geleultes Vieh, nach durchgeführter d. m. Verhandlung und 
Anhörung des k. k. Bezirfshauptmannes Thadäus Grafen Dzieduszycki, zu 
Recht ertannt: 

„Die Beſchwerde wird ald uubegründet abgewiejen.”*) 


Ar. 1076. 


Wenn «6 fi nicht um die Feſtſtellung eines Schulfprengeld aus Swed: 
mäßigfeitsrüdfihten handelt, ift in Fragen nad dem Umfange eines 
beftegenden Sculfprengel& die Competenz des B. G. Hofes nit aus: 
efhlofien. — Für die Entfheidung, welden Umfang ein beflimmter 
Schuliprengel babe, find, infoferne nicht bei Gonflituirung der Schul: 
gemeinden von Seite der a Sculbehörden ein anderer Umfang 
. aufrecht erhalten oder neu feilgeftellt wurde, die Bränzen der Gemeinde 
gebiete maßgebend. 


Erlenntniß vom 21. April 1881, 3. 717. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Ortsfchulrathes 
in Ober» eorgenthal ca. Min. für Cultus und Unterricht wegen ber 
Enifheidung vom 8. Juni 1880, 83. 5412, betreffend die Einbeziehung 
eines in der Kataftralgemeinde Gebirgs-Neuborf Tiegenden fürftl. Lobkowitz'- 
ſchen Waldcomplexes in die Schulconcurrenz von Gebirgs⸗Neudorf, nad 
durchgeführter 8. m. Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Julius 
Haniſch, des k. k. Min.»-Bice-Secr. Grafen Baillet-Ratour, fowie des Av. 
Dr. Heinrich Jaques, in Vertretung des mitbetheiligten Ortsjchulrathes 
Gebirge. Neudorf, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird ald unbegründet abgewieſen.“ — 
Der von der mitbetheiligten Partei erhobenen Einwendung 
der Incompetenz des Berwaltungsgerihtshofes wird nicht 
ftattgegeben. 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde die vom Landesſchulrathe 
gutgeheißene Entſcheidung des Bezirksſchulrathes vom 14. Februar 1878, 
3. 103 beſtätigt, womit erkannt worden war, daß Marienthal nur betreffs 


*) Siehe Entſcheidungsgründe kei Nr. 911 (Band IV, Jahrgang 1880). 


Deilnge der Juriftifegen Blätter, 
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ver Häufer 1, 2, 3 und 4, dann bes fürftlih Lobkowitz'ſchen Forſthauſes 
Nr. 147 und der zu dem letzteren fowie zur fürftlihen Brettfäge Nr. 3 
gehörigen Grundſtücke Nr. 132 und 129 mit dem von biefen Objecten 
und ihren Bewohnern zu entrihtenden birecten Steuern in der Schulgemeinde 
Obergeorgenthal concurrenzpflichtig fei, während ber fürftlih Lobkowitz'ſche 
Waldcompler pr. 934 Joch, 650 LIRL. zur Schulconcurrenz Gebirgs- 
Neudorf gehöre, weil nad den SS. 1, 2, 10 und 11 des Geſetzes vom 
24. Februar 1873, 8. ©. DB. Nr. 16 Über die Concurrenzpflicht der 
Umfang der Schulgemeinve entfcheidet, in die Schulgemeinde Obergeorgen- 
tbal aber nur die den eigentlihen Drt Marienthal bildenden Häuſer 
Nr. 1, 2, 3, 4 und 147 nebft Grundſtücken Nr. 129 und.132 wegen 
der allzugroßen Entfernung von Gebirgs⸗Neudorf einbezogen wurden, ber 
obige Waltcompler aber Fein Zugehör der genannten Häufer bildet, ſondern 
nah feiner Rage in der Sataftralgemeinde Gebirgd-Neudorf auch zum 
territorialen Umfange der Schulgemeinde Gebirgs-Neudorf gehört. 

Aus den Acten ift zu erfehen, daß die Rinder aus den Häufern 
von Marienthal der ärtlihen Lage wegen nit die Schule der Gemeinde 
Gebirgs⸗Neudorf, wohin Marienthal in politifcher Beziehung gehört, fondern 
von jeher jene in Obergeorgenthal beſuchten; ein Einſchulungsact aus ber 
Zeit vor der Wirkfamfeit des Schulerrihtungsgefeges vom 19. Februar 
1870, 8. ©. Bl. Nr. 21 oder ein Nachweis, daß die Einfhulung von 
Marienthal nah Obergeorgenthal und in welchem Umfange fie erfolgte, 
liegt nicht vor. 

Eine geographiſche Abgränzung der Schuljprengel von Obergeorgenthal 
und ©ebirgs-Neuborf, wobei die befagten Häufer von Marienthal mit 
Ausſchluß des fürſtlich Lobkowitz'ſchen Waldcompleres nad Obergeorgenthal 
eingefchult worden wären, bat laut der Erklärung des k. k. Eultus« und 
Unterrihts-Min. vom 19. März 1881, 3. 3784 aud bei Durchführung 
des erwähnten Geſetzes nicht flattgefunden und ebenfowenig eine formelle 
Revifion diefer beiden Schulfprengel nad $. 58 des mehrerwähnten Ge⸗ 
feges, weil die Behörden feinen Anlaß fanden, binfichtlich der beftehenven 
Einfhulung eine Aenderung vorzunehmen, da fie felbe als ven Berhält- 
niffen entſprechend erkannten, | 

Das k. k. Minifterium bat feiner Entſcheidung den Thatbeſtand zu 
Grunde gelegt, daß die in der politifhen Gemeinde Gebirgs-Neuborf 
gelegene Kolonie Marienthal von jeher zur Schule in Obergeorgenthal 
gehörte und daß biefer urſprüngliche Zuftand, nah melden bie im Orte 
Marienthal befindlihen Häufer Nr. 1, 2, 3 (auf Parzelle Nr. 129), 
4 und- 147 (auf Parzelle Nr. 132) nebft den beiven genannten Parzellen, 
jevoh ohne den zur Landtafel Domäne Neudorf-Eiſenberg gehörigen 
fürſtlich Lobkowitz'ſchen Waldeomplex pr. 934 Jod, 650 URL. der Schul; 
gemeinde Obergeorgentbal zugewiefen waren, als den localen Berhältniffen 
entjprechend auch bei der im December 1869 erfolgten Conftituirung ber 
DOrtsfhulräthe von Obergeorgenthal und Gebirgs⸗Neudorf belaffen wurde. 

Aus den bezirksſchulräthlichen Acten über die Conftituirung des 
Ortsſchulrathes von Obergeorgenthal auf Grund des Schulauffichtögefetes 
vom Jahre 1869 ift zu erfehen, daß behufs Ausmittlung der Zahl ver 
Bertreter, welche jede einzelne zu Obergeorgenthal zugefchulte Gemeinde, 
beziehungsweife jeder zugefchulte Theil einer Gemeinde nah 8. 5 des an⸗ 
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geführten Gefeges nad Verhältniß ber directen Beſteuerung zu wählen hat, 
- al8 Steuerbetrag ven Marienthal nur ein Betrag von 660 fl. 77 !/, fr. 
angenommen und deßhalb der Gemeinde Gebirgs-Neuderf für Marienthal 
fein Bertreter zugeflanden wurde, 

Da in diefer Summe, bei welder nur 3 fl. 14 fr. als Grundfteuer 
verzeichnet find, der in Marienthal gelegene fürftlih Loblowig’ihe Wald⸗ 
grundbeſitz nicht begriffen fein Tonnte, meil die Grundſteuer für denſelben 
nad damald vorgelegtem ftenerämtlihen Ausweiſe 825 fl. 50 fr. beträgt, 
ift es Mar, daß damals dieſes Zerritorium nit in ben Schulfprengel von 
Obergeorgenthal einbezogen wurde. 

Da nicht vorliegt, auch nicht behauptet wird, daß feither von den 
competenten Schulbehörben eine Wenderung im Sculiprengel von Ober- 
georgenthal durch Einbeziehung des fürftlih Lobkowitz'ſchen Waldcompleres 
verfügt worden fei, jo kann in der Annahme des Minifteriums, daß fi 
im Schulfprengel von Obergeorgenthal der erwähnte Waldcompler bisher 
nicht befunden habe, eine Actenwibrigfeit nicht erfannt werben. 

Ebenfowenig fann aber in dem Ausſpruche, daß der Schulſprengel 
von Obergeorgenthal diefen Waldeompler nicht einfchließe, eine Ungefet- 
lichfeit gefunden werben. Denn der 8. 9 des Gef. vom 19. Februar 
1870 erklärt als maßgebend für die Abgränzung der Schulfprengel in ber 
Regel die Öränzen der Gemeindegebiete, foweit nicht zum Behufe der Er- 
leichterung des Schulbeſuches die Zuweiſung einzelner Gemeindetheile an 
die Schule einer benachbarten Gemeinde zweckmäßig erſcheint. Demnach 
bat die zur politifchen Gemeinde Gebirgs-Nendorf gehörige Kolonie Marien- 
tbal auch dem Schulfprengel von Gebirgs⸗-Neudorf anzugebören, infoweit 
eben nicht die Erleichterung des Schulbeſuchs (88. 9 und 10 des erwähnten 
Geſetzes) eine Ausnahme erheifht. Diefe Ausnahme beſteht aber bereits 
feit jeher unbeftritten und wird aud fortan aufredht erhalten, da die 
Häufer 1, 2, 3, 4 und 147 (nebft den Parzellen Nr. 129 und 182, 
auf weldyen die Häufer 3 und 147 ftehen), nad der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung aud in Zukunft dem örtlichen Erforvernifie gemäß nah Ober- 
georgenthal eingeſchult verbleiben. 

Die von dem Vertreter der mitbetheiligten Partei in ver Verhand⸗ 
lung erhobene Einwendung der Incompetenz des V. ©. Hofes ift unbe- 
gründet, einerfeits, weil eine Aenderung bed Schulfprengeld aus Zweck⸗ 
mäßigfeitsrüdfichten nicht vorliegt, jondern die Trage aufgeworfen ift, ob 
der Waldcompfer in Anfehung der Zuweiſung zu einer Schule dem Forft- 
baufe zu folgen habe und anberfeits, weil über diefe Frage eine neue 
Berbandlung eingeleitet und neue Entſcheidungen gefällt worden find, daher 
weber der 8. 3, lit. e no ber $. 49 des Gef. vom 22. October 1875 
bier Anwendung finden Tonnte, 

Die Beſchwerde ınufte Daher als gejetlich nicht begründet abgewiejen 
werden, 
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ar. 1077. 


Un der dur die politifche Säulverfafiung ſtatuirten Collectivverpflichtun 
der Gemeinden zur Berſorgung der Witwe und der Waiſen eines Schul: 
lehrers haben in Galizien auch die Butsgebiete theilzunchmen. 


Erkenntniß vom 22. April 1881, 3. 586. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Dr. Ludwig 
Myszkowski als Eigenthümers der Gutögebiete Tymbark, Jasna z Pod- 
topieniem, Zamiescie z Gorami und Zawadka ca. Entſcheidung des k. k. 
Min. für Cultus und Unterricht vom 12. April 1880, 3. 1151, betreffend 
die Heranziehung der Gutsgebiete Tymbark ſ. Att. zur Beſtreitung der 
Verſorgung der hinterbliebenen Witwe und Waiſe nach dem Volksſchullehrer 
Binzenz Andruſiliewicz, nach burdhgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung 
bes Adv. Dr. Dear Deenger, fowie bes k. k. Sectionsrathes Dr. Heinefetter, 
zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als ungegründet abgewiejen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Min.⸗Entſcheidung wurde dem Recurſe ber 
nad) Tymbark eingefchulten Gemeinden gegen bie benfelben mit Entſcheidung 
bes galiz. Landesſchulrathes vom 10. Februar 1879, 3. 11044 auferlegte 
Berpflihtung, der Witwe Thekla Andrufiliewicz, nach dem am 16. Februar 
1873 verftorbenen Bolfsfchullehrer in Tymbark, Binzenz Andruſikiewicz, 
für die Dauer ihres Witwenftandes, als Verforgung im Sinne des 8. 297 
der politifhen Schulverfaffung einen Betrag von 14 fr. täglih und deren 
Tochter Emilie bis zu deren vollendetem 15. Lebensjahre, das ift bis zum 
18. Mai 1884 einen Betrag von 3'/, kr. täglich zu bezahlen, feine 
Folge gegeben, vie Entſcheidung bed k. k. Landesſchulrathes jedoch dahin 
abgeändert, daß zur Aufbringung der ftreitigen Verſorgungsgebühren nicht 
nur die nah Tymbark eingefhulten Gemeinden, fondern mit Rüdficht 
auf 8. 7 des galiz. Gef. vom 12. Auguft 1866, 2. ©. 8. Nr. 20 auch 
die in den Schulfprengel Tymbark fallenden Gutögebiete beizutragen ver- 
pflichtet feien. " 

Segen diefen letzten Abſatz der Diin.-Entfheidung iſt die Beſchwerde 
des Dr. Myszlowski, als Eigenthümers und Borftehere der Gutögebiete 
Tymbark, Jasna, Zamiescie und Zawadka gerichtet. In derjelben wird 
zunächſt die formelle Gejfegmäßigfeit der Min. -Entfheibung deshalb ange: 
fochten, weil die Gemeinden gegen den Punkt der Entjheidung des Landes» 
ſchulrathes, welcher die Befreiung der Outsgebiete von der Beitragsleiftung 
betrifft, nicht ausdrücklich recurrirt haben, weshalb diejer Ausfpruch rechts⸗ 
fräftig und unabänderlich geworben fei. 

In der Sade felbft wird behauptet, daß die Outsgebiete nad ben 
vor Wirkſamkeit der Schulgefege vom 2. Mat 1873 beftandenen gejeß- 
lihen Normen nur zu ſolchen Leiftungen fir Vollsſchulen herangezogen 
werden konnten, zu welden fie fich jelbft verpflichtet haben, und daß die 
Anwendung des $. 7 des Gef. vom 12. Auguft 1866, 2. ©. B. Nr. 20 
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darum ausgefchloffen fei, weil diefer Paragraph nur von den Pflichten und 
Leiftungen des Gutsgebietes rückſichtlich der Handhabung der Polizei handle, 
und weil dieſes Gefe Überhaupt auf Schulfachen feinen Bezug babe 
und Die bezüglihen früher erworbenen Rechte unberührt laſſe. 

Ueber vie formale Einwenbung ift zu bemerken, daß der Min.» 
Recurs der Gemeinden gegen bie Entjcheivung des Landesſchulrathes über⸗ 
haupt gerichtet war nnd daß daher die Recursführung ſelbſtverſtändlich 
auch auf bie Befreiung ber Gutsgebiete von der Concurrenz bezogen werden 
mußte, in welchem Punkte vie Entſcheidung der erſten Inſtanz zum Nach 
theife der recurrirenden Gemeinden abgeändert worden war. Das Mini- 
fterium war daher, da es bad Necursbegehren um gänzlihe Loszählung 
der Gemeinden von ber fraglichen Berforgungspfliht abwies, nicht nur 
berechtigt, fondern aud verpflichtet, ven, die Befreiung der Gutsgebiete 
betreffenden Punkt der Entſcheidung des Landesſchulrathes feiner Prüfung 
und Schlußfaflung zu unterziehen. Wenn der hierauf bezügliche Ausſpruch 
des Minifteriums in der angefochtenen Eniſcheidung felbft ald eine „Richtige 
ftellung von Amtswegen“ genannt wird, fo war dies eine unrichtige Be⸗ 
zeichnung, da fich diefer Ausſpruch vielmehr als eine Entſcheidung über 
ein im Recurſe felbftverftändlich entbaltenes Begehren darftellt. Die er- 
wähnte formale Einwendung bed Beſchwerdeführers ift daher unbegründet. 

Die in der Sache felbft vom Beichwerbeführer aufgeftellte Behauptung, 
daß ſich die Vorſchrift des 8. 7 des Landesgef. vom 12. Auguft 1866, 
2. ©. B. Nr. 20, wornach das Gutögebiet innerhalb feines Umfanges 
alle Pflichten und Leiftungen einer Gemeinde zu erfüllen bat, blos auf 
bie Handhabung der Polizei erftrede, findet im viefem Geſetze, welches 
eine folhe Beſchränkung nicht enthält, feine Begründung; dieſe gefetliche 
Unordnung ift vielmehr auf alle den Gemeinden obliegenden Verpflichtungen 
zu beziehen, wobei insbeſondere bezüglih ber Schulverhältnifje darauf 
binzumeilen ift, daß mit dem gleichzeitig erlaffenen Gef. vom 12. Auguft 
1866, 2. ©. 3. Nr. 27, Gemeinden und Outögebiete auch bezüglich der 
Beftreitung der Schulbaufoften, unter Aufhebung der frühern Normen, 
einander gleichgeftellt worten find. 

Für die Verpflichtung zur Unterflägung der Witwe und der Waifen 
eines Schullehrers ift im vorliegenden alle, in melden das Gef. vom 
2. Mai 1873, 2. ©. B. Nr. 251 unbeftrittener Maſſen keine Anwendung 
findet, die Beflimmung des 8. 297 der polit. Schulverfaflung maßgebend, 
wornach die dort normirte Unterftüßung von den Gemeinden der Pfarre, 
wo der Gatte refp. Bater ald Schullehrer geftorben ift, geleiftet werten muß. 

Die Berpflihtung der eingepfarrten Gutögebiete zur verhältnigmäßigen 
Beitragsleiftung (deren Maßſtab mit Rüdfiht auf den h. g. Beſcheid vom 
231. März 1881, 3. 2481 feinen Gegenftand ver Prüfung des V. ©, 
Hofes bildete), ergibt fih aus der im 8. 7 des Gef. vom 12. Auguft 
1866, 8. ©. B. Nr. 20 ausgefprodenen Gleichſtellung der Gutsgebiete 
und Gemeinden im Abficht auf Verpflichtungen und Leiflungen. 

Der B. ©. Hof vermochte daher in der angefochtenen Entſcheidung, 
wodurch die Theilnahme der Gutögebiete an der durch die polit. Schul⸗ 
verfallung ftatuirten Collectivverpflihtung ber Gemeinden ausgeſprochen 
wurde, eine Geſetzwidrigkeit nicht zu erfennen. 
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Ar. 1078. 


Delogirung und Demolirung baufälliger Gebäude. 
Erlenntniß vom 2%. April 1881, 3. 535. 


Der 88. ©. Hof bat über die DBefchwerde des Wolf Selzer 
ca. Entſcheidung des galiz. Landesausſchuſſes vom 25. Auguſt 1880, 
3. 37963, betreffend vie Delogirung und Demolitung ber Gebäude 
Nr. 22°), in Lemberg, nad durchgeführter 8. m. Verhandlung und An- 
hörung des Adv. Dr. Raczyasfi, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als ungegründet abgewieſen. — 
Ein Erfak der Koften des Derfahrens vor dem V. ©. Hofe 
findet nidt ftatt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Der galiziſche Landesausſchuß hat mit der angefochtenen Entſcheidung 
dem Recurſe des Wolf Selzer gegen die Entſcheidung des Stadtrathes 
vom 13. März 1879 (intim. 20. März 1879, 3. 27212), womit die 
Verfügung des Lemberger Magiſtrates vom 16. Juli 1878, 3. 23687 
wegen Delogirung und Demolirung ber Realität Nr. 22°/, in Lemberg 
bis Ende Auguft 1878 beftätigt wurde, ſowie auch der Beſchwerde des⸗ 
felden Wolf Selzer gegen die Seitens des Magiftrates vor Erledigung 
obigen Recurſes durchgeführte Delogirung und Sperre zweier Wohnzimmer 
der Realität Nr. 22?/, in Lemberg feine Folge gegeben. 

Wolf Selzer befchwert fih vor dem V. ©. Hofe, — mie er Died 
auch in feinen Recurfen getban hat — gegen die Urt und den Inhalt 
der im Wege des Rocalaugenfcheines Seitens der Behörden vorgenommenen 
Eonftatirungen und zwar gegen die Urt, weil der Localaugenfchein nicht 
in feiner Gegenwart vorgenommen worden und ihm baber die Gelegenheit 
benommen war, die Commiffion auf Umftände aufmerkfam zu machen, die 
zu feinen Gunſten gefprodhen hätten; "gegen den Inhalt, weil durch ein 
vom Beichwerveführer beigebracdhtes Atteft zweier Sacdverftändigen conitatirt 
wird, daß von der Gefahr eines drohenden Einfturzes gar nicht die Rebe 
ſei, im ©egentheile die Reftaurirung ver betreffenden Baulichkeiten fid) 
leicht bewerfftelligen Lafle. 

Die competenten Adminiſtrativbehörden haben durch ihre technifchen 
Drgane conftatirt, daß die Gebäude ter Realität Nr. 22°/, in Tembery 
fih im fchlechteften Zuftande befinden, baufällig find, nicht wiederbergejtellt 
werden können und daß biefelben zur Bewohnung nicht geeignet find, ferner 
daß eine Wand im Nebengebäude viefer Realität eingeftärzt ift und der 
übrige Theil mit dem Kinfturze droht. Daß aber Ungefihts dieſes Zu- 
ftandes der Gebäude in ber Wealität Nr. 22°), die Adminiſtrativbehörden 
nicht nur berechtigt, fontern verpflichtet waren, die Delegirung und die 
Demolirung der ganzen Realität, ja fogar wegen einer theilweife un- 
mittelbar bevorftehenden Einfturzgefahr, eine ſofortige Delogirung und 
Sperre zweier Wohnzimmer zu verfügen, bedarf mit Rüdfiht auf den 
Haren Wortlaut des 8. 36 b der Bau-Ordg. für die Hauptflabt Lemberg 
dto, 28. Jänner 1855, Gub.-3. 26454 feiner weiteren Erörterung. 
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Nachdem die in Gemäßheit der focben cit. Bauorbnung gepflogenen 
Conitatirungen in einer Art und Weife zwedentiprehend vorgenommen 
wurden, daß bie weitere Einvernahme des Befchwerbeführers den objectiv 
feftgeftellten Thatbeftand, auf welchen es lediglich ankommt, zu ändern 
nicht geeignet gewejen wäre, übrigens auch die Behörden nicht verpflichtet 
waren, außer ven eigenen technifchen Organen irgend andere Sachverſtändige 
zu vernehmen oder von den beigebrachten Atteften derfelben einen Gebrauch 
zu machen, fo fonnte der B. ©. Hof ein mangelbaftes Verfahren in dem 
angefochtenen Borgange ber Behörden nicht erbliden und war deshalb auch 
nicht in der Lage, die angefochtene Entſcheidung wegen mangelhaften Ber- 
fahrens aufzuheben. 

Die Beſchwerde mußte demnach als unbegründet abgewiefen werden. 


Ar. 1079. 


Zum Grunbdſteuerproviſorium in Galizien. 
Erkenntniß vom 26. April 1881, 3. 447. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Befchwerde des Leonhard Ritter 
von Rogoyski, Outähefigerd in Druzlow pusty ca. Entſcheidung des k. k. 
Tinanz- Min. vom 16. Juni 1980, 3. 26319, betreffend die Verpflichtung 
zur Entridtung der Orundfteuer von einem Theile der Grundwirthſchaft 
C Nr 3 in Druzlow pusty, nad) burchgeführter d. m. Verhandlung und 
Anhörung des k. k. Min.-Bice-Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet zurüdgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Laut Erklärung des Beſchwerdeführers zu Protokoll vom 27. Juli 
1861 hat derſelbe als Beſitzer des Gutsgebietes von Druzkow pusty einen 
Theil der Grundſteuer auch zu der unter C Nr. 3 in der Grundmatrikel 
vom Jahre 1820 aufgenommenen Ruſtikalwirthſchaft beftehent aus ben 
Parzellen top. 3. 34, 38, 40, 48, 75, 76, 85, 86 und 93 im Gefammt« 
flächenmaße von 19 Jod), 10445), Dtafter, welche auf Kaſimir Goryca 
eingetragen waren, entrichtet. Im Jahre 1860 verweigerte derſelbe die 
weitere Steuerbeitragsleiſtung, aus welchem Anlaſſe wiederholte Erhebungen 
an Ort und Stelle vorgenommen wurden, um die Richtigſtellung der 
Steuervorſchreibung für die zu dieſer Wirthſchaft gehörigen Grundſtücke 
nach Maßgabe des factiſchen Beſitzes durchzuführen. 

Durch dieſe Erhebungen wurde ſichergeſtellt, was auch vom Be 
ſchwerdeführer nicht nur nicht beſtritten, ſondern auch ausdrücklich beſtätigt 
wird, daß dieſe ganze Ruſtikalwirthſchaft von der Gutsherrſchaft vor Jahren, 
jedenfalls vor dem Jahre 1820, d. i. dem Zeitpunkte der Aufnahme der 
Grundmatrikel im Zwecke der Ausführung des bis nun beftehenden Grund⸗ 
fteuerproviforiums als verlaflen eingezogen, ſodann theilweife unter bie 
ehemaligen Unterthanen vertheilt, ter Reſt aber den herrichaftlichen Gründen 
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einverleibt wurde, welden Reſt die Gutsherrſchaft reſp. der Beſchwerde⸗ 
führer bis nun beſitzt. 

Aus der Vergleichung des Joſefiniſchen Vermeſſungsbuches, d. i. 
der Reſultate der mit dem a. h. Patente vom 20. April 1785 angeordneten 
Steuerregulivung, welhe im Zwecke der Einführung des Grundſteuer⸗ 
proviſoriums mit Rüdfiht auf die mittlerweile vorgefallenen Veränderungen 
in der Perfon der Befiger, im Umfange des Beſitzthums und der Eulturd- 
gattung zu berichtigen waren und der Örundmatrifel vom „Jahre 1820 
ergab fi vor Allem, daß alle im Joſefiniſchen Vermeſſungsbuche enthaltenen 
Dominicalparzelen mit venjelben Flächen in die Grundmatrikel vom 
Jahre 1820 übertragen worden find und daß eine Flächenvermehrung in 
dieſer Matrikel nicht ftattgefunden bat. 

Die auf die Ruſtikalwirthſchaft Nr. 3 in Druzlow pusty in der 
Grundmatrifel vom Jahre 1820 eingetragenen vorerwähnten Parzellen 
waren auch zur Zeit der Aufnahme des Joſefiniſchen Vermeſſungsbuches 
auf diefelbe und nicht auf die Gutsherrſchaft eingetragen. Es war ſonach 
weder in „ofefinifhen Bermefjungsbuche, noch in der Matrifel vom 
Sabre 1820 irgend welche von diefen Barzellen auf die Herrfchaft eingetragen. 

Bon der erwähnten Wirthſchaft find laut Eröffnung der k. k. Grund⸗ 
entlaftungefondsdirection in Krafau vom 17. Juni 1862, 3. 1976 blos 
die Parzellen top. 3. 38, 48, 75, 76, 93 und 34 mit der Geſanimt⸗ 
fläche von 8 Joch, 1446°/, [IRlafter anläßlich der Robotaufhebung im 
Grundentlaſtungswege in's Eigenthum des Michael und des Martin Karpiel 
Übergegangen. Es verblieb alfo ver Heft diefer Wirthſchaft, namentlich 
bie nicht entlafteten Parzellen top. 3. 40, 85 und 86 in der Geſammt⸗ 
fläche von 10 Joh, 1198 [IKlafter. im Befige der Gutsherrſchaft refp. 
des Beſchwerdeführers. Daß eben diefe Parzellen im Befige der Herrfchaft 
verblieben, ohne daß fie auf diefelbe in das Steueroperat vom Jahre 1820 
eingetragen worden wären, wurde auch bei der am 18. Juli 1864 vor» 
genommenen Reambulirung unter Zuziehung ber intereffirten Parteien, 
der Mitglieder des Gemeindevorftandes und ber. Gedenkmänner conftatirt. 

Da aber die Zutheilung diefer Parzellen zum berrjchaftlichen Beſitze 
oder die Vermehrung desſelben um die Fläche dieſer Parzellen in den 
Steueroperaten im Jahre 1820 nicht ſtattgefunden hat, folglich die Herr⸗ 
{haft die Örundftener von denfelben auch nicht entrichtet haben kann, fo 
wurde im Inſtanzenzuge zulegt mit ber angefochtenen Entfheidung bie 
von der Bezirkshauptmannfhaft in Brzesko untern 10. Juni 1877, 
3. 557 verfügte Unfchreibung der Steuer von biefen drei legtermwähnten 
Parzellen auf ven Namen des Befchwerbeführers, welcher audy zur Berich« 
tigung des an Steueru fammt Zufchlägen für die Jahre 1860 bis 1876 
im Betrage von 388 fl. ermittelten NRüdftandes gleichzeitig aufgefordert 
worden war, al8 gerechtfertigt beftätigt. 

Da dieſer Thatbeſtand, welchen die Berwaltungsbehörde ihrer Ent⸗ 
ſcheidung zu Grunde gelegt bat, nad den dem V. ©. Hofe vorgelegten 
Verhandlungsacten actengemäß angenommen wurde, infoferne es fih um 
eine Berichtigung einer feit der Aufnahme des Joſefiniſchen Steuerregulirungs- 
‚operate8 ftattgefundenen Beränderung in der Perjon des Befigerd in den 
Dperaten des Grundſteuerproviſoriums gehandelt bat, die Vornahme ber 
diesbezüglichen Erhebungen in Gemäßheit der Belehrung für die Steuer» 
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bezirl8obrigfeiten zur Aueführung des Örundfteuerproviforiums (Nr. 102 

der galiz. Prov. ©. S. vem Jahre 1819, 88. 36 und 37) erfolgte, fo 
mußte auch der B. G. Hof in Folge ber Anordnung des 8. 6 des Gef. 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, nachdem ein mangel- 
baftes Verfahren in ber abminiftrativen Verhandlung nicht wahrgenommen 
wurde, den von ber Verwaltungsbehörde angenommenen Thatbeſtand zur 
Grundlage feines Erkenntniſſes annehmen. 

Angefichts dieſes Thatbeſtandes mußte aber auch die Umſchreibung 
der im Beſitze des Beſchwerdeführers ſich befindenden Parzellen top. 3. 40, 
85 und 86 auf feinen Namen im Hinblid auf den $. 41 ber cit. Ber 
lehrung, ebenfo wie die Einforberung des auf diefelben entfallenden Steuer- 
betrage8 als gefetzlich gerechtfertiget anerkannt werben. 

Die Einwendung bed Beſchwerdeführers, daß aus der DVergleihung 
des Joſefiniſchen Bermeffungsbuches mit den Refultaten des ftabilen Katafters 
fih ein Zuwachs an dem herrſchaftlichen Befige in der Zwilchenzeit ergebe, 
welder ſonach der Berteuerung unterzogen wurde, ift ganz haltlos, da es 
fih Hier nit um die Vergleihung mit dem ftabilen Katafter, welder in 
Galizien niemal8 zur Steuerumlage in Anwendung gebracht worden ift, 
fondern eben um die Bergleihung mit den Operaten bes bis nun in 
Birkfamleit beftandenen Grunpfteuerproviforiums Hanbelt. 

Die fernere Einwentung der Verjährung bes Forderungsrechtes des 
Stenerärard auf den NRüdftand, welche aus dem Gejete vom 18. März 
1878, R. ©. B. Nr. 31 abgeleitet werben will, ift ſchon beshalb unſtich⸗ 
hältig, weil diefes über die Verjährung ber directen Steuern und anderen 
Öffentlichen Abgaben erlaffene Gefeg mit 1. Jänner 1879 in Wirkfamleit 
getreten ift, im gegebenen alle aber das Forderungsrecht bezüglich der 
fällig gewortenen Steuern bereits vor der Wirkfamleit dieſes Geſetzes im 
Jahre 1877 geltend gemaht wurde und vor ber Wirkſamkeit biefes Ge- 
ſetzes das Recht des Staatsſchatzes auf die gebührende Orundftener un- 
verjährbar war. 

Nachdem fchlieglih vie ziffermäßige Nichtigleit bes eingeforberten: 
Rüdftandes an Steuer und Zuſchlägen im abminiftrativen Inſtanzenzuge 
nicht angefochten wurde und in biefer Beziehung auch eine Entſcheidung 
vom f. k. Finanz Min. in letzter Inftanz nicht erfolgte, jo war der B. ©. 
Hof mit Rüdfiht auf die Beſtimmung des 8. 5 bes vorcit. Geſetzes vom. 
22. October 1875 nicht berufen, bie jever weiteren Begründung entbehrende 
Einwenbung, als ob die Ziffer des Rückſtandes ungebührlid ausgemeſſen 
wäre, einer weiteren Erwägung zu unterziehen. 

Diefemnah mußte die Beſchwerde als unbegründet zurldgewiefen 
werben. 


Ur. 1080. 


Gebühr für Alimentation und Widerlage für ben Fall der Trennung. 
Grienntniß vom 26. April 1881, 3. 708. 


Der k. k. 8. ©. Hof hat über die Befchwerde der Eheleute Alexander 
und Adele Stein ca. Entfheitung bes k. k. Finanz. Din, vom 30. October 
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1880, 3. 29892, beireffend die Scalagebühr von der Alimentation monat« 
licher 500 fl. und die Percentuälgebühr von der Widerlage pr. 40.000 fl., 
weldhe für den Fall der Scheidung oder Trennung von dem Gatten an 
bie Gattin hinauszuzahlen find, nach burchgeführter d. m. Berhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Heinrih Bloch, fowie des k. k. Min.Vice⸗ 
Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Bejhwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Die Beſchwerdeführer haben dem FE. k. Sinangminifterium bie 
Koften des Berfahrens im Betrage von 10 fl. binnen 14 Tagen 
nah Zuftellung des Erkenntniſſes zu bezahlen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mittelſt Notariatsactes vom 31. Jänner 1880 haben Alexander 
Stein und Adele May einen Ehevertrag geſchloſſen, wornach die Braut 
in bie Ehe ein Heirathsgut von 80.000 fl. einbringt und der Bräutigam 
hiefür eine Widerlage von 40.000 fl. beftellt; für ven Fall ver Scheidung 
oder Trennung der Ehe aus Berfchulden des Ehemannes verpflichtet ſich 
der Bräutigam, der Braut, beziehungsweiſe Gattin eine monatliche Alimen⸗ 
tation von 500 fl. und bie Widerlage von 40.000 fl. hinauszuzahlen. 

Bon der Berpflihtung bes Bräutigams zur eventuellen Leiſtung 
einer Alimentation von monatlich 500 fl. an die Braut reſp. Gattin im 
Valle der Scheidung oder Trennung iſt die Gebühr nah Scala II und 
von der für ven letteren Fall ſchon bei Lebzeiten des Gatten von biefen 
auszuzahlenden Widerlage von 40.000 fl. eine Ipercentige Gebühr |. 3. 
enbgiltig bemeilen worden. 

Die gegen die Gebührenbemeffung von den Eheleuten Stein bein 
V. ©. Hofe eingebrachte Beihwerde mweift wejentlih darauf bin, daR es 
ungemwiß fei, ob je der Fall der Scheidung oder Trennung und zwar aus 
Berfehulden des Ehegatten eintreten werde, es fih daher nur um ein 
bebingtes und ungewiſſes Ereigniß handelt, daher die obbezeichnete ©ebühren- 
bemeffung unftatthaft und geſetzwidrig if. 

Der B. ©. Hof ift jedoch nicht in der Lage, dieſer Beſchwerde 
Volge zu geben. Denn foferne es fih um die Vorfchreibung der in der 
Zarifpoft 8 des Gel. vom 9. Februar 1850 begründeten fcalamäßigen 
Gebühr vom Werthe der Alimentation handelt, welche Wlerander Stein 
eventuell feiner Gattin zu verabreidhen haben wird, muß daran feftgehalten 
werden, daß die 88. 15—20 des eben cit. Geſetzes, welche die Örundfäge 
für die Bemefjung der nah den Abftufungen des Werthes wachſenden 
Stempelgebühren feflfegen, eine Unterfcheidung zwifchen bebingten und un« 
bedingten Leiftungen nicht enthalten. 

Nachdem im gegebenen Halle zufolge des 8. 5 B des erwähnten 
Geſetzes und der Tarifpoft 101 I An zum Gef. vom 13. December 1862, 
R. ©. B. Nr. 89 die Gebühr von einer Rechtsurkunde einzuheben ift, 
fo muß biefelbe auch ſogleich entrichtet werten, weil die ausnahmeweife 
Beftimmung, daß die Gebühr von Nechtögefchäften, deren Erfüllung von 
einem Ereigniſſe, deſſen Eintritt ungewiß ift, abhängig gemacht wurde, erft 
beim Eintritt desjelben zu entrichten iſt, nach 8. 10 des Gef. von 13. Des 
cember 1862 nur auf die Percentualgebühr von Rechtsgeſchäften 
Anwendung findet, 
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Soferne es fih um die Percentualgebühr von der Wiverlage pr. 
40.000 fl. handelt, wenn felbe vor der im 8. 1230 a. b. ©. 8. be- 
flimmten Zeit in's Eigenthum der Adele Stein, alfo no zu Lebzeiten 
des Gatten und nicht erfi auf den Todesfall desſelben übergehen follte, 
fo ift die Bemeſſung verfelben im Schlußabfage der Anmerkung zur Tarife 
poft 42 des Gebührengef. vom 9. Februar 1850 begründet, wornach, 
wenn der Ehevertrag Schenkungen unter Lebenden enthält, für- felbe bie 
Gebühr nad den Beflimmungen für Schenkungen zu bemeſſen ift. 

Die aud von den Befchwerdeführern berufene Ausnahmsbeſtimmung 
bes 8. 10 des Gef. vom 13. December 1862 hat aber bezüglich dieſer 
Gebühr im vollen Maße Anwendung gefunden, denn die Yinanzverwaltung 
bat ausdrücklich ausgeſprochen, daß diefe Gebühr nicht ſogleich zu ent- 
richten ift, fondern daß diefelbe nur bemeflen und fichergeftellt werbe, 
wie dies dem Sclußfage des cit. $. 10 entfpridt, wo es heißt: „Die 
Finanzverwaltung ift unter allen Umftänden berechtigt, die Sicherſtellung 
der eventuellen Gebühr... . zu fordern.“ 

Die Beſchwerde mußte alfo als unbegründet abgewiefen werden. — 
Der Zufprud der Koften des Verfahrens fügt fih auf die Beftinunung 
des 8. 40 des Gef. vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36. 


Ar. 1081. 


Gebühr für die Abfchrift einer beim Berwaltungsgerihtshofe überreichten 
Beſchwerde. 


Erkenntniß vom 26. April 1881, 3. 787. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Dr. Joſef Tragy, 
Bevollmädtigten der F. Bamberger Söhne in Prag ca. Entſcheidung des 
t. F. Sinanz- Min. vom 16. September 1880, 3. 24294, betreffend bie 
Gebühr für die Abfchrift einer beim V. ©. Hofe überreichten Beſchwerde, 
nad durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Beſchwerde⸗ 
führers, fowie des k. k. Min.-Vice-Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht 
erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet ab» 
gewiefen. — Ein Erjag der Koften des Verfahrens wird nicht 
auferlegt.“ | 


Entfdjeidungsgründe. 


Es handelt fih im vorliegenden Sale um die Prüfung der Geſetz⸗ 
lichkeit des Anfpruches der Yinanzverwaltung, daß die nad $. 20 des 
Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, einer Be 
ſchwerde an den B. ©. Hof beizufchließennen Abfchrift demſelben Stempel, 
wie die Beſchwerde ſelbſt unterliege. 

Dr. Tragy hält diefen Anſpruch für gefegwibrig, weil ver legtere 
dur die Beſtimmung ber ZTarifpoft 43 n des Gef. vom 13. December 
1862 begründet werben will, dieſe Beflimmung jedod ein Duplicat, d. i. 


e 





Nr. 1081. — Ert. v. 26. April 1881, 3. 737. 203 


ein weiteres Pare ber Eingabe vorausfege, biefer Ausdruck aber nicht 
identifch mit „Abſchrift“ fei, für Abfchriften jedoch vie Tarifpoft 2, Anm, 1 
die Gebühr beftimmte. - 

Der B. ©. Hof konnte jedoch die Yorberung der Yinanzverwaltung 
nicht für gefetwidrig anjehen. — Es handelt ſich wejentlih darum, ob 
die im 8. 20 des Gef. vom 22. Dictober 1875 erwähnte „Abihrift” im 
Sinne des Gebührengefeges als eine Eingabe anzufehen if. Nach $. 22 
lit, a des Gebührengef. vom 9. Februar 1850 gilt der Grundſatz, daß 
die VBolftändigleit der Ausfertigung einer Schrift (die Stempelpflidt) durch 
die Driginal-Unterfchrift des Ausftellers bedingt ift, nur rüdfichtlid der 
Rechtsurkunden, Zeugniffe und ämtlihen Ausfertigungen. Die 
Stempelpfliht einer Eingabe Dagegen ift keineswegs durch dieſe Driginal« 
unterſchrift bedingt, ſondern tritt auch ohne dieſes Erforderniß durch die 
Thatfache ver Ueberreihung ein. - 

Demnach find alle Schriftftüde, welche ihrem Inhalte nad ſich als 
Eingaben darftellen und als ſolche überreicht werben, nad dem Gebühren- 
gefege ver Abgabe für Eingaben unterworfen und werden auch Seiten 
der Behörden, wie dies beifpielsweife nah $. 115 des kaiſ. Patentes 
vom 1. Juli 1853, R. ©. B. Nr. 53 bei ben ©erichtsbehörden zu 
gefchehen hat, tie Duplicate und Rubriksabſchriften der Eingaben gleid) 
biefen bei der Heberreichung angefehen und behandelt (mit vem Präfentatum 
verfehen). 

Bon diefem Standpunkte ausgehend kennen baber die Gebühren- 
vorfohriften, wie dies aus den 88. 1 D 1 und 22, lit. e bes Gef. vom 
9. Februar 1850, ferner aus dem 8. 5 8. 1 der in Folge a. h. Ente 
fhließung vom 6. März 1854, R. ©. B. Nr. 70 erlaffenen Fin.Min.⸗ 
Verordnung vom 28. März 1854, R. ©. B. Nr. 70 hervorgeht, nebit 
den (Driginal-) Eingaben nur noh Duplicate und Rubriksabſchriften 
derfelben, für welche beide legteren Schriftftüde das Ausmaß der Stempel- 
pfliht in der Zarifpoft 43 n des Gef. von 18. December 1862 und 
Tarifpoft 89 des Gef. vom 9. Februar 1850 normirt ift. 

Die Anordnung des $. 20 des Gef. vom 22. October 1875 im 
Zufanmenhange mit vem nachfolgenden $. 22 desfelben Gef. kann daher 
finngemäß nur dahin aufgefaßt werden: es fei vie nad $. 18, alinea 2 
zu belegende Beſchwerde in fo vielen Exemplaren zu überreihen, daß ber 
belangten Behörde und den etwa mitbelangten Parteien je ein Exemplar 
mitgetheilt werden könne. Es fteht demnah im $. 20 des Gef. vom 
22. October 1875 die Abfchrift der Beſchwerde den Abjchriften der Bei⸗ 
lagen derfelben, als ein von den Leteren verſchiedenes Schriftftüd gegen- 
über. Für die abjchriftlihen Beilagen ift die Gebührennorm in der Ans 
merfung 1 zur Zarifpoft 2 geregelt, während für die Abſchrift der Bes 
ſchwerde, abgejehen von ver bereits cit. Tarifpoft 43 n au ber 8. 40 
des Gef. von 9. Februar 1850 maßgebend erfcheint, wonad) jedes Eremplar 
einer Schrift beziehungsweiſe Eingabe derſelben Gebühr wie dieje unterliegt, 
ohne daß es anginge, den Begriff Duplicat fo enge aufzufafien, wie dies 
die Beſchwerde thut, zumal als die Stempelfrage, wie gejagt, von ber 
Originalunterfhrift einer Eingabe unabhängig ift. 

Diefer Auffaffung des Ausprudes „Abfchrift“ im $. 20 bes Gef. 
vom 22. October 1875 als „Duplum“ oder „Exemplar“ entſpricht auch 
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der 8. 23 desjelben Geſetzes, wornach die belangte Behörde bie Gegen⸗ 
fhrift in doppelter Ausfertigung zu Überreihen hat und das „Duplum“ 
vom 3. ©. Hofe dem Bejchwerbeführer mitzutheilen if. Bei der gleichen 
Behandlung, welche das Gef. vom 22. October 1875 durchgehends 
(88. 25, 28, 34, 85 u. f. w.) dem Beichwerbeführer und der belangten 
Verwaltungsbehörde angebeihen läßt, wäre nun fein ausreihender Er⸗ 
Mörungsgrund zu finden, weshalb beim Schriftenwcchfel im abminiftrativen 
Streitverfahren der Befchwerbeführer hätte anders als die belangte Behörde 
behandelt werden wollen. 

Schließlich muß aud noch auf die gejegliche Gehührenbehanblung von 
„Abſchriften“ der fchriftlihen Klagen im Mahnverfahren hingewieſen werben. 
Nah $. 19 des Gef. vom 27. April 1873, R. ©. 2. Nr. 67 hat 
nämlich der Kläger im Mahnverfahren, wenn er fein Begehren in einer 
ſchriftlichen Klage ftellt, eine „Abſchrift“ der legteren mit zu überreichen, 
welche lediglich beftimmt ift, von tem Gerichte aufbehalten zu werben. 
Dennoch ordnet der 8. 15 ded Gef. vom 24. Mai .1873, R. ©. 8. 
Nr. 97 ausdrücklich an, daß die gedachte Abſchrift dem gleihen Stempel 
wie tie Klage felbft unterliegt. 

Der B. ©. Hof war daher nicht in ter Lage, der Beſchwerde 
ftattzugeben. 


Ur. 1082. 


Rechtéſatz wie in Ar. 234 und 245, 
Erkenntniß vom 26. April 1881, 3. 738, 


Der k. 1. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde de® Dr. Thomas 
Cerny, Advokaten in Prag, im Vollmachtnamen des Franz Ernft Grafen 
von Harrah & Conforten ca. Entſcheidung des k. k. Finanz Min. vom 
25. Mai 1880, 3. 12045, betreffend die Bemeſſung der Gebühr von 
den mit Notariatdact vom 15. October 1878 errichteten Ehepacten, nach 
durchgeführter 3. m. Verhandlung zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet abge» 
wiefen. — Ein Erſatz der Koſten des Verfahrens findet nicht ftatt.“ 


Ar. 1083. 


Reftitution der Bierverzehrungsftceuer. 
Erfenntniß vom 26. April 1881, 3 739. 
Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Handelsgeſellſchaft 
Franz Schreiner & Söhne, Bierbrauereibefiger in Graz ca. Entſcheidung 
des k. k. Finanz-Min. vom 8. October 1880, 3. 29382, betreffend bie 
verweigerte Zurückvergütung der Localverzehrungsfteuergebühren bei ter 
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Ausfuhr von 55 SHeltoliter Bier, melde zum Erporte nah Bosnien 
declarirt, aber im Bollgebiete belaffen worden waren, nach burchgeführter 
8. m. Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. 3. Birnbacher, ſowie 
des k. k. Finanzrathes Johann Jerkabek, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als geſetzlich nicht begründet ab⸗ 
gewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Firma Franz Schreiner & Eöhne hatte mittelft drei Erklärungen 
dto. 13. und 31. October, dann 12. November 1879, im Ganzen 55 Helto- 
liter Bier, behufs der Ausfuhr nah Bosnien gegen Steuerreftitution der 
Amtshandlung dur die k. k. Finanzwadhabtheilung in Graz unterzogen 
und auf rund beigebrachter Beflätigung auf den gedachten Erklärungen 
Seitens des k. ungarifhen Hauptzollamtes Brood dto. 27. December 1879, 
daß die fraglihen drei Bierfendungen nicht ausgeführt, fondern in Brood 
belaſſen worden feien, bei der Pachtungsdirection der Linienverzehrungsftener 
in Graz die NRüdvergütung der Bierftenerzufchläge jener gefchlofjenen Stadt 
am 2. Jänner 1880 in Anfprud‘ genommen, Die gedachte Pachtungs- 
direction bat jedoch dieſen Anfprudy abgelehnt und das k. k. Finanz- Min. 
im abminiftrativen Inſtanzenzuge die birectiomäßige Begründung dieſer 
Ablehnung anerkannt, weil der Reſtitutionsanſpruch erft nah Ablauf der 
im Fin.-Min.-Erlaffe vom 16. März 1853, 3. 35967 beflimmten Frift 
von 6 Wochen nad dem Austritte der fraglichen Bierfendungen über bie 
Stenerlinie von Graz Seitens der Firma Schreiner erhoben worden war. 

Letztere beruft fich jedoch in der vorliegenden Beſchwerde auf den 
Fin.Min.⸗Erlaß vom 14. Yuli 1858, R. ©. B. Nr. 114 wonad bei 
zum Austritte aus dem Zollgebiete declarirtem Bier die Gebührenrüdver- 
gütung innerhalb einer Friſt von drei Monaten angefprochen werben 
tönne (Abſ. 10), die Bierbräuer berechtigt feien, das zum Erporte in das 
Ausland declarirte Bier im Inlande gegen Stellung zum nächſten Gefälle- 
amte oder zur nächſten Finanzwachabtheilung zu belaffen (Abj. 7), viele 
Borbedingungen aber Seitens der Beichwerbeführer erfüllt worden feien. 
— In jedem Falle fei, man mag eine drei monatliche ober eine ſechs 
wocentlihe Frift zugeftehen, viefelbe mit Rüdfiht auf die Certificirung 
des Hauptzollamted Brood dto. 27. December 1879 eingehalten worden. 

Gegenüber dieſer Beſchwerde handelt e8 ſich im vorliegenden alle 
lediglich um die Entſcheidung der zwei Fragen: 1) findet für die Geltend⸗ 
mahung des fraglihen Reftitutionsanfpruhes die in dem Erlaſſe vom 
14. Juli 1858, Abf. 10, mit 3 Monaten, oder die im Min.-Erlaffe vom 
16. März 1853, Abſ. 5, mit 6 Wochen feitgefettte Friſt Anwendung, 
und 2) von welchem Tage hatte dieſe Frift zu laufen? 

Der Erlaß vom 14. Yuli 1858 normirt, wie ſchon aus deſſen 
Eingange hervorgeht, da8 Ausmaß und die Bedingungen zur Geltend- 
mahung einer Berzehrungsfteuerrüdvergütung für das aus dem Zoll« 
gebiete ausgeführte Bier und ordnet im 10. Abſatze an, daß die 
Auszahlung des zurückzuvergütenden Gebührenbetrage8 nur gegen DBei« 
bringung der Austrittsbeftätigung zu erfolgen habe, fowie daß der 
Anſpruch auf Gebührenrüdvergütung erlifcht, wenn berfelbe nicht innerhalb 
3 Monaten vom Tage der Ausftellung der Austrittsbeftätigung gerechnet 
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geltend gemacht wird. Daß darunter nur die Beflätigung des Anstrittes 
aus dem Zollgebiete zu verflehen fei, ergibt ſich von felbfl. 

Der cit. Erlaß vom 14. Yuli 1858 geftattet aber auch, daß das 
zum Exporte beclarirte und beamthandelte Bier ganz oder theilweife im 
Lande belafien werden bürfe, nur müfle in biefem Falle die Sendung zum 
nächſten Zollamte ober Finanzwachabtheilung geftellt werben, damit bie 
Abnahme des ämtlichen Berfchluffes und die eventuelle Abfchreibung bes 
im Inlande verbliebenen Theile der Senbung auf ver Erflärung flattfinve. 

Aus diefen Beftimmungen der Min.-Berorbnung vom 14. Yuli 1858 
ergibt fih, daß der Firma Schreiner rüdfichtlich der fraglichen brei Bier⸗ 
fendungen, nachdem vie legteren in ihrer Gänze im Inlande verblieben 
find. Folglich die Nachmeifung des Austrittes berfelden nah Bosnien 
nicht geliefert ift, aud bie hievon abhängende dreimonatlihe Frift zur 
Geltendmachung des Weftitutionsanfpruches nicht zuerfannt werden konnte. 

Nachdem jedoch die Thatſache amtlich beftätigt vorliegt, daß bie 
fraglichen drei Bierjendungen aus Graz über deſſen BVerzehrungsfteuerrayon 
in geſetzlich vorgefchriebener Weiſe auegetreten und dem Abſatz 7 ver 
Min,oBerorbnung von 14. Yuli 1858 gemäß zum Hauptzollamte Brood 
geftelt worden find, fo würde der Firma Schreiner allerdings die Reftitution 
jener Gebühren zuftehen, welche traft ver Min.-Berortnung vom 16. März 
1853 den Bierbräuern in Graz rüdfihtlih ihres Bieres zufteht, wenn 
deſſen Austritt auf das Land über die Verzehrungsfteuerlinie amtlich in 
der vorgefchriebenen Weife conftatirt und der NRüdvergütungsaniprud 
innerhalb 6 Wochen vom Tage der Austrittäbeftätigung erhoben wird. 

Als eine folhe Beftätigung kann jedoch Teinesfalls die am 27. De- 
cember 1879 auf dem Nüden der Erflärungen vom Hauptzollamte Brood 
beigeſetzte Certificirung, daß die fraglichen Bierfendungen in Brood ver- 
blieben find, angejehen werden. — Denn dieſe drei Bierfendungen waren 
laut der von der Finanzwadabtheilung Graz auf der Erklärung angefegten 
Beftimmung und zwar bie Sendung vom 13. October 1879 binnen 
5 Zagen, jene vom 31. October binnen 15 Tagen und jene vom 12. No⸗ 
vember 1879 binnen 8 Zagen beim Hauptzollamte in Brood zu ftellen. 
Die Einhaltung diefer Zeiträume war nah Abſ. 8 der Min.Verordnung 
vom 14. Yuli 1858 eine Bedingung der Gebührenrüdvergütung, fall die 
Bierfendungen nach Bosnien auögetreten wären; diefe Bedingung hatte daher 
auch für den Fall zu gelten, wenn die Rückvergütung eined Theiles diefer 
Gebühren, nämlich der VBerzehrungsfteuerlocalgebühren von Graz allein 
beanfprucht werden wollte. 

Die ſechswöchentliche Frift zur Geltendmachung dieſes letzteren An⸗ 
fpruches konnte daher günftigften Falles bezüglich der fraglihen drei Bier⸗ 
fendungen nicht an einem fpäteren Tage ald am 183. October, 15. No⸗ 
vember, beziehungsweife 20. November 1879 zu laufen beginnen, an 
welden Tagen die drei Bierfendungen längftens in Brood zum Haupt« 
zollamte hätten geftellt werden follen. — Allein aud angenommen, bie 
Stellung hätte an diefen Tagen thatſächlich flattgefunden, worüber jebod; 
feine amtliche Beftätigung vorliegt, jo war am 2. Jänner 1880 ber 
ſechswochentliche Termin zur Geltendmahung der fraglichen Gebühren- 
reftitution verfäumt, weshalb die Beſchwerde abgewiefen werben mußte. 
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Ar. 1084. 


Ermwerbung bed Heimathörechtes durch mehr als zehnjährigen Aufenthalt 
in einer Gemeinde nad $. 26 des a wuiptionöpatentes vom 25. Detober 


Erfenntniß vom 27. April 1881, 3. 731. 


Der E k. V. ©. Hof hat Über die Befchwerde der Gemeinde 
Petrowig ca. Entſcheidung der böhm. Statthalterei vom 28. September 
1880, 3. 52896 in betreff der Heimathözuftändigfeit des Anton Schent 
zu dieſer Gemeinde, nach durchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung 
bes Abo. Dr. Franz Stepäan, fowie des f. k. Min.-Rathes Dr. Ritter 
v. Helm, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als ungegründet abgewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit dem Erlaſſe der böhm. Statthalterei vom 28. September 1880, 
3. 52896 wurde Anton Schenk, Sohn des Stefan Schenk, als zur 
Gemeinde Petrowitz zuftändig erkannt, weil er Fein felbftftänpiges Heimaths⸗ 
recht erworben hatte, jomit feine Zuſtändigkeit nad der feines Vaters 
beurtheilt werden muß, welcher durch mehr als 10jährigen Aufenthalt in 
ber Gemeinde Petrowig nah 8. 26 des Confcriptiondpatentes vom 
25. October 1804 das Heimathorecht dafelbft erwarb. 

Dagegen wird in der Befchwerbe eingewendet, daß Anton Schent 
zur Gemeinde Steden zuftändig fei, weil in dem vom Bezirksamte Polna 
"im Jahre 1860 ihm ertheilten Heimathsfcheine beftätigt wird, daß er in 
bem zur Gemeinde Steden conferibirten Orte Wonau zuftändig fei, weil 
er auch von dort bie Ehebewilligung erhielt und in den dortigen Stellungs- 
liften ter Militärpflichtigen fowohl er als fein Bruder Franz als nad 
Steden zuftändig vorlommen, enblih der $. 39 des Gemeindegeſetzes 
vom Jahre 1859 dafür fpricht, daß Anton Schenk, fowie fein Bater 
Stefan Schenk nah Steden zuftändig fein mußten, da Stefan Schent 
bereit8 im „Jahre 1855 einen Orundbefig in Steden gekauft, dorthin 
fammt Yamilie überfiedelte und- bis zum Jahre 1868 daſelbſt wohnte. 

Diefe Einwendungen konnte jedoch der V. ©. Hof nicht für begründet 
ertennen. Was vor Allem die Frage betrifft, ob Anton Schenk ein ſelbſt⸗ 
fländiges Heimatbsredht erworben hat, jo muß fie nach den, laut der mite 
getheilten Berhantlungsacten gepflogenen Erhebungen verneint werben. 
Die Behauptung der Beſchwerde, daß Anton Schenf einen Heimathsſchein 
von der Gemeinde Steden erhalten und dorthin zuftändig fei, ließ ſich 
nicht mit Beſtimmtheit conftatiren. Es wird in dem Berichte der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft Polna vom 22. Mai 1880 zwar bemerkt, daß aus ben, 
vom beftandenen Bezirksamte Polna übernommenen Vormerken zu erjehen 
ift, daß im Jahre 1860 ein Heimathsichein, giltig 6i8 Ente Jänner 1861, 
an Anton Schent, als zur Gemeinde Wonau zuftändig, zur Ausfolgung 


®) Bol. auch Erkenntriffe Nr. 91 und 171, ®b. I, Sahrgang 1876/77. 
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gelangte. Da jetoch der bezägliche Heimatusfchein nicht aufgefunden werben 
tonnte, auch die Bezirkshauptmannſchaft Deutſchbrod, wozu früher: die zur 
Gemeinde Steden conferibirte Ortfhaft Wonau gehörte, angibt, daß au 
den dortigen Vormerken nicht dargethan werben konnte, daß von ver Ge- 
meinde Steden ein Heimathsanertennungspocument an Anton Schent ertheilt 
wurde, fo läßt ſich nicht mehr feftftellen, ob ein folder Heimathsſchein auf 
legale Weiſe ausgefertigt wurde, 

Der Umftand, daß über Antrag des ©emeindevorfiandes Steden 
dem Anton Schenk aus Wonau vom Bezirksamte Bolna am 24. November 
1862 der politifhe Eheconfens ertheilt wurde, fowie bie Aufnahme des⸗ 
felben und feines Bruders Franz in die Stellungsliften der Gemeinde 
Steden, bleibt auf die Frage der Heimathezuftändigfeit ganz unentfcheidend 
und es fann der Beifag „aus Wonau“ in dem Eheconſenſe nur den damaligen 
Aufenthaltsort andeuten. Insbeſondere kommt rüdfihtlih der Stellungs- 
Iiften zu bemerken: Laut $. 6 des Amtsunterrichtes zum Geſetze über die 
Ergänzung des Heeres vom 29. September 1858, R. ©. 3. Nr. 167 
hatte bei der Verzeihnung ber zur Stellung Berufenen im alle zmeifel- 
bafter Zuftändigfeit der phyſiſche Aufenthalt zu entfcheiden, daher die That⸗ 
ſache, daß Schenk's Söhne als nah Steden (Wonau) zuftändig bei ter 
Recrutirung behandelt wurden, ‚zum Scluffe, fie feien dort auch wirklich 
zuftändig gewefen, noch nicht beredhtigt. Auch in der Gemeinde Friedrichs⸗ 
dorf, wohin er mit feinen Bater im Jahre 1866 überfiedelte und bort 
bis 1. Mai 1878 fih aufbielt, Hat er nicht durch ausbrüdliche Aufnahme 
in ben Gemeindeverband ein Heimathsrecht erworben, 

Nachdem nun die Erwerbung eines felbftftändigen Heimathsrechtes für 
Anton Schenk nicht erwiejen werben fann, fo muß feine Zuſtändigkeit 
nach jener feines Vaters beurtheilt werden ($. 6 des Heimathsgefeges vom 
3. December 1863, R. © B. Nr. 105). Letzterer hat fich unbeftritten 
über zehn Yahre von 1836 bis zum Jahre 1855 in Petrowig aufgehalten 
und nad 8. 26 des Konfcriptionspatentes vom 25. October 1804, fowie 
auch nad) $. 12 lit. b des provif. Gemeindegeſ. vom 17. März 1849, 
R. © B. Nr. 170 in Betrowig die Zuftändigfeit erworben. 

Daß Stefan Schenk etwa ſpäter in einer anderen Gemeinde die Zu- 
ftändigfeit erlangte, läßt fih nicht nachweiſen. Er überfievelte zwar im 
Jahre 1855 nah Wonau und blieb dort bis 1866, es kann jedoch deſſen 
Heimathsberechtigung in Wonau, refp. Steden, weder nach dem Gemeindegeſetz 
von 1849, noh nah jenem vom Jahre 1859 erwiefen werden. Nicht 
nad der Gemeindeordnung ex 1849, weil er nad der eigenen Bemerkung 
der Gemeine Petrowitz erft nad) Empfang des am 30. November 1855 
bezüglich einer Realität in Wonau audgefertigten Raufcontractes dorthin 
überfiedelte, die Wirkfamkeit des Gemeindegefeges vom Jahre 1849, be- 
ziehungsweife die ſtillſchweigende Aufnahme in den Gemeindeverband durch 
vierjährige Duldung ohne Heimathsfchein, aber fchon aufgehört hatte, bevor 
noch jeit Noveniber 1855 vier Fahre abgelaufen waren, daher dieſes Gefeß 
diesfall8 feine Anwendung mehr finden konnte. Nicht nach den Gemeinde- 
gejege von Jahre 1859, weil e8 im $. 39 heißt: daR die Aufnahme in 
bie Zuftändigfeit der Gemeinde den: Petenten unter Nachmweifung der bort 
vorgejchriebenen Erforderniffe nur über deffen Anſuchen nicht zu ver- 
fagen ift, die Eriftenz eines ſolchen Anfuchens jedoch nicht erwiefen erfcheint. 


Beilage der Juriſtiſchen Blätter, 
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Die Behauptung, daß er einen Heimathéſchein von ber Gemeinde 
Steden ausgeftellt erhielt, konnte nicht eonftatirt und es muß jomit die 
daranf bafirte Heimathszuftändigkeit al® nicht eruirbar betrachtet werben. 
Auch in der Gemeinde Friedrichsdorf, wohin Stefan Schenk fpäter feinen 
Wohnfig verlegte, hat er fein Heimathsrecht durch ausprüdlihe Aufnahme 
erworben, | Ä 

Demnach muß bie Behauptung, daß Stefan Schenk nad Petrowitz 
zuftändig war, aufrecht erhalten und bei dem Mangel ber Erwerbung 
eines Heimathsrechtes durch jeinen Sohn Anton auch letzterer ald nad) 
Petrowig zufländig angefehen werben. Es konnte demnach die angefochtene 
Entfcheidvung der böhmiſchen Statthalterei nicht für gefeglid unbegründet 
erfannt und es mußte die Bejchwerbe dagegen zurüdgemielen werben. 


Ar. 1085. 


Rechtsſatz wie in Rr. 911. 
Sreenntniß vom 237. April 1881, 3. 588, 


Der. V. ©. Hof hat Über die Befchwerde des Anton Wejda 
ca. Min. des Innern aus Anlaß der Entfcheidung desjelben vom 16. Au- 
guft 1880, 3. 10793, betreffend die verfagte Entihäbigung für anläßlich 
der Minderpeft geleultes Vieh, nach durdhgeführter d. m. Verhandlung und 
Anhörung des k. k. Bezirkshauptmannes Thadäus Grafen Dzieduszyci, 
zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen.““) 


Ar. 1086. 


Bei ben Gemeinderathswahlen haben die Wähler ihre Stimmen nad 
freier Hebergeugung abzugeben und find die Stimmzettel bis zur Stimm- 


gehlung in dem Gefäße aufzubewahren, in welches biefelben von den 


ühlern hineingelegt worden find; ein dem anmiberlaufender Borgang 
begründet die Aunullirung der Wahlen und Erneuerung der Wahlhand⸗ 
lung (Galizien). 


Erfenntniß vom 29. April 1881, 3. 746. 


Der k. k. B. ©. Hof hat über die Befchwerde des Alter Greif und 
Genoſſen ca. Statthalterei in Lemberg anläßlich der Entſcheidung derſelben 
vom 19. November 1880, 3. 53040, betreffend die Annullirung ber 
Gemeinderathswahlen in Demycze, nach turchgeführter ö. m. Verhandlung 
und Anhörung des k. k. Bezirfshauptmannes Thadäus Grafen Diieduszydi, 
zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerbe wird al® unbegründet zurückgewieſen.“ 


*) Siehe Entiheidungsgränbe bei Nr. 911 (Band iv, Jahrgang 1880.) 
Budwinski, V. &. H. GErfemntniffe. V. 14 
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Eutfcheidungsgründe. 


Die k. k. Statthalterei in Lemberg bat ihrer Entſcheidung als That⸗ 
beftand za Grunde gelegt, daß bei den in ber Gemeinde Demycze am 
19. Juli 1880 vorgenommenen Gemeinderathswahlen Agitationen umd 
Unordnnngen im Wahllocale vorgelommen, dag den Wählern Stinmzettel 
aufgebrängt worden, und daß die abgegebenen Stimmzettel vor der Stumm 
zählung ans dem Wahllocale verfhwunden find. — Diefe Annahme ftügte 
die k. k. Statthalterei anf den Bericht des E. E. Gendarmeriepoſtencommandos 
vom 20. Yuli 1880, 3. 76, welcher auf ber dienftlihen Meldung ber 
bei der bejagten Wahlhandlung anweſenden E. f. Gendarmen beruhte. — 
Die E. E. Statthalterei bat daher mit der angefochtenen Entſcheidung in 
Erledigung der von Johann Yanidi und Genofjen gegen das Wahlver- 
fahren vom 19. Juli 1880 vorgebradten Einwendungen dieſes Verfahren 
als nichtig behandelt und die Erneuerung der Wahlhandluug verfügt. 

Die in der vorliegenden Beſchwerde gegen bie Richtigleit der von 
ver FE. k. Statthafterei angenommenen Tkatfahen erhobene Einwendung 
fann als eine begründete nicht bezeichnet werben, da dieſe Thatfachen durch 
den ämtlichen Bericht des Genparmeriepoftencommantos conftatirt find. — 
Auf Grund des von ber k. k. Statthalterei angenommenen actengemäßen 
Thatbeftandes, welder nah 8. 6 des Geſetzes vom 22. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aud der Entfheidung des B. ©. Hofes zu 
Grunde zu legen ift, hatte die Statthalterei allen Grund, ven ordnungs⸗ 
mäßigen Vorgang der am 19, Yuli 1880 ftattgefundenen Gemeinderaths⸗ 
wablen in Zweifel zu ziehen, venn uach 8. 21 der Gem. Wahl⸗Ordg. 
haben die Wähler ihre Stimme nach freier Ueberzeugung abzugeben und 
nah 8. 24, Abſ. 4 find die Stimmzettel bis zur Stimmzählung in bem 
Gefäße, in welches diefelben von den Wählern hineingelegt werben, auf⸗ 
zubewahren, 

Der DB. ©. Hof vermochte daher in der angefochtenen Statth.-Ent- 
fheivung vom 19. November 1880, 3. 53040 eine Geſetzwidrigkeit nicht 
zu finden, und es war ſonach die Beſchwerde als gefeglih ungegründet 
abzuweifen. 


Ar. 1087. 


Einfommenfteuer 1. Slaffe von einem mit einer Sparcaffe in Verbindung 
ſtehenden GEreditvereine. 


Erkenntniß vom 3. Mai 1881, 3. 760, 


Der if, 3. ©. Hof hat über die Befchwerde bes Crebitvereines 
der Karlsbader Sparcaffe ca. Entfheidung der böhm. k. f. Fin.-Landes- 
direction vom 12. November 1880, 3. 61678, betreffend die für bie 
Jahre 1877, 1878 und 1879 bemefiene Einfommenfteuer, nad durch⸗ 
geführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Yulius Magg, 
fowie des 8. E. Min.⸗Vice⸗Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird ald unbegründet zurüdgemiefen.“ 
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Enifdjeidungsgründe. 


Der Zweck bes von ber Karlsbader Sparcaffe gegründeten, auf 
Wechſelſeitigkeit feiner Mitglieder beruhenden Erebitvereines ift, den Handel⸗ 
und Gewerbetreibenden ber Stadt Karlsbad und des Egerer Handels» 
kammerbezirkes Geldhilfe unmittelbar zuwenden zu können. Die Mit- 
gliever des Vereines haben das Recht, von dem Vereine einen Crebit 
5i8 zu einem feitgefettten Betrage in Anjpruch zu nehmen. Diefe Gelb» 
hilfe wird ‘den Mitgliedern des Crebitvereines duch Escomptirung von 
Wechſeln gewährt. Die Bereindmitglieder machen Einlagen für den Sicher 
heitsfond, welche ihnen verzindt werben und ed wird auch ein Reſervefond 
gebildet. Der Reingewinn wird in ber Weife ermittelt, daß von ben 
Bruttoeinnahmen bie vierteljährig zu vergütenden Zinfen für die von ber 
Karlsbader Sparcafje dem Erebitvereine vorgefchoffenen Geldmittel in Ab⸗ 
zug gebradt werben. Bon dem aus ber Gefchäftsgebarung des Credit⸗ 
vereines erzielten Reinerträgnifie bat die Karlsbader Sparcaſſe 45 Percent 
zu beziehen, weitere 5 Percent gebühren den Mitglievern des Comit’s, 
welches den Berein vepräfentirt und verwaltet, als Entſchädigung für ihre 
Mühewaltung; der Reft von 50 Percent wird zur Gründung des Reſerve⸗ 
fondes verwendet. 

Dem Erebitvereine, welder vom Jahre 1877 an der Erwerbfteuer 
unterzogen ift, deſſen Einfommen fonah im Hinblid auf die ausdrückliche 
Beftimmung des 8. 4 tes Einkonmenfteuerpatentes vom 29. Octcber 1849, 
R. ©. B. Nr. 439 der Einfommenftener in der J. Claſſe unterliegt, 
wurde über deſſen Belenntnig die Einfommenftener nad der I. Claſſe für 
die Jahre 1877, 1878 und 1879 bemeifen. 

Im adminiftrativen Inftanzenzuge hat der Erebitverein die Steuer- 
bemeffung aus dem Grunde angefochten, weil bei Feftftellung des fteuer- 
baren Einkommens aus den für obige Stenerjahre maßgebenven Geſchäfts⸗ 
jahren berjenige Betrag, welcher vom rebitvereine der Sparcaffe an 
Zinfen für die dem DBereine im Zwede ber Wechielescomptirung gegebenen 
Vorſchüſſe gezahlt wird und der Adpercentige Antheil ver Sparcaffe am 
Eöcomptegewinne des Vereines nicht als Abzugspoft anerkannt worden ift. 

Mit der angefochtenen Entſcheidung hat jedoch die k. k. Fin.Landes⸗ 
direction dem in der angegebenen Richtung erhobenen Recurje feine Yelge 
gegeben, weil nad den gepflogenen Erhebungen ver Berein fih nur mit 
dem Wechfelescompte im juriflifhen Sinne des Wortes befaßt, daher tiefe 
Zinfen dem Steuerabzugsrechte im Grunde des 8. 28 des Einkommen 
fteuerpatente8 nicht unterliegen, vielmehr die Gefammtwechſelescomptezinſen 
ohne Unterſchied, ob biefelben von Handels⸗ und Gewerbetreibenden her⸗ 
rühren oder nicht, eine fteuerbare Einnahme bilden, von welcher bie von 
Creditvereine an bie Sparcafje für die demfelben von der Letzteren behufs 
der Wecfeleecomptirung zur Verfügung geftellten Gelder zu erfeßenden 
Zinfen gemäß $. 11, Abſ. 2 des Einkommenfteuerpatentes nicht in Ab- 
ſchlag gebracht werden bürfen, weil der Erebitverein, bezw. das Einfonnten 
desjelben mit Rückſicht auf die in Borfchreibung ftehende Erwerbſteuer 
gemäß 8. 4, 3. I de8 Einkommenfteuerpatentes der Befteuerung nach der 
1, Claſſe unterliegt, weshalb auf ihn die Beftimmung des bezogenen 8. 11, 
Abſ. 2 dieſes Patented volle Anwendung findet. 


14* 
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In der gegen biefe Entſcheidung eingebradten Beſchwerde wird ein⸗ 
gewendet, der Creditverein fei eine von ter Sparcafjie in Bereinsforn 
errichtete Zweiganftalt, welche nicht als ganz ſelbſtſtändiges Rechtsſubject 
angefehen werden koönne. Wechſeldarlehen, welche Sparcaflen den Handel⸗ 
und @ewerbetreibenden gewähren, find bei Bemeffung der Eintemmenftener 
der Sparcaffen auszuſcheiden. Wollte aber ber Creditverein als felbft- 
ſtändige juriftifhe Perfon betrachtet werden, fo wären bie Zinfen von. 
Wechſeln, welde bie Crebittheilnehmer, durchaus Handele und Gewerbe 
treibende, einreichen, von der Einkommenfteuer frei zu behanteln, indem 
bemerlt wird, baß die Edcomptirung ber von den Grebittheilnehmern ein⸗ 
gereichten Wechfel nichts anderes wäre, als die flatutenmäßige Gewährung, 
von Borſchüſſen an diefelben. 

Hierüber muß vor Allem bemerkt werben, daß, wenn auch ber 
Crebitverein in einem gewiflen Abhängigfeits- und Geſchäftsverhältniſſe 
zur Karlsbader Sparcafje ſieht, deſſen ſelbſtſtändige juriftifche Berfönlichkeit 
fhon aus den Beflimmungen der Statuten desfelben erhellt, indem bafelbft 
normirt wird, welde Gejchäfte die Karlsbader Eparcaffe mit dem Eredit- 
vereine macht, daß berjelbe 1) durch die Blenarverfammlung der Erebit- 
theilnehmer; 2) durch das von ber letzteren gewählte Comité repräfentirt: 
und verwaltet wird, und daß namentlid das Comité ben Crebditverein ges 
gegenüber der Karlsbader Sparcafje repräfentirt (88. 5, 26, 33 ber 
Statuten des Bereined). Es ift au ftatutenmäßig die Entfcheidung von 
Streitigkeiten zwifchen dem Creditvereine und der Karlsbader Sparcaffe 
vorgefehen, und im Falle der Auflöfung des Vereines wird den Credit⸗ 
theilnehmern außer den in den Sicherheitöfond eingezahlten Beträgen über- 
dies noch ber aus dem Reingewinne des Creditvereined gebildete Reſerve⸗ 
fond verhältnigmäßig zugewendet, reſp. unter diefelben nah Verhältniß 
ihrer Creditbetheiligung vertbeilt. 

Im gegebenen Falle handelt es fih auch nicht um bie Beflenerung 
des Einkommens ter Karlsbader Sparcaffe, fondern um die Einfommen- 
ſteuerbemeſſung von dem in der I. Claſſe fteuerpflichtigen Einkommen des 
Creditvereines. 

Nah der protokollariſchen Erklärung des Vorſitzenden bes Credit⸗ 

vereines und des Stellvertreters desſelben macht der Creditverein mit ſeinen 
Mitgliedern die Geſchäſte derart, daß er ihnen das zu ihrem Gewerbs⸗ 
und Gefhäftsbetriebe nöthige Geld innerhalb bes jedem einzelnen Mitgliede 
eingeräumten Credites auf von benfelben einzureichende Wechſel im Eecompte⸗ 
wege gibt. Diefelben erklärten ausdrücklich, es erhelle hieraus, daß der 
Erebitverein der Karlsbader Sparcaffe keine Darlehensgefchäfte macht unt- 
nad feinen Statuten auch nicht machen kann. 

Die von den Lretittheilnehmern zur Escomptirung beim Credit⸗ 
vereine eingereichten Wechſel find Accepte einer anderen Perſon als des 
Wechſeleinreichers. Seitens des Vereines wird die Ceſſionsvaluta nicht 
dem primären Wechſelſchuldner, fondern dem Wechjelgläubiger, welder 
feine erft fpäter fällig werdende Wechjelforberung dem Crebitvereine ver- 
fauft, ausgezahlt. Die Escomptezinfen, welche der Grebitverein für die 
Entbehrung des ausbezahlten Capitale® vom Tage der Auszahlung bie 
zum Berfalldtage des Wechjeld in Anfpruh nimmt, find ein Einkommen 
aus dem Gejchäftsbetriebe des Vereines, welcher eben in ber Wechſel⸗ 
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«scomptirung befteht. Es findet im gegebenen alle die Escomptirung ver 
Wechſel im juriftifhen Sinne ftatt und es kann fonach mit Rüdfiht auf 
die Erklärung der Bereinsvertreter und auf den eingehaltenen Vorgang 
bei Escomptirung der Wechfel auch nicht angenommen werben, baß die 
Beträge, welche die Wechfeleinreicher für ihre Wechfelforderung, die fie an 
den Creditverein verkaufen, erhalten, Vorfchüffe oder Darlehen an vie 
Grebittbeilnehmer und die Escomptezinſen nur Üctiozinfen eines einem 
Handel» oder Gewerbetreibenden gegebenen Darleihenscapitales find, welder 
berechtiget wäre, von biefen Zinfen den Abzug dem Crebitvereine gegen- 
über auf Grund des $. 23 des Einfommenftenerpatentes- zu bewirken, 

Bon der Einnahme des Erebitvereines, welche eben in diefen Escompte⸗ 
zinfen beftcht, innen nah der andprüdlichen Beſtimmung des zweiten 
Punktes des 8. 11 des Einkommenfteuerpatentes die Zinſen von ben 
Sapitalsfhulden der fteuerpflichtigen Gefchäftsunternehmung, d. i. die Zinfen 
von den dem Vereine Seitens der Sparcafje vorgefchoflenen oder geliehenen 
Geldern nicht in Abzug gebracht werben. 

Wenn aber der Crebitverein einen Theil feines Reingewinned (45 
Percent) ftatutenmäßig der Karlsbader Sparcaffe außer dem fintuten- 
mäßigen Antheile an den Regieſpeſen derſelben zumenvet, fo kann hierin 
für den Berein eine Berechtigung, diefen Theil feines Reineinkommens aus 
dem Gejchäftsbetriebserträgniffe auszujcheiden, nicht gefunden werden, da 
diefe Ausgabe nicht” ald eine des Gefchäftsbetriebes wegen gemachte Bes 
trieb8auslage angejehen werben kann, und der Verein eben von dem reinen 
Einkommen aus feinem fteuerpflidtigen Gefchäftsbetriebe nah 8. 10 des 
Eintommenftenerpatentes die Einkommenfteuer zu entrichten hat. 

Nachdem der ter adminiftrativen Entfcheidung zu Grunde gelegte 
Thatbeftand den gepflogenen Erhebungen gemäß richtig angenommen und 
die Entſcheidung laut der cit, geſetzlichen Beſtimmungen gerechtfertigt war, 
“ mußte der 3. ©. Hof die unbegründete Beſchwerde zurüdweijen, 


QAr. 1088. 


Rechtsſatz wie in Ar. 167. 
Erfenntnig vom 3. Mai 1881, 3. 761. 


De E88. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Lofer Lehn, 
Brauers in Piefling, ca. Entſcheidung der nieder-äfterr. k. k. Fin.⸗Landes⸗ 
direction vom 21. December 1880, 3. 47035, betreffend bie für das 
Jahr 1880 bemeffene Einkommenfteuer, nach durdgeführter d. m. Ver⸗ 
Handlung und Anhörung des Beichwerbeführers, fowie des f. k. Min. 
Vice⸗Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet zurüädgewiejen — 
Ein Erfaß der Koften des Verfahrens wird nicht auferlegt."”) 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 167 (Band I, Jahrgang 1876,77), 
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Ar. 1089. 


Die Balfrift des 8. 77 des Geſetzes vom 9. Februar 1850 Tann gegen das 
Begehren um Rü Rellung e« ablier Gebühren aud außer dem Falle eines 
Irrthums oder  onungöverk es eingewenbet werden. 


Erkenntniß vom 3. Mai 1881, 3. 781. 


Der k. k. B. ©. Hof hat über die Befchwerte der Ehegatten Joſef 
und Yohanna Mayer, Dampfmühlbefiger in Poisdorf, ca. Entfcheidung 
bes f. k. Finanz-Min. vom 6. October 1880, 3. 23591, betreffend bie 
Berweigerung der Rüdvergätung eines Gebührenbetrages, nach durchgeführter 
d. m. Berhandlung und Anhörung des Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. Froſch⸗ 
auer, zu Recht erfannt: 

„Die Befhwerde wird als gefeglih nidht begründet ab- 
gewieſen.“ 


Entſcheidnugsgründe. 


Die Ehegatten Joſef und Johanna Mayer hatten mit dem Kanf- 
vertrage vom 21. October 1873 von Michael Wild und Amalie Sauln, 
welche damals noch nicht an der Gewähr fanden, die Dampfmähle Nr. 392 
in Poisdorf um 15.000 fl. erwerben, wovon die 3’/„percentige Gebühr 
vorgefchrieben und am 1. September 1874 auch einbezahlt worden war. 
— Am 19. December 1879 find die genannten Ehegatten um vie theil- 
weife Rüdvergäütung diefer Gebühr aus dem Titel des Gebührennachlaſſes 
unter Nachmeifung der am 4. December 1878 erfolgten grundbücherlichen 
Eintragung der Borbefiger eingefchritten, wurden jedoch von den Yinanz- 
behörten mit diefem Anſpruche abgewiefen, weil fie denfelben nicht inner- 
halb der im 8. 77 des Gef. vom 9. Februar 1850 beftimmten Präclufiv- 
frift von drei Yahren nach erfolgter Einzahlung der Gebühr erhoben hatten. 

Die vorliegende Befchwerde erklärt den gedachten Abweilungsgrund 
nicht für gefeglic, haltbar, nachtem ter $. 77 im vorliegenden Galle über- 
haupt nicht anwendbar fei. 

Der B. ©. Hof fand die Beſchwerde unbegründet. Die Gebühren- 
gefete geftatten den Parteien zur Erwirkung der Eorrectur vorgejchriebener 
und eventuell einbezahlter Gebühren nur zwei Wege, bie in den 88. 77 
und 78 des Gef. vom 9. Februar 1850 bezeichnet find. Den Weg ber 
Beſchwerde gegen die vorgefchriebene Gebühr im adminiftrativen Inftanzen- 
zuge ($. 78) haben die Eheleute Mayer, wie fie felbft erklären, nicht be» 
treten, weil die Gebühr mit 3°/, Percent zur Zeit der Vorſchreibung 
geſetzlich bemeſſen war. Den Anfprud auf theilweife Zurüdvergätung ber 
Gebühr auf Grund des 8. 77 halten fie für unftatthaft, weil es ſich im 
vorliegenden Falle weder um einen Irrthum noch um einen Rechnungs⸗ 
verftoß banbelt. 

Der DB. ©. Hof fand nun eine Recdtöverlegung darin nidt, wenn 
die Finanzbehörden in einer angemeflenen Auffafiung bes $. 77 die Ge⸗ 
neigtheit ausſprachen, daß fie die begehrte Gebührenrüdvergätung im Yalle 
ftattgefundener Geltendmachung innerhalb drei Yahren nad erfolgter Ein. 
zahlung bewilligt haben würden und wenn fie, nachdem biefer Termin nicht 
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eingehalten wurde, den fraglihen Anſpruch ablehnten. Denn wenn es auch 
zuläffig ift, den zum Behufe der Erwirkung des Gebührennachlaffes zufolge 
Abf. 9 der Fin. Diin. Bog. vom 3. Mat 1850, R. ©. 93. Nr. 181 
erforderlichen Nachweis der erfolgten grundbücherlichen Eintragung des Bor» 
befigerd oder der Herftellung der Grundbuchsordnung auch nachträglich 
noch zu erbringen, obſchon die Gebühr bereits vorgefchrieben, eventuell 
einbezahlt ift, jo wäre es einer gerechten Handhabung ver Gebührengefett 
nicht angemefien, die Salfrift des S. 77 des Gebührengeſetzes nur auf 
jene Fälle zu beſchränken (Irrthum oder Rechnungsverſtoß). Diefe Frift 
von drei Jahren wird im Allgemeinen angewendet werden können, wo 
überhaupt ein anderer ausprüdliher Termin für die Geltendmachung ven 
Rechten nicht offen fteht. 

Der B. ©. Hof fand daher die Beſchwerde zur Stattgebung nicht 
geeignet. 


Ar. 1090. 


Gebührenbehandlung der Ansgedinge bei Gutsabtretungen. 
Erkenntniß vom 8. Mai 1881, 3. 782. 


Der  f. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Johann Grasl, 
Beſitzers des Holgedergutes zu Holzebt, ca. Entſcheidung des k. k. Finanz. 
Min, vom 30. October 1880, 3. 21483, betreffend die Gebührenbe- 
meflung von dem Uebergabsvertrage dto. 16. September 1879, nad) durd)- 
geführter d. m. Verhandlung und Anhörung des k. f. Min.-Bice.Sccr, 
Ritter v. Frofchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet abge- 
wiefen. — Der Beſchwerdeführer hat an das k. f. Finanz- 
minifterium an Koften des Berfahrens den Betrag von 10 fl. 
binnen 14 Tagen nad Zuftellung des Erkenntniſſes zu bezahlen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Die Ehegatten Johann und Agnes Grasl hatten mit dem Vertrage 
vom 16. September 1879 das ihnen gehörige und von ihnen felbft auf ° 
19.960 fl. bemerthete Holzevergut ſammt Grunpftüden und fundus in- 
structus um ben vereinbarten Preis von 13.500 fl. ihrem Sohne Yohann 
Grasl und deſſen Braut Katharina Kirchſteiger übergeben. — Auf Ab- 
rechnung von dem erwähnten Uebergabspreife haben die genannten Braut⸗ 
leute die auf der Realität haftenden Paffiven pr. 2600 fl., ferner an 
unverficherten Heirathsgütern 3800 fl., wie auch die von den Uebergebern 
den brei noch unverforgten Kindern derfelben & 1500 fl. zugedadten Hei- 
rathegutbeträge mit zufammen 4500 fl. zur Zahlung übernommen; ferner 
folten die Mebernehmer 1600 fl. ven Uebergebern allmählig bezahlen und 
werden bie Erfteren ermäcdtiget, 500 fl. für fi als Ausftattung in Ab⸗ 
rechnung zu bringen. 

Ein Betrag von 500 fl. habe al8 Stillage unverzinslih und un⸗ 
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aufkündbar auf dem Anweſen bi8- zum Ableben des legten Theiled ver 
Uebergeber zu verbleiben. — Die Uebergeber ſtipulirten ferner für fich ein 
Mohnungs- und Naturalausgedinge und verpflichteten bie Uebernehmer, 
den unverforgten drei Gejchwiftern der Lebteren eine Naturalabfertigung 
zu leiften. | | 

Die Finanzbehörden nahmen bei dieſem Lebergabsvertrage eine theil⸗ 
weife Schenkung an, welche dadurch ermittelt worden ift, daß von dem 
anerkannten Werthe der Realität pr. 19.960 fl. in Abzug gebracht wurben: 
a) die Stillage pr. 500 fl., b) die baare Hinauszahlung von 12.500 fl., 
c) die mit 231 fl. 50 fr. bewertbete Naturalabfertigung an die drei Ge⸗ 
fhwifter, zufammen 13.231 fl. 50 kr., wonach fih die Schenkung mit 
6728 fl. 50 Er. beziffert. — Hienach wurde außer der vom Realwerthe 
pr. 19.960 fl. unter Berüdfichtigung des kürzeren Vorbefiges nit 1 Per- 
cent bemeſſenen Gebühr, für die Schenkung die Gebühr mit 1 Percent 
auf Grund des Betrages pr. 6728 fl. 50 Fr. dann der ben brei übrigen 
Kindern zugewendeten Heirathögutbeträge pr. 4500'fl. und der Naturalab- 
fertigung an die Letzteren mit 231 fl. 50 kr., zufammen 11.460 fl. 
bemeflen. 

Schließlich wurde auch geftattet, daß von dem fih als Schenkung 
an die Mebernehmer darftellenden Betrage pr. 6728 fl. 50 fr. über Abzug 
ber ihnen als Ausftattung zugewenbeten 500 fl. im Refle von 6228 fl. 
50 fr. die 1percentige Gebühr erft nah dem Erlöfchen der Ausgebinge 
dur das Ableben der Uebergeber entrichtet werben bürfe. 

In der vorliegenden Beſchwerde wird diefe Gebührenbemeflung nur 
deshalb angefochten, weil bie zeitlichen Vorbehalte der Uebergeber nicht 
ald ein von den Uebernehmern zu leiftendes Entgelt, fondern deren 
Werth als Object einer Schenfung von ben Finanzbehörden angefchen 
worben it. 

Der V. ©. Hof konnte jedoh in der angefochtenen Entſcheidung 
eine Gefeßwidrigfeit nicht wahrnehmen. Die vorliegende Gutsabtretung 
war eine theilweife unentgeltliche und es mußten fomit bei ver Gebühren» 
bemeflung von berjelben die Beſtimmungen des 8.2, Abi. 1, 3, 5 und 6 
des Gef. vom 19. März 1853, R. ©. B. Nr. 53 in Anwendung ge 
bradyt werben. 

Die zu Gunſten der abtretenden Eltern ftipulirten Ausgedinge 
beſchränken zeitlich nur den Gebrauch und die Nutung aus der Wirth- 
haft, ohne den Bermögensftamm in Anfpruh zu nehmen. — Die kaiſ. 
Verordnung vom 19. März 1853, R. ©. B. Nr. 53 hat daher aud im 
Abf. 5 des 8. 2 verfügt, daß wenn es fih um einen zeitlichen Vorbehalt 
handelt, ven der Geſchenkgeber für ſich jeLbft bebungen hat, von dem 
Werthe dieſes Vorbehaltes die Gebühr nad dem Berhältniffe des Ges 
ſchenknehmers zu dem Gefchentgeber zu bemefien und von dem Geſchenk⸗ 
nehmer unabhängig von der ihn nad der Beftimmung des Abſ. 1 des cit. 
8. 2 treffenden Schuldigkeit mit der Verpflichtung ficherzuftellen ift, daß 
die Zahlung binnen 30 Tagen nad Erlöfhung des zeitlihen Borbehaltes 
ftattzufinden bat. 

Aus diefer Anordnung ergibt fi für den vorliegenden Fall, daß die 
vom Gebührenbemefjungsamte mit 3280 fl. ermittelte Werthquote ber 
Seitens der Uebergabe für fi bebungenen Vorbehalte nicht ald ein von 
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den Uebernehmern zu leiftendes Entgelt aus dem Werthe des übergebenen 
Gutes ausgeſchieden, ſondern als ein Beftanbtheil jener 6728 fl. 50 Er, 
betragenden Wertbquote behantelt werden mußte, welche fi als reine 
Schenkung an die Uebernehmer barftellt, daher mit dieſer der Schenkungs⸗ 
gebühr von 1 Percent zu unterziehen war. 

Wenn die Finanzbehörden die Bewilligung der Vormerkung der Ges 
bühr bis nach dem Erlöſchen der Vorbehalte nicht auf den erwähnten Werth 
der letzteren pr. 3280 fl. befchränften, fonvdern auf die Gebühr aus 6228 fi. 
50 fr. ausdehnten, fo lag hierin eine Begünftigung und keine Rechtsverletzung 
der zur Entrihtung diefer Gebühr Verpflichteten, weshalb die Beſchwerde 
als in jeder Richtung unbegründet abgewiejen werden mußte. . 


Ar. 1091. 


Die zwangsweife Heranziehung zu gemeinfchaftliden Betriebsanlagen auf 

Grund des Geſetzes ($. 126 der Bew. Ordg vom 20. December 1859) hat 

den Beftand einer im Sinne der Gewerbeordnung organifieten Genoſſen⸗ 
ſchaft zur Boransfegung. 


Erienntniß vom 4. Mai 1881, 3. 762. 


Dart B.6©,. Hof hat über vie Beſchwerde des Franz Hollefihel 
und Genofjen ca. Min. des Innern und die Stadtgemeinde Neutitfchein 
anläßlich der Entfheidung des erftieren vom 25. Yuli 1880, 3. 10863, 
betreffend die Errichtung eines neuen Schlachthaufes in Neutitichein, nad 
durdgeführter d. m. Verhandlung und Unhörung des Adv. Dr. Bernhurd 
Dtto, des k. k. Min.⸗Rathes Dr. Kitter v. Helm, dann des Dr. Hugo 
Fuchs, Bürgermeifters in Neutitihein, in Bertretung des mitbelangten 
dortigen Gemeinderathes, zu Hecht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird als im Geſetze nit 
begründet nad 8. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. B. 
ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Eutſcheidungsgründe. 


In der mit der angefochtenen Min.⸗Entſcheidung im Recurswege 
in Kraft geſetzten Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft Neutitſchein 
vom 24. October 1878, 3. 1515 wurde den Fleiſchhauern, welche das 
Fleiſchhauergewerbe in Neutitfchein betreiben, aufgetragen, ein neues Schlacht« 
- haus auf einem biezun geeigneten Platze herzuftellen, dieſe Herftellung binnen 
Jahresfriſt zu vollenden und um vie erforderlihe Genehmigung biefer Be⸗ 
trieb8anlage einzufchreiten, dann nah Ablauf diefer Friſt den Betrieb in 
dem alten ˖Schlachthauſe gänzlich einzuftellen und nirgends anders als in 
der neuen gemwerböbehörblih genehmigten Betriebsftätte zu fchlachten. — 
Diefe Entſcheidung wurde an Franz Hollefchel, Borfteher der Fleiſchhauer⸗ 
genofjenfhaft in Neutitfchein, gerichtet. 

Dei diefer Entſcheidung, welche keinerlei Beftimmung enthält, wie 
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eine Einigung oder Betheiligung der ſammtlichen Fleiſchhauer in Neutitichein 
an biefem gemeinfhaftlid;en Unternehmen, fowohl was bie Herftellung des 
Schlachthauſes, als die Aufbringung der Koften für bie Errichtung und 
Erhaltung und die Modalitäten und Bedingungen der künftigen Benützung 
der gemeinfhaftlichen Betriebsſtätte anbelangt, erzielt werben ſoll, wurde, 
wie auch die Zuflellung der Entſcheidung erfehen läßt, offenbar ven ber 
Boransfegung audgegangen, daß in Neutitfchein eine Fleiſchergenoſſenſchaft 
als gejetlih anerkannte juriftifche Perfon beftche, deren orbnungsmäßige 
Bertretung nad Maßgabe des Statuted ter Genoſſenſchaft Namens ber: 
felben Beichläffe faffen und ausführen, über ihre Sonde verfügen, eventuell 
die erforberlihe Dedung der Anslagen der Genoſſenſchaft durch ftatuten- 
gemäße Heranziehung ihrer Mitglieder veranlaflen kann. 

Denn nur einer folden Corporation gegenüber erjcheint ein Auftrag 
wie der vorliegende, welcher jeder näheren Beſtimmung darüber, wie ein 
einheitliches Vorgehen der fänmtlichen Betheiligten erzielt und in weldem 
Maße jeder Einzelne zn den. Koften herangezogen werben foll, entbehrt, 
fofort im Zwangswege durchführbar. 

Diefe in der Natur der Sache liegende Borausfegung iſt auch in 
ber pofitiven Anordnung des Geſetzes gegründet. — Eine Beſtimmung im 
Dezug auf gewerbliche Geſchäftsunternehmungen auf gemeinſchaftliche Rech⸗ 
nung und auf Herflelung oder Beflanpnahme von gemerblihen Aulagen 
zur gemeinfchaftlihen Benützung findet fi in ber Gewerbeordnung vom 
20. December 1859, R. ©. B. Nr. 227 nur im fiebenten Hauptftüde 
von den Genofſenſchaften und zwar im 8. 126. — Die in diefem Para- 
graphe erwähnte zwangsweife Heranziehung zu gemeinſchaftlichen Betriebs⸗ 
anlagen bat, abgeſehen von fonftigen gefetlichen Beftinnmungen, jedenfalls 
ben Beſtand einer im Sinne der Gewerbeorbnnng organifirten Genoſſen⸗ 
[haft mit nach den gefeglichen Anordnungen verfaßten und behörblicy ger 
nehmigten Statuten. (88. 108 und 127) und einer flatutenmäßigen Ver⸗ 
tretung, welche Namens fänmtliher Mitglieder Beſchlüſſe faflen und felbe 
unter Verwendung des Genoſſenſchaftsvermögens, eventuell mittelft Umlage 
ber Koften auf bie einzelnen Genoſſen ($$. 116—123) zur Durchführung 
bringen kann, zur Borausfeßung. 

Nun geht aber aus den vom F. k. Minifterium angeorbneten, von 
der Bezirkshauptmannſchaft gepflogenen Erhebungen hervor, daß eine Um⸗ 
geftaltung der zur Zeit der Einfügrung der Gewerbeordnung vom Jahre 
1859 beftandenen Tleifchhauerinnung (Zunft) in eine Genofjenfhaft nad) 
den Bellimmungen ver Öewerbeorbnung, wie fie die 88. 106 und 108 der» 
felben enthalten, bisher nicht erfolgte. — Die am 28. Februar 1881 
protofollarifh vernommenen Fleifchhauer und jogen. Genoſſenſchaftsvorſteher 
Franz Kober und Franz Hollefchel erklären, eine eigentliche Fleiſchergenoſſen⸗ 
Schaft beftehe in Neutitjchein nicht, feit 1870 babe aud bie eigentliche 
Thätigkeit der Tleifcherzunft tafelbft aufgehört. — Eine Wahl von Ber- 
tretern der leifher finde nur zum Zmede der Berzehrungsftenerabfindung 
ftatt, fie werden nur irrthümlich Genoſſenſchaftsvorſtände genannt und 
ihnen werde die Verwaltung des beftehenden Schlachthauſes, welches ein 
Eigenthum der Befiger der fiebenundzwanzig Tleifchbänfe fei, von diefen über« 
tragen, weil doch irgend Demand die Aufficht und Verwaltung dieſes Objectes 
in der Hand haben müſſe. — Die Rechte einer Genoſſenſchaft nad 8. 108 
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der Gew. Ordg. feien nie ausgeübt worden, doch jeien die Fleiſcher zur 
Errichtung einer Genoſſenſchaft bereit. 

In dem an die Bezirfshauptmannfchaft gerichteten Erlaffe der Statt- 
halteret vom 16. Februar 1881, 3. 3376 wird ausbrüdlidh conftatirt, 
daß die Fleifchergenoffenfchaft in Neutitfchein ein im Sinne des 8. 108 
der Gew, Ordg. von der Statthalterei genehmigtes Statut nicht befike, 
fohin in biefer Bedeutung gefetlich nicht zu Recht beftehe und die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft berichtet unterm 28. Februar 1881, 3. 2213 unter 
Hinweifung auf die erwähnten Prototollarerhebungen, daß die Neutitfcheiner 
Fleiſchhauer Feine ſolche corporative Thätigkeit entwidelt haben, welche auf 
den Beftand einer Fleifchergenofienfchaft überhaupt binweifen würde. 

Die gefetlihe Borausfegung des 8. 126 der Gew. Ordg. ift daher 
vorliegendenfall® nicht vorhanden. 

Eine Berpflihtung zur Herftellung einer gemeinfchaftlihen Betriebs⸗ 
flätte (eines Schlachthauſes), wie fie in der angefochtenen Min.⸗Entſcheidung 
den Fleifchhauern in Neutitfchein auferlegt wird, kann aud nicht etwa 
aus dem DBeftande einer Tleifchhuuerinnung (Zunft) daſelbſt abgeleitet 
werden. — Denn abgefehben davon, daß den erwähnten Protolollar- 
erbebungen zufolge die Fleifcherzunft in Neutitfchein ihre eigentliche Thätig⸗ 
feit feit 1870 eingeftellt bat und einer orbnungsmäßigen Vertretung ent- 
behrt, ift feine ftatutarifche Beſtimmung nacdhgewiefen worden, melde die 
Zunft zur Herftellung eines Schlachthauſes verpflichten mwürbe und ift 
insbefondere nicht erfichtlich, ob feit dem Uebereinfommen vom 24. Juni 1864, 
in welchem das Eigenthumsrecht der Befiger der fiebenundzwanzig Fleiſchbänke 
binfihtli des Schlachthaufes nebft Garten und anderen Gründen anerlannt 
wurde, noch ein zur Dedung der Koften für Herftellung eines Schlacht⸗ 
hauſes hinreichendes eigentliche8 Zunftvermögen vorhanden fei oder nicht, 
dann daß und nach welchem Maßſtabe beim Abgange eines genügenden 
BZunftvermögen® die einzelnen Zunftmitgliever zur Abgangsdeckung heran 
zuziehen wären. 

Eine allgemeine Vorſchrift endlih, ähnlih dem 8. 126 der Gew. 
Drbg. vom Jahre 1859, nad welder den Zünften der Fleiſcher die Here 
ftellung von Schlahthäufern hätte aufgetragen werden können, ift nicht 
erfloffen und eine allgemeine Norm, weldhe einen Schlachthauszwang, wie 
er durch die Handelöminifterialverordnung vom 25. Juni 1850, R. ©. 2. 
Nr. 248, S. 1035, Punkt 6 für Wien, und durch das Landesgef. für 
Niederöfterreih vom 3. Februar 1873, L. ©. B. Nr. 20, ©. 36 für 
die Vororte Wiens — Übrigens unter Berpflihtung der Gemeinden, 
nicht der Zünfte oder Genoffenfchaften zur Herftellung der Schlachthäufer — 
eingeführt wurde, feſtſetzt, eriftirt nicht. 

Da fonach keine gefetlihe Borfchrift befteht, auf welche ver in der 
angefochtenen Entſcheidung ertheilte Auftrag, demzufolge die das Fleiſch⸗ 
hauergewerbe in Neutitfchein ausübenden Fleiſchhauer ein neues Schlacht⸗ 
haus berzuftellen haben, bafirt werben fünnte, mußte die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung al® im Geſetze nicht begründet aufgehoben werden, 

Die von der angeblichen Verpflichtung der Fleiſcher zur Herftellung 
eines neuen Schlahthaufes unabhängige Frage der Sanitätswibrigfeit des 
gegenwärtigen Schlachthauſes und ber Schladhtungsmodalitäten überhaupt, 
bleibt durch dieſes Erkenntniß felbftverftänplic unberührt. 


Pro %. 2. — Ei 3). Ba ML, 3. GL. 


Ter L B. G. Cor hat iter vie Beichmerde des Ulmüser Metro» 
sefitawcayıtei® um eb Pfarrete Ichuun Tauich ea Min. für Caltus 
aus Iuterr.dt auläglıh der Euriheitung desfelben mem 12. Uctober 1880, 
A. 11586, betreffend tie Triembirmug ven Linfünften ver Schale in 
Trsig, nach surdgeführter 5. m. Ferhuntlumg mt Anhörung des Ad 
socıen Dr. Jeief Aınterlit, fsmie Des ff Men-Scr. Dr. Ritter von 
Eyaun, za Recht erlaunt: 

„tie Deihswerre wirt als gubegrüänzter abgewiefen.“ 


Exifdrinangserände. 

Mit zer augefochtenen Eutjcheirang but das £ L Miniſterium das 
Begehren ter Bertreter ver Trjchizer Krarrirche um Antiheitung ber 
Orumentiafiungsebligatiom dito. 1. Jinmer 1857, Rr. 2405 jamımt Zinfen 
ans vom Bermögen uns Cinlünjten rer Irfbiger Schule und um Aner⸗ 
fenmung, daß tie Obligatien ter Kirche zu Sweden ter Beſtreitung des 
Aufwandes für ven Meßner⸗ mut Orgauiſtendienſt zugehöre, zurückge⸗ 
wieſen, weil tie Zinſen ver Obligatien im der behördlich genehmigten 
Schulfaffien dto. 12. Anguſt 1356 im ter Rabril Einkünfte tes Schul⸗ 
dienſtes eingeſtellt ericheinen und firdhlickerteit® keine zureichenten Belege 
für das behauptete Recht rer Kirche beigebracht werten fint. 

Tagegen wirb in der Pefchwerte geltent gemacht, daß 1) tie Schul- 
faffien vom Yahre 1856 ohne Zuflimmung ter Bertreter der Kirche, da⸗ 
ber nicht im geſetzlicher Weiſe verfaßt werten if, uud daß 2) durch die 
Arminifirativacten, fpeciell durd vie über tie Errichtung der Schulen in 
Klein⸗Laonik und Doleplaz und Über die Ausichulung der diefen Gemeinde⸗ 
fnlen zugewichenen Oriſchaften aus tem Eprengel ter Pfarrſchule in 
Trſchitz erwieſen fei, daß der Piarrfchullehrer in Trſchitz jene Natural⸗ 
abgaben, welde durch die obbezeihnete Grundentlaſtungsobligation abge- 
löf worden find, für den Cherregententienft bezogen habe, ta ihm dieſe 
Beige aus ven nach Lasnik uud Doloplaz eingefhulten Ortfchaften be- 
laflen werben find. 

Ad 1, Es iſt ridtig, daß die Faffion vom Jahre 1856 ohne Inter- 
vention der Vertreter der Kirche zu Stande gelommen ift und daher im Einne 
de6 8. 196 der polit. Schnlverfaſſung für ſich allein gegen die Kirche nicht 
al6 beweiswirkend angelehen werden könnte. Da jedoch die in Rebe 
fiehende Örundentlaftungsobligation auf den Ramen der Schule in Trichitz 
andgefertigt wurde, da weiter in der Orundentlaftungsverhandlung bie 
Schule als bezugsberechtigt angeführt wird und da feither tie Einkünfte 
flets der Schule zugeflofien find, jo konnte jenem Maugel ein weiteres 
Gewicht um fo minder beigemeflen werden, als aus den Abminiftrativacten 


Nr. 1092. — Erf. v. 5. Mei 1881, 3. 711. 221 


und aus ben in ber Beſchwerde beigebradten Documenten die Richtigkeit 
der Behauptung, daß die Naturalgiebigfeiten, an deren Stelle die Grund⸗ 
entlaftungsobligation getreten ift, dem Lehrer in feiner Kigenfchaft ale 
Chorregent zugeflofien find, keineswegs abgeleitet werden kann. 

Ad 2. Aus Anlaß der Örundentlaftungsverhandlung wurde Seitens 
der Commiffion ausdrücklich hervorgehoben, daß ter Zitel, aus welchem 
der Trſchitzer Schulleher die abgelöſten Naturalabgaben bezogen hat, nicht 
conftatirt werden konnte. Nur foviel fteht feft, daß vie abgelöften Giebig- 
feiten feit undenflien Zeiten von den Orunpbefigern des früheren Pfarr- 
ſchulſprengels Trſchitz an ben Lehrer geleiftet worden find und in einer 
Anzahl von Korn» und Habergarben, dann in Eiern beftanven haben. 

Es ift ridtig, Daß nah Ausſchulung der Ortſchaften Slein- und 
Groß⸗Laznik, Sorcov und Wiklek, weiter von Doloplaz aus dem Sprengel 
der Trſchitzer Pfarrichule, dem Pfarrfchullehrer die fraglihen Giebig⸗ 
feiten, auch foweit fie von den ausgeſchulten Ortſchaften präftirt wurden, 
belaffen worden find. Allein hieraus kann nicht gefchloffen ‚werben, daß 
. biefe Giebigkeiten dem Pfarrfchullehrer in feiner Eigenſchaft als Chorregent 
gebührt haben. 

Weder das Protofoll vom 5. Yänner 1788, noch auch jenes vom . 
23. Juni 1789 bezeichnet die Abgabe in Garben als ein Einkommen aus 
dem Chorregenten-, Meßner⸗ oder Organiftendienfte. Im Oegentheile 
beide Protokolle gedenken des Rectorsgehaltes insbeſondere. Es ift fomit 
ganz wohl denkbar, daß die damals gepflogenen Concurrenzverhandlungen 
ben doppelten Zweck verfolgten, bie Ansmittlung bet Bezüge für die 
neucreirte Lehrerftelle ohne Schmälerung des Einkommens ver alten Schule 
zu bewerfitelligen. 

Hiezu kommt noch, dag nad der Actenlage es mindeſtens als wahr- 
fcheinlich bezeichnet werden muß, daß die Giebigkeit in Getreidegarben in: 
bie Kategorie der fogenannten Wetterläutgebühren, Weiterläutgarben zählt. 
— In der Örundentlaflungsanmeldungstabelle wird die Abgabe in Garben 
als „Wettergarben* bezeichnet und in dem der Beſchwerde angeſchloſſenen 
Prototolle dto. 23. Juni 1789 wirb an der Stelle, wo der Übgaben aus 
der Ortſchaft Wiklek gedacht wird, ebenfall® von „Wettergarben“ geſprochen. 
Nun ergibt ſich aus den Beſtimmungen der Hofſdecrete vom 9. October 
1784, Bol. ©. ©. Br. 6, ©. 573, vom 10. October 1787, Bol. ©. ©. 
Bd. 13, ©, 500, daß diefe Art von Giebigfeiten feit Erlaffung biefer 
Geſetze den Charakter einer Entlohnung für den Schuldienft erhalten haben 
‚und von gefegeöwegen Einkünfte des Schulbienftes geworben find. Zählten 
aber die in Frage ftehenden Naturalgiebigfeiten zu dieſer Art Gebühren, 
dann erklärt fich der zu Ounften der Pfarrjchule gemachte Vorbehalt im 
Hinblid auf die pofitive Beftimmung des 8. 188 der polit. Schulverfaflung. 
von jelbft. | 

Die Beſchwerde nıußte daher als im Geſetze nicht begründet zurüde 
gewiefen werben. 
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Einzelngewerbe der Maurer, Steinmege, Zimmerlente nur zur Ausfüh- 
rung ber in ihr Gewerbe einfchlägigen Arbeiten, die Baumeifter aber zur 
Bereinigung ber Arbeiten der verfhienenen Baugewerbe be- 
rechtigt erkannt würden. Wollte dem 2. Ubf. des 8. 23 ver in ber Ent« 
fcheidung angenommene Sinn beigemeflen unb berfelbe dahin verftanben 
werden, daß die Leitung und Führung von Hodbauten nur durch Bau⸗ 
meifter erfolgen könne, dann wäre ber Beifag: „mit Vereinigung der ver- 
fchiedenen Baugewerbe” entweder ganz überflüffig oder derfelbe hätte nur 
die Bedeutung eines Motive, worauf die Ausdrucksweiſe des Geſetzes 
fiherli nicht hindeutet. 

Hiezu kömmt, daß diefe Auslegung mit den Anordnungen ber zur 
Zeit der Erlaſſung der Gewerbeorbnung in Wirkfamfeit geweienen Baur 
orbnung vom 17. März 1833, — 27. März 1845. nicht in Einklang zu 
bringen wäre, da 8. 13 derſelben beftimmt: „Bei der Vornahme eines 
neuen Baues, oder einer Gauptwieberberftellung hat fi der Bauunter- 
nehmer eines gejeglich befugten, geprüften Ban-, oder Maurer-, Zimmer- 
und Ziegelvedermeifters unter fonftiger firenger Ahndung zu bedienen.“ 
Nach diefer Geſetzesbeſtimmung war es in das Belieben des Banunter- 
nehmers geftellt, ob er die Ausführung des Baues in feiner Totalität 
einem Baumeifter, oder aber die einzelnen Arbeiten dem Fachgewerbsmanne 
übertragen wollte. Eine Aenderung dieſer gefeglih:n Beftimmungen Tag 
außerhalb des Zweckes eines Gewerbegefeges und es muß deshalb an- 
genommen werden, und der Wortlaut des 8. 23 ftreitet auch dafür, daß 
der Gejeßgeber beide Gefetesbeftimmungen im Einklang gefunden habe. 

Ad 2. Belangend vie Beitimmungen der Bauordnung, fo trifft ber 
8. 22, Abſ. 2 bezüglich der Frage, wer Banführer fein könne, Tebiglich 
die Beflimmung, „die Bauherren haben ſich bei ihren Bauten nur hiezu 
berechtigter Perfonen zu bedienen.” Es verweift demnach die Bauordnung 
in diefer Beziehung offenbar auf die oben befprochenen Beftimmungen ber 
Gewerbeordnung. Wenn daher der $. 12 der Bau-Orbg. eventuell die 
Fertigung des Bauplanes aud von jener Perfon fordert, welde die Aus- 
führung des Baues unternommen bat, wenn weiter der 8. 13 die Zuziehung 
des Bauführers zur Bancommiffton und der 8. 22, Abf. 1 die Namhaft⸗ 
machung des Bauführers fordert, fo ift darunter jene Perſon zu verftehen, 
die im Sinne der Gewerbeorbnung zur Ausführung der fraglichen Urbeit 
berechtigt erjcheint. 

Der Bauherr Johann Vejroſtek hat als Bauführer die concefftonirten 
vorgenannten Meifter namhaft gemacht, und weil dieſe zur ſelbſtſtändigen 
Ausführung der beabfichtigten in ihr Fach einfchlagenden Arbeiten berechtigt 
find, Hat der Bauherr den Bebingungen der 88. 12, 22 entiproden. 
Zwar wird für die Anfiht, daß unter dem in den 88. 12, 13, 22 der 
Bau-Ordg. gebraudten Worte „Bauführer” nur ein Baumeifter verftanden 
werden könne, geltend gemacht, daß ein Hochbau eine einheitliche Aus- 
führung erfordere und nur in der einheitlichen Leitung eine Garantie für 
die planmäßige und ſolide Durchführung des Baues gefunden werden 
könne. Dem gegenüber ift zu bemerken, daß das Geſetz für die einheitliche 
Durdführung eined Baues dadurd Sorge getragen, daß einerfeits für 
ven Bauplan die behördliche Genehmigung verlangt wird und andererfeits 
die Baubehörden nicht blos berechtigt, fondern geradezu verpflichtet find, fich 
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von ber richtigen und planmäßigen Durdführung bie Ueberzengung zu 
verichaffen. 

Diefe Beftimmung im Berein mit dem Rechte der Baubehörte, bie 
Baubewilligung an beftimmte Bedingungen zu Tnäpfen, bietet auch den 
Baubehörvden hinreihend Spielraum, in Fällen, wo der Führung des 
Baues eine höhere technifche Vorbildung ter Bauführer geboten erſcheinen 
läßt, die zwedentfprehende Berfügung zu treffen und die Banherren even- 
tuell zur Aufftellung eines folden Bauführers, 3. DB. eines Baumeifters, 
8. 23, Abf. 2 Gew. Orbg., durch den Bauconfens zu verpflichten. Allein 
eine ſolche Berfügung ift kein Poftulat der angerufenen Gefetesftellen, fie 
wird in ber bdiscretionären Gewalt ver Behörden ihren Grund haben und 
ein Refultat der bei der Baucommilfton conftatirten, befonderen thatfäch- 
lichen Berhältniffe fein. 

Aus allem dem folgt, daß das von Johann Beiroftel überreichte 
Bangefuh den Beftimmungen ber Bauordnung entfprohen bat, und daß 
daher die Verweigerung der Bornahme ter Baucommilfion im Gefege nit 
begründet war. | 


Ar. 1094. 


Bei Ererutionen auf einen Beamtengehalt fteht den Adminiſtrativbehörden 

wohl die Prüfung der Ausführbarfeit des Bollzuges, nit aber das Urtheil 

über die Geſetzmaßigkeit der vom ordentlihen Richter bewilligten Exe⸗ 
eution zu. 


Erkenntniß vom 11. Mai 1881, 3. 836, 


Der i. f. V. ©. Hof het über die Beichwerde der Marie Pfeiffer 
und be8 Dr, Franz Xaver Kietreiber ca. Entſcheidung des k. k. Finanz⸗ 
Min. vom 1. Yänner 1881, 3. 39986, betreffend die verweigerte Erfolg« 
laſſung des Betrages von 160 fl. ſammt Gerichtskoſten aus ven Bezügen 
des Lottoamtsaffiftenten Wilhelm Biftritfhan, nad burchgeführter ẽ. m. 
Berbandlung und Anhörung des Adv. Dr. Franz XZaver Kietreiber, ſowie 
des Concipienten der !. k. Yinanzprocuratar Dr. Karl Scheimpflug, zu 
Recht erkannt: 

„Die Einwenbung wegen der mangelnden Legitimation 
des Bertreters der Befhwerte bei der öffentlihen mündlichen 
Berhbandlung ift nicht ftattbaft. Die angefochtene Entſcheidung 
wird, infomweit damit der Recurs der Bejhwerbeführer gegen 
bie Entfheitung der E J. Lottodirection vom 30. September 
1880, 3. 3548 abgewiefen worvden ift, als geſetzlich nidt be— 
gründet aufgehoben.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Das k. k. Landesgeriht Wien bat mit Befchei vom 7. September 
1880, 3. 60523 in der Rechtsſache der Marie Pfeiffer, Mutter, und des 
Dr. Franz Kaver Kietreiber, Bormund ter minderjährigen Felicitas Marie 
Pfeiffer, gegen den Lottoamtsaffiftenten Wilhelm Biftritfhan früherer 


Beilage ber Juriſtiſchen Blätter, 
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Rechte unbefchabet und nad) Maßgabe ber klägeriſchen Forderung im Be⸗ 
trage von 160 fl., ferner 97 fl. 92 fr. und 11 fl. 94 fr. Gerichtskoſten, 
fomwie von bereits fälligen Alimentationsraten im Betrage von 170 fl. die 
executive Einantwortung und Erfolglaffung des Gehaltes und der fonftigen 
Bezüge des genannten Beamten bewilligt und dieſe gerichtliche Verordnung 
von Amtswegen fowehl der Caſſa, aus welcher nach Angabe der klagenden 
Partei der Beamte die Zahlung anzuſprechen bat, als aud der Behörde 
bekannt gegeben, welcher dieſe Caſſa unmittelbar unterfteht. 

Es war fomit, wie dies aud in der angefochtenen Entſcheidung jeldft 
anerkannt ift, nah der Vorſchrift des $. 1 der Min.-Verorbnung vom 
9. Mai 1860, R. ©. B. Nr. 125 vorgegangen worden. 

Im Beftande veffen blieb es allerdings noch Auſgabe der der Caſſa 
vorgefetsten Behörde, nämlich ver k. k. Lottogefällsdirection, nah 8. 4 ver 
cit. Berorbnung die Ausführbarkeit des Vollzuges der mitgetheilten Exe⸗ 
ceutionsbewilligung zu prüfen oder diefe Prüfung zu veranlaflen, alfo feft- 
zuftellen, ob und inwieweit das Object der Execution vorhanden, dieſe 
daher ausführbar fei. — Diefe Prüfung ergab, wie dies aus den Acten 
hervorgeht und in den Entfheidungen der Adminiſtrativbehörden gleichfalls 
anerkannt ift, daß dem Lottoamtsaffiftenten Wilhelm Biſtritſchan Anfprüce 
auf einen beftimmten Gehalt und eine beftimmte Activitätäzulage zufteben, 
und daß auf diefen Bezügen weder eine Steuer, nod ein fonftiger Abzug 
haftet, daß daher auch in biefer Richtung dem Bollzuge der Execution 
nichts entgegenftebe. 

Ein Urtheil über die Gefegmäßigfeit der vom orbentlihen Richter 
bewilligten Erecution lag außer dem Berufe der Aominiftrativbehörben; 
eine ſolche Beurtheilung Liegt aber der angefochtenen Entſcheidung, infoweit 
mit derfelben die Einantwortung und Erfolglaflung verweigert worden ift, 
zu Grunde, indem dieſe Bermweigerung erfolgte, weil nah der Meinung . 
des 8. k. Sinanzminifteriums gewiſſe Forderungen, zu deren Hereinbringung 
die Erecution bewilligt worden ift, feine Alimentationsforderungen für das 
unehelihe Kind des gedachten Beamten feien, fontern ber Mutter bes 
Kindes aus einem anderen Rechtstitel zugeſprochen worden feien. 

Diejer Ausſpruch würde auch dann außer die Kompetenz ver Ad» 
miniftratiobehörde fallen, wenn wirklich das von berfelben bezogene Urtheil 
des E. FE, Landesgerichtes jene Auslegung rechtfertigen würde, welche in 
ben Entſcheidungen dieſer Behörden gelegen if. — Iſt aud unverkennbar, 
daß die Aominiftratiobehörden mit Rüdfiht auf den öffentlichen Dienft 
ein Intereſſe an ſolchen Erecutionen, haben, fo ift Doch berzeit fein Geſetz 
nachweisbar, welches venfelben die Ueberpräfung eines in die gefeglich ge 
zegelte Competenz der orventlihen Gerichte fallenden Gegenftanves, nämlich 
des rechtlihen Beſtandes der Executionsverordnung oder auch nur ein 
Rechtömittel gegen eine foldhe bewilligte Execution zugeftehen würde. 

Die Einwendung der mangelnden Legitimation zur Beſchwerde behebt 
fih, weil Dr. Franz Xaver Flietreiber Zeuge der in der Beſchwerdeſchrift 
probucirten Vollmacht auch Bevollmädtigter der Marie Pfeiffer if. — 
Die angefochtene Entfheibung mußte daher in dem in Befchwerde gezogenen 
Theile aufgehoben werben. 


Budwindti, B. G. H. Exrkenntniffe. V. 15 
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Ar. 1095. 


Yus den auf Grund von Reelamationen vorgenommenen Löſchungen in 
den Wählerliften ps 2 ein geſetzlicher Anſtand gegen das Wergeeſuutet 
nicht ableiten. — Die Rihtnadweifung der Identität der erſchienenen 
Wähler und die formellen Mängel der Bollmachten Fönnen nur dann einen 
gefehlihen Grund zur Annullirung eines Gemeindewahlactes abgeben, 


wenn diesbezüglih Thatſachen „conftatirt“ vorliegen. 
Ciche Hi Erkenntniß Pi 691. 


Erfenntniß vom 123. Mai 1881, 3. 750. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Befchwerde des Stefan Maflerotti 
und Genoſſen, Gemeindewähler in Pola, ca. Entſcheidung ber k. f. Statt⸗ 
halterei in Zrieft vom 30. Juni 1880, 3. 6631, betreffend die Gemeinde- 
ausſchußwahlen in Pola, nad durdhgeführter d. m. Verhandlung und An⸗ 
börung des Adv. Dr. Alois Millanich, fowie des f. L Min.Rathes Ritter 
v. Großer, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird als im Gefege nicht 
begründet aufgehoben.” - 


Entſcheidungsgründe. 


Segen tie in dem Zeitraume vom 7. bis 23, März 1880 durch⸗ 
geführten Wahlen tes Gemeindeausfhuffes von Pola find in der gefetlichen 
achttägigen Zrift bei der Oemeindevorftehung mehrere Einwendungen gegen 
das Wahlverfahren ($. 32 der Gem. Wahl-Ordy. für Iſtrien vom 10. Juli 
1863, 2. ©. B. Nr. 13) eingelangt, nämlich: von Dr. Simelic und 
Genoſſen aus ter Steuergemeinde Pomer, von Giovanni Frezza und 
Genoſſen aus Siſſano und von Pietro Forenzin und Genoſſen aus Medolino 
(legtere im Wege ter Bezirkshauptmannſchaft), in welchen die Giltigkeit 
ter Wahl wegen ungefeglicher Beeinflußung der Wähler durch Stimmen 
fauf und Zahlungsverfprechungen angefochten wurde. Außerdem zeigte das 


unter dem Borfig von Nicold Roffi conftituirte allgemeine Wahlcomite der 


Semeintevorftehung an, daß e8 wegen Annullirung der Wahlen des zweiten 

und dritten Wahlfärpers Eingaben bei ber Gtatthalterei überreicht habe. 
Der Oemeindevorfteher legte mittelft Berichtes vom 1. April 1880 

alle dieſe Eingaben der Etatthalterei mit den Wahlacten und mit dem 

Bemerken vor, daß er die erwähnten Anzeigen des Wahlcomité's nicht ale 

Recurſe betrachten könne. Außerdem legte der Gemeindevorfteher noch eine 
Einwendung von Giadresco und Genofien gegen die Wählbarkeit des in 
erften Wahlförper gewählten proviforifchen Bezirksſchulinſpectors Stefan 
Kriznie vor. 

‚In ben erwähnten unmittelbar bei ber Statthalterei am 21., 24. 
und 28. März überreichten Eingaben des Wahlcomité's, welche der Ge⸗ 
meindevorftehung nicht mitgetheilt worden find, wird, abgefehen von ber 
auch hier vorfommenten Anklage wegen Stimmentaufes, hauptſächlich über 
Parteilihkeit bei Leitung der Wahl Klage geführt. Insbeſondere wird 
geltend gemacht, daß in die Wahlcommiffion fein einziger Vertreter ber in 
der Minorität gebliebenen Partei der (fogenannten Marinepartei) berufen 
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wurbe, fo daß Fein Angehöriger diefer Partei in ter Page geweſen jet, 
den Borgang der Eommifflen, namentlih bei Prüfung der Voentität ber 
Wähler zu controliren. Es feien fehr viele Wähler diefer Partei wegen 
geringfügiger Unterſchiede zwifhen ihren Namen und den Eintragungen 
in der Mählerlifte zurüdgewiejen worben, ungeadtet die Identität leicht 
zu conflatiren gemwefen wäre (wofür in den Eingaben einige Beifpiele an- 
geführt werden), während die Commifjion bei andern zugelaffenen Wählern 
über gleichartige Bedenken gegen beren Identität hinausgegangen fei. Auch 
wurde beanfländet, daß für mehrere zu Pola gehörige Steuergemeinven 
Wahlſtimmen dur den Gemeintevorfteher abgegeben worden feien. 

Mit der angefochtenen Entfheidung wurden die Wahlen aller drei 
Wahlkörper als ungefeglih behoben und wurde deren neuerliche Vornahme 
auf Grund neu anzulegenter Wählerliften angeordnet. Zur Begründung 
diefer Entſcheidung wurde angeführt, daß in den Wählerliften des zweiten 
und dritten Wahlkörpers und zwar ausſchließlich nur in jenen der Steuer- 
gemeinde Pola, nad ihrer Anlage zahlreiche Löfchungen eingetragener 
Mähler flattgefunden haben und daß bei der Wahlhandinng der gedachten 
zwei Wahltörper zahlreiche Wähler nicht zugelaflen wurden, weil bezüglich 
ihrer Verzeichnung in der Wählerlifte Unrichtigkeiten oder Mängel erhoben 
wurden. Die Statthalterei z0g daraus den Schluß, daß eine Prüfung 
und Richtigſtellung des Wählerverzeichniffes vor der Bildung der Wähler- 
liſten nicht mit der nöthigen Sorgfalt flattgefunden babe. Sie erklärte 
deshalb dieſe Wählerlifien nicht als eine entjpredhende Grundlage ber 
Wahlhandlung und das Wahlrefultat, insbeſondere auch aus den Grunte 
nicht als ein unanfechtbares und maßgebendes anerlennen zu können, weil 
jede gefetlihe Gewähr dafür fehle, daß und in welchem Maße Unrichtig- 
Teiten oder Mängel ähnlicher Art, wie fie einerjeits zur Ausſchließung 
einer beträchtlihen Wählerzahl von der Abflimmung geführt, nicht ander- 
feitö auch bei folhen Wählern vorgelommen und unbemerkt geblieben feien, 
welche zur Abgabe der Stimme zugelafien wurden. Außerdem wurde die 
Abgabe von Wahlftimmen für Steuergemeinden und die (nady 8. 8 ver 
Gem. Wahl-Ordg. unzuläffige) Zurädweifung von Bevollmädtigten, weil 
biefe nicht felbft wahlberechtigt waren, als unzuläffig bezeichnet. 

Sclieglih wurde bemerkt, daß nad dem Borangefchidten die Noth⸗ 
wenbigfeit einer weiteren Prüfung der in den vorgebradhten Recurſen be= 
züglih der Beeinflußung des Wahlactes durch Stimmenfauf, fowie bezüg- 
lich der Gefeglichkeit der Zulaſſung, bezw. Zurüdweifung einzelner Stimmen 
erhobenen Einwendungen entfalle, 

Hierüber ift in formeller Hinſicht zu bemerken, taß die Ueberreichung 
der an die Statthalterei gerichteten Eingaben des allgemeinen Wahlcomite’s, 
in welchen die, nad dem Inhalte der Statthaltereienticheidung als aus: 
ſchlaggebend betrachteten Umftände zur Sprade gebracht wurden, zwar der 
Gemeinbevorftehung innerhalb der im $. 32 der Gem. Wahl⸗Ordg. für 
die Ueberreihung von Einwendungen gegen da8 Wahlverfahren feftgefeßten 
Präcklufivfrift von dem Wahlcomite angezeigt wurde, daß aber diefe Ein- 
gaben’ nicht bei dem Gemeindevorſteher überreicht und demfelben auch nicht 
mitgetheilt worben find, fo daß vderfelbe nicht in die Tage verfeßt war, 
fih über die Einwendungen gegen das Vorgehen der Wahlcommiffien aus« 
zuſprechen. 

15* 
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Tie Eutiheitung iſt aber auch im merito geieglih midet Eezriumer 
Zunätit iſt zu cenſtatiren, taß fümmtlide von ber Etatthafteres erwikıen 
Loͤſchungen in ver Wählerliſte des tritten Bahlkẽe rpers mud eiſf — 
in ver Yılle des zweiten Babllerpers auf Grund ver Recdamatire des 
Wählere Jeſef Belicogua ide praes. 27. Jãuuer 1880 Rı. 676 zes 
SGcmeindeamich) vergenemmen wurden. Im der Liſte bes zweiten Wahl- 
förpers finven fih wohl mod zehm weitere Lẽſchungen vom uripränalich 
eingetragenen Wählern, veren Beraulafiung aus ten vorliegenden Acten 
nicht zu entnehmen ift, welche aber bei Beurtheilung der verliegenten Be- 
ſchwerde niht in Betracht lommen, da Diele Perſenen muter j 
nuicht vorlommen, welche bei ver Wahl zurũckgewieſen wurden. Aus bem 

ä Lẽſchungen, fowie aus vem Umflande, daß fi viefelben iaft 
ausſchließlich auf Anzehörige ver Etemergemeinde Pela bezogen, [äht füh 
daher ein geſetzlicher Auſtand gegen das Bahlrefultet nicht ableiten - 

Aber auch die, auf tiefe Löfchımgen und auf die große Anzahl ber 
Wähler, welche wegen ungenauer Eintragungen in der Wählerlifle vom ber 
Etimmabgabe ausgeſchloſſen wurden, bafirte Boransjegung der Statthalterei, 
daß bei Anlage der Wählerliften nicht mit der nöthigen Sorgfalt ver- 
gegangen wurde, ift fein geſetzlicher Grund zur Annullirung ver Wahlen, 
weil die Rihtigftellung ter Wählerliften einen Gegenſtand des Reclama- 
tionsverfahren® bilder (Gem. Wahl⸗Ordg. 8. 17, Geſetz vom 10. Sinmer 
1870, 2. ©. 3. Nr. 2) und Einwendungen gegen das Wahlverfahren 
(8. 32 der Gem. Bahl-Ordg.) aus dem Zitel der Unrichtigleit der Wähler⸗ 
liften nicht mehr erhoben werben Tönnen. 

Es kann ferner and in dem Umflande, daß eine ungewöhnlich große 
Anzahl von Wählern wegen Nicdtübereinftimmung ihrer Namen mit ver 
Mählerlifte und in der Möglichkeit, daß derartige Unrichtigkeiten und 
Mängel auch bei zugelafienen Wahlftimmen vorgelommen, aber unbemerft 
geblieben feien — felbft wenn derlei Vorkommniſſe wegen ver zahlreichen 
Zurüdweifungen als wahrfeinli angenommen würden — chne Conſta⸗ 
tirung von ZThatfahen ein geſetzlicher Grund zur Annullirung der Wahl 
nicht gefunden werben, nnd zwar umfoweniger, als die Berwaltungsbehörde 
in der Lage war, durch ihren Abgeorbneten fi von der Gefeglichleit und 
Gleichmäßigkeit des Vorgehens der Wahlcommiffion aud bezüglich der 
angenommenen Wahlftimmen zu Überzeugen ($. 20 der Gem. Wahl-Drbg.). 

Die in der angefochtenen Entſcheidung weiter hervorgehobenen An⸗ 
fände gegen die Annahme von Wahlftimmen einiger Stenergemeinden 
(laut des Abflimmungsverzeichniffes fünf an der Zahl im zweiten Wahl- 
förper), fowie gegen die Zurüdweilung von nicht felbft wahlberechtigten 
Bevollmächtigten (laut des Wahlprotokolls zehn Stimmen im dritten Wahl- 
körper), find von der Statthalterei nit al8 maßgebend für ihre Entfchei- 
dung behandelt worden, und können aud nicht fo angefehen werden, da biefe 
Stimmen, aud wenn die angenommenen fünf Stimmen der Steuergemeinden 
von der Majorität abgerechnet und wenn die zehn zurüdgewiefenen Stimmen 
fammtlich den unterlegenen Candidaten zugerechnet werden, das Wahl- 
ergebniß nicht alteriren würden, indem die Differenz der Stimmen, welde 
auf die gewählten Ausſchuß- und Erfagmänner und welche auf die in ber 
Minorität gebliebenen Kandidaten entfielen, in zweiten Wahlkörper mindeſtens 
26 und 25, und im dritten Wahllörper mindeſtens 246 und 248 betrug. 
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Da fonah aus dem Sachverhalte, weldhen vie Statthalterei als 
Bafis ihrer Entſcheidung angenommen bat, hinlängliche Gründe zur Annul- 
lirung des Wahlactes nicht zu entnehmen waren, mußte die Entfheidung 
der Statthalterei als gefetlich nicht begründet aufgehoben werden. 


Ar. 1096. 


Die Gewährung von Unterftügungen aus ftädtifhen Mitteln an Studirende, 

zum Bwede bes Beſuches von auswärtigen Unterrichtsanftalten, liegt nicht 

im felbftftändigen Wirkungskreife der Gemeinde (Trieft) und Tann aud 
von der Staatsverwaltung unterfagt werben. 


Erkenntniß vom 13, Mai 1881, 3. 749, 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Stadtgemeinde 
Trieft ca. Entfcheidung des k. f. Min. für Eultus und Unterriht vom 
13. November 1880, 3. 16900, betreffend ven Vorbehalt der ıninijteriellen 
Zuftimmung bei Unterftügung der an ausländifchen Lehranftalten Studiren- 
den aus ftäbtifchen Mitteln, nad burchgeführter 5. m. VBerhantlung und 
Anhörung des k. k. Diin.-Secr. Dr. Ritter v. Spaun zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemiefen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung hat das k. f. Min. für Cultus 
und Unterriht ausgefproden, daß die von der Gemeinte Trieft an Stu- 
dirende gewährten Unterftügungen (sussidi scolastici), da fie einen ähn- 
Iihen Charakter wie die Stipendien an fi tragen, unbedingt nach dem 
Eultus- und Unterrihts-Min.-Erlaffe vom 8. Mai 1880, 3. 16365 zu 
behandeln feien, mit weldem für den Ball, daß Stupirende, die fih im 
Genuße eined aus Landes⸗ oder Gemeindemitteln gegründeten Stipendiums 
‚befinden, eine ausländifche Hoc» oder Mittelſchule beſuchen wollen, dem 
Minifterium die jeweilige fpecielle Genehmigung vorbehalten wurde. 

In der Beſchwerde wird beftritten, daß dieſen Unterftügungen ber 
Charakter von Stipendien zufomme, weil dieſelben in vorhinein nicht feit- 
gefeßt feien, nur von Fall zu Ball, immer nur für ein Mal ohne Eon- 
cursausfchreibung verliehen werben und fi daher als bloße Wohlthätig- 
feitSacte darſtellen. Die Gemeinde nimmt das unbeſchränkte Recht zur 
Gewährung folder Unterftügungen auf Grund ihrer Autonomie und der 
ihr zuftehenden freien Bermögensverwaltung in Anjprud. Sie beruft fi 
biefür auf Art. 3, Abf. 2 ihres Gemeindeftatutes vom 12. April 1850, 
R. ©. 2. Nr. 139, und auf Art. 5, Punkt 1 des Gef. vom 5. März 
1862, R. ©. B. Nr. 18, weldhe Oefegesbeftimmungen fie durch die 
angefochtene Entſcheidung verlegt erachtet. 

Was die vom Unterrichtdminifterium behauptete und von der Ge— 
meinde beftrittene Analogie zwiſchen foldhen Unterftügungen und Stipendien 
betrifft, fo ift nicht zu verfennen, daß der weſentliche Zweck einer Stiftung, 
nämlich die immerwährende Widmung von Gelbmitteln für eine beftimmte 
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Ar. 1093. 


Zur Interpretation bes $. 23 der Gew. Ordg. und ber 5: 12, 13 und 22 

der böhm. Bau⸗Ordg., betreffend die gewerblige Stellung des Baus 

meifters im Entgegenhalte zu den Befugniſſen des conceffionirten Maurers, 
Simmermanns und Steinmepes. 


Erkenntniß vom 6. Mat 1881, 8. 828. 


Der k. k. B. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Franz Saller 
und Genofien ca, Din. des Innern anläßlich der Entſcheidung desfelben 
vom 5. December 1880, 3..17515, betreffend die Ablehnung der Vor⸗ 
nahme einer Baucommiffion anläßlih der Aufjegung eines dritten Stock⸗ 
werfes, nad durchgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des per« 
ſönlich erſchienenen Franz Saller und feines Bertreterd, des Adv. Dr. 
Siegfried Tauffig, dann des k. f. Min.⸗Rathes Dr. Ritter von Helm, zu 
Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird als unbegründet nad 
8. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36 
aufgehoben.” 


Entfcdyeidungsgründe. 


Die Berweigerung der Bornahme der Baucommilfion über das 
Baugefuh des Johann Vejroſtek rechtfertigt die angefochtene Entfcheibung 
damit, daß 1) die vorgehabte Bauführung — Auffegung eines dritten 
Stockwerkes — ein Hochbau fei, der die Vereinigung ber verſchiedenen Bau⸗ 
gewerbe erforbere, daher nur von einem Baumeifter unternommen werden 
tönne (8. 23 der Gew. Ordg.); daß 2) nad 88. 12, 13, 22 der Bau⸗ 
Ordg. der Bauführer der Baucommiffion beizuziehen, der Behörde namhaft 
zu machen fei und. daher, da nad dem ad 1) Geſagten vorliegenvenfalls 
nur ein Banmeifter fungiren Tonnte, das Baugefuh, welches als Bau⸗ 
führer nur den conceffionirten Daurermeifter Franz Saller und ven Zim⸗ 
mermeifter Wenzel Ruzicka nambaft machte, ald den vorcitirten Paragraphen 
der Bauordnung wiberftreitend, nicht zu beräüdfichtigen war. 

Ad 1. Aus dem 8. 23 der Gew. Ordg. läßt fi nicht ableiten, 
daß ein Bau, deſſen zwedentiprehenvde Vollendung die Ausführung von 
Arbeiten zur Borausjegung hat, welde in mehrere Baugewerbe einjchlagen, 
nur von einem Baumeifter unternommen werden könne. Denn da der 
1. Übf. des $. 23 den Maurern, Steinmegen und Zimmerleuten unter 
ver Vorausfegung des Nachweiſes ihrer Befähigung die felbftftändige, d. i. 
die von der Leitung eined Baumeifterd unabhängige — Ausübung der in 
ihr Gewerbe einfchlagenden Arbeiten und zwar ohne jede Beichräntung auf 
etwa nur einzelne Arten von Arbeiten geftattet, jo fann dem 2. Abf. nur 
die Deutung gegeben werden, daß der Baumeifter alle Arbeiten der ver- 
fhiedenen Baugewerbe jelbitftänpig, d. i. ohne an conceffionirte einzelne Bau⸗ 
gewerböleute gewiefen zu fein, zu übernehmen und auszuführen berechtigt ift. 

Zwed und Ziel ber vorcit. Geſetzesbeſtimmung als einer gemwerbe- 
rechtlihen war und konnte nur fein, den Umfang des Gewerbebefugnifiee 
der verfchiedenen Baugewerbe feftzuftellen, und dies gefhah, indem die 
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Einzelngewerbe der Maurer, Steinmege, Zimmerlente nur zur Ausfüh- 
rung der in ihr Gewerbe einjchlägigen Arbeiten, die Baumeifter aber zur 
Bereinigung der Arbeiten der verjhiedenen Baugewerbe be- 
rechtigt erfannt würden. Wollte dem 2. Abſ. des 8. 23 ver in ber Ent« 
fheidung angenommene Sinn beigemefjen und derſelbe dahin verflanben 
werben, daß die Leitung und Führung von Hochbauten nur dur Bau⸗ 
meifter erfolgen könne, dann wäre ber Beifag: „mit Bereinigung ber ver- 
fhiedenen Baugewerbe” entweder ganz überflüffig ober berfelbe hätte nur 
die Bedeutung eines Motived, worauf die Ausdrudsweife bes Geſetzes 
ſicherlich nicht hindeutet. 

Hiezu kömmt, daß dieſe Auslegung mit den Anordnungen der zur 
Zeit der Erlaſſung der Gewerbeordnung in Wirkſamkeit geweſenen Bau⸗ 
ordnung vom 17. Mär, 1833, — 27. März 1845. nicht in Einklang zu 
bringen wäre, da $. 13 derſelben beftimmt: „Bei ber Vornahme eines 
neuen Baues, oder einer Hauptwiederherſtellung bat fi der Bauunter- 
nehmer eine® gejeglich befugten, geprüften Bau-, oder Maurer, Zimmer- 
und Ziegeldeckermeiſters unter fonftiger firenger Ahndung zu bedienen.“ 
Nach dieſer Gefegeöbeftimmung war es in das Belieben des Bauunter- 
nehmers geftellt, ob er die Ausführung des Baues in feiner Totalität 
einem Baumeifter, oder aber bie einzelnen Arbeiten vem Fachgewerbsmanne 
übertragen wollte. Eine Aenderung dieſer gefeglih:n Beftimmungen Tag 
außerhalb‘ des Zweckes eined Gewerbegefetes und es muß deshalb an- 
genommen werben, und ber Wortlaut des 8. 23 freitet auch dafür, daß 
der Geſetzgeber beide Gefegesbeftimmungen im Einklang gefunden habe, 

Ad 2. Belangend vie Beftimmungen der Bauordnung, fo trifft der 
8. 22, Abſ. 2 bezüglich der Trage, wer Bauführer fein könne, Lediglich 
die Beftimmung, „die Bauherren haben fich Bei ihren Bauten nur biezu 
berechtigter Perſonen zu bedienen.” Es verweift demnach die Bauordnung 
in diefer Beziehung offenbar auf die oben befprochenen Beftimmungen ver 
Gewerbeordnung. Wenn daher der $. 12 der Bau⸗Ordg. eventuell die 
Fertigung des Bauplanes auch von jener Perfon fordert, welche die Aus- 
führung des Baues unternommen hat, wenn weiter der 8. 13 die Zuziehung 
des Bauführers zur Baucommiſſion und der 8. 22, Abf. 1 die Namhaft⸗ 
machung des Bauführers fordert, fo iſt darunter jene Perfon zu verftehen, 
bie im Sinne ver Gemwerbeorbnung zur Ausführung ber fraglichen Arbeit 
berechtigt erſcheint. 

Der Bauherr Johann Vejroſtek hat als Bauführer die conceſſionirten 
vorgenannten Meiſter namhaft gemacht, und weil dieſe zur ſelbſtſtändigen 
Ausführung der beabſichtigten in ihr Fach einſchlagenden Arbeiten berechtigt 
find, bat der Bauherr den Bebingungen ber 88. 12, 22 entfproden. 
Zwar wird für die Anfiht, daß unter dem in den SS. 12, 13, 22 der 
Bau⸗Ordg. gebrauchten Worte „Bauführer” nur ein Baumeifter verftanden 
werden könne, geltend gemadt, daß ein Hochbau eine einheitlihe Aus- 
führung erfordere und nur in der einheitlichen Leitung eine Garantie für 
die planmäßige und folide Durchführung des Baues gefunden werben 
fünne. Dem gegenüber ift zu bemerken, daß das Geſetz für die einheitliche 
Durhführung eined Baues dadurch Sorge getragen, daß einerfeits für 
den Bauplan die behördliche Genehmigung verlangt wirb und andererfeits 
die Baubehörden nicht blos berechtigt, fondern geradezu verpflichtet find, ſich 
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Baues eine höhere techniſche Borbildung ter Bauführer geboten erſcheinen 


wird in ber discretionären Gewalt der Behörden ihren Grund haben und 
eis Kefnltat der bei der Baucommiffien conflatirtem, befonderen thatfädh- 
lichen Berhältnifie fein. 

Aus allem dem folgt, daß das von Johann Bejroſtel überreichte 
Baugefuh den Beſtimmungen der Bauorbuung entſprochen hat, und daß 
daher die Verweigerung der Bornahme ver Bancommiffion im Geſetze nicht 
begründet war. 


Ar. 1094. 


Bei Presutionen auf einen Beamtengebalt ſteht den Abminiftratiubehörden. 
wohl die Srüfung der Ausführbarfeit des Bollzuges, nicht aber das gl 
über die Geſezmaßigkeit ber vom ordentlichen Richter bewilligten &re= 
' ention zu. 


Erlenntnif vom 11. Mai 1881, 3. 896, 


Der k. k. V. ©. Hof hot über die Befchwerbe der Marie Pfeiffer 
und des Dr. Franz Xaver Kietreiber ca. Eutſcheidung bes k. k. Finanz⸗ 
Min. vom 1. Jänner 1681, 3. 39986, betreffend die verweigerte Erfolg- 
loffung des Betrages von 160 fl. fammt Gerichtöloften aus ven Bezügen 
des Lottoamtsaffiftenten Wilhelm Biftritfhen, nad durchgeführter &. m. 
Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Franz Xaver Kietreiber, ſowie 
des Concipienten der k. k. Finanzprocuratur Dr. Karl Scheimpflug, zu 
Recht erkannt: 

„Die Einwendbung wegen der mangelnden Legitimation 
bes Vertreters der Beſchwerde bei der öffentlihen münpliden. 
Verhandlung ift nicht ftatthaft. Die angefochtene Entfheidung 
wird, infoweit damit der Recurs der Befchwerbeführer gegen 
bie Entfheivdung der E. J. Lottodirection vom 30. September 
1880, 3. 3548 abgewiefen worden ift, als gefeglih nicht be— 
gründet aufgehoben.“ 


Enticyeidungsgründe. 


Das k. k. Landesgericht Wien bat mit Beſcheid vom 7. September 
1880, 3. 60523 in der Rechtsſache der Marie Pfeiffer, Mutter, und bes 
Dr. Franz Zaver Kietreiber, Vormund ter minderjährigen Felicitas Marie 
Pfeiffer, gegen den Lottoamtsaffiftenten Wilhelm Biſtritſchan früherer 


Beilage der Juriſtiſchen Blätter, 
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Rechte unbefchadet und nah Maßgabe der Mägerifchen Forderung im Be- 
trage von 160 fl., ferner 97 fl. 92 Fr. und 11 fl. 94 kr. Gerichtskoſten, 
fowie von bereits fälligen Alimentationsraten im Betrage von 170 fl. bie 
executive Einantwortung und Erfolglaffung des Gehalte und der fonftigen 
Bezüge des genannten Beamten bewilligt und bieje gerichtliche Verordnung 
von Amtswegen fowehl der Caſſa, ans welcher nad Angabe der klagenden 
Partei der Beamte die Zahlung anzuſprechen bat, ald auch der Behörde 
befannt gegeben, welcher dieſe Caſſa unmittelbar unterftebt. 

Es war fomit, wie dies auch in der angefochtenen Entſcheidung felbft 
anerkannt ift, nach der Borjchrift des 8. 1 der Min.-Berorbnung vom 
9. Mai 1860, R. ©. B. Nr. 125 vorgegangen worden. 

Im Beſtande defien blieb e8 allerdings noch Aufgabe der ver Caſſa 
vergefeßten Behörde, nämlich ver k. k. Lottogefällspirection, nach $. 4 der 
cit. Berorbnung die Ausführbarkeit des Vollzuges der mitgetheilten Exe⸗ 
cutionsbewilligung zu prüfen oder dieſe Prüfung zu veranlafien, aljo feit- 
zuftellen, ob und inwieweit das Object der Erecution vorhanden, biefe 
daher ausführbar fei. — Diefe Prüfung ergab, mie dies aus den Acten 
hervorgeht und in den Entſcheidungen der Adminiſtrativbehörden gleichfalls 
anerkannt ift, daß dem Rottoamtsaffiftenten Wilhelm Biftritfhan Anſprüche 
auf einen beftimmten Gehalt und eine beftimmte Activitätszulage zuftehen, 
und daß auf dieſen Bezügen weder eine Steuer, noch ein fonftiger Abzug 
haftet, daß daher auch in bdiefer Richtung dem Bollzuge der Execution 
nicht8 entgegenftehe. 

Ein Urtheil über die Gefegmäßigkeit der vom ordentlichen Richter 
bewilligten Execution lag außer dem Berufe der Aominiftratiobehörben; 
eine ſolche Beurtheilung Liegt aber der angefochtenen Entſcheidung, injoweit 
mit berfelben die Einantwortung und Erfolglaflung verweigert worden ift, 
zu Grunde, indem diefe Verweigerung erfolgte, weil nad der Meinung . 
des k. k. Finanzminiſteriums gewiſſe Forderungen, zu beren Hereinbringung 
die Execution bewilligt worden ift, feine Alimentationsforderungen für das 
unehelihe Kind des gedachten Beamten ſeien, fontern der Mutter des 
Kindes aus einem anderen Nechtstitel zugefprochen worben feien. 

Diefer Ausſpruch würde auch dann außer Die Kompetenz ber Ad» 
miniftratiobehörde fallen, wenn wirflih das von berfelben bezogene Urtheil 
des f, FE, Randesgerichtes jene Auslegung rechtfertigen würde, welche in 
den Entſcheidungen biefer Behörven gelegen ift. — Iſt auch unverlennbar, 
daß die Apminiftrativbehörden mit Rüdfiht auf den öffentlichen Dienft 
ein Intereſſe an ſolchen Erecutionen, haben, fo ift doch berzeit fein Gefeg 
nachweisbar, welches benfelben die Ueberprüfung eines in die geſetzlich ge⸗ 
regelte Competenz der orventlihen Gerichte fallenden Gegenftandes, nämlich 
des rechtlichen Beſtandes der Crecutionsverordnung oder auch nur ein 
Rechtsmittel gegen eine ſolche bewilligte Execution zugeftehen würde. 

Die Einwendung der mangelnden Legitimation zur Beſchwerde behebt 
fih, weil Dr. Franz Xaver Sietreiber Zeuge der in ber Beſchwerdeſchrift 
producirten Vollmacht auch Bevollmädtigter der Marie Pfeiffer if. — 
Die angefochtene Entſcheidung mußte daher in dem in Befchwerbe gezogenen 
Theile aufgehoben werden. 
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wurde, fo daß fein Angehöriger dieſer Partei in ter Page gemwefen jei, 
den Vorgang der Commiffien, namentlich bei Prüfung der Ipentität der 
Wähler zu controliren. Es feien fehr viele Wähler dieſer Partei wegen 
geringfügiger Unterfchieve zwifhen ihren Namen und ben Eintragungen 
in der Mählerlifte zurückgewieſen worben, ungeachtet die Soentität leicht 
zu conftatiren gemejen wäre (wofür in den Eingaben einige Beifpiele an- 
geführt werben), während die Commifjlon bei andern zugelaffenen Wählern 
über gleichartige Bedenken gegen deren Ipentität binausgegangen fei. Auch 
wurde beanftändet, daß für mehrere zu Pola gehörige Steuergemeinven 
Wahlftimmen durd den ©emeintevorfteher abgegeben worden feien. 

Mit der angefohtenen Entſcheidung wurden die Wahlen aller drei 
Mahlförper als ungejeglih behoben und wurde deren neuerliche Vornahme 
auf Grund nen anzulegenter Wählerliften angeoronet. Zur Begründung 
biefer Entſcheidung wurde angeführt, daß in den Wählerliften des zweiten 
und dritten Wahllörperd und zwar ausſchließlich nur in jenen der Steuer- 
gemeinde Pola, nad ihrer Anlage zahlreiche Löfhungen eingetragener 
Wähler ftattgefunden haben und daß bei der Wahlhandlung der gedachten 
zwei Wahllörper zahlreiche Wähler nicht zugelaſſen wurden, weil bezüglich 
ihrer Berzeihnung in der Wählerlifte Unrichtigleiten oder Mängel erhoben 
wurden. Die Statthalterei zog daraus den Schluß, daß eine Prüfung 
. und Nichtigftellung des Wählerverzeichniffes vor der Bildung der Wähler- 
fiften nit mit der nöthigen Sorgfalt flattgefunden habe. Sie erklärte 
deshalb dieſe Wählerlifien nicht als eine entjprechende Grundlage ber 
Wahlhandlung und das Wahlrefultat, insbeſondere auch aus dem Grunde 
nicht als ein unanfechtbares und maßgebendes anerkennen zu können, weil 
jede geſetzliche Gewähr dafür fehle, daß und in welchem Maße Unrichtig- 
feiten oder Mängel ähnlicher Art, wie fie einerfeits zur Ausſchließung 
einer beträchtlichen Wählerzahl von der Abftimmung geführt, nicht ander- 
feitß auch bei folden Wählern vorgefommen und unbemerkt geblieben feien, 
welche zur Abgabe der Stimme zugelafjen wurden. Außerdem wurde die 
Abgabe von Wahlftimmen für Steuergemeinden und bie (nah $. 8 ver 
Gem. Wahl-Ordg. unzuläffige) Zurädweifung von Bevollmächtigten, weil 
diefe nicht felbft wahlberechtigt waren, als unzuläffig bezeichnet. 

Schließlich wurde bemerkt, daß nad dem Vorangeſchickten die Noth« 
wenbigfeit einer weiteren Prüfung der in den vorgebrachten Recurſen be=. 
zäglih der Beeinflußung des Wahlactes durh Stimmenfauf, ſowie bezüg- 
lich der Geſetzlichkeit der Zulaffung, bezw. Zurüdweifung einzelner Stimmen 
erhobenen Einwendungen entfalle. 

Hierüber ift in formeller Hinfiht zu bemerken, taß die Ueberreihung 
ber an bie Statthalteret gerichteten Eingaben des allgemeinen Wahlcomite’s, 
in melden die, nad dem Inhalte der Statthaltereientſcheidung als aus: 
fhlaggebend betrachteten Umflände zur Sprache gebracht wurden, zwar ber 
Semeinbevorftehung innerhalb der im $. 32 der Gem. Wahl-Ordg. für 
die Heberreihung von Einwendungen gegen das Wahlverfahren feftgefeßten 
Präculufiofrift von dem Wahlcomite angezeigt wurde, daß aber diefe Ein- 
gaben nicht bei dem Gemeindevorfteher überreicht und demfelben auch nicht 
mitgetheilt worden find, fo daß verfelbe nicht in die Lage verfegt war, 
fidy über die Einwendungen gegen das Vorgehen der Wahlcommiffien aus« 
zufprechen. 

15* 


Bählerse Jeſef Belicozua (de praes. 27. Jänner 1880 Rr. 676 res 
Gemeinteamied) vorgenommen Wurden. ne ch poaiten Baht 
förper6 finden ſich wohl noch zehn weitere Lẽſchungen von fprũnglich 
eingetragenen Wãhlern, veren Beranlajiung aus dem verfiegenten Acten 
micht zu entuchmen if, welde aber kei Deuriheilung ver verliegenten Be- 
ſchwerde nicht in Betracht fommen, ba tiefe Perſenen unter bemjenigen 
nicht vorlommen, welde bei ver Wahl zurüdgewiejen wurten. Aus dem 
erwähnten !ejhungen, jewie aus tem Umflande, daß fi dieſelben Taf 
ausfhlieglih auf Anzehörige ver Etemergemeinbe Pela bezogen, laßt ſich 
daher ein geſetzlicher Anftaud gegen das Wahlrefultat nicht ableiten. - 

Aber auch die, anf tiefe Lüjchungen und auf die große Anzahl der 
Wähler, weldye wegen ungenauer Eintragungen in ter Wählerlifie ven ver 
Stimmabgabe ausgefchlofien warten, bafırte Boransjegung der Etaithalterei, 
dap bei Anlage der Wählerlifien nicht mit der nöthigen Eorgjalt ver- 
gegangen wurde, ift kein gefeglicher Grund zur Annullirung der Bahlen, 
weil die Rictigftellumg ter Wählerliſten einen Gegenfland des Reclama- 
tionsverfahrens bildet (Gem. Wahl⸗Ordg. 8. 17, Geſetz vom 10. Jimmer 
1870, 2. &. 2. Rr. 2) und Einwendungen gegen das Wahlverfahren 
(8. 32 der Gem. Wahl⸗Ordg.) aus dem Titel der Unridhtigfeit der Wähler⸗ 
liften nidyt mehr erhoben werben Tönnen. 

Es kann ferner aud in dem Umflande, daß eine ungewöhnlich große 
Anzahl von Wählern wegen Ridtübereinftimmung ihrer Namen mit ber 
Wählerlifte und in ver Möglichkeit, daß derartige Unrichtigfeiten und 
Mängel audy bei zugelafienen Wahlſtimmen vorgelommen, aber unbemerft 
geblieben feien — felbft wenn pverlei Borlonnmifle wegen der zahlreichen 
Zurüdweifungen als wahrfdeinlid angenommen würden — chne Conſta⸗ 
tirung von Thatſachen ein gefegliher Grund zur Annullirung der Bahl 
nicht gefunten werben, und zwar umfoweniger, als die Berwaltungsbehörbe 
in der Tage war, durch ihren Abgeortueten fi von der Gefeplidyfeit und 
Gleichmãßigkeit des Borgehens der Wahlcommiſſion auch bezüglich der 
angenommenen Wahlſtimmen zu überzeugen ($. 20 der Gem. Bahl-Orbg.). 

Die in der angefohtenen Entſcheidung weiter herborgehobenen An- 
flände gegen die Annahme von Wahlſtimmen einiger Gtenergemeinden 
(lant des Abftlimmungsverzeichniffes fünf an der Zahl im zweiten Wahl- 
förper), fowie gegen die Zurückweiſung von nicht felbft wahlberedhtigten 
Bevollmädtigten (laut des Wahlprotokolls zehn Stimmen im dritten Wahl- 
körper), find von der Statthalterei nicht als maßgebend für ihre Entſchei⸗ 
dung behandelt worden, und können aud nicht jo angeſehen werben, da dieſe 
Stimmen, aud wenn die angenommenen fünf Stimmen der Stenergemeinven 
von der Majorität abgeredhnet und wenn die zehn zurüdgewiejenen Stimmen 
ſämmtlich ten unterlegenen Candidaten zugerechnet werden, das Wahl⸗ 
ergebniß nicht alteriren würden, indem die Differenz der Stimmen, welche 
auf die gewählten Ausſchuß- und Erſatzmänner und welche auf die in der 
Minorität gebliebenen Candidaten entfielen, inı zweiten Wahlkörper mindeſtens 
26 nnd 25, und im britten Wahllörper mindeftend 246 und 248 betrug. 
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Da fonah aus dem Sachverhalte, welchen vie Statthalterei ale 
Bofis ihrer Entſcheidung angenommen hat, hinlängliche Gründe zur Annul« 
lirung des Wahlactes nicht zu entnehmen waren, mußte die Entfheidung 
der Statthalterei als gefetlich nicht begründet aufgehoben werben, 


AUr. 1096. 


Die Gewährung von Unterflügungen aus ftädtifhen Mitteln an Studirenbde, 

zum Swede bes Beſuches von auswärtigen Unterrihtsanftalten, liegt nicht 

im felbftftändigen Wirkungsfreife der Gemeinde (Zrieft) und kann auch 
von der Staatsverwaltung unterfagt werben. 


Erfenntniß vom 13, Mai 1881, 3. 749, 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Stadtgemeinde 
Trieft ca. Entfheidung des k. k. Min. für Eultus und Unterriht vom 
13. November 1880, 3. 16900, betreffend ven Vorbehalt der wminijteriellen 
Zuftimmung bei Unterftüägung der an ausländischen Lehranftalten Studiren- 
ben aus ſtädtiſchen Mitteln, nach durchgeführter ö. m. Verhandlung und 
Anhörung des E. k. Min.Secr. Dr. Ritter v. Spaun zu Redt erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfdeidnngsgründe. 


Mit der angefochtenen Entfcheidung hat das f. k. Min. für Cultus 
und Unterriht ausgeſprochen, daß die von der Gemeinte Trieft an Stu- 
birende gewährten Unterflägungen (sussidi scolastici), da fie einen ähn⸗ 
lichen Charakter wie die Stipendien an fih tragen, unbebingt nach dem 
Enitus- und Unterrihte-Min.-Erlafje vom 8. Mai 1880, 3. 16365 zu 
behandeln feien, mit weldem für den Fall, daß Stubirenbe, die fih im 
Genuße eined aus Landes⸗ oder Gemeindemitteln gegründeten Stipendiums 
‚befinden, eine ausländifche Hoch» over Mittelfchule befuchen wollen, dem 
Minifterium die jeweilige jpecielle Genehmigung vorbehalten wurde, 

In der Beſchwerde wird beftritten, daß biefen Unterftügungen ber 
Charakter von Stipendien zufomme, weil diefelben in vorhinein nicht feit- 
gejeßt feien, nur von Fall zu Fall, immer nur für ein Dal ohne Eon- 
curdausfhreibung verliehen werden und ſich daher als bloße Wohlthätig- 
feitöacte barftellen. Die Gemeinde nimmt das unbefchränkte Recht zur 
Gewährung folder Unterftügungen auf Grund ihrer Autonomie und der 
ihr zuflehenden freien Bermögensverwaltung in Anſpruch. Sie beruft fid 
hiefür auf Art. 3, Abſ. 2 ihres Gemeindeſtatutes vom 12. April 1850, 
R. ©. DB. Nr. 139, und auf Art. 5, Punft 1 des Gef. vom 5. März 
18623, R. ©. 3. Nr. 18, welche Oefegesbeftimmungen fie durch die 
angefochtene Entſcheidung verlegt erachtet. 

Was die vom Unterrichtöminifterium behauptete und von der Ge⸗ 
meinde beftrittene Analogie zwifchen ſolchen Unterftügungen und Stipendien 
betrifft, fo ift, nicht zu verkennen, daß der weſentliche Zweck einer Stiftung, 
nämlich die immerwährende Widmung von Gelbmitteln für eine beftinmt« 
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Verwendung, von Gemeinden als juriftifhen, dauernd beftehenden Perfön- 
lichkeiten durch alljährliche Bewilligung ver erforderlihen Mittel ebenfo 
wie durch fürmliche Errichtung einer Stiftung erreicht werben kann. 

Vür die Beurtheilung des vorliegenden Falles ift jedoch diefe formale 
Analogie nicht entfcheidend. Nach der Auffaflung des V. ©. Hofes kommt 
es in der gegenwärtigen Streitfache lediglich darauf an, ob die Gewährung 
von Unterftägungen an Studirende zum Befuche von ausländiſchen Unter- 
richt8anftalten zum felbftftändigen Wirkungskreife ver Gemeinde gehöre oder 
nicht. Als Grundlage der Entfcheidung kann hiefür nicht die Beſtimmung 
bed Art. 3, Abf. 2 des Zriefter Gemeindeftatutes vom Jahre 1850 ber- 
angezogen werben, da dieſe Beftimmung nur die ftantsrechtliche (gegen⸗ 
wärtig durch Lie Yandesordnung normirte) Stellung der Stadt Trieft zum 
Reiche und nicht das Verhältniß der Gemeinde zu den Staatöbehörven in 
Berwaltungsangelegenheiten betrifft. Die für die Beurtheilung ver vor« 
liegenden Befchwerde maßgebende Norm ift vielmehr duch den in ber 
Beſchwerde gleichfalld bezogenen Art. 5 des Gef. vom 5. Mär; 1862 
gegeben. 

Im Sinne biefes Geſetzes kann die nah Art. 5, Punkt 1 den 
Gemeinden eingeräumte Freiheit in der Verwaltung ihre® Vermögens, auf 
weldye fi vie befchwerpeführenne Gemeinde beruft, nicht als eine unbe⸗ 
gränzte Berechtigung zur Verwendung dieſes Vermögens oder feiner Er⸗ 
trägniffe zu allen beliebigen, gejeglih nicht abfolut unzuläffigen Zwecken 
aufgefaßt werden. Diefe Freiheit ift vielmehr naturgemäß auf die in den 
Wirkungskreis der Gemeinde fallenden Zwede befhräntt. Die Gewährung 
von Unterftägungen der bezeichneten Art ift aber diefen Zwecken nicht bei⸗ 
zuzäblen, benn fie kann weder als eine Angelegenheit, die das Intereſſe 
der Gemeinde zunächſt berührt (Art. 5, 1. Abf. des cit. Geſ.), noch als 
eine ber Gemeinde auf dem Gebiete des Armen- oder Schulweſens (Art. 5, 
Punkt 8 und 10 ded Gef.) zukommende Function betrachtet werben, weil 
die Gewährung folder Unterftügungen zum Beſuche von Hoch⸗ und Mittel« 
fhulen nicht unter den Begriff ver Armenverforgung fubjumirt werden 
fann, und weil die Einflußnahne der Gemeinde in Schulangelegenheiten, 
deren gefegliche Regelung überdied im Gef. vom 5. März 1862 (Art. 5, 
Punkt 10) vorbehalten wurde, grundfäglich auf die innerhalb der Gemeinde 
beſtehenden Anftalten befchränft ift. 

Die Gewährung von Unterflügungen an Stubirende zum Zwede bes 
Befuches von auswärtigen Unterrichtsanftalten liegt taher nicht im felbft- 
ftändigen Wirfungsfreife der Gemeinde und könnte nad) Art. 16 des Gef. 
vom 5. März 1862 von der Staatöverwaltung gänzlich unterfagt werben, 
MWenn die Berwaltungsbehörden in dem vorliegenden alle von dieſem 
Unterfagungsrechte keinen fo weitgehenden Gebrauch gemacht, fondern ſich 
auf den Vorbehalt der Unterfagung, bezw. Genehmigung von Fall zu Fall 
beſchränkt haben, ſo kann darin nach der vorſtehenden Erörterung eine die 
Rechte der Gemeinde verletzende Geſetzwidrigkeit nicht erkannt werden. 

Die Beſchwerde mußte daher zurückgewieſen werden. 
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Ar. 1097. | | 


Die Adminiftrativbehörden Fönnen eine rehtsfräftige Entfcheidung, durch 

welche einer der ftreitenden Parteien Rechte erwachſen find, nit aufheben 

und eine andere im entge engejeßten Sinne fällen, wenn nit Neuerungen 
von wage endem Gewichte vorliegen. 


Erlenntniß vom 13. Mai 1881, 3. 716. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Gemeinde Leifers, 
ca. Entſcheidung des tirol, Tandesausfchuffes vom 5. Novenrber 1880, 
3. 13155, betreffend die Erhaltung allee im Gebiete der Geſammt⸗ 
gemeinde Leifers gelegenen Concurrenzwege auf Koſten ver Gefammt- 
gemeinde, nad durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr. Joſeph Kopp, fowie des Abo. Dr. Anton Hafßlwanter, in Vertretung 
der mitbetheiligten Hofbefiger in Seit, zu Recht erfannt: 

„Die angefodhtene Entfheidung wird als im Geſetze nidt 
begründet aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


In der Beſchwerde wird die Geſetzmäßigkeit der Landesausſchuß⸗ 
entſcheidung vom 5. November 1880, 3. 13155 beſtritten, weil mit der⸗ 
jelben von der früheren Entſcheidung des Landesausſchuſſes vom 22. Octo⸗ 
ber 1878, 3. 11607, nach welder die Fractioniften von Seit ihre 
Wege jelbft berzuftellen und einzuhalten hatten, abgegangen und im 
directen Wiverfpruche mit berfelben erfannt wurde, die Gemeinde Leifers 
fei verpflichtet, alle im Gebiete der Geſammtgemeinde gelegenen Con« 
currenzwege auf Koften der Geſammtgemeinde zu erhalten. | 

Es handelt fih ſonach zunächſt um die Frage, ob es zuläffig war, 
Seitens des Landesausſchuſſes von der erften Entſcheidung, welde, weil 
eine Beſchwerde gegen diefelbe binnen offener Frift beim V. ©. Hofe nicht 
eingebracht worden ift, in Rechtskraft erwachſen ift, abzugeben und eine 
neue Entfheidung zu fällen. — Wenn es auch nicht unbedingt ausge⸗ 
ſchloſſen ift, daß eine Adminiftrativbehärde in die Lage gefegt werben kann, 
eine von ihr gefällte Entſcheidung aufzuheben und neu zu entjcheiden, fo 
Tann Died in einem ale, wo ein Streit zwifhen Parteien obwaltet und 
durch die gefüllte Entjcheivung von einer derſelben der anderen gegenüber 
bereit8 Rechte erworben murden, nicht gejchehen, wenn nicht Neuerungen 
von maßgebendem Gewichte vorliegen. \ 

Segebenen alles ftütte der Landesausſchuß das Abgehen von feiner 
eriten Entfcheivung und die Fällung einer zweiten Entfcheidung auf — 
zum Theile privative — Meinungsäuferungen des zur Leitung ber Leber- 
einfomnensverhandlung von 3. April 1878 entfendeten Beamten über bie 
Auslegung des ftreitigen Punktes dieſes Uebereinfommensd, welche Aeuße- 
rungen im directen Widerfpruche zu der früheren Erklärung desſelben 
Deamten ftehen, weldhe der Landesausfhuß ausprüdlich feiner erſten Ent» 
Theidung zu Grunde legte, ferner auf den Commifjiondbericht dieſes jelben 
Beamten vom 9. April 1878 und auf die Stilifirung des Uebereinkommens⸗ 
protofoll8 vom 3. April 1878, welde beide Scriftftüde dem Landes» 


232 Nr. 1098. — Erk. v. 14. Mai 1881, 3. 857. 


ausfchuffe actenmäßig bereits bei feiner erften Entſcheidung vorlagen, end» 
fih auf einen Präliminarsauszug vom 3. Yänner 1879, weldher — ab⸗ 
gefehen von ter Behauptung der bejhwerbeführenden Gemeinde, daß bie 
Aufnahme ver darin angeführten Poft auf einem Verſehen des Manipu⸗ 
lanten beruht, — nicht erſehen läßt, ob es ſich um einen Auszug aus 
dem vom Ausſchuſſe genehmigten Präliminare handelt und wann die ©e- 
nehmigung erfolgte und ber jeber näheren Detailirung und Aufklärung 
entbehrt. 

Dagegen find gerade in jener Richtung, in welcher allein ver Landes⸗ 
ausfhuß in feiner erfien Entfheidung die Möglichkeit einer Aenderung 
ſeines Ausſpruches offen ließ, nämlih in Bezug auf den Inhalt der vor 
dem Uebereinfommen vom 3. April 1878 in Bezug auf die Herftellung 
und Einhaltung ver Wege von Seit beftandenen Hebung, neue Daten nicht 
vorgebracht und ift diesfalls ein Beweis nicht geführt worden. — Es 
lagen daher feine hinreihenden Gründe vor, bie es zuläffig erjcheinen 
lafien würden, daß der Landesausſchuß von einer innerhalb ſeines Wir⸗ 
kungskreiſes erlaſſenen, formell in Rechtskraft erwachſenen Entſcheidung 
abgehe und eine neue Entſcheidung fälle. 

Angeſichts der erſten Entſcheidung des Landesaudſchufſes, deren meri⸗ 
toriſche Seleglicteit bei ihrem formellen Rechtsbeſtande ver V. ©. Hof 
nicht zu prüfen hatte, mußte daher die angefochtene Entjcheivung vom 
5. October 1880, 3. 13155 als im Geſetze nicht begründet, aufgehoben 
werben. 


Ar. 1098. 


Darüber, ob gewifle Raturalleiftungen als Beiträge zu Schulzweden zu 
behandeln find, entfcheiden die Schulbehörden, Eine in Diefer Richtung 
irrige Entſcheidung kann aud in höherer Inſtanz von Amtsiwegen refor- 
mirt werben. 
Siehe auch Rechtsſätze 2 und 3 in Ar. 190. 


Erkenntniß vom 14. Mai 1881, 3. 857. 


Der k. k. 2. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Karl Grafen 
Kuenburg, Befigerd ter Domäne Jungwoſchitz ca. Entſcheidung des k. k. 
‚ Min. für Gultus und Unterricht vom 19. Februar 1880, 3. 3023, be 
treffend das ftreitige Necht zum Genuſſe von Renten aus Grundentlaftungs- 
obligationen zwifchen Kirche und Schule, nad burdgeführter d. m. Ber- 
handlung und Anhörung des Abo. Dr. Joſeph Ludwig Brunftein, ſowie 
des k. f. Min.⸗Vice⸗Secr. Bincenz Grafen Baillet-Ratour , zu Recht 
erfannt: 

„Dieangefohtene Entſcheidung wird, infoweit jieden Theile 
betrag der ftreitigen Orundentlaftungsobligationen pr. 3412 fl. 
(richtiger 3403 fl.) betrifft, als gefeglih nicht begründet auf- 
gehoben, im Uebrigen aber die Beſchwerde ald unbegründet 
abgewiefen.” 
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Entfeheidungsgründe. ' 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde ausgefprochen, dag von 
den vom Jungwoſchitzer Patronatsamte verwahrten Grundentlaftungs- 
obligationen dto. 1. September 1853, Nr. 3299 und 3244 im Ge—⸗ 
jammtbetrage von 3990 fl. ver Theilbetrag pr. 587 fl. als von Wetter 
läutgebühren herrührend der Schule in Jungwoſchitz, der Reſtbetrag 
pr. 3403 fl. aber zu gleichen Theilen der Jungwoſchitzer Schule und 
Kirche zuzufallen babe, weil die hiemit abgelöften Naturalleiftungen der 
gewejenen Jungwoſchitzer Obrigkeit eine Entlohnung ſowohl des Schul⸗ 
bienftes als. auch des Chorregenten- und Organiftendienfte® gebilvet haben. 

In der Beſchwerde wird gegen bie Gefegmäßigkeit diefer Entjcheidung 
geltend gemadt, daß die Schulbehörden zur Entſcheidung nicht competent 
waren, ba es fih um bie civilrechtlihe Frage des Eigenthums an den 
Grundentlaftungsobligationen handelte; daß der Betrag pr. 587 fl. von 
der II. und II. Inſtanz der Schule ſchon deshalb hätte nicht zugefprochen 
werden fellen, weil die Entfcheidung I. Inftanz, welche biefen Theilbetrag 
ber Kirche zugewieſen hatte, bezüglich dieſes Punktes unangefodhten ge» 
blieben ift; daß endlich der Theilbetrag pr. 3403 fl. zur Gänze der Kirche 
gebühre, weil die hiemit abgelöften Leiftungen dem Lehrer nur in feiner 
Eigenſchaft als Chorregent und Organift zugeflofien find. 

Die gegen die Kompetenz der Schulbehörden erhobene Einwentung 
ift gefeglich nicht begründet. Nach dem vorangeführten nicht beftrittenen 
Thatbeftande waren jene Naturalleiftungen, aus welchen die Orundent- 
laftungsobligationen entftanden find, unzweifelhaft Beiträge zu Schulzweden 
und bildeten einen Theil der. Tehrerbezüge. Im Hinblid auf die Beſtim⸗ 
mungen des $. 55, Abſ. 3 des Reichs-Vollksſchulgeſ. und 8. 26 ad b 
des Schulauffichtögef. vom 24. Februar 1873, böhm. 8. ©. B. Nr. 17 
waren ſonach die Schulbehörten zur Entſcheidung allerdings berufen. 

Belangend die erft in IL Inſtanz erfolgte Zuweifung des Theil» 
betrages pr. 587 fl. an tie Jungwoſchitzer Schule, fo vermodte der B. ©. 
Hof auch hierin eine Geſetzwidrigkeit nicht zu erbliden. Da es fi ge- 
gebenenfall8 durchaus nicht um bloße PBarteianfprücde gehandelt hat, da 
ferner ver Landesſchulrath die oberſte Schulauffichtsbehörve ift und ihm 
in diefer Eigenfchaft der. Schu der Schulen obliegt, fo war er aud be» 
redhtigt, von Amtöwegen einen Ausfprud ver I. Inftanz zu beheben, durd) 
welchen in gejegwibriger Weife ein Theil des bisherigen Einkommens dem 
Schuldieuſte entzogen werben follte. 

Darüber, daß lekteres der Fall war, Tann ein Zweifel nicht ob⸗ 
walten, ta fowohl dur die Örundentlaftungsacten, als auch durch die 
älteren Adminiftrativacten bargethan ift, daß jene Naturalgiebigkeiten, welche 
im Wege der Orundentlaftung mit dem Capitale pr. 587 fl. abgelöft 
wurden, fogen. Wetterläutgebühren waren, die von Geſetzeswegen (Hof- 
decret vom 9. Weinmonat 1784, polit. ©. ©. Joſef IL, Bd. VI, ©. 573, 
und vom 10. October 1787, polit. G. S., Bd. XII, S. 500) Einkünfte 
des Schuldienſtes geworben fint. 

Dagegen ift die Beſchwerde bezüglich des Theilbetrages pr. 3403 fl. 
der Orundentlaftungsobligationen begründet. — Durch die vorliegenden 
Adminiftrativacten, insbefondere durch den gerichtlich vidimirten Auszug aus 
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dem Stadt Jungwoſchitzer Privilegiumstude ift dargetban, daß Tte ge 
weſene Zungwoſchitzer Obrigleit gegen tem, daß die Etadigemeinte ikr 
ten Weinfhanf und Salzhanvel überlaflen hat, fih „verbinblih gemadt 
und obligiret bat, einen rechtfchaffenen Canter und Organiſten mit tem 


.erforberlihen Salario nnd Teputat befläutig auszuhalten.” Cime fr 


willig übernommene Berpflihtung, zur Anshaltung des Lehrerd beizutragen, 
ift wicht erwieſen. Gefeglid lag aber der Obrigfeit als folder eine Tied- 
fällige Verbindlichkeit bezüglich des Lehrers nicht ob. 

Wohl aber ward kraft pofitiver Geſetzesvorſchrift (5. 168 yelit. 
Schulverfafſung, Studien-Hoflammer Decret von 4. April 1818) verfügt, 
daß der Meßner⸗Organiſten⸗Chorregentendienſt mit dem Schuldienſte ver- 
bunden fein fol, wodurch erzwedt und erzielt wurte, daſt das Einkemmen 
aus diefen Kirchendienften den Schullehrern zugefloßen if. Wenn taber 
in dem obrigfeitlihen Decrete vom 15. Yuli 1836 von Eeite ter Obrig⸗ 
feit tem zum Regens chori und Pehrer ter 2. Claſſe Ernannten um 
dem zum bentjchen Lehrer der 3. Claſſe und Organiſten Präfentirtem 
bie feither abgelöften Naturalleiftungen al8 Bezüge angewiejen worten fin, 
jo kann in dieſer und in allen ähnlichen Anweifungen mit Rüdficht taramt, 
daß, wie oben dargethan, die Obrigkeit eine Berpflihtung nur rückfichtlich 
bes Regens chori uud Organiften- Unterhaltes und zwar vertragemäßtg 
hatte, nichts Anderes erblidt werben, al® daß die Obrigfeit der vercitirtem 
geſetzlichen Vorſchrift nachlam und den Lehrern jene Bezüge zuwies, melde 
mit den in Rede ſtehenden Kirchenvienften verbunden waren, Die tie Do 
tation des Lehrerperfonaled regelnden älteren Geſetze (X Abſchnitt ter 
polit. Schulverfaflung) find tur die zur Regelung ter Rechtsverhältnifie 
des Lehrerftandes erlaffenen neuern Geſetze (Gef. vom 21. Jänner 1870 
2. © 3. Nr. 14, 8. 92) außer Kraft getreten und hiedurch iſt aud der 
Öffentlich-rechtlihe. Titel des Lehrers auf die Einkünfte aus dem Kirchen⸗ 
bienfte entfallen. 

Da ermiejenermaßen die abgelöften Leiftungen der Obrigkeit zur 
Vörberung des Kirchendienftes beftimmt waren, eine Einkommensquelle diejes 
Dienftes bilveten, fo muß auch die gleiche rechtlihe Natur den an Stelle 
ber Naturalgiebigfeiten getretenen Grunventlaftungscapitalien und Renten 
zulommen. Cben darum kann nit behauptet werben, daß dermalen nad 
Aufhebung der früheren Bereinigung tes Kirdyen- mit dem Schuldienſte 
and einem Öffentlich rechtlichen Titel ein Anfpruh auf dieſes Einfommen 
zu Ounften ver Schule beftehe und nur unter dieſer Borausfegung wäre 
die unter Erecutionsandrohung verfügte Einziehung eines XTheiled ver 
Oruntentlaftungsobligation und Rente gerechtfertigt geweſen. 

Es mußte daher die Entſcheidung in dieſem Punkte als geſetzlich 
nicht begründet aufgehoben werben. 
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Ar. 1099. 


Für die Einbringung der vor Wirkſamkeit des Geſetzes vom 18. März 
1878, R. ©. B. Ar. 31 erwachſenen Straßenconcurrenzbeiträge gilt Die 
Beftimmung: 1) daß für diefelben die Steuerobjecte, von welchen fie ent: 
fallen, aufzufonmen haben, 2) daß wenn fie nicht länger al& drei Sahre 
im Rüdftande aushoften, im Falle der Befriedigung aus dem Steuer: 
objecte, das Vorrecht vor allen Gläubigern geniefen, endlid 3) daß im 
gleichen Falle ältere als dreiiährige Rüdftände den Hypothefargläubigern 
nachzugehen haben, jedoch ein Pfandrecht auf Dem Gute genießen. 


Erlenntniß vom 14. Mai 1881, 3. 886. 


Der E. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Maria Przibram 
und bes Herzogs Adolf von Naffau ca. Entfcheidung des ka f. Min. des 
Innern vom 11. September 1880, 3. 12035, beireffend die Zahlung 
eines Straßenconcurrenzbeitrages von 1659 fl. 79 kr. O.«W., nad 
durdhgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Abo. Dr. Julius 
Haniſch, fowie des ?. f. Min.-Rathes Ritter v. Helm, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als ungegründet abgewieſen.“ 


Entfceidungsgründe. 


Nah dem der angefochtenen Entſcheidung zu Grunde gelegten That» 
beftande, ift der Betrag pr. 1580 fl. 45 kr. C. M., welder von der 
Beſchwerdeführerin gefordert wird, jener Beitrag, der nad) Verhältniß ber 
Steuerfhuldigkeit der Domäne Fiblin von diefer, bezw. von ihrem Be- 
figer zu Zwecken bes im Jahre 1857 im Concurrenzwege in Angriff ge- 
nommenen Baues der Pildner-Suazer Straße beizufteuern war und ber 
von dem damaligen Befiger der genannten Domäne Grafen Wurmbrand 
zur Zahlung übernommen wurde, 

Nachdem dieſer Thatbeſtand durch den Freisämtlichen Bericht dto. 19. April 
1857, 3. 4499 und andere Acten bewährt wird und veflen Nichtigkeit im 
Zuge des Adminiftrativverfahrend auch nicht beftritten wurde, mußte ber. 
felbe nad Borfchrift des 8. 6 des Gef. vom 22. October 1875 aud 
dem verwaltungsgerichtlichen Erkenntniffe zu Grunde gelegt werden. 

Dieſem nach handelt es fi) gegebenen Falles um einen Concurrenz- 
beitrag, auf welden die VBorfchrift des Hofdecreted vom 4. Jänner 1836, 
Nr. 113 J. ©. S. Anwendung zu finden hat und der eben darum „ganz 
„nah den für die directen Steuern beftehenden Vorſchriften eingebracht 
„und bei ber gerichtlihen KEintreibung die gleichen Vorrechte mit den 1. f. 
„Steuern genießen fol.” 

Die Beichwerde vermeint nun, daß der von der k. k. Bezirkshaupt- 
mannſchaft Kralowitz an die dermalige Befigerin der Domäne Liblin er⸗ 
lafjene Zahlungsauftrag. dto. 13. Auguft 1877, Nr. 5845 mit der an- 
gefochtenen Entſcheidung deshalb nicht hätte aufrecht erhalten werben follen, 
weil feit Entitehung des Concurrenzbeitrages mehr als drei Jahre 
verfloffen find und die Domäne Liblin feither (feit 1857) zweimal 
ihre Befiger gewechfelt hat, während nah ten beftehenden Borjchriften 
nur ein nicht über 3 Jahre ausſtehender Rückſtand hätte eingefordert wer⸗ 
den können. Die Nichtigkeit diefer Anficht läßt fich aber aus ven bis zur 
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Wirffamleit des Gefehes vom 18. März 1878, Nr. 31 R. G. 2. in 
Kraft beftandenen, die directen Steuern betreffenden Borfchriften, die wie 
oben hervorgehoben, für berfei Eoncurrengbeiträge allein, aber auch durch⸗ 
wegs maßgebend fein follen, nicht ableiten. 

Wenn durch das Hofdecret vom 15. April 1825 Rr.2089 3. G. S. 
das flillfchweigende privilegirte Hypothelarredt nur jenen Stenerrüd: 
fländen eingeräumt wird, „melde fih auf einen Zeitraum von 3 und 
weniger als 3 Yahren beſchränken,“ wenn weiter das SHofdecret von 
16. September 1825, Nr. 2132 9. ©. S. mur von foldyen (Zjährigen) 
Rückſtänden befagt, da diefelben „auf das Gut, von dem diefe Steuern 
„und Abgaben hätten entrichtet werben follen — verfichert feien;“ wenn 
das Hofvecret vom 1. September 1826, Nr. 2219 9. ©. ©. erllärt, 
„daß aus der Beſchränkung des Pfandrechtes auf 3 Jahre nicht gefolgert 
„werden fünne, daß nad drei Jahren auch die Schuld des Grundbefitzers 
„felbft erloſchen ſei;“ wenn endlich das Hofdecret vom 14. Yebruar 1840 
Nr. 409 J. ©. ©. beftlimmt, daß „die Steuerrädftände, welche von un- 
„beweglichen Gütern länger als 3 Yahre aushaften, eines nur ben Hypo⸗ 
„thelarforderungen nachſtehenden Pfandrechtes genießen, ſomit gleich 
„nen 3jährigen jepod ohne Nachtheil der Gläubiger zur Eintreibung 
„geeignet find,‘ fo kann aus diefen Beflimmungen gewiß nur abgeleitet werben, 
1) daß für vie directen Steuern, alfo auch für die Concurrengbeiträge die 
Steuerobjecte, von welden fie entfallen, aufzulommen haben, baf 
2) Steuerrüdftände, alſo auch rädfländige Concurrenzbeiträge der in Frage 
ſtehenden Art, wenn fie nicht länger als drei Jahre aushaften, im Yalle 
der Befriepigung aus dem Steuerobjecte, das Borredt vor 
allen Gläubigern genießen, endlich daß im gleichen Yalle 3) ältere als 
dreijährige Rüdflände den Hypothelargläubigern nachzugehen haben, 
jedoch ein Pfandrecht auf dem Gute genießen. 

Nah Mafgabe diefer Grundfäge würde alfo dur die angefochtene 
Entfheidung nur dann das Gefet verlegt worben fein, wenn gegebenenfalls 
entweder die Beichwerbeführerin perfönlicd für den Rüdftand haftbar erflärt 
worden wäre, oder aber wenn bei Bollziehbung des Zahlungsauftrages 
auf das befjere Recht der HHpothelargläubiger nicht Rüdfiht genommen 
werben wollte. Die erftere Möglichkeit ift durch den Wortlaut des Zah 
lungsauftrages, die letztere dadurch ausgeſchloſſen, daß es fih dermal um 
die Vollziehung des Auftrages noch nicht handelt. 

Da eine Anwendung des Gef. vom 18. März; 1878, R. G. 2. 
Nr. 31 auf den gegebenen Fall offenbar ausgeſchloſſen ift (von der Be- 
ſchwerde auch nicht behauptet wird), den älteren Vorſchriften aber die an- 
gefochtene Entſcheidung entfpridt, jo mußte die Beſchwerde als unbegründet 
zurädgewiefen werben. 
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Ar. 110. 


Unzuläffigleit der Berüdfihtigung von Laften ($. 56 des Geb. Bef.) bei 
der Realgebühr, wenn die — des Werthes auf Grund eines 
Uebereinkommens erfolgt iſt. 


Erkenntnuiß vom 17. Mai 1881, 3 837. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Dr. Hermann 
Grünbaum als ausgewieſenen Bevollmächtigten Ihrer königl. Hoheit ver 
rau Helene Karoline Erbprinzeifin- Witwe von Thurn und Taris, Her- 
zogin in Baiern, als Vormünderin des regierenden Fürften Marimilian 
Maria Lamoral von Thurn und Taxis, ca. Entſcheidung des k. k. Finanz 
Min. vom 27. October 1880, 3. 19954, betreffend vie Gebührenbemeflung 
von dem in Böhmen befindlichen Immobiliarnachlaſſe des am 10. November 
1871 verftorbenen Fürſten Darimilian Karl von Thurn und Zaris, nad 
burchgeführter d. m. Berhandlung und Anhörung des Befchwerbeführers, 
fowie des k. k. Min.-Bice-Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurädgewiefen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Im Zwede ver Gebührenbemeifung vom Nachlaffe des am 10. No- 
vember 1871 zu Regensburg verftorbenen Fürften Marimilian Karl von 
Thurn und Tarid wurde laut der dem k. k. Steueramte Staab überreidhten 
Nahweilung der Werth der zu dieſem Nachlaſſe gehörigen, in Böhmen 
gelegenen Immobilien (Herrfchaften Chotiſchau, Richenburg und Leitomiſchl 
cam appert.) mit 5,629.237 fl. 50 kr. angegeben und zwar mit ber Be- 
merkung, daß tie Bewertung mit NRüdfiht auf $. 54 des Gef. vom 
9. Februar 1850 nad den in der Yinanz-Min.-Berorbnung vom 18. Mai 
1870, R. ©. B. Nr. 76, $. 11, für die Gebührenäquivalentbemeflung 
vorgefchriebenen Sägen vorgejchlagen wird. 

Als Abzugspoften wurden in diefer Nachweiſung angegeben: I. Paf- 
fioreichniffe, welche auf den genannten Herrſchaften haften und bei den bezüg- 
lichen Rentlammern zu leifien find, im Jahresbetrage von 10.576 fl. 89'/, kr. 
im zu 5 Percent capitalifirten Betrage von 211.537 fl. 941/, tr., dann 
I. Penfionen und Unterftügungen im Werthe von 230.011 fl. 62'/, fr. 
III. Apanagen, Witthümer, Penfionen und fländige Unterftügungen im 
Berhältniß auf diefe böhm. Befigungen mit 1,589.549 fl. 57 Er. 

In dieſes Vermögen fuccedirte der Enkel des verftorbenen Yürften 
Marimiliaen Maria Lamoral Fürft von Thurn und Zaris. 

Mit Zahlungsauftrag des k. k. Steueramted Staab vom 7. Yuni 
1875, B. Reg. Poft 191 wurde nach Tarifpoft 106 Ba und Anm. 1 
des Gebührengefeßes und zwar 1) vom Nealwerthe pr. 5,629.237 fl. 50 fr. 
nad Abzug der Paffivpoft ad I pr. 211.537 fl. 94°/, kr., fomit vom mit 
5,417.699 fl. 55?/, fr. verbleibenden reftlihen Werthe rund 5,417.700 fi. 
die Immobiliargebübe mit 1/, Bercent f. Zufhlag im Betrage von 
101.581 fl. 87'/, fr. und 2) die 1percentige Gebühr vom reinen Nach⸗ 
laſſe mit 58.187 fl. bemeifen. 

Diefe Gebühr ad 2 wurde im Inſtanzenzuge angefochten und mit 
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Erlaß des k. f. Finanz-Min. vom 10. Juni 1877, 3. 13865 auf 
56.223 fl. 25 fr. berabgefegt. Ueber die gegen diefe Entſcheidung beim 
B. ©. Hofe eingebrachte Beſchwerde wurde mit Erkenntniß vom 15. April 
1878, 3. 532 vie Fin.-Min.-Entjcheidung wegen mangelhaften Verfahrens 
aufgehoben und die Sache an das k. k. Finanz.⸗Min. zur Behebung des 
Mangeld und neuen Entfheidung zurüdgeleitet. — Das k. k. Yinanz.- 
Min. verorpnete in Folge dieſes kaſſirenden Erlenntniffes des V. ©. Hofes 
tie NRichtigftellung der von dieſem Nadlafje in Borfchreibung geſtandenen 
Gebühr pr. 157.805 fl. 12"/, fr. und zwar unter Offenhaltung des orbent- 
lichen Inftanzenzuges in Gemäßheit der dem Erkenntniffe des V. G. Hofes 
zu Orunde liegenden Motive, aber audy mit Berüdjichtigung des Umſtandes, 
vaß bei der urfprünglihen nun aufgehobenen Gebührenbemeflung ber 
Berftoß unterlaufen ift, daß bie im Kapitalswerthe von 211.537 fl. 94'/, Er. 
(oben ad I) bezifferten Pafftiven irriger Weife bei Berechnung ber Im⸗ 
mobiliargebühr einfah, dann aber bei Berechnung des reinen Nachlaßver⸗ 
mögend doppelt in Abzug gebracht wurden. 

In Folge deffen wurde unter Anwendung des im Abſ. 11 des be- 
zogenen Fin.Min.Erlafſes vom 18. Mai 1870 vorgezeichneten Maßſtabes 
und zwar mit Rüdfiht auf die für die erwähnten fürftlihen Güter im 
Jahre 1871 vorgefchriebene orpentlihe Grund: Gebäudeclaffen- und Haus⸗ 
zindfteuer ein Geſammtrealwerth von 5,628.761 fl. ermittelt, von welchem 
Betrage die nad Tarifpoft 106, Anm. 1 des Gef. vom 9. Februar 1850, 
R. ©. 3. Nr. 50, zu entrichtende 1'/, percentige Immobiliergebühr be- 
meflen und mit der angefochtenen Entſcheidung vom 8, k. Yinanz Min. 
aufrecht erhalten wurde. 

Die Beſchwerde geht von der Anſchauung aus, daß, nachdem ur- 
jprüngli bei ver VBemeffung der 1/,percentigen Gebühr als Realwerth 
ber Betrag von 5,417.700 fl. auf Grund des Vorſchlages der fürftlichen 
Domänenabminiftration als Grundlage angenonmen, von berfelben biefe 
Gebührenbemeffung nicht angefochten und im Inftanzenzuge unbeanftändet 
belafjen worten war, die Acceptation dieſes Werthbetrages als eine gegen- 
feitig verbindende Bereinbarung im Sinne des 8. 54 des Gebührenge- 
fees angefehen werden müffe, daher die Finanzverwaltung von biefer Ziffer 
abzugeben nicht berechtiget wäre. 

Würde aber auch diefe Gebundenheit des k. k. Yinanz- Min. nicht 
eintreten, fo war bie fürftlihe Adminiftration berechtigt, Die vorerwähnten 
Paſſivreichniſſe im capitalifirten Werthbe von 211.537 fl. 94'/, fr. im 
Sinne des 8. 56 des Geb. Gef. bei der Veranſchlagung des Immobiliar⸗ 
werthes in Abzug zu bringen, denn biefelben beiten, als an Kirchen, 
Pfarren, Schulen und Spitäler zu leiftende Giebigfeiten, welche an ber 
Sade ſelbſt haften, ven Charakter öffentliher Abgaben. 

Der B. ©. Hof war nit in der Rage, diefe Beſchwerde als be- 
gründet zu erkennen. Die fürftlihe Domänenatniniftration hat nämlich 
unter Berufung auf den $. 54 des Geb. Gef., wonach es ber Steuer- 
verwaltung geftattet ift, mit dem Steuerpflichtigen auch über eine andere. 
al® die dur das Geſetz vorgefchriebene Art der Werthebeftimmung des 
Gegenftandes der Abgabe übereinzufonmen, in Antrag gebracht, daß als 
Werth der Immobilien der Steuerwertb nad den in der Finanz Min.- 
Berordnung vom 18. Mai 1870, 8. 11 für die Gebührenäquivalent- 
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bemeflung vorgefchlagenen Sägen angenommen werde. Es war nur eine 
Conſequenz dieſes Antrages, daß ebenfo wie das Gebührenäquinalent über 
Erklärung des Gebührenpflidhtigen auf Grund des nach ter vervielfachten 
Grund- und Hansftener ermittelten Werthes chne weitere Berüdfichtigung 
ter auf der unbeweglichen Sache haftenden Baffiven in Vorſchreibung ge- 
bracht wird, auch die 1'/„percentige Immobiliargebühr im gegebenen Yalle 
von dem nad der heantragten Art ermittelten Steuerwerthe zu bemefjen 
war, und daß ein Abzug der auf der Sache haftenden, fei es äffentlichen 
Abgaben oder anderen ®iebigfeiten nicht mehr ftattfinden konnte, da «es 
ih eben um eine Art der Werthöbeftimmung des Gegenſtandes ver Ab- 
gabe handelt, welcher vie gejetliche Borausfegung zu runde gelegen ift, 
daß auf diefe Art der Minimalwertb der Sache ermittelt und ver Ge— 
bührenbemeffung zu Grunde gelegt wird. Bei der Ermittlung des Werthes 
des Immobiliars nad diefer eben fpeciell gewählten Art, welche fonad) 
eine andere Werthsermittlungsart, 3. B. gerichtliche Schägung, ausſchloß, 
ift e8 erklärlich, daß auch die Anwendbarkeit des 8. 56 des Geh. Gef. 
ausgefchloflen fein muß, welcher eben nur dann in Anwendung kommen 
könnte, wenn ber Steuerpflichtige nicht eine Vereinbarung im Grunde des 
S. 54 des Geb. Gef. mit. der Steuerverwaltung trifft oder ein geſetzlich 
firirter Minimalwerth angenonmen wird, 

Da im gegebenen Falle der Werth der Immobilien nad dem 
beantragten Maßftabe, d. i. nah der 150 fachen Grunpfteuer, ver 
250 fachen Hausclafjenfteuer und der 100 fachen Hauszinsftener fi richtig 
auf 5,628.761 fl. beziffert, jo war die nah Anm. 1, Tarifpoft 106, des 
Gebührengefeges vom Werthe der unbeweglihen Sachen zu entrichtende 
1!/,percentige Gebühr ſammt Zuſchlag von dieſem Betrage bereit ur- 
fprünglich zu bemefjen geweſen. 

Wurde jeboch bei der urjprünglichen Gebührenbemeflung, wenn aud 
in allen Inflanzen, aus Berjehen eine andere als bie richtige Wertbsziffer 
mit Rüdfiht auf ven beantragten Werthsmaßſtab der Gebührenbemeflung 
zu Grunde gelegt, jo fanı hierin, daß nachträglich eine Nichtigftellung des 
Nealwerthed nach der von dem Steuerpflichtigen bereits urſprünglich bean 
tragten und auch nie zurüdgezogenen Art ver Wertbsbeitimmung und bem- 
gemäß aud der Gebühr erfolgte, um fo weniger eine Geſetzwidrigkeit oder 
Rechtsverletzung erblidt werben, als felbft nach dem 8. 3 des am 1. Jänner 
1879 in Wirkſamkeit getretenen Gef. vom 18. März 1878, R. ©. 2. 
Nr. 31, das (früher unverjährbare) Recht der nachträglichen Richtigftellung 
einer bereits bemefjenen Gebühr der Fin.⸗Verwaltung gewahrt wird. 

Da fonah in der angefochtenen Entjheidung weder eine Geſetz⸗ 
widrigkeit noch eine Rechtsverletzung wahrgenommen werden konnte, jo 
mußte der V. ©. Hof die Beichwerde als unbegründet zurüdweijen. 


Ar HK. 101. -- BR.3.1T Ba am. 2 3 - 


3. 111. 


Lie Unmerlang eraes rrecatiorn Beitt m 
) a m Beilbietunaseces Grunbbnde genügt 


Try som 57. Mei 1381, 3. 8. 


ZULEBS, Hof hat über vie Veichnerde des Eunm Bunte, 
E,rnAhrfigers zu Strakmıg in Mähren, ea. Eutiheazung nes £ Bu 
Sin. vom 2, Detober 1850, 3, 23240, wegen eines vorm 
hiihrennahlaffeh, nah durchgeführter 5. m. Berhanziung zur Aubörung 8 
Nm. Ir, Mar Vandesberger, ſowie des L. L Min⸗Bice⸗Sect. Ritter 
v. Froſchaner, zu Recht erlamıt: 

„Lie Velhmerve wird als gefeglih nit begründet abge- 
mıefen, Ler Beſchwerdeführer hat dem 1. k. Finanz 
minifierium an Roften des Verfahrens den Betrag von 10 fi. 
a. 14 Tagen von der Buflellung diefes Erkenutniſſes zu 
erfeen,” 


Enifheldungsgründe. 


Tas Halbvlertellehnhaus Nr. 15 in Kozojidek war am 19. Sep- 
tember 1876 im Executionswege verfteigert und von Johann Uhlik um 
4470 erflanden worden, der aber die Licitationsbedingniſſe nicht er⸗ 
Milten fſönnte, Wei der In Folge deſſen am 80. October 1877 ftatt- 
gelumpenen Melleltatlion Ift der Beſchwerdefllhrer Simon Winter mit einem 
Meifikute von 4970 fl, Erſteher geblieben, auf Grund deſſen und des 
Werthet von 470 fl. eines mitlibernonmmenen Ausgedinges ihm vie Ge⸗ 
ihr lt 0%, Percent ſammt a, o. Zuſchlag bemeſſen wurde. 

Elmon Wiluter ſpricht jedoch einen Gebührennachlaß von 2’) Ber 
vent an, nachdem bie zuletzt vorausgegangene Beſitzveränderung in Folge 
bea Vleltatlengaetes vom 19. September 1876 flattgefunden hatte und bie 
kderliide Wuntragung ber Letzteren factifch und rechtlich unmöglich ge⸗ 
weſen fel, 

Der U. 8, Hof konnte jedoch in der von den Adminiſtrativbehörden 
verwelgerten Vewillinung bes angeſprochenen Nachlaſſes eine Geſetz⸗ 
wirrigkeit nicht wabrnehmen. Nach Punkt 9 der in Folge A. h. Ent 
ſAheſtung vom 1, Mai 1850 mit Geſetzekraft kundgemachten Fin. Min. 
Ren vom, Wat 1800, R. G. 8, Nr, 181, koönnen für denjenigen 
Dune Für welter Affentlicde Rücher mut Der Kectäwirkung £eftchen, 
dak ein diglihes Net und die Cinverleidung ober Bermerfang im tieje 
Nuter terworden WAR, nur Diejenigen vordergangenen Beſitzveränderuugen 
im Vrwerdung des VWedndvrennahloſſes Beräfichtiget werten, welche in die 
made dürrtizen Wurden eingetragen Werden find, 

Sar Vrangung des Siehiivenmutlufiet zeräst aber, wie iden anf 
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ft (Tarifpoft 106 Geb. Gef.) und daß diefe Uebertragung im bie öffent⸗ 
Kichen Bücher eingetragen worden ift. 

Keine diefer Beringungen ift im gegenwärtigen alle erfüllt, da 
Johann Uhlik niemals in das Eigenthum der fraglichen Realität gelangt 
wer, daher auch als Eigenthämer derſelben nicht grundbücherlich einge 
tragen werben konnte. — Die Anmerkung des Vollzuges der erecutiven 
Berfteigerung im Grundbuche ift aber belanglos, denn eine foldhe An⸗ 
merkung bat nah $. 72, Alinea 2 des allgem. Grundbuchsgeſ. vom 
35. Juli 1871, R. ©. B. Nr. 95 nur die Folge, daß weitere Ein- 
Aragungen gegen den bisherigen Eigenthümer Tediglih für den Fall ein 
Recht bewirken, als die Verfteigerung für unwirkfam erflärt wird. 

Die von der Befchwerde bezogenen Min.-Erläffe find nicht mit ge- 
ſetzlicher Kraft kundgemacht, können daher vom B. ©. Hofe nicht als Ver⸗ 
orbnungen im Sinne des 8. 8 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©, 
B. ex 1876 Nr. 36 betrachtet werben. 

Der Anſpruch auf einen Gebührennachlaß war fonach geſetzlich nicht 
begründet, — weshalb die Befchwerde abgemwiefen werden mußte. — Der 
auferlegte Koftenerjat beruht auf 8. 40 des Gef. vom 22. October 1875, 
R. ©. DB. ex 1876 Nr. 36. 


Qr. 1102. | 


Wann Tönnen bei der Grbührenbemeffung von einem Radlaffe Liedlohn⸗ 
forderungen als Nachlaßpaſfiven anerlannt werben? 


Erkenutniß vom 17. Mai 1881, 3. 844. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Franz Anton 
Rohner, Caplans in Hohenweiler, ca. Entfcheidung des k. k. Finanz- Min. 
vom 19. October 1880, 3. 24640, betreffend die verweigerte Anerken⸗ 
nung von Paſſtven in dem Betrage von 1203 fl. 33 kr. bei der Ge- 
bührenbemefjung vom Nachlaſſe des Stadtpfarrers Michael Mohr in 
Bregenz, nad vurchgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. 
Min.-Bice-Seer. Ritter v. Frofchauer, zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als gejeglih nicht begründet abge- 
wiefen. — Ein Erfat ver Koften des Verfahrens findet nidhtftatt.“ 


Enifdeidungsgrände. 


Die Beſchwerde ift gegen die Nichtanerlennung einer Dienftlohns- 
forderung von 1203 fl. 33 kr. Seiten® der Finanzverwaltung bei ber 
Sebührenbemeffung vom Nachlaſſe des Stadtpfarrers Michael Mohr ge- 
richtet, welche von der Haushälterin des letzteren, Karoline Keßler, bei ber 
Verlaſſenſchaftsabhandlung geftellt und Seitens des Erben des Befchwerbe- 
führer auch als Nachlaßpaſſivum anerlannt worden war. 

Der V. ©. Hof konnte in dem viesfäligen ablehnenden Vorgange 
der Finanzbehörden eine Geſetzwidrigkeit nicht erbliden. — Nah $. 57. 

Bubwinsti, 8. G. H. Erfenntniffe V. 16 
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Br. 1103. 


Der Untonf eines Beßtzes in einer Gcmeinde berchtigt nit zur Schluſß 
foiger u. * der en per in chen der Gcmeinde nuun Ircbreden zub 

weis aufge alien — ka eife, wenn auch ſich regelmäßig 
wisderholende Aufenthalt in_einer Gcmeinde faan Drm im $. 12. mb 
Dee Gem. SA. vom 17, März; 1519 gemeinten uunnierbrodenen af 


Ertenntni vom 18. Mai 1881, 3. 881. 


Ter 1.1.8, G. Hof hat Üiber tie Beſchwerde der Gemeinde Letonig 
es, Entſcheidung ver 8. k. mähr. Etatthalierei vom 11. November 1880, 
B. 18681, betreffend Tas Heimathsrecht des Stefan Rothröckl und deflen 
binterlaflener Kinder, nach vucchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung 
des Yo, Ir. Karl Doftal, fowie des Lk. . Min.⸗Rathes Ritter v. Helm, 
ju det erkannt: 

„Die Veſchwerde wird als ungegrändet abgewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die beſchwerdeführende Gemeinde haͤlt die angefochtene Entſcheidung 
darum fir geſetzwidrig, weil fie vermeint, daß durch die abgeführte admini⸗ 
ſtrative Verhandlung dargethan worden ſei, Stefan Rothröckl habe durch 
vierjährigen, auswelslofen, ununterbrochenen Aufenhalt in der Gemeinde 
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Holubic das Heimathsrecht ebenda erworben und daher feine Zaſtändigkeit 
nach Letonig verloren. 

Was nun den Aufenthalt des Stefan Rothröckl in der Zeit von 
1855 bis 1859 anlangt, fo ift allerdings erwiefen, daß Rothröckl, welcher 
im Jahre 1855 das Häuschen Nr. 30 in Kruh erfauft und bis zu feinem 
Tode (1869) bejefien bat, während viefer Zeit regelmäßig, wenn aud) 
nicht dauernd in Krub fi aufgehalten hat. — Allein ebenfe ift außer Frage, 
daß gleichzeitig Stefan Rothrödl als Maurer in’Brünn in Arbeit ge- 
ftanden, daß er während der Dauer der Arbeitözeit, in den Monaten 
April bis October, in Brünn gewohnt und nur die Sonntage in Kruh 
zugebradyt bat. — Es iſt endlich auch fichergeftellt, va dem Stefan Roth⸗ 
rödl im Donate März 1859 das Wanderbuch auf drei Jahre verlängert 
worden ift und dadurch zngleih dargethan, daß Stefan Rothröckl aud) 
vorher im Befige eines ſolchen fiy befunden habe. — 

Der angefochtenen Entjcheidung liegt nun die Annahme zu Grunde, 
daß keineswegs feftgeftellt worben fei, ed habe Stefan Rothröckl unter ber 
Wirkſamkeit des proviforifchen Gemeinbegefeges vom 17. März 1849 in 
der Gemeinde Letonik durch vier Jahre ununterbrochen und ausweislos 
ſich aufgehalten. 

Der V. G. Hof war nicht in der Lage, hierin die Annahme eines 
unrichtigen Thatbeſtandes oder eine irrige Anwendung des Geſetzes zu 
erkennen. — Daß der Ankauf eines Beſitzes in einer Gemeinde zu der 
Schlußfolgerung nicht berechtigte, daß der Beſitzer in eben der Gemeinde 
ununterbrochen und ausweislos ſich aufgehalten, bedarf feiner weiteren 
Auseinanderſetzung. — Aber auch die weiteren, durch die Erhebungen über 
den Aufenthalt des Stefan Rothröckl feſtgeſtellten Momente geftatten eine 
ſolche Schlußfolgerung ebenfalls nicht. — Wird nämlich erwogen, daß 
Stefan Rothröckl feinen eigenen Hausſtand erft durch feine i im Sabre 1863 
erfolgte Derehelihung begründet hat, daß derſelbe ein Wanderbuch beſaß 
und dieſes noch im Jahre 1859 verlängern ließ und daß er in der 
kritiſchen Zeit, das iſt in den Jahren 1855 bis 1859 einen großen Theil 
des Jahres in Brünn wohnte, fo kann der zeitweife, wenn auch ſich regel- 
mäßig wiederholende Aufenthalt Stefan Rothrödl’8 dem im $. 12, lit. b 
bes Gem. Gef. vom 17. März 1849 gemeinten, ununterbrochenen Auf- 
enthalte nicht gleichgefiellt werben. 

Bei diefer Sachlage vermochte der B. ©. Hof nicht zu erkennen, 
dag Stefan Rothrödl nah 8. 12, lit. b des Gef. vom 17. März 1849 
die Gemeinbeangehörigkfeit in Holubic erworben habe und da nicht vorliegt 
und aud von ber bejhwerbeführenden Gemeinde nicht behauptet wird, daß 
Stefan Rothröckl in einer anderen Gemeinde etwa heimathsberechtigt wurde, 
fo konnte in dem Ausſpruche der angefochtenen Entſcheidung, daß Stefan 
Rothröckl die durch Gekurt erworbene und bisher unbeftrittene Zuftändig- 
feit nad) Letonitz behalten babe, eine Geſetzwidrigkeit nicht erkannt werden. 


16* 
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Ar. 1104. 


Kchtefag wie in Ar. 222. 
Erfenntuif vom 18. Mai 1881, 3. 360. 


Der k. k. 8. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Franz Liste 
und Genofien, Ruſtikaliſten in Luckavic, ca. Eutfcheidung des böhm. Laudes- 
ausſchuſſes vom 24. September 1880, betreffend die Benützung von Ge⸗ 
meinberealitäten durch den Schmieb und Hirten, nach burchgeführter 5. m. 
Berhandlung zu Recht erlannt: 

„Die Befhwerde wird als ungegrändet abgewiefen.” *) 


Ar. 1105. 


Derjenige, der in einer Gemeinde einen Grundbeſiß hat, ohne in berielben 
zu wohnen, Tann zu den Reparaturskfoften der Pfarre und Kirche daſelbſt 
zu concurriren nicht verpflichtet werden (Böhmen). 


Erfenntniß vom 19. Mai 1881, 3. 859. 


Der k. 1. 8. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Gemeinde Nikl 
ca. Entfheidung des k. f. Min. für Enltus und Unterridt dio. 30. Octo- 
ber 1880, 3. 749, betreffend die Heranziehung der Domäne Leitomiſchl 
zu Concurrenzbeiträgen für die Banherflellungen au der Kirche und Pfarre 
in RiH, nad durdygeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. 
Min.-Secr. Dr. Ritter v. Spaun, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet zurück— 
gewiejen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Der B. G. Hof vermochte in dem Ausſpruche der angefochtenen 
Entſcheidung, daß der Befitzer der Domäne Leitomiſchl, Fürſt Thurn und 
Zaris, mit feinem in der nad Nikl eingepfarrten Ortſchaft Kukle gelegenen 
Orundbefige zu den Reparaturskoflen der Pfarre und Kirche in Nikl zu 
concurriren nicht verpflichtet fei, weil er in der Pfarrgemeinde nicht wohne, 
eine Geſetzwidrigkeit nicht zu erbliden. 

Der Mare Wortlaut der 88. 35 und 36 des Gef. vom 7. Mai 
1874, R. ©. B. Nr. 50 fließt jeden Zweifel darüber aus, daß Um⸗ 
lagen zu Zweden der Bedeckung von Bedürfniſſen einer Pfarrgemeinde, 
alfo auch zu Zweden der Reparatur der Pfarr- und Kirhengebände nur 
auf die Mitglieder der Pfarrgemeinde, das ift auf die im Pfarrbezirke 
wohnhaften Katholifen, ausgefchrieben werben können. — Da uun unbe 
firittenermaßen der Befiger der Domäne Leitomifchl, bezw. der im Pfarr- 
fprengel NIM gelegenen, zur Domäne Leitomifchl gehörigen Realitäten, im 


°*) Siehe Entſcheidnugsgründe bei Nr. 222 (Band II, Jahrgang 1878). 
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Pfarrbezirke nicht wohnhaft ift, jo konnte derſelbe aud zur Mitbeftreitung 
der Hand» und Zugarbeiten bei der in Rede ſtehenden Bauconcurrenz nicht 
herangezogen werben. 

Wenn vie Befchwerde auf die älteren Vorſchriften, insbeſondere 
auf das Hoffanzleivecret vom 24, Juni 1840, Prov. ©. ©. vom Yahre 
1840, pag. 380 hinweiſet und vermeint, daß nad biefen die Heran- 
ziehung des Domänenbefiged Play zu greifen hätte, fo überficht fie, daß 
nad 8. 57 des vorcit. Gefeges eben dieſe Beftimmungen nur unbeſchadet der 
Anordnungen des Gef. vom 7. Mai 1874 in Wirkfamteit belaffen, aljo 
in allen Punkten außer Kraft getreten find, wo biefes Geſetz eben anders 
verfügt. — Darum entfällt auch für den V. ©. Hof jeder Anlaß zur 
Unterfuhung, ob und inwieweit nach den älteren Concurrenzvorfchriften 
eine Deranziehung des Fürften Thurn und Taxis bezüglich feines in der 
obgenannten Ortſchaft gelegenen Beſitzes zuläffig gewefen wäre. 

Die Beichwerde mußte daher als offenbar unbegründet zurückgewieſen 

werten. 


Mr. 1106. 


Wer als Jagdpachtwerber auftreten will, hat fi mit einem Waffenpaffe 
auszumeifen, 


Erfenntniß vom 19. Mai 1881, 3. 858. 


Der E k. V. ©. Hof hat über. die Beſchwerde des Franz Löffler 
und Genoſſen ca. Entfcheivung des böhm. Landesausſchuſſes vom 15. Des 
cember 1880, 3. 34502, betreffend die Aufrechthaltung der licitatorifchen Ver⸗ 
pachtung der Holtſchitzer Jagdbarkeit, nach durcdhgeführter d. m. Verhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Raimund Grübl, ſowie des Dr. Yulius Haniſch, 
des legteren in Vertretung des belangten Landesausſchuſſes, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als gejeglih niht begründet zu- 
rüdgewiefen. — Ein Erjag der Koſten des Verfahrens findet 
nicht ftatt.* 


Entfcheidungsgrände. 


Bei der am 22. Auguft 1880 im Wege der öffentlichen Licitation 
vorgenommenen Berpachtung der Holtfchiter genofjenichaftlihen Jagdbarkeit 
wurden die Beſchwerdeführer von der Pachtbewerbung ausgefchlofien, weil 
fie ih nicht mit einem Waffenpafje auszumeifen vermochten. 

In diefer vom Landesausſchuſſe mit der angefochtenen Entſcheidung 
aufrecht erhaltenen Berfügung des Gemeindevorftehers glauben die Be⸗ 
ſchwerdeführer eine ©efegwidrigkeit darum finden zu können, weil nad) 
$. 26 des Jagdgeſ. der Jagdpächter nur im alle er bie Jagd perſönlich 
ausüben will, fi mit einer Jagdkarte und darum auch nah 8. 28 de 
Jagdgeſ. nur für diefen Fall mit einem Waffenpaffe verfthen muß, wes- 
halb auch tem 8. 16 des Jagdgeſ. fein anderer Sinn beigelegt werben 
könne, als daß auch der Jagdpächter zur Ausübung des Jagdrechtes 
nur bei Erfüllung der im $. 28 geftellten Bevingungen befugt iſt. 
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Diefe Anblegung des geichemeni:lls mrügehenten 8. 16 tet Jogegeſ. 
iſt jedoch eine turdans willfärlihe, tem Zcrilımie witerfreitemte — 
Die ct. Ichegebbchimmung; verfügt, daj als Iagträcter m ber Regel 
eine einzelne phifiſche Berion zuzulafien iſt, infeferne Terjelben 
nit ein im $. 28 angegebener Örzur jur Bermeigerung ber 
Iagplarte entgegenficht. — Ter 8. 28 ad 5 werfüst, taf tie Aut 
fielung ver Yagtfarte zu verweigern in Jeden, Ber ſich nit mit 
einem Baffenpaffe auszuweiſen vermag. 


Nah dem Maren Bertlante tiefer Geſedesſtelle if femit als Jagb- 


ftelle, insbefondere aus dem Gebrauche des Wortes „ulafien”, geht ganz 
unzweifelhaft hervor, daß der dort gebrauchte Ausdruck Iagtpächter gleich⸗ 
bedeutend ift mit tem Ausprude Iagtpadstwerber. — Hieran lamn ein Zweifel 
umfominder entfliehen, als aud dann, wenn unter dem Ausorude Zagdpächter 
im 8. 16 ſchon ber Erſteher der Pachtung verflanden werten wollte, der 
praftifche Effect der Geſetzesbeſtimmung — tie Ausſchließung ter im Sinne 
des 8. 28 des Yagdgef. Unfähigen — der gleiche wäre, fo baf tie zweite 
Lefeart unr die eine, vom Geſetze ſicherlich nicht beabſichtigte Comfeguenz 
der nutzloſen Vollziehung von Berpachtungsſacten zur Yolge haben würde. 
— Denn könnte der Meiftbieter nah Abſchluß ver Berfleigerung fib mit 
dem Waffenpafle nicht ausweisen, fo dürfte er nad ter Maren Borfchrift 
des 8. 16 als Pächter nicht zugelaflen werden und es müßte baher ber 
Verpachtungsact nenerdings vorgenommen werben. 

Die Ausfhließang felher Perfonen vom Berpadytungsacte, welchen 
die Unfähigleitögrlnde des 8. 28 entgegenfichen, widerftreitet alfo nicht 
nur nicht dem 8. 16 des Jagdgeſ., ift vielmehr im WBortlante und Sinne 
biefer Befeesftelle und auch im 8. 21 ter Feilbietungsorbnung vom 
15, Yuli 1786, Yufl. G. ©. 565 begründet, da dort, wo es bei einer 
Pahtung auf die perfönlihe Eigenfchaft des Meiftbietenden anfommt, diefe 
entfprehend ausgemiefen werden muß. — Die Beſchwerde mußte daher 
als geſetzlich nicht begründet zurückgewieſen werben. 


Ar. 1107. 


Rechtsſat wie in Nr. 735. 
Erkenntniß vom 24. Dali 1881, 3. 889. 


Der k. k. V. ©, Hof hat über die Beſchwerde des Moriz Koresnik 
oa. Entſcheidung der galiz. k. k. Fin.-Landespirection vom 31. December 
1880, 8. 67601, betreffend die Einfommenfteuer für die Jahre 1877 
und 1878 von ben Zinfen des auf dem fteuerfreien Haufe Nr. 1589 auf 
ber Wieden In Wien intabulirten Darlehenscapitales pr. 3000 fl., nad 
burchgeführter B. m. Verhandlung zu Recht erfannt: 
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„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurüdgemiefen. 
— Ein Erfaß der Koften des Berfahrens wird nicht auf— 
erlegt."*) 


Ar. 1108. 


‚Zuläffigkeit der abgefonderten Erwerbfteuer für mehrere Gewerbe au | 
außerhalb Wien und den Landeshauptftädten. 


Erkenntniß vom 24. Mai 1881, 3. 911. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Leopold Hofbauer, 
Bäckers in Krems, ca. Entſcheidung der k. k. niever-öfterr. Fin.⸗Landes⸗ 
direction vom 12. December 1880, 3. 33089, betreffend die Bemeſſung 
einer Ermerbfteuer von dem burd ihn gleichzeitig betriebenen Preßhefe⸗ 
verſchleiße, nad durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des 
Abo. Dr. Joſef Joly, fowie des ?. f, MinBice-Secr. Johann Kolazy, zu 
Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet abge- 
aviejen. — Ein Erfaß der Koften des Verfahrens findet nicht ſtatt.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Nah dem vorliegenden, von ber Apminiftrativbehörbe actengemäß 
angenommenen Thatbeſtande, welcher gemäß 8. 6 des Gef. vom 22. Oc- 
tober 1875, R. G. B. 1876, Nr. 36 au dem V. ©. Hofe zur Grund- 
lage. feines Erkenntniſſes zu dienen hat, übt Leopold Hofbauer feit dem 
Jahre 1874 neben feinem Bädergewerbe auch den Berfchleiß von Prefhefe 
aus, die er von der Prefhefenfabrit der Firma A. Ignaz Mauthner und 
Sohn in Wien für eigene Rechnung bezieht. 

Die in der Beſchwerde aufgeftellte Behauptung, daß Hofbauer nur 
Niederlagsbeforger für Preßhefe der gen. Firma in Krems fei, fteht nicht 
nur mit feiner eigenen im Protokolle vom 11. December 1878 bei ber 
T. k. Bezirlshauptmannſchaft Krems abgegebenen Erklärung, daß er von 
ber genannten Firma feine Provifion beziehe und die Spefen allein be= 
ftreiten müſſe, im Widerſpruche, fondern fie wird überdied durch die Aus» 
fage des am 24. März 1979 burd den Wiener Magiſtrat vernommenen ' 
Bertreterd und Disponenten der Firma Mauthner, Franz Waltenberger, 
widerlegt, wornach der Prefhefeverjchleiß des Leopold Hofbauer nicht als 
eine Niederlage ihrer Fabrik zu betrachten fei und letzterer lediglich nur 
einen halbmonatlihen Credit für die auf feine eigene Rechnung bezogene 
Preßhefe genieße. Leopold Hofbauer betreibt daher durch den gedachten 
Verſchleiß eine nah dem Patente vom 31. December 1812 der Erwerb: 
feuer unterliegende Befhäftigung und es könnte fih nur darum handeln, 
ob neben der Erwerbfteuer, die der Beſchwerdeführer als Bäder entrichtet, 
noch eine befondere Ermerbiteuer für ven Preßhefenverfchleiß, oder ob für 
Heide Ermwerbögattungen vereint Ein Erwerbftenerfag vorzufchreiben mar, 

In diefer Richtung ordnet zunächſt der 8. 14 des Erwerbſteuer⸗ 


*) Siehe Entiheidungsgründe bei Nr. 735 (Banb IV, Jahrgang 1880.) 
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patente6 an, daß außer ber Hauptflabt Wien nnd ben Provinzialhaupt- 
fläbten, in den übrigen Städten und Orten geflattet fei, in dem alle, 
wenn biefelbe Perfen verfchienenartige Gewerbe betreibt, der Steuerſchein 
nur für jenes Gewerbe auögeftellt werben müſſe, weldes in der gefelichen 
Elaffificrung am höchſten belegt if. — Der $. 10 der in Ausführung 
des erwähnten Batentes mit Reggs.Circulare für Niederöfterreih vom 
15. Februar 1813 erlaffenen Vorſchrift erflärt als leitendes Motiv ber 
eit, Anordnung des 8. 14 des Batentes, die vereinte Befteuerung mehrerer 
Erwerbszweige aus Billigkeitsrückſichten deshalb zuzulaſſen, weil bei der⸗ 
jelben Perfon ſich mehrere Erwerbszweige vereint befinden föunen, bie 
iwegen minder günfliger Xocalverhältniffe und der Unzulänglichkeit einzelner 
Ermerbögattungen jeder für fih allein ein felbftftändiges Dafein nicht ge⸗ 
währen würden. Der vereinten Erwerbſteuerbehandlung ſteht aber nad 
Anfhanung des V. ©. Hofes bei dem Eintritte ber berührten Voraus» 
fegungen der Umſtand nicht im Wege, daß die einzelnen Erwerbsgattungen 
nicht glei urfpränglich vereint zur Exrwerbfteuer angemeldet worden find, 
da e8 den Steuerbehörden in jedem Semefter frei fteht, eine nene Be⸗ 
meflung eintreten zu laſſen. 

Da jedoch das Geſetz im 8. 14 des Patente den Steuerbehörben 
nur geftattet, außer Wien und den LTandeshanptftänten die Erwerbfteuer 
vereint für mehrere Erwerbögattungen einer und berfelben Perſon zu be⸗ 
meflen, die Erwägung der Berhältniffe, bei deren Eintritt dieſe Geſtattung 
zuläffig iſt, jedoch dem freien Ermeſſen der Steuerbehörben überläßt, fo iſt 
der B. ©. Hof gemäß 8. 3, lit. e des Gef. vom 22. October 1875, 
NR. ©. B. ex 1876 Nr. 86 nicht zuſtändig, zu entfcheiden, ob im vorlie- 
genden Falle eine folhe Eiwerbftenerbehandlung hätte ftattfinden follen. — 
Die Beſchwerde mußte daher abgewiefen werben. 


Ar. 1109. 


Gebührenbehandlung der fibeicommiffarifchen Subftitutionen. 
Erkenntniß vom %4. Mai 1881, 8. 912. 


Der it, V. ©. Hof hat Über die Befchwerde des Grafen Hugo- 
von Enzenberg in Innsbrud im eigenen Namen und als Vollmachtsträger 
des Grafen Arthur von Enzenberg, dann der Vormundſchaft der m. Kinder 
nah Graf Rudolf von Enzenberg ca Entfcheidung des k. k. Finanz. Din. 
vom 2. November 1880, 3. 26486, betreffend die Gebührenbemeflung 
vom Subftitutionsnadlaffe der Gräfin Victoria von Tannenberg nach dem 
Übleben der Fiductarerbin Ottilie Gräfin Enzenberg, nad burchgeführter 
d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Ferdinand Scufter,. 
fowie des f. f. Min.-Bice-Secr. Ritter von Froſchauer, zu Recht erfannt:. 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet ab— 
gewiefen.“ 

Entſcheidungsgründe. 


Die Beſchwerde ficht die Gebührenbemeſſung von dem nach dem 
Tode der Fiduciarerbin Gräfin Ottilie von Enzenberg an ihre Kinder 
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bezw. Enkel — die Beichwerbeführer übergegangenen Subſtitutionsnachlaſſe 
der Gräfin Bictoria von Tannenberg (Schweiter der Fiduciarerbin) we⸗ 
fentlih aus dem Grunde an, weil die Bejchwerveführer der Meinung find, 
daß ihnen der gedachte Nachlaß mit dem am 18. März 1853 erfolgten 
Ableben der Gräfin Victoria von Tannenberg angefallen war und weil 
biefür die Gebühren, ta die am 19. Yuni 1854 audgefertigte Einant- 
wortung gleichzeitig an die Fiduciarerbin und an deren Söhne als fidei⸗ 
commiflarifche Subititutionserben ftattgefunden hatte, ſchon damals entrichtet 
worden feien, 

Sollte aber diefe Anfhauung nicht zugelaffen und eine Gebührenab- 
nahme vom erwähnten Subftitutionsnadjlaffe nah dem am 24. Mai 1874 
eingetretenen Tode der Fiduciarerbin und Mutter der Bejchwerteführer 
für gefeglih begründet erkannt werden, fo könnten nur zwei Fälle ein- 
treten, nämlich entweder fände die Finanzverwaltung, daß die Beſchwerde⸗ 
führer ihr Erbrecht von der urfprünglihen Zeftatorin ableiten und in 
dieſem alle wäre für die Werthbannahme tes Subſtitutionsnachlaſſes der 
Zeitpunkt des Todes der letzteren maßgebend und auch ein außerordent⸗ 
licher Zuſchlag, der erſt mit der kaiſ. Verordnung vom 17. Mai 1859, 
R. ©. B. Nr. 89 eingeführt wurde, nicht vorzufchreiben gemefen. — 
Nähme aber die Finanzverwaltung entgegen den Beftimmungeit der 88. 545, 

547, 608, 613 une 705 a. b. ©. B. an, daß den Befchwerbeführern 
der Subftitutionsnahlaß erft durch den Tod ihrer Mutter bezw. Groß- 
mutter zugefallen und daß biefe legtere Eigenthümerin des gedachten Nach⸗ 
laſſes geweſen ſei, dann könne den Beſchwerdeführern die Gebühr vom 
reinen Nachlaſſe nicht mit 4 Percent, fondern nur mit 1 Percent be- 
meſſen werben. 

Der B. ©. Hof konnte jedoch die Beſchwerde in keiner Richtung 
für haltbar anſehen. Es muß zunächſt gegenüber einer erſt bei ber münd⸗ 
lihen Verhandlung Seitens der Vertretung der Befchwerde erhobenen Ein» 
wendung bemerft werden, daß bie Finanzbehörden feinen Anlaß haben 
fonnten, eine fideicommifjarifhe Subftitution int vorliegenden Yale nicht 
anzunehmen, nachdem jowohl das Teſtament der Gräfin Pictoria von 
Zannenberg, wie auch die gerichtliche Einantwortungsurfunde vom 19. Juni 
1854 über ihren Nadlaf eine folhe Beftunmung enthält, welche Die An- 
ordnung einer fibeicommiflarifhen Subftitution zweifellos erfcheinen läßt, 
indem die Zeftatorin nur die Repartition des Subſtitutionsnachlaſſes an 
bie fubftituirten Erben der Fiduciarerbin überließ, diefe Beftimmung aber 
für die Gebührenbemeſſung ganz irrelevant ift. 

Dies vorausgefchicdt, begründet nad F. 608 a. b. ©. B. die An- 
ordnung einer fiveicommiflariihen Sukftitution für den (Fiduciar-) Erben 
die Berpflichtung, daß er die angetretene Erbfchaft nach feinem Tode oder 
in anderen beftimmten Fällen bem zweiten ernannten Erben überlaſſe. 
Hieraus ſchon ergibt fih, daß der zweite eingefegte Erbe fein Erbrecht 
zwar aus der Anordnung der fideicommifjarifchen Subftitution ableite, daß 
dieſes Erbrecht jedoch ein bedingtes fei, nämlich arſt dann wirkſam werde, 
wenn der vom Teſtator beſtimmte Fall eintritt, in welchem der Subſti⸗ 
tutionsnachlaß vom Fiduciarerben an den zweiten Erben überzugehen hat. 

Der 8. 613 a. b. ©. B. meiterd räumt dem firuciarerben das 
eingejchränkte Eigenthumsrecht mit den Rechten und Verbindlichkeiten eines 
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Arudtmichert ein, ir baf Die Berichruibairseherzagumg zu Dem Aitanan- 
sten als eine Ei;retbembihertzeene anprices werten zug Bes. 
anch Ertiseiteng peb sberües Genicchries ze 36. Zeomber 1567, 
3 11615, Eirier Unger 6. Pr, Ir zei, Tom wem tal Eins 
Ihumtrcht mai 8.34 5 G.P ai Red anti net Kr mv 
{ki:ckt, wit Der Erktam zur tem Firgungen emer Safe met Bike 
zu italien, ie su ıch mh mm &&. 357 u 35a GR cm 
Lrisehufung m rem Tıerriziemerehz über re Exhüan; mc tem Do 
grte Teitft DES veltäurigen Eisomrumerchieß feinehmend zcvercmber. 

Uerrizens bräch cım weicmtliher Unterii:er pr-isen dem fie 
wicher mut Dem rrirmciaserben ihra tarın, t26 letaerer beim Festo te 
Eutt::suien ($. 615 a. & ©. A) tat zukeihrörhe Euseribemörcht = 
lan;t, weraui er als Firker Arut:m:eher icımen Anirrudb bare. 

Ta ver Naderbe irmit rer tem Tintritte tes Euttiiu:rmetaßeh fm 
Eigentbumsrecht, jemzerm wur tie Auwart'hait amt bafiele heizt, ie wäre 
aud ver ım $. 55 des Geb. Edi. brzä:iıh ver Cetübremibelum jmisen 
Brubtnicher unt Entfimuzerwerter vergeseihncte Errzanz gar Ind terd- 
führber und «6 müßte tie Fictien zu Hilie gemcmmen werben, to5 ter 
legte Nacherbe [ben rer Eintritt res Eutituntienstalles das E:zcuthum 
erwerien habe. DBürte nun turh Wegiall tiefes Nacherben tie Sutil 
tutien erlöiben (8. 615 a. b. ©. &,,, fo enm̃ele damit amd tie Ge 
kührenanete für vieles fingirte Subſtauzrecht, rhibem basfelbe bei tem ge⸗ 
Ladıten Wegialle ven bie herigen Fitnciarerbem !barizhlıh erwerben wirt. 

Tiefe Erwägungen auf tem rverliegenten Fall amzemwentet, führen zu 
tem Urtheile, ta& tie Beſchwerdefübrer mit dem Tede ter Gräfin Bicteria 
von Zannenberg zwar einen betingten Anſpruch auf ibren Nachlaß erwerten 
hatten, leßterer jedech zumächft in das Eigenthum ber itsciarerbin Ottilie 
Gräfin ven Enzenberg überging, daher tie im Jahre 1855 vom Stener⸗ 
anıte Yunsbrud bemeflene Gebühr mur dem llcbertragungtact ven Tedes- 
wegen am die lebtgenannte betreffen founte, ter nah dem Zote ber 
felben für tie Beihwerveiührer eingetretene Erbiall fomit ſich al@ eine nene 
Uebertragung des Subſtitutionsnachlafſes der Teſtaterin an tie letzteren, 
welche ihre Neffen waren, betrachtet werben muß, folglich fih als ein 
felbfifländiger, nad Zarifpoft 106 Be de6 Gef. vom 9. Februar 1850 
nah tem Gebührenſatze von 4 Percent zu behandelnder gekührenpflicdhtiger 
Act darftellt. 

Hieraus ergibt fih aber aud nach $. 49 des cit. Geſetzes tie dol- 
gerung, daß für die Beſchwerdeführer ver Werth des Subſtitutionsnach⸗ 
laſſes nah tem Zeitpunfte anzunehmen war, in welchem ber wirkliche 
Erbanfoll eintrat, al6 welder nach derſelben Geſetzesbeſtimmung derjenige 
Zeitpunkt anzunehmen iſt, von welchem der Erwerber der Sache deren 
Uebergabe zu fordern berechtiget if. Dieſer Zeitpunli trat jedoch erſt mit 
dem Tode der Ottilie Gräfin von Enzenberg ein und es iſt daher and) 
ſelbſtverſtändlich und in der faif. Berorbuung vom 17. Mai 1859, R. ©. B. 
Nr.89, Abf. 9, lit. b im Zuſammenhauge mit Abf. 10, lit, a begründet, 
daß zu ber Erbgebühr von 4 Bercent nnd den Immobiliargehühren auch 
der mit jener kaiſ. Verordnung eingeführte und mit dem Gel. vom 13. De- 
cember 1862, R. ©. 3. Nr. 89, 8. 2 auf 25 Percent erhöhte a. o. 
Zuſchlag vorzufchreiten war, nachdem die Gräfin Ottilie von Enzenberg, 
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durd deren Tod die Erwerbung des Nachlaſſes für bie Befchwerveführer 
bebingt war, nad dem 1. Juni 1859 geftorben ift. 

Der V. ©. Hof war demmach nit in der Lage, den Vorgang ber 
Finanzbehörden in den angefochtenen Richtungen für geſetzwidrig zu erflären. 


Ar. 1110. 


eimathszuweiſung ber Witwe und ber minderjährigen Kinder eines 
eimathslofen. Die Zumweifung eines in ber Gebäranftalt zu Wien Ges 
orenen an eine Gemeinde auf die bloße Thatſache hin, daß derſelbe in 
Diefer Gemeinde das Rormalalter erreiht bat, ohne daß letztere gegen 
deſſen Suftändigkeit Cinſprache erhoben hätte, ift geſetzwidrig. 


Erkenutniß vom 28. Mai 1881, 3. 981. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Stabtgemeinde 
Litſchau 'ca. Entſcheidung der k. f. nieber-öfterr. Statthalterei vom 4. Juli 
1880, 3. 23853, womit Joſef Baum bezw. tefien Witwe und 
minderjährigen Kinder als in Litſchau heimathsberechtigt erflärt wurde, nad) 
durchgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung bes Ado. Dr. Joſef 
FupD, bann bes k. k. Stattb.-Rathes Wilhelm Peintinger, zu Recht 
erkannt: 

„Die Entſcheidung der k. k. nieder-oſterreichiſchen Statt» 
halterei vom 4. Juli 1880, 3. 23863 wird als im Geſetze nicht 
begründet aufgehoben.” 


Entfcheidungsgründe. 


Nach Inhalt der von ben Parteien nicht beanftänbeten Adminiſtrativ⸗ 
acten wurde Joſef Baum am 19. April 1843 im Gebärhaufe zu Wien 
geboren, und fehlt in ber feine Geburt beſcheinigenden Urkunde des Pfarr- 
amtes die Angabe des Namens feiner Mutter, welche inhaltlich der Bes 
flätigung der Gebäranftalt fih Yulie Baum, auch Schmidt nannte und 
angegeben hat, in Schöumald in Böhmen gebürtig zu fein. — Zufolge 
derjelben Beftätigung wurde Joſef Baum nad erreichtem Normalalter am 
19. April 1853 zu Franziska Pöltner, wohnhaft in Litſchau, aus der 
Findelanſtalt in vie umentgeltlihe Pflege entlaſſen. Bon dort foll nad) 
Beftätigung der Litſchauer Gemeindevorftehung Joſef Baum ein Jahr zu- 
vor, als Franziska Pöltner am 19. März 1857 verftorben ift, aljo im 
Jahre 1856, nad Wien in die Lehre gekommen fein, wo berfelbe ſpäter 
als Marqueur bedienftet war, fih am 22. November 1870 verehelichte 
und dafelbft das Kaffeeſiedergeſchäft betrieb, bi8 er am 25. April 1877 
im f. k. Krankenhauſe an der Wieden mit Hinterlaffung einer Witwe und 
breier minberjähriger Kinder verftarb. 

Ein die Heimathszuftändigkeit des Joſef Baum beflätigender Aus» 
weis liegt nicht vor, derfelbe erſcheint im Stellungsverzeichnifje der Ge⸗ 
meinde Litſchau pro 1863 als zuftändig eingetragen, wurde im Jahre 1870 


252 Rr. 1110. — Ert. v. 2%, Mai 1881, 3. 731. 


in Wien nah 8. 14 bes Bollszählungspatentes als zweifelhaft einheimiſch 
verzeihnet. — Die ämtliden Nachforſchungen, betreffend tie Heimaths⸗ 
gemeinde feiner Mutter Iulie Baum aud Schmidt, wurden mit der Er⸗ 
Öffnung ver k. L. böhm. Statthalterei gefchloflen, daß eine Iulie Baum 
ah Schmidt in Feiner der in Böhmen befindlichen Ortfchaften Schön⸗ 
wald geboren erſcheint. 

Die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Waidhofen an ver Thaya kat 
im Grunde des 8.40 des Heimathögef. vem 3. December 1863, R. G. B. 
Nr. 105, daS von ter f. k. nieber-öfterr. Statthalterei beftätigte, mittelft 
vorliegender Beſchwerde angefochtene Erkenntniß gefällt, daß Joſef Baum 
im Sinne des fogen. Normalerlafie® ver f. f. nieder-öfterr. Statthalterei 
vom 31. Mai 1852, 3.8936 die Zuftäntigfeit in der Gemeinte Litſchau 
ſtillſchweigend erworben und dieſe Zuſtändigkeit bis zu feinem Tode bei 
behalten habe, da er eine antermweitige Zuftäntigleit nidht erworben, weil 
derfelbe am 19. April 1853 wegen erreichten Rormalalters aus der Findel⸗ 
anftalt in die umentgeltlihe Pflege der Franziska Pöltner nad Litſchau 
Nr. 10 entlaflen worben, ohne daß die Gemeinde Litſchau eine Ber- 
wahrung betreffs der Zuftäntigfeit eingelegt hätte, überdies Joſef Baum 
auf Grund einer Zuſtändigkeitsbeſtätigung im Jahre 1863 als nad 
Litfhau zuftändig der Affentcommiffion vergeführt worden ift. 

Nachdem der Geburtsort der Mutter des anßer der Ehe geborenen 
gofef Baum nicht eruirt werben fonnte, auch fein Nachweis darüber vor- 
liegt, daß derfelbe im Sinne bes 8.49, Alinea 2 des Heimathögef. vom 
3. December 1863, R. ©. B. Nr. 105 nad den früheren geſetzlichen 
Borfriften, fei es durch ausprüdliche, fei ed durch ſtillſchweigende Auf: 
nahme das Heimathsrecht in einer Gemeinde rechtsförmig erworben hätte, 
fo ift derfelbe als heimathslos zu betradyten, da bdeffen Zuſtändigkeit nicht 
ermittelt worben if, und kätte bei Zuweiſung ber hinterlaflenen Witwe 
und der minterjährigen Kinder des Joſef Baum der 8. 19 des Heimaths⸗ 
gef. vom 3. December 1863, R. G. B. Nr.105 von dem politiſchen Be- 
hörden zur Anwendung gelangen follen. 

Wenn nun die angefochtene Entſcheidung unter Berufung auf den 
Rormalerlaß der k. k. nieder-öfterr. Statthalterei vom 31. Mai 1852, 
3. 8936 den in der Gebäranftalt zum Wien geborenen Joſef Baum als 
zur Gemeinde Litihau definitiv zuftändig erflärt hat, auf die bloße That» 
fache hin, daß derfelbe iu Litſchau das Normalalter erreicht hat, ohne daß 
biefe Gemeinde gegen deſſen Zuftändigfeit Einfpradhe erhoben, fo mußte 
diefe Entſcheidung als im Geſetze nicht gegrüntet aufgehoben werben, weil 
dem erwähnten, nicht einmal als Berorbnung kundgemachten fogen. Normal 
erlafie die Kraft eines Gefeges nicht zufteht, und das Hofkanzleidecret vom 
12. September 1822, 3. 25051, als deſſen Ausführung der gebadıte 
Erlaß bezeichnet wird, lediglich Vorſchriften bezüglid der Zuſtändigkeit ber 
Gerichte behufs Beftellung von Vormündern und Bermögenscuratoren 
für Findel- und Waiſenhauskinder, Teinesfalls aber eine geſetzliche Norm 
über die Gemeindezuftänvigleit ver letzteren enthält. 
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Ar. 1111. 


Rechtsſatßz wie in Ar. MA. 
Erkenntniß vom 31. Mai 1881, 8. 950. 


Der . k. V. ©. Hof bat über vie Befchwerde des Heinrich Porges, 
Kaufmanns in Karolinenthal bei Prag, ca. Entſcheidung des k. k. Finanz⸗ 
Min. vom 11. Jänner 1881, 3. 36694, betreffend eine Steigerungs⸗ 
gebühr von 69 fl. 58 fr. für einen im Auslande ansgeftellten und bort 
zablbaren Wechfel, nady ducchgeführter 3. m. Verhandlung zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als gejeglih nicht begründet ab- 
gewiefen. — Der Befchwerdeführer bat bem k. I Finanz 
minifterium die Koften bes Berfahrens im Betrage von 10 fl. 
binnen 14 Zagen vom Zage ber BZuftellung biejes Erfennt- 
niſſes zu erſetzen.“) 


Ar. 1112. 


Gebährenpfligt von Salupnoten eines Börfefenfales bei einem gericht: 
lichen Gebrauche. 


Erkenntniß vom 31. Mai 1881, 8. 951. 


Der k. k. V. G. Hof hat über die Beſchwerde des Anton Fuchs, 
"Privaten in Wien, ca. Entjheidung des k. k. Finanz-Dlin. vom 15. Octo- 
ber 1880, 3. 29579, betreffend die Gebührenbemeflung für drei Schluß- 
noten eined Börfefenfales, von welchen gerichtlicher Gebrauch gemacht wor⸗ 
den war, nad) burdhgeführter d. m. Berbandlung und Anhörung bes Adv. 
Dr. M. Silzer, fowie des k. f, Min.Bice-Seer, Ritter v. Froſchauer, 
zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als gefeglih nit begründet ab- 
gewiefen.“ 


Entfceidungsgründe. 


Es handelt ſich im vorliegenden Falle um drei von dem Börfefenfalen 
Armin Kohn am 16., 20. und 23. September 1878 ausgeftellte Schluß- 
briefe über ben Kauf und Verlauf von börfemäßigen Wertbpapieren, mit 
welchen Schlußbriefen in Abſchrift Ambros Fuchs eine bei demek. k. Han⸗ 
delsgerichte in Prag am 22. Jänner 1879 gegen Joſef Hubſtein über⸗ 
reichte Klage belegt hatte. Es iſt auf Grund dieſer letzteren Thatſache 
von dieſen Schlußbriefen, nachdem von denſelben gerichtlicher Gebrauch 
gemacht wurde, die einfache Gebühr nah Scala III mit 665 fl. und eine 
im Nachſichtowege auf 200 fl. ermäßigte Steigerungsgebühr endgiltig vor⸗ 
geſchrieben worden, wogegen die vorliegende Beſchwerde wejentlih aus dem 


*) Siehe Entiheidungsgrände kei Nr. 944 (Band IV, Jahrgang 1880). 
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Grunde gerichtet ift, weil bie gedachten Urkunden nicht mit den durch das 
Geſ. vom 4. April 1875, R. ©. B. Nr. 68 in den Art. 72 und 73 
vorgezeichneten Erfordernifjen verfehen feien, wornad die von den Börfes 
fenfalen ausgeftellten Schlußnoten die Zahl, mit welcher das Geſchäft in das 
Tagebuch des Senſales eingetragen ift, die Bedingungen des Geſchäftes, 
Preis und Zeit der Lieferung u. |. mw. enthalten follen. Sind Noten wie 
im vorliegenden Falle nit nach den Beftimmungen des Geſetzes geſchrie⸗ 
ben, jo feien fie eben feine Schlußnoten over Schlußzettel und nad 8.77 
des cit. Geſetzes nicht geeignet, ven Beweis für den Abfchluß des Geſchäftes 
zu bilden. — Die vorliegenden Urkunden könnten höchſtens als Rechnungen 
oder als Auszüge aus dem Tagebuche de8 genannten Senſales angejehen 
werben, in welchem alle fie feiner Scalagebühr unterliegen. 

Der B. ©. Hof konnte feinen Anhaltspunkt finden, die vorliegen. 
den, von einem k. k. Börfefenjale, wie die Beſchwerde felbft zugibt, aus 
geftellten Noten mit Rüdfiht auf ihren Inhalt für etwad anderes als 
Beicheinigungen über abgejchlofjene Börſengeſchäfte und zwar über den Kauf 
und Berlauf von Wertheffecren anzuſehen. — Daß dieſe vom Ausfteller 
in feiner ämtlihen Eigenſchaft unterfertigten Urkunden, wie die Beſchwerde 
hervorhebt, mit ven zur Beweiskraft erforderlichen Förmlichkeiten nicht ver- 
ſehen find, ift ganz belanglos, nachdem das Gebührengeſetz bei feiner ver 
der Abgabe unterliegenden Schriften ven gedachten Umftand für die Gebühren: 
pflicht als relevant bezeichnet und bei eigentlihen Rechtsurkunden vielmehr 
ausprüdlih im 8. 1 A, 3. 3 vie Abgabenpfliht von dem Borhanten- 
fein der zur Beweiskraft erforderlihen Förmlichkeiten für unabhängig er- 
klärt. — Daß aber die fraglichen Schlußnoten die Beftimmung hatten, ein 
Rechtsgeſchäft zu bejcheinigen, ift ſchon durch die Thatſache außer Zweifel 
geftellt, daß fie vom Bejchwerveführer feiner Stlage gegen Joſef Hubflein 
:al8 Beweismittel für feine Forderung in Abjchrift allegirt worden find. 

Nun unterliegen Schlußzettel der Senjalen nach ber mit tem Gel. 
vom 18. December 1862, R. ©. B. Nr. 89 geänderten Tarifpoft 93 der 
Gebühr von 25 kr. „Wird jedody ein gerichtlicher Gebrauch gemacht, fo 
ift die für das Rechtsgeſchäft entfallenre Gebühr zu entrichten.” — Diele 
Beftimmung bat durch den $. 13 des Gel. vom 29. Februar 1864, 
R. ©. B. Nr. 20 nur infoweit eine Aenderung erlitten, daß ber fire 
Gebührenfag von 25 Fr. auf 5 kr. für jeden Schlußzettel herabgefett wor⸗ 
den iſt. — Es war daher für die fraglichen drei Echlußnoten, als von den 
felben gerichtliher Gebraud gemacht wurde, die Gebühr für das Rechts⸗ 
geſchäft zu entrichten, welches in einem Verkaufe bewegliher Sachen br- 
ftand, daher nach Zarifpoft 65 Aa des Gef. vom 13. December 1862 
der Gebühr nah Scala III unterlag. 

Die Behauptung übrigens, dag, weil bie gedachten Schlußnoten nidt 
orbnungsmäßig ausgeftellt find, viefelben feine Schlußnoten feien, wird 
durch die 88. 76 und 77, Alinea 2 des Gef. vom 4. April 1875 
widerlegt. 

Die Beſchwerde mußte daher als unbegründet abzewiefen werben. 
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Qr. 1118. 


Rechtsſatz wie in Nr. 42. 
Erfenntnig vom 81. Mai 1881, 3. 958, 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Karl Soukoup, 
Orundbefigerd in Zalov, ca. Entſcheidung des k. k. "Finanz Din. vom 
18. October 1880, 3. 27755, betreffend vie Bemeflung der Gebühr 
vom Uebergabsvertrage bezüglich ver Hälfte der Realität Nr. 7 in Zalov 
dio. 17. Mai 1875, nad durchgeführter ö. m. Berhandlung zu Recht 
erlannt: 

nDie Beſchwerde wird als gefeglih nit begründet abge- 
wieſen.“*) 


Ar. 1114. 


In Gemäßheit des —— vom 2. März 1872, betreffend die der 

Stadt Gzernowig bewilligte Bierauflage, findet ein befonderer Schwen- 

dungsnachlaß nicht ſtatt und ift dieſe Auflage nach Unterzündung ber 
Braupfanne zu entrichten. 


Erkenntniß vom 1. Iuni 1881, 3. 949. 


Der k. 8. ©. Hof hat Über die Befchwerden der Stadtgemeinde 
Czernowitz ca. Bukowinger Landesausſchuß, dann der erften Bukowinaer 
Dampfbierbrauerei» Gefellihaft, des Joſef Göbel und des Aba Steiner 
ca. Bulowinaer Randesausfhuß und gegen die Stadtgemeinde Czernowitz, 
wegen der Entſcheidung des Landesausſchuſſes vom 28. Dectober 1880, 
3. 2249, betreffend die Bierauflage, nad) durchgeführter ö. m. Verhand⸗ 
lung und Anhörung des Dr. Eonftantin Tomaszczuk, k. k. Univerfitäts- 
Profeffors und Gemeinderaths, in Vertretung der beſchwerdeführenden bezw. 
mitbelangten Stadtgemeinde Czernowig, dann des Adv. Dr. Mar Golden» 
berg in Bertretung der Mitbetheiligten bezw. Befchwerbeführer und zwar 
ber erften Bulowinaer Dampfbierbrauerei-Gejellfchaft, des Joſef Göbel und 
des Aba Steiner, zu Recht erkannt: 

„Die Entfheidung des Bulowinaer Landesausfhuffes 
vom 28. Dctober 1880, 3. 2249 wird, infoferne fie die Ge— 
währung eines 5percentigen Nachlaſſes von der ftäbtifhen 
Dierauflage in Ezernowig betrifft, als im Geſetze nicht ge- 
gründet aufgehoben; infoferne fie aber den Zeitpunft der Be- 
meffung und Einhebung diefer Auflage betrifft, werden die da» 
gegen gerichteten Befchwerden der erften Bulowinaer Dampf- 
bierbrauereis©efellfchaft, des Joſef Göbel und des Aba Steiner 
als gefeglih nicht gegründet abgewiefen. — Den von der mit- 


*) Siehe Entjheidungsgrändbe bei Nr. 42 (Band I, Jahrgang 1876,77). 


En 3. 1114. — &f ve 1 Du ISBI, 3 912. 


:..2832e3 Erinzjemeinde Ezerzswig erhobenen Aufpruache aut 
I:-’az 1er Sitten nes Berrabreas uor dem Bermaltungsgeridti- 
3-’2 gıra acht ſtatigegeben. 


Bir Imre. som 2. Mir 1 12, Sr 6 wurbe ver Yante- 
Saumufiner Srmmig zer Phreumg ber Tremeunulsmtlagen bie Er⸗ 
s-ung 2er dafelbit anf den Bertrzuh von Bier, Bramtwein uub ter- 
"uner (Seträufex lingit engeführten Huilıgew unter Hufrehthalteng ter 
u meer Peiehung biader geltenten Serichtciten wet geieplühen Belim- 


Sewentersth ver Etavt Epermewig bat ix der Eigung wem 16. Dcdeber 
277 anfäglıh ber beuerfichennen Renmerpahtung ter Dirranflage ten 
Pehlog gefapt, „daf m Lie Yıcitıtiowstermgangen zur Berträge, beireffent 
vie Rersachtumng ber Anflage des Hittiihen Piergefilles, ver ktöher auf- 
Ze Sdemeaneng —— — 


"Ger 


bczwer Ciernewit, in Uebereinftiunmung mit tem wem Gemeinterathe 
feitjekellten Yictxtiomsbebingnmfien, ver Unterzäntung unter dem Sichel tie 
Aumlage zz entrichten haben, welhen Autirruh ter Yantesuntihun auf 
feme berets früher erfleifeme redtsfräftizge Cuticheitung vem 30. Ro- 
vember 174, 3. 2614 uud auf tem £. 11, lit. f ves III Abſchniites 
ver Gus -Bersrrunng vom 13. März; 1813 bufirte, nub 2) dag mit Ak- 
änserung des Gemeinterathöteichlufies vom 16. IUcteber 1877 tem Birı- 
Erımerz ein 5percentiger Rıhlag vom dem ver Unterzüntung der Kefjel 
zur Befienerung angemelteten Bierquantum beiwillist une tie Rättiiche 
Piervertraudsatgate nur von tiefem Ichteren Quantum bemefien und 
ernjeheben werte, weil unter tem Borſchriften, welche nech termulen im 
Kraft keftchen, auch das Gub.-Tecret nem 28. Febrnar 1826, 3. 2384 
(Prov. G. ©. 8. Yabrg. Rr. 35) fei, wemit tem Bierbrauerz tie Be- 
freinnz des zwanzigſten Theiles des erzeugten wmaußgegchrenen Biere 
(Füllbieres) von der flüttijchen Anflage zugeſtanden wurde. 

Gegen ven 1. Abf. ver Landesausſchußentſcheitung haben die erſte 
Bulowinaer Dampfbierbrauerei-Gefelihaft und tie Bierbrauer Zoſef Göbel 
und Alta Eteiner und gegen ten 2. Abf. tiefer Entſcheidung tie Stadt⸗ 
gemeinte Czernewitz Beihwerten bei tem B. G. Hefe erhoben. 

Ter in Bezug auf die Beichwerten ter Tampfkierbrauerei-Öefell- 
{haft und ter Bierbrauer Jeſef Göbel un? Aka Steiner vom Landed- 
aus ſchuſſe und der Startgemeinde Czernowitz erhebenen Einwendung ter 
entjchierenen Sache wird nicht ſtattgegeben, weil tie Entſcheidung des 
Landesaueſchufſes vom 30. Nevember 1874, 3. 2614 lediglich den da⸗ 
zumal angefochtenen Gemeinderathebeſchluß vom 13. October 1874, bezw. 
tie Picitetionsberingniffe für die Berpachtung ter Bierauflage auf die 
Taner von trei Jahren vom 1. Yäuner 1875 angefangen zum ©egen- 


Beilage der Jurififchen Dlätter. 
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Stande hatte und daher biefe Landesausſchußentſcheidung nur als eine 
für diefen fpeciellen Fall ergangene anzufehen if. — Ebenfo ift die Ein- 
wenbung bes Vertreter der Dampfbierbrauerei-Gefellichaft und der Bierbraner 
Joſef Göbel und Aba Steiner, daß der Stadtgemeinde Czernowitz bie 
Legitimation zur Erhebung der von berfelben eingebrachten Beſchwerde 
mangle, gefeglic unbegründet, weil die angefochtene Entſcheidung ſich gegen 
die Stadtgemeinde kehrt und fie durch biefelbe in ihren Rechten verlegt zu 
fein behauptet. 

Uebergehend in das Meritum der Sade, fo ift in Bezug auf bie 
gegen den 1. Abſ. der Landesausſchußentſcheidung eingebrachten Be⸗ 
fchwerden hervorzuheben, daß der $. 11, lit. f des III. Ubjchnittes ver 
Gub.Verbronung vom 13. März 1813, enthaltend die Vorſchrift rüdfichtlich 
des Vorgehens dei Berpadhtungen ftäbtifcher Realitäten und Gefälle, be= 
flimmt, „daß die einheimifchen Getränkeerzeuger vor Unterzündung unter 
dem Keſſel das Bollet zu löſen und den bemeilenen Aufihlag zu ent⸗ 
richten haben." Die Aufrechthaltung biefer Beftimmung bat nod fpäter 
in der Gub.⸗Verordnung vom 5. April 1884, 3. 9610 (Prov. ©. ©, 
16. Yahrg., Nr. 48) Ausorud gefunden. " 

Die Ausführungen in den Befchwerben, ver cit. 8. 11, lit. f der 
Vorſchrift vom 13. März 1813, worauf fi bie angefochtene Entſcheidung 
in ihrem erften Theile ftügt, fei den gegenwärtigen Berhältniffen nicht 
entſprechend, find nicht geeignet, auf ihre Giltigkeit einen Einfluß zu 
nehmen. — Die weiteren Ausführungen, die eben bezogene Vorſchrift fei 
im runde der Beftimmung des 8. 63 des Gemeindeſtatutes für bie 
Lanveshauptftant Ezernowig vom 8. März 1864 im vorliegenden Falle 
nicht mehr anmwentbar, find unrichtig, da es fi hier nicht um einen Zu⸗ 
ſchlag zur Verzehrungsſteuer, fondern um eine felbfiftändige, auf einem 
Specialgejege berubende Auflage handelt. — Im Beftande der cit. Bor» 
fhrift vom 13. März 1813 und mit Hinblid auf ben Maren Wortlaut 
des Randesgef. vom 2. März 1872, Nr. 6 vermochte der B. ©. Hof in 
dem angefochtenen erftien Theile der Landesausfchußenticheldung vom 
28. October 1880, 3. 2249 eine Geſetzwidrigkeit nicht zu finden und es 
mußten demnach die dagegen erhobenen Beſchwerden der erfien Bulowinaer 
Dampfbierbrauerei⸗Geſellſchaft und der Bierbrauer Joſef Göbel und Aba 
Steiner als gefeglich ungegründet abgewiefen werben. 

Anbelangend bie gegen ben zweiten Theil der Randesausfchußent- 
ſcheidung eingebradhte Beſchwerde ber Stadtgemeinde Czernowitz ift Folgen- 
des zu bemerfen: Mit Decret des galizifhen Landesguberniums vom 
28. Februar 1826, 3. 2884 (Prov. ©. ©. 8. Jahrg., Nr. 35) wurde 
beftimmt, daß jedes zwanzigſte Faß des erzeugten unausgegohrenen Bieres, 
bes fogen. Füllbiere® von der Entrichtung des ftädtifchen Getränkerzeugungs⸗ 
und Berzehrungsauffchlages befreit bleibe. Es wurde damit alfo jeder 
Stadt, welche einen folden Aufichlag, deſſen Höhe damals von ver Behörde 
beftimmt wurde, einhob, die Pflicht auferlegt, denjelben um 5 Bercent geringer, 
als derfelbe nach dem angemeldeten Quantum entfallen würde, einzubeben und 
zwar beshalb, weil angenommen wurde, daß ein um circa 5 Percent geringeres 
Quantum al® das angemelvete wirklich zur Confumtion kommt (Schwendung). 
Es follte hierin alfo eigentlich ein Correctiv für die vorzeitig vorgenommene 
Demeffung liegen. — Es ift gar fein Grund für die Annahme, daß gerade 
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diefe Norm unter jenen, welche durch das Landesgeſ. vom 2. März 1872, 
Nr. 6 aufrecht erhalten wurden, nicht gemeint geweſen fei. 

Die Beſchwerde der Stadtgemeinde Czernowitz ift demungeachtet be» 
grändet, denn bie Bierauflage mit 1 fl. vom nieder⸗öſterr. Eimer, — 
Landesgef. vom 2. März 1872, Nr. 6 — wurde nad Vorſchrift des 
Landeögef. vom 2. September 1875, 2. ©. B. Nr. 26 laut Regierungs⸗ 
verordnung vom 10. Februar 1875, L. ©. B. Nr. 1: auf das Decimal- 
maß umgerehnet und dabei der Eimer nit mit 40 Maß — 56.5890 Liter, 
fondern mit 42"/, Maß — 60.1258 Liter angenommen, fo daß auf ein 
Hectoliter 1 fl. 66.32 ir. oder rund 1fl. 66 fr. entfallen, während bei ber 
Annahme von 40 Maß 1 fl. 76.70 fr. entfallen wären. — Es wurden 
alfo ohnehin bei 42°), Maß 2, Map, ſonach jedenfalls nanihaft mehr 
als 5 Percent freigelafien. 

Indem aljo die Gemeinbevertretung den Beihluß vom 16. October 
1877 faßte, von der Gebühr von 1 fl. 66 fr. per Hectoliter den Bier- 
brauern einen weiteren Nachlaß nicht zu gewähren, bat fie eine auf diefen 
Gegenſtand bezügliche gefegliche Norm nicht verlegt, da, wie aus ten Bor- 
gefagten hervorgeht, die Beftimmung des Gub.⸗Decretes vom 28. Februar 
1826, 3. 2884 in der Umrehnung der Gebühr bereitd Ausdruck ges 
funden hat. — Diefem nad war der sub 2 angeführte Theil der Landes⸗ 
ausſchußentſcheidung als im Geſetze nicht gegrünvet aufzuheben. 


Ar. 1115. 


Zur Interpretation einer Stiftungsurfunde. 
Erfenntniß vom 4. Iuni 1881, 3. 1011. 


Der k. 1. 8. ©. Hof bat über die Beſchwerde der Karoline Steinig 
ca. Min. des Innern und Ira Feigl, anläßlich der Entſcheidung des 
erſteren vom 27. Februar 1881, 3. 1888, betreffend bie Verleihung der 
Iſaak und Sara Dufenfy’ichen Heirathsausftattungsftiftung an Ida Feigl, 
nad burdgeführter 5. m. Berhanplung und Anhörung des k. k. Min 
Rathes Dr. Ritter v. Helm, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird al® unbegründet abgewiefen. — 
Ein Erfag der von der mitbelangten Partei angefprodenen Koften 
des Berfahrens vor dem E. k. Berwaltungsgerihtshofe findet 
nicht ſtatt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Nach Inhalt des Stiftsbriefes verfolgt die Sara Duſenſy'ſche Aus⸗ 
ſtattungsſtiftung einen doppelten Zweck, in erſter Reihe den Zweck der 
Ausſtattung armer Bräute aus der Verwandtſchaft des Stifters, dann 
jenen ber Unterfläßung durch Bertbeilung des Jutereſſenbetrages des 
Stiftungscapitaled unter bebürftige Verwandte des Stifter und feiner 
Sattin. — Ueber die Modalitäten und Borausfegungen, unter melden 
der Stiftungsertrag dem zweiten, dem Eventualzwede zugemwendet werden 
fol, fpricht fi ter Stifter im Art. 2 des Stiftsbriefes aus, wie folgt: 
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„Wenn fi über den hiezu in der Prager Zeitung und in den Haupt—⸗ 
ſynagogen von der Cultusgemeinderepräfentanz zu verlantbarenden Concurs 
nad verftrihener Concurszeitanmeldung feine geeignete Bewerberin meltet, 
jo fol nad Verlauf von drei Dionaten der beenvigten Concurszeit, der 
obgedachte Untereffenbeitrag an bedürftige, würdige jübifhe, in Böhmen 
einheimifche Verwandte von mir oder meiner ©attin, melde fih darum 
bewerben, ohne Unterfchied zwifchen beiden Familien oder des Berwandt- 
ſchaftsgrades gleihmäßig vertheilt werden.” 

Aus dieſer allerdings nicht fehr glücklich gefaßten Anordnung des 
Stifters geht jedenfalls hervor, 1) daß für tie Verleihung der Ausftattungs- 
ftiftung ein Concurs und zwar unter Feftfegung eines Termines 
(Eoncurszeit) auszufgreiben ſei; 2) daß drei Monate nad Ablauf diefes 
Termines, eventuell, das ift wenn feine geeignete Bewerberin um die 
Ausftattungsftiftung fi gemeldet, der Stiftungsertrag unter die armen 
Berwandten vertheilt, aljo der Eventualzwed vollzogen werden foll; 
3) daß die Bertheilung an arme Verwandte gleichfalls eine „Bewerbung“ 
zur Vorausſetzung hat. 

Werden auch nur diefe, aus der vorcit. Stiftungsanorbnung ganz 
zweifellos ſich ergebenden Momente feftgehalten, jo erſcheint der Ausſpruch 
der angefochtenen Entjcheidung, daß bei Verleihung der Ausftattungsftiftung 
nur innerhalb des Koncurdtermines überreichte Geſuche berüdfichtigt 
werden fünnen, den ftifterifchen Anorbnungen durchaus entſprechend. Denn 
da „nad Berlauf von drei Monaten der beendigten — (auf bie Aus« 
ftattungsftiftung fich beziehenden) — Koncurszeit* die zu Gunſten ber 
armen Berwandten getroffene Verfügung ſchon vollzogen werben fol, 
jedoch nit, ohne daß zuvor eine Bewerbung, das ift gleichfalld ein 
Concurs, veranlaßt worden wäre, fo muß angenommen werben, daß nad) 
der Abficht des Stifters das Recht der armen Verwandten auf den Stif- 
tungdgenuß in einem früheren, das ift mit dem Seitpunfte der fruchtlofen 
„DVerftreihung ber Concurszeitanmeldung“ für die Ausftattungsftiftung 
eriftent werben foll. 

Gegen die Behauptung der Beichwerbe, daß der Termin von drei 
Monaten „eine Nachfriſt“ für die Ausftattungsftiftung fein fol, ftreitet ' 
ber Wortlaut des Urt. 2 der Stiftungsurfunde, welchem gemäß die Feſt⸗ 
ſetzung des breimonatlihen Termines vielmehr die Bedeutung hat, daß 
innerhalb desfelben die zur Verleihung berufene Eultusrepräfentanz die zur 
Bertheilung nöthigen Vorarbeiten als Beranlaffung an Bewerbung, die Prüfung 
der Dualification der Bewerber in Angriff zu nehmen und abzufchließen hat. 

Die wiederholte Betonung der Berftreihung der Concurszeit für bie 
Ausftattungsftiftung hätte gar keine Bedeutung, wenn man es als zuläffig 
erfennen würde, daß aud nad Ablauf des Concurstermines überreichte 
Geſuche ver meritorifchen Prüfung und Erledigung zugeflihrt werden ſollen. 
— Daß eine ſolche Auslegung Überdies Erfchwerungen nnd Berfchleppungen 
bes Berleihungsactes zur Folge haben würde, liegt auf der Hand. 

Der B. ©. Hof war daher nicht in der Tage, in ber angefochtenen 
Entſcheidung eine Geſetzwidrigleit zu erfennen und es war daher bie Be⸗ 
ſchwerde abzuweiſen. 


17* 
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Ar. 1116. 


Bebührenbehandlung der Gründung einer Gewerkſchaft. 
Erfenntniß vom 8, Juni 1881, 3. 996. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Döllinger- Ge 
werkſchaft durch ihren Bevollmächtigten Ferdinand Schütze ca. Entjcheidung 
des 1. f. Finanz Din. vom 14. October 1880, 3. 19651, betreffend vie 
Gebührenbemefjung von der Vergewerkungsurkunde dto. 30. April 1875, 
nad) burdgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Abo. Dr. Lothar 
Johanny, ſowie des k. k. Min.-Bice-Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht 
erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als geſetzlich nicht begründet ab— 
gewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die neun Beſitzer, welche ein gemeinſchaftliches Eigenthum an dem 
Anna Maria⸗-Braunkohlengrubenfelde bei Dur und anderen zu Berg. 
werfözweden erworbenen Entitäten gehabt hatten, beſchloſſen mittelft der am 
30. April 1875 errichteten Dergewerlungsurfunde über dieſes gemeinfhaft- 
liche Bergwerkseigenthbum, eine Gewerkſchaft unter dem Titel „Döflinger- 
Gewerkſchaft“ nach den Beftimmungen des allgemeinen Berggeſetzes zu errichten. 
— Demgemäß wurde der gedachte Bergwerlöbefig in 100 Kuxe mit 1000 
Antheilen zerlegt und wurden dieſelben unter die biöherigen Miteigenthümer 
vertheilt. 

Bon diefem Rechtsgeſchäfte, in welchem die Finanzverwaltung eine 
Bermögensübertragung an eine neue juriftifche Perfon erblidte, war nad) 
ber Zarifpoft 106 A 2 des Gef. vom 9. Februar 1850, dann Tarifpoſt 55 
des Gef. vom 13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89 vom Werthe der 
unbeweglichen Bermögensbeftanptheile mit Rüdfiht auf bie kürzere Bor: 
befigdauer die Gebühr mit 1'/, Bercent, vom Werthe des beweglichen 
Bermögens die Gebühr nah Scala II, endlich vom Betrage der abge- 
tretenen Xctivforderungen bie Gebühr nah Scala II bemeflen. 

Die Befchwerde beftreitet die Gejeglichkeit dieſes Gebührenanfprudes, 
weil die Bildung der Gewerkſchaft von denjelben Perſonen und rüdfichtlih 
verfelben Entitäten erfolgt fei, daher von einer VBermögensübertragung 
feine Rede fein könne. Auch fei der hiebei angenommene Werth nicht 
richtig, fonbern zu body gegriffen; verfelbe fei einem einfeitig von tem 
damaligen Director der Gewerkſchaft verfaßten, aber von feinem Gemerfen 
unterzeichneten Juventare entnommen. 

Der B. ©. Hof vermochte jeboch diefe Anfehtungspunfte nicht für 
baltbar anzuſehen. Das allg. Berggei. vom 23. Mai 1854, R. ©. 2. 
Nr. 154 unterfcheidet weſentlich das Rechtsverhältniß der Miteigenthümer 
an einem Bergwerke (8. 136), welches nah den allgemeinen Borjchriften 
über die Gemeinſchaft des Eigenthums und Über Verträge zu beurtheilen 
fei, vom jenem Nechtöverhältniffe, welches durd die Errichtung einer Ge: 
werkichaft begründet wird. — Nach 8. 138 des gedachten Geſetzes ift vie 
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Gewerkſchaft ein Verein zum Bergbaubetriebe, in welchem jeder Theilhaber 
jowohl für die Beiträge zu dem Betriebe des Geſchäftes (die Zubuße) als 
für alle im Namen des Vereines gegen britte Perfonen übernommenen 
Berbindlichkeiten nur mit feinem Antheile an dem gemeinjchaftlichen Ver- 
mögen haftet. (Bergl. 5. 847 des a. b. G. B.) Nah $. 141 fan das 
bücherliche Bermögen einer Gewerkichaft nur im Ganzen verpfändet oder 
fonft belaftet werden. (Sergl. $. 829 des a. b. ©. 2.) 

Schon nad diefen Beftimmungen ergibt fi, daß für bie Dauer der 
Gewerkſchaft diefelbe als juriftifhe Perfon an die Stelle ver bisherigen 
Miteigenthämer in Abſicht auf das Bergwerkseigenthum getreten, folglich 
eine Bermögensübertragung an biefelbe vor ſich gegangen fei. — Dieſer 
Rechtsanſchauung fteht keineswegs der von der Beſchwerde hervorgehobene 
Umftand entgegen, daß in einem cioilrichterlichen Urtheile des k. k. Kreis⸗ 
als Handelsgerichtes in Brür vom 10. October 1877, 3. 9161, weldyes 
auh vom k. k. oberften Gerichtshofe beftätiget worden ift, bezw. in ben 
Entfheidungsgründen des erfteren bemerkt worden ift, e8 habe durch die 
Errichtung der Döllinger-Gewerkihaft weder im Nechtsobjecte noch Rechts⸗ 
fubjecte eine Aenderung ftattgefunden. 

Denn zunähft wäre dieſer Ausfprud für die Gebührenbehandlung 
der Vergewerkungsurkunde ſchon deshalb belanglos, weil derſelbe aus einem 
ganz anderen Redtöftanppunfte als jenem, um ben es ſich im vorliegenden 
Falle handelt, erfloffen war. Es handelte fi) nämlich damals um bie 
Entjheidung über eine gegen die Döllinger-Gewerkichaft eingebrachte Klage 
aus ciner Wechfelforderung, welche vor Errichtung der Gewerlfchaft erwachſen 
war, und um die Widerlegung der Einwendung ber leßteren, daß fie aus 
dent betreffenden, von dem Berollmädtigten der Anna Maria-Steintohlen- 
geubenbefiger V. 9. Seidl, der bei Errichtung der Gewerkſchaft aud 
Machthaber ber Iegteren blieb, ausgeftellten Wechſel nicht zahlungspflichtig 
jet. — Die gerichtlihen Entſcheidungsgründe betonen nun, daß tie Döllinger- 
Gewerkſchaft die unmittelbare Rehtsnahfolgerin der Anna Maria-Stein- 
tohlengrubenbefiger geworben jei, und daß bie von den gemeinfchaftlichen 
Orubenbefitern dem V. I. Seidl ertheilte Vollmacht ihre volle Rechtskraft 
auch bezüglich der Döllinger⸗Gewerkſchaft beibehalten hat, daher jene Ein- 
wendung nicht ftihhältig fei, nachdem durch die Umwandlung des Mit- 
eigenthumßverhältniffes in eine Gewerkſchaft Rechtsobject und Rechtsſubject 
(jelbfiverftändlih in Abſicht auf die Wechſelpflicht) dasſelbe blieb. Die 
eivilgerichtliche Anſchauung anerkennt folglih,; daß eine Rechtsnachfolge 
durch die Errichtung der Gewerkſchaft ftattgefunden habe, eine Anfchauung, 
welhe volllommen mit jener der Finanzbehörden und des V. ©. Hofes 
übereinftimmt und eine Nachfolge in den Vermögensrechten, vd. i. eine 
Bermögensübertragung in fich ſchließt. 

Es war daher der erfte Befchwerbepunft nicht begründet. Ebenfo- 
wenig haltbar ift jedoch auch der zweite, und zwar ſchon aus dem Grunde, 
weil die Bergewerkungsurkunde im Abf. 2, lit. f das fraglidhe Inventar 
als einen integrirenden Theil derſelben rüdfichtlih des durch dieſe 
Urkunde der Döllinger » Gewerlihaft gewidmeten Vermögens bezeichnet. 
Wenn daher die Finanzbehörden in Ermanglung anderer Angaben die im 
Inventar enthaltenen Werthanfäge der einzelnen Entitäten zur Grundlage 
bei Beitimmung der Höhe des der Gewerkſchaft gewirmeten Vermögens 
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genommen hatten, fo Tonnte der B. ©. Hof auch hierin eine Gejegwibrig- 
feit nicht erbliden und mußte demnach die Beſchwerde im ganzen Umfange 
abmeijen. 


Ur. 117. 


Rechtsſatz wie in Mr. 660. 
Erfenntniß vom 8. Juni 1881, 3. 997. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Befchwerde des Salvin Demeter 
Henke, Inhabers einer Commiſſionshandlung mit Papier in Trieft, ca. 
Entſcheidung der k. k. Fin.-Direction für das Küftenland vom 8. Jänner 
1881, 3. 24045, betreffend die Einfommenfteuerbemeflung für das Yahr 
1880, nad) durchgeführter 8. m. Verhandlung zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet ab 
gewiejen.“*) 


Ar. 1118. 


atronat und Pfarrgemeindezugehörigkeit. 
Siehe Rechtsſatz hd Kr 1105 ( eröherreih), 


Erfenntniß vom 11. Juni 1881, 3. 986. 


Dear LE V. ©. Hof bat über die Beſchwerde der Gemeinde 
Trautmannsdorf ca. Entfheidung des E. f. Min. für Eultus und Unter: 
richt, im Einvernehmen mit dem !. E. Min, des Innern vom 28. October 
1880, 3. 16498, in PBatronate- und FKirchenconcurrenzangelegenheiten, nad) 
durchgeführter ö. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Franz 
Üdenfamer, des k. k. Din.-Bice-Seer. Grafen Baillet-Ratour, dann bes 
Adv. Dr. Mar Menger, in Bertretung der an der Streitfadhe mitbethei- 
ligten Generalpächter des fürftl. Batthyany'ſchen Fideicommißgutes Zraut- 
mannsdorf, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als im Geſetze nit begründet ab- 
gemwiefen. — Die beſchwerdeführende Gemeinde Trautmannsdorf 
wird fohuldig erfannt, an die mitbetbeiligten Generalpädter 
des fürſtlich Batthyany'ſchen Fideicommißgute® Trautmanns— 
dorf und zwar Stefan von Nadoſy, Coloman von Nadoſy, Bela 
von Karczag und Stefan von Karczag die Koſten des Verfah— 
rend vor dem. f, Berwaltungsgerihtähofe im ermäßigten Bes 
trage von 100 fl. binnen 14 Tagen bei Erecntionsvermeibung 
zu erjegen.“ 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 660 (Band IV, Jahrgang 1880). 
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Entſcheidungsgründe. 


Nach den Adminiſtrativacten wurden die zur Beſtreitung von Re⸗ 
paraturen an der unter dem Patronate des Fürſten Guſtav Batthyany- 
Strattmann ftehende Pfarrlirhe zu Trautmannsdorf feftgeftellten Koſten 
und zwar bie ben Patron allein für Materialien und Profeffioniften« 
arbeiten treffenden pr. 8604 fl. 42 fr. und jene für Zug und Hand« 
arbeiten auf die Gemeinde Trautmannsporf entfallenden pr. 1632 fl. 16 kr., 
von den beiden Parteien anſtandslos zur Zahlung übernommen und dieſe 
legteren Koſten von der Gemeinde, in ber mit dem Bauunternehmer ver- 
glihenen Höhe pr. 1600 fl. aus den ©emeinderenten auch wirklich be- 
zahlt. — Die Gemeinde Trautmannsdorf hat diefen Betrag pr. 1600 fl. 
in die Ausgaben des Gemeindebudgets eingeftellt. 

Dagegen haben die in Ungarn mohnenden Pächter des Gutes Traut- 
mannsdorf, welde laut ihres, mit dem in London domicilivenden Fürften 
Guſtav Baithyany, Befiger des Fideicommißgutes Trautmannsdorf, abge⸗ 
ſchloſſenen Pachtvertrages, alle von dem gepachteten Objecte entfallenden 
Steuern, dann Gemeindeabgaben fammt Zufhlägen aus eigenem Vermögen . 
zu beftreiten verpflichtet waren, in einer Eingabe an die I. k. Bezirls⸗ 
bauptmannfhaft in Brud an der Leitha das Begehren geftellt, daß über 
dieſe Concurrenzangelegenheit eine commiſſionelle Verhandlung ſtattfinden 
möge, damit die Beſeitigung der in das Gemeindebudget der Ortsgemeinde 
Trautmannsdorf aufgenommenen Kirchenconcurrenzpoſt pr. 1600 fl. verfügt 
und ein Erkenntniß dahin gefällt werde, daß letztere Poſt von den katho⸗ 
Iifhen Infaffen der Pfarrgemeinde Trautmannsdorf zu tragen ſei, dann, 
daß zugleih das Berhältnig, nach welchem dieſer Beitrag von den hiezu 
Berpflichteten zu tragen ei, beftimmt werde. 
| Bei der viesfälligen, in Yolge einer rechtskräftigen Entſcheidung des 
k. k. Min. für Eultus und Unterridt vom 31. Auguſt 1879, 3. 8545, 
unter Intervention der Vertreter der Gemeinde Trautmannsdorf und der 
genannten fürftl. Batthyany'ſchen Gutspäcter vor der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannfhaft Brud an der Leitha am 7. Mai 1880 gepflogenen Verhand⸗ 
lung erllärten die Vertreter der Gemeinde Trantmannddorf, tie in Frage 
ftehbenden 1600 fl. aus den Ausgaben des Gemeindebudgets bereitd aus⸗ 
geichieden zu haben und baten um. die Entſcheidung, daß ˖die NRefundirung 
diefer 1600 fl. an die Gemeindecaffe durch eine Umlage erfolge, welche 
auf alle, wenn auch nicht feuerpflichtigen, aber doch erwerbsfähigen und 
ein Einfommen beziehenden Katholiten ver Gemeinde Trautmannsdorf mit 
1—5 fl., dann auf alle fteuerpflitigen Katholiken aufgetheilt werben joll, 
welhe dort ein Gewerbe oder unbewegliche Güter befigen, wobei es 
gleichgiltig fein foll, ob biefelben anderswo ihren Wohnfig 
genommen haben. 

Dem entgegen ftellten vie Gutspächter das Begehren, es möge er⸗ 
fannt werben, daß ber Concurrenzbeitrag pr. 1600 fl. lediglich von ben 
in der Gemeinde Trautmannddorf wohnenden Katholiken zu tragen fei. 

In Folge diefer Berhandlung wurde von ber k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Brud an ber Leitha am 9. Mai 1880, 3. 6086 bezüglich 
bes eigentlic, firittigen Punktes der Beitragsleiftuug des Patrons zu den 
Koften der Zug- und Handarbeit die Entſcheidung erlaffen, daß die Ge⸗ 
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meinte Trautmannsdorf die Refundirung des Betrages pr. 1600 fl. durch 
eine Umlage auf die Mitglieder der Pfarrgemeinde, das ift auf ſämmtliche, 
im Bfarrbezirte Trautmannsdorf wohnhaften Katholiten zu bewirken habe. 

Diefe Enticheidung ift aber von der k. k. niederöfterr. Statthalterei 
mit Erlaß von 18. Auguſt 1880, 3. 19864 dahin abgeändert worden, 
daß die Gemeinde Trantmannsporf verpflichtet fei, für die Einbringung 
des Betragd pr. 1600 fl. Seitens der Pfarrgemeinde mit Ausſchluß des 
Patrone der Pfarrkirche und des dortigen Pfründennug- 
nießers Vorſorge zu treffen. — Die gedachte Entſcheidung wurde dahin 
motivirt, daß der Patron, welchem nad) dem Sirchenconcurrenzgefege be- 
reits die beftimmten Leiftungen für da8 Meateriale und die Brofefftoniften 
auferlegt wurden, nachträglich nicht auch noch zu den, bie Pfarrgemeinde 
allein treffenden Hand» und Zugarbeiten herangezogen werben könne. 

Mit Erlaß des k. f. Min. für Eultus und Unterricht, im Cinver- 
siehmen mit dem k. k. Min. des Innern, vom 28. October 1880, 3. 16498, 
ift Die Entſcheidung ver IL Inftanz, unter Aufrechthaltung der biefür gel- 
tend gemachten Gründe, beftätiget worben. 

Die in formaler Hinfiht gegen diefe Entſcheidung in der Beſchwerde 
erhobenen Einwendungen fand ver B. ©. Hof nicht zu berüdfichtigen, weil 
ſowohl der Gegenſtand der Verhandlung, al® auch die dabei intervenirenden 
Perſonen duch den Erlaß des k. k. Min. für Cultus und Unterricht vom 
31. Auguft 1879, 3. 8545 gegeben waren, biefer Erlaß von ber be- 
ſchwerdeführenden Gemeinde auch nicht angefochten wurde, fomit in Rechts⸗ 
kraft erwachſen ift; die dermal angefochtene Entſcheidung aber nothwendiger⸗ 
weife auf jenen Gegenſtand fid beziehen mußte und durch das, bei ber 
vor der k. k. Bezirtshauptmannfchaft Brud an der Leitha mit den Ge⸗ 
neralpächtern des Gutes Trautmannsdorf am 7. Mai 1880 abgehaltenen 
commiffionellen Verhandlung, von ven Vertretern der Gemeinte Xraut- 
mannsdorf felbft geflellte Begehren hinfichtlid der Concurrenzpflicht des 
dortigen Gutsbefigers Fürften Guſtav Batthyany mitangeftrebt und pro- 
vocirt worden ift. 

In meritorifher Beziehung erfcheint die Befchwerde unbegründet, 
weil die Gemeinde Trautmannsdorf bei der erwähnten commiffionellen 
Berhandlung ausprüdlich zugegeben hat, daß ſich Fürft Ouſtav Battbyant, 
ber Befiter des. Gutes Trautmannsdorf, in London aufhält, die Pächter 
des Gutes dagegen in Ungarn wohnen, es fomit unbeftritten feftfteht, daß 
Fürſt Guſtav Batthyany in der Pfarrgemeinde Trautmannsdorf nicht bor 
micilirt, daher nad F. 35 des Gef. vom 7. Mai 1874, R. G. B. Nr. 50 
zu der Concurrenz für Zug- und Dandarbeiten, weldhe die Pfarrgemeinde 
allein zu treffen bat, fchon aus diefem Grunde nicht herangezogen werden 
kann und die Anfiht der bejchwerbeführenden Gemeinde, daß die Anord- 
nungen des 8. 35 des eben cit. Geſetzes noch nicht wirkſam find, durch ben 
- Wortlaut der 88. 52 und 57 desfelben Gef. widerlegt ift — Es konnte 
daher in ter angefochtenen Entſcheidung eine Geſetzwidrigkeit nicht gefunden 
und mußte bie Beſchwerde als gejeglic nicht begründet abgewiefen werben. 
— Die Verfällung in tie Koften des Berfahrens berubt auf der Anord- 
nung des $. 40 des Gef. vom 22, October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36. 
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Ar. 1119. 


Ablöfung eines a im, Gzunde bee Faif. Patentes vom 


Erfenutniß vom 11. Juni 1881, 3. 1024. 


Der 8.8. ©. Hof hat über die Beſchwerde bed griech aiath. 
Pfarramtes in Chodnowice ca. Min. des Innern anlaͤßlich der Entſchei⸗ 
bung besjelben vom 11. December 1880, 3. 19329, betreffend die Ab⸗ 
löfung des Holzungsrechtes der griech⸗kath. Pfarre in Chodnowice und 
der Filiale Chraplice, nah burdhgeführter d. m. Verhandlung und An⸗ 
börung des Adv. Dr. Paul Ritter v. Duniedi, dann des k. k. Min.- 
Rathes Joſef v. Medwey, zu Recht erfannt: 


„Die Beſchwerde wird als geſetzlich nicht begründet ab— 
gewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde im Inſtanzenzuge er⸗ 
kannt, daß dad ber griech.kath. Pfarre in Chodnowice mit der Filiale 
Chraplice in den Waldungen der Gutsherrſchaft Radochonce und Nowo—⸗ 
ftolft zuftebente . Zaunholzbezugsreht, deſſen Jahresmaß des Genuffes 
11.657 Meter Hafelnußzaunruthen und 7.016 Schod eichene Pflöde 
von 7 Fuß Ränge und 2 bis 3 Zoll Stärke beträgt, gegen Zahlung des 
Ablöfungscapitales pr. 532 fl. aufzuheben if. — Die Berwaltungd« 
behörden haben auf Ablöfung dieſes Nutzungsrechtes erkannt, weil nadı 
dem Gutachten der einvernommenen Sachverſtändigen durd; dieſe Art der 
Ablöfung weder der übliche Hauptwirthichaftsbetrieb des berechtigten Gutes 
gefährdet wird, noch überhaupt andere Rückſichten nah 8. 5 bes kaiſ. 
Batentes vom 5. Yuli 1853 diefer Ablöfungsart entgegenftehen. 

Anbelangend die Werthbeftimmung diefer Nutzung und die Höhe 
des Ablöfungscapitals, fo beruht der bezügliche Ausjprud der Verwal⸗ 
tungsbebörten auf einem Befunde der Sachverſtändigen. — Die Sadı- 
verftändigen baben nämlih unter Zugrundelegung der Orts- und Um⸗ 
gebungsverhältnifle, fowie der Preife für andere Holzgattungen und Ger 
treide auß den Normaljahren 1836—1845 ben Preis eines [_|Meters 
Zaunruthen mit 1 fl. 20 fr. und den eines Schockes Zaunpflöde mit 
1 fl. 80 fr. beſtimmt und bienad ben ahresertrag der abzulöjenden 
Nutzung mit 26 fl. 60 Er. bewertbet, welcher Werth im zwanzigfachen 
Anſchlage zu Kapital erhoben, das Ablöfungscapital von 532 fl. darftellt. 

Der ber angefochtenen Entſcheidung zu Grunde gelegte Thatbefland 
muß bezüglih der Zuläffigkeit der capitalifhen Ablöfung mit Hinblid auf 
das Gutachten der Sachverſtändigen und binfichtlid der Werthbeftimmung 
mit Rüdfiht auf den von ben Sachverſtändigen abgegebenen Befund, 
gegen welch' Ietteren übrigene nad $. 65 der Inſtruction zur Durchſüh⸗ 
rung ber Orundlaftenablöfung und Regulirung vom 31. October 1857, 
R. ©. B. Nr. 218, eine Berufung unzuläffig ift, als ein actengemäßer 
bezeichnet werden. — Nah 8. 6 des Gef. vom 22. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36, ift der in der legten atminiftrativen Inftanz 
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angenommene Thatbeftand aud ver Entſcheidung des V. ©. Hofes zu Grunde 
zu legen. 

Auf Grund desfelben und mit Hinblid auf die Beftimmungen der 
88. 5, 26 und 27 des Faif. Patente vom 5. Yuli 1853, R. ©. 8. 
Nr. 130, daniı des 8. 65 der cit. Inftrnction vom 31. October 1857 
vermochte der V. ©. Hof in der angefochtenen Entſcheidung eine Geſetz⸗ 
wibrigfeit nicht zu finden. — Diefem nad) war die Beſchwerde als ge 
feglih ungegründet abzuweijen. 


Ar. 1120. 


Einwendungen gegen die ihtigkeit der Wählerliften gehören in das 

Reclamations: und nicht in das Wahlverfahren und kann daher eine Wahl 

in Die @Gemeindevertretung Ledigli über derlei erft im Wahlverfahren 
erhobene Einwendungen nit für ungiltig erklärt werden. 


Erkenntniß vom 11. Iuni 1881, 3. 1025. 


Der 1.8. ©. Hof bat über die Beichwerde des Majer Hefjel 
ca. Statthalterei in Lemberg anläflih der Entfheidung derfelben vom 
29. Yänner 1881, 3. 4550, betreffend vie Ungiltigkeitserflärung feiner 
Wahl zum Gemeinderathe in Peczenizun, nad durchgeführter d. m. Ber- 
handlung und Anhörung des k. k. Hofrathes Adolf Eckhardt, zu Recht 
erlannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird als im Geſetze nicht 
begründet aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Der in der Wählerliſte des I. Wahlkörpers unter Nr. 13 ale 
wahlberechtigt angeführte Majer Heffel ift bei der in der Gemeinde Pecze⸗ 
nizyn im II. Wahllörper am 24. September 1880 vorgenommenen Wahl 
ber Öemeindevertretung als Gemeinverath gewählt worden. — Mit der 
Entſcheidung der k. J. Bezirköhauptmannfhaft in Kolomea vom 23. No» 
vember 1880, 3. 16344 wurde über die erhobenen Einwendungen gegen 
bie in Peczenizyn am 23. und 24. September 1880 durchgeführten Ge- 
meinderathswahlen, die Wahl des Majer Heſſel als ungiltig erfannt und 
deſſen Streihung aus der bezüglichen Wählerlifte verfügt, weil er feit dem 
1. Semefter 1880 nicht mehr befteuert if. — Mit diefer Entſcheidung 
warb auch ausgefprochen, daß Paul Salwaromeli, welcher nad Hefjel im 
II. Wahlkörper die meiften Stimmen erhalten bat, an befien Stelle einzu⸗ 
treten habe. — Die k. k. Statthalterei in Lemberg bat mit der ange« 
fochtenen Entſcheidung vom 29. Jänner 1881, 3. 4550 im Berufungs- 
wege die cit. Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft Kolomea, infoferne 
mit berfelben die Streichung des Majer Heflel aus der Wählerlifte aus 
gelprochen wurde, als gefeglih unzuläffig aufgehoben, im Uebrigen aber 
beftätigt. 

Majer Heflel bat gegen diefe Statth.⸗Entſcheidung, infoferne mit 
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derfelben feine Wahl zum Gemeinderathe als ungiltig erfiürt wurde, Be⸗ 
ſchwerde bei dem V. ©. Hofe erhoben. 

Wie eine Bergleihung der Bellimmungen des II. Abjchnitted ber 
galiz. Gem. Wahl⸗Ordg. mit jenen des III. Abfchnittes zeigt, unterfcheidet 
das Geſetz firenge zwifchen den Stadien der Wahlvorbereitung (des Recla⸗ 
mationsverfahrens) und jenem bed eigentlihen Wahlactes, des Wahlver« 
fahrens. — Für jedes viefer beiden Stadien ift der Rechtszug felbft- 
fändig normirt. — Es fteht nun außer Zweifel, daß die Anlegung bes 
MWählerverzeichniffes, die Berfafjung der Wählerliften, ein Uct ift, welcher 
dem Reclamationsverfahren angehört, weshalb auch Unrichtigkeiten, welde 
in diefer Richtung eventuell vorfallen, nur innerhalb der für die Ein« 
bringung von derartigen Reclamationen feftgefeßten PBräclufivfrift, keines⸗ 
falls aber auch im weiteren Stadium beim Wahlverfahren felbft auf Grund 
des 8. 31 der Gem. Wahl⸗Ordg. in Beſchwerde gezogen werden fönnen, 

Nachdem ſonach die Eintragung des Majer Heflel in das Wähler: 
verzeihnig bezw. in die Wählerlifte wegen unterlafiener Reclamation 
innerhalb der Bräclufiofrift als zu Recht beftehend anerfannt werben muß, 
was übrigens auch von der 1. k. Statthalterei dadurch zugeftanden wurde, 
daß diefelbe die von der Bezirfshauptmannihaft verfügte Streihung des 
Majer Heflel aus der Wählerlifte aufgehoben hat, nachdem weiter zufolge 
8. 9 der Gem. Wahl⸗Ordg. jedes wahlberedhtigte Gemeinbemitgliev zum 
Mitgliede des Gemeinderathes innerhalb der in der Gemeindewahlorpnung 
beftimmten Gränzen wählbar ift und nachdem endlich bezüglich ver Wähl- 
barkeit des Majer Heffel die inden SS. 9, 10 und 11 der Gem. Wahl⸗Ordg. 
erwähnten Ausnahmen und Ausſchließungsgründe nicht zutreffen, jo durfte 
deſſen Wahl aud nicht nad dem in der angefochtenen Entſcheidung an⸗ 
gezogenen 8. 30 ber Gem. Wahl⸗Ordg. außer Kraft gefegt werden. 

Der in der Statth.-Entfcheidung angerufene 8. 25 der Gem. Ordg. 
findet bier feine Anwendung, weil es fi im vorliegenden Falle um bie 
Frage der Giltigkeit der befagten Wahl handelt, während der eben cit. 
Paragraph den Berluft des Amtes eines Mitgliedes der Gemeindevertre- 
tung oder deſſen Erfagmannes zum Gegenftande hat. — Aus dem Ge- 
fagten folgt, daß die Ungiltigfeitserflärung der Wahl des Majer Heflel, 
als im Gefege nicht gegründet, nad 8. 7 des Reichsgeſ. vom 22. October 
1875, R. ©. 8. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben werden mußte. 


Ar. 1121. 


Rechtöfag wie in Ar. 95 uhd 276. 
Erfenntniß vom 14. Yuni 1881, 3. 1048. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Dr. Johann 
Maria Del Senno und Anton Del Senno in Pirano ca, Entſcheidung 
bes f, k. Finanz-Min. von 3. November 1880, 3. 21059, betreffend die 
Bemeffung der Gebühr von dem in Folge Ablebens des Fiduciarerben 
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Anton Del Senuo freigewordenen Subftitutionsnachlaffe des Johann Maria 
Del Senno, nad durchgeführter 3. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 
„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet ab- 
gewiefen.**) 


Ar. 1122. 


Zur Frage der Verpflichtung zur Entridtung jenes Gebührenägnivalentes, 
welches von bem bem Gooperatoraprhanie entipredenben Bededungscapitale 


Erkenntniß vom a au 1881, 3. 1028. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Franz Kepinsli, 
Pfarrers in Ezehomwic, ca, Entfheitung des k. k. Finanz Min. vom 7. Des 
cember 1880, 3. 33773, betreffend die demfelben auferlegte Verpflichtung 
zur Entrichtung jener Gebührenäquivalentsquote, welche von dem dem Coo« 
peratorögehalte entfprehenden Bevedungscapitale entfällt, nach durchge⸗ 
führter d. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. Min.-Bice-Seer. Ritter 
v. Froſchauer zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird als geſetzlich nicht 
begründet aufgehoben.” 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde dem Beſchwerdeführer, 
als Pfarrer in Czechowic, die perſönliche Befreiung von der Entrichtung 
des Gebührenäquivalentes für die Jahre 1878, 1879 und 1880 auf 
Orund des Gef. vom 15. Februar 1877, R. ©. B. Wr. 98 zuer- 
fannt, da das reine Einkommen dieſer Pfarre 373 fl. 42 fr., fomit weniger 
als 500 fl. beträgt, e8 wurde jedoch ausgefproden, daß derfelbe als Ver⸗ 
walter des Pfründenvermögens gleihwohl zur Entrichtung der Gebühren- 
&quivalentöquote, welhe von dem dem Cooperatorögehalte entſprechenden 
Bededungscapitale entfällt, verpflichtet bleibt, Dagegen aber auch berechtigt 
if, dem Cooperator die bezügliche Gebührenquote von befien Gehalte in . 
Abzug zu bringen. 

Die Beſchwerde wird gegen biefe dem Inhaber des Beneficiumsd 
auferlegte Berrflihtung der Gebührenäquivalentsentrihtung von dem bem 
Cooperatorsgehalte entjprechenden Bebedungscapitale gerichtet, 

Nah Tarifpoft 106 B e des Gef. vom 13. December 1862, 
R. ©. B. Nr. 89 haben von dem beweglichen und unbeweglichen Ver—⸗ 
mögen Stiftungen, Benefigien, Rirden .. . . das Gebübrenäquivalent zu 
entrichten. Diefe Gebühr haftet nad) abſ. L Punkt 6 ber in Folge 
a. 5. Entſchließung vom 1. Mai 1850 mit Verordnung des k. k. Finanz⸗ 
Min. vom 8. Mai 1850, R. G. B. Nr. 181 kundgemachten Beſtim⸗ 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 95 (Banb Ih Jahrgang 1876/77) und 
Nr.276 (Band II, Jahrgang 1878). 
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mungen auf dem Einfommen von ben umbeweglichen Gütern und bat dem 
zum Genuffe derfelben Berechtigten nah Maßgabe der Dauer des Genuſſes 
zur Loft zu fallen. Die Ausnahme von diefer Regel ift in der Anmerk. 2, 
lit. e zur obigen Zarifpoft, reſp. im $. 1 des Gef. vom 15. Februar 
1877, R. ©. 3. Nr. 98 derart normirt, daß Inhaber jener Beneficien, 
deren reines Einkommen jährlih 315 fl., reſp. jetzt nach dem letzteit. Ge» 
ſetze 500 fl. nicht überfteigt, von der Entrichtung des Gebührenäquivalentes 
perſönlich befreit find: Tiegt jedoch die Ergänzung der Congrun einem Fonde 
ob, jo if dad Aequivalent von Biefem Fonde zu entrichten. 

Nachdem nun im gegebenen alle das reine jährlihe Einkommen 
aus dem äquivalentpflichtigen Beneficium den Betrag von 500 fl. nicht 
überfteigt, fo findet hier die im letztbezogenen Geſetze normirte Ausnahme 
auf den Inhaber dieſes Beneficiums, welcher fonft nad der allgemeinen 
Regel das Gebührenägquivalent von dem Beneficium zu entrichten verpflichtet 
wäre, die Anwendung und es ift im Geſetze fein Anhaltspunkt vorhanden, 
um ihn, troß der ihm geſetzlich zulommenven perfönlichen Befreiung von 
der Entrichtung des Gebührenägquivalentes, doch für das von einem Theile 
bes DBenefictums entfallente Gebührenäquivalent zahlungspflichtig zu er- 
klären, zumal nicht der zur Hilfeleiftung zugewiefene Cooperator, fondern 
der Beſchwerdeführer als Nutznießer des beweglichen und unbeweglichen 
Bermögens des Beneficiums angefehen werben muß, ba nicht einmal vor« 
Liegt, daß irgend welche befondere, für den Cooperator ausſchließlich be» 
ftimmte Stiftung in dem Pfrüntenvermögen enthalten fei. 

Es mußte daher die Entſcheidung des k. k. Finanz Min. in ber 
angefochtenen Richtung als im Gefege nicht begründet aufgehoben werben. 


Ar. 1128. 


Gebührenbehandlung von Licferungsverträgen (Bas) mit nicht beſtimmter 
Lieferungsmenge. " 


Erkeuntniß vom 14. Juni 1881, 3. 1049. 


Der l. k. 3. ©. Hof hat über die Befchwerte der Stadtgemeinde 
Troppau ca. Entfheidung des k. k. Finanz-Min. vom 5. Jänner 1881, 
3. 36532, betreffend die Gebührenbemefjung von dem Gasbeleuchtungs- 
vertrage dto. 4. December 1856, nad burchgeführter d. m. Verhandlung 
und Anhörung des k. I. Min.Vice⸗Secr. Ritter dv. Frofhauer zu Hecht 
ertannt: 

„Die angefohtene Entſcheidung wird hinfichtlih der Art 
ber Ermittlung des der Öebührenbemeffung vorläufig zu Grunde 
zu legenden Öefammtentgeltes für die Gaslieferung währenp 
einer vierzigjährigen Vertragsdauer, wegen mangelhaften Ber: 
fahrens aufgehoben, im Uebrigen wird die Beſchwerde ab- 
gewiejen.“ 
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Entfcheidungsgründe. 


Die Stadtgemeinde Troppau hatte mit dem Ingenieur Alfons Dietz 
vom 4. December 1856 einen Gasbeleuchtungsvertrag zunädft auf bie 
Dauer von vierzig Jahren abgefchloffen, welcher ein Jahr nad der Unter 
zeihnung tesfelben wirkſam werden folltee Nachdem dieſer Bertrag nur 
mit einer Stempelmarke von 5 fl. verſehen war, wurbe berfelbe gelegen- 
beitlih einer finanzbehörbliden Stempelrevifion beanftändet und mit Zah- 
lungsauftrag vom 8. Mai 1874, 3. 476 vorläufig auf Grund des Durd- 
ſchnittes des in den Jahren 1861, 1862 und 1863 an den Unternehmer 
von der Communalcaffe ausbezahlten Lieferungsentgeltes unter Anwendung 
des 8.16, lit. d des Geb. Gef. vom 9. Februar 1850 mit dem Zwan⸗ 
jigfachen des gedachten durchſchnittlichen Jahresentgeltes die Gebühr nad 
Scala II vorgejchrieben. Diefe Gebührenbemeflung war aber fpäterhin 
reafjumirt und mit dem Zahlungsauftrage des Hauptſteueramtes Troppau 
vom 23. Juli 1880, 3. 456 für die zwei Parien des Vertrages ber 
dortigen Stadtgemeinde eine Gebühr nah Ecala II im Betrage von 
4442 fl. 50 fr. und nad) Abzug der bereits entricteten 860 fl. 87'/, fr. 
von 3581 fl. 62”/, fe. proviſoriſch vorgefchrieben worden, indem fid am 
Ende der Pachtdauer die Abrechnung vorbehalten wurde, ob die Stabt- 
gemeinde eine Nachzahlung zu leiften oder eine Rüdvergütung anzu 
jprechen babe. 

Diefer legteren Gebühr war die Summe ded von der Stadtgemeinde 
Zroppau bis einſchließig des Jahres 1879 ausbezahlten Fieferungsentgeltes 
pr. 168.037 fl. 9 fr., für den Reſt ver Vertragsdauer aber das im 
Jahre 1879 mit 10.397 fl. 99 Tr. bezahlte Entgelt mit Räückſicht auf 
die noch achtzehnjährige Dauer des Vertrages im achtzehnfachen Betrage 
pr. 187.163 fl. 82 fr., zufammen mit 355.200 fl. 91 fr. zu Grunde 
gelegt und dieſer Bemeflungsvorgang auch im abminiftrativen Inſtanzen⸗ 
zuge aufrecht erhalten worden. 

Die dagegen bei dem V. ©. Hofe eingebrachte Beſchwerde ficht 
biefe Bemeffung an: 1) Weil bie Gebühr nah Scala II auf Grund bes 
thatſächlich geleifteten Entgelte® und nicht nach Scala II unter Anwendung 
des 8.16, lit. d des Geb. Gef. gefordert wird; 2) meil, wenn auch der dies⸗ 
fällige Vorgang der Finanzbehörde richtig wäre, nur der Durchjchnitt des 
Lieferungsentgeltes der Jahre 1861, 1862, 1863 pr. 6884 fl. 74%, fr. 
zur Bafls der proviforifhen Ermittlung des auf die Vertragsdauer eni- 
fallenden Entgeltes hätte genommen werden follen; 3) weil auch der mit 
ber kaiſ. Verordnung vom 17. Mai 1859 eingeführte und mit dem Gel. 
vom 13. December 1862 auf 25 Percent erhöhte nieder-öfterr. Zu⸗ 
ſchlag einbezogen worden ift, obſchon der Vertrag fhon am 4. December 
1856 zum Abfchluffe gelangt war. 

Der B. ©. Hof fand den erſten Beſchwerdepunkt unhaltbar, weil 
ber vorliegende Vertrag fih nah der Beſtimmung der Zarifpeft 69 bed 
Gef. vom 9. Februar 1850 als Lieferungsvertrag darftellt (was bie 
Beſchwerde felbft zugibt), als folcher aber nad ber ausdrücklichen Anord⸗ 
nung diefer Zarifpoft wie ein Kaufvertrag (Tarifpoft 65) zu behandeln 
war. Bei Saufverträgen bat aber die Grundlage der Gebührenbemeilung 
der für das ganze Kaufobject entfallende Kauffchilling zu bilden, ohne daß 
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das Geſetz unterſcheidet, ob das erſtere ſofort ganz oder nach gewiſſen 
Zeitabſchnitten in Theilen übergeben, der Kaufpreis ſogleich oder ratenweiſe 
bezahlt wird. (Vergl. Tarifpoſt 57 c des Gef. vom 13. December 
1862.) — Sowohl aus diefem Grunde, wie auh mit Rüdfiht auf den 
Abſ. 1 der Vollzugsverordnung bes k. k. Finanz- Min. vom 20. December 
1862, R. ©. 3. Nr. 102 zum Gefege vom 13, December 1862 war 
die Anwendung der Scala III gerechtfertigt. 

Belangend die Ermittlung de8 Gefamintentgeltes, weldes im 
Vertrage nicht mit einer firen oder Maximalſumme angegeben ift, und für 
die ganze Dauer des Vertrages vorläufig nur annäherungsweife ermittelt 
werben konnte, jo liegt e8 in der Natur der Sade, fowie im Sinne der 
88. 50—52 de8 Geb. Geſ., daß Über voraudgegangene Bernehmung 
der Stadtgemeinde Troppau das gedachte Entgelt nad dem Durchſchnitte 
ber zur Zeit der leiten Gebührenbemeſſung bereits gewonnenen Erfahrungs- 
periode von zweiundzwanzig Jahren zu ermitteln und der diesfällige Jahres⸗ 
quotient zur Bafis der annäherungsmeifen Ermittlung des Entgeltes auf die 
vierzigjährige Dauer des Lieferungsvertrages hätte genommen werben jollen. 

Nachdem jedoch die Finanzbehörde bei diefer Ermittlung von einer 
Anſchauung ausgegangen war, welche der V. ©. Hof nicht für zuläffig 
anerkennen konnte, jo mußte fich derjelbe veranlaßt jehen, in diefem Punkte 
ver Beſchwerde ftattzugeben und die angefochtene Entſcheidung wegen mangel⸗ 
haften Verfahrens nad $. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. 2. 
ex 1876 Wr. 36 aufzuheben. 

Die Vorſchreibung des a. o. Zuſchlages von 25 Percent war jebody 
geſetzlich begründet. 
| Die Stadtgemeinde Troppau war, nachdem, wie fie felbft zugibt, 
der vorliegende Vertrag einer Scalagebühr unterlag, nad den bei befien 
Errihtung in Geltung gewefenen Beftimmungen ver 88. 5 B, 28 lit. a, 
43 und 44 des Gef. vom 9. Februar 1850 verpflichtet, biefen Vertrag 
zur unmittelbaren Bemeflung der Gebühr in gefegliher Frift bei dem be- 
treffenden Amte anzumelden. Sie hat jedoch diefe Anmeldung unterlaffen, 
weshalb als Confequenz des Abf. 10 der Faif. Verordnung vom 17. Mai 
1859, III, R. ©. B. Nr. 89, und des $. 2 des Gef. von 13. De- 
cember 1862, dann des Abf. I der obcit. Vollzugsverordnung zum legteren vom 
20. December 1862 die Einhebung bes a. o. Zujchlages von 25 Percent einzu. 
treten batte, obfchon der Vertrag am 4A. December 1856 abgefchloffen war. 


x 
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Ar. 1124. 


1. Hot der Staat einer Bahn den zur Berzinfung und Umortifirung ber 
Brioritäten „nothwendigen“ Betrag garantirt, ſo braudt er für jenen 
Theil der Binfen nit au gufommen, welchen jeder einfommenfteuerpflichtige 
Inhaber einer Handelsunternehmung nad) den Einfommenfteuervorfchriften 
feinen Blänbigern in Abzug zu bringen beredtigt if. — 2. Diefen Binfen- 
abzug muß fih aud der ausländithe Gläubiger einer inländifchen ein- 
Tommenfieuerpfiiäti en Handel8unternehmung gefallen laffen, — 3. Einen 
allfälligen Ue un des Binfenabzuges über die Steuerſchuldigkeit lucrirt 
der Staat bei garantirten Bahnen nicht aus dem Titel der Steuerpflidt, 
wohl aber aus bem bes Borantieverhältnifies. 


Erkenntniß vom 18. Iuni 1881, 3. 1075 und 1076, 


Der 1.1. V. G. Hof hat über die Beſchwerden der a. priv. Raifer- 
Ferbinands-Norbbahn und der k. k. priv. öſterr. Staatseifenbahngejell- 
ſchaft ca. Entjcheivungen des k. k. Handeld-Min. vom 14. November 1880, 
3. 33174, betreffend den Abzug der Einfommenftener von den Zinfen- 
eoupons der Prioritätsobligationen, nad durcdgeführter d. m. Berhand- 
. lung und Anhörung bes Abo. Dr. Rudolf Fenz, des Won. Dr. Karl 
Freiherrn v. Härbtl, dann des k. k. Sectionsrathe8 Dr. Wilhelm Leddihn, 
zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerden werden als unbegründet abgemiefen.” 


Entſcheidungsgründe. 


Die Staatsverwaltung hat gegenüber den beiden Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaften die Garantie für jenen Jahresbetrag übernommen, welcher zur 
Verzinſung und Amortiſirung der zur Aufbringung des Bahnanlagecapitals 
emittirten Effecten nothwendig iſt. — Die beiden Bahnen haben nun 
Prioritäten emittirt, bei deren Ausgabe irgend cine außerordentliche Ver⸗ 
pflichtung oder Verzichtleiſtung auf ordentlicherweiſe zuſtehende Rechte 
in keiner Art erklärt wurde, ſo daß das Maß der mit der Emiſſion 
übernommenen Verpflichtung durch die allgemein geltenden Normen ge⸗ 
regelt war, welche das Einkommenſteuerpatent und die Finanzgeſetze über 
die Behandlung der Handels⸗ und Gewerbeſchulden enthalten. 

Nach dem 8. 23 des Einkommenſteuerpatentes und nach dem Gel. 
vom 26. Juni 1868, R. ©. B. Nr. 72 batten fohin beide Eifenbahn- 
gefellichaften das „gejeglic eingeräumte Recht“, die Einfommenftener, 
welche auf die bei ihnen angelegten Capitalien entfällt, von ven Zinfen 
biefer Capitalien auh nah Maßgabe des erhöhten Zufchlages zur Ein 
fommenfteuer in Abzug zu bringen, das ift mit 10 Percent im Ganzen. 

Da nun anderſeits die Staatöverwaltung nah der Conceſſions⸗ 
urkunde berechtigt ift, die Zahlung des Garantiebetrages auf das Maß 
des Nothwendigen zu bejchränten, nothwendig nad dem Sprachgebraude 
nur jene Leiftung genannt werden kann, von weldher man ſich rechtlich 
nicht zu befreien vermag, im vorliegenden Falle aber eine ſolche Befreiung 
hinſichtlich des 1Opercentigen Abzuges gefetlich geftattet ift, fomit bie 
Leiflung dieſer 1Opercentigen an die Prioritätsbefiger nicht als noth⸗ 
-wendig bezeichnet werben kann, jo war die Staatsverwaltung nicht nur 


Beilage ber Zuriftiigen Blätter, — 
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berechtigt, fondern auch in Anbetracht der diesfalls bei der Berathung des 
Staatsvoranfchlages im Reichsrathe gefaßten, die Geltendmachung des 
fraglichen Abzugsrechtes betreffenden Beſchlüſſe verpflichtet, jene Anforde» 
rung zu ftellen, welche den Gegenftand der beiden Befchwerben bildet, d. h. 
zu verlangen, daß die Bahnverwaltung den Prioritätsbeflgern gegenüber 
den 1Opercentigen Abzug durchführe und in die Betriebsrechnung nur den 
nad Abrechnung der im Wege dieſes Abzuges einzubringenden Steuerquote 
fi ergebenden Nettoreft der Einfommenfteuer einftelle. 

Gegen diefe aus der Natur des Garantieverhältnifjes und dem In⸗ 
halte der Oarantieverpflihtung abgeleitete rechtliche Folgerung vermag 
feine der im Zuge der Verhandlung geltend gemadten Einwendungen auf 
zulommen. — Daß aus ber, für die erften zehn Jahre gewährten Erwerb⸗ 
und Eintommenfteuerbefreiung feine Befreiung für einen längeren Zeit- 
raum gefolgert werden kann, iſt Har. — Ebenfo klar ift, daß die Be - 
flimmung in der Conceffionsurfunde, wonach nach Ablauf der zehn Jahre 
die Erwerb» und Einkommenftener ſammt Zufchlägen in die Betriebs. 
rehnung ald Ausgabspoft eingeftellt werben Tann, nur auf jene Erwerb- 
und Eintonmenftener Bezug hat, weldhe von der Unternehmung felbft 
zu zahlen ift und keineswegs Bezug haben kann auf jene Steuerbeträge, 
welche nicht die Unternehmung, fondern andere Perfonen zu zahlen haben. 
Es verfteht ſich ferner von felbft, daß die zugeficherte Steuerbefreiung hin⸗ 
fihtlih der Staatszufchäffe mit der hier vorliegenden Streitfrage gar 
feinen Zufammenhang bat. 

Der Umftand endlid, daß bei einem allfälligen Ueberjchuffe der Ab⸗ 
zugsſumme über die Steuerfchulbigfeit der Eifenbahnen dem Staate ein 
Bortheil zuginge, welcher in feiner Weife aus dem Titel der Einkommen. 
fteuerpfliht der Eifenbahnen begründet werden könnte, erjcheint ebenfalls 
nicht ftihhältig, da ein folder Vortheil vom Staate allerdings nicht — 
wie das Handeld-Min. anzunehmen ſcheint — aus irgend einem Titel der 
Befteuerung, wohl aber in Confequenz des beftehenden Garantieverhält- 
niffes, demzufolge jede von den Bahnen erzielte Einnahme dem Staate 
als Garantien zu ftatten kommen, bezw. deſſen Garantiezuſchüſſe vermin- 
bern muß, Iucrirt würde. 

Belangend bie aus der Staatdangehörigkeit der Obligationsbefiger 
abgeleitete Deduction iſt Folgendes zu bemerken: — Die Staatsverwaltung 
war unzweifelhaft berechtigt, bei ihrer Anforderung die öſterreichiſche Ge- 
feßgebung und bie Judicatur öſterreichiſcher Gerichte zur Vorausſetzung zu 
nehmen. — Wenn die Gefellihaft etwas gethan hat, was dahin führt, daß 
ausländifche Gerichte mit Zugrundelegung einer ausländiſchen Geſetzgebung 
über die hier vorliegende Streitfrage jubiciren können, fo kann hiedurch 
da8 zwifhen der Bahn- und der GStaatöverwaltung gegründete Rechts⸗ 
verhäftniß nicht alterirt werben. 

Nah dem Öfterreichifchen Einfommenfteuergejege fteht unzweifelhaft 
feft, daß der Abzug an den Zinfen, weldem bie Hanbeldgläubiger nad) 
8. 23 der Statuten unterliegen, von ber öfterreihifhen Staatsange- 
börigfeit („Bewohner“) nicht abhängig ift und nicht abhängig fein fann. 
Diefes den Schuldnern freigelafjene Recht des Abzuges an ben Zinfen ver 
von ihnen geſchuldeten Capitalien ſteht — ob man nun den Abzug als 
eine (auf die Gläubiger gelegte) Steuer auffaßt oder nit — jedenfalls 
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im engfien Infammenhange mit ber beflimmten, allgemeinen und unbe- 
tingten Borfchrift des Gefetzes (8. 11 des Patente), wornach die Zinſen 
ter Eapitalöfchuiren einer flenerpflihtigen Unternehmung bei Bemeflung 
des Einfommens L Claffe nicht als Abzugslaflen behandelt werden dürfen. 

Ta diefe legtere Norm eine allgemeine und unbetingte ift, fo folgt 
daraus, daß aud das tamit im engflen Conneye ſiehende Abzugsrecht ein 
allgemeines und unbebingte® fein müfle umb daß es ohne Rückficht auf 
die Etaatsangehörigleit oter fonflige perfönliche Berhältuiffe ter Gläubiger, 
refp. Eigenthumer der in inläntifchen Unternehmungen inveftirten Capitalien 
ausgelibt werden kann. — liebrigens liegt die Analogie mit jenen inlän- 
vifchen Hantels- und Gewerbsgeſellſchaften fehr nahe, welche als folde 
eintommenfteuerpflitig find und felbfiverfläntli die gezahlte Einkommen⸗ 
feuer auf die Actionäre aud-dann vertheilen können, wenn biefe letzteren 
Ausländer find und nicht zu den Bewohnern ter im Einfonnmenfteuerpatente 
inbegriffenen Länder gerechnet werben können. 

Ein Fall, welcher dieſes Abzugsrecht berührt, ift allerdings in dem 
Eintommenftenerpatente beſonders geregelt, nämlih ver Fall (8. 8 des 
Batentes, 8. 20 der Bollzugsvorfchrift) und eine gewifſe Verwandtiſchaft 
beſteht allerdings and mit dem Yalle tes $. 18 der Bollzugsvorſchrift 
vom Jahre 1850. — Allein auch hier tritt keineswegs eine Beſchränkung 
des Abzugsrechtes des Schuldners gegenüber feinem Gläubiger ein, fondern 
ledigli unter den gefeglihen Bedingungen eine Rüderflattung des abge⸗ 
zogenen Betrages burd ten Staatsſchatz, eine frage, welche auf das 
Hechtöverhältnig der garantirten Bahnen zu ter Etaatöverwaltung ohne 
den geringflen Einfluß ift. 

Allen Argumentationen envlih aus dem kaufmänniſchen Borgange 
bei der Emilfion der Prioritäten, aus den hiebei maßgebend gewefenen 
und felbft im Emiſſionscurſe zu einiger Wirkung gelangten Iutentionen 
und bergleihen Konnte felbfiverftändlih von dem V. ©. Hofe kein Gewicht 
beigelegt werben, fo lange nicht bewiejen war, daß tiefe Intentionen 
in irgend einer rechtlichen Feſtſetzung Ausdruck gefunden haben, weldyer 
Beweis von den bejhwerbeführenden Bahnverwaltungen nicht erbracht wurde. 


Ar. 1125. 


Rechtsſatz wie in Ar. 870. 
Erkenutniß vom 21. Juni 1881, 3. 1098, 

Der 1. k. V. ©. Hof bat über vie Beſchwerde ber Pauline Levak, 
Haushefigerin in Klagenfurt, ca. Entfcheidung ver k. f. Fin.» Direction für 
Kärntben von 23. November 1880, 3. 12525, betreffend die Vorfchrei« 
bung einer Nachtragöfteuer und Strafe wegen Berheimlichung des Zins- 
erirages für die Steuerjahre 1876 bis 1879, nad durchgeführter d. m. Ver⸗ 
bandlung zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nit begrändet ab— 
gemwiejen."*) | 


*) Siehe EntfHeibungsgrände bei Nr. 870 (Band IV, Jahrgang 1880). 
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QAr. 1126. 


Die Einhebung einer Marktgebühr von Getreide, weldes nit auf den 
Marktplag geftellt wird, ift auf Grund der Gewerbeordnung nicht zuläffig- 


Ertenntniß vom 25. Juni 1881, 3. 1027. 


Der 1. k. B. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Yalob Ey; in 
Graz ca, Min. des Innern und die Stadtgemeinde Graz, anläßlib der 
Entſcheidung des Erfteren vom 4. October 1880, 3. 12110, betreffenv 
bie verweigerte Rüdftelung einer Marktgebühr für Getreide, nach durch⸗ 
geführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Alois Schloffer, 
des f. E. Min.Secr. Rudolf Fiſchbach, dann des Adv. Dr. Yofef Kopp, 
in Bertretung ber mitbelangten Etabtgemeinde Graz, zu Redt erfannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird wegen mangelhaften 
Berfahrens nah 8. 6 des Geſetzes vom 22. Dctober 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben und die Sade zur Be— 
bebung der Mängel und neuerlihen Entjheidung an die Be- 
hörde zurüdgeleitet.* 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung wurde vom f. k. Din. des 
Innern in Beflätigung der Entjcheidungen des Stabtrathed von Graz und 
ver fteierm. Statthalterei, dad Begehren des Großhändlers Yalob Sy; 
un Rüderftattung einer Marktgebühr von 1 fl. 8 kr., welde ihm für nad) 
Graz eingeführtes Getreite von den Rinienamte abgenommen worten war, 
zurückgewieſen. — Diefe Entfcheidungen ftügen fi auf 8. 11 ber Ge- 
treivemarlt-Ordg. für Graz, welcher verfügt, daß für jedes in die Stadt 
Graz eingeführte Getreive, ob ſolches direct auf den Marktplag geftellt 
oder fonft verfauft oder zum Berkaufe eingelagert wird, die Marktgebühr- 
mit 4 fr. für 100 Kilogramm zu entrichten fei, mit Ausnahme jener Ger 
treidefenvungen, welche von den Producenten felbft oder von anderen Per- 
fonen zum eigenen Verbrauche oder zur Verarbeitung bezogen oder welde 
zum Zranfit beftimmt find, 

Der Beichwerteführer erklärt ansprüdlich, Teine diefer Ausnahmen 
für fih in Anſpruch zu nehmen, er behauptet aber, daß die Einhebung 
diefer Gebühr und bezw. die Beftimmung des 8. 11 der mit dem Statth.- 
Erlaſſe vom 17. November 1879, 3. 16000 genehmigten Gemeinte- 
markt-Orbg., worauf fie beruht, den 88. 69 und 70 ter Gew. Orbg. 
wiberftreite und daher ungefeßlich fei und daß dieſe Gebühr, foferne fie 
von einem nicht auf den Marktplatz gebrachten Getreide gefordert wird, 
fi nicht al8 eine Marktgebühr, fonvdern als eine Steuer barftelle, welche 
nur auf Grund eines Landesgefeges erhoben werben dürfe. 

Dagegen wirb in ber Gegenſchrift der mitbelangten Gemeinde im 
Weſen geltend gemacht, daß die Ueberwadhung ' des Getreivehandeld auch 
dann, wenn das ©etreide nicht auf dem Markiplage felbft feilgeboten wirb, 
Berwaltungstoften vernrfache und im Sinne der Gewerbeordnung ein Recht 
zur Einhebung von Gebühren begründe, ſowie daß ber Begriff des Marktes 
nicht auf den Getreidemarktplatz befchränft, fondern auf das ganze Gebiet 
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der Stadt Graz außzubehnen jei, was aud von Seite des k. k. Min. 
bes Innern, weldes die fraglihe Beſtimmung der Getreidemarktorbnung 
für zuläffig erklärte, anerfannt worden ſei. 

Da vom Beichwerbeführer felbft die Uebereinftimmung ber ange- 
fohtenen Entfheidungen mit der Grazer Getreidemarktordnung zugegeben 
und nur tie Geſetzmäßigkeit des 8. 11 der Getreidemarkt⸗Ordg., in 
weldem die Einhebung der flreitigen Dlarktgebühr angeordnet wird, be 
firitten wird, fo war auch vom B. ©. Hofe nur diefe leßtere Frage im 
Sinne des 8. 8 des Gef. vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 
Nr. 36 der Prüfung zu unterziehen. 

In diefer Richtung bat fi aus den vorliegenden Berhandlungsacten, 
insbefondere aus der Gegenſchrift, welche das E. f. Min. des Innern am 
10. Yuli 1878 unter 3. 8861 (de präs. 30. Juli 1878, 3. 1246 
V. ©. 9.) über eine frühere fpäter zurüdgezogene Beſchwerde der Stadt 
Graz (wegen eines Ausſpruchs des Minifteriumsd über die Einhebung von 
Marktgebühren für Getreide) erftattet hatte, wie auch aus den Ausführungen 
des Vertreters des genannten Minifteriums bei ver d. m. Verhandlung 
ergeben, daß das E. k. Min. des Innern die fragliche Beftimmung ver 
Grazer Getreidemarktordnung turd die 88. 69 und 70 ber Gew. Orbg. 
vom 20. December 1859, R. ©. B. Nr. 227 gerechtfertigt hält. Diefe 
Anſchauung, welde aud in der Über die gegenwärtige Befchwerde von der 
Gemeinde Graz erftatteten Gegenſchrift vertreten wird, wurde jedody vom 
B. ©. Hofe nicht begründet gefunden, weil nad) den cit. Paragraphen ber 
Gewerbeordnung der Marktverkehr von den Gemeinden und bezw. durch 
Beſtimmungen der Marktordnung mit feinen anderen, als folhen Abgaben 
belegt werden barf, welche eine Bergütung für den überlaflenen Raum, 
den Gebrauch von Buden und Geräthſchaften und für andere, mit ber 
Abhaltung ded Marktes verbundene Auslagen bilden und weil der Begriff 
des Marktes weder über die zu deſſen Abhaltung beftimmten Pläge hinaus 
auf Das ganze Gemeintegebiet ausgedehnt, noch ein außerhalb jener Pläge 
ſtattfindender Verkauf unter den Marltverlehr ſubſummirt werben funn. 

Auch die Hinweifung der Gemeinde auf die Auslagen, melde ihr 
durch die Ueberwachung des außerhalb des Marktplatzes betriebenen Ges 
treivehandeld erwachſen, kann al8 ein zutreffendes Argument für die Ge- 
jegmäßigteit der in Frage ſtehenden Gebühr nicht betrachtet werden, weil 
bie Lebensmittelpolizei und die Auffiht auf Maß und Gewicht zu den 
Aufgaben der Gemeinde gehört, deren Koften nach den Beftimmungen der 
Gemeindeordnung ‘zu bebeden find (Art. V, 4 des Gef. vom 5. März 
1862, 8. ©. B. Nr. 18, und 8. 37, 3 c der Gem. Ordg. für 
Oraz vom 8. December 1869, 2. ©. B. Nr. 47). 

Es kann fi daher nur um die Frage handeln, ob die Einhebung 
biefer Gebühr etwa in einem anderen Rechtötitel begründet fei und ob fie 
insbefonvdere, wie von dem Vertreter der Gemeinde Graz in ber d. m. 
Verhandlung behauptet wurde, zu jenen Abgaben gehöre, welche zur Zeit 
der Einführung der gegenwärtigen Gemeindegefeßgebung zu Recht beftanden, 
weldhe daher auf Grund des $. 95 der prov. Gem. Ordg. für Graz 
vom 27. April 1850, 8, ©. B. Nr. 58, des Art. XV, Abſ. 4 des 
Gef. vom 5. März 1862, R. ©. 3. Nr. 18, und des 8. 47, Hit. i, 
Abf. 2 der gegenwärtig geltenden Gem. Ordg. für Graz vom 3. Des 
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cember 1869, L. ©. B. Nr. 47 als aufrecht beftehend zu betrachten find 
und welche nach den cit. Beflimmungen der Grazer Gemeindeordnung von 
dem Gemeinderathe im eigenen Wirkungskreiſe auf das Doppelte ihres biß- 
berigen Ausmaßes erhöht werden fünnen. 

Aus diefem Geſichtspunkte ift jedoch die Zuläfftgkeit der fraglichen 
Gebühr von den entfcheidenden Verwaltungsbehörden weder ber Erlafjung 
der Marktordnung, nody bei Fällung der angefochtenen Entjcheibung ge- 
prüft worden. Aus den Ücten ergibt fi wohl, daß Ähnliche Gebühren 
in Graz früher eingehoben wurden, auf welche: aud in den Verhandlungen 
über die Erlaffung der Marktordnung hingewieſen wird, ohne daß jedoch 
von Seite der Behörden, welche die Angelegenheit lebigli aus dem Stand- 
punkte der Gewerbeordnung beurtbeilten, darauf näher eingegangen wurde. 

Bon den älteren Vorſchriften lag dem V. ©. Hofe nur. ein Hof- 
Tanzleidecret vom 27. Juni 1844, 3. 6630 an das fteierm. Gubernium 
vor, in welchem aus Anlaß der Aufhebung des in Graz beftandenen Ge⸗ 
treidemeſſeramtes ausgeſprochen wurde: „Daß die Getreidemarktgebühr von 
ik. C. M. pr. Meten in diefer Eigenfchaft aufzuhören und nur pro« 
viſoriſch als Marltſtandgeld bis zur Regulirung desfelben fortzubeftehen, 
dagegen aber das bisher noch insbeſondere eingehobene Standgeld von 
jedem Geireivewagen aufzuhören habe.“ — Ferner wurde vom Bertreter 
der Stadtgemeinde Graz bei ter ö. m. Verhandlung ein Driginuldecret 
des einftigen Kreisamtes Graz vom 27. Augnft 1833, 3. 14819 vorge» 
wiefen, aus welchem hervorgeht, daß damals für alle8 Getreide, welches 
auf dem Marktplatze oder an anderen Orten der Stadt und innerhalb 
eines Umfreifes von drei Meilen gefauft wurde, eine Getreideabmeßgebühr 
zu entrichten war. — Auch ergibt fih aus dem Befchluffe des Grazer 
Gemeinderathe8 vom 17. Yuni 1876, wemit er die Aufhebung der Be: 
timmung, „baß alles innerhalb eined Umfreifes von drei Meilen von Graz 
gelaufte Getreide, die Marltſtandgebühr zu zahlen habe,“ beichloß, daß der 
Gemeinderath dieſe Beftimmung als bis dahin zu Recht beftchend be- 
trachtete. 

Durch dieſe Daten vermochte jedoch der V. G. Hof den Rechtstitel, 
Beſtand und Umfang der vor Einführung der neuen Marktordnung einge⸗ 
hobenen Gebühren nicht hinreichend Mar geſtellt zu finden, um beurtheilen 
zu können, ob es ſich im vorliegenden Yale um eine nach 8. 47, lit. i 
der Gemeindeordnung für Graz zu Recht beftehende oder um eine weſentlich 
neue Abgabe handle, deren Einführung nad dem Landesgefege vom 17. De⸗ 
cember 1874, 8. ©. B. ex 1875 Nr. 3 nur auf Grund eines a. h. 
genehmigten Landtagsbeſchluſſes hätte erfolgen Können. 

Da fonad zur meritorifchen Entjcheidung über die Zuläffigleit der 
fraglichen Gebühr aus bem angebeuteten Geſichtspunkte eine Ergänzung 
bes Thatbeftandes in weſentlichen Punkten erforberli ift, mußte die an« 
gefochtene Entjcheidung nach $. 6 des Gef. vom 22. October 1875 wegen 
mangelhaften Berfahrend aufgehoben werben. 
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Ar. 1127. 


1. Berpflihtung der Stadtgemeinde Brünn zur Beiftellung einer Unter: 

kunft für bie k. k. Landwehr dafelbft. — 2. Die Zuläffigkeit des Anſpruches 

einer Semeinde an das Land zur Zragung ber Koften der Einquartierungs: 

laft ändert Nichts an der die einzelne Gemeinde nad) $. 13 des Einquar⸗ 

tierungsgefeßes vom 11. Juni 1879 unbedingt treffenden Pfliht zur Bei: 
ftelung des Raturalquartiers. 


Ertenntnig vom 235. Inni 1881, 3. 1117. 


Der E. 1. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Gemeinberathes 
der Landeshauptſtadt Brünn ca. Min. für Landesvertheidigung anläßlich 
der Entiheidung desjelben vom 11. Yänner 1881, 3. 17258, betreffend 
die Beiftellung einer Unterkunft für die E. k. Landwehr in Brünn, nad) 
burchgeführter 8. m. Berbandlung und Anhörung des Adv. Dr. Auguſt 
Wenzliczke, fowie des k. k. Sectionsrathed Georg Sonderleittner, zu Recht 
erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als niht begründet abgemiefen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Nachdem der Gemeinderath ter Tandeshauptftadt Brünn ber von 
Seite des dortigen k. I, Landwehrbataillons⸗Commando ergangenen Auf» 
forderung, eine geeignete Unterkunft für das k. k. 13. Landwehrbataillon 
beizuftellen, nicht entjprochen hatte, wurde berfelbe mit dem Erlaſſe der 
f. k. mähr. Statthalterei vom 21. October 1830, 3. 19442 unter Mite 
theilung des Bedarfsausweiſes augewiefen, diefe Unterkunft vom 1. Februar 
1881 an beizuftellen. Zugleich wurde demjelben bedeutet, daß es der Ge⸗ 
meinde Brünn im Einne des $. 23 des Einquartierungsgef. vom 11. Juni 
1879, R. ©. B. Wr. 93 freiftehe, megen Vertheilung der Einquartierungs- 
laft fih an die Randeövertretung zu wenden. 

Das k. k. Min. für Lanvesvertheidigung hat mit der angefochtenen 
Entſcheidung vom 11. Jänner 1881, 3. 17258 dem dagegen eingebrachten 
Kecurfe des genannten Gemeinderathes keine Folge gegeben, weil das Ein- 
quartierungsgefeg die Gemeinde Brünn zur Beiftellung der für die k. k. 
Landwehr in Brünn erforderliden und normirten Unterkunft thatfächlich 
verpflichte. 

Die vorliegende Beſchwerde des Brünner Gemeinderathes behauptet, 
daß der Gemeinde Brünn biefe Berpflichtung gefeglih nicht auferlegt 
werden könne, weil fhon vor Wirlſamkeit des Einguartierungsgefeged vom 
11. Juni 1879 zwiſchen dem Militärärar und einer Privatperjon über 
bie Bequartierung dieſes Laudwehrbataillons ein Miethvertrag von mehr- 
jähriger Dauer gefchlofien worden fei, nad) Art. 3 des bezogenen Geſ. 
aber die wegen Beiftellung von Militärunterlünften von Militärbehörden, 
Gemeinden, Landesvertretungen oder Privatperfonen abgefchloffenen und 
noch rechtswirkſamen Berträge durch dieſes Gefetz nicht berührt werben, 
dann weil mit Rüdficht darauf, daß die Organifation der Landwehr auf 
ter Eintheilung des Landes in Bezirke beruhe, Naturalleiftungen für 
vie Landwehr nit von einer einzelnen Gemeinde, fondern von jänmtlihen 
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Gemeinden des Bataillonsbezirfes getragen werben follen, und weil nad) 
ver, einen Beftandtheil des Gef. vom 1. Yuli 1872, R. ©. B. Nr. 93 
bildenden Ueberſicht nicht Brünn, jondern Eibenſchitz ber Standort des 
13. Landwehrbataillonscadres ift. 

Keiner der Anfechtungsgründe erfcheint jedech als zutreffend. — Die 
Berufung auf den Miethvertrag erfcheint nicht am Plate, weil nad ben 
vom f. I, Min. für Landesvertheidigung gelieferten Nachweiſen ein folder 
Miethvertrag nicht weiter zu Recht befteht. Ebenſowenig erjcheint es zu⸗ 
Jäſſig, aus der Organifirung der Landwehr die in der Bejchwerde verfuchte 
Bolgerung bezüglih der Naturalquartierpflichtigfeit zu ziehen, da 
eine folde nicht im Einflange mit dem Einquartierungsgefege vom 11. Juni 
1879, R. ©. B. Nr. 93 fteht. Die Beſchwerde verwechſelt in dieſer 
Beziehung die die einzelne Gemeinde nah $. 13 des eben cit. Eins 
quartierungsgef. unbedingt treffende Pflicht zur Beiſtellung des Natural: 
quartierd mit der Beftimmung tes 8. 23 vesfelben Geſ., welche ledig: 
lich die Tragung der Koften der Einquartierungslaft zum Gegenftande bat. 
Den Anſprüchen der Gemeinde aus dem $. 23 präjubicirt aber die an⸗ 
gefochtene Entfcheitung in feiner Richtung. | 

Infoferne Brünn als rechtmäßiger Standort des 13. Landwehr- 
bataillons beftritten werben will, fo ift mit Hinweis auf bie 88. 9 und 
10 des Gef. vom 1. Juli 1872, R. ©. B. Nr. 93 zu bemerken, daß 
in ben im Jahre 1876 erlaffenen Organifirungsbeftimmungen für die k. k. 
Landwehr Brünn als folder aufgeführt erfheint und daß die Beſtimmung 
diefes Standorte8 auf der a. h. Entfchließung vom 21. Yuli 1876 beruht, 
daher auch der hinſichtlich der Legalität des Standortes erhobene Einwand 
unftihhältig iſt. 

Da ſonach die angefochtene Entfcheivung des k. k. Min, für Landes» 
vertheidigung vom 11. Jänner 1881, 3. 17258 eine Geſetzwidrigkeit nicht 
enthält, mußte die vorliegende Beſchwerde als geſetzlich ungegründet abge- 
wiejen werben. Ä 


Ar. 1128. 


Rechtsoſatz wie in Nr. 245 und 541. 
Erfenntniß vom 28. Iuni 1881, 3. 1122. 


Der U E38 ©. Hof hat Über die Befchwerde der Ehegatten 
Dr. Joachim Kleinberg und Gabriele Kleinberg ca. Entſcheidung des k. k. 
Finanz Min. vom 29. November 1880, 3. 24573, betreffend die Ge- 
bührenbemefiung von Ehepacten, nad durchgeführter 3. m. Berhandlung, 
zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als gefeglich nicht begründet zu- 
rüdgewiejen.**) 


‚_ .*) Siehe Entibeibungsgriinde bei Nr. 245 (Band II, Jahrgang 1878) und 
dei Nr. 541 (Band III, Jahrgang 1879). 





280 Nr. 1129. — Erf. v. 28. Yuni 1851, 3. 1054. 


Ar. 1129. 


Bann Faufmännifche Correſpondenzen dem Rechnungsftempel unterliegen. *) 
Erkenntniß vom 28. Juni 1881, 3. 1054 


Der i.t. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Joſef Zimmer: 
mann, Weingroßhändlers in Innsbrud, ca. Entfcheibung des k. k. Yinanz- 
Min vom 7. Jänner 1881, 3. 86951 ex 1880, betreffend die erhöhte 
Stempelgebühr für eine im Texte einer Taufmännifchen Correſpondenz aufs 
genommene Rechnung, nach burdhgeführter 8. m. Verhandlung und An- 
hörung des Adv. Dr. Richard Hueber, fowie des k. k. Min. Bice-Gecr. 
Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als im Geſetze nicht gegründet ab- 
gewiejen. — Der Bejchwerveführer bat dem k. k. Finanz 
minifterium an Roften des Verfahrens den Betrag von ö fl. 
binnen 14 Tagen nad Zuftellung des Erkenntniſſes zu be— 
zahlen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Zufolge der Apminiftrativacten wurde eine aus dem Gefchäfte bes 
Befchwerbeführers Joſef Zimmermann, Weingroßhändlers in Innsbruchk, 
berrührende, an Joſef Heiß in Mög apreifirte ungeftempelte kaufmänniſche 
Correfpondenz dto. Innsbrud 20. Februar 1880, in weldher vom erfleren 
dem letteren befannt gegeben wird, daß deſſen Auftrag auf ein Faß 
Branntwein beftens in Ausführung gebradt worden ift, daher dem 
Horeflaten im Anfchlaffe billigfte Rechnung Überreiht, um deren gefällige 
Gutſchrift im Betrage pr. 127 fl. 71 kr. die Bitte geftellt wird, vom 
k. k. Steueramte Innsbrud am 13. Zuli 1880, 3. 235 im Örunde ber 
88. 19 und 20 des Geſ. vom 8. März 1876, R. ©. B. Nr. 26, 
Zarifpoft 83 B 2 der Bemefjung der entfallenden einfachen Gebühr 
pr. 5 fr. und der erhöhten Gebühr pr. 2 fl. 45 fr., zufammen 2 fl. 50 fr. 
unterzogen, und wurde der dagegen vom Beſchwerdeführer eingebradhte 
Recurs ſowohl von der Finanzlandespirection in Innsbrud am 12. Auguft 
1880, 3. 8416, als aud vom k. f. Yinanz- Min. am 7. Yänner 1881, 
3. 36951 ex 1880 gleihfall8 unter Hinweifung auf die oben bei der 
Gebührenvorſchreibung bezogenen Geſetzesbeſtimmungen abgewiefen, melde 
letztere Entſcheidung vom Befchwerdeführer angefochten wird. 

Nachdem in der fraglichen, aus dem Gefchäfte des Befchwerdeführers 
herrührenden faufmännifchen Correſpondenz unzweifelhaft eine Aufzeichnung 
enthalten ift, derzufolge vemfelben aus einem Geſchäfte über einen Gegen⸗ 
ftand feines Gewerbebetriebe, refp. aus der Ausführung eine8 vom 
Adreſſaten 3. Heiß erhaltenen Kaufantrages, betreffend ein Faß Brannt⸗ 
wein, wider leßteren eine beftimmte Saufpreiöforderung pr. 127 fl. 71. 
entftanden ift, um deren Gutjchrift mit derſelben Correfponvenz gebeten 
wird, muß diefelbe ohne weiterd als eine faufmännifche Rechnung ange- 


*) Bergl. auch Erlenntniß in Nr. 722 (Band IV, Jahrgang 1880). 





\ 


Nr. 1130. — Erk. v. 23, Juni 1881, 3. 1108. 281 


fehen werben, welche im Texte der bezogenen faufmännifchen Correfponvenz 
enthalten, die Berpflichtung zur Zahlung ber gejeglihen Gebühr pr. 5 fr. 
begrünbete. 

Der Einwand, daß in ber bezüglichen Correfponbenz bei ben Kaufe 
preisbetrage bes Faßes Branntwein pr. 127 fl. 71 kr. weder bie ©attung 
und Menge der Waare, noch aud der Einheitspreiß bezeichnet erjcheint, 
ift irrelevant, indem das Geſetz derlei Requifite für eine faufmännifche 
Rechnung, um deren Gebührenpfliht zu begründen, nicht vworfchreibt, 
fowie and der Beiſatz in ber Correſpondenz, „daß im Anſchluſſe 
die Rechnung Üüberreiht wird,“ die Befreiung von der Stempelgebühr 
für die in Rebe ftehende kaufmänniſche Correfpondenz zu begründen nicht 
vermöchte, als ja dann dieſe kaufmänniſche Rechnung nad) $. 19 des Gef. 
vom 8. März 1876, R. ©. B. Nr. 26 in Abjchrift derfelben Gebühr 
unterliegt, wie das Original. 

Es vermag daher auch die — Übrigens im Adminiſtrativverfahren 
vom Bejchwerteführer gar nicht vorgebrachte — Behauptung, daß verjelbe 
eine befonvdere Rechnung zu ber beanftändeten kaufmännifchen Correfpon- 
benz beigefchloffen habe, von der Entrihtung der bemefienen Stempel: 
gebühr nicht zu befreien und mußte daher deſſen Beſchwerde als im Gefege 
nicht begrüntet abgewiejen werben, 

Die Auferlegung der Koften des Verfahrens beruht auf $. 40 des 
Gel. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36. 


Ur. 1150. 


Die Verpachtung eines Gewerbes unterliegt ber Einfommenfteuer L Claſſe. 
Erfenntniß vom 28. Juni 1881, 3. 1108. 


Der k. 1. V. ©. Hof hat Über die Befchwerbe der Nothburga Hör⸗ 
mann aus Bozen ca. Entſcheidung der f. k. Fin.-Lanbesbirection in 
Innsbruck vom 11. Jänner 1881, 3. 11882, betreffend die Einkommen⸗ 
fteuer für das Jahr 1880 von der Berpachtung des Schanl- und Reſtau⸗ 
rationsgewerbes, nach burchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung 
des f. k. Min.-Bice-Secr. Johann Kolaczy, zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurüdgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Beſchwerdeführerin hat am 25. April 1879 dem Magiſtrate 
in Bozen als der Öewerbsbehörde angezeigt, daß fie ihr Gaft« und Schank⸗ 
gewerbe im Haufe Nr. 2, Spitalgaffe in Bozen an Joſef Pillou ver- 
pachtet habe, welche Anzeige genehmigend zur Kenntniß genommen wurde. 

Im Belenntniffe für das Jahr 1880 hat fie die Einnahme aus 
biefem Gewerbe für das Jahr 1879 mit 533 fl. 84 fr. angegeben, zu 
Protokoll vom 22. September 1880 aber erflärt, daß fie das Wirths- 
gewerbe an Pillen gegen den jährlichen Betrag von 800 fl. verpachtet 
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babe, wovon 500 fl. für die Wohnung und Localitäten und 300 fl. für 
das Gewerbe und Einrichtung entfallen. 

Bon diefen 300 fl. wurde der Beichwerbeführerin die Einfommen- 
fteuer nach der I, Claſſe für das Jahr 1880 bemefien und mit der an- 
gefochtenen Entfheidung aufredterhalten, weil bier neben einem Mieth- 
auch ein Pachtverhältniß befteht, nah $. 4 des Einkommenfteuerpatentes 
vom 239. Dctober 1849, R. ©. B. Nr. 439, das Einlommen von den 
der Erwerbfteuer unterworfenen Ermwerbögattungen der Einfommenftener 
I. Claſſe unterliegt und ber Pachtzins in jedem Falle das Einkommen von 
der erwerbfteuerpflichtigen Unternehmung if. 

Angefihts des orbnungsmäßig erhobenen und actenmäßig angenom- 
menen Thatbeftandes ift die angefochtene Entſcheidung geſetzlich gerecht. 
fertigt. — Nah dem austrüdlihen Wortlaute des 8. 4 des Einfommen- 
fteuerpatente8 unterliegt in der. Claſſe rer Einfommenfteuer das Einkommen 
von den der Erwerbfteuer unterworfenen Erwerbsgattungen, 
wozu ferners zu rechnen ift ber Gewinn, den tie Pächter von Pad 
tungen beziehen. 

Da es unzweifelhaft iſt, daß das Ccant- und Gaſthausgewerbe 
eine der Erwerbſteuer unterworfene Erwerbögattung ift und deſſen Ver⸗ 
pachtung nah 8. 58 der Gew. Ordg. gegen Genehmigung ter Behörte 
zuläffig ift, fo ift e8 evident, daß nad) der bezogenen Beſtimmung des Ein- 
tommenfteuerpatente® das Einlommen, weldes der Verpächter aus dem 
Ertrage eine® folhen, wenn aud vom Pächter betriebenen Gewerbes be 
zieht und als weldes fi der Pachtzins für das verpachtete Gewerbe 
fammt Einrihtung darftellt, nad der I. Claſſe der Einfommenfteuer unter: 
liegt, anderſeits aber auch der Pächter in derſelben Claſſe bezüglich des 
von ihm erzielten Gewinnes aus dem gepachteten und von ihm betriebenen 
Gewerbe der Beftenerung zu unterziehen ift. 

Da im vorliegenden Falle das Einkommen aus der Verpachtung des 
Gewerbed nah dem von der Befchwerbeführerin felbft angegebenen Be- 
trage als Beflenerungsgrundlage angenommen worden ift und für bie 
Wohnung des Pächters und die Gafthauslocalitäten den Betrag von 500 fl. 
als von der Grundſteuer getroffen, in dem von der Beſchwerdeführerin 
ebeufalls felbft veranſchlagten Betrage als Miethzius behandelt wurde und 
bei der Einfommenftenerbemeflung außer Betracht blieb, jo war der B. ©. 
Hof bemäffigt, die Beſchwerde ald unbegründet zurüdzumeifen, zumal im 
abminiftrativen Iuflanzenzuge nur die Steuerpflicht dieſes Einkommens 
angefochten worden ift. 
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Ur. 1131. 


Die im $.12 des galiz. Straßengefepes vorgefehene Goncurrenz zur Straßen: 
berftelung findet auf Stege, aud wenn folde dem öffentliden Verkehre 
. gewidmet find, Feine Anwendung. 


Erkenntniß vom 30. Iuni 1881, 3. 1072. 


Dei. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde ver KRofalia Gräfin 
Zamojsla ca. Entſcheidung des galiz. Landesausſchuſſes vom 15. October 
1880, 3. 38535, betreffend die dem Gutsgebiete in Ohladow auferlegte 
Berpflihtung zur unentgeltlichen Lieferung des für einen von Ohladow 
nah Babin führenden Fußſteig erforderlihen Holzmateriales, nach durch⸗ 
geführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Wolsfi, fowie 
des Adv. Dr. Raczyasli, des leteren in Bertretung des belangten Landes⸗ 
ausſchuſſes, zu Recht erkannt: 

„Die angefodhtene Entfheidung wird als im Gefege nidt 
gegründet aufgehoben.” 


Entfcheidungsgründe. 


Nach 8. 12 des galiz. Straßengef. vom 18. Auguft 1866, L. G. B. ex 
1867 Nr. 15 ift das Gutögebiet verpflichtet, das erforderliche Holzmaterial 
zur Herſtellung und Erhaltung der Gemeinveflraßen zu verfchaffen. — 
Gemeindeftraßen find bie innerhalb ber Grenzen der Gemeinte und des 
Gutsgebietes dem öffentlichen Verkehre gewitmeten ... . . Straßen 
(8. 4 des cit. Geſetzes). Für die Eigenfchaft einer Communication als 
einer Gemeindeſtraße ift ſonach „der öffentliche Verkehr” nicht das allein 
harakteriftiihe Moment, fondern auch und insbefondere die thatjächliche 
Borausfegung, daß fie wirklich eine Straße, ein Weg (droga) fei. 

Daß die von Ohladow nah Babin über den Sumpf „Duchaczwa“ 
führenden Holzftege e8 nicht find, ergibt fi aus der Benennung „Steg“, 
noh mehr aber aus dem Inhalte der durchgeführten Adminiſtrativverhand⸗ 
lung, wo von ber zwifhen Ohladow und Babin führenden „Straße“ ale 
einziger Bffentlicher Communication im ©egenfage zu ten neben der- 
jelben an zwei Stellen führenden „Stegen“ gejprochen wird. Aber aud 
wenn tiefe Stege den im $. 5 des cit. Geſetzes taratio und nicht demon⸗ 
ftrativ aufgezählten Theilen der Straße, d. i. den „Brücken“, „Ueber- 
fuhren" und „Kunftbauten“, was fie nah Begriff und Sinn der Worte 
nicht find, beigezählt werden wollten, fo find fie auch dann nicht einer 
Gemeindeftraße gleich zu behandeln, weil fie nicht im Zuge einer foldhen 
fih befinden, vielmehr nad Inhalt der an Ort und Stelle gepflogenen 
Erhebungen von der „Straße“ an einzelnen Punkten ſogar bis 30 Klafter 
weit entfernt liegen. 

Die mit der angefochtenen Entſcheidung ausgefprochene Verpflichtung 
be8 Gutsgebietes, zur Herftellung dieſer Stege das erforberlide Holz: 
material zu liefern, ift daher in dem bezogenen Straßengefjege nicht be= 
gründet und mußte Daher bie angefochtene Entjheidung aufgehoben werben. 
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Ar. 1132. 


Zu $$. 10 und 63 der Gem. Ordg. für Tirol, betreffend die Theilnahme 
an den Gemeindenutzungen. 


Erkenntniß vom 30. uni 1881, 3. 1148. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beichwerbe der Gemeinde Bat- 
taro ca, Entjcheibung bes tirol. Kandesausfhufjes vom 4. Yebruar 1881, 
3. 1350, betreffend den Anfprud des Dominik Zamboni auf Theilnahme 
an den Gemeindenugungen von Vattaro, nach burchgeführter d. m. Ber- 
handlung und Anhörung des Adv. Dr. Theodor Mopreiner zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als ungegründet abgewiefen.“ 


Entfceidungsgründe. 


Es ift unbeftritten,, daß Dominik Zamboni ein Auswärtiger der 
Gemeinde Battaro im Sinne des $. 7 lit. d, Alinea 2 der Gem. Orbg. 
vom 9. Jänner 1866 und daß er Beliger des Hofes Fucine tft; auch 
ift die Angabe der Gemeinde, daß ein Theil diefes Hofe mit 1 Jod 
949 [ ]Rlafter, worauf fih das Wohngebäute befindet, innerhalb der Ge⸗ 
meindegemarkung von Bofentino, der übrige Theil mit 6 Joh 614[_]Klafter 
aber innerhalb jener von Vattaro ſich befindet, nicht weiter angefochten. 

Nah 8. 10 der Gem. Ordg. liegt der Titel für den Anfprud 
eined Auswärtigen auf die Rechte und Vortheile einer beflimmten Ge: 
meinde in feinem innerhalb der Gemarkung derfelben gelegenen verfteuerten 
Realbefige oder in ber felbfiftändigen Ausübung eines verfteuerten Er- 
werbes oder Gewerbes daſelbſt. Diefer Anfpruc erhält, infoweit es fi um 
bie Nugung vom Gemeindegute handelt, nah 8. 63 der Gem. Ordg. feine 
nähere Beſtimmung durch die giltige Uebung und erleidet durch jelben eine 
grundfägliche Beſchränkung in der Richtung, daß — infoferne nicht ſpe⸗ 
ciele Rechtstitel Ausnahmen begründen — der Nutungsbezug ven Haus 
und Gutsbedarf nicht überfchreiten darf. Ein fpecieller Rechtstitel, welcher 
einen ausnahmsweiſen Bezugsanfpruch begründen würde, ift nicht dargethan. 

Was die Uebung nad $. 63 betrifft, jo hat eine Conftatirung 
darüber, wie es im Allgemeinen mit den Gemeindenutzungen von Vattaro 
gehalten wurde, dann darüber, ob, wie die Gemeinde Battaro behauptet, 
bie Hebung im Allgemeinen dahin gebt, daß Nugungen aus ihrem Ge- 
meindegute außerhalb der Gemarkung ver Gemeinde nicht genofjen werben 
bärfen, endlich welche Hebung hinſichtlich des Maßes der Gemeindenutzungs⸗ 
bezüge beſteht, nicht ſtattgefunden. Es iſt nur die Thatſache erhoben 
worden, daß die Familie Rizzi, deren Mitglieder durch eine lange Reihe 
von Jahren den Hof Fucine in Beſtand hatten, Gemeindenutzungen der 
Gemeinde Vattaro bezogen. 

Es kann aber auch heute noch nicht als zweifellos angeſehen werden, 
ob die Mitglieder der Familie Rizzi wegen des Umſtandes, daß ein Theil 
des Hofes Fucine in der Gemarkung der Gemeinde Vattaro liegt ober 
wegen ihrer perjünlichen Angehörigkeit und ihres eigenen Befiges in Vat⸗ 
taro Nugungen vom Gemeindegute von Battaro bezogen; und kann fomit 
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die Annahme Seitens bes Landesausfchufles, Daß der erftere Umſtand maß- 
gebend geweſen fei, nicht als ein als unrichtig erwiejener angefehen werben. 

Dei diefem Sachverhalte, wo weder beſondere Rechtstitel vorliegen, 
noch eine die grundfäglichen Anordnungen des Geſetzes über das Gemeinde. 


nugungsbezugsrecht näher beftimmende Uebung erhoben ift, können nur die 


grundfäglichen Anorbnungen des Geſetzes zur Richtſchnur genommen und 
es muß daher beim Beftande der SS. 10 und 63 der Gem. Orbg. bie 
angefochtene Entſcheidung dahin verflanden werden, daß dem Dominif 
Zumboni als Befiger von in der Gemarkung von Battaro liegenden ver- 
fleuerten Realitäten ein Anfprud auf die Gemeindenugungen von Battaro 
gleih den Gemeinveglievern von Battaro, jedoch — da er ein Haus in 
Vattaro nicht befigt — nur infoweit gebühre, als es fi um bie Dedung 
des Gutsbedarfes der innerhalb der Gemeindemartung von 
Battaro liegenden Gründe des Hofes Fucine handelt. 

Bei diefer in den Beftimmungen ver Gemeindeorbnung begründeten 
Begrenzung der Tragweite der angefochtenen Entſcheidung konnte in der⸗ 
. jelben eine Gefegwibrigfeit nicht erblidt und mußte daher die Beſchwerde 
ald im Gefege nicht begründet abgewiefen werden. 


Ar. 1133. | 


Der Patron, welder aud Mitglied einer Schulgemeinde ift, hat aus bei: 
| den Titeln zu den Schulbaufoften zu concurriren. 


Erfenntniß vom 1. Iuli 1881, 3. 1107. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Bauline Frei⸗ 
frau v. Suttner ca. Entſcheidung des k. f. Din. für Eultus und Unter- 
right vom 31. October 1880, 3. 1866, betreffend die Auftheilung ber 
Koften für den Schulerweiterungsbau in Stodern, nah burdgeführter 
5. m. Verhantlung und Anhörung tes Adv. Dr. Emanuel Pid, des k. k. 
Min. Bice-Seer. Grafen Baillet-Tatour, dann des in Vertretung des mit⸗ 
betheiligten Drtsjchulratyes Stodern erfchienenen Adv. Dr. Robert Pattai, 
zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als ungegründet abgewiefen. — 
Die Bejhwerbeführerin bat an Koften des Verfahrens vor dem 
DB. ©. Hofe tem belangten Minifterium für Eultus und Unter- 
richt 15 fl., dem mitbetheiligten Ortsſchulrathe Stodern 30 fl. 
binnen 14 Tagen unter Erecutionsftrenge zu erfegen.“ 


Entſcheidungsgrüude. 


Die Beſchwerdeführerin verlangt: 1) die Freilaſſung von dem Bei- 
trage, welcher fie als Steuerträgerin in ber Schulgemeinde trifft; 2) bie 
Theilnahme an jener Subvention pr. 700 fl., welde ber Landesausſchuß 
aus Landesmitteln der Schulgemeinde Stodern als Subvention zum Schul- 
bausbaue bewilligt hat, daher fie ald Schulpatronin den vierten Theil nur 
des nad Abzug jener 700 fl. verbleibenden Bauaufwandes beizutragen 
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bereit ift und in ber Abverlangung des Vierteld der gefammten Baufoften, 
ohne Abrechnung jener 700 fl., eine Ungefeglichleit fieht. 

Beide Beſchwerdepunkte find nicht haltbar, wie fih aus Nachftehen- 
dem ergibt: Ad 1. Echulpatronat und Gemeindemitgliedſchaft find ganz 
verfchiedene, von einander unabhängige Verhältniſſe. Dan Tann, fer es 
aus dem Geſetze oder aus einem anderen Titel, Batron einer Schule fein, 
ohne in der Echulgemeinde eine Steuer zu zahlen, ohne bajelbft Gemeinde» 
mitglied zu fein. Wer hingegen nicht nur Patron, fondern auch Mitglied 
ter Schulgemeinde ift, bat auch die correfpondirenten doppelten Pflichten 
zu erfüllen, die einen als Patron, die anderen als Eingejhulter. — Die 
88. 19 und 20 des nieber-öfterr. Echulconcurrenzgef. vom 12. April 1864, 
L. ©. B. Nr. 6 finden auf ben vorliegenden Wall feine Anwendung, 
fondern behandeln die ans ber früheren Periode vor diefem Landesgeſetze 
herrührenden Verpflichtungen der Patrone; folhe Berpflihtungen flehen 
aber dermal nicht in Frage. 

Ad 2. Was die aus Landesmitteln gewährte Subvention im Be- 
laufe von 700 fl. betrifft, jo ift diefelbe nicht den zur Schulconcurrenz 
Berpflichteten, ſondern ausprüdlih der Schulgemeinpe bewilligt worden, 
worunter der Patren nicht verflanten werten fann, daher leßterer ale 
folder an diefer Subvention nit theilzunehmen hat. 

Die Beſchwerde mußte ſonach als ungegründet abgewiejen werben. 


Ar. 1134. 


Die Ant He für ———— können Im Sinne des $. 35 des Gefeges vom 
7. B. Rr. 50 nur die Pfarrgemeinde und nicht die 

Ortsgemeinde, Wie Fire nad dem Sirdenconcurrenzgefeße für Mä yon 
vom 2. April 1864, R. G. B. Nr. 12 vorgefehen war, — belaften. *) 


Erfenntniß vom 1. Juli 1881, 3. 1073. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Gemeinde Fried- 
rihstorf ca. Min. für Cultus und Unterricht und gegen Franz Ernſt 
Örafen von Harrad wegen ber Entjcheidung ded genannten Miniſteriums 
vom 13. Jänner 1881, 3. 20454, betreffend den Anſpruch der Gemeinde 
Friedrichsdorf auf Beitragsleiftung der Domäne Janowitz zu den kirch⸗ 
lihen Auslagen diefer Gemeinde, nad durchgeführter 8. m. Verhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Hofef Fanderlik, des f. t, Min.-Bice-Secr. 
Grafen Baillet-Latour, fowie des in Vertretung des Miitbelangten, Grafen 
Franz Ernft Harrach erjchienenen Adv. Dr. Ferdinand Schufter, zu Recht 
erfannt: 

„Die Beſchwerde wird ald ungegründet abgewiefen. — Ein 
Erfaß der Koften findet nidt ftatt.“ 


*) Bergl. auch Erkenntniß in Nr. 815 (Band IV, Jahrgang 1880). 
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Entſcheidungsgründe. 


Die Beſchwerde enthält die Behauptung, daß das Kirchenconcur⸗ 
renzgejeg für Mähren vom 2. April 1864, 2. ©. B. Nr. 12 feinem 
ganzen Inhalte nad noch volle Wirkfamkeit habe, weil das im 8. 37 des 
Gef. vom 7. Mai 1874, R. ©. B. Nr. 50, in Ausfiht genommene 
Geſetz, betreffend vie Conftituirung von Pfarrgemeinten noch nicht erlaffen 
wurde, demnach Pfarrgemeinden derzeit noch nicht eriftiren. 

Diefe Annahme kann ale richtig nicht angejehen werten; denn was 
unter Pfarrgemeinden zu verftehen fei, welche Aufgaben dieſe haben und 
wie diefe zu Löfen feien, normiren die 88. 35 und 36 des Gel. vom 
7. Mai 1874, R. ©. 8. Nr. 50. Diefe Geſetzesbeſtimmungen find 
ſolche, daß zu deren fofertiger Wirkfamteit ein neues ſpäteres Geſetz nicht 
erforderlich ift und find dieſelben daher fofort in Wirkſamkeit getreten. 
„Eine Beftätigung dafür liefert überbied der $. 52 des cit. Gefeges, nad 
welhen, injomweit zur Ausführung dieſer Beflimmungen überhaupt Vor- 
ſchriften ſich als nothwendig herausftellen jollten, diefe im Berorbnungswege 
zu erlaflen waren. 

Nah 8. 57 desjelben Gef. können die einzelnen Beftimmungen bes 
mähr. Landesgeſetzes vom 2. April 1864 gegenwärtig nur inſoweit noch 
Geltung haben, als felbe nicht mit dem Inhalte bes vorerwähnten neueren 
Sefeges vom Jahre 1874 im Widerſpruche ftehen. 

Da nun aus den angeführten 88. 35 und 36 bes leßteren Geſetzes 
die Verpflichtung der Pfarrgemeinde, d. i. ver im PBfarrfprengel wohnenden 
Katholiten desſelben Ritus zu kirchlichen Leitungen hervorgeht, während 
in bem Landesgefege vom 2. April 1864 die Ortögemeinde in dieſem 
Gegenſtande ald verpflichtet erfcheint, ift es unzweifelhaft, daß dieſe letztere 
Berpflihtung durch die 88. 35 und 86 befeitigt und an deren Stelle die 
Berbinblichkeit der Pfarrgemeinde getreten ift. 

Nachdem nun die angefochtene Entſcheidung dieſen Normen entfpricht, 
erjcheint diefelbe als gefeglih begründet und mußte die Befchwerde abge- 
wiejen werden. 


Ar. 1135. 


Ein definitiv angefeliter Staatsbeamte erlangt na dem Fail, Patente 
vom 24. April 1859, R. G. B. Rr. 58 die Zuſtuͤndigkeit in der Gemeinde, 
in welder ihm fein ſtändiger Amtsfig angewiefen wird, nit Schon durch 
die Ernennung auf das Amt, fondern m: durch die thatfädhlihe Ueber: 


nahme der mit dem Amte verbundenen Bunctionen.*) 
Erkenntniß vom 2. Iuli 1881, 3. 1138, 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Stadtgemeinde 
Fulnek ca. 8. k. Statthalterei in Brünn, anläßlih der Entſcheidung der⸗ 


*) Bergl. auch Cılenntniß in Nr. 845 (Band IV, Jahrgang 1880). 
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felben vom 10. Februar 1881, 3. 2152, betreffend das Heimathsrecht 
ves 8. E. Finanzwachcommiſſärs Franz Brenn, bezw. feiner Tochter Emma 
und bed unehelihen Sohnes der Letzteren, nad durchgeführter d. m. Ber- 
handlung und Anhörung des Adv. Dr. Siegfried Groß, des k. k. Min.- 
Secr. Julius Sagafler, dann des Adv. Dr. Hugo Friedmann, in Ber- 
tretung der an der Streitfache mitbetheiligten Stadtgemeinde Odrau, zu 
Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird als im Gefege nicht 
begründet nah 8. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, 
R. ©. 3. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Nach 8. 42 des im vorliegenden Falle zur Anwendung gelangenden 
kaiſ. Patentes vom 24. April 1859, R. ©. B. Nr. 58 erlangen definitiv 
angeftellte Stantsbeamte die Zuftändigfeit in der Gemeinde, in welder 
ihre Stelle ihuen den fländigen Aufenthalt anweifl, mit dem Antritte ihrer 
„Dienfiftelle”, alfo da fonft die legteit. Worte ganz überflüffig wären, nicht 
{bon dur die Ernennung auf das Amt, fondern erft durch die thatſäch⸗ 
liche Webernahme ber mit dem Amte verbuntenen Yunctionen. 

Nach diefer ganz Haren gefeglichen Beftimmung bat Yranz Brenn, 
der nach actenmäßigen Angaben bei dem mit 1. Yuli 1860 in YFulnel 
activirten Finanzwachcommiſſariate nie fungirte, da er noch vor biefem 
Beitpunfte durch Krankheit dienftunfähig wurde und wenige Wochen nachher, 
ohne feine Dienftfähigleit wieder erlangt zu haben, verftorben if, die Zu⸗ 
ftändigfeit in der Gemeinde Fulnek nie erworben und folgerichtig andy die 
bi8 dahin nad eben den cit. Gefetesftellen in der Gemeinde Odrau er⸗ 
worbene nie verloren. 

Die Einwendung, daß «8 fih nit um eine neue Dienſtſtelle bes 
Franz Brenn handelte, da nur der Sit des Yinanzwachcommifjariats, bei 
dem derſelbe fungirte, von Odrau nach Fulnek übertragen worden, ift nicht 
ftihhältig, da es bei der Frage nad ber aus einer ämtlichen Stellung 
fih ergebenden Gemeinbeangehdrigfeit offenbar nicht auf die Competenz 
und den Wirkungskreis, fondern auf den Sit der Aemter anlommt und 
daher eine Veränderung auh nur des Amtsfiges allerdings auch eine 
Beränderung in ber Gemeindeangehörigkeit ber Beamten zur Folge haben 
kann. — 

Daß die Gemeindeangehörigkeit des Franz Brenn auch für deſſen 
ehelihe Tochter Emma und deren unehelihen Sohn Franz Hofef Brenn 
maßgebend zu fein hat, erfcheint, da dieſe Ießteren Perfonen ein felbft- 
fländige® Heimathsrecht nicht erworben haben, felbflverftännlih und wurde 
aud in der Verhandlung nicht beftritten. 


Beilage der Juriſtiſchen Blätter, 
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Ar. 1136. 


Rechtsſatz wie in Ar, 554 und 689. 
Erienntniß vom 5. Saft 1881, 3 1137. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde der Direction ber 
öfterr.»fchlef. Bodencrevitanftalt in Troppau ca. Entſcheidung ver E. k. 
Hin.» Direction in Troppau vom 31. Jänner 1881, 3. 13567, betreffend 
die Einkommenftenerbemeflung für das Jahr 1879, nad durchgeführter 
8. m. Berhandlung zu Recht erfannt: 

„Die Befhwerbe wird als unbegründet zurüdgewiefen.“*) 


. Qr. 1137. 


Rechtsſatz wie in Ar. 16. 
Erkenntniß vom 5. Yuli 1881, 3. 1158, 


Der k. 1.3. ©. Hof hat über die Befchwerde der Firma Adolf 
Fleſch, Lederfabrilanten in Brünn, ca. Entfheivung ber mähr. k. k. Fin.- 
Landesdirection vom 14. December 1880, 3. 23933, betreffend die Er⸗ 
werbfteuererhöhung von 157 fl. 50 fr. auf 525 fl., nad durchgeführter 
8. m. Verhandlung zu Hecht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird ale gejeglih nicht begründet zu- 
rüdgewiefen.“**) 


Ar. 1138. 


Stenerpfliht in Anfehung der aus ber Wiener Verforgungsanftalt be: 
gogenen Renten; Haftung für diefe Steuer. ***) 


Erkenntniß vom 5. Juli 1881, 3. 10868. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde der allgemeinen 
Berforgungsanftalt in Wien ca. Entfcheidungen ber k. k. Fin.⸗Landesdirection 
in Brünn vom 8. und 29. November 1880, 3. 18363 und 22867, 
betreffend bie Verpflichtung zur Abfuhr ver Einfommenfteuer, reſp. Haftung 
für diefelbe von den ftehenden Rentenbezügen der Theilnehmer Joſefa 


*, Siebe Entiheibungsgründe bei Nr. 554 (Band III, Jahrgang 1879) und 
bei Nr. 689 (Band IV, Jahrgang 1880). 
**) Siehe Enticheidungsgräünde bei Nr. 16 (Banb I, Jahrgang 1876/77). 
“rr Vergl. auch Erkenntnifle bei Nr. 174 (Band I, Jahrgang 1876/77), bei 
Nr. 264 (Band II, Yahrgang 1878), bei Nr. 689 (Band IV, Jahrgang 1880) und 
bei Nr. 1071. 
Budwinski, 3. G. H. Erkenntniffe. V. 19 
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Schulz und tes Geometerd Franz Hancufel, nah durchgeführter 8. m. 
Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Othmar Keifer, fowie tes Ef. 
Min.-Bic»Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet zurüdgewiefen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Auf Grund der von ber allgemeinen Berforgungsanflalt in Wien im 
Monate Juni 1880 gemachten Anzeige äber tie an Joſefa Schulz feit 
dem Jahre 1871 mit 1050 fl. und an Franz Hanoufel für das Jahr 
1376 mit 525 fl., für das Jahr 1877 mit 1575 fl. und jeit 1878 mit 
2100 fl. zur Auszahlung gelangente ftehende Leibrente und auf rum 
ber von ten Bezugsberechtigten temzufolge abverlangten Einkommensbelennt⸗ 
niffe bat die k. k. Eteueradihiniftration in Brünn von dieſen Rentenbezügen 
bie nach ter II. Claſſe entjallende Einkommenſteuer bemeffen und ver all 
gemeinen Berforgungsanftalt in Wien unter gleichzeitiger Verftändigung ter 
Bezugsberechtigten mit der Aufforderung befannt gegeben, die Steuer famnt 
ben hievon entfallenden Zufchlägen, foweit ſolche fällig ift, gegen Regreß 
bei ter Auszahlung der Renten an tie Brünner Steuercaffe abzuführen, 
Zugleih wurde bie allgemeine Berforgungsanftalt für die Einbringlid- 
machung biefer Steuerbeträge fammt Zufchlägen baftungspflichtig erklärt, 
nachdem fie der im $. 17 ber Vollzugsvorſchrift zum Eintommenfteuer: 
patente vom 11. Yänner 1850, R. ©. B. ex 1850 Nr. 10 ausgeſpro⸗ 
henen Berpflichtung zur Anzeige des fteuerpflichtigen Bezuges an tie Ve— 
mefjungsbehörte nicht rechtzeitig entfprohen bat und auch der im $. 2 
bes Einkommenſteuerpatentes vergefehenen Obliegenheit nicht nachgelor 
men iſt. — . 

Mit ten angefohtenen Entfcheitungen Hat tie f. k. Fin.-Lanoe 
direction den Recurſen der allgemeinen Verjforgungsanftalt feine Folze 
gegeben und nur die Berpflihtung ber allgemeinen Berforgungsanftalt zur 
Einbringung tes Einfommenfteuerbetrages bezüglich de8 Bezuges des Gt 
meter Hanouſek für das Jahr 1876 ven 525 fl. als erft vom Zeit: 
punfie ber Zuftellung bes diesfälligen fteuerbehörplihen Einhebungsauf— 
trages eingetreten erflärt, ta für Caſſen und Privatperfonen, denen die 
Auszahlung ftehender Bezüge obliegt, keine geſetzliche Verpflichtung beftekt, 
nachzuforſchen, ob der Bezugsberechtigte nicht ſchon im Genuſſe eines anderen 
Eintommen® fi befinde. 

Die Beſchwerde geht von der Anfhaunng aus, daß, da bie al. 
gemeine Berforgungsanftalt auf voller Werhfelfeitigkeit beruhe, feine auf 
Gewinn berechnete Anftalt fei, kein eigenthümliche® Vermögen befite, unter 
dem Vermögen der Anftalt das Vermögen der Theilnehmer derſelben zu 
verftehen fei und die Anftalt eigentlich als Verwalter des Vermögens ter 
Theilnehmer fungire, deren volles Erträgniß ten Theilnehmern in Form 
von Leibrenten zulommt, nachdem biejes Erträgniß aus ben Zinjen ter 
bilanzmäßig aufgeführten Activpoſten ber Anftalt entfleht und ber Cin- 
fommenftener nad ber III. Claſſe unterzogen ift, die Theilnehmer dieſet 
Anſtalt nicht verpflichtet find, den ihnen gebührenten Antheil an den ſchon 
verftenerten Zinfen der Activpoſten bei der Empfangnahme durch tie Calle 
der allgemeinen Verforgungsanftalt neuerbings zu verfteuern. 
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Der V. ©. Hof war nicht in der Rage, die Beſchwerde als be= 
gründet zu erkennen. — Nach der ausprüdlichen Beſtimmung des $. 4, 
U. Claſſe, lit. b des Einfommenfteuerpatentes vom 29. October 1849, 
R. ©. 2. Nr. 439, unterliegt ver Einfommenfteuer in ver II, Claſſe das 
Eintommen, das an ftehenvden Yahresbezügen aus Verſorgungs- oder Lebene- 
verfiherungsanftalten denjenigen, für welche die Einlagen in diefe Anftalten 
geſchahen, zufließt. — Im gegebenen Falle handelt e8 fich eben um Be- 
züge aus einer Berforgungsanftalt (8. 1287 a. b. ©. B.), worunter 
offenbar mit Rüdfiht auf die Beftimmungen der 88, 1 c, 3. 9 und 18 
der Bollzugsvorjchrift vom 11. Jänner 1850 nur die auf wechfeljeitige 
Unterftügung der Einleger für ſich oder ihre Angehörigen gerichteten Ber- 
jorgungsanftalten, deren Einkommen der Einkoinmenfteuer nady der III. Claſſe 
befteuert wird, begriffen find, indem das Einkommen der nicht wechjelfeitigen, 
fondern gewerbsmäßig betriebenen, auf Gewinn gerichteten Berfiherungs- 
gefellfchaften in der I. und die von folden Unternehmungen bezogenen Yeib- 
rventen in der II. Claſſe nah 8. 4 des Kinkommenfteuerpatentes zu 
befteuern find. — Da nun dad Einkommen der Berforgungsanftalt unbes 
ftritten in der II. Claſſe befteuert wird und die Renten aus biefer Anſtalt 
nach der ausdrücklichen Anordnung des Patentes, nachdem ſie nicht in die 
ID. Claſſe gehören, in der II. Claſſe als ſtehende Bezüge zu verſteuern 
ſind, ſo finden auf dieſe ſtehenden Bezüge die Beſtimmungen der 88. 12 
und 22 des Einkommenſteuerpatentes und der 88. 1, lit. b, 3. 7 und 17 
der Bollzugsvorjerift zum Einfommenfteuerpatente die Anwendung. — Es 
haben namentlid die Bezugsberechtigten diefe Bezüge einzubelennen; vie 
Berforgungsanftalt ift aber anterfeits verpflichtet, fie der Steuerbehörbe 


rechtzeitig anzuzeigen. 


Es ift aber weiter nah der ausbrüdlihen Anortnung des 8. 22 
des Einkommenfteuerpatentes die Berforgungsanftalt verpflichtet, von viefen 
in der II. Claſſe begriffenen, ftehenden Bezügen die Steuergebühr zu be- 
mefjen, glei unmittelbar bei der Auszahlung der für die bezügliche Steuer- 
periode jahresfälligen Beträge nach Verhältniß der lesteren abzuziehen und 
binnen acht Tagen nad tem Deonatöfchluffe an die zuſtändige Steuercaffe 
abzuführen. — Nach diefer Beſtimmung obliegt ſonach dem zur Entrich⸗ 
tung derartiger Bezüge Verpflichteten, im gegebenen Falle ſonach der all⸗ 
gemeinen Verſorgungsanſtalt, die Bemeſſung, Einhebung und Abfuhr der 
Steuer, ohne daß ein ſteuerbehördlicher Auftrag abzuwarten wäre. — Es 
iſt nun vollkommen im Geſetze begründet, daß die Steuerbehörde vie all- 
gemeine Berforgungsanftalt zur Erfüllung der ihr geſetzlich obliegenven 
Berpflihtung ver Bemeffung, Einhebung und Abfuhr der von ben flehenven 
Bezügen entfallenden Steuer ſammt Zufchlägen verhält und viefelbe für 
die aus ber Unterlaffung der Ausübung diefer Verpflichtung dem Staats» 
ihate möglicherweife erwachſenden Ausfälle verantwortlicd erklärt. 

Die Einwendung ber Beſchwerde, daß die allgemeine Berforgungs- 
anftalt fein Vermögen befigt, findet die Widerlegung in ben 88. 69 und 
74 der Statuten, wo ausbrüdlich von dem Vermögen der Anftalt und 
deſſen Verwendung geſprochen wird, und e8 kann ſonach von einer Identität 
der Theilnehmer mit der allgemeinen Berjorgungsanftalt keine Rede fein. 

Die Beflimmung des 8. 11 der Vollzugsvorfärift zum Einkommen⸗ 
fteuerpatente über bie Yatirung des Einkommens von Ermwerbögefellfchaften 
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fann aber auf bie bejchwerbeführende Berforgungsanftalt Feine Anwendung 
finten, weıl diefelbe eben keine Erwerbsgeſellſchaft ift und diefer Paragraf 
nah feiner Stellung nur auf dasjenige Einfommen ſich beziehen kann, 
welches in ber I. Claſſe zur Befteueruug gelangt, während die allgemeine 
Derforgungsanftalt der Einlommenfteuer in der III. Claſſe unterliegt, vie 
auf diefes Einkommen bezüglihen Beftimmungen in ven 88. 12 md 13 
der Vollzugsvorſchrift enthalten find und für die Beflenerung des Ein- 
fommens in den brei Claſſen für jede derfelben fpecielle Normen gegeben 
find, fo daß eine analoge Anwendung der Beftimmungen für eine Claſſe 
auf das Einkommen einer anderen Clafle eben ausgeſchloſſen iſt. 

Nachdem fchlieklih im gegebenen alle niht einmal behauptet wird, 
daß der allgemeinen Berjorgungsanftalt ter angeordnete Abzug ber für 
Joſefa Schulz und Franz Hanouſek entfallenden Steuer unmöglich ſei, 
von Seite der Bezugsberechtigten gegen die Befteuerung ihrer Bezüge nad, 
der II. Elaffe die Beſchwerde nicht erhoben wird, jo kann auch von einer 
Rechtsverletzung der Berforgungsanftalt Feine Rede fein. — Es mußte 
ſonach die Beſchwerde als unbegründet zurüdgewiefen werben. 


Qr. 1139. 


Nechtsſatz wie in Ar. 255. ’ 
Erfenntniß vom 8. Iuli 1881, 8. 1114. 


Der k. 3. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Albert Dresoner, 
Lehrerd in Humpoleẽ ca. Entſcheidung des E. k. Jinanz-Min. vom 16. De 
cember 1880, 3. 32824 wegen einer erhöhten Wechfelftenpelgebühr ven 
14 fl. 30 kr., nad) durdgeführter 5. m. Verhandlung, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet ab- 
gewiefen. — Ein Erfag der Koften des Berfahrens fintet 
nicht ftatt.” *) 


Ar. 1140. 


Unläßlich der Erwerbung ber einer Handelsgeſellſchaft gehörigen Realität 
durch einen Geſellſchafter it Die Gebühr vom Werthe ber ganzen Realität 
zu entrichten. **) 


Ertenntuig vom 8. Juli 1881, 3. 1116. 
Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Iſaak J. Ruffo, 


Großhändlers in Wien, ca. Entſcheidung des k. k. Finanz-Min. vom 
7. September 1880, 3. 33768, betreffend eine Uebertragungsgebühr 


*) Siehe Eutfheibungsgrünbe bei Nr. 285 (Band II, Jahrgang 1878). 
**) Bergl. and Erkeuntniß in Nr, 122 (Band I, Jahrgang 1876/77). 
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pr. 3219 fl. 75 fr. von ter Erwerbung des Haufes C.Nr. 1202 ter 
inneren Stadt Wien, nach burchgeführter 5. m. Verhandlung und An- 
börung bes Abo. Dr. B. 3. Barth, fowie des k. I. Min.-Bice-Secr. 
Ritter v. Frofchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beichwerde wird als im Geſetze nicht gegründet ab- 
gewiefen. — Der Beſchwerdeführer ift ſchuldig, dem. f. Finanz- 
minifterium an Koften des Berfahrens 10 fl. binnen 14 Tagen 
von der Zuftellung diejes Erkenntnifſes zu erſetzen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Nach Lage der Adminiſtrativacten wurde mit dem Vertrage dto. Wien 
am 24. November 1879 das Eigenthum zu dem Hauſe C.Nr. 1202 der 
inneren Stadt Wien zu Handen der im Handelsregiſter für Geſellſchafts⸗ 
firmen beim k. k. Handelsgerichte Wien unter der Gefeljhaftsfirma „Math. 
Ruſſo“ eingetragenen offenen Handelsgeſellſchaft, beſtehend aus drei offenen 
Geſellſchaftern, wovon ein jeder zur Bertretung der Gefellfchaft befugt war, 
und zwar Saal J. Ruſſo, Haim 3. Ruffo und Markus M. Ruſſo, er- 
worben und im Grundbuche mit Beſcheid tes k. k. Landesgerichtes in 
Wien vom 9, December 1879, 3. 85272 zu Hanten der Firma „Math. 
Ruſſo“ aud eingetragen. 

Wenn nun Haim F. Ruffo Namens diefer Handelsgeſellſchaft das 
derfelben eigenthümlich gehörige Haus E.-Nr. 1202 der inneren Statt 
Wien duch den mit Iſaak 3. Ruſſo abgefchloffenen Vertrag dto. Wien 
am 24. Mai 1880 dem legteren um ben Kaufpreis pr. 245.000 fl. ver- 
kauft hatte, fo liegt in formeller und materieller Hinficht unzweifelhaft ein 
Rechtsgeſchäft bezüglich Tiefes ganzen Hauſes vor, welches dem Käufer um 
einen für das ganze Haus verabrebeten Preis überlaffen worben ift. — 
Sohin war au folgerichtig die Uebertragungsgebüähr von dem für das 
ganze Haus geſetzlich anzunehmenden Werthe vorzufchreiben. 

Die Einwendung des Beſchwerdeführers ift nicht haltbar, welche 
dahin geht, daß er als öffentlicher Gefellichafter der aus drei Mitgliedern 
unter der Firma „Math. Rufjo* beftehenven offenen Handelsgeſellſchaft 
Ihon dur den Vertrag vom 24. November 1879 das Eigenthum eines 
Dritteld von dem in Rebe ſtehenden Haufe bereits erworben. habe, johin 
mittelft de8 Vertrages vom 24. Mai 1880 bloß das Eigenthum der zwei 
anderen Drittel dieſes Haufes erwerben konnte, inden ber Vertrag nur 
formell, nämlich behufs bücherlicher Uebertragung vom Kaufe des ganzen 
Haufes ſprechen mußte. — Es ift daher auch die weitere Einwendung un⸗ 
haltbar, daß die Uebertragungsgebühr blos von zwei Drittheilen des 
Kaufwerthes hätte vorgefchrieben werben follen. 

Die Behauptung des Beichwerdeführers, daß er nur zwei Drittheile 
ber Realität mit dem fraglichen Kaufe erworben habe, wird zunädft durch 
den Haren Wortlaut der bezogenen Verträge über ben Kauf und Wieber- 
verlauf des in Rebe ſtehenden Haufes von Seiten ber Geſellſchaftsfirma 
„Math. Ruſſo“ widerlegt, ta in beiden Fällen das ganze Haus das 
Object des Vertragsabſchluſſes gebildet hatte. 

Es ift aber auch die gedachte Einwendung mit den Beftimmungen 
ſowohl des Handelsgeſetzes als auch des Gebührengefeed unvereinbar. 
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Denn das Handelsgeſetzbuch zieht in den Art. 119 und 126 fcharfe Unter: 
ſchiede zwiſchen dem Vermögen einer Handelsgeſellſchaft als folcher und tem 
Privatvernögen der einzelnen Handelsgeſellſchafter und ift demnach die 
Handelsgeſellſchaft als ein von den einzelnen Gefellfchaftern gänzlich 
verfchiedenes Rechtsfubjeet zu behandeln. — In Gemäßheit des Art. 114 
des Handelsgeſetzbuches ift jeder zur Bertretung der Gefellfcaft 
befugte Gejeljchafter ermächtiget, für fi allein aud die der ganzen Ge⸗ 
jelfchaft gehörigen Realitäten zu veräußern. Nur fraft dieſes Befugniſſes 
in Vertretung der Geſellſchaft Hatte Hain 3. Ruffo den Bertrag vom 
24. Mai 1880 mit dem Beichwerveführer abgejchloffen. 

Bei den cit. Haren Anordnungen des Geſetzes ſchon ift femit bie 
Behauptung unridtig, daß durd den Vertrag vom 24. November 1879 
Iſaak J. Ruſſo ein Drittheil des Haufes E.-Nr. 1202 in der inneren 
Stadt Wien erworben habe. — Wäre dieſe Behauptung richtig, fo würde 
folgen, daß die zwei anderen Gefellihafter auch jeder für fi das Eigen⸗ 
thum zu je einem “Drittel dieſes Haufes mit dem Bertrage vom 24. No: 
vember 1879 erlangt hätten, während doch dieſes ganze Haus von ver 
Firma „Math. Ruſſo“, d. t. einer als felbftftändiges Rechtsſubject be 
ftehenden Handeldgejellfhaft erworben worden war, welde nah Art. 119 
des 9. ©. DB. gegen Erecutionsfhritte ver Privatgläubiger der ein 
zelnen Geſellſchafter gefeglih gefhügt ift und in deren ausſchließlichem 
Eigenthume die Realität infolange verblieb, bis fie durch ein reines Rechts— 
gefhäft in das Eigenthum einer anderen Perfon überging, mas eben mit 
dem in Rede ſtehenden Vertrage vom 24. Mai 1880 geſchehen iſt. 

Daß Beſchwerdeführer Iſaak 3. Ruſſo erft durch den Vertrag vom 
24. Mat 1880 das Eigentum tes ganzen in Rede ſtehenden Hauſes er- 
worben hat und nicht fhon durch den Vertrag vom 24. November 1879 
Eigenthümer eines Dritteld desfelben gemworten ift, ergibt ſich aud aus 
dem Art. 131 de8 9. ©. B., nah welchem Saat 9. Ruſſo im 
Falle einer Auseinanderfegung des Geſellſchaftsvermögens aus dem an— 
geblihen Titel des Miteigentbumes fein Recht auf Herausgabe eines Dritt- 
theiles viefes ein Vermögensſtück der ganzen Geſellſchaft bildenden Hauſes 
hätte erheben können, fondern fi die Auslieferung ſeines Antheiles am 
Geſellſchaftsvermögen, fomit aud an diefem Haufe in einer Geld— 
fumme hätte gefallen laffen müffen. — Es bevurfte fomit immerhin ned) eines, 
Namens der Geſellſchaft abzufhließenden befonderen Rechtsgeſchäftes, damit 
Iſaak I. Ruffo, fei e8 den dritten Theil, fei e8 Da8 ganze Haus C.⸗Nr. 1202 
der inneren Stadt Wien eigenthümlich erwerbe, welches Rechtsgeſchäft ber 
Gebührenpflicht jedenfall unterzogen werden mußte. 

Auch das Gebührengefeg vom 9. Februar 1850, R. ©. B. Nr. 50, 
enthält in Tarifpoft 55, Ann. 4, Tarifpoft 106 A2 eine Mare Noru 
über die Gebührenbehandlung bei Uebertragung unbemweglicher Saden von 
Seite der einzelnen Gefellfehafter an die Geſellſchaft, bezw. bei Umwand⸗ 
(ung des Privatvermögens der Gefellfchafter in ein Geſellſchaftsvermögen, 
wodurd ebenfalls der Gegenfag zwiſchen den einzelnen Gefelljhaftern und 
bem Rechtöfubjecte ver Geſellſchaft Har ausgedrückt if. 

Der vom Beichwerbeführer angerufene Abf. lit. b des 6. Abſ. der 
Borerinnerungen zum Tarife des Gef. vom 9. Februar 1850 ift hier 
nicht zutreffend, da berfelbe fih nur auf ein Miteigenthumsverhältniß be 
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zieht, deſſen rechtliche Beziehungen nah dem Vorausgeſchickten wefentlic 
verfchieden von jenen find, welche durch die Errichtung einer Handels- 
gefellfchaft begründet werben. 

Da fomit die angefochtene Entſcheidung volftändig im Gefege be- 
ruht, mußte die dagegen eingebradhte Beſchwerde als gefeglih nicht be- 
gründet abgewiejen werden. — Die Verfällung in den Koftenerfag beruht 
auf 8. 40 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36. 


Ar. 1141. 


Durh die Bereinigung Yämmelicer Kure in der Hand eines Befſitzers 
wird die Gewerkſchaft nit aufgelöft. 


Srienntniß vom 9. Juli 1881, 3. 1056. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde ver Trifailer Kohlen⸗ 
werksgeſellſchaft und Conſorten ca. Entfoheibung der !. k. Berghanptmann- 
haft in Klagenfurt dto. 15. Jänner 1881, 3. 2874 ex 1880, betreffend 
die verweigerte Umſchreibung ſämmtlicher Kuxe der Gewerfihaft am Save- 
ftrome zu Sagor auf den Namen der genannten‘ Gejellichaft, nach durch⸗ 
geführter d. in. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Emil Chorniger, 
dann des k. k. Bergrathes Karl Auerhann, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird als gejeglid nicht 
begründet aufgehoben.” 


Entfdeidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung murbe das Anfuchen der Tri« 
failer Kohlengewerksgeſellſchaft in Wien um die Umfchreibung der ſämmt⸗ 
lihen von ihr erworbenen 100 Kuxe der Gewerlihaft am Saveftrome zu 
Sagor von der k. k. Berghauptmannfchaft zu Klagenfurt, in Beftätigung 
der Entjheidung des Hevierbergamtes zu Laibach zurüdgewiefen. 

Zur Motivirung diefer Entſcheidung wurde angeführt, daß die Ge» 
werkſchaft nad ihrer rechtlichen Natur (K8. 137 und 138 des allg. Berggeſ. 
und 88. 369, 825, 1175 a. b. ©. 2.) durch Die Bereinigung ſämmi⸗ 
Iiher Kure in der Hand eines einzigen Gewerkes ſich von felbft auflöfe; 
daß eine folche Vereinigung fämmtlicher Kure in Einer Hand als eine 
Beräußerung des Hauptflammes des Gewerkſchaftsvermögens an eine fremte, 
außerhalb des Gewerkſchaftsverbandes ftehende Perfon (8. 155 des allg. 
Berggel.) zu betrachten fei, woburd ebenfalls vie vollftändige Auflöfung ver 
Gewerkſchaft bedingt werde und daß im vorliegenden Yalle der Vereinigung 
fänmtliher Kuxe aud die behördlich genehmigten Statuten der Gewerk⸗ 
ſchaft entgegenftehen, wonach ſtets drei Gewerken ftimmberechtigt fein müſſen 
und die Vereinigung eines zweifachen Stimmrechts in Einer Hand als 
unzuläffig erklaͤrt ſei. 

Der V. G. Hef fand jedoch dieſe Entſcheidung weder im Geſetze 
noch in ben Statuten ber Gewerkſchaft am Saveſtrome zu Saaor be— 
gründet. — Denn, obwohl es der Zweck des Inſtitutes der Gewerkſchaft iſt, 
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die Theilung des Miteigenthbums an Bergwerken in Kleinere Antheile als zu 
einem Sechzehntel des Ganzen zu ermöglichen (8. 137 des allg. Berggeſ.) 
und wiewohl daher der Beftand einer Mehrzahl von Theilbabern als ver 
regelmäßige Zuftand einer Gewerkſchaft zu betrachten ift, jo ift doch ber 
Tal, dag fämmtliche Kure fi) im Befige eines Einzigen vereinigt finden, 
durch das Berggefet feineswegs ausgeſchlofſen. Diefer Tal tritt ſogar, 
wenn eine Gewerkſchaft von einem einzelnen Bergwerksbeſitzer errichtet 
wird, regelmäßig und infolange ein, als eine Veräußerung der Kure nicht 
ftattgefunden bat; derſelbe kann ferner auch durch tie Heimfagung oder 
Uebertragung der Kure herbeigeführt werben, welche nah $. 139 des ally. 
Berggef. geftattet ift, ohne daß die Bereinigung fämmtliher Kure in Einer 
Hand hiebei ausgefchloffen oder als ein Grund zur Auflöfung ver Gewerk⸗ 
Ihaft erklärt wäre. 

Hiebei ift überhaupt zu bemerken, daß im Berggefege ($. 155) wohl 
bie freiwillige Auflöfung der Gewerkſchaft auf Grund eines Beſchluſſes der 
Gewerken vorgefehen, eine imperative Auflöfung aber nirgends ausge 
ſprochen ift, welche vielmehr in den hier nicht in Frage kommenden Fällen 
des 8. 253 des allg. Berggef. durch die Bergbehörde nur mittelbar herbei 
geführt werben Tann. | 

Auch der Behauptung, daß die Uebertragung ſämmtlicher Sure als 
eine Veräußerung des Hauptftammes des: Gewerffchaftsvermögens (8. 155 
des allg. Berggef.) zu betrachten fei, ftehen die Beflimmungen des Bergge⸗ 
ſetzes entgegen, welches zwifchen der rechtlichen Natur des Bermögend der 
Gewerkſchaft im Ganzen und jener der Antheile (Kuze) unterfcheidet, indem 
das erftere in ver Hauptjache als unbewegliches Eigenthum erklärt ift und 
einen Gegenftand der Eintragung in das Bergbud bildet (8. 109), während 
bie Kure zu den beweglichen Sachen gehören und von ber Bergbehörde im 
Gewerkenbuche in Vormerkung gehalten werben (SS. 137—141 des allg. 
Berggef.). 

Auch die der angefochtenen Entfheidung zu Grunde gelegte Auffa- 
fung der Gewerlſchaftsſtatuten kann nicht als zutreffend erkannt werben. 
Denn obwohl im $. 6, lit. a ausgefprochen ift, daß immer drei Gewerken 
ftimmberedtigt fein müflen und wiewohl im $. 7 für verfchievene Even⸗ 
tualitäten Vorkehrungen getroffen find, um eine Dreizahl von Stimmbe⸗ 
rechtigten zu erhalten, fo fehlt es doch an jeder Beftimmung für den Fall, 
daß in Folge des Eintretend der im 8. 8 bezeichneten VBorausfegungen 
(Verzichtleiftung auf das Stimmrecht und andere Erlöfhungsarten) nur 
ein einziger Stimmberechtigter vorhanden fein folltee In dieſem Wall, 
welcher derzeit eingetreten ift, haben ſowohl nach dem Geſetze ($. 143 des 
allg. Berggef.) als nah $. 20 der Statuten die Beftimmungen des Berg 
gefees in Anwendung zu kommen, in welchem, wie früher erwähnt, bie 
Bereinigung ſämmtlicher Kure in der Hand eines Beſitzers weber verbrten, 
noch als ein Grund zur Auflöfung der Gewerkſchaft erklärt if. Die an 
gefochtene Entſcheidung mußte daher aufgehoben werten, 
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Ar. 1142. 


Erlöfhung einer Stiftung. 
Erlenntniß vom 9. Juli 1881, 3. 1185. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Befchwerde des Franz Grafen 
v. Lützow, Min. für Cultus und Unterriht, anläßlih der Entſcheidung 
desjelben vom 5. Anguft 1880, 3. 20388, betreffend die gräflich Kolow⸗ 
rat'ſche Piariftenftiftung in Reichenau, nach purchgeführter d. m. Verhand⸗ 
fung und Anhörung des Adv. Dr. Karl Ritter v. Zarnoczy-Sprinzenberg, 
dann des k. k. Min.»Secr. Dr. Johann Ritter v. Spaun, zu Redt 
erkannt: . 

„Die angefohtene Entfheidung wird als im Geſetze nidt 
begründet nach 8. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. B. 
ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ | 


Entfdeidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung hat das k. k. Min. für Eultus 
und Unterriht das Begehren des Grafen Franz Tügemw, „ed möge bie 
tbatfächlih nicht mehr beftehende, vom Grafen Franz Joſef Ktolowrat- 
Liebſteinsky gegründete Stiftung dto. Reichenau ben 15. Juli 1805 num- 
mehr auch formell für erlofhen und aufgehoben erflärt werben,” zurüd« 
gewiejen. 

Ueber tie Erridtung, das Weſen und ben Inhalt der fraglichen 
Stiftung geben die Adminiftrativacten den folgenden Aufſchluß. — Behufs 
Realifirung des von dem MPiariftenortensprovinzial P. X. Priefe ten 
Grafen Franz Kolowrat-Fiebfteinsty gemachten Vorſchlages, „vie Rückkehr 
der Piariften nach Reichenau zu bewirken und daſelbſt ein Gymnaſium 
fammt Bräparanda einzurichten,“ fand am 3. November 1797 zwifchen 
den Betheiligten und zwar Delegirten des Piariſtenordens, des Grafen 
Kolowrat und ter Gemeinde Reichenau ein Protofollaräbereintommen ftatt, 
laut deffen ter Biariftenorden fich bereit erflärte, das Gymnaſium fammt 
der dritten Normalfchule zu Übernehmen, die unteren zwei Claffen ver 
Normalfchule den weltlihen Lehrern zu überlaffen und überbies der Stif- 
tung ein beftimmtes Capital zuzumenden. — Dagegen follte die Herrſchaft 
das urfprüngli für den Piariftenorden gebaute Collegium dieſem land» 
täflich cediren, dasſelbe jedoch zunächſt reftauriren. 

Der Suftentationsfond folte der Anzahl der Geiftlihen entfpreden 
und es wollte der Orden, nachdem ein Gymnaſium mit Präparanda we> 
nigftens acht Individuen fordert, verfichert fein, daß er jährlich ein ge= 
willes, auf 2000 fl. ſich belaufentes Einfommen kefigen werde. — In 
den Abjägen c, d des erwähnten Protofollarübereintonmens wird nun ber 
geforderte Suftentationsfond in der Weife ausgemwiefen, Daß 1) der Orden 
die jährlihen Intereſſen pr. 520 fl. eines Capitals, das nicht näher be- 
zeichnet wird, hiezu widmet; 2) die Obrigkeit an baar Geld 200 fl., 
40 Faß Bier, berechnet mit 120 fl, 65 Klafter meiche® Holz mit 
97 fl. 30 kr. zu geben, fodann ein dem Pinriftenorden gehöriges 


293 Nr. 1142. — Erf. v. 9. Juli 1851, 3. 1185. 


Capital pr. 5000 fl. um 1 Bercent höher zu verzinfen verſpricht mit 
50 fl.; 3) widmete die Gemeinde zu gleihem Zwede beftimmte, zu ihren 
Sunften gemachte Yundationen, fo a) die Piveg’fhe pr. 41:00 fl. 4 Ber- 
cent 160 fl.; b) die Chlapifffhe pr. 4000 fl. 4 Percent 160 fl.; c) aus 
den Gemeinderenten „blos in Rüdficht der Piariftenrüdfehr zur Eröffnung 
eines Gymnaſiums und Präparanda“ jährlihd 150 fl., die Erhöhung ver 
Zinfen von Hinter ihr baftenden Piariftencapitalien pr. 6000 fl. um 
1 Percent 30 fl., endlich 30 Klafter weidhen Holzes 45 fl.; 4) ce 
birten zwei Private dem Orden Capitalien pr. 7000 fl., da fie jedoch bie 
entfallenden Intereſſen ſich vorbebielten, verpflichtete fi die Gemeinde, dies 
felben mit 350 fl. bi8 zum Tode ber Stifterinnen zu zahlen. 

Bu dem von dem Orden gemachten Vorbehalte, „daß er außer ber 
Schularbeit und fonft gewöhnlichem Gottesdienft feine Lehrindivibuen 
von allen oneribus entfernt wiffen wolle,“ wurbe Seitens der Obrigleit 
bemerkt, „daß fie fih in Rüdfiht der beträdhtlihen Aufopferungen, die 
lefende tägliche heilige Meſſe fr fih und ihre Familie während ihres 
Dafeins vorbehalten wiffen will, welde die HH. P. P. Piariften ſeit ihrer 
Entftehung zu Neichenau durch 70 Yahre ununterbrochen geleiftet haben.“ 

Da enblih vie Obrigkeit in dem die Abtretung der Gebäude be- 
handelnden Abfage fih für den Fall, daß „mehr befagter Orden über 
kurz oder lang, durch mas immer für eine Fügung willtührli oder un- 
willtührlih das hiefige Kloſter verlaffen, folglich den Unterricht der Jugend 
nicht verwalten, oder aber wenn felbft der Orden der HH. P. P. Piariften 
jemal8 aufgehoben und fomit das ihnen ihrem Imftitute nach obliegende 
Lehramt erlöfhen könnte,“ — die Zurüdnahme diefer Eigenthumsobjecte 
vorbehielt, fo hat aud ver Orbensprovinzial bei Gelegenheit der Rati— 
fication des Protofollarübereinfommens den Vorbehalt beigefügt, daß «8 
bem Orden freiftehen folle, „feine zur Stiftung gegebene und fonft viel 
leicht mit der Zeit zu erwerbende freie Kapitalien fo zurüdzunehmen, wie 
es bie gnädige Herrfchaft in Anficht des Gebäudes ſich vorbehielt” (Abf. 5 
bes Errec. Inf). — Nachdem die Wiedereinführung des Piariftenordens 
in Reichenau und die Errichtung eines Gymnaſiums dafelbſt allerhöchſt ge⸗ 
nehmigt worden war, wurde über bie eben erwähnten Vereinbarungen eine 
förmlihe Urkunde — das Errectionsinftrument dto. 15. Juli 1805, in 
welchem alle Punkte des Protokollarübereinkommens Aufnapme fanden, er 
richtet, diefelbe vom Landesgubernium unterm 8. Jänner 1806 genehmigt 
und ob der Herrſchaft Wamberg zur Sicyerftellung der im 2., 3., 4. Abi. 
vom Orafen Kolowrat-Liebfleinsky übernommenen Verpflichtungen intabulirt. 

Bis zum 30. Juni 1877 haben die Befiger der Herrfehaft Wam⸗ 
berg, in neuefter Zeit der Beſchwerdeführer, die oberwähnten Suftentationd- 
gebühren geleiftet, fobann wurde aber die Berabfolgung eingeftellt, weil 
inzwijchen an Stelle bes Piariftengymnafiuns, ein Communalobergym⸗ 
nafium getreten war, fohin die Bedingungen, unter denen die Beiträge au 
leiften waren, nicht mehr vorhanden find. — Und dies gab den Anlaß zu 
der oberwähnten Entſcheidung ter Apminiftrativbehörben. 

Die Thatſache, daß an Stelle des Piariftengymmaflung das Com⸗ 
munglobergymnafium in Neihenau getreten, ift unbeftritten und überdied 
dur die Adminiftrativacten dargethan, daß diefe Umwandlung unter Zu 
ftimmung und Mitwirkung des Piariftenordens fi vollzogen hat. — Allr- 








- 


Nr. 1142. — Erf. v. 9. Juli 1881, 3. 1185. 299 


dings wirken, wie aus ben gepflogenen Erhebungen fi ergibt, an dieſem 
Gymnaſium dermalen noch trei, dem Piariftenorden angehörige Lehrkräfte, 
als Mitglieder des Lehrkörpers des Communalobergymnaſiums und be- 
zieben als folche ihren Gehalt von der Commune. 

In Würdigung der obeit. Beftimmungen des Stiftsbriefed vermochte 
der 8. ©. Hof nicht zu finden, daß die heute factifh beftehende Anftalt 
irgendwie identificirt werden könnte, mit jener, welde nad dem Stifte: 
briefe errichtet werben wollte und für welde von dem Meitftifter Grafen 
Kolowrat⸗Liebſteinsky die Präftirung der angeführten Leiftungen über- 
nommen wurde. — Die Anordnungen des GStiftöbriefed Tafjen feinen 
Zweifel darüber, daß nad den Imtentionen der Stiftung ter Piariften- 
erden und zwar fowohl im Oymnaflum, al® auch in der Präparanven- 
claffe „ven Unterricht der Jugend verwalten" und beforgen follte, alfo, 
daß er die Leitung der Anftalt führen, die Xehrkräfte beiftellen, furz bie 
Anftalt als die feine halten ſollte (Abſ. 1 und 3 des Errec. Inſt.). 

Dies ift heute erwiefenermaßen nicht der Fall und zwar bat der 
PViariftenorden felbft, wozu er nad dem Errectionsinftrumente allerdings 
berechtigt war, fi beftimmt gefunden, die Anftalt und deren -Bermaltung 
ber Commune zu übergeben. — Es ift daher der im Errectionsinftrumente 
für das Erlöfhen der Stiftung vorgefehene Fall, „daß der Orden ben 
Unterricht der Jugend nicht verwaltet, daß das Xehrinftitut diefer Geift- 
lichen aufhört,“ eingetreten. 

Der Inhalt der getroffenen Vereinbarungen und des Gtiftsbriefes 
läßt weiter deutlich erfennen, daß die Erridhtung und Haltung des Gym⸗ 
naſiums Seitens des Ordens Zweck der Stiftung gemwefen” mar und daß 
die von den einzelnen Meitftiftern übernommenen Berpflichtungen eben 
dieſem Zwede galten. — Eben darım kann auch dem Umſtande, daß 
nebenber der Orden die Verpflichtung übernommen hat, der ehemaligen 
Obrigkeit während ihres Dafeins täglich die heilige Meſſe zu leſen, fein 
Gewicht beigemeſſen werben. 

Wie actenmäßig erwielen, haben denn auch alle fonft mitintereffirten 
Parteien, den Piariftenorden miteingefchloffen, die Confequenzen aus der 
Thatfahe, daß Das Kehrinftitut des Ordens aufgehört, gezogen und dadurch 
allfeitig und zwar unter Mitwiffen und Genehmhaltung der Staatöver- 
waltung, die ja die Errichtung des Communalobergymnaſiums genehmigte, 
anerkannt, daß die Stiftung erlofhen fei. — Die Gemeinde hat ihre Be⸗ 
ziehungen zur Anftalt und zum Orden neu geregelt, fie bat die für bie 
Errihtung und Erhaltung des Gymnaſiums beftimmten Capitalien an ſich 
gezogen. — Der Biariftenorden bat laut Brototolls dito. 21. Mai 1879 
die Gymnafialfondscapitalien der Gemeinde übergeben, dagegen jene Bes 
träge, welche dieſem Zwecke nicht gewidmet waren, ſich zurüdbehalten und 
fo den Abſ. 5 des Errectionsinftrumentes in Bollzug geſetzt. — Laut 
Dertrages dto. 8. März 1878 wurden die Öymnafialgebäude, das fogen. 
Pioriftencollegiun ber Gemeinde Reichenau zu Zwecken der Unterbringung 
bes Oynmafiums unter Feftfegung neuer Bedingungen und unter Zuftim- 
mung des Ordens überlaffen und ed wurde diefer, von der Fideicommiß—⸗ 
behörde genehmigte Vertrag auch intabulirt. — Es ift Har, daß alle diefe 
Zrandactionen das Erlöfhen der Stiftung zur nothwendigen Vorausſetzung 
hatten. 
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Bei diefer Sachlage vermodte der B. ©. Hof die angefochtene Ent- 
Iheidung nidht als begründet zu erkennen und war biefelbe johin nad 
8. 7 des Gel. vom 22. October 1875, R. ©. 3. ex 1876 Nr. 36 
aufzuheben. 


Ar. 1143. 


Nach dem Hofderrete vom 21. Mai 1841 ift die politifhe Behörde zur 

Entſcheidung über die Frage, ob Jemandem ein Auffihtsreht uber eine 

beftebende Stiftung zufteht, competent. — Das in Anfprud genommene 

Auffichtsrecht über eine Stiftung eines Dritten könnte nur im Beſtande 
eines fpeciellen Rechtstitels rehtlid anerfannt werden. 


Erkenntniß vom 12. Yuli 1881, 3. 1180. 


Der it... V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Philipp Freis 
herrn v. Stillfried, als Befiger der Herrſchaft Wijewig, ca. Entſcheidung 
des f. f. Din. des Innern, im Einvernehmen mit dem f. f. Dein. für 
Cultus und Unterridt, vom 26. November 1880, 3. 17578, betreffend 
das Auffichtsredt über die von Maria Antenia Oräfin Blümegen ge 
gründete Klofter-, bezw. Krankenhausftiftung in Wifowig, nad) burchgeführter 
d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Ridard Schön, des 
k. k. Min.-Secr. Yulins Sagaffer, fowie des Adv. Dr. 4. Kraͤſa, in Ber- 
tretung des mitbelangten „Barmherzigen Brüder⸗Ordensconventes in Wiſo⸗ 
wig”, zu Recht erfannt: 

„Die Befhwerbe wird ald unbegründet zurüdgemwiefen 
und der Befhwerdeführer ſchuldig erlannt, dem mitbelangten 
Eonvente der Barmberzigen Brüder in Wiſowitz die Koften des 
Berfahbrens vor dem k. k. Verwaltungsgerichtshofe im Theil: 
betrage von 200 fl. bei Erecutionsvermeidung binnen 14 Tagen 
zu bezahlen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Gemäß der Adminiſtrativacten hat Maria Antonia Gräfin Blümegen 
mittelft eines Stiftsbriefed vom 16. Mai 1781 zu Ounften der Unter 
tbanen der Herrſchaft Wifowig, unter Zuftimmung ihres Stieffohnes Peter 
Grafen Blümegen, Befigerd diefer Herrfchoft, eine Stiftung zur Erhaltung 
von vier Geifllichen aus dem Orden der Barmherzigen Brüder errichtet. 
Eine Einflußnahme auf die Verwaltung der Etiftung oder ein Auffichts- 
recht bat vie Stifterin weder für fih, noch für Jemand Anderen vorbe- 
halten. — Bei ihrem im Jahre 1787 erfolgten Ableben Hat die Stifterin 
ihrer Stiftung weiter eine 3percentige mähr.-fländifhe Obligation auf 
1500 fl. behufs Errichtung eines Krankenbettes zugewendet. 

Als fpäter vie Herrſchaft Wifowig an Joſef Grafen Schaffgotice 
übergegangen war, fand fi ein Wohlthäter, welcher ungenannt bleiben 
mollte, beftimmt, ſechs Krantenbetten für das Spital in Wifowig 12.000 fl. 
C. M. gegen dem zu widmen, daß von der Eigenthümerin der Herricaft 
orer aus einer anderen Duelle ter urfprängliche Suftentationsbeitrag ver- 
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abreicht werde. Hierüber von ber Stiftungsbehörbe befragt, gab Graf 
Joſef Schaffgotihe eine ablehnende Antwort. Auch Franziska Gräfin 
Blümegen erklärte Iant Bericht des Hrabifcher Kreisamtes vom 10. Auguft 
1831, 3. 1044, „daß fie fi) weder für die Batronin, noch für die Stif⸗ 
terin des Wifowiger Barmberzigen Klofters, fondern nur als eine, durch 
den Befig der Herrfhaft Wifowig und durch die Uebernahme der ob diefer 
Herrſchaft gehafteten Lajten, unter anderem auch des Barmberzigen Stif- 
tung&capital®, gewordene Schuldnerin betrachte und dies umfomehr, als 
fie diefe Herrſchaft titulo oneroso übernommen, daher zu feinem Beitrage 
weiter rechtlich verpflichtet erſcheint.“ 

Defienungeadhtet übernahm Franziska Gräfin Blünegen laut des 
von der mähr.-fchlef. Landesregierung am 21. April 1835 genehmigten 
Stiftebriefes dio. Schloß Wifowig am 2. Februar 1835 die Verpflichtung, 
dem Wifowiger Klofter alljährlid 400 fl. W. W. oder 160 fl. C. M. 
als eine freiwillige Suftentationszubuße, welche mit dem urfprünglichen 
Stiftungscapitale in feinem Zufammenhange fteht, vom Tage der in Wirk: 
ſamkeit tretenden Stiftung ver ſechs Krankenbetten zulommen zu laſſen, 
gegen dem, daß das Klofter für immerwährende Zeiten ſtatt der urſprüng⸗ 
lichen, nicht. firirten Leiftung an Bier, ſich mit dem Bezuge von jährlich 
20 Faß Bier zufrieden ftelt und wenn von der neuzuerrichtenden 
Krankenbetiftiftung bie Hälfte der Krankenbetten ausfchließglih den Wifo- 
wiger Unterthanen vorbehalten werden. Eine Einflußnahme auf die Ver⸗ 
waltung der Stiftung oder ein Aufſichtsrecht über diefelbe ift auch in biefem 
Stiftebriefe weder für die Stifterin, noch für Jemand Anderen vorbe- 
halten worden. j | 

So lagen die Berhältniffe, als nad Ableben der Franziska Gräfin 
Dlümegen die Herrihaft Wifowig im Jahre 1838 an ben Bejchwerde- 
führer überging. 

Wegen niehrfacher Differenzen folgten nun zahlreiche behördliche Ent⸗ 
jheidungen. So wurde vom Gubernium für Mähren und Schlefien mit 
Decret vom 13. März 1840, 3. 5243 auögefproden, daß mit Nüdficht 
auf die in früherer Zeit ergangenen Aufträge der k. k. l. f. Behörden ber 
Wiſowitzer Obrigfeit zwar das Ueberwachungsrecht über die Erfüllung der 
Stiftungsverbindlichkeiten, aber nicht das Dispofitionsrecht rüdfichtlich der 
inneren Verwaltung des Kloſters zuftehe; — und daß die Barmherzigen 
Brüder in Wifowig nur ausnahmsweife auch zahlende Kranke, jedoch nur 
mit jedeömaliger Beiftimmung der bortigen Herrſchaftsobrigkeit in das 
Spital aufzunehmen beredtiget feien. 

Dagegen wurde mit Hoflanzleidecret vom 23. Juli 1840, 3. 21903 
ausgefproden, daß fein Grund vorhanden ift, warum die barmberzigen 
Brüter in Wifowig gehindert werden follen, Kranke gegen Entgelt zu ver- 
pflegen, wenn fie die ihmen nad dem Stiftöbriefe obliegenten Verpflich⸗ 
tungen zur unentgeltlihen Pflege ver Kranken genau erfüllen, worüber bie 
hiezu berufenen Organe und Behörden zu wachen und in Fällen, wo 
dieſes nicht gefchehen follte, das Amt zu handeln’ haben. Weitere Anzeigen 
des Domänenbefigerd werben als Behelligung der Behörben erklärt und 
eine an Seine Majeftät gerichtete Borftelung mit a. h. Entſchließung 
vom 19. Yuli 1841 verworfen. 

In neuefter Zeit gab der Umſtand, daß der am 10. Jänner 1880 
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verftorbene Franz Weinhara dem Kloſter der Barmberzigen Brüter in 
Wifowig 4000 fl. zugedacht hat, dem Domänenbefiger Anlaß, hievon ver 
k. k. Statthalterei Anzeige zu maden und die Bitte zu ftellen, die k. k. 
nähr. Statthalterei wolle nad Einfihtnahme in ven Stiftshrief das Nö— 
thige verfügen, damit oberwähntes Vermächtniß pr. 4000 fl. für die Etif- 
tung fichergeftellt werde und ben Beſchwerdeführer feinerzeit darüber ver- 
ftändigen, damit derfelbe in die Lage verſetzt werde, biefes Vermächtniß 
zum Bortheile der Stiftung verwenden zu fünnen. - 

Hierüber erging der Erlaß ver k. k. mähr. Statthalterei vom 8. Yuli 
1880, 3. 12760, „daR im Hinblide auf den Stiftäbrief vom 16. Mai 
1789 das Klofter der Barmberzigen Brüder in Wijowig unzweifelhaft eine 
Stiftung ift und dem Orden der Barmbherzigen Brüvder nah Abſ. 5 des 
Stiftsbriefe® nur die Arminiftration diefer Stiftung zufteht, während bie 
Ueberwachung derfelben in erfter Reihe der Gutsinhabung von Wiſowitz 
und in zweiter Reihe den polit. Behörden zufteht und obliegt, daß Yranz 
Weinhara das Capital pr. 4000 fl. wohl nicht der freien Verfügung des 
Klofter® der Barmherzigen Brüder überlaffen wollte — und weil das Klofter 
der Barmberzigen Brüder jerenfalls eine Privatftiftung ift, fo erfcheine vie 
Aunahme gerechtfertigt, daß ber Erblaffer mit feinem Legate eine Zuftiftung 
beabfichtiget habe, worüber ein Stiftöbrief auszufertigen fein wird. 

Ueber den gegen diefe Verfügung ergriffenen Recurs von Seite des 
Darmbherzigen Brüderordensconvented zu Wifowig hat das k. f. Min. des 
Innern, im Einvernehmen mit vem k. k. Dein. für Eultus und Unterridt 
mit Erlaß vom 26. November 1880, 3. 17578 den Erlaß ver Ef. 
Statthalterei in Mähren vom 8. Yuli 1880, 3. 12760, infoferne mit 
legterem ausgeſprochen wurde: 1) daß die Ueberwachung des genannten 
Klofters, ald einer von Dlaria Antonia Gräfin Blümegen unterm 16. Mat 
1781 gegründeten Stiftung, in erfter Reihe der Outsinhabung Wifowig 
zuftehe und obliege, und 2) daß über das Legat des Franz Weinhara, 
welches als eine Zuftiftung zu der Gräfin Blümegen'ſchen Fundation an- 
geſehen werden müſſe, ein Stiftsbriefentwurf zu verfaflen und vorzulegen 
fei, — in dieſen Punkten zu beheben und zu erfennen befunden, 1) daß 
den Befiern des Gutes Wifowig ein Auffichtsrecht über die von Varia 
Antonia Gräfin Blümegen gegründete Klofter-, bezw. Kranfenhausftiftung 
nicht zuftehe, und 2) daß Lie angeordnete Ausfertigung eines Gtifte- 
briefes rüdfichtlih des Franz Weinhara'ſchen Vermächtniſſes pr. 4000 fl. 
nit flattzufinden hat. 

Die Gefegmäßigfeit diefer Entfcheidung wird zuerft darum beftritten, 
weil weder das f. I. Min. des Innern, noch auch das Min. für Cultus 
und Unterricht competent gewefen feien, über das vom Belchwerpeführer in 
Anfprud genommene Aufſichtsrecht über die in Rede ftehende Stiftung, 
als aud über das Franz Weinhara’jche Legat pr. 4000 fl. Verfügungen 
zu treffen und eine Entfcheidung zu fällen. Dieſe Gegenftände, in ben 
Bereich des Privatredhts fallend, Tennten nur der Competenz ber f. l. 
Gerichte unterliegen. — Der Borftand des Barmherzigen Brüderconvents 
in Wifowig fei auch nicht legitimirt gemefen, gegen die Entſcheidung ber 
k. k. mähr. Statthalterei vom 8. Yuli 1880, 3. 12760 zu recurriten 
und bie angefochtene Min.-Entfcheidung zu provociren, indem hiezu blos 
ber Provinzial de8 Ordens berufen geweſen wäre. 
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Diefe Einwendungen find jedoch unhaltbar; denn nach tem Haren 
Wortlaute der in Yolge a. h. Entſchließung vom 15. Mai 1841 ergan- 
genen Hoffanzleiverorbnung vem 21. Mai 1841, 3. 15759 (XXIII, Bd. 
Samml. der pelit. Gefege und Berorbnungen für Mähren und Schlefien, 
©. 215) ift e8 Sade der k. k. polit. Behörden, über die Verwaltung der 
Stiftungen zu entſcheiden. 

Nachdem dem Beſchwerdeführer mit Entſcheidung der k. k. mähr. 
Statthalterei vom 8. Juli 1880, 3. 12760 ein Recht zur Theilnahme 
an der Verwaltung dieſer Stiftung durch Zuerkennung des Auffichts- und 
Ueberwachungsrechtes eingeräumt werden follte, wogegen ber Wiſowitzer 
Barmherzige Brüder-Ordens. Convent Beſchwerde führte, ſo lag allerdings 
ein Streitfall vor, zu deſſen Entſcheidung die polit. Behörden berufen waren. 

Der Beſchwerdeführer hat denn auch ſelbſt in früherer Zeit und im 
vorliegenden Falle mittelſt feiner Eingabe an bie k. k. mähr. Statthalterei 
de praes. 29. Mai 1880, 3. 10130 fein in Anfprud genonmenes Auf- 
fihtsrecht bei den f. k. politifhen Behörden geltend zu machen verfucht, 
jomit deren Competenz biezu ausdrücklich anerkannt. Ueberdied beruft das 
Geſetz vom 7. Mai 1874, R. ©. B. Nr. 50 in ten 88. 38 und 50 
gleichfalls die k. k. polit. Behörden zur Auffiht und Entſcheidung über bie 
Sicherftellung der den Klöftern zugedachten Legate. 

Die Legitimation des Borftandes des Wifowiger Stlofters it aber 
ihon dadurch außer Frage geftellt, daß die Dispofition des Franz Wein« 
hara ausdrücklich auf dieſes Klofter lautet. 

Was die meritorifchen Einwände gegen die angefochtene Entſcheidung 
betrifft, fo find diefelben auch indgefammt haltlos. Die Ueberwachung und 
Beaufjihtigung rer Stiftungen ift unzweifelhaft Sade der k. f. Staats⸗ 
behörden. Eben darum fann ein Auffichte- oder Ueberwachungsrecht von 
Privatperſonen nur auf Grund von Specialtiteln in Anſpruch genommen 
werden. Es liegen aber ſolche Specialtitel, kraft welcher dem Beſchwerde⸗ 
führer, ſei es in ſeiner Eigenſchaft als derzeitiger Beſitzer der Herrſchaft 
Wiſowitz oder aus einem anderen Grunde, ein Aufſichts- oder Ueberma«- 
hungsregt zuftehen würde, gegebenenfalls nicht vor. Denn weder im 
Stiftsbriefe vom 16. Mai 1781, nch in jenem von 2, Februar 1835 
ift dem Befiter der Herrſchaft Wifowig, als folhem, ein Aufjichte- oder 
Ueberwachungsrecht über diefe in Rede ftehende Stiftung gewahrt worden. 
Dieſes Recht kann demnach nur ausſchließlich den k. k. Behörden zuftehen, 
zumal dieſes Hoheitsreht nach $. 1456 a. b. ©. B. auch niemals vom 
Beichwerbeführer durch Erfigung erworben werden konnte. 

Wenn ſchon Franziska Gräfin Blümegen, als deren Erbe, reſp. 
Repräfentant rüdfichtlih diefer Stiftung Befchwerbeführer auftritt, ſich im 
Stiftsbriefe vom 2. Februar 1835 feine wie immer geartete Einflußnahme 
auf die von ihr befürderte Stiftung vorbehielt und ſich ausdrüdlid als 
einfache Schuldnerin diefer Stiftung declarirte, fo fleht der Beſchwerde⸗ 
führer mit diefer Stiftung auch in feinem anderen Privatrechtöverhältniffe, 
ald dem — eines zur unbebingten Leiſtung der ob der Herrſchaft Wifowig 
pfandrechtlich fichergeftellten Suftentationsbeträge verpflichteten Hypothe⸗ 
karſchuldners. Aus dieſem privatrechtlichen Verhältniſſe aber darf Be- 


ichwerbeführer keineswegs ein Ueberwachungsrecht über das Klofter zu Wis 


jowig in Anfprud nehmen, fondern er bat in biefer feiner Eigenfchaft Fein 
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anderes Recht, als bei ordentlicher Bräftation der quartalmäßigen Suften- 
tationsbeträge vom Stiftsobern die Duittung zu fordern, wie ber Stifts- 
brief im Abſ. 9 Har befagt. 

Ein anderes, zweifeitig verbindliches Bertragsverhältniß, wie vie 
Beichwerde irrig behauptet, Tiegt zwilchen dem Befchwerbeführer und ver 
Stiftung nicht vor, daher die Berufung der Beſchwerde auf die Befugnifie 
der Compaciscenten nah bürgerlihem Rechte nicht zutrifft. 

Aus dem Titel der Outsinhatung von Wifowig ift der Beſchwerde⸗ 
führer aber auch nicht beredtiget, irgend melde Rechte gegenüber ter 
Stiftung abzuleiten. — Denn laut des Stiftöbriefes vom 2, Februar 1855 
bat der Orden der Barmherzigen Brüder wohl gegen die ehemaligen Unter- 
thanen der Herrſchaft Wiſowitz, durch Widmung von brei Krankenbetten 
aus der Rohrmayer'ſchen Sechs⸗Bettenſtiftung pr. 12.000 fl. C. M., gewiſſe 
Verbindlichkeiten, keineswegs aber gegenüber der Öutsinhabung von Wifo- 
wig irgend melde auf bie Verwaltung ber Stiftung bezügliche Berpflid- 
tungen auf fi genommen. | 

Ebenſo irrthümlich verfucht Beichwerbeführer aus den feinerzeit er- 
gangenen Eutſcheidungen ter Staatöbehörben für fi Ueberwachungs⸗ 
befugnifle Binfichtlicy jener Stiftung zu bebuciren. — Denn viefe hatten, 
ſoweit fie einer Ueberwahung der Stiftung durch die Obrigkeit „herr 
ſchaftliche Obrigkeit“ gedenken, lebiglid die damals beftandene Competenz 
des herrfchaftlihen Amtes vor Augen; es war die Behörde, welche Seitens 
der ftaatlichen Oberbehörden mit gewiflen Acten beauftragt wurde. — 
Die erft vom Beichwerdeführer für feine Perfon in Anſpruch genommene 
Befugniß wurde dagegen entfchieden abgelehnt. 

Iſt aber ver Befchwerbeführer nicht beredhtiget, auf bie gräflid 
Dlümegen’fche Stiftung in Wifowig eine Ingerenz zu nehmen, fo fan 
temfelben auch nicht ein Recht zugeftanden werben, irgend welchen Ein- 
wand rüdfichtlih des vom Franz Weinhara dem Kloſter der Barmherzigen 
Brüder in Wifowig zugedachten Legates pr. 4000 fl. zu erheben. 

Nach beiden Richtungen ift daher die Beſchwerde unbegründet und 
mußte zurüdgewiefen werben. — Der Ausfprud über die Koften gründet 
ſich auf 8. 40 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36. - 


Ar. 1144. 


Gemeindeauflagen von Miethzinfen in Schlefien. 
Erkenntniß vom 12. Juli 1881, 3. 1139, 


Der t. 1. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Ignaz Amſter, 
Hotelpächters in Bielitz, ca. Entſcheidung des fchlef. Landesausſchuſſes vom 
21. December 1880, 3. 5079, betreffend die Auferlegung einer Mieth⸗ 
zinsumlage pr. 238 fl. 58 kr., nad) vurchgeführter 5. m. Verhandlung und 
Anhörung des perfünlich erfchienenen Befchwerbeführers, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als im Gefege nit begründet, ab 
gewiefen. — Ein Erfag der Koften des Verfahrens vor bem 
k. Berwaltungsgeridhtshofe findet nit ftatt.“ 


Beilage per Zuriftifhen Blätter, 
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Entſcheidungsgründe. 


Der Beſchwerdeführer beſtreitet nicht das Zuſtandekommen jenes Lan⸗ 
odesgeſetzes, mit welchem der Stadtgemeinde Bielitz die Einhebung einer 

Apercentigen Umlage von den 50 fl. überſteigenden Miethzinſen bewilligt 
worden war, welches Geſetz der angefochtenen Entſcheidung zu Grunde ge⸗ 
legt worden iſt. Der Beſchwerdeführer beſchränkt ſich darauf, die Art der 
Kundmachung dieſes Geſetzes, welches in den Landesgeſetzblättern nicht auf⸗ 
genommen erſcheint, anzugreifen, wobei er übrigens zugibt, daß dasſelbe in 
Bielig durch den Bürgermeifter kundgemacht worden ift. 

Der B. ©. Hof hatte daher Lediglich zu beurtheilen, ob in biefer 
Form ter Kundmachung ein folder Mangel gelegen fei, welcher die Ent- 
ſcheidung felbft als geſetzwidrig erkennen ließe und bat gefunden, daß die 
erwähnte Form der Kundmachung in dem vorliegenden Falle, in welchem 
es ſich um ein — blos für das Gebiet einer einzelnen Gemeinde gege⸗ 
benes Geſetz handelt, — nicht als ungeſetzlich bezeichnet werden könne. 

Die Einwendung, daß Beſchwerdeführer keinen Miethzins, ſondern 
einen, der Apercentigen Gemeindeumlage nicht unterworfenen Pachtzins für 
ENT. 82 in Bieliß zahle, wird burd das der Gegenfchrift der Stadt⸗ 
gemeinte Bielitz allegirte Zinsertragsbelenntnig von dem bortigen Haufe 
&.Nr. 82 und 82 a pro anno 1879 widerlegt. In diefem, vom Be- 
fchwerbeführer felbft unterfchriebenen Zinsertragsbelenntniffe dio. Bielig 
10. October 1878 — mit der Anmerkung, daß wie im vorhergegangenen 
Sahre 1877 keine Aenderüng eingetreten, eine felbftverftändliche Folge bes 
für feh8 Jahre vertragsmäßig ftipulirten gleihen Beſtandzinſes — wird 
ber eigentliche, der Beſteuerung unterworfene Zinsertrag der Wohnbeftand- 
tbeile de8 C.Nr. 82 in Bielig mit 1800 fl., einbefannt, indem von bem 
ganzen, einbefannten vertragsmäßigen Beſtandzinſe pr. 2600 fl., für das 
Gewerbsrecht 650 fl. und für Gartenbenützung 150 fl., zufammen 800 fl. 
als Abzugspoften dort aufgenommen erfcheinen. Durch dieſe Urkunde wird 
zweifellos ein von C.Nr. 82 in Bielig gezahlter Mietbzins in ver Höhe 
pr. 1800 fl. conftatirt und wurde auch bie Apercentige Gemeindeumlage 
bloß auf Piefen Mietbzins pr. 1800 fl. und nidt auf den ganzen’ Be- 
flandzind pr. 2600 fl. aufgetheilt, — daher der Theil des Beftandzinfes, 
weldher vom Befchwerbeführer felbft als Pachtzins des Gewerberehtes und 
für Oartenbenügung, mit zuſammen 800 fl. declarirt wurde, bei Einhe 
bung der Gemeindeumlage außer Anfchlag geblieben ift. 

Daß endlid die mit 238 fl. 58 kr. bemefjene Gemeindeumlage vom 
Beichwerdeführer ald Miether des C.Nr. 82 in Bielit nnd nicht von den 
Vermiethern dieſer Realitäten zu bezahlen iſt, geht fchon aus dem Wort- 
laute der bezüglichen, eine Apercentige Gemeindeumlage auf den Mieth⸗ 
zins von mehr ala 50 fl. einführenven Lanbesgefege hervor. Die 4per- 
centige Gemeindeumlage auf die Miethzinfe in Bielitz über 50 fl., fann 
auch niemald als eine Nealftener aufgefaßt werben, welche bie Hausbe⸗ 
figer als folche treffen müßte, da dieſe Gemeinde von Jahre 1876 an 
durch die oben bezogenen, für diefe Stadt erwirkten Landesgefege zugleich 
die Haußbefiger mit einem Gemeindezufchlage pr. 30 Percent zu ben birec» 
ten Stenern, i. e. auch der Hauszinsſteuer belegt, während die 4 per» 
centige Umlage die Miethparteien zu tragen haben. 

Bubwinslt, B. 8. H. Erkenntniſſe. V. 20 
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Die Behauptung der Beſchwerde, daß biefe Apercentige Umlage in 
Tolge des zwifhen dem Beſchwerdeführer und den Haußbefitern von 
ENT. 82 in Bielitz geſchloſſenen Vertrages, von letzteren zu entrichten 
if, daher ven letzteren hätte zur Zahlung aufgetragen werben follen, if,® 
— abgefehen davon, daß diefed and dem Bertrage nicht entnommen werben 
fann, ſchon darum nicht in Rüdfiht zu nehmen, weil es nicht Sache der 
Berwaltungsbehörden fein kann, fih in Würdigung ber Vertragsbedin⸗ 
gungen einzulaffen und abzufprechen, ob auf deren Grundlage ber Beſtand⸗ 
nehmer oder der vermiethbende Hauseigenthümer aus dem gegenfeitigen Ber- 
tragsverhältniffe zur Tragung der diesfälligen Gemeindeumlagen verpflichtet 
ift, fondern dieſe Berpflichtung aus den diesbezüglichen Geſetzesvorſchriften 
abgeleitet werden muß. 

Nachdem fohin die angefochtene Entfheidung im Geſetze vollftändig 
begründet iſt, mußte bie Dagegen eingebrachte Beſchwerde als gejeglich nicht 
begründet abgewiefen werden. Der Ausfprucd bezüglich des Koſtenerſatzes 
gründet fih auf 8. 40 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. 2. 
ex 1876 Nr. 36. 


Ar. 1145. 


Ein an die politifhe Behörde geftellte® Begehren um Aberkeunung der 

auf einem Waldgrunde ruhenden Dienftbarkeit der Wafferleitung ift nad 

Maßgabe des Taif. Patentes vom 5. Juli 1853, R. G. B. Rr. 130 der 

Gruudlaftenablöfungs: und Regulirungscommifflon zur weiteren Amts⸗ 

handlung zu übergeben und es Tann von der politiſchen Behörde zunächſt 
ein Verfahren nad dem Waſſerrechte nicht eingeleitet werden. 


Erkenntniß vom 18. Yuli 1881, 8. 1198. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beichwerde bes Edmund Grafen 
Hartig, Gutöbefigers in Niemes, ca. Aderbau-Min. und gegen Dr. Guftev 
Ritter v. Schlefinger, Outsbefiger in Walten, wegen der Entſcheidung des 
genannten Minifteriums vom 27. November 1880, 3. 5665, betreffend 
die Benügung einer Wafferleitung vom Tolzberge, nach durchgeführter ö. m. 
Verhandlung und Anhörung des Av. Dr. Theodor Kratky, dee F. k. Din.» 
Vice⸗Seecr. Freiherrn v. Zrauttenberg, dann des Adv. Dr. Siegfried Groß, 
in Bertretung bes mitbetheiligten Dr. Guftav Ritter v. Schlefinger, zu 
Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entjheitung wird als gefegwibrig 
anfgehoben.“ 


Entfsheidungsgrände. 


Nach Ausweis der Adminiftrativacten wurde die angefochtene Ent« 
fheidung und die ihr zu Grunde liegenden Entſcheidungen ber unteren 
Inſtanzen hervorgerufen durch die vom Grafen Hartig bei der k. k. Ber 
zirtshauptmannfhaft Gabel am A. Yuli 1877 sub 3. 3234 eingereichte 
„Klage*, in welder um das Erfenntniß gebeten wurde, daß dem Beſitzer 
des Gutes Walten, Dr. v. Sclefinger, das Recht des Waflerbezuge® 
mittelft Röhrenleitung aus ber auf der Walpparcele Nr. 274, genannt 
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Tolzberg, entfpringenden Quelle nicht zuftehe, daß ſich die öſterreichiſche 
Hypothekar⸗, Eredite und Vorſchußbank als BVorbefiter des Gutes Walten 
das Recht zum Waflerbezuge angemaßt babe, und daß Ritter v. Schlefin zer 
die Waflerleitungsröhren zu befeitigen, jeder Ausübung der Waflerbenügung 
fih zu enthalten habe. 

Das Begehren und die Abficht des Beſchwerdeführers war daher 
auf die Befeitigung der Wafferleitung durch behördlichen Spruch gerichtet. 
Die vom Beſchwerdeführer perhorrescirte, vom Gute Welten benügte 
Waflerleitung ftellt fih als eine Feldſervitut ($. 477 bed a. b. ©. 3.) 
dar, bei welcher das dienftbare Gut Wald und zur Walecultur dienender 
Boden ift, die alfo nah 8. 1, 3 a und 8, 6 a des kaiſ. Batentes vom 
5. Yuli 1858, R. G. B. Nr. 130 der Ablöfung, reſp. Regulirung „von 
Amtöwegen“ unterliegt. 

Nun können Klagen auf die Behauptung oder gegen die Anmaßung 
eines dem Patente vom 5. Yuli 1853 unterliegenden Rechtes nach ber 
Min.⸗Verordnung vom 3. September 1855, R. ©. B. Nr. 161 bezüg- 
lih der von Amtswegen abzulöjenden oder zu regulirenden Rechte, von ber 
Kundmachung des von der Landescommiffion in Anfehung der von ben 
Parteien anzubringenden Anmeldungen erlaffenen Edictes an gerechnet, vor 
Gericht nicht mehr anhängig gemacht werden. Zur Entſcheidung von berlei 
Streitfahen find vielmehr nah dem kaiſ. Patente vom 5. Yuli 1853, 
R. ©. B. Nr. 130, 88. 7, 10, 11, 34 der Min.» Verordnung vom 
31. October 1856, R. ©. B. Nr. 218, 88. 23, 44, 53 die Grund⸗ 
laftenablöfungs- und Regulirungslandescommilfionen und zwar ausfchließ- 
fih (Min.-Berorbnung von 6. März 1857, R. ©. B. Nr. 48) berufen. 

Die oberwähnte Eingabe, bezw. Klage des Beſchwerdeführers konnte 
baber, da es ſich nach der Actenlage offenbar um eine nicht zur Anmeldung 
gelangte Grundlaſt handelte, nah Maßgabe des 8. 23 der Min.Verord⸗ 
nung vom 31. October 18686, R. G. B. Nr. 218 leviglich zur Erftattung ber 
Anzeige an die Landescommifflen führen und es waren die Verfügungen 
biefer Behörde umſomehr abzuwarten, als wie bereitd erwähnt, direct und 
allein der Beſtand des Servitutsrechted im Trage geftellt worden war. 
Da nun dies nicht geichehen ift und die Adminiſtrativbehörden fi in bie 
Verhandlung und Entſcheidung einer Angelegenheit eingelafien haben, welche 
offenbar von ihrer Competenz ausgeſchloſſen war, mußte die angefochtene 
Entfheidung nah Vorſchrift des 8. 7 des Gef. vom 22. October 1875, 
R. ©. DB. ex 1876 Nr. 36 als geſetzwidrig aufgehoben werben. 
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Br. 1146. 


Die Einfhtne e in die Gtimmjetteln dur den bei der Gemeindewahl 

voriger sgermeißter, fowie das Ubuchmen von Stimmzettels bar 

driite Perſonen zum Bwede der Eines in Die Bahlurut begründen 

im Sinne der 96. 23 und m 8 ali — cm.  Behl-Orbg. eine Aullität 
des sul a 


Erlenntnig vom 14. Inli 1881, 3. 1197. 


Ze t. 1. 8. ©. Hof hat Über tie Beſchwerde des Sisman Falber 
und Senoflen ca. Statthalterei in Lenberg wegen der Entſcheidung vom 
19. December 1880, 3. 64633, betreffend Gemeinderathswahlen im 
Zloczow, nad durrchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr Max Yandesberger, fowie des f. f. Hofrathes Adolf Eckhardt, zu Recht 
erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird nad $. 6 des Ge— 
ſeves vom 22. Dctober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 wegen 
mangelhaften Verfahrens aufgehoben und die Sade zur Er- 
gänzung und neuen Entfheidung an bie Berwaltungsbehörbe 
zurüdgeleitet.* 









Entſcheidungsgründe. 


Die k. k. Statthalterei in Lemberg bat Über die von Sisman Falber 
und Genoſſen gegen das Verfahren bei der in der Stadtgemeirse Zloczow 
im zweiten und dritten Wahllörper vorgenommenen Wahl der Gemeinde- 
vertretung vorgebrachten Einwendungen mit der angefochtenen Entfcheidung 
vom 19. December 1880, 3. 64633 die Wahlen der im britten Wahl⸗ 
lörper gewählten zwei Gemeinderäthe Stanislaus Frankowski und Heinrid 
Deutfh, dann des Erſatzmannes Johann Hebdowski ungiltig erflärt, im 
Vebrigen aber die angefochtenen Wahlen bes zweiten und dritten Wahl⸗ 
körpers aufrecht erhalten. 

Bon ven in ber Beſchwerde gegen bie Sefegmäßigfeit dieſer Ent⸗ 
ſcheldung angeführten Gründen fand der B. ©. Hof nur jene berüdfid- 
tigung&mertb, welche bie Correctbeit des Wahlverfahrens deshalb beftreiten, 
weil bei der Wahl im zweiten und dritten Wahlkörper Wählern Wahl- 
geil entriffen und von britten Perfonen andere Wahlzettel für fie in bie 
Irne geworfen worden find und weil ber Bürgermeifter eine Wahlcontrole 
dadurch ausgeübt bat, daß er Wählern die Stimmzettel abnahm, biefe las 
und ſedenn in die Urne warf. 

Daß ein ſolcher Vorgang den Anordnungen der 88. 23, und 24 ber 
Sem. WahleDrdg. mwiderftreitet, ift Mar. Die k. k. Statthalteret hat bei 
ihrer Entſcheidung nicht angenommen, daß biefe ſchon im abminiftrativen 
Inftangenzuge gerügten Vorfälle thatſächlich vorgekommen find. Sie ließ 
fh biegu von den berichtlichen Angaben des Bürgermeiſters und bes 
politiſchen Bezirkecommiffärs beſtimmen. 

Allein abgeſehen davon, daß, wie die k. k. Statthalterei zu conſta⸗ 
tiren in der Lage war, die berichtlichen Angaben tes Bürgermeiſters in 
anderen Yunften fi ale nicht wahrbeit6getren erwieſen haben und daß 
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der interpenirende Bezirkscommiſſär nicht der ganzen Wahlhandlung bei« 
wohnte, fohin nicht in ter Lage war, die Correctheit des ganzen Wahl- 
verfahren® zu beurtheilen, ift durch Erhebungen, welche der Entſcheidung 
nachgefolgt find, die Nichtigkeit des einen Beſchwerdegrundes geradezu dar- 
gethban worden. Die einvernommenen Mitglieder der Wahlcommilfion 
baben laut Protokolles dto. 25. April 1881 übereinſtimmend beftätigt, 
daß — in Abweſenheit des politiſchen Commiſſärs — der Dürger- 
meifter Wählern vie Stimmzettel abgenommen, gelefen und jodann in die 
Urne geworfen. Daß dieſes Vorgehen der Natur und dem Zwede ber 
von den Wählern gewollten geheimen Wahl und den Beflimmungen der 
88. 23 und 24 1. c. witerftreitet, ift Har und die Nichtberüdfichtigung dieſes 
Umftandes offenbar nur dadurch erflärlih, daß derfelbe der k. k. Statt⸗ 
balterei bei ihrer Entfcheivung nicht befannt war, fie alfo von einem nad) 
den dermal vorliegenten Acten nicht richtigen Thatbeflandes ausgegangen ift. 
' Darüber, ob der derzeit nur durch Privatzeugnifie geftütte weitere 
Befchwervegrund, daß Wählern Stimmzettel entriffen und andere Stimm’ 
zettel durch dritte Perfonen in die Urne gelegt wurden, richtig fei oder 
nicht, find auch nachträglich Erhebungen nicht gepflogen worden. Da aber 
ein folder Vorgang ganz offenbar den Anordnungen der voreit. 88. 23 
und 24 wiberftreiten würbe, es ſich alfo allerdings um einen wefentlichen 
Punkt handelt, erfcheint der der Entſcheidung zu Grunde gelegte That. 
beftand auch unvollftändig. 

Es mußte daher die Aufhebung ber Entſcheidung nah Vorſchrift 
des $. 6 des Gef. vom 22. October 1875 erfolgen. 

Die weiteren Beichwerbepuntfte im dagegen allerdings gejeglich 
nicht begründet. Was zunächſt den Umſtand anlangt, daß Stanislaus 
Frankowski im dritten Wahlkörper ver Wahlcommiſſion als Mitglied zu- 
gezogen, daß Nuhim Litwak als Wähler in dieſem Wahlkörper geſtimmt 
und Ludwika Heine im zweiten Wahlkörper gewählt hatte, während die 
drei Genannten nicht wahlberechtigt ſeien, ſo vermochte der V. G. Hof 
die daraus deducirten Beſchwerdegründe nicht als zutreffend zu erkennen. 
Die Genannten waren in den rechtskräftigen Wählerliſten eingetragen. 
Die bezüglichen Einwendungen beziehen fih fomit nicht auf das Wahl- 
verfahren, ſondern auf da® im $. 16 der galiz. Gem. Wahl-Ordg. normirte 
Reclamationsverfahren und können daher nicht mehr auf Grund des $- 31 
der Gem. Wahl⸗Ordg. in Beſchwerde gezogen werden. 

Unbegründet iſt auch die Behauptung, daß für den Wähler Selig 
Buczaczer im dritten Wahllörper Jankiel Geber ven Stimmzettel unbered)- 
tigter Weife abgegeben bat, denn burd die gepflogenen Erhebungen wurbe 
conftatirt, daß zwar tem Selig Buczagzer ein von einem britten Wähler 
anusgefüllter Stimmzettel übergeben worben ift; diefen Stimmzettel bat 
aber Selig Buczaczer perfönlih in die Urne abgegeben. Daß die Be— 
nügung von durch Dritte gefchriebenen Stimmzetteln weder unzuläffig fei, 
noch eine Incorrectheit in ſich fchließt, lehrt der Mare Wortlaut des 8. 23 
ber Gem. Wahl- Orig. — Daß nur die Abgabe des Stimmzetteld, nicht 
aber bejjen Ausfertigung von den Wählern perfönlic gefchehen müfle, zeigt 
aud eine DVergleihung der 88. 23, 24 und 25 ber Sem. Wahl-Orpg. 

Die weitere Einwentung, daß unter ten im dritten Wahlkörper ab⸗ 
gegebenen Stimmzetteln mehrere mangelhaft waren, vermag dad Wahl⸗ 
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ergebniß in diefem Wahllörper nicht zu alteriren. Es kommen nämlich in 
diefem Wahlförper im Ganzen fiebenzehn folder Stimmzettel vor, in benen 
einzelne Candidaten blos mit dem Zunamen angeführt find; von ben Gewählten, 
deren Wahlen mit der angefochtenen Statth.-Entſcheidung aufrecht belafien 
wurden, find auf biefen mangelhaften Stimmzetteln ohne Vornamen nur 
verzeichnet „Petteih” zweimal und „Kuttin“ einmal; num wurbe aber 
Franz Pettefh mit 352 und Joſef Kuttin mit 310 Stimmen gegen 227 
Stimmen gewählt, fomit haben dieſe beiden Gewählten noch immer bie 
meiften giltigen Stimmen erhalten. 

Die Einwendung, daß für Herſch Süßmann Luftſchütz im dritten 
Wahllörper in unberehtigter Weife ein Stimmzettel abgegeben wurde, 
ift ganz grundlos, da der Genannte gar nicht gewählt hat, daher rüd- 
fihtlich desfelben weder von einer berechtigten, noch unberechtigten Stimm- 
abgabe die Rede fein kann. 

Durd die Adminiftrativacten ift ferner dargethan, daß Herfch Groß: 
fopf und Markus Müller im Grunde ordnungsmäßiger Vollmachten be» 
redtigt waren, für die Wähler im zweiten Wahllörper und zwar der 
erftere für Roſalie Smiechowiecka und ber zweitgenannte für den Reali⸗ 
tätenmitbefiger Mechel Zunfenftein die Stimme abzugeben. Es Tag daher 
für die Wahlcommiffion gar fein Grund vor, die Echtheit dieſer Boll 
machten in Zweifel zu ziehen. Diefe Vollmachten wurden übrigens auch 
bei der von der k. k. Stattbalterei nachträglich eingeleiteten Erhebung von 
den betreffenden Wählern felbft als echt anerlannt. Die in Bezug auf 
die Echtheit der bezüglichen Bollmachten erhobene Einwendung muß baber 
ale eine gänzlich grundlofe bezeichnet werben. 

Die Einwendung, daß Dr. Heine im zweiten Wahllörper für bie 
Langenhof'ſchen Erben ohne Bevollmächtigung geftimmt habe, ift allerdings 
richtig. Dieſe Unregelmäßigfeit ift jedoch nicht geeignet, das Wahlergebniß 
in der Wefenheit zu alteriren, da den Gewählten nach Abrechnung biefer 
mündlich abgegebenen ungiltigen Stimmen immerhin nod 20 gegen 18 
Stimmen übrig bleiben, daher biefelben noch immer mit abfoluter Majo⸗ 
rität al8 gewählt erfcheinen. 

Die Statthalterei hat bei ihrer Entfheidung angenommen, baß bie 
am 13. Mai 1880 vorgenommene Wahlhandlung des zweiten Wahlförpers 
um zwölf Uhr Mittags unterbroden und um drei Uhr Nachmittags wieder 
aufgenommen worden war. Daß diefer Thatbeſtand actenwidrig oder 
mangelhaft wäre, liegt nicht vor, daher diefer von der Statthalterei un 
genommene actengeinäße Thatbeftand in Gemäßheit des 8. 6 des Gel. 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aud dem Erkennt⸗ 
niffe te V. ©, Hofes zu Grunde gelegt werden muß und nachdem bie 
Unterbrehung der befagten Wahlhanplung von zwölf Uhr Mittags bie 
drei Uhr Nachmittags mit der Seitens bes Gemeindevorſtehers ergangenen 
Kundmahung des Wahltermines in Uebereinftimmung ift, fo vermochte ber 
V. ©. Hof in der befagten Unterbrechung der Wahlen eine Gefegwibrig- 
feit nicht zu finden und daher auch die diedfalls erhobene Einwendung nidt 
ald begründet anzuerkennen. | 





Nr. 1147, — Erk. v. 14. Juli 1881, 3. 1221. all 


Ar. 1147. 


Rad) dem tirolifhen Straßengefege kann bie Feſtſtellung einer neuen 

Goncurrenz mehrerer verfhiedenen Gemeinden zu den im Gebiete einer 

beftimmten Gemeinde liegenden Straßen und Brüden nur im Wege der 
Landesgeſetzgebung ftattfinden. 


Erkenntniß vom 14. Juli 1881, 3. 1281. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Gemeinde Breiten- 
bach ca. tirol. Landesausfhuß und gegen tie Gemeinde Kramſach, wegen 
ver Entjheidung des genannten Landesausſchuſſes vom 4. März 1881, 
3. 493, betreffend die Concurrenz zur Herftelung und Erhaltung von 
. Wegen und Brüden in der Gemeinde Kramſach, nad durchgeführter d. m. 
Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Anton Haflmanter, bann bes 
Abo. Dr. Joſef Stöger, des letzteren in Vertretung ber mitbelangten Ge» 
meinde Kramſach, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird als im Geſetze nidt 
gegründet aufgehoben.“ 


Eutfcheidungsgründe. 


Aus den Adminiftrativacten geht hervor, daß die Gemeinde Breiten- 
bach, wenn fie fih auch auf die Gemeinteortnung von Jahre 1866 und das 
Strafengef. vom 21. Februar 1870, 8%. ©. B. Nr. 1 zu dem, Ende 
beruft, um barzuthun, daß es fi bei den in Rede fiehenden Bauobjecten 
am eine der Gemeinde Kramſach geſetzlich obliegende Verpflichtung handelt 
— fi im Zuge der Wominiftrativverhandlung wejentlih dagegen ver- 
wahrte, daß ihr für die fraglichen Bauobjecte, d. i. für bie Yachenthaler 
Brüde, dann für den Waidach- und Antenfteg und den Hacelweg, eine 
höhere Concurrenzleiftung auferlegt werde, als jene ift, welche thatfächlid 
in ben leßten Jahren Seitens der Gemeinde Kramſach verlangt und von 
Breitenbach geleiftet wurde, nämlih von ein Fünftel der Erhaltungsfoften 
für die Brüde und von zwei Neuntel für die übrigen Objecte, 

In gleicher Richtung bemegt fih in der Wefenheit die vorliegende 
Beſchwerde und lag daher dem V. ©. Hofe die Frage zur Entſcheidung 
vor, ob nah dem Geſetze die Gemeinde Breitenbady durch die ange. 
fochtene Entfcheidung verpflichtet werden konnte, zu den erwähnten Objecten 
fünftig eine höhere Beitragsquote, als die bisher thatſächlich geleiftete zu 
zahlen und demgemäß eine Aufzahlung auf die nad dem bisherigen Maß- 
Habe für Herftelungen im Jahre 1874 und 1876 geleifteten Beiträge zu 
entrichten. 

Es ift unbeftritten, daß die Fachenthaler Brüde, dann der Waidach⸗ 
und Antenfteg und der fogen. Hachelweg im Gebiete ter Ortsgemeinde 
Kramſach Liegen und daß ein Landesgeſetz, durch welches dieſe Objecte ale 
Eoncurrenzobjecte im Sinne der 88. 2 und 4 des tirol, Straßengef. vom 
21. Februar 1870, 8%. ©. B. Nr. 1 erflärt worden wären, nicht zu 
Stante kam. — Die Verpflichtung zur Herftellung und Erhalkung diefer 
Ohjecte Liegt, ihre Nothmwendigfeit vorausgeſetzt, unbefchadet allfälliger, in 
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befonderen Privatrechtstiteln begründeten Verbindlichkeiten (8. 13 bes 
Straßengef.) nah 8. 11 des Strafengef. der Ortsgemeinde Kramfach ob, 

Der Landesausſchuß hatte daher, infomweit nicht derartige befondere 
Berpflihtungen unbeftritten oder erwiefen vorlagen, die Ortsgemeinde Kram⸗ 
fach als die Berpflichtete anzufehen und zu behandeln, er war jedoch im 
Hinblide auf die in den 88. 2, 4, 6 und 7 bes cit. Landesgeſ. vor 
behaltene Competenz nicht ermächtigt, eine Concurrenz der Gemeinde 
Breitenbach zu biefen im Gemeindegebiete von Kramſach gelegenen Ob⸗ 
jecten in einen von ber Gemeinde Breitenbach beftrittenen, weil über vie 
Höhe ihrer bisherigen Leiftung hinausgehenden Maße feftzuftellen, das von 
ihr feſtgeſetzte Beitragsverhältniß bis zur Erwirkung ber Feſtſtellung einer 
anderen Concurrenz als maßgebend zu erklären und der Gemeinde Breiten⸗ 
bach die Zahlung jenes Mehrbetrages aufzuerlegen, welcher ſich ergibt, 
wenn die Seitens der Gemeinde Kramfach für in den Jahren 1874 - 1876 
vorgenommene Herftellungen geforderten und von ter Gemeinde Breiten 
bach bezahlten Koften nad dem vom Landesausfchuffe nen feftgeftellten 
Maßſtabe berechnet werden. 

Die angefochtene Entjheitung mußte daher als im Gefege nit 
begründet aufgehoben werben. 


Ar. 1148. 


Nechtsfall zu ben 88. 20, 102 bes böhmifhen Wafferrechtögefepes und 
8. 1, 4 And 6 ber Min.:VBerordnung vom 4. December 1 m böhm, 
8. G. 8. Nr. 52. 

Wirkung eines gerihtliden Abſchätzungs⸗ und Feilbietungsactes auf bie 
Rechte mehrerer, auf dasſelbe Betriebswafler angewiefener Waſſerwerke. 


Erkenntniß vom 15. Juli 1881, 3. 1199. 
Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beichwerde des Johann Koſtelnik 








ca. Aderbau-Min. anläßlich der Entſcheidung vesfelben vom 7. November . | 


1880, 3. 8481, betreffend den Wafjerzufluß zu den an der Eger bei Zaun 
gelegenen Triebwerfen, nach bucchgeführter ö. m. Verhandlung und An- 
hörung des Adv. Dr. Karl Doftal, des k. k. Min.Vice⸗Secr. Friebrid 
Freiherrn v. Trauttenberg, des k. k. Baurathes Franz Scherhant, endlich 
des Adv. Dr. Georg Prazak, in Vertretung des an der Streitſache mitbe⸗ 
theiligten Müllers Franz Jiraͤſek, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird als im Geſetze nicht 
begründet nah 8. 7 des Geſetzes vom 22. October 1876, R. G. B. 
ex 1876 Nr. 86 aufgehoben.” 


Entſcheidungsgründe. 


Zwei Ausſprüche der angefochtenen Entſcheidung ſind es, welche nach 
der Actenlage dermal den Gegenſtand des verwaltungsgerichtlichen Erkennt⸗ 
niſſes bilden können. In erſter Reihe iſt es der Ausſpruch, dag ben drei 
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Wafferwerlen — den an der Eger in Raum gelegenen Mühlen „Rezna“ 
— „Sejdvoona* und Haffat (E.-Nr. 276, 277) und zwar ter Mühle 
Rezna eiuſchließlich des Waflerbezuges für die ftäptifhe Wafferleitung 
ebenjo wie vor dem Jahre 1853 auch dermalen der Anſpruch auf je Ein 
Drittel der vorhandenen Waflerkraft zuſtehe. Im zweiter Reihe ift es die, 
für den Wall, daß der Befiger der Reznamühle den mit der angefochtenen 
Entſcheidung in Ausfiht genommenen Maßnahmen zur Durchführung der 
Gleichtheilung der Waſſerkraft fih nicht unterwerfen wollte, getroffene Ver- 
fügung, daß das Werkgerinne der Mühle Rezna um 66 Centimeter ver« 
engt, d. i. auf die Breite von 175 Gentimeter rebucirt werben müſſe; 
durch die legtere Verfügung fol eben auch die Gleichtheilung der Wafjer- 
fraft verwirklicht werben. 

Was nun den erfteren Ausfpruch anbelangt, fo vermodte der V. ©. 
Hof nicht zu finden, daß durch die Ergebniffe der gepflogenen Berhandlung 
die Richtigkeit der Vorausſetzung vesfelben, vor dem Jahre 1853 habe jedes 
der drei genannten Werke ein Drittheil der vorhandenen Waflerkraft bezogen, 
dargethan iſt. Ein directer pofitiver Beleg für biefe Vorausſetzung könnte 
lediglich in der Ausfage des Gedenkmannes Johann Riha gefunden werden, 
welcher angab, das Waſſer fei in drei Theile getheilt worden, ein Drittel 
habe die Mühle Haſſak und die beiden anderen Mühlen eben auch je ein 
Drittel bezogen. Der Ausſage dieſes Gedenkmannes kann aber ein entjchei« 
dendes Gewicht nicht beigelegt werten. Denn abgefehen davon, daß bereite 
bie II. Inftanz wegen bes beftandenen Dienftesverhältniffes zum Befiger 
der Mühle Haſſak den Zeugen bedenklih befunden und auch feiner der 
weiter einvernommenen Gedenkmänner eine gleiche Ausfage gemacht bat, 
ja daß der Zeuge Johann Drtina, welcher gleihfall® durd mehr als 
vierzig Jahre in den Mühlen betienftet war, auédrücklich hervorhob, 
er künne, wenn er die Wahrheit reren folle, nicht angeben, auf welde 
Waſſermenge jeder der Müller rechtlichen Anſpruch hatte, fteht dieſe Aus« 
fage nicht im Einklange mit den urkundlichen Daten über bie beftandenen 
Wafjerbenügungsverhältniffe, nit im Einklange mit dem Gutachten des 
behördlichen Sachverſtändigen, welder betonte, daß das Waller früher nie 
in drei gleiche Theile getheilt worben ift, endlich nicht im Einflange mit 
der commiſſionell conftatirten und aud in der angefochtenen Entſcheidung 
anerkannten Thatfahe, daß nicht einmal die Lichtweite der Werlgerinne 
und die Niveaulage der Schütenfchwellen ver Haflatmühle und ver Sejdovna, 
welche angenommenermaßen nicht verändert worden find, — glei find. 

Soweit die urtundlichen Belege über die vor dem Jahre 1853 be» 
ftandenen Waflerbenägungsverhältniffe Auffchluß geben, waren dieſe laut 
des von Gubernium genehmigten Kaufvertrages dto. 7. Juli 1835 in 
folgender Weife geregelt: Wenn es fich ereignen follte, Daß das Wafler in 
dem Egerfluße fo jehr fallen würte, daß felbes zur Betreibung der an den 
beiden Seiten des Egerfiromes gelegenen zwei Mühlen, nämlid ver in 
Frage ftehenden Rezna und Sejdovna, dann der beinahe gegenüber fte= 
henden fogen. Neumühle nicht zureihen würde, jo lieget den Müllern ver- 
tragsmäßig zu dem Zwede, damit die Stadt ſtets mit Waller verfehen 
werden könne, ob, lediglich und allein die Mühle Rezna und die Waſſer⸗ 
triebmafchine ohne Aufenthalt geben, die Mühle Sejdovna und die fogen. 
Neumühle aber abwechjelnd durch drei aufeinanderfolgende Tage dergeftalt 


314 Mr. 1148. — Erf. v. 15. Juli 1881, 3. 1199. 


fteben zu laſſen, Laß, wenn eine diefer Tegtgenannten zwei Mühlen durd drei 
Tage in ihrem Gange gewefen, die andere durch brei Tage ftehen zu bleiben 
haben wird... . Und wenn e8 fich weiter ereignen follte, daß das Waſſer 
im Egerfluße fo fehr fallen würde, daß es nicht einmal zur abwechfelnven 
Detreibung der Neznamühle und der Neumühle hinreichend wäre, fo liegt 
den Mühleigenthümern kraft der Verträge zu dem gedachten Zwecke ob, 
ſämmtliche Mühlen zu fperren und zu geftatten, daß das Waſſer lediglich 
und allein zur Zreibung der Waflerkunft verwendet werbe, 

Hieraus ergibt fi, daß die Waſſerbenützungsanſprüche der brei Werke 
‘dahin geregelt waren, baß 1) bei zureihendem Wafferftande jedes der brei 
Werle das zu feinen Betriebe — allerdings nach der vamaligen Anlage — 
nöthige Waller beziehen konnte, daß 2) bei einem Wafjerftande, der nicht nur 
zum Betriebe der Mühle Rezna ausreichte, fondern darüber hinaus noch einen 
Ueberſchuß aufwies, diefen Ueberſchuß die Mühlen Haſſak und Sejdovna alter- 
nativ für ihre Betriebszwecke verwerthen Tonnten, woraus von felbft folgt, daß 
bei einem Waflerftande, welcher nur zum Betriebe der Rezna ausreichte, dieſe 
allein im Betriebe erhalten werden durfte, endlih daß &) bei einem Waſſer⸗ 
ftande der nicht einmal zum Betriebe der Mühle Rezna ausreichte, gleichwohl 
bad vorhandene Waller zum Betriebe des im Mühlgerinne der Rezna 
befindlihen Rades für die Stadt Launer Wafferleitung unbedingt und 
eonftant verwendet werben mußte, alfo nicht etwa zu Gunſten der Mühle 
Rezna, gefhweige denn zu Gunflen ber anderen Mühlen fo geftaut werben 
durfte, daß darunter der Betrieb des Waſſerrades gelitten hätte. Die 
Aufrehthaltung und fortdauernde Uebung diefer Benützungsmodalitäten wird 
von allen Geventmännern beftätigt. 

Es bedarf Feiner Ausführungen darüber, daß das ber angefochtenen 
Entiheidung zu Grunde gelegte Princip „der Theilung der Waffer- 
kraft zu je Ein Drittel durch diefe erwiefenen Benützungsmodalitäten 
nicht bewährt wird, welche vielmehr ganz im Einklange mit ber heute 
maßgebenden Beftinnmung des 8. 20 des Wafl. Gef., nah dem Waſſer⸗ 
ſtande und nah dem Bedarfe ver Anlagen fi richteten. Der ange 
fochtenen Entſcheidung erfcheint nun die einfache Anwendung biefer Be- 
nüßungsmodalitäten auf die derzeit vorhandenen Anlagen, fpeciell auf die 
Mühle Rezna deshalb unanwenbbar, weil eine Erbreiterung bes 
Werlgerinnes der Rezna und zwar nm 66 Centimeter ftattgefunden 
bat, welche, weil ohne behördliche Bewilligung erfolgt, bei der Wafferthei- 
lung, beziehungsweife bei Beftimmung der Benütungsmobdalitäten außer 
Anſchlag bleiben müſſe. 

Allein auch dieſen Ausſpruch vermochte der V. G. Hof nicht als 
begründet anzuerkennen. — Denn abgeſehen davon, daß bereits im ber 
Entſcheidung II. Inſtanz mit vollem Grunde darauf bingewiefen wurde, 
daß die urfprüngliche Breite des Gerinned der Reznamühle aus den Re⸗ 
fultaten ber gepflogenen Erhebungen, insbeſondere aus ben Angaben ter 
Gedenkmänner fih nicht feftftellen laſſe, liegen ſehr zahlreiche und ent⸗ 
fcheidende Momente vor, welche es ausſchließen, das derzeitige Gerinne 
der Reznamühle als eine eigenmädtig vorgenommene unzuläffige Neuerung 
zu behandeln. Allerdings vermochte ber Beſchwerdeführer, der derzeitige 
Befiger der Mühle Rezna, ſich darüber nicht auszuweiſen, daß bie von 
dem Vorbefiger Franz Hyra zugeftandene Erbreitung des Gerinnes Seitens 
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ver politifhen Behörde bewilligt worden wäre, Acten, melde eine dies⸗ 
bezügliche Verhandlung und Entſcheidung zum Gegenftande gehabt hätten, 
fanden fih nicht vor. 

Dagegen producirte Die beſchwerdeführende Partei eine von dem Expebite 
bes Ef, Bezirf8amtes Laun vidimirte Abfchrift des Decretes dieſes — damals 
zur Ueberwahung von Wafferwerlen — ($. 28 der Berorbnung vom 
19. Jänner 1853, R. ©. B. Nr. 10, Anh. A) competenten Amtes 
dito. 20. December 1858, Nr. 7758, womit Franz Hyra verfländigt 
wird, daß die Statthalterei mit Erlaß vom 9. December 1858, 3. 60581 
ba8 von Franz Hyra angeſuchte förmliche Landesfabrilsbefugnig zum Be⸗ 
triebe der in Laun errichteten Kunſtmühle ertheilt habe. — Daß 
dieſes Actenſtück, deſſen ämtliche Unterlagen eben auch nit vorhanden zu 


ſein ſcheinen, auf die Mühle Rezna ſich beziehe, ſteht nicht in Frage. — 


Aus dieſem Acte muß nothwendigerweiſe geſchloſſen werden, daß die Be—⸗ 
hörden von ber Errichtung der Kunfimühle Kenntniß hatten und dieſe als 
eine unbeanftändete Anlage behandelten. 

Ob die Errichtung der Kunftmühle auf die vormals beftandenen 
Bafferzuleitungsanlagen rüdwirkte, ob die letteren zum Zwecke der Ein- 
rihtung der Mühle Rezna als Kunftmühle nach ihrer jeßigen Anlage eine 
Aenderung erfahren mußten; dieſes Moment Tieß die abgeführte Verhand⸗ 
lung zwar unerörtert, doch Tann dies wohl vorausgejegt werben. 

Ein weiterer und ſehr gewichtiger Beleg dafür, daß die Behörde 
die Mühle Rezna in ihrer dermaligen Unlage keineswegs als einen un« 
berechtigten Beftand anfah, Tiegt in dem Protofolle dto. 28. Auguft 1876. 
— An diefem Tage fand Über Auftrag der Bezirkshauptmannfchaft die 
Localeommiffion zu dem Zwede ftatt, „um die waflerrechtlihen Gerechtſame 
und Berpflihtungen der zur Concurdmafle des Franz Hyra gehörigen 
Mühlen behufs ihrer Eintragung in's Waflerbuh, zu erheben." — Im 
diefem Protofolle wird die Einrichtung der Mühlen Rezna, Sejdovna, 
Haffal der Beftand ihrer Wafjerbenügungsanlagen befchrieben, insbefondere 
auch von der Mühle Rezna angeführt, daß die Zuleitung des Waflers 
auf das Eine Triebrad mittelft einer 2,40 Meter breiten Aufzugs- 
fhüte bewirkt werde. — Nachdem conftatirt wurde, „daß gegen bie ges 
fammten Einrihtungen von Feiner Seite ein Anftand erhoben worden war,“ 
wurde bei berjelden Kommilfion bie Fixirung dieſer Verhältniſſe durch 
Seßung des Normalzeihend vorgenommen. 

Ob die Eintragung diefes Protokolles in das Waſſerbuch erfolgte, 
darüber geben die Acten allervings keinen Aufſchluß. Gleichwohl muß 
aber ſchon aus dem Commifftonerefultate im Hinblick auf den Zwed der 
Amtshandlung und auf die Beſtimmungen des $. 100 bes Wall. Gef. und 
88. 1, 4, 6 der Durhführungsverorbnung hiezu vom 4. December 1872, 
Nr. 52 gefolgert werden, daß behörblicher Seitd die damald vorgefundenen 
MWafferbenügungsanlagen der Mühle Rezna als der äußere Ausdruck „be⸗ 
reits beftehenter Wafferbenüägungsrehte” anerkannt wurden. 

Mit Rückſicht darauf geht es niht an, jene Anlagen dermal als 
eigenmächtig vorgenommene, unzuläffige Neuerungen zu behandeln. Hiezu 
fommt noch, daß Bellgern ver Mühle Haflal ein Einſpruchsrecht gegen 
ben derzeitigen Beftand der Wafjerbenügungsanlagen nicht zuerfannt wer⸗ 
den kann. — Diefe Mühle ift ebenfo wie die Mühlen Sejpoona und 
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Rezna in Folge erecutiver Feilbietung aus dem Beſitze der Eheleute Hyra 
— refp. ihrer Concursmaffe — in andere Hände gelangt. — Zeuge der 
biefer erecutiven Yeilbietung zu Grunde gelegenen Abſchätzungsprotokolle 
dto. 12. und 18. Mai 1876 bildete den ©egenftand und die Bafis der 
Abſchätzung der an diefen Tagen vorgefundene Beſtand (gemäß des 
heutigen Bauzuftgndes und ber Fludereintheilung) der Anlagen. — Im 
Art. I der Bepingniffe für den erecutiven Berfauf der Mühlrealität 
Nr. 277 (Rezna und Sejdovna) wird ausdrücklich hervorgehoben, es werde 
„Alles in dem Zuftande, wie es laut Protokolles dto. 12. Mai 1876 als 
Zugehör ver Mühle mit 68.874 fl. 55 fr, geſchätzt wurde,“ verkauft. 
— Hieraus folgt, daß die Käufer die Realitäten, alfo aud die Waſſer⸗ 
benüßungsanlage in jenem Zuftande erwarben, welder ven am Shäßungs- 
tage vorgefundenen Beftand derjelben ausmadhte. — Da das Ab⸗ 
ſchätzungsprotokoll überdies der wechleljeitigen Beziehungen der genannten 
Mübhlrealitäten gedachte und bei der Abſchätzung auf dieſe reflectirte, fo 
hatte auch jeber der beiden Käufer volle Senntniß davon, was den Be- 
ſtaud der nachbarlichen Anlage bilvete. 

Wenn es nun in den Abjhätungeprotofollen heißt: „Gemäß bes 
heutigen Bauzuftandes und der Fludereintheilung“ der Mühlen 
Nr. 276 und 277 werte die Waflerkraft der erfteren mit Ein Drittheil, 
die Waflerkraft der beiden anderen Mühlen mit zwei Drittheilen der ganzen 
biefen drei Mühlen gemeinſchaftlichen Waflerkraft angenommen, fo wohnt 
diefer Anführung ficherlih kein anderer Sinn inne als der, daß die Sach⸗ 
verftändigen den Effect des Bauzuftandes und per Tylubereintheilung bee 
züglich ver Waflerfraft zu Zweden ihrer Abjhägung in der eben ange» 
führten Weife feftitellen zu können vermeinten. — Haben nun die Sade 
verftändigen wie das technifche GOutachten conftatirt, in dieſer Aufftellung 
ſich geirrt, find die Waflerbenügungsanlagen fo geartet gewejen, daß ben 
beiden Mühlen Rezna und Sejdovna etwa mehr als zwei Drittheile, der - 
Mühle Haſſak aber vielleiht weniger ald ein Drittheil der Waflerfraft 
zugeführt wird, fo kann doch dieſes Irrthumes wegen feiner der Käufer 
mit Recht begehren, daß die Anlagen felbft nunmehr geändert und genau 
dem im Schäßungsprototolle angenommenen Effecte angepaßt würden. 

An diefer Confequenz haben auch die Feilbietungsbebingnifle, bezw. 
die im Art. 2, refp. 15 derſelben vorkommenden Beftimmungen nichts 
geändert. — Denn wenn e8 in diefen Artileln heißt, daß, was die Rechte 
und Anfprüce auf die Benützung des Wafjers anbelangt, „die der Feil⸗ 
bietung zu Grunde gelegte Schägung an den fuctiihen althergebrachten 
Rechten, Anjprüchen und Verpflichtungen jener, tie das Wafler und bie 
Waſſerwerke mitbenützen, alfo namentlich der Bejiger der Mühlen Nr. 276, 
277 und der Gemeinde Laun — nichts ändern folle," fo kann biefe 
Beftimmung mit Rüdfiht auf das bisher Geſagte, insbejondere mit Rüde 
fiht auf den Inhalt des vorcit. Art. Ider Beringniffe unmöglich auf die — 
ja geihägten und verkauften heutigen — Anlagen und Einrichtungen der 
Mühlen bezogen und etwa dahin geteutet werden, daß dieſe nur infoweit 
als berechtigt beftehende behandelt und aufrecht erhalten werben follen, in⸗ 
foweit fie den alten Beſtänden der Mühlen entfprehen. Offenbar kann 
biefer Beſtimmung nur der Sinn beigelegt werden, daß an den oben be- 
reits bejprochenen durch den Bertrag vom 7. Yuli 1835 formalifirten, von 
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den jeweiligen Waflerftandsverhältnifien abhängigen Nutzungsberechtigungen 
ver Wafferleitung und der drei Mühlen nichts geändert fein fol. 

Die Entſcheidung des k. k. Minifteriums, daß das derzeitige Werk⸗ 
‚gerinne der Mühle Rezna als eine unberechtigte unzuläflige Neuerung zu 
behandeln und demgemäß auf dad alte Ausmaß zu reduciren jei, entipricht 
demnach nicht der Sad und Rechtslage und mußte daher als im Geſetze 
nicht begründet aufgehoben werben. 

Sn eine Unterfuchung der weiteren Befchwerbepuntte wirb nicht ein« 
‚gegangen, da die bezüglichen Verfügungen der angefochtenen Entſcheidung 
fi lediglich als Eonfequenzen der in der Entſcheidung enthaltenen Beant- 
wortung ber eben erörterten und anders entſchiedenen Borfrage herausftellen. 


Ar. 1149. 


Rechtsſatz wie in Nr. 95, 276 und 1109. 
Grienntniß vom 13. September 1881, 3. 1494. 


Der I. k. 8. ©. Hof hat Über die Befchwerde des Peter und Joſef 
Novelli, Lucas Zanutta, Joſef Piftacht, dann der Ludovika Biauchi, ver- 
witweten Dofe und der Helene Mreule ca. Entſcheidung des k. k. Finanz⸗ 
Min. vom 28. December 1880, 3. 26184, betreffend die Gebühren⸗ 
bemefjung vom Subftitutionsnacdhlaffe des Joſef Bianchi nad dem Ableben 
des Fiduciarerben Marc Antonio be Fabris, nad burchgeführter d. m. 
Berbanplung zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerbe wird als gefeglih nicht begründet zurück— 
gewiefen. — Die Befhwerdeführer haben dem 8 k. Finanz- 
minifterium dem Betrag von.10 fl. an Koften des Berfahrens 
binnen 14 Tagen nad Zuftellung des Erkenntniffeszubezahlen.“ *) 


Ar. 1150. 


Gebührenbehandlung einer geſellſchaftlichen VBerforgungsanftalt.**) 
Erkenntniß vom 18. September 1881, 3. 1495. 


Der it. k. V. ©. Hof bat Über die Beſchwerde der Direction der 
Witwen- und Waifenfocietät der Notare im Königreihe Böhmen gegen bie 
Entſcheidung bes k. k. Finanz-Min. vom 27. November 1880, 3. 29761, 
betreffend die Gebührenbehandlung verfelben nah Tarifpoſt 57, lit. E des 


*) Siehe Entiheibungsgründe bei Nr. > (Band I, Jahrgang 1876/77), 
Sei Nr. 276 (Band II, Jahrgang 1878) und 1109 
*e, Siehe auch Erkenntniß Nr. 300 (Band U, Jahrgang 1878). 
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Gef. vom 13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89, nad durchgeführter 


d. m. Verhandlung und Anhörung des Abo. Dr. Karl Doftal, fowie des 
Ef. Min.»Bice-Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als gefeglih nicht begründet ab- 
gewiejen. — Ein Erfat der Koften des Verfahrens wird nicht 
auferlegt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Nah Tarifpoſt 57 des Gef. vom 13. December 1862, R. G. B. 
Nr. 89, Abi. E find alle gefellichaftlichen Berforgungsanftalten verpflichtet, 
fowohl die von den Einlagen, als von den wiederkehrenden Leiftungen und 
bei dem Eintritte der Berforgung von ven gefellfchaftlichen Leiftungen nach 
Scala II entfallenden Gebühren menatlid nachhinein unmittelbar zu ent⸗ 
richten und gemäß Abf. 2 der Vollzugsverordnung vom 20. December 1862, 
R. ©. DB. Nr. 102 gleichzeitig mit dem hierüber zu führenden Journale 
der Gefälscafje zu übergeben. Bon dieſer Verpflichtung find zufolge einer 
Anmerkung zu dem Abſatze E der cit. Zarifpoft 57 nur jene gefellfchaft- 
lihen Berforgungsanftalten befreit und als gebührenfrei zu behandeln, 
welche fi) blos auf Beerdigungsfeften, ärztliche Hilfe und Pflege in Krank⸗ 
heiten und Unterftügungen im alle zeitlicher oder lebenslänglicher Erwerbs⸗ 
unfäbigleit befchränten. 

Der B. ©. Hof fand, daß nah dem Inhalte der Statuten der 
Societät der Notare Böhmens die Beringungen nicht zutreffen, unter 
welchen allein nach der eben cit. Anmerkung zum Abſ. E der ZTarifpoft 57 
bie ausnahmsweiſe Gebührenbefreiung, welche biefelbe anfpricht, zugeſtanden 
werben könnte, Die genannte Societät ift, wie fie felbft in der Beſchwerde 
zugibt, eine geſellſchaftliche Verforgungsanftalt, welche den Witwen und: 
Waiſen ihrer Mitglieder Penſionen zufichert, die, wenn auch variabel 
und derzeit noch in Beträgen beftehend, welche zu einer vollfländigen Ber» 
forgung nicht ausreichen mögen, doc Feine foldhen Unterfügungen find, 
beren Gewährung ftatutenmäßig von dem Vorhandenſein zeitlicher oder 
lebenslängliger Ermwerböunfähigleit abhängt (SS. 12 und 13 
der Statuten), und als ſolche die Gebührenbefreinng für die Societät zu 
begründen vermöchten. 

Die Einwendung, daß die Forderung ber Finanzverwaltung, es feien 
von der Societät die betreffenden Gebühren feit dem Jahre 1863 nach⸗ 
träglih zu entrichten, nad dem Gef. vom 18. Mär; 1878, R. ©. 2. 
Nr. 31 theilweife verjährt fei, und wenn fie überhaupt begrüntet, nur 
bezüglich der legten fünf Jahre, d. i. feit dem Jahre 1876 geftellt werben. 
könnte, vermochte der B. ©. Hof nicht für ftihhältig anzufehen. Denn 
nah 8. 2 des Gef. vom 18. März 1878 beginnt, wenn in Folge einer 
Pflihtverfäumniß der Partei die Bemeſſung einer Abgabe over die Be⸗ 
rihtigung einer ohne amtlihe Bemefjung einzuzahlenden Ge— 
bühr ganz oder theilmeife unterblieben ift, die Verjährungsfrift (bei Ge⸗ 
bühren jene von fünf Jahren) erft mit Ablauf jenes Verwaltungsjahres, 
in welhem bie Behörde in die Lage geſetzt worden ift, die Bemeflung oder 
Borfhreibung vorzunehmen. 

Nun hatte nach den vorliegenden Apminiftrativacten die Societät, 
obfhon fie nach den oben cit. gefeglichen Beflimmungen zur Gebühren« 
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entrichtung ſchon feit dem 1. Yänner 1863 verpflichtet war, mit welchem 
Tage das Gef. vom 13. December 1862 in Wirlſamkeit trat, dieſe Ent- 
richtung unterlafien und mit berfelben erft am 21. Yuni 1877 begonnen, 
mit welchem Tage die erfte Gebührenabfuhr, and zwar für das Jahr 1876 
geleiftet worden if. Durch biefe Pflichtverfäumnig allein ſchon wäre bie 
Unwendung bes übrigens erſt am 1. Yänner 1879 in Wirkfamfeit ge 
tretenen Gef. vom 18. März 1878 für die vorausgegangene Periode aus- 
geſchloſſen. 

Die Behauptung der Beſchwerde endlich, daß das k. k. Finanz⸗ 
Min. nicht berechtiget war, die Entſcheidung der unteren Inſtanz in pejus 
im Recurewege abzuändern und die Gebührenforderung vom 1. Jänner 
1863 angefangen zu ftellen, während bie Finanzbehörde I. Inſtanz bie 
Gebühren nur feit dem Jahre 1876 in Anſpruch genommen hatte, ift 
ebenfalls unbaltbar, nachdem die höheren abminiftrativen Inſtanzen kraft 
der ihnen zur Wahrung der gejetlihen Anſprüche des Staatsfhaneß 
zuftehenden Oberaufficht berechtiget fine, alle Gebührenvorfchreibungen felbft 
von Amtswegen einer Ueberpüfung zu unterziehen. Dieſes Recht zur 
Richligftellung der Gebühren ift ihnen auch im $. 3 des Gef. vom 
18. März 1878, R. ©. B. Nr. 31 über die Verjährung der Steuern 
und Abgaben innerhalb des mit dieſem Geſetze beftimmten Zeitraumes aus⸗ 
brüdlich gewahrt worden. 

Die Beſchwerde mußte ſonach abgemwiefen werben. 


Ur. 1151. 


Rechtöſatz wie in Rr. 936 und 1081. 
Erkenntniß vom 13. September 1881, 3. 1487, 


Der k. k. B. ©. Hof bat Über die Befchwerde des Dr. I. Vanék 
ca. Entjheidung des k. k. Finanz- Min. vom 8. November 1880, 3. 31634, 
betreffend die erhöhte Stempelgebühr von 2 fl. 70 fr. für bie zu einer 
bei diefem Gerichtshofe überreichten Beſchwerde beigebradhten Abfchriften 
derfelben, nach durchgeführter 5. m. Verhandlung zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet ab⸗ 
gewiefen. — Der Befhwerbeführer bat dem !. k. Finanzmini- 
fterium den Betrag von 5 fl. an Koften des Verfahrens binnen 
14 Tagen nad Zuftellung des Erkenntnifjes zu bezahlen."*) 


2) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 986 (Band IV, Jahrgang 1880) und 
bei Nr. 1081. 
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Ar. 1152. 


Beitpunft der Berechnung der Dauer bes Borbefiges wegen bes Sebühren: 
nachlaſſes bei Berlaffenfchaften. *) 


Erkenntniß vom 18. September 1881, 3. 1458. 


Der k. k. V. G. Hof bat über die Beſchwerde bes Ferdinand Fürften 
Lobkowitz ca. Entſcheidung des k. k. Sinanz- Min, vom 2. November 1880, 
3. 23340, betreffend die Gebühr vom Nadlaffe nah Joſef Trürften Lob⸗ 
fowig, nah durdhgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr. Richard Bernarkt, jowie des k. k. Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer, 
zu Recht erkannt: | 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurüdgemwiefen. 
— Ein Erfag der Koften des Verfahrens wird nicht auferlegt.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Bei Bemeffung der vom Nadlaffe des am 18. März 1875 vers 
ftorbenen Joſef Fürften Loblowig nah Zarifpoft 106 B, Anm. 1 des 
Geſ. vom 9. Februar 1850 entfallenden Immobilargebühr haben die 
Sinanzbehörden im Zwede der Zugeftebung des Gebührennachlaſſes auf 
Grund der Fin.-Min.-Verordnung vom 3. Mai 1850, R. G. B. Nr. 181 
die Dauer des Vorbeſitzes des Erblaſſers bezüglih der unbeweglichen 
Saden bis zum 14. December 1878, d. i. dem Tage, an welchem die 
Nachweiſung des Nachlaſſes Seitens des Befchwerbeführers, als Erben, 
ver Berlafjenfhaftsabhandlungsbehörde überreicht war, berechnet, während 
der Beichwerveführer als den biefür maßgebenden Zeitpunft, ven terminus 
ad quem, den Todestag bes Erblaffere, d. i. den 18. März 1875, in 
Anſpruch ninmt. 

Der B. ©. Hof konnte den Anfprud des Befchwerbeführers als 
im Geſetze begründet nicht anerfennen. Im Punkte 7 der vorcit., auf 
Grund der a. h. Entſchließung vom 1. Mai 1850 erlaflenen Berorbnung 
ift nur im Allgemeinen ausgefprodhen, daß an dem Ausmaße der Gebühr, 
welde von der Uebertragung des Kigenthumsrechtes, Fruchtgenuſſes oder 
Gebrauchsrechtes unbewegliher Sachen nach Tarifpoft 45 Ab, 103 II Aa 
und 106 zu entrichten ift, ein Nachlaß nah Maß des Zeitraumes, welcher 
ſeit der zulegt vorhergegangenen Uebertragung der gedachten Rechte bis zu 
jener, für die es fi um die Gebührenbemeflung handelt, verftrichen ift, 
ftattfinde. 

Die fpecielle Norm, wie diefer Zeitraum zu berechnen ift, und zwar 
ohne Unterſchied, ob es ſich um eine Uebertragung von Todeswegen oder 
zwiſchen Lebenden handelt, ift im Punkte 8 diefer Verordnung enthalten. 
Es wird nun bier angeordnet, daß der für den Gebührennachlaß maß- 
gebende Zeitraum von dem Lage, an welhem ber die zulegt vorher« 
gegangene Uebertragung begründende Rechtstitel zu Gunſten bes legten 
Beſitzers zu Recht zu beftehen angefangen hat, bis zu dem Tage zu 


*) Vergl. and Erkenntniß sub Nr. 1021. 


Beilage der Zuriftifhen Blätter, 





Nr. 1152. — Erf, v. 13. September 1881, 3. 1558. 321 


berechnen fei, an welchem die mit dem 8. 43 des (Gebühren-) Geſetzes 
angeorbnete Anzeige Über die Bermögensübertragung, um die es 
fih wegen der Gebührenbemefjung handelt, dem zu ber legteren beftellten 
Amte zufommt. 

Es ift ſonach ausdrücklich bezüglich des terminus a quo der Tag, 
an welchem der Rehtstitel für den vorbergegangenen Befiger angefangen 
Sat und bezüglich des terminus ad quem nicht ber Tag, an welchem 
diefer Rechtstitel für denſelben aufhörte oder für den neuen Beſitzer be⸗ 
gonnen hat, nit der Erbanfalldtag an den leßteren, fondern ganz poſitiv 
der Tag der im $. 43 des Geb, Gef, angeordneten Unzeige über 
die Bermögensübertragung bei dem Amte, welches für dieſelbe die Gebühr 
bemeſſen hat, beſtimmt. 

Der V. G. Hof iſt auch, übereinſtimmend mit der Finanzverwaltung, 
der Anſchauung, daß im Falle der Uebertragung einer unbeweglichen Sache 
von Todeswegen für die Berechnung des terminus ad quem der Tag 
maßgebend ſei, an welchem Seitens des Erben die im 8. 46 des Geb. 
Geſ. vorgeſchriebene Nachweiſung des Nachlaſſes Seitens des Haupterben 
überreiht oder bei der Verlaſſenſchaftsbehörde zu Protokoll aufgenommen 
wird, Der 8. 43 des Geb. Geſ., auf welhen fih im Punft 8 der 
Min.⸗Verordnung vom 3. Mai 1850 berufen wird, orbnet an, daß alle 
der unmitielbaren Gebührenentrichtung unterliegenden Rechtsgeſchäfte und 
Amtshandlungen dem Gebührenbemeflungsamte anzuzeigen find. 

Der B. ©. Hof ift nun der Anfhauung, daß der Sperract, ober 
wie fi der die gleiche Anordnung mit jener des 8. 46 des Geb. Gef. 
enthaltende 8. 82 des kaiſ. Patentes vom 9. Auguft 1854, R. ©. 8. 
Nr. 208 ausdrückt, die Todfallsaufnahme noch Fein der Gebührenent⸗ 
richtung unterliegender Act und ebenfowenig eine derartige Amts⸗ 
handlung fet, fie ift eben nur ein Act, welcher den objectiven Thatbeſtand 
des Nachlaſſes im Allgemeinen conftatirt, wie derfelbe fi nad dem un⸗ 
mittelbaren Abfterben einer Perſon varftellt. Die Mittheilung der erledigten 
Todfallsaufnahme bezwedt nur die Evidenzirung des Todfalles bein Ge⸗ 
bührenbemeflungsamte, weil verfelbe möglicherweile eine Vermögensüber⸗ 
tragung zur Folge haben kann. Sie wird daburd nicht zur Anzeige eines 
Bermögensübertragungsactes, nachdem in dem Stadium jener Mittheilung 
weder der Umfang und Werth des Objectes der Uebertragung, nod bie 
Perfonen befannt find, an welche die Uebertragung ftattfintet. 

Es kann fonady, wenn der obeit. Punkt 8 der Min.-Berorbnung 
vom 3. Mai 1850 für die Berehnung des Gebührennadhlaffes als ter- 
minus ad quem ben Zeitpunft beftimmt, mit welchem die Anzeige über 
die DBermögensübertragung, um die es ſich wegen der Gebührenbemefjung 
handelt, dem zu letzterer beftellten Amte zulommt, unter dieſem Zeitpunfte, 
wie es auch von der Yinanzverwaltung im vorliegensen Falle gejchehen 
ift, nur jener der Lieberreichung des Nachlaßausweiſes verftanden werden. 

In der angefochtenen Entſcheidung wurbe weder eine Geſetzwidrigkeit, 
noch eine Berlegung der Rechte des Befchwerbeführers wahrgenommen, 
weshalb die Beſchwerde abgewiefen werben mußte. 


Budwinski, 8. G. 9. Erkenntniſſe. V. 21 
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eines ckes hebt im Ginne des a. 5 Patentes vom 
‚8.6. 8. Ar. 154 das Der Gemeinde bezä j 
Bädes jußchende Jaghr 
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Erteuntuif vom 16. Geytenfber 1881, 3. 1434, 


Da 1.1. 8. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Gemeinde Barz 
es, Yderbau- Min, anläßlig der Entiheibung desſelben vom 14. Unguf 
1880, 3. 7332, betreffend bie Uusäübung der agb im bem ſogen. 
Bafanengarten zu Schlüſſelberg, nach durchgeführter 5. m. Berhantiung und 
Anhörung des f. L Min⸗Bice⸗Secr. Freiherrn v. Zrautenberg, jewie des 
A, Dr. Mori; Gtiasuy, in Vertretung des am ter Streitſache mit- 
er Drajen Sigmund Engl, Befiger der Herrſchaft Schlüſſelberg, 
zu erlannt: 

„Die angefohtene Entſcheidung wirb als im Geſete nit 
begründet nach 8. 7 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. B. 
ex 1876 Rr. 36 aufgehoben.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Aus Anlaß von Streitigkeiten, welche fich zwiſchen ber Verwaltung 
der dem Grafen Sigmund Engl gehörenden Herrſchaft Schläffelberg im 
Dberdfterreih und der Gemeinde Parz, bezw. dem ®emeindejagbpächter 
über das Recht des letztern zur Ausübung der Jagd in dem zur Herr- 
(haft Schlüffelberg gehörigen fogen. Fafanengarten ergeben hatten, wurde 
mit den Entfheidungen der E. k. Bezirlöhauptmannfchaft Wels vom 12. April 
1880, 8. 2596 und ber k. k. Statthalterei für Oberöfterreih vom 13. Mai 
1880, 8. 4225 unter Hinweifung auf eine anläßlich diefer Streitigkeiten 
ergangene Entſcheidung ber genannten Bezirkshauptmannſchaft vom 28. Jänner 
1870, 8. 1455, welde von beiden Behörden als rechtskräftig erklärt 
wurbe, ausgeſprochen, daß dem Pächter der Gemeindejagd von Parz dns 
Jagdrecht in dem erwähnten Wajanengarten zufiche, weil dieſer weder ein 
gefhloffener Thiergarien, noch ein Beſtandtheil eines felbftftänvigen Jagd⸗ 

ebieteß fei, weil daher die Ausnahmebeftimmungen ber 88. 4 und 5 des 
aiſ. Batentes vom 7. März 1849, R. G. B. Nr. 145 auf den Faſanen⸗ 
garten keine Anwendung finden, welcher fomit zu den Grundſtücken gehöre, 
die unter die Beftimmung bes 8. 6 des erwähnten Geſetzes fallen. 

Diefe Entfheivungen wurden mit ber in ber vorliegenden Befchiwerbe 
angefochtenen Entſcheidung des k. 8. Aderbau-Min. aufgehoben, welches 
erlannte, daß Graf Engl nicht verhalten werben könne, dem Jagdpächter 
von Parz das Tagen in dem bem Grafen Engl gehörenden Bafanengarten 
zu geftatten, fo lange biefer Garten der Urt umfriebet ift, daß er gegen 
das Betreten durch dritte Perfonen als vollftändig abgefchloffen angefehen 
werden muß. — Zur Begründung wird angeführt: e8 ergebe ſich aus den 
Aeten und werde auch von den Streitgegnern des Grafen Engl nidt in 
Abrede geftellt, daß der fogen. Faſanengarten beim gräfl. Engl'ſchen Schloſſe 
Sclüffelberg ganz umzäunt und eingefriebet, fowie durch |perrbare Thüren, 
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welche theil® durch die Wohngebäude, theild von Außen her in den Faſanen⸗ 
garten führen, gegen das Einbringen und Betreten durch Fremde vollſtändig 
abgefchlefien fei. Derlei eingefrievete Hausgärten oder mit einem Wohn- 
hauſe unmittelbar zufammenhängende und mit demfelben gemeinfam ein- 
gefrievete Parts können als zum Wohnhaufe gehörig ihrer Anlage und 
Beftimmung nad) nicht als Jagdgründe angejehen werben und dürfen da- 
ber ohne Zuftimmung des Befigerd ober feines VBeftellten von keinem 
Fremden beireten, noch könne der Befiter verhalten werben, britten Per: 
fonen bie Thüren des Parts zu Öffnen und fie darin jagen zu laſſen. 
Die Motivirung ter Entfcheivungen der beiden untern Inftanzen, daß bie 
Ausnahmsbeftimmungen der 88. 4 und 5 des Jagdgeſ. vom 7. März 
1849, R. ©. B. Nr. 154 auf den Faſanengarten nicht anwendbar feien, 
treffe nicht zu, weil Graf Engl kein Jagdrecht anfpreche und nicht behaupte, 
daß fein Fufanengarten ein Xhiergarten oder 115 Hectare groß fei. 

Auch vie Berufung der untern Inſtanzen auf die Rechtékraft der 
bezirkshauptmannſchaftlichen Entfcheivung vom 28. Jänner 1879, 3. 1455 
wird als unzutreffend bezeichnet, weil es fich im Falle des Recurſes wohl 
um ähnliche, aber um andere Thatumftände und Handlungen als im Jahre 
1878 (rejp.£1879) handle und auch von der I, Inſtanz mit der erwähnten 
frühern Entfheidung kein Recht der Parteien gefchaffen worden fei. 

In der Beſchwerde wird bagegen behauptet, daß andere als die in 
den 88. 4 und 5 des Patente® vom 7. März 1849 bezeichneten Aus» 
nahmen von dem Grundſatze des 8. 6 desſ. Patentes in den für Ober- 
Biterreich geltenden Jagdgeſetzen nicht begründet feien, daß es auch nach 
den mit ter ober=öfterr. Statth.⸗Verordnung vom 28. December 1852, 
ober-öfterr. 2. ©. B. 1853 Nr. 1 republicirten jagtpelizeilihen VBorfchriften 
feine zur Jagd geeignete Gründe gebe, auf welchen Niemanden ein Jagd⸗ 
recht zuftehe, da die dort enthaltenen Berbote des Jagens auf Saatfelvern 
vor der Ernte, in Weingärten vor ter Lefe u. dgl., fih nur auf beflimmte 
Jahreszeiten beziehen, und da femit aud die Erklärung tes Grafen Engl, 
daß er im Fafanengarten felbft nicht jagen wolle, den Rechten der Gemeinde 
und des Jagdpächters feinen Eintrag thun könne. Die Vorſchrift des 
8. 11 der erwähnten Stattb.-Verorpnung von 1852, melde jedem Grund⸗ 
eigenthümer geftattet, fein Grundſtück durch Umzäunung gegen das Ein« 
dringen des Wildes und gegen Wildſchaden zu verwahren, begründe noch 
nicht das Recht des Eigenthümers, dem Jagdberechtigten die Ausübung 
der Jagd zu verwehren. Der fogen. Wafanengarten fei von jeher ein Be⸗ 
ſtandtheil des Gemeindejagdgebietes geweſen und fei es nod), da die GOuts⸗ 
verwaltung ihr Geſuch vom April 1879 um Ausſcheidung des Faſanen⸗ 
gartens nicht weiter verfolgt habe. Weiter wird behauptet, daß die 
Umzäunung des Faſanengartens in den Jahren 1878 und 1879 nicht fo 
befhaffen war, um ven Ein- und Austritt des Wildes zu verhindern und 
daß eine Aenderung dieſes Zuftandes, weldhe den Durdzug des Wildes 
ausſchlöſſe, feither nicht conftatirt wurde. Endli wird behauptet, daß bie 
obenerwähnte, zu Gunſten der Gemeinde ergangene Entfcheidung der Bes 
zirfshauptmannfchaft Wels vom 28. Jänner 1879, 3. 1455, auf welde 
fih die beiden erften Inſtanzen beriefen, längſt in Rechtskraft erwachfen fet. 

Die letzterwähnte Behauptung ift zwar unbegründet, weil jene Ent« 
ſcheidung ſich Ieviglih als die ablehnende Erledigung eined Untrages ber 
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Ertjveiruug feltit gebildet hat, ump weil daher tie IUnterlafiumg eimer 
Ruuröiührung gejen tiefe Eutibeitung nicht als eime Berzictiriitumg ter 
Oxtoserwaltung auf 


i einganugſs erwähnten IL 
ungeachtet des Dinweilee auf bie amgenommene Rechtslraft ter früheren 
Entiirirung, ber Recurözug gegen tie nenen Cntjheitungen ansträdlich 
effen gehalten wurbe. 

Tagegen fand der B. ©. Hof bie Beihwerte im ter Sache ke 
grüntet, weil nad ver Haren Borfhrijt tes 8.6 des a. b. Patente vom 
7. Yärz 1849, R. ©. B. Rr. 154 auf allen, in tem 88. 4 uub 5 
nit ausgenommenen, innerhalb einer Gemeindegemarkung gelegenen Grunt- 
ſtüden tie Jagd ter betreffenden Gemeinde zugewiefen ifl, weil ter fogen. 
Faſanengarten in Eclüflelberg nah tem vom Aderbau- Min. in Ueber: 
einftummung mit ten Ausiührungen ter Beſchwerde angenommenen That⸗ 

zu den in jenen Gejeteeflellen ausgenommenen Grundſtücken (ge 
ſchloſſene Zhiergärten und Grunbcomplere von wenigſtens 200 Jod) 
nicht gehört, und weil durch die Einfrievung eines Grundſtücks nach dem 
erwähnten Geſfetze das der Gemeinde bezüglich desſelben zufichente Zagd⸗ 
reht nicht anfgehoben wirt. Die in der Gegenſchrift des Aderbau-MRin. 
anfzeftellte Behauptung, daß es Grundſtũcke gebe, welche wie ver in Frage 
fichente Zafanengarten zwar zum Gemeinvejagtgebiete gehöre, auf weldyen 
aber vie Jagd weder von der Gemeinde, nody vom Grundeigenthümer aus- 
geübt werben türfe, entbehrt jeder gejetlichen Begrüntung. Ebenſo un- 
sidtig ift die Behauptung, daß der Eigenthümer eingefriedeter Grundſtücke 
nicht verhalten werten fünne, dem Jagdberechtigten tie Einfrietung und 
bezw. deren Thüren zu öffnen; der Grundeigenthümer ift vielmehr nicht 
befugt, ven Jagpberedtigten an der Autübung feines Rechtes zu hindern 
und daher allerdings verpflichtet, ihm dieſelbe buch Oeffnung ver Ein- 
frietnug möglih zu maden. Inwieferne nad den jagbpolizeilihen Ber- 
fhriften, — auf welche insbefondere in ter Gegenſchrift des mitbetheiligten 
Grafen Engl bingewiefen wird, welde aber lant 8. 12 des a. b. Patents 
vom 7. März 1849 nur infoferne, al8 ihm dieſes Patent nicht entgegen 
fteht, aufrecht erhalten wurten, — die Ausübung des Jagdrechtes in dem 
Faſanengarten zu Schlüäffelterg mit Rüdfiht auf die perfönliche Sicherheit 
der Bewohner des benachbarten Schloſſes oder aus antern Gründen bes 
flimmten Einfhränfungen und melden zu unterziehen fei, war vom B. ©. 
Hofe nicht zu unterfudhen, weil diefe Frage keinen Gegenſtand der Ent- 
ſcheidungen der Verwaltungsbehörden gebiltet hat. 

Diefe Entſcheidungen bezogen fi auf bie Berechtigung zur Jagd⸗ 
ausübung in dem fogen. Safanengarten überhaupt und hierüber fonnte der 
3. ©. Hof nad) der vorftehenden Begründung nur in einem der Beſchwerde 
willfahrenden Sinne erfennen. 
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Ar. 1154. 


Die der Gemeinde eingeräumte Selbftverwaltung ihres Bermögens kann 
das Wegfallen einer ſchon zuvor auf diefem Bermögen rechtsgiltig haf: 
tenden, auf einem befonbderen jeıbfkändigen Rechtstitel beruhenden Ber: 
pflihtung ohne ausdrüdlidhe Aufhebung Derfelben, nicht nad) fid ziehen. 


Erkenntniß vom 15. September 1881, 8. 1488. 


Der k. k. B. ©. Hof bat über die Beſchwerde der Gemeinde Trieft 
ca. Min, für Eultus und Unterriht anläßlich der Entſcheidung desſelben 
vom 20. Juli 1880, 3. 16700, betreffend die Yeiftung eines jährlichen 
Beitrages von 525 fl. an das Kloſter der Benedictinerinnen in Trieſt, nad) 
burchgeführter 8. m. Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Karl 
Grund, dann des k. k. Min.-Bice-Seer. Grafen Baillet-Latour, zu Recht 
erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Zahlung, welche den Gegenſtand der Beſchwerde bildet, gründet 
ſich auf eine a. h. Entſchließung vom 4. März 1780, welche dem Kloſter 
der Benedictinerinnen zum heil. Cyprian in Trieſt mit Decret des dama⸗ 
ligen Stadt- und Hafengonverneurs Grafen Zinzendorf vom 18. März 
1780 intimirt wurde. Diejes an die Aebtilfin und vie Nonnen zu St. Cyprian 
gerichtete Intimat lautet in wörtlicher Ueberfegung, wie folgt: „Ueber die 
von mir an den Allerhöcften Thron erftatteten Aufflärungen, betreffend 
die Dürftigkeit und die tringenden Bebürfnifie (la ristrettezza ed urgenti 
bisogni) der ehrwärdigen Frauen Nonnen hat Ihre k. k. Majeftät gerubt, 
mit dem Allerhöchften Reſeripte vom 4. I, M. ihnen allergnädigft eine 
jährliche Unterflügung (souvenzione) von 500 fl. zu bewilligen, weldye 
ihnen vom leßtverfloffenen 1. Noveniber an vierteljährig aus der flädtifchen 
Caſſe zu zublen ift, jedoch mit der Bedingung (con la condizione perö), 
daß die ehrwürdigen Frauen Nonnen fi mit allem Fleiße und Eifer für 
den Unterricht der Jugend ihres Geſchlechtes und zwar außer den Grunt- 
fügen und Pflichten der Religion, außer Lefen, Schreiben, Rechnen und 
der deutſchen Sprache nad der Methode der Normalfchulen auch in den 
übrigen meiblihen Arbeiten verwenden, um fich der kaiferlihen Munificenz 
im höheren Grade würdig zu machen und dieſelbe zu verdienen (onde 
renderei maggiormente degne e meritevoli della Sovrana Munificenza) 
wovon, nachdem der entſprechende Auftrag bereitö durd die ökonomiſche 
Commiffion an die ftäptifhe Caſſe ergangen ift, die ehrwürdigen Frauen 
Nonnen zu ihrer tröflliden Wiſſenſchaft und Richtfchnur verſtändigt werden.” 

Auh nah Beendigung der franzöfifchen und Wiederherftelung der 
öfterreichifchen Herrſchaft in Trieſt wurde dieſe Berpflihtung durch Die 
Behörden aufrecht erhalten und von der Triefter Stadtgemeinde bis zum 
Jahre 1872 anflandslos erfült. Erft in diefem Yahre hat der Triefter 
©emeinderatb die Einftellung diefer Zahlung befchloffen und auch felbe 
wirklich eingeftelt. . 

Ueber die von der Kloftervorftehung hierüber erhobene Beſchwerde 
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Ar. 1155. 


Durd bie, in Durdführung des an eine Gemeinde ergangenen rechtskräftig 

gewordenen Auftrages, den nanzen von ihr an Blodenläutgebühren eins 

gehobenen Betrag (Blodenfond) an die Kirhenverwaltung zurü zußeien, 

angeordnete Abfuhr eines geringeren Betrages als ber, deſſen Rüdftellung 

bereits rechtskräftig verfügt war, Tönnen die Rechte der betreffenden Bes 
meinde nicht als verlegt erfannt werben. 


Erfenntniß vom 16. September 1881, 3. 1312. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Stadtgemeinde 
Groß⸗Bitteſch ca. Min. für Cultus und Unterricht anläßlich ver Entſchei⸗ 
dung desfelben vom 28. December 1880, 3. 258, betreffend die Rück⸗ 
ſtellung eines Glockenfondes an bie dortige Kirchenvermögensverwaltung, 
nach durchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Eduard Falling, 
Bürgermeifters von Groß-Bittefh, dann des !, k. Min.-Vice-Secr. Grafen 
Baillet-Ratour, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als gejeglih nicht begründet ab» 
gewiefen.“ 


Entfceidungsgründe. 


Der Gemeindeausfhuß ter Stadt Grop-Bittefh in Mähren hat im 
feiner Sigung vom 26. Yebruar 1871 den Beſchluß gefaßt, daß behufs 
Bildung eine Olodenfondes (bei Leichenbegängniffen vom 1. März 1871 
angefarigen) von ver großen Glocke eine Gebühr pr. 8 fl. und von ben 
Heinen Sloden 1 fl. 50 kr., ftatt der bisher üblichen Gebühr von 84 kr, 
und 42 fr. von Seite der Gemeinde abgenommen werden fol. — Bis 
Ende des Jahres 1877 wurden an biefen erhöhten Gebühren 502 fl. 72 fr. 
eingehoben und ift Liefer Betrag in der dortigen Vorſchußeaſſe angelegt 
worden. 

In Folge Einfchreitens des biſchöflichen Ordinariates in Brünn bei 
ver k. k. mähr. Statthalterei de praes. 14. Mai 1878, 3. 8720 wurde 
ver erwähnte Gemeindebefhluß von der k. k. Bezirkshauptmaunſchaft in 
Groß-Meferitfih mit Entfheidung vom 21. Yuni 1878, 3. 3685 auf 
Grund des 8. 103 der mähr. Gem. Ordg. wegen Berlegung der Stola- 
tarordnung vom 15. April 1749 und ver 88. 67 und 70 ber Gem. Ordg. 
aufgehoben, weil die Gemeinde überhaupt nicht berechtiget gewejen fet, 
eine Glockenläutgebühr bei der Kirche einzubeben oder eine andere von ber 
Stolataxordnung abweichende Gebühr einzuführen und auch nicht befugt 
war, auf die Berwaltung der hieraus erfließenden Gebühren einen Einfluß 
zu üben. — Mit Rechtskraft diefes Erkenntniſſes feien bie feit 1. März 
1871 eingehobenen Slodenläutgebühren von der Gemeinde Groß-Bittefch 
unverzüglich an die dortige Kirche bei fonftiger Erecution zu erfolgen unb 
folde von der Kirchenvermögensverwaltung auch in Hinkunft einzuheben 
und zu verrechnen. 

Gegen dieſes Erkenntniß wurbe feine Beichwerde erhoben. — Mit 
Zufhrift vom 17. December 1878 wurde vom Bürgermeifter von Groß- 
Bittefch dem dortigen Pfarramte die Summe von 151 fl. 20 fr. als ber 
Betrag der für die Zeit vom 1. März 1871 bis 17. December 1878 
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erhoben worden find, und deren Rechte felbfiverftändlich Durch die Ueber- 
tragung der eingezahlten Beträge ans der Berwahrung der Gemeinde in 
jene der Kirchenverwaltung nicht berührt werden können. 

Da nun der Betrag von im Ganzen 378 fl. 30 kr., deſſen Abfuhr 
an bie Sirchenverwaltung mit ber angefochtenen Entſcheidung angeordnet 
wurde, geringer ift, als der Betrag des Glodenfondes, deſſen Rüdftellung 
mit der rechtsfräftigen Eutſcheidung der Bezirkshauptmannfhaft Groß. 
Meferitih vom 21. Juni 1878, 3. 3685 angeorbnet worden war (502 fl. 
77 te. bis Ende 1877), fo kann in dieſer Entfcheivung eine gejegwibrige 
Berlegung von Rechten der Gemeinde nicht erlannt werden ($. 2 des 
©ef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 86). — Die 
Beſchwerde mußte daher abgewiejen werben. 


Qir. 1156. 


Der Obmann einer Bezirfsvertretung in Böhmen ift bei Einberufung ber: 
felben zu den Sigungen, zur Belanntgabe der Berhandlungsgegenftände 
in einer befonderen Form nicht verpflichtet. 


Erkenntniß vom 16. September 1881, 3. 1314. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde einiger Mitglieder 
der Libochowitzer Bezirksvertretung ca. Entſcheidung des böhm. Landes» 
ausfchuffes von 23. März 1881, 3. 8585, betreffend die Widmung einer 
Subvention von 25. 000 fl. zum Baue einer Secunvärbahn von Libochowitz 
nad Lobofig aus dem Bezirksfonde, nah durchgeführter d. m. Verhandlung 
zu Recht erfamnt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


In Folge ftattgehabter Verhandlungen mit ber Kifenbahnunter- 
nehmung für ven Ausbau einer Secundärbahn von Libochowitz nad) Loboſitz 
wurde der Bezirksausſchuß in Libochowitz jchlüffig, für diefe Eifenbahn- 
unternehmung bei der Bezirksvertretung einen Antrag auf Gewährung 
einer Subvention aus dem Bezirksfonde zu fielen und zwar nad Antrag 
der Mojorität des Bezirksausſchuſſes mit 20.000 fl., nad Antrag ber 
Minorität mit 25.000 fl. — Der Obmann ber Libechomiger Bezirks⸗ 
vertretung berief ſohin die Mitglieder der leßteren unter Dinweifung auf 
die Wichtigkeit der Sache, diefelben zum vollzähligen Erſcheinen einladend, 
auf den 20. Yänner 1881 zu einer Sigung und theilte unter Einem das 
Programm der Verhandlung mit, auf welhen als IIL und IV, Ge 
genftand die Anſuchen ver Gemeiden Tibohowig und Radoveſie um Ber 
willigung zur Widmung von Subventionen für den Bau ber Bahn 
Tibohowig-Lobefig von 10.000 fl. und von 1500 fl.; dann sub V. „die 
Entfheidung rüdfichtlid der Secundärbahn Libohowig-Lobofig* geftellt 
worden find. 

Zur Sigung der Bezirkövertretung erfohienen von ven einberufenen 
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18 Mitgliedern 15, welde mit 8 gegen 6 Stimmen — wenn von 
ber in biefem alle nicht abgegebenen Stimme des Obmannes abgefchen 
wird — den Beſchluß gefaßt haben, für ven Ausbau ber Secundärbahn 
Libochowitz⸗Loboſitz aus dem Bezirksfonde 25.000 fl. in zehn Jahres⸗ 
roten von 2500 fl. zu widmen, welcher Beſchluß vom Landesausſchuſſe 
in Böhmen unterm 10. April 1881, 3. 10170 nad Borfcrift des 8. 55 
bes Gef. vom 25. Yuli 1864, betreffend die Einführung der Bezirks⸗ 
vertretungen in Böhmen, die Genehmigung erhielt. 

Wenn nun diefer Beihluß der Libochowitzer Bezirfsvertretung von 
ben Beichwerbeführern angefochten wird, Iebiglihd aus dem Grunde, weil 
der oberwähnte V. Gegenſtand der Beihlußfaflung in der Sigung am 
20. Jänner 1881 nicht deutlicher in der Einladung bezeichnet worben ift, 
daß nämlid um Gewährung einer Subvention aus dem Bezirksfonde für 
die bejagte Secundärbahn Beſchluß zu fallen fein wird, — fo kann der 
V. ©. Hof diefe Beichwerde nit im Geſetze begründet finden. Denn 
es befteht Feine gefetzliche Beftimmung, der zufolge die Verhandlungsgegen⸗ 
flände der Bezirksvertretungen in Böhmen in einer vorgefchriebenen Form 
und umftändliher, als e8 im vorliegenden alle gefhehen, durch den Ob⸗ 
mann zu verlautbaren wären, indem das hier in erfter Linie maßgebenbe 
Landesgefeg, betreffend die Einführung von Bezirkövertretungen in Böhmen 
vom 25. Juli 1864, im $. 66 lediglich die Einberufung der Bezirks⸗ 
vertretung zu den Situngen durd den Obmann zur Pflicht macht, ohne 
die Art und Weile der Belanntgabe der Berhandlungsgegenftände näher 
zu beftimmen. Durh bie vom Obmanne der Libochowitzer Bezirksver⸗ 
tretung gefhehene Mittbeilung des Berhantlungsprogrammes zu der Sigung 
am 20. Jänner 3881 ift, wie aus deſſen oben mitgetheiltem Inhalte zu 
erfehen, der Gegenftand ver Verhandlung in einer Weife befannt gegeben 
worden, daß durch felbe fein Geſetz verlegt morden iſt; daher denn bie 
von den Befchwerbeführern angefochtene Entſcheidung des böhm. Landes⸗ 
ausfchuffes vom 23. März 1881, 3 8585 nicht ald gefegwidrig erfcheint. 

Es mußte daher die Beſchwerde dagegen abgewiejen werben. 


Ar. 1197. 


Bum $. 99 bes böhm. Waſſ. Gef. vom 28, Au guft 1870, & B. Nr. 7, 
betreffend bie Koften für comm ffüonelle Erheb ange und "Berbanblangen 
in Waſſerſtreitſachen.“) 
Erkenntniß vom 16. September 1881, 3. 14083. 

Der k. k. DB. ©. Hof hat über die Befchwerte des Anten Charwat, 
Hausbefigers von C.⸗Nr. 14 in Pardubitz, ca. Entſcheidung des k. k. 
Aderbau-Min. vom 11. October 1880, 3. 11245, betreffend die Com⸗ 
miſſionskoſten bei einer Wafferangelegenheit, nah durchgeführter ö. m. 
Verhandlung und Anhörung des k. k. Min.⸗Vice⸗Secr. Frhrn. dv. Trauten⸗ 
berg, zu Recht erkannt: ' 


*) Bergl. auch Erfenntniß sub Nr. 212 (Band II, Jahrgang 1878). 
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„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Der Bertreter des Befchhwerdeführers, J. U. Dr. Karl Ruml, 
Advocat in Hofic, bat die Geldſtrafe von 5 fl. dem Armen- 
fonde ber Stadt Pardubig binnen 14 Tagen nah Zuftellung 
diefes Erfenntnifjes bei fonftiger Erecution zu bezahlen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Durch die Aominiftrativacten, insbefondere durch das au vom Be- 
ſchwerdeführer gefertigte, bei der k. k. Bezirkshauptmannfchaft aufgenommene 
Protofoll dito. Parbubig vom 10. Juli 1878 ift fichergeftellt, daß die 
Outsinhabung von Parbubig ihrer Verpflichtung bezüglih der Ueber» 
wölbung und Inſtandhaltung des unter einigen Häufern in Pardubitz, — 
darunter auch jenem des Beſchwerdeführers — fituirten Waflercanales 
„Halda“ durch Vornahme der nothwendigen Reparaturen an dem Mauer- 
werte alljährlich regelmäßig nachkommt. 

Die diesbezüglichen, vom Beſchwerdeführer in wiederholten Eingaben 
an die f, k. Behörden geäußerten Beſchwerden, daß diefe Reparaturen an 
dem bejagten Waflercanale nicht in genügender Weife durchgeführt werben, 
erfcheinen durch bie diesfalls über Einfchreiten bes Befchwerdeführers von 
der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Pardubitz abgehaltenen commiffionellen 
Erhebungen laut der in den Protofollen dto. Pardubitz 10. Juli 1878 
und 16. Auguft 1879 enthaltenen Sahverftändigenbefunde nicht nur nicht 
unterfiägt, fondern e8 werben die vom Beichwerbeführer erhobenen Klagen, 
daß dur ungenügende Reparaturen an dem in Rede ſtehenden Waſſer⸗ 
canale der Bauzuftand feines Hauſes gefährbet wird, als unbegründet in 
beiden obigen Protofollen durch die Sachverſtändigen erflärt. 

Nachdem fohin nicht erwieſen vorliegt, daß die Gutsinhabung von 
Parbubig durch von ihre verjchuldete Unterlaffung der Vornahme der 
nöthigen Reparaturen an dem bejagten Waflercanale gegründeten Anlaß 
zu ben vom Beſchwerdeführer eingebrachten Anfuchen um Abordnung be» 
bördliher Sommiffionen behufs Unterfuhung des Zuftandes des Waffer- 
canales geboten babe, vielmehr dieſe Commiſſionen, fpeciel jene am 
16. Auguft 1879 lediglich über unmotivirtes Anſuchen des Befchwerde- 
führers bewilligt und auch abgehalten worden ift, hat Befchwerbeführer im 
Sinne des 8. 99 des Wafl. Gef. vom 28. Auguft 1870, 8. ©. 8. für 
Böhmen Nr. 71 mit Redt die Koften viefer Commifſion zu tragen. — 
Seine diefe Berpflihtung anfechtende Beichwerde mußte daher zurück⸗ 
gewiefen werben. 

Die dem Bertreter des Befchwerbeführers zuerfannte Gelpftrafe von 
5 fl. gründet fidy auf die Anordnung bed 8. 41 des Gef. vom 22. Octo« 
ber 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36. 
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Ar. 1158. 


Bann Tann der Raum des Maiſchvorwärmers bei der Pauſchalirung ber 
Branntweinfteuer nad dem Geſ. vom 8. Zuli 1868, R. ©. B. Ar. 90 
außer Betradt bleiben. 


Erkenntniß vom 20. September 1881, 3. 1501. 


Der 1. 1. V. ©. Hof bat Über tie Beſchwerde des Ignaz Pofeles, 
Branntweinbrenners in Steden, ca. Entfheidung des k. k. Finanz» Min. 
vom 20. Jänner 1881, 3. 11406, betreffend die nachträglich auferlegte 
Zahlung von 3024 fl. 8 fr. an Branntweinftener für die Erzeugungs- 
periode 1875/76 und 1876/77, nad durdgeführter 5. m. Verhandlung 
und Anhörung des Abv. Dr. Karl Doftal, fowie des k. k. Finanzrathes 
Johann Jerabek, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurüdgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Der Beſchwerdeführer, Brennereiunternehmer in Stecken, wurde mit 
dem vom oberſten Gefällsgerichte beftätigten Urtheile des k. k. Gefälls⸗ 
obergerichtes in Prag vom 27. September 1878, 3. 300 wegen der ihm 
zur Laſt gelegten Gefällverfürzung, weil er während der Erzeugung» 
periode 1875/76 einen Maiſchvorwärmer mit einer Borrichtung benüßte, 
welche deſſen fteuerfreie Behanplung nah Art. 2 des Gef. vom 8. Yuli 
1868, R. ©. 3. Nr. 90 bewirkte, in der That aber dieſe Vorrichtung 
fich als eine blos fingirte berausftellte, ihr ſonach vie fteuerfreie Behand⸗ 
lung nad) dem Geſetze nicht zu ftatten kam, wegen eingetretener Verjährung 
nad) SS. 480 und 482, 3. 4, lit. a des Gef. Str. Gef. nicht ftraffälig 
erkannt, jedoch rüdfichtlich derfelben während der Erzeugungsperiode 1876/77 
verübten Gefällsverkürzung zu einer Geldſtrafe von 1624 fl. 50 kr. ver 
urtbeilt. 

Es hat fih nämlich nad) den Entſcheidungsgründen zu diefem Urteile 
berausgeftellt, daß die im Vorwärmer befindliche Lutterklafe weder mit 
dent ©eiftrohre, nody mit der Brennblafe communicirte, in tiefelbe ſonach 
fein Sutter abfließen, noch aud in die Brennblafe abgelaflen werden 
tonnte, bderfelbe fonah nur zum Scheine in dem Maifchvorwärmer ange- 
bradt und mit einem Ablaßhahne verjehen wurde, welden Befund Bofeles 
für richtig anerkannt bat. Das Vorhandenſein diefer Lutterflafche bewirkte 
nad dem Geſetze vom 8. Yuli 1868, Art. 2, daß der Vorwärmer fteuer- 
frei behandelt wurbe; hiedurch ift ver Thatbeftand der Gefällsverkürzung 
erwielen, weil der Qutterbehälter nur fingirt war, ſonach factiſch nicht Die 
Eigenfhaften hatte, um vie fleuerfreie Behandlung tes Vorwärmers zu 
bewirten, Zum Zwede der Strafbemeflung wurde der wirkliche Füllungsraum 
tes Maiſchvorwärmers nad Abſchlag des inliegenden Schlangenrohres und 
Lutterbehälterd 21 Hectoliter, 65 Liter ausgemittelt. 

Auf Grund obigen Urtheil® und der hienach ausgefprodenen Eteuer- 
pflicht des Maiſchvorwärmers mit dem wirklihen erwähnten Füllungsraume 
bat die k. k. Finanzbezirksdirection in Czaslau mit dem Erkenntniſſe vom 
14. November 1879, 3. 14110 die nad dem wirklich ſteuerpflichtigen 
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Maifchraume entfallende, jedoch in den Erzeugungsperioden 1875/76 und 
1876/77 zu wenig entrichtete Verbrauchsabgabe, zufamnen pr. 3024 fl. 
8 tr, dem genannten Brennereiunternehmer zur Zahlung auferlegt, — 
Im adminiftrativen Inſtanzenzuge wurde dieſes Zahlungserkenntniß in 
letzter Inſtanz, als im 8. 80 des Gef. Str. Geſ. begründet, mit der 
angeſochtenen Entſcheidung beſtätigt. 

Die Beſchwerde beſtreitet die Geſetzmäßigleit der Entſcheidung, weil 
die Finanzbehoörden ſich lediglich auf das gefällsgerichtliche Urtheil geſtützt 
haben, ohne zu prüfen, ob die Bedingungen zur Einhebung einer Nach⸗ 
tragsſteuer vorhanden waren, und wendet auch ein, daß die dem gefälls- 
gerichtlihen Urtbeile zu Orunde gelegenen Erhebungen nicht erſchöpfend 
geweſen feien. 

In diefer letzteren Beziehung muß bemerkt werden, daß der B. ©. 
Hof fih in eine Würdigung der Thatfachen und Erhebungen, auf Grund 
deren durch die vorcit. Urtheile des k. k. Gefällsobergerichtes und oberften 
Gefällsgerichtes Beichwerbeführer der Gefällsverkürzung für ſchuldig erfannt 
wurde, nicht einlaſſen konnte, da derartige Entſcheidungen nad 8. 3, lit. h 
des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 von ber 
Zuftändigleit des V. ©. Hofes ausgefchloffen find. 

Da die abminiftrativen Yinanzbehörden ihrer angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung ten Thatbeftand zu Grunde gelegt haben, wie derſelbe durch die 
competente und rechtöfräftige Entſcheidung der Gefälldgerichte ala conftatirt 
und erwiejen angenommen worden ift, fo mußte audh der B. ©. Hof in 
Gemaäßheit des 8. 6 des letztberufenen Geſetzes dieſen Thatbeſtand bei 
ſeinem Erkennmiſſe feſthalten. 

Nach Art. 2 des Gef. vom 8. Juli 1868 waren Maiſchvorwärmer, 
wenn fie mit einem Lutterbehälter verfehen find, den Gährungsgefäßen für 
den Fall nicht beizuzählen, als fie einen wirklichen Beftandtheil der Brenn⸗ 
vorrihtung bilden. Da nun zufolge des vorcit., nad den Beweisregeln 
des Gefällsſtrafgeſetzes gerichtlich als erwieſen anerkannten Tchatbeftandes 
die Rutterblafe, die im Maiſchvorwärmer der Brennerei des Beſchwerde⸗ 
führers angebraht war, weder mit der Brennvorridhtung in Derbindung 
ftand, ſonach als Beftandtheil der Brennvorrichtung nicht angefehen werden 
konnte, neh aud überhaupt in bderfelben fich Lutter anfammeln konnte, 
daher diefelbe auch nicht als Yutterbehälter anzufehen war, fo ift es Mar, 
daß fhon vom Urfprunge aus die gejetlihen Bebingungen nicht vorhanden 
waren, um bie Ausſcheidung des gedachten Maiſchvorwärmers aus der 
Zahl der Gährungsgefäße, nad deren Rauminhalte vie Leiftungsfähigkeit 
der Brennerei, bezw. das Steuerpaufchale feftzuftellen war, zu begründen. 

Die Yinanzverwaltung war ſonach im Rechte, nachträglich die durch 
die ungebührliche Ausfcheidung des Maiſchvorwärmers kei Ermittlung des 
Steuerpaufchale® zu wenig eingehebene, gefeglih gebührende Abgabe vom 
Beichwerbeführer einzufordern, zumal nad $. 80 des Gef. Str. Gef. 
die Vollziehung der gefegmähigen Strafe von der Entrichtung der gebüh- 
renden Abgabe nicht befreit und, wie dargethan, auch bie zur Einhebung 
derfelben beitimmten gefetlihen Bedingungen vorhanden waren. 

Es mußte daher die Bejchwerbe, injoweit die Beurtheilung derſelben 
in die Competenz des B. ©, Hofes fiel, als gefeglich nicht begründet zu⸗ 
rüdgewiejen werben. 
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Ar. 1159. 


Wirkung ber Erwerbung einer Realität im Wege der Feilbietung auf die 
fählige Haftung für eine frühere Gebühr. 


Erkenntniß vom 20. September 1881, 3. 1511. 


Der k. k. 8. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Adolf Nimmer- 
froh, Mühlenbefigers in Hatſchein, ca. Entſcheidung des k. E. Finanz- 
Din. vom 26. December 1880, 3. 35323, betreffend die Geltendmachung 
der ſächlichen Haftung für eine Kaufsgebähr von 1134 fl. 37'/, kr., nad 
burchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung bes Adv. Dr. Eduard 
Kopp, fowie des k. L Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht 
erlannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird als gefeglih nicht 
begründet aufgehoben.” 


Entſcheidungsgründe. 


Die Beſchwerde iſt gegen einen im adminiſtrativen Inſtanzenzuge 
beſtaͤtigten Zahlungsauftrag des k. k. Steueramtes in Olmütz vom 22. Jän- 
ner 1878, 3. 529 gerichtet, womit dem Beſchwerdeführer als Beſitzer ber 
Mühle Nr. 2 in Hatfchein im Grunde ber fählihen Haftung diefer Mühle 
eine Percentualgebühr von 1134 fl. 371 Tr. vorgefchrieben worden ift. 
Diefe Gebühr wurde für einen am 15. Dectober 1868 zwifhen Franzisfa 
Friedl und den Ehegatten Karl und Marie Chwalkowsky abgefchlofjenen, 
jedoch verheimlichten Kaufvertrag vorgejhrieben und nah durdgeführtem 
gefällsgerichtlichen Verfahren, bei weldem Karl Chwalkowsky und Franziska 
Friedl der Berheimlihung des Rechtsgefchäftes für fchuldig, Marie Chwal« 
kowsly aber für nicht fchuldig erlannt worden war, ven beiden Erfteren 
mit Erfenntniß der k. K Finanzbezirlspirection in Olmütz vom 13. Februar 
1875, 3. 2123 zur ungetheilten Hand auferlegt. — Da jedoch diefelbe 
fih ſpäterhin von den unmittelbar Berpflichteten Karl Chwallowmely und 
Franziska Friedl als uneinbringlid barftelte, wurde fie unter Berufung 
auf den 8. 72 des Geb. Gef. vom Befchwerbeführer Adolf Nimmerfroh 
als dermaligen Befiger der fraglihen Mühlrealität gefordert. 

Der Befchwerdeführer wendet gegen viefe Zahlungsauflage im Wefent- 
lihen ein, daß nad dem beiliegenden Grundbuchsertracte die Verläuferin 
ber Mühle, Franziska Friedl, erft auf Grund der Einantwortungsurkunde 
vom 27. Auguft 1869 grundbücherliche Eigenthümerin der Mühle aus ber 
erecutiven Berfteigerung nad den Erben der Ehegatten Anton und Unna 
Mäd geworden, der Käufer Karl Chwalkowsky aber niemald an die Ge⸗ 
währ gefchrieben worden war, ebenfowenig aber auch die Gebühr grund» 
bücherlih vorgemerkt erſchien. Die fraglihe Mübhlrealität fei, wie ber 
Grundbuchsextract entnehmen lafle, feit dem Jahre 1868 zweimal erecutiv- 
verfteigert worden, nämlich im Jahre 1869 (wie erwähnt) von den Erben 
nah Anton und Anna Mück an Franzieka Friedl und zulegt im Jahre 
1872 von dem unmittelbaren Rechtsvorgänger des Beſchwerdeführers, 
Alois Kretzſchmer, welcher die Realität nah Marie Chwalkowsky am 
6. November 1872 bei der executiven Verfteigerung erftanden hatte, von 
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weldem fie der Befchwerbeführer mit Kaufvertrag vom 9. Februar 1876 
in fein und feiner Oattin Eigenthum erwarb. — Durch den erecutiven 
Verkauf fei die ſächliche Haftung erlofhen und deshalb halte Beſchwerde⸗ 
führer die angefochtene Entfcheidung für geſetzwidrig. 

Der B. ©. Hof fand, daß die Beſchwerde geſetzlich begründet fei. 
— Der vom Befchwerbeführer dargeftellte Thatbeſtand entfpricht den vor« 
liegenden Adminiftrativacten und dem der Beſchwerde zuliegenvden legalen 
Grundbuhsauszuge dto. Olmütz 12. Mai 1878. — Es iſt durch dies 
jelben conftatirt, daß die grundbücherliche Eintragung der Gebührenfor- 
derung auf die fraglihe Mühlrealität erft mittelft gerichtlichen Beſcheides 
vom 8. Februar 1878, 3. 1531, fomit in. einem Zeitpunfte flattgefunden 
hatte, in welchem die Ehelente Adolf und Marie Nimmerfrob an der Ges 
währ ſtanden. 

Der Eigenthumserwerbung ber legteren mit dem Kaufvertrage vom 
9. Februar 1876 waren feit dem buch den gefälläftrafgerichtlihen That⸗ 
beftand conftatirten Verkaufe der Franziska Friedl an die Ehegatten Karl 
und Marie Chwalkowsky dto. 15. October 1868 fünf Devolutionen vor⸗ 
ausgegangen, von denen zwei im Wege einer erecutiven Berfteigerung ſtatt⸗ 
gefunden hatten und zwar die lette im Jahre 1872, bei welcher der un⸗ 
mittelbare Befigvorgänger der Ehegatten Nimmerfroy — Alois Kretzſchmer 
— bie Realität erftanden hatte. 

Dem Staate war gemäß $. 44 des Gef. vom 9. Februar 1850 
das Recht anf die Gebühr, um die es fih handelt, mit dem Zeitpunfte 
erwachſen, in welchem das Rechtsgeſchäft zwifchen Sranzisfa Friedl und den 
Ehegatten Chwalkowsky zum Abjchluffe gelangte. — Diefes Recht des 
Staates kann gegen die gegenwärtigen Zabularbefiger Adolf unt Marie 
Nimmerfroh nicht geltend gemacht werden, da fie zur Tragung ber frag- 
lihen Gebühr weder unmittelbar nad dem Geſetze verpflichtet, noch biefür 
perſönlich Haftende find; die ſächliche Haftung ihrer Realität aber durch 
bie erwähnten, in Mitte liegenden erecutiven Beräußerungsacte bereits 
erlofhen war, als fie die Realität erwarben. Denn durch bie erecutive 
Beräußerung einer Realität tritt an die Stelle der Letzteren bezüglidy der 
vorher beftanvenen dinglichen Laften, — mögen dieſelben auf einem Titel 
bes Privat» oder des öffentlichen Rechtes beruhen, der Meiftbot, nachdem 
der Erſteher zufolge der 88. 328 und 339 ter allg. Ger. Ordg. bie 
auf der Realität haftenden Schulden nur infoweit übernehmen muß, al& 
der gebotene Preis fih erftredt. 

Diefer Anfhauung fteht der $. 72 des Gef. vom 9. Yebruar 1850 
und ter Abſ. 14 der in Folge a. 5. Entſchließung vom 1. Mai 1850 
biefe Gefegesftelle erläuternden Berortnung des k. ?. Finanz-Min. vom 
3. Mai 1850, R. ©. B. Nr. 181 nicht entgegen. Denn beide Normen 
fegen voraus, daß die rüdftändig gewortene Gebühr entweder grundbücher⸗ 
lich einverleibt wurde oder daß, wenn ein erecutiver Verkauf ver Realität, 
auf welcher das Vorrecht des Aerars ſtillſchweigend haftet, in Mitte tritt, 
die Gebührenforderung zur Executionsmaſſe angemeldet unt liquid erfannt 
worden ift. Keines von beiden hat im vorliegenden Falle flattgefunden. 

Der Umftand jedoch, daß der Zahlungsauftrag an bie zur Entrich⸗ 
tung der Gebühr unmittelbar Berpflichteten (Franziska Friedl und Karl 

Chwalkowsly) erft im Bahre 1875 erlaffen und rechtöfräftig wurde, vermag 
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bat die Statthalteret und im weiteren Recurswege das k. k. Min. für 
Cultus und Unterricht die fraglihe Verpflichtung der Stadtgemeinde Trieft 
aufrecht erhalten. 

In der von der Stadtgemeinde Trieft dagegen erhobenen Beſchwerde 
wird geltend gemacht, daß die erwähnte a. 5. Entichließung ihre verbind« 
liche Kraft einerfeits durch die flaatlihe Anerkennung der Autonomie ber 
Gemeinde, anderfeits durch die neue Schulgefegebung verloren babe, in 
Folge deren die gedachte Klofterfchnle, die urfprünglid die einzige öffent⸗ 
lihe Mäpchenfchule geweſen fei, den Charakter einer öffentlichen Schule 
verloren babe und eine bloße Privatfchule geworden ſei, deren Subven⸗ 
tionirung ber zur Sorge für das ganze öffentlihe Schulwefen verpflichteten 
Gemeinde nicht mehr auferlegt werten fünne. 

Diefe Gründe konnte jedoch der B. ©. Hof nicht für ftichhältig er⸗ 
kennen. — Nachdem nämlich zufolge der zur Zeit der a. 5. Entfchließung 
beftandenen ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe durch einen Act der a. h. Macht⸗ 
volltlommenheit über die ftäptifchen Mittel von Trieft verfügt werden fonnte, 
jo bat diefe a. 5. Verfügung (die auch im „Jahre 1814 als fortbeftchenn 
anerfannt wurde) für den befagten Eonvent ein Recht und für die Zriefter 
Stadtgemeinde eine Verpflichtung begründet. Es ift taher nur zu erwägen, 
ob biefe auf einer a. 5. Entſchließung beruhende Leiftung feither auf 
legalem Wege wieder behoben worben ift. Dies trifft nun nicht zu, indem 
eine weitere, die frühere abändernde a. h. Entſchließung nicht erfolgt ift, 
und aud Fein Geſetz erfloffen ift, welches darin eine Abänderung be⸗ 
wirft hätte, 

Daß die der Gemeinde fpäter eingeräumte Selbftverwaltung ihres 
Bermögens nicht von felbfi das Wegfallen einer auf dieſem Vermögen 
rechtsgiltig haftenden Berpflichtung zur Folge haben konnte, fieht wohl 
außer Zweifel und die Stabtgemeinte Trieſt hat auch trog der im Jahre 
1849 begründeten Autonomie der Vermögendverwaltung bie zum Jahre 
1872 diefe Verpflichtung anftandelos erfüllt. 

Aber auch die neue Schulgefeßgebung fonnte hieran nichts ändern, 
denn dieſe Leiftung beruht auf einem Kechtötitel, der mit der neuen Schul« 
geſetzgebung nicht im Zufammenhange ftcht. Da diefe Leiſtung ihren 
Grund nicht in der allgemeinen Verpflichtung der Gemeinden zur Erhaltung 
der öffentlihen Schulen hatte, fo läßt ſich nicht behaupten, daß im Mo. 
mente, als dieſe Kloſterſchule aufgehört hat, eine öffentliche Schule zu fein, 
bie fragliche Leiftung nicht mehr gefordert werben fonnte, es liegt bier 
vielmehr ein befonderer felbfiftändiger Rechtstitel vor, aus dem 
jene ©emeinde zur Beftreitung dieſes Beitrages verpflichtet ift, wobei es 
feinen Unterfchied begründet, ob dieſe Klofterfchule eine öffentliche oder eine 
Privatſchule fei, e8 genligt, daß fie ungeachtet aller durch die neue Schul« 
geſetzgebung bebingter Veränderungen noch immer befteht und das genannte 
Klofter feine ihm auferlegte Verpflichtung, nämlich den Schulunterricht nad) 
ber Methode der Normalfchulen zu beforgen, genau erfüllt. 

Der B. ©. Hof fonnte daher in der angefochtenen Min.Entſcheidung 
feine Geſetzesverletzung erbliden und mußte die Beſchwerde zurüdweifen. 


* men — 
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Ar. 1155. 


Durch bie, in Durchführung des an eine Gemeinde ergangenen rechtöfräftig 

gewordenen Auftrages, den ganzen von ihr an Blodenläutgebühren eins 

gehobenen Betrag (Glockenfond) an die Kirchenverwaltung zurü zufehen, 

angeordnete Abfuhr eines geringeren Betrages als der, befien NRüdftellung 

bereits rechtskräftig verfügt war, können die Rechte der betreffenden Ges 
meinde nicht als verlegt erkannt werden. 


Erkenntniß vom 16. September 1881, 3. 1312. 


Der. V. ©. Hof hat über die Befchwerbe der Stabtzemeinde 
Groß⸗Bitteſch ca. Min. für Cultus und Unterricht anläßlich der Entſchei⸗ 
vung desfelben vom 28. December 1880, 3. 258, betreffend die Rück⸗ 
ftellung eines Ölodenfondes an die dortige Kirchenvermögensvermwaltung, 
nah durchgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Eduard Falling, 
Bürgermeifters von Groß-Bittefh, dann des k. k. Min.-Vice-Secr. Grafen 
Baillet-Ratour, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nit begründet ab» 
gewiefen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Der Oemeindeausfhuß ter Stadt Groß-Bitteih in Mähren hat in 
feiner Sigung vom 26. Februar 1871 den Beihluß gefaßt, daß behufs 
Bildung eine Glodenfondes (bei Leichenbegängniffen vom 1. März 1871 
angefangen) von der großen Ölode eine Gebühr pr. 3 fl. und von ben 
Leinen Sloden 1 fl. 50 kr., ftatt der bisher üblichen Gebühr von 84 kr. 
und 42 fr. von Seite der Gemeinde abzenommen werben fol. — Bis 
Ende des Jahres 1877 wurden an biefen erhöhten Gebühren 502 fl, 72 fr. 
eingehoben und ift tiefer Betrag in der dortigen Vorſchußeaſſe angelegt 
worden. 

In Folge Einſchreitens des bifchöflichen Orbinariates in Brünn bei 
ver E. 8. mähr. Statthalterei de praes. 14. Mai 1878, 3. 8720 wurde 
der erwähnte Gemeindebefhluß von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in 
Groß/Meſeritſch mit Entiheidung vom 21. Juni 1878, 3. 3685 auf 
Grund des $. 103 der mähr. Gem, Ordg. wegen Verlegung der Stola- 
tarorbnung vom 15. April 1749 und der 88. 67 und 70 der Gem. Orbg. 
aufgehoben, weil die Gemeinde überhaupt nicht berecdhtiget geweſen fet, 
eine Glockenläutgebühr bei der Kirche einzubeben oder eine andere von ber 
Stolatarorpnung abweichende Gebühr einzuführen und auch nicht befugt 
war, auf die Verwaltung der hieraus erfließenden Gebühren einen Einfluß 
zu üben. — Mit Rechtskraft diefes Erkenntniſſes feien bie feit 1. März 
1871 eingehobenen Slodenläutgebühren von der Gemeinde Groß-Bittefch 
unverzüglid an die dortige Kirche bei fonfliger Execution zu erfolgen und 
folhe von der Kirchenvermögensverwaltung auch in Hinkunft einzubeben 
und zu verrechnen. 

Gegen dieſes Erkenntniß wurde keine Beichwerbe erhoben. — Mit 
Zufhrift vom 17. December 1878 wurde vom Bürgermeifter von Groß- 
Bitteſch dem dortigen Pfarramte die Summe von 151 fl. 20 kr. als ver 
Betrag der für die Zeit vom 1. März 1871 bis 17. December 1878 
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entfallenden ftolamäßigen Stodenläutgebühren abgeliefert, wogegen fid der 
Pfarrer an die Bezirkshauptmannfhaft mit dem Erſuchen wendete, bie 
Gemeinde zur Herausgabe der ganzen, von ihr thatfählid (mit den Be⸗ 
trägen von 3 fl. und 1 fl. 50 kr. für das einzelne Leihenbegängniß) ein- 
gehobenen Gebühren zu verhalten. — Hierüber beanftragte die Bezirks⸗ 
hauptmannfchaft mit Erlaß vom 22. December 1878, 3. 4816 der 
Gemeindevorſtand von GBroß-Bittefh, den auf Orund des Gemeinde⸗ 
beichluffes vom 21. Februar 1871 gebildeten Slodenbaufond fammt und 
fonders an die Kirchenverwaltung abzuführen. 

Ueber Recurs der Gemeinte wurde dieſe Entſcheidung von ber 
f. k. mähr. Statthalterei mit Erlaß vom 31. Yänner 1879, 3. 940 das» 
bin abgeändert, daß die Gemeinde blos die feit 1. März 1871 eingehobenen 
ftolamäßigen Blodenläntgebühren in Abfuhr zu bringen habe. — In 
Durchführung diefer Entſcheidung wurde von der Bezirkshauptmannſchaft 
auf Grund gepflogener Erhebungen berechnet, daß in der fraglichen Zeit 
für 191 Meine Leihen mit Zugrundelegung einer Tare von 78 fr. der 
Betrag von 148 fl. 98 fr. und für 8 große Leichen nad der Taxe von 
2 fl. 73 kr. ein Betrag von 229 fl. 32 fr., fomit zufammen ein Betrag. 
von 378 fl. 30 kr. der Kirche gebührt hätte; ta nun unter Zugrunde- 
legung der angeblich früher üblich gemwefenen Taxe von 84 und 42 fr. 
nur ein Betrag von 151 fl. 20 fr. abgeführt worben war, wurbe die 
Gemeinde von der Bezirkshauptmannſchaft mit Erlaß vom 9. October 
1879, 3. 6038 beauftragt, den Neftbetrag mit 227 fl. 9 fr. an die 
Kirchenverwaltung abzuführen. 

Ueber Recurd der Gemeinde wurde mit dem Statth.-Erlafle vom 
20. November 1879, 3. 19617 dieſe Entfcheidung behoben und aus⸗ 
geiprodhen, daß durch die bereitö geleiftete Zahlung von 151 fl. 20 kr., 
welder Betrag den üblihen Zaren von 84 und 42 fr. entſprach, der 
Statth.-Entfcheidung vom 31. Jänner 1879, 3. 940 entjproden worden 
fei. — Ueber Recurs ded Patronatsrepräfentanten wurde vom Min. für 
Cultus und Unterricht mit Erlaß vom 28. December 1880, 3. 258 bie 
Entſcheidung der Statthalterei aufgehoben und jene der Bezirkdhauptmann- 
ſchaft Grng-Meferitih vom 8. October 1879, 3. 6038 wieder hergeftellt. 

In der Beſchwerde wird im Wefentlichen ausgeführt, daß die Kirchen⸗ 
verwaltung nur auf den Erſatz derjenigen Beträge, welche fie ohne jenem 
©emeindebefhluß vom Jahre 1871 bezogen hätte, alfo nur auf die Ge⸗ 
bühren nad, der feit vielen Yahren üblichen Taxe von 84 und 42 Ir. 
Anſpruch machen könne 

Das Erkenntniß des V. G. Hofes beruht auf der Anſchauung, daß 
bie Gemeinde Groß/⸗Bitteſch durch das Erkenntniß der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft Groß⸗Meſeritſch vom 21. Juli 1878, 3. 3685, gegen welches 
kein Recurs ergriffen wurde, rechtskräftig verpflichtet worden iſt, den 
ganzen von der Gemeinde an Glockenläutgebühren eingehobenen Betrag 
(Glockenfond) an die Kirchenverwaltung abzuführen. — Bon der Rechte⸗ 
kraft dieſes Erkenntniſſes ausgehend, hatte der V. G. Hof keine Veran⸗ 
laſſung, die Richtigkeit der den verſchiedenen oberwähnten Berechnungen 
zum Grund gelegten Tarbeträge zu unterſuchen, deren Angemeſſenheit nur 
infoferne in Betracht kommen kann, als es ſich etwa um Erſatzanſprüche 
der Parteien handeln ſollte, von welchen die erwähnten Glockenläutgebühren 
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erhoben worben find, und deren Rechte ſelbſtverſtändlich durch die Ueber⸗ 
tragung ber eingezahlten Beträge aus der Verwahrung der Gemeinde in 
jene der Kirchenverwaltung nicht berührt werden können. 

Da nun der Betrag von im Ganzen 378 fl. 30 kr., deſſen Abfuhr 
an bie Kirchenverwaltung mit ber angefochtenen Entjcheidung angeorbnet 
wurde, geringer ift, als der Betrag bes Glockenfondes, deſſen Rüdftellung 
mit ber rechtsfräftigen Entfheidung der Bezirkshauptmannſchaft Groß- 
Meferitih vom 21. Juni 1878, 3. 3685 angeordnet worden war (502 fl. 
77 te. bis Ende 1877), fo kann in diefer Entſcheidung eine gefeßwidrige 
Derlegung von Rechten ber Gemeinde nicht erkannt werden (8. 2 des 
Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 86). — Die 
Beſchwerde mußte daher abgewiejen werben. 


Zr. 1156. 


Der Obmann einer Bezirfsvertretung in Böhmen ift bei Einberufung ber: 
felben zu den Sigungen, zur Befanntgabe der Berhandlungsgegenftände 
in einer befonderen Form nicht verpflichtet. 


Erfenntniß vom 16. September 1881, 3. 1314. 


Der. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde einiger Mitglieder 
ber Tibochowiger Bezirfövertretung ca. Entfheivung des böhm. Landes» 
ausſchuſſes vom 23. März 1881, 3. 8585, betreffend die Widmung einer 
Subvention ven 25.000 fl. zum Baue einer Secundärbahn von Libochowitz 
nad) Fobofig aus dem Bezirksfonde, nach durchgeführter 8. m. Verhandlung 
zu Recht erlannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


In Folge ftattgehabter Verhandlungen mit ver Kifenbahnunter- 
nehmung für ven Ausbau einer Secundärbahn von Libochowitz nad) Robofig 
wurde der Bezirksausſchuß in Libochowitz fchlüfftg, für dieſe Eifenbahn- 
unternehmung bei der Bezirfövertretung einen Antrag auf Gewährung 
einer Subvention aus dem Bezirköfonde zu ftellen und zwar nach Antrag 
der Majorität des Bezirksausſchuſſes mit 20.000 fl., nad Antrag ber 
Minorität mit 25.000 fl. — Der Obmann ver Tibechowiger Bezirks⸗ 
vertretung berief fohin die Mitglieder der legteren unter Hinweiſung auf 
die Wichtigkeit der Sache, diefelben zum vollzähligen Erfcheinen einladend, 
auf den 20. Yänner 1881 zu einer Situng und theilte unter Einem das 
Programm der Berhandlung mit, auf weldhen als II. und IV. Ge—⸗ 
genftand die Anfuchen der Gemeiden Libohowig und Radoveſie um Ber 
willigung zur Widmung von Subventionen für den Bau der Bahn 
Libochowitz ⸗Loboſitz von 10.000 fl. und von 1500 fl.; dann sub V. „bie 
Entſcheidung rüdfichtlih der Secundärbahn Libochowitz⸗Loboſitz“ geftellt 
worden find. 

Zur Sigung der Bezirlövertretung erfchienen von ben einberufenen 
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18 Mitglierern 15, welde mit 8 gegen 6 Stimmen — wenn von 
ber in biefem alle nicht abgegebenen Stimme des Obmannes abgefehen 
wird — den Beſchluß gefaßt haben, für den Ausbau der Secundärbahn 
Libodhowit-Lobofig aus dem Bezirksfonde 25.000 fl. in zehn Jahres⸗ 
raten von 2500 fl. zu widmen, welcher Beihluß vom Landesausfchuffe 
in Böhmen unterm 10. April 1881, 3. 10170 nad Vorſchrift des 8. 55 
des Gef. vom 25. Yuli 1864, betreffend die Einführung der Bezirks⸗ 
vertretungen in Böhmen, die Genehmigung erhielt. 

Denn nun diefer Beſchluß der Libochowitzer Bezirksvertretung von 
den Beſchwerdeführern angefochten wird, lediglich aus dem Grunde, weil 
ber oberwähnte V. Gegenſtand ber Beihlußfaflung in der Sitzung am 
20. Yänner 1881 nicht deutlicher in der Einladung bezeichnet worden iſt, 
daß nämlich um Gewährung einer Subvention aus dem Bezirksfonde für 
die beſagte Secundärbahn Beſchluß zu faſſen ſein wird, — fo kann ver 
V. G. Hof dieſe Beſchwerde nicht im Geſetze begründet finden. Denn 
es befteht feine gefetliche Beftimmung, der zufolge die Verhaudlungsgegen⸗ 
flände der Bezirfövertretungen in Böhmen in einer vorgefchriebenen Form 
und umſtändlicher, als es im vorliegenden alle gefchehen, durch den Ob⸗ 
mann zu verlautbaren wären, indem das bier in erfter Linie maßgebende 
Landesgeſetz, betreffend die Einführung von Bezirkvertretungen in Böhmen 
vom 25. Yuli 1864, im $. 66 lediglih bie Einberufung der Bezirks⸗ 
vertretung zu ben Situngen burd den Obmann zur Pflicht macht, ohne 
die Art und Weiſe der Belanntgabe der Berhandlungsgegenftände näher 
zu beflimmen. Durch die vom Obmanne der Libochowitzer Bezirkover⸗ 
tretung geſchehene Mittheilung des Berhantlungsprogrammes zu der Sigung 
am 20. Jänner 1881 ift, wie aus deſſen oben mitgetheiltem Inhalte zu 
erjeben, der Gegenſtand ver Verhandlung in einer Weife befannt gegeben 
worden, daß durch felbe fein Geſetz verletzt worden ift; daher denn bie 
von den Befchwerbeführern angefodhtene Entiheidung des böhm. Landes- 
ausfchuffes vom 23. März 1881, 3 8585 nicht als gefetwidrig erfceint. 

Es mußte daher die Beſchwerde dagegen abgewiefen werben. 


Ar. 1157. 
Bum F} 99 des böhm. Wafl. Bet vom 238, “ug uft 1870, 8%. G. B. Rr. 71, 
betreffend die Koften für — onelle —* gngen und "Berhanblungen 


in —IAI 
Erkenntniß vom 16. September 1881, 3. 1408. 

Der k. k. V. ©, Hof hat über die Beſchwerde des Anton Charwat, 
Hausbefigers von C.⸗Nr. 14 in Parbubig, ca. Entſcheidung des k. k. 
Ackerbau⸗Min. vom 11. October 1880, 3. 11245, betreffend die Com⸗ 
miffionsfoften bei einer Wafferangelegenheit, nah durchgeführter ö. m. 
Verhandlung und Anhörung des k. TE. Min.-Bice-Secr. Frhrn. dv. Trauten⸗ 
berg, zu Recht erkannt: 


*) Vergl. aud Erkenntniß sub Nr. 212 (Band IL, Jahrgang 1878). 
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„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen — 
Der Bertreter des Befhwerdeführers, J. U. Dr. Karl Ruml, 
Advocat in Hofic, bat die Geldſtrafe von 5 fl. dem Armen- 
fonde der Stadt Pardubig binnen 14 Tagen nah Zuftellung 
diefes Erfenntniffes bei fonftiger Erecution zu bezahlen,“ 


Entſcheidnugsgründe. 


Durch die Adminiſtrativacten, insbeſondere durch das auch vom Bes 
ſchwerdeführer gefertigte, bei der k. k. Bezirlshauptmannſchaft aufgenommene 
Protokoll dto. Pardubitz vom 10. Yuli 1878 iſt ſichergeſtellt, daß die 
Gutsinhabung von Pardubitz ihrer Verpflichtung bezüglich der Ueber⸗ 
wölbung und Inſtandhaltung des unter einigen Häuſern in Pardubitz, — 
darunter auch jenem des Beſchwerdeführers — fituirten Waflercauales 
„Halda“ dur Vornahme der nothwendigen Reparaturen an dem Mauer- 
werte alljährlich regelmäßig nachkommt. 

Die diesbezüglichen, vom Beſchwerdeführer in wiederholten Eingaben 
an die k. k. Behörden geäußerten Befchwervden, daß dieſe Reparaturen an 
dem befagten Waflercanale nicht in genügender Weile durchgeführt werben, 
erſcheinen durch die diesfalls über Einfchreiten des Beſchwerdeführers von 
der F. k. Bezirkshauptmannfchaft in Pardubitz abgehaltenen commilfionellen 
Erhebungen laut der in ven Protofollen dio. Parbubig 10. Yuli 1878 
und 16. Auguft 1879 enthaltenen Sadverftändigenbefunde nicht nur nicht 
unterflügt, fondern e8 werben die vom VBefchwerbeführer erhobenen Klagen, 
daß durch ungenügende Reparaturen an dem in Rebe ftehenden Wafler- 
canale der Bauzuftand feines Haufes gefährdet wird, als unbegründet in 
beiden obigen Protofollen durd die Sachverſtändigen erflärt. 

Nachdem fohin nicht erwiefen vorliegt, daß die Gutsinhabung von 
Pardubig durch von ihr verfchuldete Unterlaffung der Bornahme ber 
nöthigen Reparaturen an dem bejagten Waflercanale gegründeten Anlaß 
zu den vom Befchwerbeführer eingebradten Anfuchen um Abordnung be= 
hördlicher Commiſſionen behufs Unterfuhung des Zuftandes des Waſſer⸗ 
canale® geboten habe, vielmehr dieſe Commilfienen, fpeciell jene am 
16. Auguft 1879 lediglich über unmotivirtes Anſuchen des Befchwerde- 
führers bewilligt und auch abgehalten worden ift, hat Beſchwerdeführer im 
Sinne des 8. 99 des Wafl. Gef. vom 28. Auguft 1870, L. ©. 8. für 
Böhmen Nr. 71 mit Recht die Koften tiefer Commiſſion zu tragen. — 
Seine dieſe Berpflihtung anfechtende Beichwerde mußte daher zurück⸗ 
gewiefen werden. 

Die dem Bertreter des Befchwerbeführers zuerkannte Geldſtrafe von 
5 fl. gründet fih auf die Anorbnung des 8. 41 des Gef, vom 22%. Octo⸗ 
ber 1875, R. ©. 3. ex 1876 Nr. 36, 
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Qr. 1158. 


Bann Fann der Raum bes Maifhvorwärmers bei der Paufdalirung ber 
Branntweinfteuer nah dem Gef. vom 8. Zuli 1868, 8. ©. B. Rr. 90 
außer Betradt bleiben. 


Erlenntniß vom 20. September 1881, 3. 1501. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über tie Beſchwerde des Ignaz Poſeles, 
Branntweinbrenners in Steden, ca. Entfheidung des f. k. Finanz Min. 
vom 20. Jänner 1881, 3. 11406, betreffend die nadträglich auferlegte 
Zahlung von 3024 fl. 8 fr. an Branntweinftener für die Erzeugungs- 
periode 1875/76 und 1876/77, nad durchgeführter 5. m. Verhandlung 
und Anbörung des Adv. Dr, Karl Doftal, fowie des k. k. Finanzrathes 
Johann Jerabek, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurückgewieſen.“ 


Entfceidungsgründe. 


Der Beſchwerdeführer, Brennereiunternehmer in Steden, wurde mit 
bem vom oberften Gefällsgerichte beftätigten Urtheile des k. k. Gefälle 
obergerichted in Prag vom 27. September 1878, 3. 300 wegen der ihm 
zur Laſt gelegten Gefälldverfürzung, weil er während der Erzeugungs- 
periode 1875/76 einen Maiſchvorwärmer mit einer Vorrichtung benütte, 
welche veflen -ftenerfreie Behandlung nad Art. 2 des Gef. vom 8. Yuli 
1868, R. ©. B. Nr. 90 bewirkte, in ber That aber diefe Vorrichtung 
fih als eine blos fingirte herausftellte, ihr ſonach die fleuerfreie Behand» 
lung nad dem Gefege nicht zu ftatten fam, wegen eingetretener Berjährung 
nah 88. 480 und 482, 3. 4, lit. a des Gef. Str. Gef. nicht ſtraffällig 
ertannt, jedoch rüdfichtlich derfelben während der Erzeugungsperiode 1876/77 
verübten Gefällsverkürzung zu einer ®elpftrafe von 1624 fl. 50 Tr. ver» 
urtheilt. 

Es hat ſich nämlich nach den Entſcheidungsgründen zu dieſem Urtheile 
herausgeſtellt, daß die im Vorwärmer befindliche Lutterblaſe weder mit 
dent Geiftrohre, noch mit der Brennblafe communicirte, in tiefelbe ſonach 
fein Qutter abfließen, noch auch in die Brennblafe abgelaſſen werben 
fonnte, berfelbe ſonach nur zum Sceine in dem Maiſchvorwärmer ange- 
bradyt und mit einem Ablaßhahne verfehen wurde, welden Befund Pofeles 
für richtig anerkannt bat. Das Borhandenfein diefer Lutterflafche bewirkte 
nad) dem Gefete vom 8. Yuli 1868, Art. 2, daß der Vorwärmer fteuer- 
frei behandelt wurbe; hiedurch ift der Thatbeftand der Gefällsverkürzung 
erwiejen, weil der Lutterbehälter nur fingirt war, ſonach factiſch nidht Die 
Eigenfchaften hatte, um bie fteuerfreie Behandlung des Vorwärmers zu 
bewirten. Zun Zwecke ver Strafbemefjung wurde ber wirflihe Füllungsraum 
des Mailhoorwärmers nad Abſchlag des inliegenden Schlangenrohre® und 
Lutterbehälters 21 Hectoliter, 65 Liter ausgemittelt. 

Auf Grund obigen Urtheil® und der hienady ausgeſprochenen Steuer- 
pflicht des Maiſchvorwärmers mit dem wirklichen erwähnten Füllungsraume 
bat die k. k. Finangbezirlödirection in Czaslau mit dem Erkenntniſſe vom 
14. November 1879, 3. 14110 die nad dem wirklich fleuerpflichtigen 
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Maifhraume entfallende, jedoch in den Erzeugungsperioden 1875/76 und 
1876/77 zu wenig entrichtete Verbrauchsabgabe, zufammen pr. 3024 fl. 
8 tr. dem genannten Brennereiunternehmer zur Zahlung auferlegt. — 
Im adminiftrativen Inflanzenzuge wurde dieſes Zahlungserkenntniß im 
letzter Inſtanz, als im $. 80 de8 Gef. Str. Gef. begründet, mit ber 
angefochtenen Entſcheidung beitätigt. 

Die Beſchwerde beftreitet die Gefegmäßigleit der Entfheidung, weil 
die Finanzbehörden ſich lediglih auf das gefällsgerichtliche Urtheil geſtützt 
haben, ohne zu prüfen, ob die Bedingungen zur Einhebung einer Nach⸗ 
tragsſteuer vorhanden waren, und wendet auch ein, daß die dem gefälls⸗ 
gerichtlichen Urtheile zu Grunde gelegenen Erhebungen nicht erfchöpfend 
geweſen ſeien. 

Ju dieſer letzteren Beziehung muß bemerkt werden, daß der V. G. 
Hof ſich in eine Würdigung der Thatſachen und Erhebungen, auf Grund 
deren durch die vorcit. Urtheile des k. k. Gefällsobergerichtes und oberſten 
Gefällsgerichtes Beſchwerdeführer der Gefällsverkürzung für ſchuldig erkannt 
wurde, nicht einlaſſen konnte, da derartige Entſcheidungen nach 8. 3, lit. h 
des Geſ. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 von der 
Zuftändigkeit des V. ©. Hofes ausgefchloffen find. 

Da die abminiftretiven Finanzbehörden ihrer angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung ten Thatbeftand zu Grunde gelegt haben, wie derſelbe durch die 
competente und rechtöfräftige Entſcheidung der Gefällsgerichte als conftatirt 
und ermwiefen angenommen worden ift, fo mußte auch ver V. ©. Hof in 
Gemäßheit des 8. 6 des lestberufenen Geſetzes viefen Thatbeftand bei 
feinem Erkenniniſſe fefthalten. 

Nah Art. 2 des Gef. vom 8. Juli 1868 waren Maifhvorwärmer, 
wenn fie mit einem Lutterbehälter verfehen find, den Gährungsgefäßen für 
den Fall nicht beizuzählen, als fie einen wirklichen Beftandtheil der Brenn- 
vorrihtung bilden. Da nun zufolge des vorcit., nah den Beweisregeln 
des Gefällsſtrafgeſetzes gerichtlich al8 erwieſen anerkannten Thatbeftandes 
die Rutterblafe, bie im Maiſchvorwärmer der Brennerei des Beſchwerde⸗ 
führer® angebradht war, weder mit ber Brennvorrihtung in Verbindung 
ftand, ſonach als Beftandtheil der Brennvorrichtung nicht angejehen werden 
fonnte, neh aud überhaupt in berfelben ſich Lutter anfammeln Eonnte, 
daher diefelbe auch nicht als Lutterbehälter anzufehen war, fo ift es Har, 
daß fhon vom Urfprunge aus die gefeglichen Bedingungen nicht vorhanden 
waren, um die Ausſcheidung des gedachten Maiſchvorwärmers aus der 
Zahl der Gährungsgefäße, nah deren Rauminhalte vie Leiftungsfähigkeit 
der Brennerei, bezw. das Steuerpaufdale feftzuftellen war, zu begründen. 

Die Yinanzverwaltung war fonah im Rechte, nachträglich die durch 
bie ungebührliche Ausſcheidung des Maiſchvorwärmers bei Ermittlung des 
Steuerpaufchaled zu wenig eingehebene, gefeglich gebührende Abgabe vom 
Befchwerdeführer einzufordern, zumal nah 8. 80 des Gef. Str. Gef. 
die Vollziehung der gefegmäßigen Strafe von der Entridtung der gebüh- 
renden Abgabe nicht befreit und, wie dargethan, auch die zur Einhebung 
berjelben beitimmten gefetlihen Bedingungen vorhanden waren. 

Es mußte daher die Beſchwerde, inſoweit die Beurtheilung derfelben 
in die Kompetenz des V. ©, Hofes fiel, als gefetlich nicht begründet zu⸗ 
rückgewieſen werden. | 
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Qr. 1159. 


Wirkung der Erwerbung einer Realität im Wege der Zeilbietung auf die 
fühlide Haftung für eine frühere Gebühr. 


Erfenntniß vom 20. September 1881, 3. 1511. 


Der 1. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Adolf Nimmer- 
froh, Mühlenbefigers in Hatſchein, ca. Entiheidung des 1. k. Finanz⸗ 
Min. vom 26. December 1880, 3. 35323, betreffend die Geltendmachung 
der fädhlihen Haftung für eine Kaufsgebühr von 1134 fl. 37'/, kr., nad) 
burchgeführter d. m. Verhandlung und Anbörung des Adv. Dr. Eduard 
Kopp, fowie des k. k. Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer, zu Recht 
erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird als geſetzlich nicht 
begründet aufgehoben.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Beſchwerde iſt gegen einen im adminiſtrativen Inſtanzenzuge 
beftätigten Zahlungsauftrag bes k. k. Steueramtes in Olmütz vom 22. Jän⸗ 
ner 1878, 3. 529 gerichtet, womit dem Beſchwerdeführer als Beſitzer der 
Mühle Nr. 2 in Hatjchein im Grunde der fählihen Haftung diefer Mühle 
eine Percentualgebühr von 1134 fl. 37'1 fr. vorgefchrieben worden ift. 
Diefe Gebühr wurde für einen am 15. October 1868 zwiſchen Franziska 
Friedl und ven Ehegatten Karl und Marie Chwalkowsky abgefchlofjenen, 
jedoch verheimlichten Kaufvertrag vorgefchrieben und nad durchgeführten 
gefällsgerichtlichen Berfahren, bei welchem Karl Chwalkowsky und Franziska 
Friedl der Verheimlichung des Rechtsgeſchäftes für ſchuldig, Marie Chwal⸗ 
fowsly aber für nicht ſchuldig erfannt worben war, den beiden Erfteren 
mit Erfenntniß der k. E Finanzbezirkspirection in Olmütz vom 13. Februar 
1875, 3. 2123 zur ungetbeilten Hand auferlegt. — Da jedoch diefelbe 
fi fpäterhin von den unmittelbar Verpflichteten Karl Chwalkowsky und 
Franziska Friedl als uneinbringlid darftellte, wurde fie unter Berufung 
auf den 8. 72 des Geb. Gef. vom Befchwerbeführer Adolf Nimmerfrob- 
als dermaligen Befiger der fraglichen Mübhlrealität gefordert. 

Der Befhwerdeführer wendet gegen diefe Zahlungsanflage im Weſent⸗ 
lihen ein, daß nad dem beiliegenden Grundbuchsertracte die Berfäuferin 
der Mühfe, Franziska Friedl, erft auf Grund der Einantweortungsurkunde 
vom 27. Yuguft 1869 gruntbücerliche Eigenthümerin der Mühle aus der 
erecutiven Berfteigerung nah den Erben der Ehegatten Anton und Anna 
Müd geworben, der Käufer Karl Chwalkowsky aber niemals an die Ge⸗ 
währ gefchrieben worden war, ebenfomenig aber aud die Gebühr grund» 
bücherlich vorgemerft erſchien. Die fraglihe Mübhlrealität ſei, wie ber 
Grundbuchsextract entnehmen laſſe, feit dem Jahre 1868 zweimal erecutiv- 
verfteigert worden, nämlich im Jahre 1869 (wie erwähnt) von den Erben 
nah Anton und Anna Mid an Franziska Friedl und zulegt im Jahre 
1872 von bem unmittelbaren Rechtsvorgänger des Beſchwerdeführers, 
Alois Krepfchner, welcher die Realität nah Marie Chwallowely am 
6. November 1872 bei der erecutiven Berfteigerung eritanden hatte, von 
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welchem fle der Beſchwerdeführer mit Kaufvertrag vom 9. Februar 1876 
in fein und feiner Gattin Eigenthbum erwarb. — Durch den erecutiven 
Verkauf fei die ſächliche Haftung erlofhen und deshalb halte Beſchwerde⸗ 
führer die angefochtene Entſcheidung für geſetzwidrig. 

Der B. ©. Hof fand, daß die Beſchwerde gejeglich begründet ſei. 
— Der vom Beihwerbeführer dargeftellte Thatbeftand entſpricht den vor⸗ 
liegenden Abminiftrativacten und dem der Beſchwerde zuliegenden legalen 
Grundbnuchsauszuge dito. Olmüg 12. Mai 1878. — Es ift durch die» 
felben conftatirt, daß die grundbücherliche Eintragung der Gebührenfor- 
derung auf die fraglihe Mühlrealität erſt mittelft gerichtlichen Beſcheides 
vom 8. Februar 1878, 3. 1531, fomit in. einem Zeitpunkte ftattgefunden 
hatte, in welchem bie Eheleute Adolf nnd Marie Nimmerfrob an der Ges 
währ ſtanden. 

Der Eigenthbumserwerbung ber letteren mit dem Kaufvertrage vom 
9. Bebruar 1876 waren feit dem durch den gefällsftrafgerichtlichen That⸗ 
beftand conftatirten Verkaufe der Franziska Friedl an die Ehegatten Karl 
nnd Marie Chwalkowsky dto. 15. October 1868 fünf Devolutionen vor« 
ausgegangen, von denen zwei im Wege einer erecntiven Verſteigerung ſtatt⸗ 
gefunven hatten und zwar bie legte im Jahre 1872, bei welcher der un« 
mittelbare Befivorgänger der Ehegatten Nimmerfroy — Alois Kretzſchmer 
— die Realität erftanden hatte. 

Dem Staate war gemäß 8. 44 des Gel. vom 9. Februar 1850 
das Recht auf die Gebühr, um die e8 fich handelt, mit dem Zeitpunlte 
erwachſen, in welchem das Rechtsgeſchäft zwifchen Franziska Friedl und den 
Ehegatten Chmallowsiy zum Abjchluffe gelangte. — Diefes Recht des 
Staates kann gegen die gegenwärtigen Zabularbefiger Adolf une Marie 
Nimmerfrch nicht geltend gemacht werden, ba fie zur Tragung ber frag- 
lichen Gebühr weder unmittelbar nad dem Geſetze verpflichtet, noch hiefür 
perſönlich Haftende find; die ſächliche Haftung ihrer Realität aber durch 
die erwähnten, in Mitte liegenden executiven DBeräußerungsacte bereits 
erlofhen war, als fie die Realität erwarben. Denn durch die executive 
Beräußerung einer Realität tritt an die Stelle der Letzteren bezüglich ber 
vorher beftandenen dinglichen Laften, — mögen dieſelben auf einem Titel 
des Private oder des Öffentlichen Rechtes beruhen, der Meiftbot, nachdem 
der Erfteher zufolge der 88. 328 und 339 ter allg. Ger. Ordg. bie 
auf der Realität haftenden Schulden nur infoweit übernehmen muß, als 
ber gebotene Preis fi erfircdt. 

Diefer Anfhauung fteht der $. 72 des Gef. vom 9. Februar 1850 
und der Abſ. 14 der in Folge a. h. Entihließung vom 1. Mai 1850 
dieſe Geſetzesſtelle erläuternden DVerortnung des E, f, Finanz Min. vom 
3. Mai 1850, R. ©. B. Nr. 181 nicht entgegen. Denn beide Normen 
fegen voraus, daß die rüdftändig gemortene Gebühr entweder grundbüder- 
lich einverleibt wurde oder daß, wenn ein erecutiver Verlauf der Realität, 
auf welcher das Vorrecht des Aerars ſtillſchweigend haftet, in Mitte tritt, 
bie ©ebührenforderung zur Executionsmaſſe angemeldet unt liquid erkannt 
worden ift. Keines von beiden bat im vorliegenden Falle flattgefunden. 

Der Umftand jedoch, daß der Zahlungsauftrag an bie zur Entrich« 
tung der Gebühr unmittelbar Verpflichteten (Franziska Friedl und Karl 

Chwalkowsky) erft im Jahre 1875 erlaffen und rechtskräftig wurde, vermag 









8336 Ar. 1160. — Erf, v. 20. September 1881, 3. 1512. 


das Net der fpäteren Erwerber (der Ehegatten Nimmerfrob) nicht zu 
verlürzen, nachdem diefe nur bie auf der Realität haftenden Laften nad 
Maßgabe des Meiftbotes übernahmen. 

Die angefochtene abminiftrative Eutſcheidung mußte demnach aufe 
gehoben werben. 


Ar. 1160. 


Berechnung des Steuerwerthes. Bei Ermittlung des unentee ti erwor⸗ 
benen Betrages nad ber kaiſ. Berordnung vom 19. März 1853, R. G. B. 
Rr. 53 find Gonferirungspoften außer Betracht zu laſſen. 


Erlenninig vom 20. September 1881, 3. 1512. 


Der k. 1. V. ©. Hof bat über die Befchwerde der Anna Rangheri, 
Barbara Pacowsky, Marie Gregor und Barbara Polorny ca. Entſcheidung 
des k. k. Finanz. Min. vom 26. November 1880, 3. 27856, betreffend 
die Bemeffung der Gebühren vom Nachlaſſe des Joſef Polorny, nad durch⸗ 
geführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. Min.-Bice-Secr. 


Ritter dv. Froſchauer, zu Recht erkannt: 


„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet ab» 
gewiefen.“ 


Entfdeidungsgrände. 


Es handelt fih bei Entfheidung Über die vorliegende Beſchwerde 
nur um zmei Punkte, in weldhen vie abminiftrative Gebührenbemeflung 
vom Nadlaffe de8 am 24. November 1877 zu Prag verftorbenen Joſef 
Pokorny vor dieſem Gerichtshofe angefochten wird. 

Der erfte Beſchwerdepunkt betrifft die Werthbannahme der beiden 
zum Nachlaſſe gehörenden Häufer C.Nr. 511 II und 544 II in Prag, 
von welchem letzteren Haufe nur die Hälfte dem Erblaffer gehört hatte. 
— Der Werth diefer Realitäten wurbe von den Beſchwerdeführern als 
Erben nah dem hundertfachen Betrage der orbentlihen Hauszinsfteuer in 
den Nachlaßausweis eingeftelt und dieſer Steuerwertb bei dem Haufe 
Nr. 511 mit 47.618 fl. rüdjichtlic der Hälfte des Haufes Nr. 544 mit 
87.441 fl. berechnet. — Die Befchwerdeführer gingen biebei auf Grund 
ber Zahlungsaufträge ver k. k. Steuerapminiftration in Prag vom 31. Des 
cember 1876, 3. 457 und 489 vor, wonad dem Erblaffer Joſef Pokorny 
für das Jahr 1877 (das Sterbejahr) vom Haufe Nr. 511 die Steuer 
mit 476 fl. 18 fr., vom Haufe Nr. 544 nit 748 fl. 82 kr., bezw. für 
defien Hälfte mit 374 fl. 41 kr. bemeſſen worten war. 

Dei der Gebührenbemeflung Hingegen wurde der gedachte Steuer- 
werth bezüglih des Haufes Nr. 511 mit 53.622 fl, der Hanshälfte 
Nr. 544 mit 43.996 fl. 50 fr. ermittelt. Zu diefem Zifferrefultate ge- 
langten die Finanzbehörden, intem fie auf Grund ter den gerichtlichen 
Abbandlungsacten zuliegenden Anlagſcheine der Steueradminiftration im 
Prag vom 31. December 1876, PoR-Nr. 457 und 489 über vie für 
das Jahr 1877 bemeſſene Hauszinsftener, wonad der Zins nad Abzug 
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ber 15percentigen Erhaltungsfoften bei dem Haufe &.-Nr. 511 mit 3348 fl. 
15 kr. und bei dem Haufe Nr. 544 mit 5499 fl. 50 fr. eingeftellt ift, 
fohin die 16percentige ordentliche Zinsftener bei C.Nr. 511 mit 535 fl, 
71 ke. nebft der Grundſteuer mit 51 kr., zufammen mit 536 fl. 22 kr. 
und bei dem Haufe &.-Nr. 544 mit dem Betrage von 879 fl. 93 kr., 
daher zur Hälfte mit 439 fl. 96'/, Tr. entfiel. 

| Die Differenz der von beiden Seiten aufgeftellten Steuerwerthe 
Härt fih dahin auf, daß die befhwerbeführenden Erben aus der Hauszins⸗ 
ſteuer einfchließlih des Drittelzuſchlages die ordentliche Hauszinsfteuer 
irrig ermittelt und folglih aud aus dem ſonach gewonnenen irrigen Reſul⸗ 
tate den Steuerwerth unrichtig berechneten. Diefer Irrthum beftand darin, 
daß die Befchwerbeführer den britten, flatt den vierten Theil des Haus- 
zinsfteuerbetrages (einfhlüffig des Drittelzufchlages) als Drittelzufchlag 
angenommen hatten und nach Abzug bes auf dieſe Weife in einer unrich⸗ 
tigen Ziffer beftehenden Drittelzufchlages bie ordentliche Hauszinsfteuer 
richtig ermittelt zu haben glaubten. 

Wird nämlid von der Hauszinsſteuer (änſchlüſſig bes Drittel⸗ 
zufchlages), welche beim Haufe Nr. 511 fih auf 714 fl, 27 Er. belänft, 
ein Biertel, d. i. 178 fl. 56°/, kr. abgezogen, fo. refultiren al8 ordentliche 
Steuer 535 fl. 70'/, %x.; hiezu Grundſteuer 51 fr, zufammen 536 fl. 
21°/, !r., hundertfach 53.622 fl.; beim Haufe Nr. 544 beträgt biefelbe 


‚ Steuer (einfhlüffig des Drittelzufchlages) 1173 fl. 23 kr., davon ein’ 


Viertel ab mit 293 fl. 30°), kr., ergibt orbentliche Steuer 879 fl. 92'/, kr., 
diefe hundertfach 87.993 fl., die Hälfte 43.996 fl. 50 ir. — Es erfolgte 
fomit rüdfichtlich beider Healitäten die Ermittlung des Steuerwerthes auf 
gejeglihen und fachrichtigen Wege Seitens ber Finanzbehörden, weshalb 
der erfte Beſchwerdepunkt ſich als ganz unhaltbar darftellt. 

Der zweite Beſchwerdepunkt ift gegen bie Anwendung des 
3/4, bezw. 2’/.percentigen Gebührenausmaßes bei dem Erbtheile der 
Anna Rangheri gerichtet. — Der Erblaffer, welcher ab intestato ver⸗ 
ſtorben war, hinterließ außer den bereit erwähnten zwei Realitäten auch 
ein Grundſtück in ter Gemeinde Weinberg bei Prag im Werthe von 
1226 fl. 70 kr., ferner an Forderungen und andern Mobilien im Werthe 
von 7602 fl. 95 kr. Als Imteftaterben traten feine drei Töchter, Anna, 
verehelichte Rangheri, Barbara, verehelichte Pacomely, und Maria, verehe⸗ 
lichte Gregor, zu gleihen Theilen ein. — Der Nachlaß von 106.448 fl. 
15 kr. war mit einem Paffivftande pr. 13.395 fl. 36 fr. belaftet, daher 
rein 93.052 fl. 79 ir. verblieben. Nachdem bei Lebzeiten des Erblaffers 
auf Rechnung ihres Erbtheiles Anna Rangheri 31.581 fl. 29 kr. und 
Barbara Pacowsky 14.180 fl. 64 Fr. vorausempfangen hatten, fo war 
bei der Berlaffenihaftsabhanplung gemäß 8. 793 a. 6. ©. B. vor« 
gegangen worden. — Berner mwurbe bei letterer eine Erbtheilung bahiu 
vorgenommen, daß Anna Rangheri von ten Realitäten die Hälfte des 
Haufes Nr. 511 im Werthe von 26.811 fl.," ferner ein Drittbeil des 
Grundſtückes in ven kgl. Weinbergen im Werthe von 408 fl. 90 kr., zufammen 
27.219 fl. 90 kr. an Realwerth erhielt. Nebft dieſem Realwerthe erhielt 
fie vom beweglichen Nachlaßvermögen ein Drittheil mit 2933 fl, 88'/, fr, 
zufammen 30.153 fl. 78"/, ir. — Jedoch hatte fie an ihre Schweiter Barbara 
Pacowöly 1852 fl. und Marie Gregor 15.296 fl., zufammen 16.648 fl. 
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nf yinauszaahlen, wensh 13.505 I. 78°! Er. als reiner Erbtheil 
verblichen. 

Das 1. 1. Finany Min. bet mun im uflanzenzuge die Gebühren- 
bemefſung rückſichtlich rer Anna Raugheri dahin augeortmet, daß mit Räd- 

anf ven 8. A ber laiſ. Berortuung vom 19. März 1853, 
R. ©. DB. Nr. 53, nachdem ber Werth der Rechte anf das wirklich vor⸗ 
handene Nachlaßvermögen bei ber genannten Erbin 13.505 fl. 78"/, kr, 
beträgt, von dem Betrage, welder von ber Hinauszahlung an die beiden 
Miterbinnen pr. 16.648 fl. verhältuigmäßig auf den Werth der erworbenen 
Realitäten pr. 27.219 fl. 90 fr. entfällt, bie 3/',percentige, bezw. (mit 
Rädfiht auf die kürzere Befigdaner des Grundflädes in den Weinbergen) 
die 2°/percentige Gebühr nah Tarifpoſt 65 B des Geſ. vom 13. De- 
cember 1862 zu bemefien fei. — Demgemäß erfolgte die Gehührenridtig- 
ſtellung rüdfihtlih des Erbtheiles der Anna Rangheri anf folgenven 
Grundlagen: Bare Hinauszahlung 16.648 fl., hievon ab das zugewiefene 
bewegliche Bermögen pr. 2933 fl. 88"/, Er., verbleiben 13.714 fl. 11%), ix., 
welche aus dem übernommenen Realwerthe pr. 27.219 fl. 90 Er. zu leiften 
tft, daher 13.506 fl. 78°/, fr. als unentgeltlich erworben anzufehen 
find, während die oben angeführten 13.714 fl. 11°, fr. den entgeltlich 
erworbenen Realwerth barfiellen, welcher rückfichtlich der Quote von 206 fl. 
1 te. ver Gebühr von 2'/, Percent, binfichtlich des Heftes von 13.508 fl. 
10%,, fr. ver Gebühr von 8"/, Percent unterzogen worden ift. 

Die Beſchwerde fit dieſe Gebührenbehandlung deshalb an, weil der 
Uebertragungstitel Tediglih auf dem Erbrechte beruhe und die Differenz 
der auf die einzelnen Erbinnen entfallenden Erbquoten fi bloß aus der 
Eollationspfliht erfläre, Nachdem der reine Erbtheil der Anna Rangheri 
ſich auf 42.085 fl. 7°/, ir. (wie ſolchen die Nachlaßnachweiſung berechuet), 
der Werth der übernommenen Realitäten 24.217 fl. 90 fx. (nad) verjelben 
Berehnung) betrage, fo Überfteige der Werth des reinen Erbtheiles jenen 
Immobiliarwertb um 17.867 fl. 17%), kr.; es könne daher von einer 
entgeltlichen Webertragung nicht die Rede fein. 

Der B. ©. Hof konnte diefe Auffaffung der Befchwerbeführer nicht 
für richtig anfehen. Nah 8. 4 ter kaiſ. Verorbnung vom 19. März 
18583, R. ©. 8. Nr. 53 ift (bei geſetzlich theildaren Sadıen) im Falle 
einer Erbtheilung eine weitere Vermögensübertragung dann anzunehmen, 
wenn in Folge der Theilung ein Erbe mehr erwirbt, als der Werth feiner 
Rechte auf den Nachlaß beträgt. Es ift nämlich der Werth des aus dem 
Naclaffe Erworbenen derjenige Factor, welcher bei der Gebührenbemefjung 
im falle einer Erbtheilung mit dem Werthe der Rechte des Erwerbers 
auf den Nachlaß in Bilanz zn ziehen if. 

Es liegt nun actenmäßig vor, daß Anna Rangheri einen Realitäten- 
wertb von 27.219 fl. 90 kr. bei der Erbtheilung erworben babe. Ander⸗ 
fette iſt conflatirt, daß ihre Anfpruh auf den Erbtheil durch die Con⸗ 
ferirungspflicht mit jenem Betrage belaftet ift, ven fie bei Lebzeiten ihres 
Vaters vorausempfangen hatte und der, wie bie Beſchwerde felbft' auch 
zugibt, 81.581 fl. 29 fr. beträgt. Wenn nun Anna Rangheri im Wege 
des Erbausgleiches mit ihren Miterbinnen in Folge der Uebertragung der 
obermähnten Realitätenantheile an fie 16.648 fl. hinauszuzahlen bat, jo 
liegt in dieſer Thatſache allein fchon ein theilweiſe entgeltliches Rechts⸗ 
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gefchaͤft, nämlich infoweit, als der erworbene Realwerth mehr ale die ber 
genannten Erbin aus dem Nachlaffe zulommende reine Erbquote beträgt. 
Der ©. ©. Hof fand daher Teinen Anlaß, den Borgang der Yinanz- 
verwaltung für geſetzwidrig zu erklären, weshalb die Beſchwerde im ganzen 
Umfange abgewiefen werden mußte. | | 


Ar. 1161. 


Berfügungen und Entfcheibungen in Bingelegenheiten der Freihaltung 
einer öffentlihen Gommunication (Gcemeindeweges) fallen nad 8. 78 und 
81 des Prager Gemeindeftatuts in De petenz ber Prager Gemeinde: 
ehörden. 
Bo es fih im flattliden Inſtanzenzuge um die Frage handelt, ob der 
Auftrag und bie Grecutionsverordrungen innerhalb er der Gemeinde 
eingeräumten Wirfungsfreifes fi bewegen und unter Beobachtung der 
Geſetze erfloffen find, bedarf ed Feiner befonderen Zocalerhebungen und 
Berhandlungen mit ben Parteien. 


Erkenntniß vom 21. September 1881, 3. 1528. 


Der L k. V. G. Hof hat Über die Beſchwerde der Firma 4. Lanna 
ca. Min. des Inuern wegen ber Entjheivung vom 4. Februar 1881, 
3. 575, betreffend vie Sreihaltung des Verkehres auf dem Uferwege längs 
der Realität Nr. 76, I in Prag, nad durdgeführter d. m. Verhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Georg Sranitih, fowie des 1. k. Min.- 
Rathes Dr. Nitter v. Helm, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgemwiejen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Bereits mit dem h. g. Erkenntniſſe vom 23. Juni 1880, 3. 1065, 
1066 wurde ausgeſprochen, daß, wenn es ſich um die Freihaltung einer 
öffentlichen Communication und zwar eines Gemeindeweges handelt, Ver⸗ 
fügungen und Entſcheidungen in derlei Angelegenheiten nach 88. 78, 81 
des Prager Gemeindeſtatuts in die Competenz der Prager Gemeinde⸗ 
bebörven fallen. | 

Der Auftrag nun, defien Erecutionsfähigkeit die Beſchwerde weſent⸗ 
lih darum beftreitet, weil er vom Prager Dlagiftrate incompetenter Weife 
erlafjen worden fein fol, enthält nichts anderes als die Verfügung, daß 
bie bejchwerbeführende Firma die entlang ihres Befigftandes Nr. 76, I 
aufgeführte „die Communication abfchräntente Verfhallung, ſowie die auf- 
geſchlichteten Brettervorräthe“ vom Ufergrunde (Uferwege, Statth.⸗Ent⸗ 
ſcheidung vom 26. November 1880, 3. 70071) zu beſeitigen habe, Aus 
dem Inhalte des Auftrages ift erfichtlich, daß derſelbe allerdings eine nad 
88. 78 und 81 des Gemeindeſtatuts in den Wirkungskreis der Stabt- 
behörden entfallende Verfügung beinhaltet. — Da fonad der Auftrag 
competenter Weife erlaffen war, hatten die Staatsbehörden feinen Anlaß, 
benfelben als einen gefewidrigen zu beheben. 
| Wenn von Seite des Befchwerdeführers geltend gemacht wird, daß 
eine Erequirung der Aufträge des Magiftrates vom 4. September 1878, 
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Rr. 97811 und vom 29. Juli 1880, Nr. 91429 fdem darum hätte 
nicht angebroht und vollzogen werben fellen, weif ber erficitirte, in Rechts- 


| 


Hinberniffe gerichtet angeichen werben muß. 

Bas ten weiteren Beidwerbepunft anlauzgt, daß der angefochtenen 
Min.-Eutigeivung kein oriuungemäßiz turdgeführtes Berfahren zu Grunte 
liege, fo ift zu bemerfen, daß im flaatlichen Inſtanzenzuge es fi nur um 
die Frage handeln konnte, ob der Auftrag und die Erecutionsverorbnungen 


dieſer Frage es befonderer Localerhebungen und Verhandlungen mit ben 
Barteien nicht beburfte, 

Bas entlih ven Beidhwerbepuntt anlangt, daß den eingelegten 
Recurſen eine ven Bollzug des Auftrages hemmende Wirkung nicht ein- 
geräumt worben if, fo erſcheint auch dieſer Beſchwerdepunkt wicht begründet, 
weil, wie oben bemerlt, der auf die Freihaltung der Baflage überhaupt 
gerichtete Auftrag vom 4. September 1878 in Rechtskraft erwachſen war 
sub der Auftrag vom 29. Juli 1880 nur eine Wiederholung der getroffenen 
Berfügung beinhaltet. — Die Beſchwerde mußte daher als zur Gänze 
unbegründet zurldgewiefen werben. 


Ar. 1162. 


1. Bur Anlage eines nur zur Aufnahme von Drainagewafler beffimmten 
Sammelteihes auf eigenem Grund und Boden bedurfte es nach ben 
älteren Baſſerrechtsvorſchriften Feiner behördlichen Genehmigung. 

2. Nach eben dieſen VBorſchriften war ein Mühlgraben auch dann, wenn 
er aus einem Öffentliden Bewäfler abgeleitet war, felbft kein öffentliches 
Gewäſſer und bedurfte es daher zu einer Robrleitung, welde der zur 
Dispofition über das Mühlwa Ri ae in demfelben aulegte, Feiner 
oncefflon. 

8. Bafferanlagen, zu deren Errihtung Feine Conceſſion nothiwendig war 
(1 und 2) bedürfen einer ſolchen auch nicht zu ihrem Bortbeftande, 


Erkenntniß vom 21. September 1881, 3. 1201. 


Der 1.8. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Werner Friebrich 
Frhrn. v. Rieſe⸗Stallburg ca. Aderbau-Min,. wegen der Entſcheidung vom 
25. November 1880, 3. 10546, betreffend vie Verpflichtung des Be- 
ſchwerdeführers, die behördliche Genehmigung für einen bei feiner Zucker⸗ 
fabrit in Schlan angelegten Sammelteih und eine Röhrenleitung nad 
träglich einzuholen, nach burchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung 
des Adv. Dr. Heinrich Oeborne, ſowie des k. k. Min.-Kathes Karl Peyrer, 
dann des k. k. Baurathes Franz Scerhant, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird als im Gefege nidt 
begründet aufgehoben.“ 
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Entfdeidungsgründe. 


Es Handelt fih um die Trage, ob für gewifle, den Zweden bes 
Beichmerdeführers dienende Wafleranlagen, nämlih für einen auf ber 
Grundparcelle Nr. 325 bei Schlan erriteten Sammmelteich, dann für 
eine Rohrleitung, mittelft welder diefer Sammelteih mit vem die Mühle 
bes Beſchwerdeführers C.⸗Nr. 255 alt-, 348 neufpeifenben, aus bem 
ſogen. „galver Bache“ abgeleiteten Mühlgraben communicirt, eine bebörb« 
lihe Bewilligung im Sinne der Waflerrechtsvorjchriften erforderlich, Be⸗ 
ſchwerdeführer aljo gehalten ift, diefe zugegebenermaßen bisher nicht erlangte 
behördliche Bewilligung nachträglich zu erwirken? 

Da die in Frage ſtehenden Wafleranlagen nad Ausweis der Acten 
bereits vor Wirkſamkeit der neuen Waflerrechtögefege errichtet wurden und 
biefe letzteren ſowohl nah allgemeinen Rechtsgrundſätzen als nach ver im 
8. 102 tes böhm. Landesgeſ. vom 28. Auguſt 1870, 2. ©. B. Nr. 71 ent- 
haltenen Norm auf vorbem beftandene Waflerbenägungsrechte nicht zurüd« 
wirkten können, jo kommt es bei Beantwortung der oben geftellten Frage 
vor Allem darauf an, ob nad jenen älteren Vorſchriften, welche zur Zeit 
der Errichtung der Waſſeranlage in Kraft ſtanden, eine behördliche Con⸗ 
ceffion zu der Errichtung gefordert war? 

Diefe Vorausſetzung trifft zunächſt binfihtlih des von dem DBe- 
jhwerbeführer errichteten Sammelteiches nicht zu, indem eine geſetzliche 
Vorſchrift, der zufolge eine ſolche nur zum Auffangen des Waſſers aus 
den Drainagewieſen des Beſchwerdeführers beſtimmte, auf dem eigenen 
Grund und Boden desſelben beſtehende Waſſeranſammlung, ohne auédrück⸗ 
liche hiezu ertheilte behördliche Erlaubniß nicht geſtattet war, nicht nach⸗ 
gewieſen werden kann und ſpeciell auch in den in der Gegenſchrift cit. 
Hofdecreten vom 10. November 1785 und vom 13. December 1787 nicht 
enthalten iſt. Ebenſowenig kann die Nothwendigkeit einer behördlichen 
Bewilligung für die zweite beanſtändete Waſſeranlage, nämlich die oben 
erwähnte Rohrleitung nachgewieſen werden. Dieſe Anlage läßt ſich näm⸗ 
lich kleineswegs unter die Beſtimmung im 1. Abſ. der allg. Mühl⸗Ordg. 
vom 1. September 1814, Polit. ©. ©. Bo. 42, ©. 149, — der zufolge 
zu jeder Ausleitung „aus einem Fluſſe oder Bache“ die behörbliche Bes 
willigung erforderlid war, — fubfumiren, da nad den Älteren Vorſchriften 
ein Mühlgraben auch dann, wenn er aus einem dffentlihen Gewäſſer ab- 
geleitet war, nicht felbft als öffentliches Gewäfler anzufehen kam. 

War aber nah den zur Zeit der Errichtung dieſer Wafleranlagen 
beftandenen Normen die behörblihe Genehmigung zur Errichtung nicht 
nothwendig, fo kann diefe Genehmigung auch nicht nach den neueren wafler- 
rechtlihen Normen verlangt werben ($. 102 des eit. Gef.) Nach diefen 
legteren Vorſchriften war lediglich — in Gemäßheit des im 2. Abj. des 
8. 102 des cit. Gef. aufgeftellten Principeg — die Ausübung bdiefer 
vordem ſchon wohlerworbenen, in ihrem Beſtande und Umfange daher — 
nach dem 1. Abf. des eben cit. Paragraphen — nicht weiter anfechtbaren 
Rechte einzurichten. Demgemäß konnte allenfalls beanfprucht werben hin⸗ 
ſichtlich des Sammelteiches die Aufftellung eines Staumaßee, um die zu- 
läffige, dem bereit erworbenen Rechte des Xeichbefigers entſprechende 
Waflerfpannung zu firiren (8. 23 des cit. Geſ.), hinſichtlich der Rohr⸗ 
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leitung eventuell die Feflftellung: inwieweit neben ben vom Beſchwerde⸗ 
führer erworbenen Rechten noch dritte Perfonen an das Wafler Anſprüche 
zu flellen vermögen, welde bei Ausübung jener Rechte zu beachten find 
(88, 10, 17 und 37 ves cit. Geſ.. j 

Dagegen war die angefochtene Berfügung, be fie die Anlage, refp. 
ben Fortbefland des Sammelteiches (Waflertümpele) und der Rohrleitung, 
alfo Befland und Umfang der Rechte felbfi, von einer zu erwirfenden be 
hordlichen Eonceffion abhängig erflärte, zweifellos im Geſetze nicht be 
gründet und mußte daher aufgehoben werben. 


Ar. 1163. 


1. Die im 8. 76 der niedersöfterr. Sem. Ordg. enthaltene Ausnahme: 

beftimmung ift nur bei dem Beftande eigener Drifchaften inuerhalb der 

Gemeinde anwendbar. 

2 Die Auslage für Beleuchtung einer Ortöftrede Tann, dba diefe Einrich⸗ 

tung auch den Pafſanten dient und überhaupt die öffentliche Sicherheit 

bezwedt, nit allgemein den Auslagen beigezählt werben, welde nur einem 
einzelnen Bemeindetheile oder deſſen Bewohnern nützen. 


Erienntniß vom 22. September 1881, 3. 1202. 


Der I. k. B. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des J. Cerwinka 
und Gen. in Groß,/FJedlersdorf ca. niebersöfterr. Landesausſchuß anläßlich 
der Entfheidung vom 21 Februar 1881, 3. 3468, betreffend die Eins 
führung der Gasbeleuchtung auf der Brünnerftraße in Groß-⸗Jedlersdorf, 
nah burdgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Abo. Dr. Karl 
Tueger, des Adv. Dr. Joſef Kopp, in Vertretung des belangten Landes⸗ 
ausfhuffes, dann des Adv. Dr. Richard Hueber, in Vertretung der Ges 
meinde Groß⸗Jedlersdorf, zu Necht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.” — 
Ein Koftenerfag findet nit ſtatt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Für die Entſcheidung der vorliegenden Streitſache iſt allein bie Frage 
maßgebend, ob es ver Sinn deo 8. 76 der nieber-öftere. Gem. Ordg. iſt, 
daß Auslagen für Einrichtungen, von deuen nur irgend ein Theil ber 
Semeinde Nuten bat, immer uur auf die Augehörigen, bezw. die Stener- 
träger dieſes Gemeindetheiles umgelegt werben bürfen, fo zwar, daß, 
wenn dies in einem einzelnen alle nicht gefchehen ift, bie an der Ein⸗ 
richtung nicht betheiligten Gemeindeangehörigen da8 Recht haben, bie ger 
date Art der Umlage zu verlangen, 

Diefe Frage ift nah Wortlaut und Sinn ber in Kraft ſtehenden 
Normen zu verneinen. — Aus dem Weſen ber Gemeindeeinricdhtung 
folgt, daß in der Regel für alles das, was in den Kreis der äffentlichen 
Aufgaben der Gemeinde fällt, alle Gemeinveangehörigen insgeſammt aufs 
zulommen haben. Denn eben dafür befteht ja der einheitliche Verwaltungs⸗ 
lörper der Gemeinde, daß eine gewifle Summe localer Iuterefien durch 
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eine Gemeinihaft wahrgenommen und durch gemeinfame Betheiligung 
zealifirt werde, ohne Rückſicht darauf, wieweit hiebei das Individual⸗ 
interefle jedes Einzelnen reiht, und es liegt eben hierin der burchgreifende 
Unterfchied zu der Verwaltungsweiſe jener Länder, weldhe ben Organismus 
der Gemeinde nicht haben und daher bie unterfien Verwaltungskörper nad 
den einzelnen adminiftrativen Belangen und aus den an benfelben unmittel⸗ 
bar Betheiligten formiren. Demgemäß muß bei bem Beſtande der Ge- 
wmeindeeinrichtung jede Norm, vermöge welder eine in ben Kreis der Ge⸗ 
meindeaufgaben fallende Beranftaltung nicht als Gemeindeangelegenheit und 
dur gemeinfchaftlihe Mittel, fondern als Sonberangelegenheit ver an 
der Beranftaltung unmittelbar Intereffirten und zu ausſchließlichen Koften 
diefer bewirkt werden joll, ald Ausnahme angejehen werden, welche nur 
foweit zugelaflen werben darf, als dies bie Mare und unzweifelhafte An⸗ 
ordnung bed Geſetzes ift. , 

Eben dies ift auch genau das Princip der äfterreichifchen Gemeinde» 
ordnungen, fpeciel ter nieder-Öfterreichifchen; dieſelbe erflärt Allee, mas 
zur Erfüllung der Gemeindeaufgaben nothwendig ift, als „Gemeindebedürf⸗ 
niß“ und beftimmt, daß für alle Gemeindebedürfniſſe, dafern die Einkünfte 
der Semeindecafje nicht ausreihen, dur „Gemeindeumlage“ vorzuforgen 
ift (88. 68 und 73 der nieber-öftere. Gem. Ordg.), welche Umlage dann 
ebenfalls einen allgemeinen Charakter an fich trägt, und von dem unmittel« 
baren Interefje an ben einzelnen Gemeinveanftalten volllommen abfieht. 
Eben in dem in der Befchwerde angerufenen $. 76 der nieder-öfterr. Gem. 
Ordg. heißt es: „die Uuftheilung der Zufchläge zu den directen Steuern 
bat, infoferne der $. 7O nicht zur Anwendung kommt, im ganzen Umfange 
der Gemeinde nad einem gleihen Ausmaße zu gefhehen." Dies ift die 
gejegliche Kegel, von welder nur infoweit abgegangen werben kann, als in 
anderen Beftimmungen der Gem. Ordg. eine Ausnahme hievon ganz Mar 
und unzweifelhaft ftatuirt erjcheint, 

Die Beſchwerde erblidt nun allerdings eine ſolche Ausnahmsbeſtim⸗ 
mung in dem 2. Abf. des cit. 8. 76, wonadh „Ausgaben für Einrich⸗ 
tungen, bie nur dem Orte und feinen Bewohnern nügen können”, ind 
befonders auch Ausgaben „für Straßenbeleudhtung“ nur auf die „Haus⸗ 
claſſen⸗ und Hauszinsſteuer der im Orte felbft gelegenen Gebäube, auf bie 
Srwerbfteuer der im Orte felbft betriebenen Gewerbsunternehmungen und 
auf die Einlommenfteuer der Ortsbewohner aufgetheilt werden können.“ 
Allein dieſe gefelihe Beſtimmung leidet auf die dem B. ©. Hofe vor» 
liegende Streitfadye feine Anwendung, da fie in keinem alle von jeder 
beliebigen Abtheilung der Gemeinde, fontern nur von eigentlihen Ort⸗ 
ſchaften, alfo im Sinne der Terminologie unferer Gemeindegefege von 
ſolchen Abtheilungen ver Gemeinde, welche relativ felbftftändige locale Ver⸗ 
bände darftellen und als folde vermögensfähig find, verftanden werben 
faun, wie Died aus dem 3. Abf. des cit. $. 76, welcher zur Bedeckung 
der in Frage ſtehenden ärtlichen Auslagen vor Allem die Erträgniffe des. 
Eigenthbums der Ortſchaft verwendet wiſſen will, ganz unzmweibentig ber- 
vorgebt. Da nun im vorliegenten Falle es ſich nidt um eine in bie 
Gemeinde Groß-Gedlersporf einbezogene Ortfchaft, fondern nur um eine, 
wenn auch ſtark abfeit von der Übrigen Gemeinde gelegene Straße 
handelt, jo kann ſchon aus diefem Grunde die vorerwähnte Beftimmung, 
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welche als eine exceptionelie leine analoge Auwenbung leidet, im verliegeuden 
Falle Hy "rien werben. 
a tn Beeteihaften Brrage abgelchen, 
ob — ———— —[————— 76 eine zwingende Norm 
(jus eogens) euthäft, ob fie alſo die fragliche Urt der Auftheilung 
wirflih vorſchreibt oder nicht vielmche zur gefiattet, alfe wicht den 
Betheiligten das Recht ertheilt, diefe Urt Auftheilung zu verlangen, ſondern 
nur die Gemeindeverwaltung bereiitiget, im berartigen Fällen von der im 
1. Abſ. ee er: "Aeii areen ——— —— 
ber Umlage abzugeben. An roll kam allerdings bie Tertirung des Gef 
„Solche Ausgaben . . zur aufgeiheilt werden zc.” and —* 
zwingende —55 — er werben, allein wenn erwogen wird, 1) daß 
es fih hier um eine Untnahme von der zumittelbar vorher aufgeftellten 
Kegel der allgemeinen Auftheilung handelt, welche als ſolche möglihft eng 
ausgelegt werden muß, 2) daß das a6 Gefek im andern Fällen, wo es cine 
ähnliche Ausnahme Ratuirt, ſich eimer andern lategoriſcheren Ausorndsweile 
bevient (dgl. 8. 71, we verordnet ifl, daß gewifle Auslagen für Gemeinbe- 
anftalten von ben Theilnchmern au ven Rutuugen bed Gemeindeeigen⸗ 
thum® „zu tragen find”, 8. 72, wo es heißt: „Auslagen, welche wie 
z 2. die Koften für Flurſchutz m. 7 w. blos das Intereſſe einzelner 
Grund⸗, Haus⸗ oder Bichbefiger betreffen, find, infeweit nicht ander⸗ 
weitige Einrichtungen rechtsverbindlich beſtehen, von dem Betheiligten nach 
tem Berhältuifie ihrer Theilnahme zu tragen”), fo faum es tod wohl 
als offene Frage angefehen werben, ob bie mehrermähnte Beſtimmung im 
8. 76 nicht vielmehe nur einen permiffiven als einen dispofitiven 
Charukter an fi trage — und es iſt eine Auslegung, welche dieſe Frage 
bejaht, fomit diefer Beſtimmung nur den Eharalter einer Ermächtigung 
für die Gemeindeverwaltung zuerkennt, wenigſtens nicht ansgefchlofien. 
Schließlich ift no zu kemerken, daß die Anslage, um welche es ſich 
im vorliegenden Falle handelt, nämlid die Beleuchtung einer Ortsſtraße, 
auch kaum vollftändig zu jenen Anslagen gerechnet werten könnte, welde 
nur einem einzelnen Gemeindetheile oder defien Bewohnern nüten Tönnen. 
Denn 1) dient bie Beleuchtung einer Strafe nicht blos den Anwohnern 
berjelben, fondern auch den Pafjanten, zm denen wehl vor Allem die übrigen 
Gemeinbeangehörigen zu zählen fein dürften, 2) hat die Straßenbelenchtung 
nicht blos die Annehmlichleit der Einwohner zum Zwecke, ſondern ift au 
eine polizeiliche Maßregel, welche vie öffentliche Sicherheit bezwedt und 
als ſolche gewiß zu den gemeinfamen Angelegenheiten jeder Gemeinde ge- 
hört, für welche durch die allgemeinen Gemeindemittel vorzuforgen if. 
Auf den Zuſpruch der Koften an bie belangte Landes- und Ge⸗ 
meindeverwaltung fand der B. ©. Hof nicht einzugehen, weil ver ent- 
fheidende Wortlaut des 8. 76 der Gem. Ordg. immerhin eine verſchiedene 
Auslegung zuzulafien fcheint nud ſich daher die Bejchwerbeführer zur ge⸗ 
ihtlichen Beftreitung der fie befhwerenden Maßregel berechtigt glauben 
onnten. 
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Ar. 1164. 


Berpflichtung der Actiengeſellſchaften zur Erwerbfteuer. 
Grienntni nom 97. September 1881, 8. 1587. 


Der k. 8 © Hof Hat Über bie Befchwerde der Associatione 
Dalmatica in Spalato ca. Entſcheidung ber k. 1. dalmatiniſchen Fin. 
Landesdirection vom 20. November 1880, 3. 14089, betreffend bie Ver⸗ 
pflihtung diefer Geſellſchaft zur Entrihtung der Erwerb» und Einlommen- 
feuer feit dem Jahre 1865, nach durchgeführter d. m. Berhanplung und 
Anhörung des ?. k. Min.-Secr. Johann Kolazy, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet zurück⸗ 
gewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die am 22. Mai 1865 conſtituirte Associatione Dalmatica in 
Spalato wurde nad) dem ihren Statuten beigefügten Programme zu bem 
Zwecke gegrüntet, die Landeswohlfahrt durch Aufführung von Bauten für 
dffentlihe Einrichtungen und humanitäre Inſtitute zu fördern, den Ge⸗ 
meinden in biefer Richtung Geld zu befchaffen oder Credit zu leihen u. |. w. 
Die genannte, auf Actien errichtete Geſellſchaft ift auf ein Geſellſchafts⸗ 
capital von 200.000 fl., beſtehend in 1000 Actien & 200 fl. funbirt, 
welches auf 500.000 fl. mit weiteren 1500 Actien erhöht werben Tann, 

Nah dem 9. Abf. der Statuten foll die Hälfte des Ertrages jähr- 
lich zur Amortifation verwendet, die andere Hälfte unter die Uctionäre im 
Berbältnifje der Zahl ihrer Actien vertbeilt werden. 

Die Finanzverwaltung erblidte hierin zufolge 8. 2 der Kundmachung 
vom 31. Jänner 1852 zur Einführung ber Erwerbftener in Dalmatien, 
dann des $. 8 des Kinkommenftenerpatentes vom 29. October 1849 ein 
erwerb- und einlommenfteuerpflichtiges Unternehmen, und zwar umfjomehr, 
da aus ben vorgelegten Gejellihaftsbilangen heroorgeht, daß die Geſellſchaft 
fih thatfächlid mit Erebitoperationen, Prolongirung von Wechſeln, mit 
Gelbverwehslung gegen Agio, folglich mit Gefchäften befaßt, welche das 
Handelsgeſetzbuch zu den Handelsgeſchäften reiht, mirhin ſich nicht auf bie 
Nutzbarmachung der von ihr errichteten Gebäude befchräntt. 

Die vorliegende Beſchwerde wendet dagegen ein, daß ba8 gejell- 
ſchaftliche Unternehmen unter keine der der Erwerbfteuer unterliegenden 
Beichäftigungsabtheilungen gereiht werben könne, daß ferner auf dasſelbe 
nit der 8. 3, fondern der 8. 2 des Einlommenftenerpatentes Anwendung 
finde, weil das gefelfhaftlihe Einkommen der Hauszinsftener unterliege 
und nicht weiter beſteuert werben könne. Endlich wird, fowie dies im 
abminiftrativen Verfahren geſchehen ift, der Vorſchreibung der Erwerbfteuer 
feit bem Jahre 1865 die Einwendung der Verjährung auf Grund bes 
Geſ. vom 18. Mär; 1878, R. ©. B. Nr. 31 entgegengeftellt. 

Der V. ©. Hof fand jedoch die Beſchwerde nicht haltbar. — Nach 
dem abminiftrativen Thatbeftande, deſſen Richtigkeit von der Beſchwerde 
ſelbſt nicht beftritten wird und welden der V. ©. Hof nad 8. 6 des 
Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 feiner Ent- 
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ſcheidung zu Grunde zu legen bat, qualificirt fi bie Associazione Dal- 
matica als eine Actiengefellfchaft, welche ber Art. 207 des Handelsgeſetz⸗ 
buches unter tie Handelögefellichaften reiht, welche ferner Handelsgefchäfte 
(Art. 272, Abf. 2) thatſächlich betreibt und deren Geſellſchaftsertrag theil- 
weife aus dieſen Gefchäften und nicht blos aus dem Zinserträgnifie ber 
gefellfchaftlichen Realitäten fließt und theilweife jährlich als Gewinn an bie 
Actionäre vertheilt wird. 

Diefer Thatbeftand allein fchon berechtigte nach dem Geſetze vie 
Finanzverwaltung, die Associazione Dalmatica zur Erwerb⸗ und zur 
Eintommenfteuer heranzuziehen. — Hieran kann ber Umftand nichts ändern, 
daß die Gefellihaft ihren Ertrag wefentlih nur aus dem Hauszinſe ihrer 
Gebäute zieht und die Äbrigen Einkommenszweige untergeorbneten Belanges 
find. — Auf die Ermwerbftenerpfliht nimmt dieſer Umftand fchon deshalb 
feinen Einfluß, weil derfelben jede Actiengefellihaft ale Handelsgeſell⸗ 
haft unterliegt, abgefehen von dem Umftande, daß die Associazione 
Dalmatica nad dem Programme, welches einen integrirenden Beftandtheil 
ihrer Statuten bildet, unter anderen Sweden auch den verfolgt, ihre Capi⸗ 
talien und ihren Credit den Gemeinden zur Berfügung zu ftellen, um 
Bauwerke im Intereſſe der öffentlihen Wohlfahrt herzuftellen oder bie 
Herftelung folder Werke für eigene ober fremde Rechnung übernimmt; 
was Alles naturgemäß auf einen, wenn auch mäßigen Unternehmungs- 
gewinn abzielt. 

HR aber die genannte Gefellfchaft der Erwerbfteuer unterworfen, fo 
ergibt fi die Einfommenfteuerpflicht nad der I. Einkommensclaffe gemäß 
ber 88. 4 und 20 bed. a. h. Patentes vom 29. October 1849, 8.6.9, 
Nr. 439 von ſelbſt. 

Uebrigens wirb die Gefellfchaft, infoferne nicht der 8. 20 des Ein- 

fommenftenerpatentes Anmwenbnng findet, zur Einlommenfteuer nur rüd- 
fihtlich jenes Reinertrages herangezogen, ber nad Ausfcheidung der durch 
die Hanszinsfteuer getroffenen Crträgnifie erübrigt. 
Das Gef. vom 18. März 1878, R. ©. 3. Nr. 31 findet im 
vorliegenden Falle feine Anwendung, weil abgefehen davon, daß basfelbe 
erft mit 1. Jänner 1879 in Wirkfamleit trat und die Verjährung nicht 
früher als mit dieſem Tage hätte beginnen können (8. 9), der Gefellfchaft 
jedenfalle eine Pflihtverfäumnig, welde ben Beginn einer Verjährung 
binderte (8. 2), zur Laft fiel; denn bie Associazione Dalmatica hatte 
unterlaffen, dem $. 7 der Kundmachung ber k. k. dalmatiniſchen Steuer: 
direction vom 81. Jänner 1852, %. ©. BU. Nr. 16 entfpredyend bei der 
Stenerbehörde bie Erwerbfieuererlärung bezüglich ihres Unternehmens zu 
überreichen und mußte hiezu von ber k. k. Bezirfshauptmannfchaft in Spa⸗ 
Iato mit Erlaß vom 14. Juli 1877, 3. 4629 erft aufgefordert werben. 

Nachdem num die genannte Geſellſchaft fi am 22. Mai 1865 con« 
ftituirte, fo war auch im Sinne des 8. 15 der cit. Kundmachung bie 
Steuerbehörbe bereitigt, ihe die Erwerbftener vom I. Semefter 1865 au⸗ 
gefangen vorzufchreiben. — Die Beſchwerde mußte demgemäß abgewiefen 
werben. j 
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Nr. 1165. 


Rechtsſatz wie in Ar. 24 und 56. 
Erkenntniß vom 37. September 1881, 3. 1417. 


Der k. k. V. G. Hof hat über die Befchwerbe der Eheleute Joſef 
und Alvifia Boldt, Hausbefiger in Prag, ca. Entfcheidung bes k. k. Finanz⸗ 
Miu, vom 10. Yänner 1881, 3. 36705, betreffend die Hebertragungsgebühr 
vom Haufe E.-Nr. 195, V in Prag, nach burchgeführter 8. m. Verhand⸗ 
lung zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als gefeglih nicht begründet ab« 
gewiefen und die Befhwerdeführer find verpflichtet, dem k. k. 
dinanzminifterium an Koften des Berfahrens den Betrag von 
10 fl. binnen 14 Tagen nah Zuftellung des Erkenntniſſes zu 
bezahlen.“ *) 


Ar. 1166. 


Die Gebührenbemeflung hat nad der eigenilihen rechtlichen Ratur eines 
ertrages ftattzufinden. 


Erkenntniß vom 37. September 1881, 3. 1431. 


Der k. k. 3. ©. Hof hat über die Befchwerbe des Leopold Grafen 
Lazansky und Ignaz Fiedler ca. Entſcheidung des k. k. Finanz-Min. vom 
26. Mär; 1881, 3. 5869, betreffend die Gebühr von einer angeblichen 
Bollmadıt und einem Reverfe, nach durchgeführter 5. m. Verhandlung unb 
Anhörung des Adv. Dr. Adolf Nowotny, fowie de8 Min, » Bice » Secr. 
Nitter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als im Geſetze nicht begründet zu— 
rüdgewiefen. — Die Befhwerdeführer haben dem k. I. Finanz 
minifterium den Betrag von 20 fl. an Koften des Berfahrens 
binnen 14 Tagen nad Zuftellung des Erfenntniffes zu bezahlen.“ 


Entfceidungsgrände. 


Die Tarifpoft 27 des Geb. Gef. vom 9. Februar 1850, R. G. B. 
Nr. 50 Tann nur dann zur Anwendung gelaugen, wenn nicht blos angeb- 
lih, fondern wirklih nah Inhalt und inneren Weſen ein Bevollmädh- 
tigungsvertrag zur Gchührenbemefjung vorliegt, d. i. wenn Jemand bie 
Führung ter Gefchäfte eines anderen ohne ausbrüdlich ober ſtillſchweigend 
bedungene Belohnung auf ſich nimmt. 

Im vorliegenden Falle hat aber Leopold Graf Tazansky ſeinem bis⸗ 
herigen Güterdirector Ignaz Fiedler mittelſt eines in zwei Urkunden ent⸗ 
haltenen Rechtsgeſchäftes, wovon die eine Urkunde als Vollmacht, die 


*, Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 24 und 56 (Band I, Jahrgang 
1876/77). 
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Wenn überbied Ignaz Fiedler während biefer zwölfjährigen Periode 
feiner Bewirtbichaftung der Domäne Chiefch ſich jeder Entlohnung und 
Entſchädigung hiefür entfchlagen hat, fo ift mit Nüdficht auf den ganzen 
Inhalt ver bezüglichen Urkunden kein Zweifel vorhanden, daß derſelbe 
durch Abſchließung des in Rebe ftehenden Bertrages aus dem beftandenen 
bisherigen DVerhältniffe eines Güterbirectors und Bollmachtsträgers zu 
dem Grafen Leopold Lazansty vielmehr ausgetreten, und daß von biefen 
beiden die Form der Ausftelung einer Vollmacht und eines Reverſes nur 
zum Scheine gewählt worben if, um ben wirkli beabfichtigten und auch 
abgeſchloſſenen Pachtvertrag zu verbeden. Es mar baher das zwifchen 
beiden abgefchloffene Rechtsgeſchäft von den 8, k. Finanzbehörden nad 
Weiſung des 8. 916 a. b. ©. B. nad denjenigen gefeglihen Vorſchriften 
zu beurtheilen, nad benen es vermöge feiner wahren Beſchaffenheit be- 
urtheilt werden muß, d. i. als ein wirklicher Padhtvertrag. 

Zum Ueberfluffe Hat der Beſchwerdeführer Leopold Graf Razansty 
in dem mit Joſef Czech bezüglich einer Glashütte fpäter abgeſchloſſenen 
Pachtvertrage dio. Ehiefh den 20. December 1879, Abſ. 11 anf bie 
erfolgte Berpachtung feines zur Domäne Chief gehörigen Bräuhaufes 
bingewiefen und war ſich daher beffen wohl bewußt, einen Padıtvertrag 
diesfalls abgefchloffen zu haben, 

Der B. ©. Hof konnte daher in der Entfheidung des k. k. Finanz⸗ 
Min. vom 26. März 1881, 3. 5869 keine Geſetzwidrigkeit erbliden und 
mußte die Beſchwerde als völlig unbegründet zurüdweifen und die Be⸗ 
ſchwerdeführer überdies zum Erfage der Koften bes Verfahrens nah 8. 40 
des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 ver- 
urtheilen. 


Ur. 1167. 


Rechtsſatz wie in Ar. 55. 
Erkenntniß dom 37. September 1881, 3. 1482. 


Der k. k. V. G. Hof hat über die Befchwerbe des Leopold Gütling 
und bes Berwalterd der Concursmaſſe des Ernft Gütling ca. Entſcheidung 
bes k. k. Finanz Min. vom 11. März 1881, 3. 26610, betreffend bie 
Uebertragungsgebühr ven den Häufern G.⸗Nr. 1148 II und C.⸗Nr. 1060 II 
in Prag, nah durchgeführter 8. m. Verhandlung zu Necht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird al® unbegründet zurüdgewiejen. 
— Die Befhwerdeführer haben dem ER. Finanzminifterium an 
Koften des Verfahrens den Betrag von 10 fl. binnen 14 Tagen 
nah Zuftellung des Erkenntniſſes zu bezahlen.” *) 


*) Siehe Entjheibungsgrände bei Ar. 55 (Band I, Yahrgang 1876,77). 
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Ar. 1168. 


Eine Mauthumgehung liegt. nicht in jedem Balle, wo die Straße vor bem 

Mauthſchranken verlafien und Hinter demjelben wieder betreten wurde, 

fondern nur dann vor, wenn dies zum Bwede der Berkürzung des Mauth- 

berechtigten gefhah, was die Behörden im einzelnen Falle nad vernünf- 
tigem Ermeſſen zu beurtheilen haben. 


Erfenntniß vom 28. September 1881, 3. 1542. 


Der k. £ V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Mauthpächters 
Maier Barnes ca. Min. des Innern wegen der Enticheidung vom 223. Mat 
1881, 3. 19276, betreffend die Befreiung gewifler uhren von der Ent- 
richtung der Mauth in Kurzany, nach durchgeführter 8. m. Berhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Mar Furcht, des 8, FE. Hofrathes Wolf 
Edhardt, dann des Adv. Dr. Karl Gottlieb, in Bertretung des mitbethei⸗ 
ligten Gutsgebietes Kurzany, zu Recht erfannt: Ä 

„Der Einwendung des Gutsgebieted Kurzany, daß dem 
Bejhwerdeführer die Legitimation zur Befhwerbeführung 
mangle, wird nit Folge gegeben. — Die Beſchwerde wird als 
gejelih ungegrändet abgewiejen. — Dem von der mitbethei- 
Ligten Bartei erhobenen Anfprude auf Erjag der Koften wird 
nicht flattgegeben.* ® 


Entfdeidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entfheidung vom 22. Mai 1880, 3. 19276 
bat das k. k. Min. des Inuern im Inſtanzenzuge erfannt, daß nicht nur 
bie Rurzanyer Fuhren, welche aus den bei BraeZanfa rechts von der Rohatyn⸗ 
Bryezaner Landesſtraße gelegenen Waldungen Holz aufladen und bei ber 
Berführung desfelben nad) BrzeZan unterhalb des Kurzanyer Mauthſchrankens 
auf die Landesſtraße gelangen, fondern auch die gleihen uhren, weldhe 
aus dem links von der Lanvdesftraße gelegenen Wulczanski-Wald Holz aus- 
führen und nad Ueberſchreitung der Landesſtraße vor dem Kurzanner 
Mauthſchranlen, unter Benügung des Gemeindeweges über BrzeZanla auf 
bie Landſtraße unterhalb des Mauthſchrankens von Kurzany gelangen und 
diefelbe fodann bis nah Bryezan benüßgen, der Mauthpfliht an dem 
Schranken in Kurzany nicht unterliegen, was auch von biefen, von BrzeZan 
über Brzezanla auf demſelben Wege zurückkehrenden Fuhren zu gelten habe, 

Gegen diefe Min.-Entſcheidung ift die von Majer Barnes, Mauth- 
pächter zu Kurzany, beim V. ©. Hofe eingebrachte Beſchwerde gerichtet. 

Hiebei muß vor Allem bemerkt werden, daß das Outsgebiet Kurzany 
bie Legitimation ded Majer Parnes zur Anfechtung dieſer Min.»-Entfcheidung 
vor dem B. ©. Hofe beftritten hat. — Die Einwendung des Mangels 
ber Legitimation ift jedoch gefeglih ungegründet, weil die angefochtene 
Entiheidung in ihrer Wirkung ſich aud) gegen ven genannten Mauthpächter 
fehrt "und er durch dieſelbe in feinen Rechten verlegt zu fein behauptet, 
daher in Gemäßheit des 8. 2 des Gef. vom 22. October 1875, R. G. 2. 
ex 1876 Nr. 36 als zur Anbringung der vorliegenden Beſchwerde be⸗ 
rechtigt angejehen werben muß. 














Nr. 1169. — Ert. v. 5. October 1881, 3. 1559. 351 


Anbelangend das Meritum der angefochtenen Entſcheidung, fo if 
Folgendes hervorzuheben: Nach 8. 6 des Manthnormales (Hofkm. Präfivinl- 
Decret nom 17. Mai 1821, galiz. Prov. ©. ©. ex 1821, ©. 95 und 
dem Hoftu.»-Decret vom 6. Jänmer 1823, Prov. ©. S. 1823, ©. 8) 
it das Umfahren ober Umtreiben einer Wegmauthſtation verboten und 
ſtrafbar, — es entſteht alſo die Frage, ob im vorliegenden Falle, wie der 
Befchwerdeführer behauptet und bie Behörden in Abrede ſtellen, eine Um⸗ 
gehung des Mauthſchrankens ſtattgefunden hat? 

Bei Beurtheilung dieſer Frage kommt Folgendes in Betracht. An 
fi) wäre eine Auffafjung der Mautbpflicht denkbar, wenach nur die Pafe 
firung des Mauthſchrankens oder mur die Benüßung ber bemautheten 
Straße die Zahlumgspflicht begründete. — Weder das Eine, noch das 
Unbere ift ber Standbpunft unferer Vorſchriften, nicht das Erſte, weil es 
ſonſt nicht den in den obigen Hofdecreten ausdrücklich normirten Begriff 
einer Manthumgehung geben könnte, nicht das Lettere, weil jonft die Ge⸗ 
bühr für die Straßeubenügung nit am Mauthſchranken eingehoben zu 
werben brauchte: body wäre es geradezu wiberfinnig, in jeder Benützung 
einer Straße oberhalb und unterhalb des Mauthſchrankens fofort eine 
Mauthumgehung zu erbliden, aud wenn das Berlofien und Wiederbetreten 
der Straße an viele Meilen weit voneinander entfernten Punkten vor 
fih geht und doch müßte man zu dieſer Eonfequenz fommen, wenn jebe 
Benützung der Strafe ober- und unterhalb des Mauthſchranklens mauth⸗ 
pflichtig machte. 

Demgemäß muß ber Begriff ber Mauthumgehung zwifchen jenen 
beiden Extremen geſucht und kann derfelbe fohin nur in einer folden Be⸗ 
nügung der bemautheten Straße gefunden werben, welche nad ben Um⸗ 
fländen eben zu dem Ende gefchieht, um die Mauth zu umgehen, — Nach 
diefer Auffaffung muß felbftverftändlih ven Verwaltungsbehörden bei Beur- 
theilung des einzelnen Falles ein gewifjes billiged Ermefjen — eben zur 
Beurtheilung der frauduloſen Abfiht — freibleiben und wenn im vor⸗ 
‚liegenden Tale die Umftände fo liegen, daß hinſichtlich der in Trage 
fiehenden uhren durchaus äffentliche, alfo zur allgemeinen Communication 
freiftehende Wege benütt wurden, welche Wege denn auch nod in einer 
birecteren Richtung als die bemauthete Straße nah dem Fuhrziele führten, 
fo fann nicht gefagt werben, daß die Berwaltungsbehörben bei dem Aus⸗ 
ſpruche, daß hier eine Mauthumgehung nicht ftattgefunden habe, die Gränzen 
des ihnen freiftehenven vernlinftigen Ermeſſens überfchritten haben und mußte 
demnach die Beſchwerde als gefeglich nicht begründet abgewiefen werben. 


Ar. 1169. 


Berechnung ber, Dauer eines Betriebshinderni nifle es bei Suderfabrifen, in 
Abficht auf eine Zuderfteuerrüdvergütung. 


Erkenntniß vom 5. October 1881, 3. 1559. 
Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der BZuderfabril 
Pawlowig von 9. Latel & Comp. in Pawlowig ca. Entſcheidung des 
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k. k. Finanz Min. vom 25. Mär; 1881, 3. 8222, betreffend bie Ver⸗ 
weigerung ber Zuderfteuerrüdvergütung anläßlid eines Betriebsſtillſtaudes, 
nach burchgeführter 3. m. Berhandlung und Anhörung bes Oskar Kaßner, 
Directors der befchwerbeführenden Zuderfabril, fowie des L. t. Fin.- 
Rathes Johann Zerabel, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurückgewieſen. — 
Die beſchwerdeführende Zuckerfabrik bat dem 1. k. Finanz- 
minifterium binnen 14 Tagen nad Zuftellung des Erfenntniffes 
die Koften des Verfahrens mit 10 fl. zu bezahlen.“ 


Entſcheidungsgründe. 

Am 23. December 1880 hat die Zuckerfabrik Pawlowitz von 
9. Latzel & Comp. der k. k. Fin.Bezirksdirection in Brünn ſowohl tele⸗ 
graphiſch als auch ſchriftlich Die Anzeige erſtattet, daß der Betrieb in ber 
Zuckerfabrik wegen Bruch einer Bertuppelung ber Hanpttransmiffien an 
diefem Tage um 10 Uhr Vormittag auf unbeftimmte Zeit eingeftellt werden 
mußte. Am 27. December 1880 langte bei ber genannten Fin.Bezirks⸗ 
direction die fchriftlihe Anzeige ein, daß am 27. December 1880 um 
11 Uhr Vormittags ber Betrieb, nachdem bie Verkuppelung an ber Haupt- 
transmiffion wieder hergeftellt wurde, wieter aufgenommen werben wird. 

Die Finanzbehörden verweigerten bie Rüdvergütung der Verbrauchs⸗ 
abgabe für die Dauer des Betriebsftiliftandes mit Rüdfiht auf $. 3, 
3. 4 bes Buderftenergef. vom 27. Yuni 1878, R. ©. B. Nr. 71, weil 
die Wiederaufnahme der Saftgewinnung nicht telegraphiih an bie k. k. 
Fin.-Bezirlödirection angezeigt wurde und weil ferner bie Betrieböunter- 
brehung nicht durch vierundzwanzig oder mehr aufeinander folgende Stunden 
ber angemeldeten Betriebszeit andauerte, indem bie Fabrik laut Anmeldung 
den 24., 25. und 26. December 1880 vom Betriebe ausgeſchloſſen hatte, 
biefe drei Tage folglich zur angemelveten Betriebszeit nicht gerechnet werben 
fönnen und mithin die Dauer bes Hinberniffes vor dem erften Ausſchluß—⸗ 
tage nur neunzehn und nach dem letzten Ausfchlußtage nur fünf Stunden währte, 

Die Beichwerde gegen biefe Entſcheidung beftreitet nicht, daß bie 
telegraphifche Anzeige über die Wiederaufnahme ver Saftgewinnung, obwohl 
zwifchen Pawlowig und Brünn eine Telegraphenverbindung befteht, nicht 
erftattet wurde. Es wird anch nicht beftritten, daß bie Verwendung ber 
Saftgewinnungsapparate in Folge eines unabwendbaren Hinbernifjes nicht 
durch vierundzwanzig ober mehrere ununterbroden aufeinander 
folgende Stunden ber angemeldeten Betriebszeit gänzlich eingeftellt wurde. 

Da nun nah $. 3, Punkt 4 des vorcit. BZuderftenergef. beim 
Eintritte eines unabwenpbaren Hinderniffes eine Stenervergütung ober 
Abfchreibung der Steuer für die Dauer ter Betriebsunterbrehung aus⸗ 
brüdiih nur für jene Betrieböunterbrehungen gewährt iſt, welche durch 
vierundzwanzig oder mehrere ununterbroden aufein- 
ander folgende Stunden der angemeldeten Betriebszeit dauern müffen, 
und auh in biefem Falle tie Gewährung ber Steuerrüdvergätung an 
bie Bebingung geknüpft ift, daß bie Anzeige Über die Wieberaufnahme 
der Saftgewinnung wenigftens ſechs Stunven früher dem zur unmittelbaren 
Ueberwadung ber Fabrik berufenen Finanzorgane und der Finanzbehörde 
I, Inſtanz [hriftlih, wenn aber zwifhen dem Site dieſer Behörde und 
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ven Standorte der Fabrik eine Telegraphenverbindung beſteht, auch tele- 
graphifch gemacht werde, fo war bie angefochtene Entſcheidung, nachdem 
die telegraphifche Anzeige nicht gemacht und die Betriebsunterbrechung nicht 
Sierundzwanzig ununterbrochen aufeinander folgende Stunden gedauert hat, 
im Geſetze volllommen begründet. 

Wenn das k. k. Finanz Min, im Einvernehmen mit dem kgl. ungar. 
Finanz Din. ausnahmsweife von den Gebrechen in der geſetzlich vor⸗ 
geſchriebenen Art der Anzeigen über DBetriebshinderniffe abzufehen findet, 
fo gibt diefer Vorgang der Partei, fo lange die diesfällige gefegliche Be» 
flimmung im Wege des Geſetzes nicht abgeändert wird, Teinen Rechts⸗ 
anſpruch, zu verlangen, daß ihr bie Steuerrüdvergütung gewährt werde, 
wenngleich fie die geſetzlich feitgeftellte Bedingung nicht eingehalten bat. 

Angefihts der pofitiven Anorbnung des Geſetzes, daß der Betriebs⸗ 
ſtillſtand vierundzwanzig oder mehrere ununterbrocdhen aufeinander folgende 
Stunden der angemeldeten Betriebszeit dauern müſſe, wenn die Steuer- 
züdvergütung gewährt werben fell, iſt e8 ohne Belang, weiter zu unter» 
fuchen, ob es möglich war, daß ber Stillftand ununterbrochen jene 
geſetzlich geforberte Zeitdauer erreiche. — Der V. ©. Hof mußte demnach 
die Beſchwerde als unbegründet zurüdweifen. — Der Zufprud der Koften 
des Verfahrens fügt fi auf ven $. 40 des Gel. vom 22. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36. 


Ar. 1170. 


Rechtsſatz wie in Rr. 1035. 
Ertenntnig vom 5. October 1881, 3. 1560. 


Der k. 1. B. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Elias Luttinger- 
Then Concursmaſſe ca. Entfcheidung des Ef. Finanz-Min. vom 11. März 
1881, 3. 36295, betreffend einen Branntweinftenernachtrag für die Bren- 
nerei zu Staneftie, nach durchgeführter 5. m. Verhandlung zu Recht erfannt: 
„Die Befhwerde wird al8 unbegründet zurüdgewiefen.“ *) 


Ar. 1171. 


Stempelpfliht von Apothekerrechnungen. 
Erkenntniß vom 5. October 1881, 3. 1561. 


Der k. £ 28. ©. Hof hat Über die Beſchwerde bed Adolf Daplez 
ca. Entſcheidung des k. k. Finanz Min, vom 16. Februar 1881, 3. 3352, 
betreffend die erhöhte Gebühr pr. 10 fl. für eine ungeftempelte Rechnung, 
nah durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. Min.- 
Bice»Secr. Ritter v. Froſchauer zu Recht erfannt: 

„Die Beifhwerde wird als unbegründet zurüdgewiejen, 
— Ein Erfag der Roften des Berfahrens wird nicht auferlegt.“ 


*) Siehe Entfcheibungsgründe bei Nr. 1035. 
Bubwinsti, 8. G. 5. Erkenntniſſe. V. 23 
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mente für das Kıanlenkans in Zollien ein vom Deidwerkefährr für eime 
eifentliche Anhalt beſorgtes Geſchãit fei. 

Vezglich ver erſten GEimwentung iſt es wehl richtig, tag nad 
Funtt 6, lit. g des laiſ. Patentes vom 20. Tecember 1859, R. G. B. 
Nr. 227, womit vie Sewerbeertuung eingeführt wurde, dieſelbe auf das 
Apethelerweſen leine Anmwentung findet. Es fell jedoch nach tiefem Pa- 
tente die Unternehmung der Apotheler nah ten dafür befichenten Bor- 
fhriften fortan behantelt werten. — In tiefer Hinficht genügt bie Hin- 
weilung auf bie in Folge a. h. Entſchließung vom 21. Rorember 1843 
kundgemachte, in ver galiz. Prov. ©. ©. ex 1843 Wr. 198 enthaltene 
Vorſchrift hinſichtlich der Apothelergewerbe in Balizien, und namentlid anf 
den 4. 1 dieſer Vorſchrift, wonach das Mpothelergewerbe in der Regel 
als Perfonalgewerbe anzufehen if. Es ift ſonach Har, daß ein Apothefer 
ale ewerbeireibender zu behandeln ift und daß fonach tie Zarifpofi 83 B2, 
bezw. die 99. 19 und 20 der vorbezogenen Geſetze auf Rechnungen der 
Apotheker Über Die ihren Gewerbsbetrieb beirefienden Gegenftände, d. i. 
über die dieſen Betrieb betreffenden Geſchäfte volle Anwendung haben. 

Nach diefen gefeglihen Beftimmungen unterlag die Redynung, ba die 
Forderung 50 fl, überftieg, der Stempelgebühr von 5 Fr. für jeden Bogen 
und da fie ungeflempelt audgefertigt wurde, der erhöhten Gebühr im 
fünfzigfaden Betrage der einfachen gefetlihen Gebühr. Da es fi, wie 
ezeigt, um die Rechnung eines Gewerbetreibenden über die Gegenflände 
—* Gewerbebetriebes handelte und bie Tarifpoſt 83 B 2 des Gef. 
vom 18. December 18623 von folden Perfonen ausgeftellte Rechnungen, 
mögen fie nun an Sandeld oder Gewerbetreibende oder andere Perfonen 
autgefiellt werden, gebührenpflichtig erflärt, fo war die Anwendung dieſer 
Tarifpoft im gegebenen Falle volllommen im Geſetze begründet, indem die 
Tarifpon 89 B 1 nur auf Rechnungen über die bafelbft bezeichneten Aus⸗ 
lagen In Anwendung gebracht werden kann, welche von Perfonen ausgeftellt 
werben, bie feine Handels⸗ oder Gewerbetreibende find. 

Der Ü. ©. Hof If der Anſchauung, daß ber Anſpruch des Be- 
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ſchwerdeführers auf unbedingte Gebührenfreiheit der -gegenftändlichen Rech⸗ 
nung geſetzlich nicht gerechifertiget ift und mußte demnach die Beſchwerde 
als unbegründet zurüdweifen. 


Ar. 1172. 


Die in Gemäßheit der Inftruction für die Bofbieertionerafien vom 26. De: 
eember 1868 vom Poftdirector getroffene Berfügung, daB die Behebun 
der Gehalte nit individuell von den einzelnen Beamten, fondern mittel 
Gonfignation von einem befonders Beauftragten zu vollziehen fei, ift als 
eine Amtlide anzufehen, daher eine Borberung des Staates, weldye auf 
eine nicht entfprechende Ausführung eines ſolchen Auftrages gegründet 
wird, als eine aus dem Dienftverhältniffe abgeleitete anzufehen und im 
abminiftrativen Wege auszutragen ift. — Erfappflidt bei Außerahtlaffung 
der aus einem Mandate obliegenden pflibtmäßigen Obſorge. 
Erlenutniß vom 6. October 1881, 3. 1562. 


Der 1. k. 3. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Natale Breda, 
t. k. Boflamtsdienerd in Trieft, ca. Entſcheidung bes k. k. Handels⸗Min. 
vom 11. November 1880, 3. 22042 ex 1879, betreffend die demſelben 
im abminiftrativen Wege auferlegte Erfagleiftung eines Betrages von 
1593 fl. 72 kr., nad durchgeführter 8. m. Berhandlung und Anhörung 
des FE. k. Sinanzprocuraturs-Concipienten Dr. Koſel, zu Recht erkannt: 
„Die Beihwerdewirdalsgefeglihunbegründetabgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit dem Erlaſſe des k. k. Handelsminiſteriums vom 11. November 
1880, 3. 22042 ex 1879 wurde in Webereinftimmung mit der Ent- 
fcheivung der Trieſter Poftirection vom 3. Mär; 1879, 8. 769 ber 
Poftamtsdiener Natale Breda, welder mit der Behebung eines Theiles 
ber Gehalte und Lohnungen der Beamten und Diener bei der Briefpoft- 
abtheilung in Trieſt betraut war, gegenüber dem Boftärar für einen Be⸗ 
trag von 1593 fl. 72 fr. als erfaspflichtig erfannt, weil ein im obigen 
Betrage an diefen Geldern verübter Diebftahl in Folge der mangelhaften 
und pflichtwidrigen Obforge über das anvertraute Geld ftattfand, welches 
von der Poſtdirectionscaſſa einftweilen erſetzt wurde. 

Bon Seite des Befchwerbeführere wird dagegen in zweifacher Be⸗ 
ziehung Einfprache erhoben. 1) Daß die fraglihe Erfüßforberung nad 
ihrer rechtlihen Natur nicht im abminiftrativen Wege zur Geltung gebracht 
werden dürfe, weil fie nicht aus dem Dienftverhältniffe abgeleitet werben 
fönne und daher nad dem Hofdecrete vom 16. Auguft 1841, Nr. 555 
der Juſt. ©. S. nidt im adminiftrativen Wege auszutragen ift; 2) daß 
diefe Forderung in den Beflimmungen des allg. bürgerl. Geſetzbuches nicht 
gegründet fei, da er als Verwahrer ober Bevollmächtigter nur für den 
durch fein Berfchulden verurfachten Schaden, nicht aber: für den Zufall zu 
baften hate (SS. 964 und 1012 des a. b. ©. B.), als welder jener Dieb- 
ftahl zu betrachten ift, eine Außeradhtlaffung aber ter pflihtmäßigen Ob⸗ 
forge oder fonft ein Berfchulden ihm nicht zur Laſt gelegt werben Fünne. 

Diefe Gründe konnte jedoch der V. ©. Hof nit für ſtichhältig 
ertennen. — Belangend die beftrittene Cempetenz der Adminiſtrativ⸗ 
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behörden ift zu bemerken, daß nah 8. 7 der Yuftraction für die Bofl- 
Directionscafien vom 26. December 1868 ver Poftvirector berechtiget war, 
amtlich zu verfügen, daß tie Behebung ber Gehalte nicht individuell von 
den einzelnen Beamten, fondern mittelft Eonfiguation von einem beſonders 
Beauftragten zu vollziehen fei, wodurch ber Act ver Behebung zu einer 
Amtsangelegenheit fi geflaltete. Eben darnım war mit Rüdfiht auf 
8, 14 der Dienflorbuung vom 16. December 1852 der tem Beſchwerde⸗ 
führer ertheilte Auftrag ein ämtliher, wobei es leinen Unterſchied begründet, 
ob er ſchriftlich oder mundlich ertheilt wurde. 

Es ift daher aud die im Frage fiehende Forderung des Staate, 
welche auf eine nicht entfpredende Ausführung des Auftrages gegründet 
wird, allerdings als eine aus dem Dienftverhältniffe abgeleitete anzufehen 
(Hofverr. vom 16. Anguft 1841). Die Eompetenz der Apminiftrativ- 
behörden erſcheint darum begründet. 

In meritorifher Hinfiht if zu bemerken, daß Breda ohne Zweifel 
haftbar erfheint, wenn ihm bei Ausführung des ertheilten Auftrages ein 
Verſchulden zur Laſt liegt. In diefer Beziehung ift von den Abminiftrativ- 
behörden folgender mit ben Acten nicht in Widerftreit befinvlicher That⸗ 
beftand angenommen worden, — Breda hat die ihm anvertrauten Gelder 
ſammt den Anweifungsbögen offen liegen Lafien und fi) au8 dem Zimmer 
entfernt; es ift dabei ungewiß, ob er vor feinem Fortgehen bie Thüre 
verfperrte und den Schlüffel zu fih nahm; jevenfall® war die Berforgung 
des Schloſſes nicht eine ſolche, um zu verhindern, daß während ber nur 
kurzen Zeit der Abweſenheit des Breda bie Gelder ohne Verlegung des 
Schloffes entwendet wurben. 

Bei dem Umftande, als viele Lente im Nebenzimmer anwefend waren, 
welche durch die Glasthär die Gelpdmanipulation wahrnehmen konnten, hätte 
die nöthige Vorſicht es ihm geboten, fid um ein verfperrbares Behältniß 
zu kümmern oder ſich eine Taſche zu verfchaffen, welde Borfichtsmaßregelu 
zu treffen nad den Andeutungen des k. I. Handelsminifteriums ihm nicht 
verweigert worden wären; Beſchwerdeführer ließ aber alle dieſe Borfichten 
außer Acht. 

Bei dieſem Thatbeſtande mußte ſonach der V. ©. Hof erkennen, 
daß dem Breda eine Außerachtlaſſung der ihm aus dem Mandate obliegenden 
pflihtmäßigen Obſorge zur Laſt fiel, welche ihn als Gewalthaber nach den 
88. 1009 und 1012 des a. 6. ©. B. haftbar macht, fowie feine Erſatzpflicht 
überhaupt in ben 88, 1295, 1297 und 1311 dieſes Geſetzes ihre Be- 
gründung finde. — Demnach mußte die Beſchwerde als nicht im Geſetze 
begründet zurüdgewiefen werben. 


Ar. 1173. 


Berlaffenfhaftsgebühr, Unznläffigkeit der Uuferlegung einer Legatsgebühr. 
Ertenntniß vom 11. October 1881, 3. 1562. 

Der k. 88. ©. Sof hat Über die Beſchwerde des Stanislaus 

Pawlitowsli ca. Entſcheidung dee 8. k. Finanz-Min. vom 30. November 

1879, 3. 27837, betreffend die Gebühr vom Nachlaſſe nah Sabina 
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Korzelindfa, nad burchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung res 
Adv. Dr. Ludwig Wolski, fowie des k.  Min.»Bice-Secr. Nitter 
v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird, infoferne die Zinfen 
von den Eapitalien pr. 17.000 fl. und 11.000 fl. in die Orund- 
lage zur Bemeffung der auf Severin Korzelinski entfallenden 
1percentigen Erbgebühr einbezogen wurden, nah 8. 7 des 
Geſetzes vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben; im Uebrigen wird bie Beihwerde als unbegründet 
zurüdgewiefen." 


Entſcheidungsgründe. 


Die am 1. Mai 1874 verſtorbene Sabina Korzelinska hat mit dem 
Teftamente vom 1. September 1873 ihren Bruderfohn Etanislaus Pawli⸗ 
kowsti zum Univerfalerben ihres Vermögens eingefegt und unter andern 
folgende weitere Verfügungen getroffen, und zwar: die Güter Bereznica 
Krolewsta fammt Attin: Zurakow und dem Inventar werben zum lebens- 
länglihen Fruchtgenuffe ihrem Chegatten Severin Korzelinsfi nit ter 
Berpflihtung der Erhaltung des Stanislaus Skarzynski, Sohnes ver 
Bruderstochter ihres erften Gatten, und zwar bis zur Erreichung der 
Großjährigkeit, indem er demfelben 1000 fl. jährlich zu geben hat, über- 
laffen. — In Abfiht auf die Capitalien hat die Erblafferin im PBunfte 8 tes 
ZTeftamentes angeorbnet, daß von ber beim Stanislaus Pawlikowski im 
Betrage von 17.000 fl. und beim Alois Sliwinski im Betrage von 
11.000 fl. in. Wertbhpapieren ausbhaftenden Forderungen, dieſe Schulpner 
bie ibr bis nun gezahlten Zinfen im Betrage jährliher 760 fl., bezw. 
440 fl., nachdem das Capital bei denfelben bis zum Lebensende des Che- 
gatten der Erblafjerin, Severin Korzelinski, zu verbleiben hat, ihrem ge- 
nannten Ehegatten zu feinen Banden auszuzahlen baten. 

Auf diefe Weife werten die Zinfen von dieſen Capitalien jährlich 
1200 fl. betragen. Diefe Zinſen bat Severin Korzelinsfi dur vier 
Jahre jährlih bei ber Caſſa des Landesausjchuffes zu deſſen Verfügung 
zur Bildung eines Stipenvienfonbes zu erlegen. "Damit diefer Stipendien» 
fond wirklich errichtet werde, verfügte die Erblafferin weiter, daß für den 
Tall des früheren Todes ihres Ehegatten Severin Korzelinsfi die vier- 
jährigen Zinfen von ihrem Todestage an von dieſen Eapitalien Seitens der 
erwähnten Schuldner bei der Landesausſchußcaſſa unmittelbar zu erlegen 
find. Nah Ablauf diefer vier Yahre, fo lange ihr Gatte leben wird, 
überläßt die Erblafferin deinfelben die freiheit ter Verfügung mit ven 
weiteren Zinſen von diefen Capitalien zu öffentlichen wohlthätigen Zweden 
nad feinem Ermeſſen und nad feiner Wahl. — Zu Teftamentsvoliftredern 
wurden von ter Erblaflerin ihr Ehegatte Eeverin Korzelinsfi und Alerander 
Graf Dzieduszycki beftimmt. — Im Monate Jänner 1876, alfo im zweiten 
Jahre nad) dem Tode der genannten Erblafferin, ftarb Severin Korzelinsfi. 

Aus Anlaß obigen Naclafjes und Teſtamentes wurde mit Erlaß 
bes k. k. Finanz- Min. vom 30. November 1879, 3. 27837 entfchieden, 
es babe die Gebührenbemeflung folgends zu erfolgen: 

1) In Betreff des Legates des Severin Korzelinsti find zu ent 
richten die 1Ipercentige Gebühr vom Fruchtgenuſſe, deflen Werth mit 
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andere als Never überfchrieben und beide dieſe Schriftflüde von beiben 
obigen Contrahenten mit ihren notariell legalifirten Unterfgriften verfehen 
find, die gefammte zu bes erfteren Herrfchaft Chieſch gehörige Feld⸗ und 
Wieſenarea, fowie auch die daſelbſt befindlichen inbuftriellen Unternehmungen 
— mit Ausfhluß des Nutihiger Werkes — zu defien unbefchränlter und 
nach deſſen Gutdümken zu führender Bewirthſchaftung vom 1. Yuli 1878 
an auf folgende 12 Yahre Übertragen und felbem den gefanmten fandus 
instructus übergeben, während welcher Periode fi Ignaz Fiedler ver- 
pflichtete, dem Grafen Leopold LaZansty einvierteljährig anticipando 4500 fl. 
abzuführen, alle auf die in Bewirtbichaftung übernommenen Objecte ent- 
fallenden k. k. Steuern zu entrichten und alle von den, ob der Hypothel 
Chieſch verfiherten Capitalien entfallenden Binfen zu bezahlen, überbies 
biverfe Raturallieferungen zu leiften, mit dem Vorbehalte des Abzugsrechtes 
von der nädften Quartalsrate, wenn der Werth der Naturglleiftungen 
jaͤhrlich 2000 fl. überfteigen follte; bezüglich dieſes Mehrbetrages und für 
alle dieſe Berbindlichfeiten übernahm Ignaz Fiedler weiter die Haftung 

mit einer zu beftellenden Realcaution pr. 4500 fl. für ten qualitativ und 

quantitativ nicht zu ändernden fundus instructus mit feinem ganzen beweg- 

fihen und unbeweglichen Vermögen und ſchließlich begab er fi and des 

Rechtes, diefen Bertrag vor Ablauf der 12 Yahre zu kündigen und leiftete 

Verzicht einerfeits auf die jeben Bollmadtöträger nah 88. 1014 und 

1015 a. b. ©. 8. zuſtehenden Anſprüche, fowie anderſeits auf jedes bis⸗ 

ber von ihm bezogene Entgelt an Befoldung und Deputat für die ge- 

nannte Periode und räumte dem Leopold Grafen TaZansky das Recht ein, 

bei Nichteinhaltung aud nur einer von den zur Erfüllung übernommenen 

Bedingungen den Bertrag fofort zu kündigen, 

Diejes Rechtsgeſchäft, in welchem ſowohl das Object als aud ein 
beftimmter Preis für die Ueberlafjung desſelben zur willführlihen Bewirth- 
Ihaftung auf die Dauer von 12 Jahren Mar bezeichnet und das Total- 
erträgniß desfelben mit allen Chancen gegen eine fire Zahlung übertragen 
wird, trägt nur allzu beutlih an fi bie charakteriſtiſchen Merkmale bes 
Beftand- reſp. Pachtvertrages (SS. 1090, 1099, 1102, 1118 zc. 
0.56. ©. 3.), fo daß auch einige dabei vorkommende nebenfächliche Be⸗ 
fimmungen rüdfihtlih der Nichtaufnahme gewifler vom Grafen Leopold 
Lazonskfy entlaſſener Individuen in den Dienft des Ignaz Fiedler 2c. das 
Weſen besfelben nicht zu alteriren vermögen. _ 

Es erfcheint daher die Behauptung der Befchwerbeführer, daß das 
zwiſchen denfelben abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft ein Bevollmächtigungs— 
vertrag ſei, auf den erſten Blick als unrichtig, zumal in demſelben vie 
weſentlichen Momente eines ſolchen Vertrages nicht nur nicht enthalten, 
ſondern geradezu ausgeſchloſſen find, indem beiſpielsweiſe Ignaz Fiedler 
ſich nad F. 1009 a. b. ©. B. weder zur Herausgabe des fämmtlichen 
aus der übernommenen Bewirthſchaftung der Domäne Chief entfpringenven 
Nutzens an Leopold Grafen Tazandky, noh nah 8.1012 a. b. G. B. zur 
Rechnungslegung über das geführte Geſchäft an legteren verpflichtete u. f. w., 
fondern blos zur Abfuhr eines jährlichen firen, ziffermäßig beftimmten 
Entgeltes, nebft der nicht in's Gewicht fallenden Inſtandhaltung der Ge⸗ 
bäube, unter ausprüdlicher Berzichtleiftung auf die den Vollmachtsträgern 
nach dem Gefege zuftehenden Anfprüche (88. 1014 und 1015 a. b. ©. B.). 
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Wenn Überdies Ignaz Fiebler während biefer zwölfjährigen Periode 
feiner Bewirtbihaftung der Domäue Chieſch ſich jeder Entlohnung und 
Entſchädigung hiefür entſchlagen Hat, fo ift mit Rüdficht auf den ganzen 
Inhalt ver bezüglichen Urkunden kein Zweifel vorhanden, daß derſelbe 
durch Abſchließung bes in Rebe ftehenden Bertrages aus dem beftandenen 
bisherigen Verhältniffe eines Güterdirectors und Bollmachtsträgers zu 
dem Grafen Leopold Lazansky vielmehr ausgetreten, und daß von biefen 
beiden die Form der Ausftellung einer Bollmadt und eines Reverfes nur 
zum Scheine gewählt worben ift, um ben wirklich beabfichtigten und auch 
abgefchlofienen Pachtvertrag zu verbeden. Es war baher das zwifchen 
beiden abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft von den k. k. Yinanzbehörben nad 
Weifung des $. 916 a. 6. ©. B. nad) denjenigen geſetzlichen Borjchriften 
zu beurtheilen, nach denen es vermöge feiner wahren Befchaffenheit bes 
urtheilt werben muß, d. i. als ein wirklider Pachtvertrag. 

Zum Ueberfluffe Hat der Befchwerbeführer Leopold Graf Lazansty 
in dem mit Joſef Czech bezüglich einer Glashütte fpäter abgeſchloſſenen 
Pachtvertrage dto. Chief den 20. December 1879, Abf. 11 auf bie 
erfolgte Verpachtung feines zur Domäne Chieſch gehörigen Bräuhauſes 
bingewiefen und war ſich daher beffen wohl bewußt, einen Pachtvertrag 
diesfalle abgeſchloſſen zu haben. 

Der B. ©. Hof konnte daher in der Entſcheidung bes k. k. Finanz⸗ 
Min. vom 26. März 1881, 3. 5869 keine Geſetzwidrigkeit erbliden und 
mußte die Befchwerde ˖als völlig unbegründet zurüdweifen und bie Be- 
fchwerveführer überdies zum Exrfage der Koften des Verfahrens nah 8. 40 
des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 ver 
urtbeilen. 


Ar. 1167. 


Rechtsſat wie in Ar. 55. 
Erkenntniß dom 97. September 1881, 3. 1482. 


Der k. k. V. ©, Hof hat über die Beſchwerde des Leopold Gütling 
und tes Verwalter ber Concursmaſſe des Ernſt Gütling ca. Entfcheidung 
bes k. I. Finanz Min. vom 11. März 1881, 3. 26610, betreffend vie 
Uebertragungsgebühr ven den Häufern &.-Nr. 1148 Il und C.⸗Nr. 1060 II 
in Prag, nach burchgeführter 8. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet zurüdgewiefen. 
— Die Befhwerdpeführer haben dem ER. Finanzminifterium an 
Koflen des Verfahrens den Betrag von 10 fl. binnen 14 Tagen 
nah Zuftellung des Erkenntniſſes zu bezahlen.“ *) 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 55 (Band I, Jahrgang 1876,77). 
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Rt. 1168, 


Eine Maunthumgehung liegt nicht in jebem Kalle, wo die Straße vor dem 

Mauthſchranken verlaffen und hinter Demfelben wieder betreten wurde, 

fondern nur dann vor, wenn dies zum Swede der Berkürzung des Mautp- 

beredhtigten gefhah, was die Behörden im einzelnen Balle nad vernänf- 
. tigem Ermeflen zu beurtheilen haben. 


Erfenutniß vom 28. September 1881, 3. 1542. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde nes Manthpächters 
Majer Barnes ca. Min. des Inuern wegen der Entſcheidung vom 223. Mai 
1881, 3. 19276, betreffend die Befreiung gewifler Fnhren von der Ent⸗ 
rihtung der Mauth in Kurzauy, nad durdhgeführter d. m. Verhandlung 
und Auhörung des Adv. Dr. Max Furt, des k. 1. Hofrathes Adolf 
Edhardt, dann des Adv. Dr. Karl Gottlieb, in Bertretung des mitbethei- 
ligten Outögebietes Kurzany, zu Recht erlannt: 

„Der Einwenpung des Gutsgebietes Kurzany, daß dem 
Defhwerbeführer die Legitimation zur Beſchwerdeführung 
mangle, wird nicht Folge gegeben. — Die Beſchwerde wird als 
gefeglih ungegrändet abgewiejen. — Dem von ber mitbethei«- 
ligten Partei erhobenen Anfprude auf Erſatz ber Koften wird 
nicht ftattgegeben.” ° 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung vom 22. Mai 1880, 3. 19276 
bat das k. k. Min. tes Innern im Inſtanzenzuge erkannt, daß nicht uur 
bie Kurzanyer Fuhren, welche aus den bei BraeZanfa rechts von der Rohatyn⸗ 
Brzezaner Landesſtraße gelegenen Waldungen Holz aufladen und bei ber 
Berführung desfelben nach BrzeZan unterhalb des Rurzanyer Mauthſchranlens 
auf die Landesſtraße gelangen, ſondern aud die gleichen uhren, welche 
aus dem Links von der Landesſtraße gelegenen Wulczanski-Wald Holz aus- 
führen und nad Ueberfdreitung ber Landesſtraße vor dem Kurzanyer 
Mauthſchranken, unter Benügung des Gemeindeweges über BrzeZankla auf 
bie Landſtraße unterhalb des Mauthſchrankens von Kurzany gelangen und 
viefelbe fodann bis nad Brzezan benügen, der Mauthpfliht an dem 
Schranken in Kurzany nicht unterliegen, was auch von diefen, von BrzeZan 
über BrzeZanla auf demſelben Wege zurückkehrenden Fuhren zu gelten habe, 

Segen diefe Min.-Entjcheidung ift die von Majer Barnes, Mauthe 
pächter zu Kurzany, beim V. ©. Hofe eingebrachte Befchwerde gerichtet. 

Hiebei muß vor Alleın bemerkt werben, daß das Gutsgebiet Kurzany 
bie Legitimation des Majer Parnes zur Anfechtung biefer Min.-Entfcheivung 
vor dem B. ©, Hofe beftritten bat. — Die Einwendung de8 Mangels 
ber Legitimation ift jedoch gefetlih ungegründet, weil die angefochtene 
Entſcheidung in ihrer Wirkung ſich auch gegen ven genannten Mauthpächter 
lehrt und er durch dieſelbe in feinen Rechten verlegt zu fein behauptet, 
daher in Gemäßheit des 8. 2 des Gef. vom 22. October 1875, R. G. B. 
ex 1876 Nr. 36 ale zur Anbringung der vorliegenden Beſchwerde be- 
rechtigt angefehen werden muß. 
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Anbelangend das Meritum der angefochtenen Entſcheidung, fo ift 
Folgendes hervorzuheben: Nach 8. 6 des Manthnormales (Hofkm. Präfidial- 
Decret nom 17. Mai 1821, galiz. Prov. ©. ©. ex 1821, ©. 95 und 
dem Hoflm.-Decret vom 6. Jämer 18233, Prov. ©. S. 1823, ©. 8) 
ift das Umfahren oder Umtreiben einer Wegmanthftation verboten und 
ſtrafbar, — es entfteht alfo die Frage, ob im vorliegenben Falle, wie ber 
Befchwerdeführer behauptet und bie Behörden in Abrede ftellen, eine Um- 
gehung des Mauthſchrankens ftattgefunden bat? 

Bei Beurtbeilung dieſer Frage kommt Folgendes in Betracht, An 
fih wäre eine Auffaſſung der Mauthpflicht denkbar, wonach nur die Paf- 
firung des Mauthſchrankens oder nur die Benützung der bemautheten 
Straße die Zahlungspflicht begründete. — Weber das Eine, noch das 
Andere ift ver Stanbpunft unferer Vorſchriften, nicht das Erſte, weil es 
fonft nit den in den obigen Hofdecreten ausdrücklich normirten Begriff 
einer Mauthumgehung geben könnte, nicht das Letztere, weil fonft die Ge⸗ 
bübr für die Straßenbenützung nit am Mauthſchranken eingehoben zu 
werben brauchte: doch wäre es geradezu widerfinnig, in jeber Benügung 
einer Straße oberhalb und unterhalb des Mauthſchrankens fofort eine 
Mautbumgebung zu erbliden, auh wenn das Berlafien und Wiederbetreten 
ber Straße an viele Meilen weit voneinander entfernten Punkten vor 
fih geht und doch müßte man zu dieſer Conſequenz kommen, wenn jebe 
Benützung der Straße ober- und unterhalb des Mauthſchrankens mauth⸗ 
pflichtig machte. 

Demgemäß muß der Begriff ber Mauthumgehung zwifchen jenen 
beiden Extremen geſucht und kann derfelbe fohin nur in einer ſolchen Be⸗ 
nügung ber bemantheten Straße gefunden werben, welche nad den Um⸗ 
fländen eben zu dem Ende gefchieht, um die Mauth zu umgeben. — Nach 
biefer Auffaflung muß jelbftverftänplih ven Verwaltungsbehörben bei Beur⸗ 
theilung des einzelnen alles ein gewiſſes billiges Ermeſſen — eben zur 
Beurtheilung der fraudulofen Abfiht — freibleiben und wenn im vor« 
liegenden Falle die Umftände fo liegen, daß hinſichtlich der im frage 
ſtehenden Fuhren durchaus öffentliche, alfo zur allgemeinen Communication 
freiftehenne Wege benügt wurden, melde Wege venn aud noch in einer 
directeren Richtung als die bemauthete Straße nah dem Fuhrziele führten, 
fo kann nicht gefagt werben, daß die Berwaltungsbehörben bei dem Aus⸗ 
ſpruche, daß hier eine Mauthumgehung nicht ftattgefunden habe, bie Gränzen 
bes ihnen freiftehenden vernünftigen Ermefjens überfchritten haben und mußte 
demnach die Beſchwerde als gefjeglich nicht begründet abgewiefen werben. 


Ar. 1169. 


Berechnung der, Douer eines Betriebshinderniſſes bei Suckerfabriken, in 
Abfiht auf eine Zuderfteuerrüdvergütung. 


Ertenntniß vom 5. October 1881, 3. 1569. 
Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde ber Zuderfabrit 
Pawlowig von G. Lagel & Comp. in Pawlowitz ca, Entfcheidung des 
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nnher Folgende Ztunden der angemeldeten Betriebszeit bauern müfſen, 
ud auch in dieſem Kalle die Gewährung der Steuerrüdvergütung an 
ie Wenn gekufſpft iſt, daſ die Anzeige über die Wiederaufnahme 
ker Eaflgewlunung wenlgſtene feche Stunden früber dem zur unmittelbaren 
—8 der Radrik berufenen Finanzorgane und der Finanzbehörde 
Juſtang ſehriftikch, wenn aber zwiſchen dem Sitze dieſer Behörde und 
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dem Standorte der Fabrik eine Telegraphenverbinpung befteht, auch tele» 
graphiſch gemacht werde, fo war die angefochtene Entfheidung, nachdem 
die telegraphifche Anzeige nicht gemacht und die Betriebsunterbrehung nicht 
vierundzwanzig ununterbroden aufeinander folgende Stunden gedauert hat, 
im Öefege volllommen begründet, 

Wenn das k. k. Finanz Min. im Einvernehmen mit bem fol. ungar. 
Finanz Din. ausnahmsweife von den Gebrechen in ver geſetzlich vor⸗ 
gejchriebenen Art der Anzeigen über Betriebshinderniffe abzufehen findet, 
fo gibt diefer Vorgang der Partei, fo lange die Diesfällige gefegliche Be⸗ 
ſtimmung im Wege des Gefeges nicht abgeändert wird, feinen Rechts⸗ 
anfpruch, zu verlangen, daß ihr die Steuerrüdvergätung gewährt werde, 
wenngleich fie die gefeglich feitgeftellte Bedingung nicht eingehalten hat. 

Angefihts der pofitiven Anordnung des Geſetzee, daß der Betriebs⸗ 
ftilftend vierundzwanzig oder mehrere ununterbroden aufeinander folgende 
Stunden der angemelveten Betriebszeit dauern müſſe, wenn die Steuer- 
rüdvergütung gewährt werben fell, ift e8 ohne Belang, weiter zu unters 
juchen, ob es möglid war, daß ber Stillftand ununterbroden jene 
gefetslich geforderte Zeitdauer erreihe. — Der V. ©. Hof mußte demnach 
die Beſchwerde als unbegründet zurüdweifen, — Der Zufpruh der Koſten 
des Berfahrens ftüßt fi auf den 8. 40 des Gef. vom 22, October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36. 


Ar. 1170. 


Rechtsfap wie in Rr. 1035. 
Erkenntniß vom 5. October 1881, 3. 1560. 


Der k. k. V. G. Hof hat Über die Beſchwerde der Elias Luttinger’- 
hen Eoncursmafje ca. Entſcheidung des k. k. Finanz⸗Min. vom 11. März 
1881, 3. 36295, betreffend einen Branntweinfteuernachtrag für die Bren⸗ 
nerei zu Staneſtie, nad ducchgeführter 5. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurüdgemwiefen.* *) 


Ar. 1171. 


Stempelpfligt von Apotheferreihnungen. 
Erkenntniß vom 5. October 1881, 3. 1561. 


Der k. EB. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Adolf Dablez 
ca, Entiheidung des k. k. Finanz-Min. vom 16. Yebruar 1881, 3. 3352, 
betreffend die erhöhte Gebühr pr. 10 fl. für eine ungeftempelte Rechnung, 
nach bdurchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. Min.- 
Vice⸗Secr. Ritter v. Froſchauer zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurüdgemwiefen. 
— Ein Erfag der Koften des Berfahrens wird nicht auferlegt.“ 


*) Siehe Entiheidbungsgründe bei Nr. 1035. 
Budwinski, 8. G. H. Erkenntnifſſe. V. 23 
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Prnriayeılt Gint-Yrlıh ver Uystgelergemerte im Galizuen, unz umenttich auf 
vun $. 1 wufer Barichriit, wenah Tab Aretbelergewerte im ver Regel 
“a Yerfonsigrwerbe anzuichen if. Es if ſenach Mar, daß cin Apetheler 
us Gewerheſreibender zu behandeln ift und dah ſouach tie Tarifreſt 83 B3, 
hen, wie 6%. 1% und 20 ver vorbezogenen Geſetze auf Redimungen ber 
Apofheſer then vie ihren Gewerbsbetrieb betrefſfenden Gegenſtände, d. i. 
fihar vie vieſen Betrieb betreffenden Geſchäfte volle Anwendung haben. 

YHarh vielen geleglihen Beftimmmumgen unterlag die Rechnung, da bie 
Arrberung Kir fl, Aberftieg, der Stempelgebühr von 5 Fr. für jeden Bogen 
und da flo ungeſtempelt ausgefertigt wurde, der erhöhten Gebühr im 
Mnfginlamen Vetrage ver einfaden gefeglihen Gebühr. Da es fi, wie 
singt, um die —* eines Gewerbetreibenden über die Gegenſtände 
fans Gewerbabetrlebes handelte und bie Zarifpoft 83 B 2 des Gel. 
wem 11, Tecamber 1863 von folden Perfonen ausgeftellte Rechnungen, 
nigen flo num am Handelt⸗ oder Gewerbetreibende oder andere Perſonen 
anagefleilt werben, nebiihrenpflichtig erflärt, fo war die Anwendung biefer 
Uärlſpoſt Im gegebenen alle volllommen im Geſetze begründet, indem die 
Tarlſpeſft m 11 1 me anf Mechnungen über die bafelbft bezeichneten Aus⸗ 
Innen In Unwendung gebracht werden kann, welche von Perfonen ausgeftellt 
werben, bie feine Dantelde oder Gewerbetreibende find. 

Per U. G. Hof IR der Anſchauung, daß der Anfprud des Be— 
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ſchwerdeführers anf unbedingte Gebührenfreiheit der gegenſtändlichen Rech⸗ 
nung geſetzlich nicht gerechtfertiget iſt und mußte demnach die Beſchwerde 
als unbegründet zurückweiſen. 


Ar. 1172. 


Die in Gemäßheit der Inftruction für die Poſtdirertionscaſſen vom 26. De: 
cember 1868 vom Poftdirertor getroffene Berfügung, daß die Behebun 

der Schalte nit Individuell von den einzelnen Beamten, ſondern mittel 
Gonfignation von einem befonder& Beauftragten zu vollziehen fei, ift als 
eine ämtliche anzufehen, daher eine Borberung Des Staates, welde auf 
eine nicht entfprechende Ausführung eines folden Auftrages gegründet 
wird, als eine aus dem Dienftverhältniffe abgeleitete anzujehen und im 
abminiftrativen Wege auszutragen ift. — Erſatzpflicht bei Außerachtlaſſung 

der aus einem Mandate obliegenden pflihtmäßigen Obſorge. 
Erkenutniß vom 6. October 1881, 8. 1559. 


Der . k. V. ©. Hof bat Über die Befchwerde des Natale Breda, 
k. k. Boflamtsdieners in Trieft, ca. Entſcheidung des k. k. Handels. Min. 
vom 11. November 1880, 3. 22042 ex 1879, betreffend die bemfelben 
im abminiftrativen Wege auferlegte Erfagleiftung eined Betrages von 
1593 fl, 72 kr., nad durchgeführter 8. m. Berhantlung und Anhörung 
des k. ?. Finanzprocuraturs-Concipienten Dr. Kofel, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerbewirdalsgefeglihunbegründetabgewiefen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Mit dem Erlafle des k. k. Handelsminifteriums vom 11. November 
1880, 3. 22042 ex 1879 wurde in Uebereinftimmung mit der Ent- 
ſcheidung der Trieſter Poftdirection vom 3. Mär) 1879, 3. 769 der 
Poftamtödiener Natale Breva, weldher mit der Behebung eines Theiles 
der Gehalte und Töhnungen der Beamten und Diener bei ber Briefpoft- 
abtheilung in Trieſt betrant war, gegenüber dem Poftärar für einen Be⸗ 
trag von 1593 fl. 72 kr. als erjatpflichtig erkannt, weil ein im obigen 
Betrage an dieſen Geldern verübter Diebftahl in Folge der mangelhaften 
und pflihtwidrigen Obſorge über das anvertraute Geld ftattfand, welches 
von der Poſtdirectionscaſſa einftweilen erſetzt wurde. 

Bon Seite des Befchwerbeführere wird dagegen in zweifacher Be⸗ 
ziehbung Einfprache erhoben. 1) Daß die fragliche Erfaßforderung nad 
ihrer rechtlichen Natur nicht im abminiftrativen Wege zur Öeltung gebracht 
werden dürfe, weil fie nicht ans dem Dienftverhältniffe abgeleitet werben 
könne und daher nad dem Hofbecrete vom 16. Auguft 1841, Nr. 5565 
der Juſt. G. S. nicht im adminiftrativen Wege audzutragen ift; 2) daß 
biefe Forderung in den Beftimmungen des allg. bürgerl, Gefegbuches nicht 
“gegründet fei, da er als Verwahrer oder Bevollmädhtigter nur für ven 
durch fein Verſchulden verurfahten Schaden, nicht aber: für den Zufall zu 
baften hate (88. 964 und 1012 des a. b. ©. B.), als welcher jener Dieb- 
ſtahl zu betrachten ift, eine Außeradhtlaffung aber ter pflichtmäßigen Ob⸗ 
forge oder fonft ein Verſchulden ihm nicht zur Laſt gelegt werben könne. 

Diefe Gründe konnte jedoch der B. ©. Hof nit für ftihhältig 
ertennen. — Belangend die beftrittene Cempetenz der Aominiftrativ- 
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behörden ift zu bemerken, daß nah $. 7 der Inſtruction für die Poft- 
directionscafien vom 26. December 1868 der Poſtdirector beredhtiget war, 
ämtlich zu verfügen, daß die Behebung der Gehalte nicht individuell von 
den einzelnen Beamten, fondern mittelft Confignation von einem befonders 
Beauftragten zu vollziehen fei, woburd ber Act ver Behebung zu einer 
Amtsangelegenbeit fich gefaltet. Eben darım war mit Rüdfiht auf 
&. 14 der Dienftordnung vom 16. December 1852 der dem Beſchwerde⸗ 
führer ertheilte Auftrag ein ämtlicher, mobei es feinen Unterfchieb begründet, 
ob er fohriftlih oder mündlich ertheilt wurde. 

Es ift daher aud die in Trage ftehende Forderung des Staates, 
welche auf eine nicht entfpredhende Ausführung des Auftrages gegründet 
wird, allerdings als eine aus dem Dienjtverhältniffe abgeleitete anzujehen 
(Hofdecr. vom 16. Auguſt 1841). Die Competenz der Apminiftrativ- 
behörden erfcheint darum begründet. 

In meritorifher Hinficht ift zu bemerken, daß Breda ohne Zweifel 
haftbar erfcheint, wenn ihm bei Ausführung des ertheilten Auftrages eim 
Verſchulden zur Laft liegt. In dieſer Beziehung ift von den Aominiftrativ- 
bebörben folgender mit ben Acten nit in Widerſtreit befindlicher That⸗ 
beftand angenommen worden. — Breda bat die ihm anvertrauten Gelber 
fammt den Anweifungsbögen offen Liegen lafien und fih aus dem Zimmer 
entfernt; es ift dabei ungewiß, ob er vor feinem Fortgehen die Thüre 
verfperrte und den Schlüffel zu fih nahm; jedenfalls war die Berforgung 
des Schloſſes nicht eine folhe, um zu verhindern, daß während der nur 
furzen Zeit der Abweſenheit des Breda die Gelder ohne Verlegung des 
Sclofjes entwendet wurden. 

Bei dem Umftanve, als viele Leute im Nebenzimmer anweſend waren, 
welche durch die Glasthür die Geldmanipulation wahrnehmen konnten, hätte 
die nöthige Vorſicht es ihm geboten, ſich um ein verfperrbares Behältnik 
zu kümmern oder fi eine Taſche zu verfchaffen, welche Vorſichtsmaßregeln 
zu treffen nad den Andeutungen des k. k. Handelsminiſteriums ihm nicht 
verweigert worden wären; Beichwerbeführer ließ aber alle dieſe Borfichten 
außer Acht. 

Bei diefem Thatbeftande mußte fonah der B. ©. Hof erkennen, 
daß ben: Breda eine Außeradhtlaffung der ihm aus dem Mandate obliegenven 
pflichtmäßigen Obforge zur Laft fiel, welche ibn als Gewalthaber nad den 
88.1009 und 1012 des a. 6. ©. B. haftbar macht, fowie feine Erfagpflicht 
überhaupt in den SS. 1295, 1297 und 1311 dieſes Geſetzes ihre Be⸗ 
gründung findet. — Demnach mußte die Beſchwerde als nicht im Geſetze 
begründet zurüdgewielen werden. 


Ar. 1173. 


Berlaffenfhaftsgebühr, Unzuläffigfeit der Auferlegung einer Legatögebühr. 
Grienntniß vom 11. October 1881, 8. 1562. 

Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Stanislaus 

Pawlikowsli ca. Entſcheidung dee k. k. Finanz-Min. vom 30. November 

1879, 3. 27837, betreffend die Gebühr vom” Nadlafle nah Sabina 
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Korzelinsta, nach burchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung tes 
Adv. Dr. Ludwig Wolsti, fowie des F, f. Min.⸗Vice⸗Secr. Ritter 
v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird, infoferne die Zinſen 
von den Sapitalien pr. 17.000 fl. und 11.000 fl. in die Grund» 
lage zur Bemeffung der auf Severin Korzelinski entfallenden 
Ipercentigen Erbgebühr einbezogen wurden, nah 8. 7 des 
Geſetzes vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben; im Uebrigen wird die Beihwerde als unbegründet 
zurückgewieſen.“ 


Entſcheidungsgrüude. 


Die am 1. Mai 1874 verſtorbene Sabina Korzelinska hat mit dem 
Teſtamente vom 1. September 1873 ihren Bruderſohn Stanislaus Pawli⸗ 
kowsti zum Univerſalerben ihres Vermögens eingeſetzt und unter andern 
folgende weitere Verfügungen getroffen, und zwar: die Güter Vereznica 
Krolewsla fammt Attin: Zuralow und dem Inventar werben zum lebensd- 
länglihen Fruchtgenuffe ihrem Ehegatten Severin Korzelinski mit ter 
Berpflihtung der Erhaltung des Stanielaus Skarzynski, Sohnes der 
Bruderstochter ihres erften Gatten, und zwar bis zur Erreichung ver 
Großjährigkeit, indem er demjelben 1000 fl. jäbrlid zu geben hat, über- 
laſſen. — In Abfiht auf die Sapitalien hat die Erblafferin im Punkte 8 des 
Zeftamentes angeordnet, daß von der beim Stanislaus Pawlikowskli im 
Betrage von 17.000 fl. und beim Alois Sliwinski im Betrage von 
11.000 fl. in Wertbpapieren aushaftenden Forderungen, dieſe Schulpner 
die ibr bis nun gezahlten Zinjen im Betrage jährliher 760 fl., bezw. 
440 fl, nachdem das Capital bei benfelben bis zum Lebensende des Che: 
gatten der Erblafferin, Severin Korzelinsti, zu verbleiben hat, ihrem ge- 
nannten Ehegatten zu feinen Banden auszuzahlen baten. 

Auf diefe Weife werten die Zinjen von dieſen Capitalien jährlich) 
1200 fl. betragen. Dieſe Zinfen hat Severin Korzelinski durd vier 
Jahre jährlich bei der Caſſa des Landesausſchuſſes zu vefien Verfügung 
zur Bildung eines Stipendienfondes zu erlegen. Damit diefer Stipendien- 
fond wirklich errichtet werde, verfügte die Erblafferin weiter, daß für den 
Tal des früheren Todes ihres Ehegatten Severin Korzelinski vie vier- 
jährigen Zinfen von ihrem Todestage an von dieſen Sapitalien Seitens ber 
erwähnten Schuldner bei der Landesausſchußcaſſa unmittelbar zu erlegen 
find. Nah Ablauf diefer vier Jahre, fo lange ihr Gatte leben wird, 
überläßt die Erblafferin demſelben die Freiheit ver Verfügung mit ven 
weiteren Zinfen von diefen Capitalien zu öffentlihen wohlthätigen Zweden 
nad feinem Ermeſſen und nad feiner Wahl. — Zu Teſtamentsvollſtreckern 
wurden von ter Erblafferin ihr Ehegatte Eeverin Korzelinsti und Alerander 
Graf Dzieduszycki beftimmt. — Im Monate Yänner 1876, alfo im zweiten 
Jahre nach dem Tode der genannten Erblafferin, ftarb Severin Korzelinski. 

Aus Anlaß obigen Nachlaſſes und Zeftamented wurde mit Erlaß 
des k. k. Finanz-Min. vom 80. November 1879, 3. 27837 entjchieden, 
e8 habe die Gebührenbemeſſung folgends zu erfolgen: 

1) In Betreff des Legates des Severin Korzelinsfi find zu ent 
richten die 1percentige Gebühr vom Fruchtgenuſſe, deſſen Werth mit 
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32.925 MH 76 fr. 'bierim tie zchujährizen Juierfem mem bem ci: 
ermäbnten Garitafıen mt 12.000 fl; verawihlagt wurde, Die 1° 2 
Jımei:liarzebähr ven tem balten Bere, tr. i. ven 23.841 I 67 xx. 
ver Oüter Bereznica Rtelewsla fammt Auin: Zurefee mmb Iumantır. 
8 Percen von rem au Staislaus Elarzyasli antzegabliem 200) 7. 
währen zweier Jahre nah tem Zcte ter Crblafiere mer 3 Percemt rcı 
4800 Ül. für tie Etipentientiitung. 

2. Der Usiverialerte Stanislaus Rurlitemsfi hat Sie Imrmskilix: 
gebührt ir tem untelafieten Berth ter ermibuten Güter abyerane 
57.400 i. mit 1", Vercent, vom belañneten PReribtheile pr. 2980 1 
mit 3’, Percent mur vom reinen Werthe tes Rıtlafles pr. 34.439 1 
66'/ fr. Die Arercentige Erbgebũhr zu entrichten. 

Tem Recntötegchren des Recnrreenten Stanislaus Bamlılerti:, 
tamit erfannt werte, daß tem Severin Kerzelinsti ter Frachtgenuß des 
beim Stanislaus Barmlılonsh wur Aleis Sliminsfi aushaitenren Capitals 
pr. 17.009 fl. une 11.000 fl. nicht vermadt wurde, hat das E E Aa; 
Min. keine Felge gesehen, weil tie Erblafſerin mit dem erroähuten Teſia⸗ 
mente Tem Severin Kerzclimsfi zwar nicht den Frudtgenmi rer bei va 
genannten Zchulenern anshaftenten Gapitalien, wohl aber tem lebent- 
länglihen Bezug der jährlichen Iuterciien vom tiefen Gapitaliem pr. 1200f. 
tem Zeverin Kerzelinshi legirt amt tiefem Yegatar Berbimrlidgleiten zu 
Suuften tritter Berfonen (des EStanislans Skar;gısfi und der Stipendien 
fiftung) auferlegt dat wmd rer Umflant, daß tiejer Legatar im Laufe dei 
zweiten Jahres vom Sterbetage ter Erblafierin gerechnet gefterben if, 
al® au ter fernere Umflaut, tag auf Berlangen des Fruchtwiegers Kor⸗ 
zelinsfi une mit Zufimmung tes Landesausſchufſes tie dem Stigerdien 
fonte gemwirmete, im Laufe ven vier Jahren zu erlegende Summe ven 
4800 fl. durch Stanislaus Bawlifowshi und Alcis Sliwinski auf Einmal 
eingezahlt wırrte, tie Grundlage der Gebüßrenbemefjung nicht beirren lann. 
Nachdem ferner Severin Korzelinsti für tie Gebühr von tem and ten 
Rugungen bes ihm vermacten Legates zu leiſtenden Sublegaten im Eine 
des 8. 73, 3. 3 a des Geſ. vom 9. Februar 1850 umd Abſ. 6 it 
taif. Berortnung vom 19. März 1853, R. ©. B. Nr. 53 mit ba 
Eublegataren zur ungetheilten Hand haftet, fo wurte auch das Kecatt- 
begehren, tamit Severin Korzelinsfi von ver Haftung für dieſe Gebühr 

befreit werte, zurädgewiefen. 

Schließlich wurde audy dem Recuröbegehren, daß die ten Stanislaus 
Pawlikowsli für die Erwerbung der unbeweglichen Sachen treffende 
1, percentige Gebühr nur von der Hälfte des Werthes der Güter Bereznica 
Nrolewsta und Zuralow zu bemeffen fei, weil ter Fruchtgenuß diefer 
Güter tem Severin Korzelinsfi zugefallen ift und von der Hälfte dei 
Werthes rerfelben dieſem die 1'/„perceutige Immobiliargebühr bemeflen 
wurde, feine Folge gegeben. 

Es wird nun tiefe Entfheidung angefochten 1) weil dem Severin 
Korzelinsti von 12.000 fl., als den zehnjährigen Zinſen ter vorermähnten 
Caritafien tie Ipercentige Bermögensübertragungsgebühr bemeſſen wurde; 
2) weil die Spercentige Gebühr für den zweijährigen Unterhalt des Stanid 
laus Skarzynski und für den ver Stipendienftiftung zugedachten Betrag 
zu Paflen des Eeverin Korzelinsli vorgeſchrieben wurde; und 3) weil Die 
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Dem Befchwerteführer als Erwerber der Subftanz auferlegte Immobiliar⸗ 


‚gebühr ungeachtet der Beſteuerung des Sruchtgenuffes, von dem vollen 


Gutswerthe und nicht von der Hälfte dieſes Werthes bemeflen wurbe. 

Ad 1. Angefihts der ausprüdlihen legtwilligen Anordnung, daß die 
Zinſen der Eapitalien pr. 17.000 fl. und 11.000 fl. im jährlichen Betrage 
von 1200 fl. und zwar für bie erften vier Jahre zur Bildung eines 
Stipendienfondes verwendet werben follen, ſodann aber für den all, wenn 
Korzelinski noch leben follte, was jedoch nicht eingetreten ift, von ihm zu 
öffentlichen wohlthätigen Zmeden nah feinem Ermeflen und freier Wahl 
zu verwenden gemwejen wären, erachtet ter B. ©. Hof, daß die Annahme 
der Finanzbehörden, als ob die Erblaſſerin dem Korzelinski den lebend» 
länglihen Genuß der Zinfen von den erwähnten Gapitalien legirt hätte, 
nicht begründet ift. 

Bezüglich diefer Zinfen wurde dem Korzelinsfi kein Recht im Sinne 

des 8. 535 des a. b. ©. DB. zugevadt; er war vielmehr, wenn man bie 
thatfächliche Natur des Rechtsverhältniſſes zu Grunde legt, als Teſtaments⸗ 
vollzieher, ald Machthaber in Abſicht auf die Zinjen von dieſen Capitalien 
im Sinne des 8. 816 des a. b. G. B. anzufehen. — Da nun jedenfalls 
Ichon zur Zeit ter angefochtenen Entſcheidung über die Gebühr vom Nach—⸗ 
laſſe nah Sabina Korzelinska bekannt war, daß von biefen Zinfen nur 
der für die Stipendienftiftung ansgeworfene Betrag dem Willen der Erb- 
lafferin gemäß diefer Stipenvienftiftung zufommen wird (wie denn aud 
von dem biesfälligen Betrage pr. 4800 fl. die Spercentige Gebühr ſammt 
Zufchlag bemeflen worden ift), fo konnte der V. ©. Hof die Einbeziehung 
diefer Zinfen in die Örundlage zur Bemeffung der Ipercentigen Erbgebühr, 
die Korzelinsfi von dem ihm vermachten Yruchtgenuffe zu entrichten hatte, 
als im Geſetze gerechtfertiget nicht anerfennen und es mußte in dieſer Be⸗ 
jiehung die angefochtene Entſcheidung aufgehoben werben. 
Ad 2. Nah 8. 1 der kaif. Verordnung vom 19. Mürz; 1853, 
R. ©. 3. Nr. 53 find bei Vermögensübertragungen von Todeswegen 
Berbindlichkeiten, die dem Erwerber zu Ounften britter Perfonen von 
Todeswegen auferlegt worden find, als Bermäctniffe und biefe Rerfonen 
als Vermächtnißnehmer zu behandeln. Es mußte fonad im Sinne diefer 
geſetzlichen Anordnung der der Stipendienitiftung vermachte Betrag pr. 
4800 fl. als Bernmädtnig und die Stipendienftiftung als Vermächtniß⸗ 
nehmer behandelt werden, d. h. es mußte auf Orund der Tarifpoft 106 B d 
des Gef. vom 9. Februar 1850, R. ©. B. Nr. 50 für diefe Vermögens 
übertragung vom Werthe die Spercentige Gebühr ſammt Zuſchlag bemeifen 
werden, wie dies auch geſchehen ift. 

Aus den weiteren Anordnungen des berufenen $. 1 gebt hervor, 
dag die Werthausmittlung und Gebührenbemeflung in der Hegel für jeden 
Erben und Vermächtnißnehmer gefondert erfichtlich zu machen ift, daß 
aber von dem einhebenden Amte die Gebühr aus dem Nadlafje oder von 
dem Erben, mit Borbehalt des diefem zufolge des 8. 73, 3. 2 des Geb, 


‚Gef. vom 9. Februar 1850 zuftehenden Rechtes, eingehoben werben kann. 


— Da nun laut der adminiftrativen Verhandlungsacten die für die der 
Stipendienftiftung und dem Stanislaus Skarzynski zugedachten Vermächt⸗ 
niffe geſetzlich entfallende Gebühr von dem Beſchwerdeführer als Erben 
eingefordert wird und biefem geſetzlich das Regreßrecht an die Bermädtnig- 
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nehmer gewahrt ift, fo kounte der V. ©. Hof in ber Einforderung diefer 
Gebühr vom Befchwerbeführer eine Geſetzwidrigkeit nicht erbliden. — Bert 
ben thatſächlichen Verhältniſſen war e8 nicht weiter nothwendig, auf bie 
Trage einzugeben, ob ein Legatar für die auf den Sublegatar entfollende 
Gebühr zu haften habe. 

Ad 3. Die vom Beichwerbeführer auf Grund bes 8. 58 des Geb. 
Geſ. vom 9. Februar 1850 entwidelte Anſicht, daß die Immobiliargebühr, 
welde nah Anmerk. 1 zur Tarifpoft 106 B, bezw. nad $. 3 der kaiſ. 
Berorpnung vom 19. März 1853 für die den Gegenftand der unentgelt- 
lihen Bermögensübertragung ausmacende unbeweglihe Sade, wenn die- 
felbe mit einem Iebenslänglichen Fruchtgenuffe belaftet it, dem Subflanz- 
erwerber nur von ber Hälfte des Werthes dieſer Sache zu bemeſſen fei, 
kounte der B. ©. Hof nicht für ftihhältig erkennen, 

Die vom Befchwerbeführer angeftrebte Art der Bemeſſung ver Ge- 
bühr nah dem cit. 8. 58 bezieht fih nur auf die in Tarifpoft 106 BE 
feftgefegte Erbgebühr von 1, 4 oder 8 Percent; da aber bier eine unbe- 
weglihe Sache den Gegenftand der PVermögensübertragung von Todes⸗ 
wegen bildet, fo ift nad Anmerk. 1 zur erwähnten Zarifpoft die 1’/,per- 
centige Realgebühr für bie Eigenthumserwerbung nad bem ganzen Werthe 
der vom Bejchwerbeführer unentgeltlid erworbenen Realität zu bemeflen. 
— Es konnte daher auch in biefer Beziehung in der angefochtenen Ent- 
ſcheidung eine Geſetzwidrigkeit nicht erblict werden. 


Ar. 1174. 


Rechtsſatz wie in Ar, 24. 
Erkenntniß vom 11. October 1881, 3. 1573. 


Der k. k. V. ©. Hof Hat Über die Beſchwerde des Joſef Mauer⸗ 
hofer ca. Entſcheidung des k. 8. Finanz-Min. vom 17. März 1881, 
3. 2145, betreffend die Verweigerung eines Nachlaſſes von einer Ueber: 
tragungsgebühr, nach durchgeführter 8. m. Verhandlung zu Recht erfamnt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Der Beihmerdeführer bat dem k. k. Finanzminifterium die 
Koften des Berfahrens vor dem Berwaltungsgerihtshofe im. 
angefprohenen Betrage von 10 fl. De. W. binnen 14 Tagen nad: 
Zuftellung des Erkenntniſſes zu erfegen.“*) 


*) Siebe Entiheibungsgrinde bei Nr. 24 (Band I, Jahrgang 1876/77). 
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Ar. 1175. 


Bedingung der Auferlegung einer Quittungsftempelgebühr. 
Erkenntniß vom 11. October 1881, 3. 1574. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Befhwerbe des Friedrich Poftler, 
k. k. Notare in Molvdantein, ca. Entjcheidung des k. k. Finanz- Din. vom 
6. April 1881, 3. 34913, betreffend eine Stempelgebühr für eine Quit⸗ 
tung, nah burdgeführter d. m. Verhandlung und nad Anhörung des 
k. f. Min.Vice⸗Secr. Ritter v. Brofchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Der Befhwerdeführer bat dem k. k. Yinanzminifterium bie 
Koften des Berſahrens im angefprodenen Betrage von 10 fl. 
De. W. binnen 14 Tagen nah Erhalt des Erkenntniſſes zu er» 
jeßen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


In der vom Beſchwerdeführer am 8. October 1878 ungeftempelt 
ausgeftellten Quittung wird beftätigt, daß Johann Blecha für die von 
Bernhard Basc angelauften Grunpftüde 1400 fl. bezahlt bat. Diefer 
Kauffchillingstheilbetrag hatte zur theilmeifen Tilgung der auf diefen Grund» 
ftüden haftenden Forderung der Marie Gabriel zu dienen. — Nachdem 
nun Belchwerbeführer felbft zugegeben, biefen ©elobetrag von Johann 
Blechu zum Zwede ber Einhäntigung an Marie Cabriel übernommen zu 
haben, fo wurde er mit ber angefochtenen Min.⸗Entſcheidung als Augfteller 
diefer Quittung folidarifh mit dem Empfänger Johann Blecha zur Haf- 
tung für Stempel und Erhöhung im Gefammtbetrage von 15 fl. nad 
ZTarifpoft £7 verhalten. 

Beichwerdeführer beftreitet die Gefetzlichkeit diefer Anforderung darum, 
weil jene Beftätigung im Sinne der Zarifpoft 47 nicht als eine ftempel- 
pflihtige Quittung angefehen werden könne, da er felbe nit im Namen 
der Marie Gabriel, von welder er biezu gar nicht ermächtigt war, aus⸗ 
geftelt hat, auch durch dieſe Geldübernahme weder von ihm, noch von 
Marie Gabriel ein Eigenthbumsanfprud begründet wurde und werden 
Tonnte, daher der Wortlaut der Zarifpoft 47 a auf bie fragliche Beftätigung 
feine Anwendung finden könne. 

Diefe Begründung konnte jedoch der B. ©. Hof nicht für ftichhältig 
erkennen. Nachdem Bejchwerdeführer jelbft angibt, diefen Geldbetrag zum 
Zwede ver Uebergabe an Marie Gabriel von Johann Blecha, der von 
diefer Abfiht in Kenntniß gefegt war, übernommen zu haben, fo handelte 
er doh im Namen der Marie Gabriel, wenn audh nicht als Bevollmäch⸗ 


tigter, doch als Geichäftsführer ohne Auftrag, welches Geſchäft von der 


Marie Gabriel auch nadträglic genehmigt wurde, daher in feiner Wirkung 
der Bevollmädtigung gleihlommt, fomit Zarifpoft 47 a ihre volle An⸗ 
wendung findet. 

Uebrigens gefteht Befchwerbeführer felbft, daß er dieſe Beftätigung 
dem Johann Blecha für einen unvorbergefehenen Sal zur Dedung gegen 
ihn gegeben, fomit erjcheint jene Beftätigung als die Beurkundung eines 
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Rechtögefchäftes, worurd nad den bürgerlichen Gefeten Rechte begründet 
werden und ift daher fhon nah 8. 1 und 65 des Geb. Gef. von 
9. Februar 1850 gebührenpflichtig und der Ausfteller nah 8. 71, 3. 1a 
baftungspflidtig. — Es mußte demnach diefe Beſchwerde als nicht geſetz⸗ 
ih begründet zurüdgemwiefen werden. Der Zuſpruch ver Koften gründet 
fih auf $. 40 des Gef. vom 22. October 1875, R.'G. B. ex 1876 
Nr. 36. | 


Ar. 1176. 


Rechtsſatz wie in Rr. 971. 
Erlenntnig vom 12. October 1881, 3. 1E09. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Zäbehlicer 
Kirchenpatronates ca. Entſcheidung des !. k. Min. für Cultus und Unter- 
tigt vom 12. Dectober 1880, 3. 10956, Eetreffend die Beitragsleiftung 
zu ben Koften des Baues der Pfarrhoffcheuer in Hoftivar, nah durch⸗ 
. geführter d. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.”*) 


Ar. 1177. 


Die aus Anlaß der Errichtung einer Schule und zu Zwecken derfelben 
den Schulbehörden gegenüber eingegangenen Berpflihtungen überhaupt, 
insbefondere aber folde, welde von Perfonen übernommen werden, die 
den nad) dem Geſetze zur Concürrenz Berufenen beigezählt werden müſſen. 
find nit als privatrechtlide anzufehen. — Erforderniffe für die nad 
dem Örundentlaftungsgelege vom 11. Mai 1869, 8. G. B. Rr. 87 für 
Böhmen vorgefehene Ablösbarkeit einer Raturalleiftung. 


Erkenntniß vom 12. October 1881, 8. 1580. 


Der k. 1.8. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Jetrichovitzer 
Ortsſchulrathes ca, Entſcheidung des k. k. Din. des Innern vom 12. Des 
cember 1880, 3. 16264, betreffend die Ablöſung einer von der Gutd- 
inhabung an die Schule zu leiftenden jährlichen Holzgiebigkeit, nad durch⸗ 
- geführter d, m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr, Johann Lenoch, 
ſowie des k. 1. Min.⸗Rathes Raab, zu Recht erkannt: 
| „Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiejen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Durch Abſ. 4 der die Schule in Jetrichovitz betreffenden Errich- 
tungsurkunde dto. 12. November 1863 iſt dargethan, daß ſeinerzeit „das 
zur Beheizung der Schule nöthige Hol; (8. 391 der P. ©. V.) und 


*) Siehe Entiheidungsgründe bei Nr. 971 (Band IV, Jahrgang 1880). 
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zwar ſechs Klafter weiches Scheitholz und für ben Wiederholungsunterricht 
zwei Klafter weiches Scheitholz in der Art fihergeftellt wurde, „daß ber 
Beſitzer des Gutes Ietrihewig, I. M. Dr. Johann Kanka, das Schulholz 
zufammen acht Klafter aus feinen Waldungen für immerwährende Zeiten 
unentgeltlih fchenkt, wozu er fih und feine Nachfolger im Belige ver- 
pflihtet, wogegen die Eingefchulten die Aufbereitung und Zufuhr bes 
Holzes zu heftreiten fi verpflichten.“ 

Durd die Adminiftrativacten ift weiter erwiefen, daß die den Ad⸗ 
miniftratiobehörden zur Entſcheidung vorgelegene Trage, ob bie obbezeichnete 
Naturalleiftung in Folge des Gef. vom 13. September 1864, 2. ©. 2. 
Nr. 41 nicht entfallen fei, dur ten Erlaß des Landesfchulrathes dto. 
31. Yänner 1877, Nr. 2663 rechtskräftig dahin gelöft worden ift, „daß 
nah 8. 5 des Gef. vom 23. Februar 1873, 8. ©. B. Nr. 16 jeder 
Defiger des Gutes Jetrichovitz verpflichtet fei, das Schulbeheizungsholz per 
ſechs Klafter zu präftiven.“ 

In der vorliegenden Beſchwerde wird nun bie mit der angefochtenen 
Min.⸗Entſcheidung anerkannte Ablösbarkeit tiefer Naturalabgabe als im 
Gefete nicht begründet beftritten, weil 1) es fich um feine Reallaſt handle, 
da eine Einverleibung der in Rede fiehenden Verpflichtung des Demänen- 
befigerd ob dem Gute Ietfihonig nicht ftattgefunden hat, weil 2) bie 
Giebigfeit auch nicht unveränderlich gewefen fei, da an Stelle von acht 
Klaftern nur mehr ſechs Klafter geleiftet werden, weil endlid 3) die Ver 
pflihtung rein privatrechtliher Natur fei. — Jedes diefer Momente ſchließe 
die Anwendung bes Gef. vom 11. Mai 1869, 8. ©. B. Nr. 87 auf 
die fragliche Naturalleiftung aus. 

Ad 1 und 3. Es iſt richtig, daß eine Einverleibung ber von bem 
Befiger des Gutes Jetrichovitz zu Gunſten der Schule conftituirten Ver⸗ 
pflihtung nicht ftattgefunden hat. — Allein der 8. 445 des a. b. G. B. 
würde der Unnahme, daß es ſich gegebenenfalls um eine auf dem Gute 
Jetrichovitz laftende Verpflichtung handle, nur dann entgegenftehen, wenn 
ed ſich um eine Berbintlichleit privatrechtlicher Natur handeln würte. — 
Nun können aber die aus Anlaß der Errichtung einer Schule und zu 
Zweden verfelben ven Schulbehörten gegenüber eingegangenen Berpflich« 
tungen überhaupt, insbeſondere aber’ dann nicht als privatrechtlich angefehen 
werben, wenn tie folde Berpflihtungen Webernehmenden den nah dem 
Geſetze zur Concurrenz berufenen Berfonen beigezählt werden müffen. 

Nah ver zur Zeit der Errichtung der Setrihoviger Schule noch 
in Wirkſamkeit beftandenen politifden Schulverfaffung (vergl. Min. 
Verordnung vom 15. December 1848, pag. 711, Prov. ©. ©. und 
Geſ. vom 13, September 1864, &. ©. B. 3. 33) war aber der Befiger 
bes Gutes Yetfihovig zur Mitconcurrenz gefeßlih berufen. — Ueberdies 
ift durch die, wie bereits erwähnt, rechtskräftige Entfcheivung bes Landes⸗ 
ſchulrathes dto. 31. Jänner 1877 die Berpflihtung jedes Befiters des 
Gutes Jetrichovitz zur Feiftung von ſechs Klaftern Holz an die Schule 
außer jede Frage und Streit geflellt, fo daß nad der dermaligen Rechts⸗ 
lage allerdings angenommen werden muß, daß die fragliche Naturalfeiftung 
als immerwährende Giebigkeit von dem Gute Jetrihovig, d. i. von den 
Befigern des Gutes eben wegen biefes Beſitzes zu präftiven ift, alfo auch 
das Gut belaftet. 


— — — — — 
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Ad 2. Daß die für ablösbar erklärte Leiſtung des Guͤtes an 
die Schule Yetiichovig in ihrem Ausmaße veränderlid wäre, Tann mit 
Fug nicht behauptet werden. — Allerdings war Seitens des Gutes 
an Beheizungsholz im Ganzen acht Klafter zu verabfolgen, allein nad 
dem Maren Wortlaute des Erricdhtungsinftrumente® waren hievon ſechs 
Klafter als eigentlihes Schulbeheizungsholz, zwei Klafter für den Wieber- 
bolungsunterriht (Sonn- und Feiertagsſchule) beftimmt. — Wenn daher 
durch die vorcit. Entfheidung des Lanvesfchulrathes die Domäne Lediglich 
zur Fortleiftung von ſechs Klaftern für verpflichtet erfannt wurde, fo hat 
dies nicht in einer Veränderlichkeit der Leiſtung, fondern lediglich darin 
feinen Grund, daß, einer der ausprüdlich feftgefetsten Zwecke durch bie 
neuere Geſetzgebung entfallen ift. 

Es treffen ſomit bei der in Frage ſtehenden Giebigfeit alle Requifite 
zu, welche der $. 1 A bes Gef. vom 11. Mai 1869, 2. ©. 2. Nr. 87 
für die Ablösbarkeit einer Naturalleiftung aufftelt. — Die Ablöfung konnte 
gegebenenfalld aud nur Über Begehren eines Theiles eingeleitet werden, 
weil die Beftimnmung des $. 2 B 1 1.c. vorliegend feine Anwendung finden 
fann, da nad tem klaren Wortlaute der Errichtungsurkunde die Giebigkeit 
nit aus Anlaß einer befonderen, gegenwärtig noch aufrechtſtehenden 
Bunction feftgefetst wurde. 

Die angefochtene Entſcheidung ift daher im Geſetze gegründet, wes⸗ 
halb die Beſchwerde zurüdgemwiefen werden mußte. 


Ar. 1178. 


Die Bezirksausſchüſſe in Böhmen find in Saden der Verpachtung des 

einer Jagdgenoflenfhaft zuftehenden Jagdrechtes zu einem amtswegigen 

Borgeben ermächtigt und find daher weder an das Einſchreiten ber Par⸗ 
teien, noch aud an eine beftimmte Necursfrift gebunden. 


Erfenntniß vom 18. October 1881, 3. 1581. 


Der f. . V. ©. Hof bat Über die Befchwerde des Jagdausſchuſſes 
in Hejnic ca. Entſcheidung des Landesausfchuffes des Königreiches Böhmen 
vom 30. März 1881, 3. 2900, betreffend die Verpachtung der Hejnicer 
Jagdbarkeit, nah durdhgeführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des 
Adv. Dr. Moriz Weiß, zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


| Die Beſchwerde vermeint, daß die angefochtene Entſcheidung bes 
Landesausſchuſſes, womit der Recurs des Hejnicer Iagdausfchuffes gegen 
die Berfügung des Bezirksausſchuſſes, die Hejnicer Jagdbarkeit fei im 
Wege öffentlicher Licitation zu verpachten, zurüdgewiefen worden ift, des⸗ 
halb geſetzwidrig fei, weil der Bezirksausſchuß die erwähnte Verfügung 
über Beichwerten und PBrotefte traf, welche lange nad Ablauf der im 
$. 99 der Gem. Ordg. normirten Kecursfrift von einzelnen Jagdgenoſſen 
angebracht worden find. 
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Diefer Beſchwerdegrund ift jedoch offenbar nicht ſtichhältig. Denn 
die angerufene Gefegesbeftimmung ift nad ihrem Haren Wortlaute nur 
auf Berufungen gegen Beſchlüſſe des Gemeindeausſchuſſes in allen der 
Gemeinde vom Staate nicht Übertragenen Angelegenheiten, nicht aber auf 
Beichlüffe der Jagdausſchüſſe, welche wohl Angelegenheiten ber Jagd⸗ 
genoffenfhaft, nicht aber Angelegenheiten der Gemeinde beforgen, anwendbar, 
Die Beſchwerde überſieht zugleih ganz und gar, daß der $. 23 des 
Jagdgeſ. für Böhmen vom 1. Yuni 1866, 8. ©. B. Nr. 49 den Be 
zirksaus ſchüſſen die Ueberwachung der gefegmäßigen Durchführung aud des 
8. 18 des Jagdgeſ. von Gefegeöwegen überträgt, dieſe alfo zu einem 
amtöwegigen Einſchreiten ermächtigt. Das Recht der Bezirksausſchüfſe 
zum Einſchreiten erſcheint daher von einem Einſchreiten der Parteien inner⸗ 
halb einer beſtimmten Friſt nicht bedingt und abhängig, weshalb auch im 
gegebenen Falle der Bezirksausſchuß nicht behindert war, die angefochtene 
Verfügung zu treffen, obſchon ihm der dem Geſetze nicht entſprechende 
Borgang des Jagdausſchuſſes erſt nach Berlauf von mehr als vierzehn 
Tagen feit dem Befchluffe des Jagdausſchufſes bekannt geworden war. 

Die Beichwerde mußte daher als zur Gänze unbegründet abgewiefen 
werden. — Im einen Zufpruh der Koften konnte der V. ©. Hof ſchon 
Darum nicht eingehen, weil die Liquidation derſelben unterlaffen wurde. 


Ar. 1179. 


Die galiziſche Sparcafie darf den Erwerbs. und Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
fhaften mit unbefhränfter Haftung Darlehen — ohne @inholung ber 
behördlichen Genehmigung — gewähren. 


Erkenntniß vom 18. October 1881, 3. 1597. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der galiz. Sparcaffe 
in Lemberg ca. Entfheibung des k. k. Min. des Innern vom 30. De⸗ 
cember 1880, 3. 10966, betreffend die Gewährung von Darlehen an 
Erwerb3- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften mit unbeſchränkter Haftung, nad) 
durdgeführter 5. mi. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Emanuel 
Roinsli, fowie des E k. Min.⸗Secr. Wacek Kitter v. Orlic, zu Recht 
erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird nach 8. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entfcheidungsgründe, 


Der I. f. Commiſſär bei der galiz. Sparcaffe in Lemberg bat den 
von der Direction diefer Sparcafje in der Sitzung vom 2. April 1880 
gefaßten Beichluß auf Gewährung eine® Darlehens an einen, auf Grund 
des Gef. vom 9. April 1873, R. ©. B. Nr. 70 gebildeten Vorſchuß⸗ 
verein mit unbefhränfter Haftung deshalb inhibirt, weil im Sinne 
des Erlaffes des ka k. Min. des Innern vom 30. Jänner 1880, 3. 14196 
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bei Gewährung von Darlehen an ſolche Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
ihaften die Genehmigung ber Statthalterei von Fall zu Fall einzuholen ift. 

Die Sparcaffedirection bat gegen die verlangte Einholung der be— 
börblihen Genehmigung eine Borftelung an das f. f. Min. des Innern 
eingebracht, welcher mit dem Erlaſſe tiefes k. k. Minifteriums vom: 
31. December 13880, 3. 10966 feine Folge gegeben wurbe, weil ber 
8, 19, lit. f des Sparcafjeregulatived vom 2. September 1844 die Dar- 
lehensgewährung an gemeinnütige, auf dem Principe der Wechfelfeitigfeit 
berubente Anftalten bei jenen Sparcafien, deren Statuten eine foldhe Ber- 
wendungsart ausdrücklich aufführen, unter der Bedingung geftattet, daß 
hiezu die fpecielle Bewilligung der Landesſtelle eingeholt wird, welche An- 
ordnung nur für die Beurtheilung von Darlehensgewährungen an im 
Sinne des Gefetes vom 9. April 1873' conftituirte Genoffenfchaften zum 
Ausgangspunkte genommen werden fann. — Das k. f. Min. des Innern 
hat bhiebei bemerkt, daß es nad Inhalt tes erwähnten Erlaffes vom 
30. Yänner 1880 nicht erforderlich fei, jeden einzelnen Fall einer Dar- 
lehenszuzählung an die bebörblihe Genehmigung zu knüpfen, fondern daß 
es dem Ermefien der k. k. Statthalterei anheimgeftellt bleiben werte, über 
vorkommende Anfuhen von Sparcafjen denſelben unter Beachtung dieſes 
Erlaffes die Einräumung eines offenen Eredite8 an eine beftimmte Ge⸗ 
noffenfchaft bis zu einem beftimmten Betrage und für eine angemefjene 
Dauer zu bewilligen. 

Diefe Entfheidung wird in ber von der Sparcafie in Lemberg bei 
dem V. ©. Hofe eingebradten Beſchwerde teshalb angefochten, weil bie 
Sparcaffe nah dem Wortlaute des 8. 33 I, 5 ihrer Statuten ausprädiich 
berechtigt fei, Darlehen an folhe Vereine ohne Einholung der Genehmigung 
ber Landesftelle zu gewähren, wovon biefelbe bisher Gebrauch gemacht 
babe, ohne daß dies jemals bisher ven dem anweſenden I. f. Commifjär 
beanftandet worden wäre, daher in ber Entfcheivung des k. k. Minifteriums 
eine Berlegung des der Sparcaſſe gefeglich eingeräumten Wirkungskreiſes 
gelegen fei. 

Die Stelle der Statuten, auf welde ſich die Sparcaffe in diefer 
Beziehung beruft, wurde in der gegenwärtigen Fafſung von ber k. f. Statt⸗ 
balterei in Lemberg mit dem Erlaſſe vom 27. Yuli 1873, 3. 35981 
unter Berufung auf die Ermächtigung des k. k. Min. des Innern vonr 
24. Mai 1873, 3. 7356 genehmigt und lautet: 8. 33. „Die Bermwen- 
dung der Kinlagscapitalien, fowie des eigenen Bermögend ver Anftalt, 
bat fi auf nachſtehende Verwendungsarten zu befchränten. I. Ertheilung 
von Darlehen: 5) an ſolche Borfhuß- und Ereditvereine, welche auf dem 
Princip der Wechfeljeitigfeit und Solidarhaftung oder Solidarbürgichaft 
aller Mitglieder beruhen und bei welchen die Solidarhaftung oder Solidar- 
bürgſchaft der Bereinsmitglieder auch britten, außerhalb des Vereines 
ftehenten Perfonen (Gläubiger des Vereins) gegenüber Geltung bat.“ 

Das k. k. Din. des Innern hält allerdings dafür, daß der aus⸗ 
hlieflihe Wortlaut des Statutes dem Erforderniffe der Einholung der 
lehörplihen Genehmigung zur Ertheilung eines Darlehens an berlei Ver⸗ 
beine darum nicht entgegenftche, weil neben tem Statute noch die Beſtim⸗ 
mung des Sparcafleregulativs vom 2. September 1844, und zwar ber 
Schlußabſ. des 8. 19 in Öeltung fei. — Allein diefer Anficht konnte der 
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3. ©. Hof fih darum nicht anfhließen, weil ſchon nad dem Sparcaffe- 
regulativ Ausnahmen auch von dem Erferberniffe der behördlichen Gench- 
migung zuläffig waren; diefe Beſtimmung daher nicht als eine unbedingte 
und unabänderliche erlaffen war und daher nicht als ein felbfiverftändficher 
Borbehalt zu den Statuten anzufehen if. — Demgemäß hatten auch die 
alten Sparcaffeftatute im $. 15 ausdrücklich den Vorbehalt der behörd⸗ 
lihen Genehmigung für derlei Darlehen aufgenommen. — Mit a. h 
Entſchließung vom 9. Auguft 1867 wurde ferner das k. k. Minifterium 
ermächtigt, im eigenen Wirkungskreiſe foldhe Ausnahmen zu genehmigen. 

Wenn nun in ben im Yahre 1873, bezw. 1874 genehmigten 
Statuten der Sparcafie in Lemberg diefer Vorbehalt nicht weiter auf: 
genommen wurde, fo kann dem 8. 33 des termaligen Statutes nur mehr 
die Deutung gegeben werten, daß die Eparcafje ohne Einholung weiterer 
Genehmigung zur Ertheilung von Darlehen an jene Bereine berechtigt ift, 
bei welden die dort bezeichneten Merkmale zutreffen. — Es kommt nun 
daher im vorliegenden Yale nur darauf an, ob die auf Grund des Gef. 
vom 9. April 1873 conftituirten Erwerbs. und Wirthfchaftögenoffenfchaften 
mit unbefchränfter Haftung unter bie Beflimmung des F. 33 ber 
Statuten ter Lemberger Eparcefie zu fubjummiren find. — Diefe Frage 
muß bejabend beantwortet werben, da bei ſolchen Genofienfhaften, wie 
aus der Beſtimmung des 8. 2 des erwähnten Geſetzes hervorgeht, alle 
jene Merkmale zutreffen, welche durch die Beftimmung der Statuten $. 38 
gefordert werden. — 

Da fomit das ftatutarifche Recht der Sparcaffe in Lemberg, Dar⸗ 
leben auch an die nad) dem Gefege vom 9. April 1873, R. ©. B. Nr. 70 
gebildeten Erwerbs. und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften mit unbefhräntter 
Haftung chne vorhergehende Einholung der Zuftimmung der Ranbesftelle 
zu ertheilen, durch bie angefochtene Entſcheidung des Ef. f. Min. des In- 
nern vom 30. December 1880, 3. 10966 beeinträchtigt worden ift, fo 
mußte diefelbe, infofern fie die Eparcafje in Lemberg beirifft, nah 8. 7 
des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben werben. 


Ar. 1180. 


Rechtsſat wie in Ar. 266. 
Erkenntniß vom 15. October 1881, 3. 1628. 


Der E 1.3. ©. Hof hat über die Beſchwerde ver Firma Mayer & 
Borges in Reichenberg ca. Entfheidung des k. k. Yinanz- Min. vom 9. Des 
. cember 1880, 3. 33287, betreffend eine Steigerungsgebühr von 98 fi. 
von einem Wechſel, nach burdgeführter 8. m. Verhandlung zu Hecht erfannt: 

„Die Beihwerde wird als geſetzlich nicht begründet ab- 
gewiefen. — Die Befhwerbeführer haben dem k. !. Finanz⸗ 
minifterium an Roften des Berfahrens vor diefem Gerichtshofe 
den Betrag von 10 fl. binnen 14 Tagen nah Zuftellung dieſes 
Erlenntniffes zu erfegen.”*) 


*) Siehe Entiheibungsgründe bei Ar. 266 (Band II, Jahrgang 1878). 
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nehmer gewahrt ift, fo konnte ber B. ©. Hof im der Einforberung dieſer 
Gebühr vom Befchwerbeführer eine Geſetzwidrigkeit nicht erbliden. — Ber 
den thatjächlichen Verhältnifien war es nicht weiter nothwendig, auf bie 
Frage einzugehen, ob ein Legatar für die auf den Sublegatar entfallende 
Gebühr zu haften habe. 

Ad 3. Die vom Beichwerkeführer auf Grund bes 8. 58 des Geb. 
Gef. vom 9. Februar 1850 entwidelte Anſicht, daß die Immobiliargebühr, 
welche nah Anmerk. 1 zur Zarifpoft 106 B, bezw. nad 8. 3 ver kaiſ. 
Berorpnung vom 19. März 1853 für die den Gegenftand ver unentgelt- 
lihen Bermögensäbertragung ausmachende unbewegliche Sache, wenn bie= 
jelbe mit einem Iebenslänglichen Yruchtgenufje belaftet ift, dem Subftanz- 
erwerber nur von ber Hälfte des Werthes diefer Sache zu bemefien fei, 
fonnte der B. ©. Hof nicht für ftihhältig erkennen. 

Die vom Beſchwerdeführer angeftrebte Art der Bemeffung ver Ge⸗ 
bühr nah dem cit. 8. 58 bezieht fih nur auf die in Zarifpoft 106 B 
feftgefegte Erbgebühr von 1, 4 cover 8 Percent; da aber hier eine unbe» 
wegliche Sache den ©egenftand der Bermögensübertragung von Todes⸗ 
wegen bildet, fo ift nad Anmerk. 1 zur erwähnten Zarifpoft die 1'/,per- 
centige Realgebühr für die Eigenthumserwerbung nah dem ganzen Werthe 
der vom Beſchwerdeführer unentgeltlih erworbenen Realität zu beinefien. 
— Es fonnte daher auch in diefer Beziehung in der angefochtenen Ent- 
ſcheidung eine Geſetzwidrigkeit nicht erblidt werben. 


Ar. 1174. 


Rechtsſatz wie in Rr. 24. 
Erkenntniß vom 11. October 1881, 3. 1573. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Joſef Mauer- 
bofer ca. Entfheidung des k. k. Finanz-Min. vom 17. März 1881,. 
3. 2145, betreffend die Verweigerung eines Nachlafjes von einer Ueber- 
tragungsgebühr, nach turchgeführter d. m. Verhandlung zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiejen. — 
Der Befhmerdeführer hat dem k. 8. Finanzminifterium bie 
Koften des Berfahrens vor dem PBermwaltungsgerihtshofe im- 
angefprodhenen Betrage von 10 fl. De. W. binnen 14 Tagen nad. 
Zuftellung des Ertenntniffes zu erfeßen.“*) 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 24 (Band I, Jahrgang 1876/77). 
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Ar. 1175. 


Bedingung der Auferlegung einer Quittungsftempelgebühr. 
Erkenntniß vom 11. Dctober 1881, 3. 1574. 


Der k. 1. 3. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Friedrich Poftler, 
k. k. Notare in Moldautein, ca. Entſcheidung des k. k. Finanz-Min. vom 
6. April 1881, 3. 34913, betreffend eine Stempelgebühr für eine Quit⸗ 
tung, nad durchgeführter ö. m. Berhandlung und nad Anhörung des 
k. k. Min.-Bice-Secr. Ritter v. Brofchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiejen. — 
Der Befhwerdeführer bat dem k. k. Sinanzminifterium die 
Koften des Berfahrens im angejprodhenen Betrage von 10 fl. 
De. W. binnen 14 Tagen nah Erhalt des Erkenntnifjes zu er» 
ſetzen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


In der vom Beſchwerdeführer am 8. October 1878 ungeſtempelt 
ausgeſtellten Quittung wird beſtätigt, daß Johann Blecha für die von 
Bernhard Basc angekauften Grundſtücke 1400 fl. bezahlt hat. Dieſer 
Kaufſchillingstheilbetrag hatte zur theilweiſen Tilgung der auf dieſen Brund⸗ 
ſtücken haftenden Forderung der Marie Gabriel zu dienen. — Nachdem 
nun Beſchwerdeführer ſelbſt zugegeben, dieſen Geldbetrag von Johann 
Blechu zum Zwecke der Einhändigung an Marie Gabriel übernommen zu 
haben, ſo wurde er mit der angefochtenen Min.⸗Entſcheidung als Ausſteller 
dieſer Quittung ſolidariſch mit dem Empfänger Johann Blecha zur Haf- 
tung für Stempel und Erhöhung im Geſammtbetrage von 15 fl. nad 
Zarifpoft 47 verhalten. 

Beichwerdeführer beftreitet die Gejeglichkeit diefer Anforderung darum, 
weil jene Beftätigung im Sinne der Tarifpoft 47 nicht als eine ftempel- 
pflihtige Quittung angefehen werden könne, da ex felbe nit im Namen 
der Marie Gabriel, von welder er biezu gar nicht ermäditigt war, and« 
geftellt hat, auch durch diefe Gelrübernahme weder von ihm, noch von 
Marie Gabriel ein Kigenthumsanfprud begründet wurde und werden 
Tonnte, daher der Wortlaut der Zarifpoft 47 a auf bie fragliche Beſtätigung 
feine Anwendung finden könne. 

Diefe Begründung konnte jedoch ver B. ©. Hof nicht für ftihhältig 
erfennen. Nachdem Beichwerveführer ſelbſt angibt, diefen Gelpbetrag zum 
Zwecke der Uebergabe an Marie Gabriel von Johann Blecha, der von 
diefer Abfiht in Kenntniß gefegt war, übernommen zu baben, fo handelte 
er doh im Namen der Marie Gabriel, wenn auch nicht als Bevollmäch⸗ 
tigter, doch als Geſchäftsführer ohne Auftrag, welches Geſchäft von ber 
Marie Gabriel auch nadträglic genehmigt wurde, daher in feiner Wirkung. 
der Bevollmädtigung gleihlommt, ſomit Zarifpoft 47 a ihre volle An⸗ 
wendung findet. | 

Uebrigens gefteht Beſchwerdeführer felbft, daß er viefe Betätigung 
dem Johann Blecha für einen unvorhergefehenen Tal zur Dedung gegen 
ihn gegeben, fomit erjcheint jene Beftätigung als die Beurkundung eines 
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Nechtsgefchäftes, wodurch nah ben bürgerlichen Geſetzen Rechte begründet 
werten und ift daher fhon nah 8. 1 und 65 des Geb. Gef. vom 
9. Februar 1850 gebührenpflictig und der Ausfteller noh 8. 71, 3. 1a 
baftungspflidtig. — Es mußte demnach diefe Beſchwerde als nicht geſetz⸗ 
lih begründet zurüdgewiefen werden. Der Zufpruh der Koſten gründet 
fih auf 8. 40 des Gef. vom 22. October 1875, R.' G. B. ex 1876 
Nr. 36. | 


Ar. 1176. 


Rechtsſatz wie in Ar. 971. 
Erkenntniß vom 12. October 1881, 3. 1609. 


Der k. k. V. ©. Hof Hat Über die Beſchwerde des Zäbehlicer 
Kirchenpatronates ca. Entſcheidung des E, f. Dein. für Eultus und Unter- 
tigt vom 12. October 1880, 3. 10956, betreffend vie Beitragsleiftung 
zu den Koſten des Baues der Pfarrhoffchener in Hoftivar, nah durch⸗ 
. geführter d. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“*) 


QAr. 1177. 


Die aus Anlaß ber Errichtung einer Schule und zu Zwecken derfelben 
den Schulbehörden gegenüber eingegangenen Berpflichtungen überhaupt, 
insbefondere aber folde, weldhe von Perſonen übernommen werden, Die 
ben nad) dem Geſetze zur Eoncurrenz Berufenen beigesählt werben müflen, 
find nicht als privatrechtliche anzüſehen. — Erforderniffe für die nad 
dem Grundentlaftungsgefege vom 11. Mai 1869, &. G. B. Rr. 87 für 
Böhmen vorgefehene Ublösbarkeit einer Raturalleiftung. 


Grfenntniß vom 12. October 1881, 3. 1580. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Jetrichovitzer 
Ortsſchulrathes ca. Entfcheidung des k. k. Din. des Innern vom 12. Des 
cember 1880, 3. 16264, betreffend die Ablöſung einer von der Guts⸗ 
inhabung an die Schule zu leiftenden jährlichen Holzgiebigfeit, nah durd: 
- geführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Johann Lenoch, 
fowie des k. k. Min.Rathes Raab, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Durch Abſ. 4 der die Schule in FJetrichovitz betreffenden Errich⸗ 
tungsurfunde dto. 12. November 1863 ift dargethan, daß feinerzeit „das 
zur Beheizung der Schule nöthige Holz (8. 391 der PB. ©. 8.) und 


*) Siehe Entiheidungsgründe bei Nr. 971 (Band IV, Jahrgang 1880). 
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zwar ſechs Klafter weiches Scheitholz und für den Wiederhofungsunterricht 
zwei Klafter weiches Sceitholz in ber Art fichergeftellt wurde, „daß ber 
Befiger des Gutes Ietrihewig, J. M. Dr. Johann Kanka, das Schulholz 
zufammen adt Klafter aus feinen Waldungen für immerwährende Zeiten 
unentgeltlich ſchenkt, wozu er fih und feine Nachfolger im Befige ver- 
pflitet, wogegen die Cingefhulten die Aufbereitung und Zufuhr bes 
Holzes zu heftreiten ſich verpflichten.“ 

Durd die Adminiftrativacten ift weiter erwiefen, daß bie den Ab- 
miniftratiobehörden zur Entfcheidung vorgelegene Frage, ob bie obbezeichnete 
Naturafleiftung in Folge des Gef. vom 13. September 1864, 8. ©. 2. 
Nr. 41 nit entfallen fei, durd den Erlaß des Landesſchulrathes dto, 
31. Jänner 1877, Nr. 2663 rechtskräftig dahin gelöft worden ift, „daß 
nah $. 5 bes Gef. vom 23. Februar 1873, 8. ©. B. Nr. 16 jeder 
Befiger des Gutes Jetrichovitz verpflichtet fei, das Schulbeheizungsholz per 
ſechs Klafter zu präftiren.“ 

In der vorliegenden Beſchwerde wird num die mit ber angefochtenen 
Min.⸗Entſcheidung anerkannte Ablösbarkeit tiefer Naturalabgabe als im 
Geſetze nicht begründet beftritten, weil 1) es fih um feine Reallaft handle, 
ba eine Einverleibung der in Rebe ſtehenden Verpflichtung des Domänen- 
befigerd ob dem Gute Ietfihonig nicht ftattgefunden hat, weil 2) bie 
Giebigfeit auch nicht unveränderlic gewefen fei, da an Stelle von adıt 
Klaftern nur mehr ſechs Stlafter geleiftet werben, weil endlich 3) die Ver⸗ 
pflihtung rein privatrechtlicher Natur fei. — Jedes diefer Momente ſchließe 
die Anwendung des Geſ. vom 11. Mai 1869, L. G. B. Nr. 87 auf 
die fragliche Naturalleiſtung aus. 

Ad 1 und 3. Es iſt richtig, daß eine Einverleibung der von dem 
Beſitzer des Gutes Jetfrichovitz zu Gunſten der Schule conftituirten Ber- 
pflichtung nicht ftattgefunden hat. — Allein der $. 445 des a. b. ©. 2. 
würde der Annahme, daß es fi gegebenenfalls um eine auf dem Gute 
Jetrichovitz laſtende Verpflichtung handle, nur dann entgegenfteben, wenn 
es fih um eine Verbindlichkeit privatrechtliher Natur handeln würte. — 
Nun können aber die aus Anlaß der Errichtung einer Schule und zu 
Zweden verfelben den Schulbehörten gegenüber eingegangenen Verpflich⸗ 
tungen überhaupt, insbefondere aber’ dann nicht ale privatrechtlich angefehen 
werben, wenn vie folde Verpflichtungen Uebernehmenden den nad bem 
Geſetze zur Concurrenz berufenen Berfonen beigezählt werden müſſen. 

Nach der zur Seit der Errihtung der Jetrichovitzer Schule noch 
in Wirkfamkeit beftandenen politifhen Schulverfaffung (vergl. Min. 
Verordnung vom 15. December 1848, pag. 711, Prod. ©. ©. und 
Geſ. vom 13. September 1864, L. ©. 8. 3. 33) war-aber der Befiger 
des Gutes Jetkichovitz zur Mitconcurrenz geſetzlich berufen. — Ueberdies 
iſt durch die; mie bereits erwähnt, rechtskräftige Entſcheidung des Landes⸗ 
ſchnlrathes dto. 31. Jänner 1877 die Berpflihtung jedes Befigers des 
Gutes Jetrihovig zur Peiftung von ſechs Klaftern Holz an bie Schule 
außer jede Frage und Streit geftellt, fo daß nad) ber bermaligen Rechts» 
lage allerdings angenommen werden muß, daß bie fragliche Naturalleiftung 
als immerwährende Giebigfeit von dem Gute Jetrichovitz, d. i. von den 
Defigern des Gutes eben wegen dieſes Beſitzes zu präftiren ift, alfo auch 
das Gut belaftet. 
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Ad 2. Daß die für ablösbar erklärte Leiftung des Gutes an 
die Schule Ietiichopig in ihrem Ausmaße veränderlih märe, Tann mit 
Fug nit behauptet werden. — Allerdings war Seitens des Gutes 
an Beheizungsholz im Ganzen acht Klafter zu verabfolgen, allein nad) 
den Maren Wortlaute des Errichtungsinftrumentes waren bievon ſechs 
Klafter als eigentlihes Schulbeheizungsholz, zwei Klafter für den Wieder- 
bolungsunterriht (Sonn» und Peiertagsfhule) beitimmt. — Wenn daher 
durch die vorcit. Entſcheidung des Landesſchulrathes die Domäne lediglich 
zur Fortleiftung von ſechs Klaftern für verpflichtet erfannt wurde, fo hat 
Dies nicht in einer Veränderlichkeit der Leiftung, ſondern lediglich darin 
feinen Grund, daß, einer der ausprüdlich feftgefetten Zwede durch bie 
neuere Geſetzgebung entfallen ift. 

Es treffen fomit bei der in Frage ftehenden Giebigkeit alle Requifite 
zu, weldhe ver $. 1 A des Gef. vom 11. Mai 1869, 8. ©. 2. Nr. 87 
für die Ablösbarkeit einer Naturalleiftung aufftelt. — Die Abldfung konnte 
gegebenenfald auch nur Über Begehren eined Theiles eingeleitet werben, 
weil die Beftimmung des $. 2 B 1 1.c. vorliegend feine Anwendung finden 
kann, da nad tem Haren Wortlaute der Errichtungsurlunde die Giebigfeit 
nicht aus Anlaß einer befonderen, gegenwärtig noch aufrechtſtehenden 
Function feftgejegt wurde. 

Die angefohtene Entſcheidung ift daher im Geſetze gegründet, wes⸗ 
bald die Beſchwerde zurüdgewiejen werden mußte. 


Ar. 1178. 


Die Bezirksausſchüſſe in Böhmen find in Saden ber Berpachtung des 

einer Jagdgenoffenfhaft zuftehenden Jagdrechtes zu einem amtswegigen 

Borgehen ermädtigt und find daher weder an das Einfcreiten der Par: 
teien, noch auch an eine beftimmte Recursfrift gebunden. 


Erlenntniß vom 18. October 1881, 3. 1581. 


Der f. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Jagdausſchuſſes 
in Hejnic ca. Entſcheidung des Landesausſchuſſes des Königreihes Böhmen 
vom 30. März 1881, 3. 2900, betreffend die Verpachtung der Hejnicer 
Jagdbarkeit, nach durcdgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des 
Abo, Dr. Moriz Weiß, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiefen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


| Die Beſchwerde vermeint, daß die angefochtene Entſcheidung des 
Landesausſchufſes, womit der Recurs des Hejnicer Jagdausſchuſſes gegen 
die Berfügung des Bezirksausſchuſſes, die Hejnicer Jagdbarkeit fei im 
Wege Öffentlicher Licitation zu verpachten, zurüdgemwiejen worden ift, des⸗ 
bald gefegwidrig fei, weil der Bezirksausſchuß die erwähnte Verfügung 
über Befchwerten und Protefte traf, welche lange nad Ablauf der im 
5. 99 der Gem. Ordg. normirten Recuröfrift von einzelnen Fagdgenoffen 
angebracht worden find. 
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Diefer Beſchwerdegrund iſt jedoch offenbar nicht ftihhältig. Denn 
die angerufene Gefegesbeftimmung ift nad ihrem Maren Wortlaute nur 
auf Berufungen gegen Beichlüffe des Gemeindeausfchuffes in allen ver 
Gemeinde vom Staate nit Übertragenen Angelegenheiten, nicht aber auf 
Beſchlüſſe der Jagdausſchüſſe, melde wohl Angelegenheiten der Jagd⸗ 
genoſſenſchaft, nit aber Angelegenheiten ver Gemeinde beforgen, anwendbar. 
Die Beſchwerde überfieht zugleich ganz und gar, daß der $. 23 des 
Tagdgef. für Böhmen vom 1. Juni 1866, 2. ©. B. Nr. 49 den Be- 
zirksausſchüſſen die Ueberwachung ber gejegmäßigen Durchführung aud des 
8. 13 des Jagdgeſ. von Geſetzeswegen überträgt, dieſe aljo zu einem 
amtswegigen Einfchreiten ermächtigt. Das Recht der Bezirksausfchüfie 
zum Einjchreiten erfcheint daher von einem Einfchreiten der Parteien inner- 
halb einer beftimmten Frift nicht bedingt und abhängig, weshalb aud im 
gegebenen Falle der Bezirksausſchuß nicht behindert war, die angefochtene 
Berfügung zu treffen, obfhon ihm der dem Gejete nicht entſprechende 
Borgang des Jagdausſchuſſes erft nah Berlauf von mehr al® vierzehn 
Tagen feit dem Beſchluſſe des Jagdausſchuſſes befannt geworben war. 

Die Beſchwerde mußte daher al8 zur Gänze unbegründet abgewielen 
werben. — In einen Zufprudh der Koften konnte der V. ©. Hof ſchon 
Darum nicht eingehen, weil die Liquidation berfelben unterlaflen wurde. 


Ar. 1179. 


Die galizifhe Sparcafie darf den Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
fhaften mit unbefhränfter Haftung Darlehen — ohne @inholung der 
behördlichen Genehmigung — gewähren. 


Erkenntniß vom 13. October 1881, 3. 1597. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerbe der galiz. Sparcafle 
in Lemberg ca. Entſcheidung des k. k. Min. des Innern vom 30. Des 
cember 1880, 3. 10966, betreffend die Gewährung von Darlehen an 
Erwerbs. und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften mit unbeſchränkter Haftung, nad 
durchgeführter 3. mı. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Emanuel 
Roinsli, fowie des I. k. Min.Secr. Wacek Ritter v. Orlic, zu Recht 
erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird nad $. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entſcheidnngsgründe. 


Der l. f. Commiſſär bei der galiz. Sparcaſſe in Lemberg hat ven 
von der Direction biefer Sparcaffe in der Sitzung vom 2. April 1880 
gefaßten Beſchluß auf Gewährung eine® Darlehens an einen, auf Grund 
bes Gef. vom 9. April 1873, R. ©. B. Nr. 70 gebildeten Vorſchuß⸗ 
verein mit unbeſchränkter Haftung deshalb inhibirt, weil im Sinne 
des Erlaſſes des ka k. Min. des Innern vom 30. Jänner 1830, 3. 14196 


Me — 
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bei Gewährung von Darlehen an ſolche Erwerbs⸗ und Wirthſchaftsgenoſſen⸗ 
haften die Genehmigung der Statthalterei von Fall zu Fall einzuholen ift. 
Diie Sparaaſſedirection bat gegen die verlangte Einhofung der be⸗ 
börblihen Genehmigung eine Borftelung an das Ef. Min. des Innern 
eingebracht, welcher mit dem Erlaſſe tiefes k. k. Minifteriumd vom 
31. December 1880, 3. 10966 Feine Folge gegeben wurde, weil ber 
8. 19, lit. £ des Sparcafferegulative vom 2. September 1844 die Dar« 
lehensgewährung an gemeinnüßige, auf dem Principe der Wedhjelfeitigfeit 
beruhende Anftalten bei jenen Sparcaffen, deren Statuten eine ſolche Bere 
wendungsart ausdrücklich aufführen, unter der Bedingung geftattet, daß 
hiezu die fpecielle Bewilligung der Landesftelle eingeholt wird, melde An- 
ordnung nur für die Beurtheilung von Darlchensgewährungen an im. 
Sinne des Gefeges vom 9. April 1873 conftituirte Genoſſenſchaften zum 
Ausgangspunkte genommen werben kann. — Das k. k. Min. des Innern 
bat biebei bemerft, daß es nad Inhalt tes erwähnten Erlaſſes vom 
30. Jänner 1880 nicht erforberlich fei, jeden einzelnen Fall einer Dar- 
lehenszuzählung an die behörbliche Genehmigung zu Inüpfen, fondern ba 
e8 dem Ermeflen der k. k. Statthalterei anheimgeftellt bleiben werte, über 
vorlommende Anſuchen von Sparcaffen denſelben unter Beachtung dieſes 
Erlaſſes die Einräumung eined offenen Credites an eine beftimmte Ge⸗ 
noſſenſchaſt bis zu einem beftimmten Betrage und für eine angemefjene 
Dauer zu bewilligen. 

Diefe Entſcheidung wird in der von der Sparcaffe in Lemberg bei 
dem V. ©. Hofe eingebrachten Befchwerde deshalb angefochten, weil bie 
Sparcaffe nah den Wortlaute des 8. 33 I, 5 ihrer Statuten ausdrücklich 
berechtigt fei, Darlehen an ſolche Bereine ohne Einholung der Genehmigung 
ber Landesftelle zu gewähren, wovon biefelbe bisher Gebrauch gemacht 
babe, ohne daß dies jemals bisher von dem anweſenden I. f. Commifjär 
beanftandet worden wäre, daher in ber Entſcheidung des k. k. Minifteriums 
eine Berlegung des der Sparcafle gefeglich eingeräumten Wirkungstreijes 
gelegen ſei. | 

Die Stelle ver Statuten, auf welde fi die Sparcaffe in dieſer 
Beziehung beruft, wurde in der gegenwärtigen Faſſung von der k. k. Statt⸗ 
balterei in Lemberg mit dem Erlafle vom 27. Yuli 1873, 3. 35981 
unter Berufung auf die Ermächtigung bes E. !. Min. ves Innern vonr 
24. Mai 1873, 3. 7356 genehmigt und lautet: $. 38. „Die Verwen⸗ 
dung der Kinlagscapitalien, ſowie des eigenen Vermögens ver Anftalt, 
bat ſich auf nachftehende Berwendungsarten zu beſchränken. I. Ertheilung 
von Darlehen: 5) an foldhe Borfhuß- und Erebitvereine, welche auf dem 
Prineip der Wechlelfeitigleit und Solidarhaftung oder Solidarbürgſchaft 
aller Mitglieder beruhen und bei welchen die Solidarhaftung oder Solidar« 
bürgfhaft der Bereinsmitglieder auch britten, außerhalb des Vereines 
ftehenten Berfonen (Gläubiger des Vereins) gegenüber Geltung bat.“ 

Das k. k. Min, des Innern hält allerdings dafür, daß der and- 
chließliche Wortlaut des Statute® dem Erforberniffe der Einholung der 
ſehördlichen Genehmigung zur Ertheilung eines Darlehens an berfei Ver⸗ 
Beine darum nicht entgegenftehe, weil neben tem Statute noch die Beftim- 
mung des Sparcafleregulatiog vom 2. September 1844, und zwar der 
Schlußabſ. des 8. 19 in Geltung fei. — Allein diefer Anficht konnte der 
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V. ©. Hof fih darum nit anſchließen, weil fhon nad dem Sparcaffe- 
regulativ Ausnahmen aud von dem Erforderniſſe der behörblichen Geneh⸗ 
migung zuläffig waren; diefe Beſtimmung daher nicht als eine unbetingte 
und unabänderliche erlaffen war und daher nicht als ein felbfiverftändlicher 
Borbehalt zu den Statuten anzufehen if. — Demgemäß hatten aud die 
alten Sparcaffeftatute im $. 15 ausdrücklich den Vorbehalt der behörd⸗ 
lihen Genehmigung für derlei Darlehen aufgenommen. — Mit a. h 
Entſchließung vom 9. Auguſt 1867 wurde ferner das k. k. Minifterium 
ermächtigt, im eigenen Wirkungskreiſe folge Ausnahmen zu genehmigen. 

Wenn nun in den im Jahre 1873, bezw. 1874 genehmigten 
Statuten der Sparcafje in Lemberg diefer Vorbehalt nicht weiter auf: 
genommen wurde, fo kann dem 8. 33 de dermaligen Statute® nur mehr 
die Deutung gegeben werten, daß die Sparcafje ohne Einholung weiterer 
Genehmigung zur Ertheilung von Darlehen an jene Vereine berechtigt iſt, 
bei welchen die dort bezeichneten Merkmale zutreffen. — Es kommt nun 
baher im vorliegenden Yale nur darauf an, ob die auf Grund des Gef. 
vom 9. April 1873 conftituirten Erwerbs. und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften 
mit unbefhränfter Haftung unter bie Beſtimmung des 8. 33 ver 
Statuten ter Lemberger Sparceſſe zu fublummiren find. — Diefe Frage 
muß bejabend beantwortet werten, da bei ſolchen Genoſſenſchaften, wie 
ans der Beflimmung des $. 2 des erwähnten Geſetzes hervorgeht, alle 
jene Merkmale zutreffen, welde durch die Beftimmung der Statuten $. 33 
gefordert werden. — 

Da fomit das ftatutarifche Recht der Sparcaffe in Lemberg, Dar⸗ 
leben auch an die nady dem Geſetze vom 9. April 1878, R. ©. B. Nr. 70 
gebildeten Erwerbs. und Wirthſchaftsgenoſſenſchaften mit unbefhräntter 
Haftung chne vorhergehende Einholung der Zuftimmung der Ranbesftelle 
zu ertbeilen, durch bie angefochtene Entſcheidung des f. fi. Min. des In⸗ 
nern vom 30. December 1880, 3. 10966 beeinträchtigt worden ift, fo 
mußte diefelbe, infofern fie die Eparcafje in Lemberg betrifft, nah 8. 7 
bes Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Ar. 36 auf- 
gehoben werben. 


Ar. 1180. 


Rechtsſatz wie in Mr. 266. 
Erkenntniß vom 15. October 1881, 3. 1622. 


Der k. 8. V. ©. Hof hat Über die Bejchwerde der Firma Mayer & 
Borges in NReichenberg ca. Entfheidung bes k. !. Finanz-Min, vom 9. Des 
cember 1880, 3. 33287, betreffend eine Steigerungsgebühr von 98 fi. 
von einem Wechſel, nad durchgeführter 8. m. Verhandlung zu Hecht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als gefeglih nicht begründet ab- 
gewiefen. — Die Beſchwerdeführer haben dem k. k. Finanz- 
minifterium an Koften des Berfahrens vor diefem Gerichtähofe 
den Betrag von 10 fl. binnen 14 Tagen nah Zuftellung dieſes 
Ertenntnifjes zu erfegen.“*) 


*) Siehe Entiheibungsgrände bei Ar. 266 (Band II, Jahrgang 1878). 
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Ar. 1181. 


Gebührenbehandlung von Borempfüngen auf den Erb: oder Pflichttheil. 
Erkenntniß dom 15. October 1881, 3. 1628, 


Der E 8. ©. Hof bat Über die Beſchwerde des Konftantin 
Stefanovits ca. Enticheidung des k. k. Finanz. Min, vom 17. Jänner 1881, 
3. 39380, betreffend die Vorfchreibung der Percentualgebühr von ver 
Rechtsurkunde dto. 20, April 1880, nad burdhgeführter d. m. Verhand⸗ 
lung und Anhörung des k. k. Min. Bice-Seer. Ritter v. Froſchauer, zu 
Recht ertannt: 

„Die Beſchwerde wird als gefeglih nicht begründet ab» 
gewiefen. — Ein Erfjag der Koften des Verfahrens wird nicht 
auferlegt." 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der Urkunde dto. Wien 20. April 1880, überſchrieben „Er⸗ 
klärung“, beftätiget Conftantin Stefanovits, von feinen Eltern Demeter 
und Alerandrine Stefanovits bisher den Betrag von 36.000 fl., zumeift 
zur Bezahlung von Edyuldverbintlichkeiten, erhalten zu haben. Da er 
neuerlid mehrſache Zuhlungsverpflitungen zu erfüllen babe, zu deren 
Begleibung feine Eltern abermal® 5000 fl. zu verwenden zugefichert 
haben, jo ertenne er hiemit an, daß er 41.000 fl. erhielt, welcher Betrag 
als eine außerordentlihe Zumendung anzufehen und in den Erb- und rüd: 
ſichtlich Pflichttheil einzurehnen fei, der ihm einftens bei dem Ableben 
feiner Eltern zufallen werde. Er erflärt weiters, auf jedes Erbrecht aus 
deren Nachlaß gänzlich zu verzichten, wenn ber ihm zukommende geſetzliche 
Erb, rückſichtlich Pflichttheil nah Abrechnung des Borempfanges pr. 
41.000 fl. nody einen ziffermäßigen Reft ergeben ſollte. — Die obgenannten 
Eltern, welche diefe Urkunde mitunterzeichneten, erklären fi mit dem Ins 
halte der legteren einverftanden und nehmen die Berzichtleiftung auf das 
Erbrecht an. 

Die Finanzbehörden erblidten in dem Inhalte dieſer Urkunde eine 
nah Zarifpoft 91 B, ı des Gef. vom 13, December 1862 zu beur- 
theilende Schenkung, wofür die Gebühr mit 1 Percent von dem Betrage 
pr. 41.000 fl. vorgefchrieben worden ift. 

Die vorliegende Beſchwerde beftreitet dieſe Rechtsanſchauung, weil 
wenigftend theilmeife der empfangene Betrag auf der Alimentationspflicht 
ber Eltern berube, wie auch bei der Zuwendung eines Heirathsgutes oder 
einer Ausftattung, objchon derlei Empfänge nah $. 788 des a. 6. ©. 2. 
zum Pflichttheile anrechenbar find, dieſe Ucte niemals als Schenkung an⸗ 
genommen werden könnten. — Die fraglihe Erklärung enthalte nichts ale 
einen Erbverziht und eine Enpfangsbeftätigung, könne daher nicht der 
Percentualgebühr unterzogen werben. 

Der B. ©. Hof vermochte jedoch dieſe von der Beſchwerde ver» 
tretene Anſicht nicht für haltbar anzufehen. — Die in Frage ftehende 
Urkunde bezeichnet die zugemenveten 41. 000 fl. felbft als eine außerordent- 
liche Zuwentung und ald einen Borempfang auf jenen Erb» und rückſichtlich 
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Bflichttheil, welcher dem Beſchwerdeführer bei dem Ableben feiner Eltern 
zuzufallen hätte, auf den er hiemit austrüdlich verzichtet. - 

Diefe Erklärung, die fih nah dem Inhalte der Urkunde übrigens 
auch von felbft ergeben würde, führt nothwendig zu der Anfchanung, daß 
der Befchwerbeführer von feinen Eltern den Betrag von 41.000 fl. nod 
bei deren Lebzeiten als eine unentgeltliche, nicht im Pflichtkreiſe der legteren 
gelegene Zuwendung erhält, die ibm fonft möglicherweife als Erbtheil nad 
ihrem Tode angefallen fein würde. Es .ift demnach die Vorſchreibung 
einer Gebühr von 1 Percent aus dem Betrage von 41.000 fl. gerecht⸗ 
fertiget, man mag ben Fall nad Zarifpoft 106, Abſ. A oder Abi. B 
beurtheilen. 

Diefer Gebüßrenbehanplung fteht bie Analogie der Leiftung eines 
Heirathsgutes oder einer Ausftattung Seitens ber Eltern nicht entgegen. 
Denn obfhon biefe eben genannten Leiftungen kraft des Geſetzes (88. 1220 
und 1231 des a. b. ©. 8.) den Eltern unter Umftäuden auferlegt find 
and zum Pflichttbeile angerechnet werben, unterliegen biefelben dennoch, 
fobald fie in ven Ehepacten ober in einer befondern Urkunde zugefichert 
werben, ober Überhaupt Gegenftand einer urkundlihen Conftatirung wären, 
der Percentualgebühr nah dem Werthe verfelben. — Denn in der von 
dem FE, k. Minifterium der Finanzen und der Juſtiz unterm 17. Auguſt 
1851, R. © DB. Nr. 214 erlaflenen Berorpnung wurde ausbrüdlich 
übereinftimmend mit dem Sinne und Geifte des Geſetzes beftimmt, daß, 
weun eine dritte Perfon zur Beftellung eines Heirathsgutes, einer Wider- 
lage oder Ausftattung gefeglih verpflichtet ift umd eine folde Leiſtung 
urknndlich zufihert oder übergibt, diefe VBermögensübertragung zwar aus 
dem Grunde ber geſetzlichen Verpflichtung nicht als Schenkung angeſehen 
werben Tönne, aber als eine Abſchlagszahlung deſſen, worauf dem Noth⸗ 
erben auf den Todesfall des Gebers ein geſetzliches Recht zuſteht, einer 
Vermögensübertragung von Todeswegen gleichzuhalten und hievon bie in 
der Tariſpoſt 106 B vorgefchriebene Gebühr einzuheben ſei. — Die Be⸗ 
ſchwerde mußte daher als unbegründet abgewieſen werben. 


Ar. 1182. 


dansginäftener von einem als Gafthausgarten verwendeten Hofraume. 
Erlenntniß vom 18. October 1881, 3. 1636. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Haußbefiters 
Julius Degmek in Brünn ca. Entfheivung der k. k. mähr. Fin.⸗Landes- 
direction vom 29. November 1880, 3. 22647, betreffend die Hauszins⸗ 
fieuerbemeffung für die Jahre 1877 bis 1879 von dem Haufe E.-Nr. 518 
der Start Brünn, nad durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung 
bes Abo. Dr. Moriz Berthold, fowie des k. lI. Min.-Secr. Johann Kolazy, 
zu Hecht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als gejeglih nicht begründet zurüde 
gewiefen.“ 

Budwinsli, B. &. 9. Erkenutniffe. V. 24 
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Entſcheidungsgründe. 


Der Beſchwerdeführer hatte in feinem am 1. September 1875 
täuflich erworbenen, in der Arlergafle der Stadt Bräun sub C.⸗Nr. 518 
gelegenen Haufe GBaftbauslocalitäten nebft einer mit Bäumen befehten 
und als Gafthausgarten benütten Grundfläche vermiethet und bei ver 
Hauszinsfteuerbemeflung in Anfpruch genommen, daß von dem Jahres⸗ 
zinfe pr. 900 fl. vie Quote von 300 fl. als auf den erwähnten Gaſt⸗ 
bausgarten entfallend, gemäß 8. 8, Alinea 2 des Gebäubefteuergef. vom 
23. Februar 1820 (mähr.« fchlef. Prov. ©. S., Bd. I, Nr. 53) als 
nicht fteuerbar in Abzug gebracht werde. 

Die Steuerbehörten find jedoch hierauf Bei ber Hauszinsſtener⸗ 
bemeflung von der erwähnten Bermiethung für die Jahre 1877 bis 1879 
nicht eingegangen, weil die als Gaſthausgarten benüßte Area nah dem 
Rotafter einen Theil des zum Haufe Nr. 518 (Bauparcelle Nr. 406) 
gehörigen Hefraumes biltet, wofür ein Neinertrag nicht ermittelt ift und 
auch keine Oruntfteuer eingehoken wird und weil nach dem Hoffanzleidecrete 
vom 30. Juni 1824 3. 1294 (Prov. ©. S. für Mähren und Schlefien, 
Br. 6, Nr. 151) in allen zur Hauszinsfteuer einbezogenen Ortichaften, zu 
welchen auch die Landeshauptftatt Brünn gehört, ver Zins, welcher für die 
befontere Benügung des Hofraumes eines Gebäutes entrichtet wirb, der 
Gehändezinsfteuer zu unterziehen ift. 

Der V. ©. Hof konnte in diefer von der Beſchwerde angefechtenen 
Entfheidung eine Gefegwitrigkeit nicht wahrnehmen. — Zunächſt muß 
bemerkt werden, daß der B. ©. Hof nah 8. 6 des Gef. vom 22. October 
1875, R. ©. 8. ex 1876 Nr. 36 in der Regel auf Grund de von 
ter lesten abıniniftrativen Inflanz angenommenen Thatbeftantes zu erkennen 
bat, Diefer Thatbeftand bernbt im gegenwärtigen alle auf dem von ber 
Beſchwerde felbft nicht angefochtenen Inhalte des Gebäudeſtenerlataſters. — 
Der Befchwerbeführer behauptet zwar, daß für die Befteuerung der that 
fächliche Beftand des Objectes maßgebend fein müfle, wenn dasſelbe im 
Laufe der Jahre eine Veränderung erlitten babe; die Steuerbehörden hätten 
aber felbft anerkannt, daß bie fragliche Arca mit Bäumen bepflanzt und 
als Bafthausgarten benükt fei. 

Allein die gedachte Behauptung ift nicht haltbar. — Nah den all» 
gemeinen Normen über die Einhebung ter Grunde und Gebäudeſteuer 
muß als factifcher, für die Steueroorfchreibung maßgebender Beftand eines 
der Grund» oder Gebäubefteuer umterliegenden Objectes berjenige ange» 
nommen werben, welcher im ftabilen Katafter bei deſſen Einführung (L. G. B. 
für Mähren und Schleflen, Jahrg. 1850, Nr. 149) eingetragen worben 
if. Im Falle feither eingetretener Uenterungen in der Perfon des Be⸗ 
figer8 oder im Objecte kann nur biejenige Aenderung berüdfichtiget werden, 
welche mittelft des hiefür vorgefchriebenen Berfahren® (eben dasſ. Geſetz⸗ 
blatt, Jahrg. 1851, Nr. 105) behördlich conftatirt und durch Evidencirung 
im Kataſter anerkannt worden ift, 

Im vorliegenden Falle ift nun durd die Rataftralacten nachgewiefen, 
daß bei Einführung bes ftabilen Katafterd in Mähren, welcher Lie Ent- 
ſcheidung über alfälige Reclamationen vorausgegangen ift, die fragliche 
Srundflähe als ein Theil des Hofraumes zur Bauparcelle Nr. 406 
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Iataftrirt worben war; es ift weiterd durch diefe Acten conftatirt, daß feit- 
ber und bis zu dem Zeitpunkte, in welchem die angefochtene Zinsſteuer⸗ 
bemeſſung vorgenommen wurde, eine Aenderung des Beſtandes des frag⸗ 
lichen, bisher grundſteuerfreien Grundobjectes in ber Richtung nicht ſtatt⸗ 
gefunden bat, wonach jener Urea die gefegliche Eigenfchaft eines Gartens 
zuerkannt und biefelbe demgemäß im Katafter zur Evidenz gebracht und 
zur Entrichtung der Grundſteuer herangezogen worben wäre, 

Nachdem nım die Borausfeßung im vorliegenden Falle nicht zutrifft, 
daß die fraglicde Area als Garten kataſtrirt worden ift, jo konnte bie 
Beftimmung des 8. 8, Alinea 2 des Gebäubefteuerputentes nicht als an- 
wenbbar erfannt und mußte der Befchwerdeführer abgewiefen werden. 


Ar. 1183. 


Erwerbftenerbemeflung mit rüdwirkender Kraft. *) 
Ertenntnik vom 18. October 1881, 8. 1612. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Jaques Schamel, 
k. k. Hofpferbelieferanten in Wien, ca. Entſcheidung der niedersöftere. k. k. 
Tin.-Landesdirection vom 6. März 1881, 3. 44057, betreffend die vom 
L Semefter 1879 erfolgte Erhöhung der Erwerbftener auf 105 fl., nad 
burchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Auguft 
Stein, fowie des k. k. Min.-Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurüdgemwiefen.“ 


Entfheidungsgründe. 


Dem Befchwerbeführer, welcher als Pfervehändler der Erwerbfteuer 
mit jährlich 31 fl. 50 fr. unterzogen war, wurde mit Erlaß ber I. f. 
Steneradminiftration für den II. Bezirk in Wien vom 14. October 1878, 
3. 7445, — welcher dem Befchwerbeführer jedoch erft am 13. October 1880 zu» 
geftellt wurde, — vom I, Semefter 1879 angefangen nad) ver IL. Haupts 
beichäftigungsabtheilung die Steuer auf die Yahresquote von 105 fl. 
erhöbet. Die nieder-öfterr. k. T. Fin.-Landespirection hat mit Entſcheidung 
vom 6. März 1881, 3. 44057 dem Necurfe, und zwar foweit er gegen 
bie Höhe der Quote gerichtet ift, auf Grund der gepflogenen Erhebungen, 
insbefondere mit Rückſicht anf die Gattung des Geſchäftes und den Um⸗ 
fang bes Geſchäftsbetriebes, foweit er gegen den Zeitpunkt ver Erhöhung 
gerichtet ift, mit Rüdficht darauf, daß die Einvernahme der Parteien zum 
Zwede der Reafjumirung in das II, Semefter 1878 fällt, nicht Folge 
gegeben. 

Die Beſchwerde gegen dieſe Entſcheidung bezeichnet dieſelbe in zwei 
Punkten als geſetzwidrig und zwar: 

1) weil die Steuer von 81 fl. 50 fr. auf 105 fl. erhöht wurte, 


*) Siehe auch Erfenntniß sub Nr. 16 (Band I, Jahrgang 1876/77). 
24* 
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ohne daß die Bedingungen zu einer ſolchen Erhöhung vorliegen, indem 
Beſchwerdeführer angibt, daß er fein Geſchäft feit Yahren mit venfelben 
Mitteln und unter gleihen Umftänden, eher mit Berluft als mit Gewinn 
betreibe, und baß er wegen ber Steuererhöhung gar nidt einvernonmen 
wurde, und . 

3) daß bie Erwerbftenererhöhung, von welcher Beſchwerdeführer erft 
mit dem am 13. October 1880 zugeftellten, vom 14. October 1878 
batirten Erlafle der k. I. Steuerabminiftration in Kenntnig gefeßt wurde, 
vom I. Semefter 1879, alfo für die Bergaugenheit, wirkſam fein fol. 

Ad 1. Aus den adminiſtrativen Verhanplungsacten gebt hervor, 
daß die Angaben des Beſchwerdeführers, als ob ihm feine Gelegenheit 
geboten worden wäre, die Annahmen, auf bemen die Steuerbehörte die 
Angemefienheit der Steuererhöhung gründet, Tennen zu lernen und fie zu 
witerlegen, nicht richtig find. Es Tiegt nämlich actenmäßig vor, daß das 
umfaffende, auf Erhebungen geftütte Gutachten des Marktcommiſſariates 
über den Gefchäftsbetrieb des Befchwerbeführers und Über die Begründung 
ber Erwerbfteuererböhung vom 31. December 1877 dem Bejchwerdeführer 
am 14. September 1878 protofollarifh beim Wiener Magiftrate vor- 
gehalten wurde, worauf er jedoch die von ihm eigenhändig gefertigte 
Aeußerung abgab, daß er feit vier Yahren den Pferdehandel nicht mehr 
betreibe, Pferde nur für feinen Gebrauch halte und fich zur Feiner höheren 
als der bisherigen Erwerbſteuer herbeilafjen Tann. 

Auf Grund der gepflogenen Erhebungen, obiger Erklärung des Be- 
ſchwerdeführers und der Outachten des Vorftehers des II. Gemeindebezirkes 
und des Magiftrates von Wien, aljo nad Einhaltung des formellen geſetz⸗ 
lihen Borganges erfolgte die Beflimmung ber Steuerclaſſe. — Da aber 
nad 8. 8 ded Erwerbfteuerpatentes vom 31. December 1812 bie Ent: 
jheidung über die Claſſe, mit welcher eine ermerbfteuerpflichtige Unter» 
nehmung im Hinblid auf ben indivinnellen Umfang und die Erträgniß« 
fäbigfeit des Unternehmens zu belegen ift, den Ermeflen der Steuerbehörbe 
geſetzlich anheimgeftellt ift, indem die vielen auf das Steuerausmaß jeter 
einzelnen Ermwerbsunternehmung Einfluß habenden Momente jo ungemein 
verfchieden find, daß die individuelle Belegung nicht von ber Geſetzgebung 
unmittelbar verfügt wurte, und im gegebenen alle die Steuerbehörbe 
einen für Wien für die in die III. Hauptbefhäftigungsabtheilung eingereihten 
Unternehmungen zufolge a. h. Entſchließung vom 5. September 1822, 
Polit. ©. ©, ex 1822 Nr. 99 feftgeftellten Steuerfaß in Anwendung 
brachte, jo konnte der V. ©. Hof in ter verfügten Steuererhöhung in 
Anbetracht, daß das Verfahren hiebei formell anftandslos war, eine Geſetz⸗ 
widrigfeit nicht erbliden und mußte die Beſchwerde in dieſer Beziehung 
als nnbegründet zurüdweifen. . 

Ad 2. Nach den zufolge a. 5. Entfchliegung vom 4. Februar 1832 
mit Hoffanzleidecret vom 15. Februar 1832, Prov. ©. ©. für Nieder- 
öfterreih ex 1832 Nr. 29 kundgemachten Beſtimmungen über die Er⸗ 
werbfteuerbehantlung wurde anläßlich der Aufhebung der Triennalbemeflung 
der Ermerbfteuer den zur Berwaltung diefer Abgabe berufenen Organen 
die Berpflihtung auferlegt, wo bei der Bemeflung einzelne Erwerbſteuer⸗ 
verpflichtete geſetzwidrig begünftigt find, Die gefegmäßige Bemeſſung von 
Amtswegen zu veranlaffen. — Es war ſonach die Steuerbehörbe, da fie 
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durch die gepflogenen Erhebungen zur Ueberzeugung gelangte, daß die dem 
Beſchwerdeführer bemefiene Erwerbftener zu gering und eine angemefjene 
Erhöhung derfelben angezeigt ericheint, nicht nur berechtigt, fondern auch 
verpflichtet, die Steuer auf ben entfprechenden gefeilichen Steuerſatz zu 
erhöhen, bezw. die Stenerbemeflung richtig zu ftellen. 

Nah 8. 3 des Gef. vom 18. März 1878, R. ©. 3. Nr. 31, 
welches vom 1. Jänner 1879 in Wirffamleit getreten ift, verjährt das 
Recht des Staates, Beträge, um melde zufolge einer unrichtigen Bemeffung 
ber Abgabe zu wenig vorgejchrieben wurde, zu bemeſſen, namentlich bei ten. 
birecten Steuern binnen zwei Jahren nah Ablauf des Verwaltungsjahres, 
in welchem vie urſprünglich bemefjene Abgabe fällig geworden if. Auch 
in dieſem alle wird nad 8. 4 dieſes Geſetzes die Verjährung durch die 
zum Swede ver Bemeflung unternommene und der Partei befannt gegebene 
Amtshandlung unterbrohen. Da nun im vorliegenden Falle burd bie 
am 183. October 1880 erfolgte Bekanntgabe an den Befchwerbeführer, daß 
feine Exrwerbftener auf den Betrag von 105 fl. erhöhet, refp. richtig be- 
meflen wird, und daß dieſe Erhöhung vom I. Semefter 1879 an zu 
erfolgen bat, da8 dem Staate geſetzlich eingeräumte Recht einer richtigeren 
Stenerbemeffung nicht Über die zweijährige Friſt zurüd geltend gemadıt 
wird, jo konnte ver B. ©. Hof in der angefochtenen Entfcheitung auch in 
diefer Beziehung eine Geſetzwidrigkeit nicht erfennen und mußte demnach 
auch im zweiten Beſchwerdepunkte die Beſchwerde als unbegründet zu⸗ 
rüdweijen. 


Ar. 1184. 


Sinfommenftenerpfliht der Paffivzinfen eines Gutspächters. 
Erkenntniß vom 18. October 1881, 3. 1613. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Sparcafle der 
Stabt Kolomen ca. Eutſcheidung der galiz. k. & Fin.-Landesdirection vom 
10. April 1881, 3. 52458, betreffend die Einfommenfteuer von Capitals: 
zinfen für das Jahr 1880, nach durchgeführter d. m. Verhandlung und 
Anhörung des k. f. Min.-Seer. Johann SKolazy, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurädgewiefen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Ä Die Sparcaffe der Stadt Kolomea befchwert ſich infoferne liber die 
Entfheidung der galiz. k. k. Fin.⸗Landesdirection vom 10. April 1881, 
8. 52458, betrefjend die für das Jahr 1880 bemeſſene Einkommenſteuer 
von Darleihenszinfen, als mit diefer Entſcheidung dem Begehren der Spar- 
cafe um Ausfheidung ver Zinfen von dem dem Gutspächter Alexander 
Agopfowicz ertheilten Darleihen von 1950 fl. aus dem nach der III. Claſſe 
fteuerpflihtigen Einkommen der Sparcaffe feine Folge gegeben wurde. 
Die Beſchwerde geht von der Anfhauung aus, daß Alerander Agopfowicz, 
welcher als Unternehmer einer Gutspachtung von terjelben die Einkommen⸗ 
ſteuer zahlt, nad 8. 23 des Kinkommenfteuerpatentes das Recht hat, von 
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den durch ihn gezahlten Capitalszinſen der Sparcaffe 5 Percent in Abzug 
zu bringen, baher die Sparcafie, fein Gläubiger, von diefen Zinſen bie 
Einfommenfteuer nicht zu entrichten bat. 

Die Finanzbehörde ift dagegen der Auſicht, daß nah der Tertirung 
des erwähnten 8. 23 dieſes Abzugsrecht nur den Eigenthümern von mit 
der Exrwerbfteuer belegten Hantels- und Gewerbsunternehmungen zufteht, 
zu welden leßteren aber Gutspachtungen nicht gehören. 

Nah 8. 13 des Einfommenfteuerpatentes vom 29. October 1849, 
R. ©. B. Nr. 439 find jene Zinfen und Renten der III. Claſſe, und 
um folde handelt es ſich unbeftritten im gegebenen Falle, vom Bezugs⸗ 
berechtigten zur Beftenerung einzubelennuen, welde nicht durch den dem 
Sculpner zufolge desſ. Patente bewilligten Abzug getroffen werden. — 
Der im vorermwähnten Paragraphen gemeinte Abzug wird nun zufolge 
dieſes Patentes bewilligt: 1) laut 8. 2 im Grunde der Beſtimmung des 
faif. Patentes vom 10. October 1849 den Befigern der der Grund und 
Gebäubefteuer unterliegenden Realitäten bei Auszahlung der Eapitalszinfen 
und Renten, welde auf diefen Realitäten bypothecirt find, uud 2) laut 
8. 23 den Kigenthümern von Handels⸗ oder Gewerbsunternehmungen 
bei Auszahlung der Zinfen der Capitalsſchuld diefer Unternehmungen, wobei 
jedoch Die geſetzliche Vermuthung ausgefprodyen wurte, daß, wenn nicht 
das Gegentheil vorliegt, die nicht hypothecirten Capitalsfchulden eines 
Öewerbetreibenden Schulven feiner Handels- oder Öewerbsunternehmung feien. 

Das in biefem letzteren Paragraphe bewilligte Abzugsrecht fteht 
wohl im engen Zufammenhange mit der Auortnung des $. 11, 3. 2 bed 
Einlommenftenerpatentes, daß bei der Angabe des Einkommens I. Elaſſe, 
wozu aud dad Einkommen aus den im Allgemeinen der Erwerbſteuer 
unterworfenen Handels⸗ oder Gewerböunternehmungen gehört, die Zinfen 
von ten Capitalsſchulden der ftenerpflichtigen Geſchäftsunternehmung nicht in 
Abzug gebracht werden bihfen. — Es muß aber hervorgehoben werben, 
daß einerfeite bezüglih der Schulden anderer Steuerpflidtiger, als ber 
Handels⸗ oder Gewerbtreibenten, das Geſetz die vorerwähnte Bermuthung 
nicht ausjpricht, anderfeits das fragliche Abzugsredht im 8. 23 weder allen, 
noch allen in ver I. Claſſe Einkommenfteuerpflichtigen, und and nicht 
überhaupt jenen Stenerpflidtigen zuſteht, auf deren Einfommen ($. 12) 
die Bellimmungen des $. 11 Anwendung finden. Diefes Abzugsrecht ifl 
vielmehr nad dem ausdrücklichen Wortlaute des 8. 23 eingefchränft auf 
Eigeuthümer von Haudeld- oder Gewerböunternehmmngen, zu weldyen die 
Pachtung eines Gutes nicht gerechnet werden Tann. 

Wenn nun aud der Öutspächter bezüglich des Gewinnes aus ber 
Pahtung der Einkommenfteuer nah der I. Claſſe unterliegt, fo Tann für 
ihn, da er bezüglich dieſes ftenerpflichtigen Gefchäftes weder Handels- noch 
Öewerbetreibender ift, feinem Gläubiger gegenüber das Abzugsrecht aus 
tem 8. 23 des Einkommenſteuerpatentes nicht abgeleitet werden. — Es 
fonnte fonach in dem Borgange ter Steuerbehörde, welde dem $. 23 
eine über den Wortlaut desfelben hinausgehende Bedeutung und Anwendung 
zuzugeftehen fich weigerte, eine Geſetzwidrigkeit nicht erblidt werden und 
wer im $. 13 des Einfommenfteuerpatentes gegründet, daß der befchwerde- 
führenden Sparcafje die Ausſcheidung des Zinſenbezuges ven dem bem 
genannten Pächter bewilligten Darlehen aus dem fteuerpflichtigen Ein⸗ 
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kommen nicht zugeflanden wurde. — Es mußte daher die Beſchwerde als 
unbegründet zurüdgewielen werben. 


Ar. 1185. 


Die Baubehörden find nicht berufen, barüber abzufpredien, ob und ins 
wieweit durch ein Bauproject die behaupteten Privatrechte der Unrainer 
tangirt werben und ift diefe Frage dem —A — vorbehalten. ($. 14, 
Abt. 2 der Bau⸗Ordg. für Böhmen vom 11. Mai 1864, 8. G. B. Ar. 20.) 
— Sobald ber Baufand eines Haufes den @infturz beforgen läßt, Tann 
die Baubehörbe die zur Ubwendung ber Gefahren nöthigen Ber ügungen 
nach freiem Ermeflen treffen. (8.3, lit. 0 des Gef. vom 22. Detober 1875, 
R. G. B. ex 1876 Ar. 36.) 


Erkenntniß vom 19. October 1881, 3. 1884. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Johann Hrubes, 
Hausbefikers in Tabor, ca. böhm. Landesausſchuß anläßlich der Ent- 
ſcheidung desſelben vom 22. December 1880, 3. 30861, betreffend bie 
Bewilligung zum Neubane feines Haufes, nach durchgeflihrter d. m. Ber» 
bantlunzg und Anhörung des Adv. Dr. Karl Doftal, dann des Adv. 
Dr. Alois Klemperer, des letzteren in Vertretung der an ber Streitſache 
mitbetheiligten Eheleute Albert und Marie Eichberg, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiefen. — 
Ein Roftenerfag findet nit ftatt.“ | 


Entfcheidungsgründe. 


In Angelegenheit des Umbaues des dem Johann Hrubes gehärigen 
Haufes Nr. 84 in Zabor bat der Landesausſchuß mit der angefochtenen 
Entſcheidung die dem Bauführer von den untern Inftanzen ertheilte unein- 
geſchränkte Baubewilligung behoben und unter Anwendung bes 8. 14, 
Abi. 2 der Bau⸗Ordg. erfannt, daß ter von Yohann Hrubes projectirte 
Umbau in Öffentliher Beziehung zuläffig und techniſch ausführbar fei, 
daß jebod die zwilchen dem Bauführer und ven Eheleuten Eichberg flreitige 
Frage über das Eigenthun einer Dauer, bezw. der Streit über die Zu- 
läſſigkeit der Mitbenügung der fraglihden Dauer zu dem projectirten Um⸗ 
baue auf den Rechtsweg verwiefen werde. — Weiter hat der Landesaus⸗ 
ſchuß mit derfelben Entfheivung den dem Bauführer Johann Hrubes von 
untern Iuflanzen ertheilten Auftrag, da8 Haus Nr. 84 wegen baugefähr- 
lihen Zuftandes zu demoliren, beftätigt, dagegen die vom Bezirksausſchufſe 
und ben Gemeindebehörden ausgefprocdene Abweifung des Begehrens ber 
Eheleute Eichberg um Siftirung des von Johann Hrubes in Angriff ge- 
nommenen Umbaues, als ungefeglic behoben. 
| Gegen die Geſetzmäßigleit diefer Entſcheidung macht der Befchwerbe- 
. führer geltend: 1) daß Seitens der Eheleute Eichberg gegen fein Bauvor⸗ 
haben feine privatrechtlihen, vielmehr nur folde Einwendungen erhoben 
worden find, über welde die zur Ertheilung der Baubewilligung berufene 
Behörde zu erfennen hatte; 2) daß die vom Bezirksausfhufie ausgefprochene 
Abweifung des Baufiftirungsanfuchens der Eheleute Eichberg aufrecht zu 
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Benn der Laudeſsausſchuß in tiefer Heukerung ver Eheleute Eichberg 
eine Einwendung privatrechtlichen C gegen tie Mitbenũtzung ter 
fraglichen Dauer erlaunte, fo erſcheint tiefe Auffaffung turd den Bert- 


beirrend und eutſcheidend fein, als die Eheleute Eichberg ſchen im ihrem 
au die Semeindevertretung gerichteten Recurfe, fewie in allen folgenden 
Recurſen ven Etantpunkt, daß fie die Mauer als ihr Alleineigenthuur 
anjehen, in zweifellofer Weiſe zur Seltung braten und damit begründeten, 
Daß ob der Wölbung ihnen gehörige Lecalitäten fih befinden. 

Die Baubehörden find num mzweifelhaft nicht berufen, darüber ab- 
zuſprechen, ob und inwieweit durd die Mitbenfikung der fraglichen Mauer 
Privatrechte der Eheleute Eichberg tangirt würden. Rah dem Haren 
Dortlaute des 8. 14, Abf. 2 der Bau⸗Ordg. hatte fomit der baubehörd- 
lie Conſens nah Inhalt und Form eben diefer Beſtimmung des Geſetzes 
zu entfpreben und es ift eben darum bie angefochtene Entfcheidung in 
biefem Punkte durchaus geſetzlich. 

Soweit die ad 2. hervorgehobenen Beſchwerdegründe ihren Stägpumlt 
in der Behauptung fuchen, daß in der in Rebe ſtehenden Bauſache privat- 
rechtliche Einwendungen nicht erhoben worden find, finden fie in dem Ob- 
gefagten ihre Wiperlegung, biefelben find aber auch in allen antern 
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Deziehungen grundlos. Nad ter Actenlage fteht zunächft durchaus nicht 
feft, daß mit der angefochtenen Landesausſchußentſcheidung aud jener Theil 
der aus NRüdfichten der üffentlichen Sicherheit getroffenen Verfügung der 
Baubehörden I. und II. Inſtanz — daß der Beſchwerdeführer die die 
mehrerwähnte Wölbung tragende Mauer zu flügen, refp. zu verftärken 
babe — aufgehoben worden if. Nah dem Wortlaute der Landesaus⸗ 
ſchußentſcheidung wurde vielmehr nur die Abweiſung des von den Eheleuten 
Eichberg geftellten Anfuhend um Siftirung des in Angriff genonmenen 
Umbaues des Haufes Nr. 84 als ungefeglih aufgehoben. Daß aber das 
Verbot der Durdführung des Umbaues ſehr wohl neben dem Auftrage 
zur Berftärfung, reſp. Sicherung einer einzelnen Dauer beftehen könne, 
bedarf wohl einer näheren Ausführung nicht. Allein auch in dem alle, 
daß mit der angefochtenen Entſcheidung thatſächlich lediglich die Demolirung 
des Haufe Nr. 84 verfügt und jede meitere Vorfichtsmaßregel bezüglich 
der Erhaltung der fraglichen Mauer in bauhaftem Zuftande als überflüffig 
oder unzuläffig erkannt worden wäre, würbe ber B. ©. Hof gleihwohl 
nicht in der Lage fein, den diesbezüglichen Ausſpruch des Landesausſchuſſes 
zu beheben. Denn die diesfälligen Verfügungen, der Auftrag zur Demo- 
lirung des Haufes Nr. 84 und zur Berftärkung der die Ueberwölbung 
des Gäßchens tragenden Mauer, ftellen ſich als Maßnahmen dar, melde 
die Baubehörden nach $. 64, Abſ. 1 der Bau⸗Ordg. zur Abwendung vor 
Gefahren erlaffen haben. | 

Derlei Verfügungen Tönnen aber bie Baubehörben, fobald der Zu⸗ 
ftand eines Hanfes den Einfturz beforgen läßt, nah freiem Ermeſſen 
treffen. ($. 3, lit. e des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 
1876 Nr. 36.) 

Die Unterfagung der Durchführung, bejw. Inangriffnahme des vom 
Beichwerdeführer beabfichtigten Baues, reſp. Umbaues des Haufes Nr. 84 
in Zabor, welche implieite in der Entjcheidung des Landesausſchuſſes ge- 
fegen ift, erjcheint aber dur den Haren Wortlaut des 8. 16, Abf. 1 der 
Bau⸗Ordg. gerechtfertigt, da die Eheleute Eichberg gegen die dem Be⸗ 
jhwerbeführer vom Bezirksausſchuſſe ertheilte Baubewilligung rechtzeitig 
Recurs ergriffen hatten. 

Die Beſchwerde mußte daher als zur Gänze unbegründet zurüd- 
gewiefen werden. In einen Zuſpruch der Koften fand der V. ©. Hof 
Angeſichts der Divergivenden Entfcheidungen der Adminiſtrativbehörden nicht 
einzugehen. 


Qr. 1186. 


Die von ben wirflid vorgefchrieben gewefenen Steuern eingehobenen Ge⸗ 
meindeumlagen Tönnen nicht zurüdigeforbert werden, wenn die Staatöftener 
nachträglich ganz oder zum Theile nachgelaſſen wird, 


Erkenntniß dom 20. October 1881, 3. 1310. 


Der E88. ©. Hof bat über die Beichwerde des Franz Kuhn, 
Grundbeſitzers in Oberberg, ca. Entſcheidung des f. k. Min. des Innern 
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von 16. Jänner 1881, 3. 87, ketreffend bie verweigerte Rüderftattung 
von Gemeindeumlagen, nah turdgeführter d. m. Berbantlung und Ans 
börung des Beſchwerdeführers felbft, dann des k. k. Min.⸗Rathes Dr. 
Ritter v. Helm, fowie tes Johann Santarius, Bürgermeifterd von Oder⸗ 
berg, in Vertretung der mitbetheiligten Stadtgemeinde Dperberg, zu Recht 
erlanıt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet zurüdgewiefen.“ 


Entfheidungsgrände. 


Durch die angefochtene Entſcheidung des k. k. Min. des Innern 
wurde ausgeſprochen, daß durch den Beſcheid des Gemeindevorftandes 
Dberberg dto. 4. December 1878 Nr, 914, bezw. durch die mit dieſem 
Beſcheide erfolgte Ablehnung des Anfuchens des Beſchwerdeführers um 
Rüderftattung ven in den Jahren 1872—1875 vermeintlih ungebührlich 
gezahlten Gemeindezufchlägen, weder ein beftehendes Geſetz verlegt, noch 
auch fehlerhaft angewentet worden ift. 

Nah Anfiht des Befchwerdeführers fol diefer Ausſpruch darum 
gefegwidrig fein, weil in ven obangeführten Jahren dem Befchwerbeführer 
Steuernadhläffe wegen Waſſerſchäden zugeftanden und von der Steuer 
ſumme abgefchrieben wurden, gleihwohl aber die Gemeindeumlagen von 
bem ganzen vorgefchriebenen Steuerbetrage abgefordert worden find. 

Zu diefen Befchwerbeangaben ift zunächſt thatfächlih zu erinnern, 
daß die Nachläſſe an Grundſteuer pro 1873, 1874, 1875 dem Bes 
feywerbeführer in denſelben Berwaltungsjahren zugeftanden worden find 
und daß der Anfprud auf theilmeifen Nüderfat der eingehobenen Umlagen 
im Jahre 1878 erhoben wurbe. 

Der DB. ©. Hof vermochte in der angefochtenen Entfheidung eine 
Sefegwidrigkeit nicht zu erkennen. — Nah $. 93 der Gem. Ordg., auf 
welcher Gefegesteftimmung die angefochtene Min.Entſcheidung fußt, wären 
tie politifhen Behörben den vom Befchwerbeführer befämpften Gemeinde 
beſchluß nur dann und infoweit abzuändern und außer Kraft zu fegen in 
der Tage gemwefen, al® und infomeit ein beſtehendes Geſetz verletzt oder 
fehlerhaft angewendet worden wäre. — Nun befteht aber fein Geſetz, aus 
welchem ber Bejchwerbeführer das Hecht abzuleiten vermüchte, die von ben 
ihm vorgefhriebenen Steuern eingehobenen Umlagen ganz ober theil- 
weije zuräd zu fordern, wenn ihm tie Staatäfteuer ganz oder zum Theile 
nachgelaſſen wirt. 

Der Mangel einer gefeglichen Verpflichtung der Gemeinde zur Rück⸗ 
erftattung kann durch die Thatfache des Steuernachlaffes um fo minder fup- 
plirt werden, als einerfeits das für den concreten Fall maßgebende Geſetz 
— bie 88. 19, 20 des a. b. Putentes vom 23. December 1817 — 
deutlich zwifhen Steuerabfchreibungen und Steuernadhläfjen unter 
fcheidet und anderfeitS der $. 72 der Gem. Ordg. das Umlagebezugsredt 
ber Gemeinde wortbeutlich lediglich davon abhängig macht, daß bie Steuer 
in der Gemeinde vorgeſchrieben fei. 

Den in der Verhandlung berufenen Erlaß vom 26. Februar 1871, 
3. 34202 (Berortnungslatt vom Jahre 1871, ©. 28) hat der V. ©. 
Hof feiner Entfheitung nicht zu Grunde gelegt, da er demſelben die Ber 
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Deutung einer giltigen Verordnung zuzuerkennen nicht vermodte. — Die 
Entſcheidung des k. k. Minifteriums ift daher im $. 93 der Gem. Ordg. 
volllonımen begründet, weshalb bie Beſchwerde zurückgewieſen werben mußte. 


Qr. 1187. 


Rechtsſatz wie in Mr. 42. 
Erfenntniß vom 25. October 1881, 3. 1444, 


Der k. k. V. &. Hof bat Über die Beſchwerde der Eheleute Franz 
und Anna Plida mit Wenzel Plicka und den Eheleuten Wenzel und Anna 
Pisfacel ca, Entfheidung des f. k. Finanz- Din. vom 14. October 1880, 
3. 20634, betreffend die Uebertragungsgebühr von den Realitäten E.-Nr. 24 
in Libeznie und C.Nr. 28 in Groß⸗Baſta, nad durchgeführter 8. m, 
Berbandlung zu Recht erfannt: 
| nDie Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiefen.*) 


Ar. 1188. 


Die Sinfommenfteuer I. Elaffe ift in ber Regel nah Durchſchnitt ber 
vorausgegangenen Jahre (nicht nad wirklichem Ertrage) zu bemeſſen. 


Ertenntniß vom 25. Dctober 1881, 3. 1309, 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Prager Stadt⸗ 
gemeinde ca. Entſcheidung der böhm. k. k. Fin. +» Landesrirection vom 
23. November 1880, 3. 63054, betreffend die Einlommenfteuerbemeilung 
von der Braniker Ueberfuhr im II. Semefter 1873 und im Jahre 1874, 
nah durchgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des k. k. Min.⸗ 
Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird, infoweit fie die 
Art der Steuerbemeffung betrifft, nah $. 7 des Geſetzes vom 
22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben, im 
Uebrigen aber die Befhwerde als unbegründet abgewiefen.” 


Entfdheidungsgründe. 


Die von der befchwerbeführenden Stadtgemeinde Prag gegen bie 
angefochtene Entſcheidung der Prager k. k. Fin. +Landestirection erhobene 
Einwendung, es fei das Hecht des Staates zur Bemeflung und Einhebung 
der Eintommenfteuer von dem Seitens der Prager Stavtgemeinde im 
II. Semefter des Jahres 1873 und im Jahre 1874 aus der verpachteten 


*, Siehe Entfheibungsgründe bei Nr. 42 (Band I, Jahrgang 1876/17). 
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Ueberfuhr zu Branik bezogenen Pachtfchillinge im Sinne des Gef. vom 
18. März 1878, R. ©. DB. Nr. 31 durch Verjährung erlofchen, wird 
burg die 88. 1, 6 und 9 dieſes Gef. widerlegt, da im vorliegenden 
Falle die Bemeſſung der Einfommenfteuer mit den am 14. Yänner 1879 
ergangenen Zahlungsaufträgen ber k. k. Steuerabminiftration in Prag 
erfolgte, zu einem Zeitpunfte, wo von ber Vollendung ber Verjährung 
hinfichtlich diefer Abgabe feine Rede fein faun. — Die Befchwerde mußte 
daber in diefer Richtung abgewiefen werben. 

Dagegen ift e8 unzweifelhaft, daß es fi im vorliegenten Falle um 
ein Einkommen handelt, welches von einer thatfächlih der Erwerbsſteuer 
unterworfenen Erwerbsgattung herrührt, weshalb diefes Einkommen nad 
8. 4 des Einkommenfteuerpatentes vom 29. October 1849, R. ©. B. 
Nr. 439 in die I. Claſſe einzureihen war. — Auf biefes Eintommen 
baben aber rädfihtlih der Einkommenftenerbemeflung vie Beſtimmungen 
ver 88. 9, 10 und 11 bes Einfemmenftenerpatentes Auwendung zu finden. 
— Nachdem «6 fi hier um die Vorfchreibung der Einfommenfteuer von 
einem länger als drei Yahre beftchenten Geſchäfte handelt, haben nad 
8. 10 des Einkommenſteuerpatentes und 8. 6 der Vollzugsvorfchrift zu 
demfelben vom 11. Yänner 1850, R. ©. B. Nr. 10 im Zwecke der 
Einlommenfteuerbemefjung für die in Rede flehenden Yahre tie Einnahmen, 
die Ausgaben und das reine Einkommen, nämlich um welchen Betrag bie 
Ausgabe von den Einnahmen überftiegen wurbe, aus den drei voraus⸗ 
gegangenen Jahren als Grundlage zu dienen und zwar ohne Unterſchied, 
ob der Betrieb des der Einkommenſteuer unterliegenden Geſchäftes in 
eigener Regie oder durch Verpachtung ftattfand. 

Nachdem ter angefochtenen Entſcheidung eine andere Art der Steuer« 
bemefiung zu Grunde lag, mußte dieſelbe als im Geſetze nicht begründet 
aufgehoben werben. 


Ur. 1189. 


Rechtsſatz wie in Ar. 24 und 75. 
Srienntniß vom 25. October 1881, 3. 1811. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über bie Beſchwerde der Marie Cermak, 
Ditbefigerin der Grundwirthſchaft E.-Nr. 61 in Chynowa, ca. Entſcheidung 
des k. k. Sinanz- Dlinifteriums vom 30. October 1880, 3. 25698, be- 
treffend bie Vorſchreibung einer Uebertragungdgebühr, nad) durchgeführier 
d. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiefen. — 
Ein Erfag der Koften des Berfahrens findet nicht ftatt.“*) 


*, Siche Entfheidungsgrände bei Nr. 2t und 75 (Band I, Jahrgaug 1876/77). 
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Qr. 11%. 


Rechtsſatz wie in Ar. 1171. 
Erlenntniß vom 25. October 1861, 3. 1418. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerden des Prokop Slawik, 
Apothekers in Kuttenberg, ca. Entfcheidungen des k. k. Finanz-Diin. vom 
18. Jänner und 17. April 1881, 33. 801 und 4004, betreffend die 
Stempelgebühr von Rechnungen, nad) burdhgeführter d. m. Berbandlung 
zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerden werden als unbegründet abgewiefen.“*) 


Ar. 1191. 


Hot eine Behörde fowohl eine abminiftrative, wie eine adminiftrativs 
richterliche Competenz, fo Fann die von ihr in erfterer Eigenſchaft erlaffene 
Soblunasanfforderung nicht einer ihr in der zweiten Eigenfhaft zukommenden 
Sutfaeibung pleihge ten. — Dur Uebernahme einer Verpflichtung, welche 
ah dem Den der Barteien an Stelle einer anderen älteren Ber: 
pflihtung tritt, wird dieſe legtere ebenfo wie durch Zahlung getilgt und 
fie lebt bei Rihterfüllung der neuen Berbindlichkeit nit wieder auf. 


Erfenntniß vom 26. October 1881, 8. 1543. 


Der k. k. B. ©. Hof hat über die Beijchwerde der Gemeinde Dorn« 
bach ca, Entſcheidung des nieder-öfterr. Landesausſchuſſes vom 24. Februar 
1881, 3. 4554, betreffend einen für das Jahr 1866 rädftändigen Jahres⸗ 
‚beitrag zur Erhaltung der Hernals⸗Dornbacher Straße, nad) burchgeführter 
8. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Jnſtin Januſch, ſowie 
des in Dertretung des belangten Landesausſchuſſes erjchienenen Abo. Dr. 
Joſef Kopp, zu Recht erkannt: | 

„Der vom Bertreter des nieder-Öfterreihifhen Landes⸗ 
ausichuffes in der öffentlichen mündlichen Berhandlung er- 
bobenen Einwendung der Uncompetenz des Berwaltungsgerichtß« 
hofes wird nicht fiattgegeben. — Die angefochtene Entſcheidung 
wird, infoweit fie die Berpflidtung der Gemeinde Dornbad 
zur Zahlung eines für die Zeit vom 1. April bis 81. December 
1866 rüdftänpigen Straßenerbaltungsbeitrages per jährlich 
1050 fl. ausfpriht, nad 8. 7 des Geſetzes vom 22. Detober 
1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ Ä 


Entſcheidungsgründe. 


Zuvörderſt wird über die in der mündlichen Verhandlung vorgebrachte 
formelle Eiuwendung: daß die beſchwerende Verfügung bereits vor Wirk⸗ 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 1171. 
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fameit tes Geſetzes über dem B. ©. Hof ergangen und daher ſchon durch 
ihre Rechtskraft gegen bie Anfechtung vor dem B. G. Hofe gefhäßt fei 
(8. 49 des Gef. vom 22. October 1875, #. ©. B. ex 1876 Rr. 36), 
Folgendes bemerkt: Der Laudeßausſchuß hat einmal als Bermalter des 
Landesfondes die Ausflände desfelben einzuireiben, dann als verwaltungs- 
gerichtliche Inſtanz Über fireitige Aufprüde der vorliegenten Art zu er⸗ 
enmen. Eine von ihm im der erfleren Eigenfcaft erlaflene Zahlnugs⸗ 
auffordernng faun fomit mit einer ihm im ver zweiten Eigenſchaft 
zuftchenden Entfheibmng gleichgelten, eine foldye wird vielmehr im einem 
folchen Falle erfi baum vorliegen, wenn die Partei, um beren Rechte «6 
fih handelt, gehört und über ihre biesfällige Rechtsausführnng im bie 
Zahlung verurtheilt worden if. Diefe Borausfehungen waren im vor⸗ 
liegenden Falle nit vor der Entſcheidung vom 24. Februar 1881, 
3. 4554 gegeben, erft diefe laun alſo als Yubicatur in der Sache gelten 
und es ift auch nad der Faſſung dieſes Erlafies gar nicht zu bezweifeln, 
daf der Landesausſchuß damals nicht blos einen bereits ergangenen Spruch 
in Erinnerung zu bringen, ſondern wirklich zu jubiciren vermeinte. — Der 
B. ©. Hof konnte daher die gebadhte formelle Einwendung nicht für be- 
gründet anfehen, fondern mußte mit Uebergehung derſelben die Streitſache 
meritoriſch in Erwägung zieben. 

Diespezüglih iſt Folgendes zu bemerken: Die Gemeinde Dornbach 
hat fi unwiterfprodenermaßen verpflichtet, zur Herſtellung der Wien- 
Hernals-Zullner Straße einen Beitrag von 6000 fl. unter der "Bedingung 
zu leiften, daß diefe Strafe als Lantesfirafe erlärt und derart aus Randes- 
mitteln erhalten werde, „daß tie Gemeinde Dorabady rückſichtlich dieſer 
Straße nit die geringfte Auslage mehr treffe." (Protokolle vom 14. Des 
cember 1862, 6. und 7. April 1864), welche Berpflidtung fanmt ber 
ihr beigerüdten Bedingnug Seitens des Landes Niederöſterreich acceptirt 
wurde. (Zuſchriften des nieder-Öflerr. Landesausfchnfied an die Gemeinde 
21708 vom 9. April 1864, 3. 3060 und vom 3. Aprif 1866, 

. 1708.) 

Es handelt fiH nun nm die Frage, wann in folge diefer Ueber⸗ 
einkunft die Verpflichtung, welde der Gemeinde Dornbach früher für die 
Theilftrede Hernals⸗Dornbach der vorbezeichneten Straße oblag nnd welde 
unwiderfprochenermaßen in Zahlung eines Straßenerbaltungsbeitrages jähr- 
licher 1050 fl. befland, außer Kraft getreten ift, in&befondere: ob biefe 
ältere Verpflichtung ſchon mit dem Zeitpunkte der Uebernahme ber neuen 
Berpflitung, bezw. mit Eintritt der ihr beigerädten Bedingung, 
oder erſt mit jenem Zeitpunkte erlofhen if, wo mit Erfüllung ber: 
nenen Verbindlichkeit der Anfang gemadıt wurde. 

Die Beantwortung der fo geftellten Frage kann nicht zweifelhaft 
fein. Eine Berbinplichleit kann ebenfo wie durch Zahlung, d. i. durch 
Leiftung deſſen, was man zu leiften ſchuldig ift (8. 1412 dee a. 6. ©. B.), 
auch durch Uebernahme einer neuen Verpflichtung, melde nach dem Willen 
ber Parteien an Stelle der alten tritt, aufgehoben werben (8. 1877 des 
a. b. ©. B.); in einem ſolchen Falle ift die ältere Verpflichtung, eben. 
weil die neue an ihre Stelle tritt, fofort mit der Entftehung dieſer neuen, 
bei bedingter Verpflichtung mit Eintritt der Bebingung, erloſchen, fie gilt. 
als erfüllt und die Frage, wann und wie die neu übernommene Ver⸗ 
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pflichtung ihrerſeits erfüllt wird, bat, dafern nicht etwa für den Fall ver 
Nichterfüllung ausprädfih das Wiederaufleben der früheren Verbindlichkeit 
ftipulirt worden ift, für biefe leßtere gar feine Bedeutung. 

Bei Anwendung biefer Rechtögrundfäge ergibt fi, daß die Gemeinde 
Dornbach mit dem Zeitpunfte, wo die Hernals⸗Tullner Straße als Landes⸗ 
ftraße erflärt war, wo alfo die für diefen Fall von ihr übernonmene 
neue Berpflichtung in Kraft trat, aus ber früheren Verpflichtung für die 
Theilſtrede Hernals⸗Dornbach entlaffen war, "ganz ohne Rüdficht darauf, 
wann und wie fie der übernommenen neuen Verbindlichkeit nachlam. Bon 
biefem Zeitpunkte war die früher beftanvene Verpflichtung aufgehoben nnd 
fonnte es fih nur noch um Erfüllung ber neuen, nit mehr um bie ver 
älteren Berbinplichleit handeln. 

Da nun die Wien⸗Hernals⸗Tullner Straße mit dem nieber-öfterr.. 
Landeögefee vom 18. März 1866, %. ©. B. Nr. 6 zur Landesftraße 
erffärt und in die Erhaltung des Landes übernommen worden ift, fo hatte 
vom Zeitpunfte der Wirkjamleit dieſes Geſetzes — d. i. vom 31. März 
1866 ab — die Gemeinde Dornbady für die genannte Straße, refp. einen 
Theil derfelben nichts anderes mehr zu leiften, als den neu übernommenen. 
Beitrag von 6000 fl. und fonnte daher von ihr das Anfinnen, für die 
Zeit vom 1. April bis 31. December 1866 noch den älteren Straßen» 
erhaltungsbeitrag einzuzahlen, als unberechtigt zurüdgewiefen werben. 

Zu demfelben Ergebniffe Führt übrigens auch die Erwägung, daß 
von dem Momente, wo die fragliche Straße geſetzlich als Landesſtraße 
erklärt worden war, alle Erhaltungskoſten verfelben ſchon nad der Vor⸗ 
jchrift des 8. 8 des nieber-Öfterr. Landesgef. vom 21. Mai 1863, 2. G. 8. 
Nr. 3 vom Lande beftritten werden mußten, foweit nicht Jemand Anderer 
auf Grund eines bejonderen Berpflichtungstitels hiezu verhalten werden konnte. 
Ein folder befonderer Titel Liegt aber zu Laften der Gemeinde Dornbach 
nur hinfichtlich des Beitrages pr. 6000 fl., hinſichtlich deſſen vie Ver⸗ 
pflichtung auch nicht beſtritten wird, vor, dagegen war bie frühere Ver⸗ 
pflichtung der Gemeinde, für einen Theil der fraglichen Straße jährlich 
1050 fl. zu leiften, zu einer Zeit, wo dieſe Strede noch nicht Landesſtraße 
war, und fomit auch nicht zum Bortheile des Landes übernommen worden: 
biefe Berpflihtung ift daher von dem Momente, wo die Erklärung zur 
Landesſtraße erfolgte, nicht blos, wie oben gezeigt wurde, in folge der‘ 
biesfalls getroffenen fpeciellen Abmachung, fondern auch ſchon — im Bes 
ſtande des 8. 8 und bei Abgang eines demſelben derogirenden fpeciellen 
Titels — nad der allgemeinen Vorfchrift des Geſetzes hinweggefallen. 

Die in der mündlichen Berhanblung aufgeftellte Behauptung: die 
Dezahlung des Betrages pr. 1050 fl. babe anticipativ und in der Weife 
zu erfolgen gehabt, daß tie Berpflichtung zu verfelben nur nach dem 
Stande vom 1. Yänner jeben Jahres zu beurtheilen war, vermag ten 
nad dem Vorangehenden hier fehlenden befonveren BVerpflichtungstitel ſchon 
darum nicht zu erfegen, weil abgefehen davon, ob einer anticipativen Zahlung 
ohne Weiteres eine folche, auch bei Veränderungen in der Gefeßgebung im: 
Laufe des Zahlungejahres fortdauernde Rechtswirkung beigemeflen werden Tann, 
die in Rede ftehende Zahlungsmobalität überhaupt nicht erwiefen worden ift. 

Die angefochtene Entfcheidung mußte daher nach $. 7 des eingangs⸗ 
eitirten Geſetzes aufgehoben werden. 
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Ar. 119%. 


Es befteht Tein Geſetz, weldhes allgemein die Abtragung ifolirt ſtehender 
ebäude aus dem Grunde ihrer ifolirten Lage anordnet. 


Erkenntniß vom 26. October 1881, 3. 1647. 


Der k. 1. B. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Joſef Bogl in 
Rudig ca. Entſcheidung des böhm. Landesausfhuffes vom 26. Yänner 
1881, 3. 1977, betreffend die Abtragung eine® Waghäuschens, nad) 
durchgeführter d. m. Berhaudlung und Anhörung des Adv. Dr. Heinrid 
Brunar, zu Recht erlannt: 

„Die angefochtene Entfheibung wird nah 8. 7 des Ge: 
jebe8 vom 232. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben,” 

Entfdeidungsgründe. 


Der dem Beichwerbeführer ertheilte Auftrag, das auf ver Parcelle 
C.⸗Nr. 188 in Rudig befindliche Gebäude abzutragen, wurde in Zuge 
ter Verhandlung aus verfchiedenen Geſichtspunkten begründet, von denen 
jedoch feiner ftichhältig erjcheint. 

Zunächſt ift Hear, daR, wenn dieſer Auftrag, wie Seitens der Ge» 
meinde Rudig gefchehen ift, lediglich auf eine vertragsmäßige Verpflichtung 
des Beſchwerdeführers, das Gebäude abzutragen, geftügt werden wollt, 
der fragliche Anfpruh als ein rein privatrechtlicher nicht vor den Ber 
waltungsbehörden, ſondern nur vor dem ordentlichen Richter geltend gemacht 
werden konnte. 

Aber aud dann, wenn dieſer Motivirung die Deutung gegeben 
wird, welche fie in der Gegenſchrift des Landesausſchuſſes erhält: daß 
nämlich die Abtragung des Häuschens verlangt wurde, weil die Erbauung 
besfelben nur unter der Bedingung der feinerzeitigen Demolirung bewilligt 
worden ſei, erfcheint diefelbe nicht ftihhältig. — Denn ein folder bebingter 
Bauconfens ift im Zuge der Berhandlung in keiner Weiſe erwieſen wor- 
den. — Das in dieſer Beziehung berufene Protofell vom 9. Juli 1872 
liegt nicht im Originale, fondern nur in einfacher Abfchrift vor und aud 
nah biefer war dem Protofolle weder die Unterfchrift der Gemeindever⸗ 
treter, noch bie des Beſchwerdeführers oder feiner Nechtövorgänger im 
Beſitze des Häuschens beigeſetzt. Es kann daher auf diefes Protololl, dad 
übrigens aud nah der vorliegenden Abſchrift gerade hinſichtlich des ent- 
fcheidenden Punktes; nämlihd was die Verpflichtung zur Demolirung bed 
Häuschens betrifft, verjchiedene einander widerſprechende Erklärungen ent« 
hält, gar fein Gewicht gelegt werden, 

Dabei wird nod von dem weiteren Umitande abgejehen, daß dieſes 
Protokoll, aud wenn es in beweisträftiger Form vorliegen folte, doch 
nicht den Bauconſens felbft, fondern nur die der Ertheilung desſelben vor« 
angegangene Verhandlung zu bezeugen vermödte, welcher Unftand infoferne 
nicht ohne Bedeutung erſcheint, als nad dem Berichte des Bürgermeiſter⸗ 
amted Rudig vom 17. Mai 1881, 3. 215 von tem Bezirksausſchuſſe im 
vorliegenden Falle ein fpeciellee Bauconjens an die Partei hinausgegeben 
wurde, deſſen Inhalt derzeit nicht mehr eruirbar iſt. 


Bellage der Juriftiſchen Blätter. 
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Endlich erfheint auch das in der Entſcheidung des böhm. Landes⸗ 
ausſchuſſes vom 26. Jänner 1881, 3. 1977 bervorgehobene Motiv: daß 
nämlich der weitere Beſtand des in Rebe ftehenden Häuschens als vom 
Drte entfernt und eine Einſchicht bildend, der Sicherheit des Eigenthums 
gefährlich erfcheine und daher aus Bffentlihen Rüdfichten nicht gebuldet 
werden könne, nicht gefetlich gegründet. Denn abgefehen davon, daß ber 
Beichwerbeführer den bei dieſer Entſcheidung angenommenen Thatbeſtand, 
nämlich die ifolirte Lage und die Unmöglichkeit der polizeilihen Ueber- 
wadhung des Häuschen® beftreitet, eriftirt überhaupt kein Geſetz, welches 
allgemein die Abtragung ifolirt ſtehender Gebäude aus dem Grunde ihrer 
üfolirten Lage anorbnete. Ohne ein ſolches Geſetz kann aber eine fo 
weſentliche Befchränfung des Eigenthbums, wie fie in der Verpflichtung zur 
Demolirung folder Gebäude gelegen wäre, im Beflande der Beftimmungen 
ver 88. 354 und 362 des a. b. ©. B. nicht angenommen werben. 
| Die angefochtene Entſcheidung mußte ſomit nah $. 7 des Gef. vom 
22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben werben. 


Ar. 1193. 


Bu ben $$.9 und 36 bes Lanbesgef. vom 24. Jänner 1870, &, G. B. Re. 17, 
bie Einſchulung betreffend. 


Erkenntniß vom 37. October 1881, 3. 1708. 


Der k. EB. ©. Hof bat Über die Beſchwerde der Güterbirection 
in Groß-Meferitih, in Vertretung der Fürftin Leopoldine v. Loblowig, 
ca. Min. für Eultus und Unterricht anläßlich der Entſcheidung desſelben 
vom 22, April 1881, 3. 4467, betreffend die Einfchulung des Heger⸗ 
und bed Jägerhauſes im Thiergarten zu Unter-Hefmanic, nad durch⸗ 
geführter ö. m. Verhandlung und Anhörung des Abo. Dr. Alois Salo- 
mon, fowie bes k. f, Min.-Secr. Dr. Ritter v. Spaun, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entfcheidungsgrände. 


Der Ausſpruch der mit dem angefochtenen Erlaſſe beftätigten Ent- 
ſcheidung ber untern Inflangen, „daß die Förftere- und Hegersmohnung 
im Thiergarten ver Domäne Groß-Meferitfch zum Unter-Hermanicer Schule 
Tprengel gehören,” gründet fi darauf, daß die genannten Entitäten zur 
Cataſtralgemeinde Unter-Hermanic gehören, welche nad) dem Schulerrectiond« 
infteumente vom Jahre 1857 den Schuffprengel der Unter» Hermanicer 
Schule bildet. 

Diefe Annahme der Adminiftrativbehörben ift nach der Actenlage 
vollkommen begründet. Denn durch die ftenerämtlichen Berichte vom 8. April 
1879 Nr. 1077, 23. Juli 1879 Nr. 2198 und vom 16. Februar 1880 
Nr. 484 ift nidt nur erwiefen, daß der fraglihe Thiergarten fammt 
Forſt⸗ und Hegerhaus einen Theil der Unter-Hermanicer Cataſtralgemeinde 
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bildet, fondern auch, daß die von dieſen Befigokjecten entfallende Steuer 
in der Gemeinde Unter-Hermanic vorgefchrieben ift und ebenbort au zu 
Schulauslagen bereit8 herangezogen wurde. 

Allereings erfcheint durch die Apminiftrativacten auch die Angabe ter 
Befchwerde beftätigt, daß bei Numerirung des Forſt- und Hegerhaufes- 
biefe beiden Gebäude nicht mit ben der Gemeinde Unter-Hefmanic ent⸗ 
fprechenden Nummern, fondern mit ſolchen verfehen worden find, welde die 
Zugehörigkeit nad) Jablonau andeuten würden. — Allein abgejehen davon, 
daß eine derlei Numerirung den Anorbnungen des Geſetzes vom 29. März. 
1869, R. ©. B. Nr. 87 wiberflreitet und fih ſchon darum als offen- 
barer Irrthum darftellt, da laut fteuerämtlichen Berichtes dto. 11. Yänner 
1881 Nr. 113 vie fraglichen Gebäude fomohl in der Eataftralmappe als 
auch im Häuferverzeichniffe der Gemeinde Unter- Hefnanic aufgenommen 
find, konnte der B. ©. Hof auf biefen Umftand um fo minder Gewicht 
legen, als laut bezirkshauptmannſchaftlichen Berichtes dio. 29. Jänner 1881 
fofort aud die entſprechende Richtigſtellung diejer als fehlerhaft erkannten 
Numerirung veranlaßt worden ift. 

Es mußte aljo als feitftiehend angenommen werden, daß ter in Rebe 
ſtehende Thiergarten nebft Forſt- und Hegerhaus zur Gemeinde Unter- 
Hermanic zugehört. Bildet aber laut der Errihtungsurfunde über bie 
Uinter-Hermanicer Schule diefe Gemeinde den Schuljprengel, fo ift der 
angefochtene Ausfprud der Schulbehörden durd die 88. 9 und 36 bes 
Lantesgef. vom 24. Jänner 1870, 2. ©. B. Nr. 17 zur Gänze gerecht⸗ 
fertigt. — Da weiter die Beſchwerde nicht einmal behauptet, taß die 
Zugehörigkeit ver fraglihen Häufer zum Unter⸗Hermanicer Schulfprengel 
‚mit den Beftimmungen des 8. 1 des cit. Geſ. etwa im Widerfprude 
ftehen würde, mußte biefelbe als zur Gänze unbegründet abgewiefen werben. 

Auf das bei der mündlichen Verhandlung geftellte Petit, es feien 
die fraglichen Häufer zum Zwecke erleihterten Schulbeſuches der Grof- 
Meferitfher Schule zuzuweifen, Tonnte fhon aus dem Grunde feine 
Rüdficyt genommen werben, weil im Zuge bes abminiftrativen Verfahrens 
die Partei ein derlei Begehren nicht geftellt hatte. 


Ar. 1194. 


Rechtsſatz wie in Ar. 77, 125, 224 und 554. 
Erkenntniß vom 2. November 1881, 3. 1690. 


Der k. 38. ©. Hof hat über vie Beſchwerde der Direction der 
Sparcafje in Thereſienſtadt ca. Entjheidung ter böhm. k. k. Bin. -Landes- 
birection vom 19. Yänner 1881, 3. 2559, betreffend die Einfommenfteuer- 
bemefiung für das Yahr 1876, nad durchgeführter 3. m. Verhandlung 
zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiejen. — 
— Ein Erſatz der Koften des Verfahrens wird nicht auferlegt.“ 


*, Siehe Entiheibungsgrünbe bei Nr. 77 und Nr. 125 (Band I, Zabrgang 
1876/77), Mr. 224 (Band Il, Yahrgang 1878), Nr. 554 (Banb III, Jahrgang 
1879), Nr. 659 (Band IV, Sahrgang 1830) und bei Nr. 1037. 
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Ar. 1195. 


Rechtsſatz wie in Nr. 42. 
Erkenntniß vom 23. November 1881, 3. 1522. 


Der Ef, B. ©. Hof bat Über die Beſchwerde ber Brüder Joſef 
und Wenzel Najbert, Grumbbefiger in Bobnic, ca. Entſcheidung des k. k. 
Finanz-Min. vom 4. März 1881, 3. 30009, betreffend die Uebertragungs- 
gebäbr von den an biefelben abgetretenen Realitäten, nad burhgeführter 
d. m. Berbandlung zu Recht erlannt: 

„Die angefohtene Entjheidung wird, infomweit dabei die 
Bemeffung der Uebertragungsgebühr für die vom Joſef Naj- 
bert sen. an Joſef Najbert jun. abgetretenen Grunpftüde in 
Frage fommt, nad $. 6 des Geſetzes vom 22. Dctober 1875, 
R. G. B. ox 1876 Nr. 36 wegen mangelhaften Verfahrens auf— 
gehoben, im Uebrigen die Beſchwerde als unbegründet abge» 
wieſen.“*) 


Ar. 1196. 


Behandlung von Loͤſchungſerklärungen ale Schenkung. 
Erkenntniß vom 23. November 1881, 8. 1691. 


Der k. k. B. ©. Hof hat über die Beſchwerde ber Ludovika Dzierz⸗ 
kowsta ca. Entſcheidung des k. k. Finanz Min. vom 7. Yuni 1880, 
3. 15954, betreffend die Gebühr pr. 552 fl. von einer Löſchungserklärung 
dto. 19. Juni 1871, nad burdhgeführter d. m. Verhandlung und An- 
börung des Adv. Dr. Joſef Byk, fowie des f. k. Min.-Bice-Secr. Ritter 
v. Froſchauer, zu Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird ald unbegründet abgewiefen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Mit der Erklärung vom 19. Juni 1871 hat Adam Pangert, als 
Erbe nah Joſef Paygert, wie e8 in diefer Urkunde ausprüdlich angeführt 
if, um feiner Schwefter Ludovika, verehel. Dzierzkowska den 
Beweis feiner brüderlihen Anhänglichkeit zu geben und ihr bie 
Greibeit, mit ihrem Bermögen nad Belieben zu halten, zu gewähren, be= 
willigt, daß auf Grund biefer Erflärung und des zu erlaflenden Einant- 
wortungsdecrete® nad feinem Vater Joſef Pangert, die auf Grund des 
Kaufvertrages vom 27. Yuli 1856 auf den der Ludovika Dzierzkowska 
gehörigen Gütern Chylezyce und Boniszyn zu Ounften des genannten 
Joſef Paygert intabulirten Rechte, bezw. die Verbindlichkeit der Beſchwerde⸗ 
führerin, von der Summe pr. 20.000 fl. C. M., welche den ihr von ihrem 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 42 (Band I, Jahrgang 1876/77). 
25* 


388 Nr. 1196. — Ert. v. 2. November 1881, 3. 1691. 


Bater bejlinimten Erbiheil überfleigt, vie jährlihen Zinfen pr. 1050 fl. 
C. M., fo lange fie leben wird, dem Joſef Paygert oder deſſen Erben zu 
bezahlen, im Laftenftande dieſer Güter gelöfht und ertabulixt werden. 

Dos k. E. Finanz Min, bat mit dem augefochtenen Erlaſſe ent- 
idhieden, daß für dieſe Erflärung die Schenktungsgebühr von dem Betrage 
pr. 10.500 fl. C. M., als dem nad 8. 16 des Geb. Gef. vom 9. Fer 
bruar 1850, R. ©. B. Nr. 50 fi ergebenden Werthe der Berpflid- 
tung der Befchwerbeführerin für die Zeit ihres Lebens die Summe 
von 1050 fl. zu bezahlen, zu bemefien ift, zumal die Behauptung, daß fie 
die Schuld pr. 14.000 fl. C. M. an die Samborer Stadtcafje (melde 
auf diefen Gütern intabulirt war und bezüglich welder Joſef Paygert 
die Dertretung übernommen hatte) felbft getilgt babe und der Reſt pr. 
6000 fl. ihre von ihrem Bater bei feinen Lebzeiten nachgelaffen worden 
fei, nicht urkundlich nachgewieſen ift. 

Bor Allem wird bemerft, daß nah $. 48 bes cit. Gef. und ber 
Fin.-Min.-Berordnung von 2. December 1850, R. ©. B. Nr. 470 ben 
gebührenpflichtigen Perfonen obliegt, die zur Gebührenbemeſſung erforber- 
lihen Nachweiſungen und Behelfe, welche zum richtigen Vollzuge der Ge⸗ 
bübrenbemeflung erforderlich find, dem Amte zu überreihen. Es lag ſonach 
in der Verpflichtung der Beichwerbeführerin, ihre Behauptungen urkundlich 
im abminiftrativen Inftanzenzuge nachzuweiſen, ohne daß die Behörde ver- 
pflichtet wäre, fle dazu aufzufordern, zumal die Finanzbehörde ſich bei der 
Sebührenbemeffung nad dem Inhalte ver Rechtsurkunde zu richten hat. 

Mit Rüdfiht aber auf den Inhalt der Urkunde, namentlich den im 
berfelben ausprädlih angeführten Grund, warum die Löſchung vom Be 
rechtigten bewilliget wird, und die Beflimmung ber Zarifpoft 71 des be= 
zogenen Gebührengefeges, wonach Löfhungsbewilligungen der Parteien und 
zwar von dem Berechtigten, wenn die Quittung ober überhaupt bie 
Urkunde über das entgeltlihe Geſchäft, worurd bie Berpflichtung auf« 
gehoben wurde, nicht beiliegt, wie Schenkungen der Gebühr zu unterziehen 
find, erjcheint e8 vollkommen gejeßlich gerechtfertiget, wenn von ber Seitens 
des Berechtigten zur Löſchung bemwilligten Verbindlichkeit der Beſchwerde⸗ 
führerin die Schenfungsgebüßr eingefordert wird, da eine Urkunde über 
das entgeltlihe Geſchäft, wodurch im gegebenen Falle die Verpflichtung 
der Beichwerbeführerin aufgehoben würde, nicht vorliegt. (Uebrigens ift 
mit Rädfiht auf die Beftimmungen des Punktes 1 der Borerinnerungen 
zum Tarife des Geb. Gef. vom 9. Februar 1850 nicht audgefchloffen, 
daß Seitens der Partei der Gegenbeweis geliefert werde.) 

Nachdem die fragliche Verpflichtung darin beftant, daß bie Beſchwerde⸗ 
führerin, fo lange fie lebt, jährlich 1050 fl. C. M. zu zahlen hatte und 
es hiebei ganz gleichgiltig iſt, daß ſie einen Theil hievon, nämlich die 
Zinſen vom erwähnten Satcapitale pr. 14.000 fl. an die Stadteafſe in 
Sambor gegen Anrechnung dem Berechtigten abführen konnte, jo war aud), 
da die wiederfehrende Leiftung auf die Lebenszeit einer beftimmten Perſon 
beſchränkt war, die Bewerthung der aufgehobenen Verbindlichkeit mit bem 
zehnfachen Betrage der jährlichen Leiftung im 8. 16, lit. c des Geb. Gef. 
begründet. 

Es mußte ſonach die Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen 
werden. 
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Ar. 1197. 


Zur Frage, wann ein Arzt in ber Rachbarſchaft einer Hffentlihen Apotheke 
eine Sansapothefe halten und aus derfelben Arzneien an Kranke ab: 
geben bürfe.*) 


Erkenntniß vom 8. November 1881, 3. 1644. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Gemeindevor⸗ 
ftehungen Chriftofen, Neuftift, Tauſendblum und Altlengbad, dann bes 
practifhen Arztes Heinrih König ca. Min. des Innern anläßli der 
Entſcheidung vesjelben von 25. April 1881, 3. 3267, betreffend den 
Beftand einer Hausapothele in Chriftofen, nad durchgeführter d. m. Ber- 
handlung und Anhörung des Adv. Dr. Joſef Kopp, fowie des k. k. Min.- 


Rathes Dr. Schneider, zu Recht erkannt: . 
„Die Befhwerde wird als unbegründet abgemiefen.“ 
Entſcheidungsgründe. 


Der angefochtenen Min.⸗Entſcheidung wurde der actengemäße im 
adminiftrativen Inftanzenzuge nicht beftrittene Thatbeftand zu Grunde ge⸗ 
legt, daß der Ort Chriftofen, wo der practicirende Arzt eine Hausapotheke 
hielt, von ver öffentlichen Upothefe in’ Neulengbach weniger als eine Stunte 
(1425 ©. K.) entfernt fei. Angeſichts dieſes Tchatbeflandes ift die Ent 
ſcheidung des k. k. Minifteriums im vollen Einllange mit den Anordnungen 
des Hoflanzleidecretes vom 3. November 1808, 3. 16135 (Srop., 25. Bd., 
©. 220), welde beftimmen: Befindet fi in dem Uufenthaltsorte eines 
Arztes oder ſehr nahe an demfelben eine Apothele, jo ift es ihm nidt 
erlaubt, felbft Arzneien auszugeben, Iſt aber weder an dem Orte felbft, 
noch im Umfreife einer Stunte eine Apotheke vorhanden, jo ift e8 dem 
Urzte erlaubt, eine Hausapotheke zu halten. 

Wenn die Beſchwerde gegen vie Geſetzmäßigkeit der Entſcheidung 
geltend machen zu können vermeint, daß die Dausapothefe des Arztes in 
Chriftofen früher beftanden habe, als die Öffentliche Apothele in Neuleng- 
bad) und daß einzelne ber betheiligten Gemeinden und Orte von Neuleng- 
bach weiter entfernt liegen als eine Stunde, fo ift dem gegenüber zu 
erinnern, daß das in dem vorcit. Hoflfanzleivecrete beftimmt ausgeſprochene 
Berbot der Haltung einer Hausapotheke nicht unterfcheidet, ob biefelbe vor 
oder nah Errichtung der äffentlihen Apotheke in’s Leben gerufen wurde 
und daß weiter nad dem Wortlaute bes Geſetzes bei Beurtheilung der 
Buläffigfeit oder Unzuläffigfeit der Hausapothele eben nur die Entfernung 
bes Ortes, wo biefelbe gehalten wird, maßgebend fein Tann. 

Was den bei der mündl. Verhandlung geltend gemachten Umſtand 
anbelangt, daß die Apminiftratiobehörden bie Entfernung im commiffionellen 
ober ämtlichen Wege feitzuftellen unterlaffen baben, fo konnte der B. ©. Hof 
in diefer Unterlafjung einen wejentlihen Mangel ded Verfahrens ($. 6) 
darum nicht erfennen, ‚weil dieſer Umſtand, wie bereit bemerlt, im admini⸗ 


*) Vergl. Erlenntniß sub Nr. 893 (Band IV, Jahrgang 1880). 
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ftrativen Verfahren nicht ftreitig war und auch in der Beſchwerde an ben 
V. ©. Hof ausprüdlih zugegeben wird, daß die Entfernung nicht volle 
2000 C. 8. betrage. 

Da endlih das in der Beſchwerde berufene Hofpecret vom 21. Mai 
1841, 3. 16172 nur die Entſcheidung eines fpeciellen Falles und keines⸗ 
wegd eine die obeit. Normen abändernde allgemeine Beftimmung enthält, 
fo war die Befchwerde als gänzlich unbegründet zurüdzumeifen. 


Ar. 1198. 


Bei theilweifer Umlegung einer Bezirköftraße bebarf es nicht ber für bie 

Unlegung einer folden im 8. 19 des ſchleſ. Landesgeſ. vom 19. Rovember 

1863 geforderten Verhandlung mit den Betheiligten, fondern es genügt 
die Berftändigung der Gemeinden. 

Der Mangel der behördlichen Genehmigung einer mit der Straßenumlegung 

verbundenen Deränderung des Waſſerlaufes Tann eine Gorrecur bes 

Berfahrens durch die politifhe Behörde nah ſich ziehen, bewirkt aber 
nicht fofort die Rullität desfelben. 


Erkenntniß vom 8. November 1881, 3. 1682. 


Der f. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Joſef Padonif 
und Genoſſen ca. fchlef. Landesausfhuß anläßlich der Entfcheidung desſelben 
vom 11. Mai 1881, 3. 2053, betreffend die Umlegung eines Fragmentes 
der von Sandbühel nad Groß-Kunzendorf führenden Bezirköftraße, nad 
durdhgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Albert 
Richter, fowie de8 Udo. Dr. Mar Menger, in Vertretung ter an ber 
Streitfadhe mitbetheiligten Gemeinde Saubsdorf, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird ald unbegründet abgemwiefen. — Ein 
Koftenerfag findet nicht ſtatt.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Der 3. ©. Hof kann fi felbftverftändlich nicht mit der gegen die 
Nüglihkeit und Zwedmäßigkeit der in Rede ſtehenden Straßenumlegung 
vorgebrachten, fontern nur mit jenen Argumenten befhäftigen, durch melde 
die Legalität der hiebei eingehaltenen Procedur angefochten wird. — Bon 
biefer iſt zunächft das dem erften Beſchwerdepunkte zu Grunde liegende 
Argument: daß der angefochtenen Maßregel die im 8. 19 des Landesgef. 
vom 19. November 1863, L. ©. B. ex 1864 Nr. 4 vorgefehene Ver⸗ 
handlung mit den Betheiligten voranzugehen hatte, nicht flihhältig, weil 
$. 7, Abf. 3 und 4 des Landesgef. vom 30. November 1868, 8. ©. 2. 
Nr. 37 die Beichlußfaffung über die Umlegung einzelner Bezirföftraßen- 
ftreden in den Wirkungskreis ver Straßenausſchüſſe verweift und Lediglich 
die Berftändigung aller betheiligten Gemeinden von einem folden Beſchluſſe 
verlangt. — Daß aber diefe Verftändigung der betheiligten Gemeinden im 
vorliegenten Falle unterlaffen worden fei, ift nicht behauptet worden und 
fonnte ſpeciell hinſichtlich der Gemeinde Saubsdorf aud kaum behauptet 
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werden, da fi) teren Kenntniß ter Sache aus dem Gemeindebefchluffe vom 
6. Yuni 1880 ergibt. 

In dem zweiten Bejhwerbepunfte, daß wegen ter nit der Straßen» 
amlegung verbundenen Beränderung des Wafjerlaufes in dem das Oberborf 
durchſtrömenden Bache die in 88. 16 und 17 des fchlef. Landesgeſ. vom 
28. Auguft 1870, 8. ©. B. Nr. 51 vorgefehene Genehmigung der 
polit. Behörde einzuholen war — ift zu bemerken, daß fih aus biefen 
Mangel des Berfahrens nur die Möglichkeit einer Beanftändung over 
Correctur desſelben Seitens der polit. Behörde, keineswegs aber eine 
ipso jure vorhandene Nullität der abgeführten Procebur oder auch nur 
das Recht zur Anfechtung bderfelben durch die Befchwerdeführer ergibt, 
letzteres deshalb nicht, weil die Beſchwerdeführer eine ihnen in Folge diejes 
formellen Mangels des Verfahrens zugehende Verletzung eines echtes 
nicht nachgewiefen haben. — Das einzige diesfällige Vorbringen, daß das 
Waſſer durh die Straßenumlegung mehr als bisher der Fall war, ber 
Berunreinigung ausgefett fein würde, und daß zugleich im Oberdorfe nicht 
binlänglih Brunnen vorhanden wären, aus denen anderes Waller bezogen 
werden Tönnte, widerfpricht in beiden Beziehungen dem der angefochtenen 
Entjheidung zu Grunde gelegten Thatbeftande und fonnte daher nad 
Borfchrift res 8. 6, Abſ. 1 des Gef. von 22. October 1875, R. G. 2. 
ex 1876 Nr. 36 nicht berüdfichtigt werben. . 

Belangend die in dem dritten Beſchwerdepunkte geltend gemachte 
Ungiltigkeit des Gemeindebejchluffes vom 23. Yuni 1860 ift zu bemerken, 
daß es fih hiebei um eine von dem Gegenſtande des angefochtenen Er⸗ 
laſſes des fchlef. Landesausſchuſſes, als welcher fih allein mit der Trage 
der theilweifen Umlegung der Bezirksſtraße Sandbühel⸗Saubsdorf befchäftigt, 
durchaus verjchietene Angelegenheit handelt und daß fomit diefer Gemeinde» 
beſchluß zwar für fih in ven burd die Gemeindeorbnung vorgezeichneten 
gefeglihen Wegen angefochten werben konnte, nicht aber, ohne daß vorher 
diefer adminiftrative Inſtanzenzug erſchöpft worden wäre, anläßlich der 
gegenwärtigen Verhandlung inciventer in Trage gezogen oder invalidirt 
werden kann. Ä 

Der vierte Beichwerbepunft, daß die. Zuftimmung der Gemeinde 
Saubsdorf nicht eingeholt worden fei, könnte nur von ber gefehlichen Ver⸗ 
‚tretung der Gemeinde geltend gemacht werden und wird aufßerbem durch 
den im vorigen Abfute erwähnten Gemeindebefchluß, wonach die Gemeinde 
freiwillig einen außerorventlichen Beitrag für den Straßenbau übernahnt, 
widerlegt. 

Da ſomit die bisher erörterten Beſchwerdepunkte durchaus unbegründet 
eriheinen, die weiteren Befchwerdepunfte aber in ber 3. m. Verhandlung 
zurüdgezogen worden find, jo mußte die Beſchwerde als unbegründet ab» 
gewiefen werten. 


392 Nr. 1199. — Erk. v. 4. November 1881, 3. 1650. 


Ar. 1199. 


Die Entſcheidung über Streitigkeiten, betreffend bie Berpflihtung zur 
Leiftung für Gultuszwede Beht nit ben autonomen an —4 


Erkenntniß vom 4. Rovember 1881, 3. 1660. 


Der k. k. V. G. Hof hat über die Beſchwerde der Gemeinde Grigno 
ca, Entſcheidung des tiroler Landesausſchuſſes vom 18. Februar 1881, 
3. 1832, betreffend einen Beitrag zum Gehalte des Rectors in Tezze, 
nad durchgeführter d. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird nad 8. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.” 


Entfcjeidungsgründe. 


Borliegendenfall® ift bie Frage ftreitig, ob die Ortsgemeinde Grigno 
verpflichtet ift, behufs Dotirung des Rectors (Curaten) der in ihren Ber- 
band gehörigen Fraction Tezze einen mit Gemeinveausfhußbefchluß vom 
16. März 1875 bewilligten umd bis einjchließlih 1880 thatſächlich bes 
zahlten Zufchuß von jährlichen 100 fl. aus den Mitteln der Ortsgemeinde 
fortan zu leiften oder ob eine foldhe Verpflichtung für die genannte Orts 
gemeinde nicht beitehe. | 

Es handelt fi alfo um eine Streitigleit über die Verpflichtung zur 
Leiftung für Eultuszwede. — Ueber derlei Streitigfeiten haben nad $. 55 
des Gef. vom 7. Mai 1874, R. G. B. Nr. 50 (bezw. nad den 88. 33 
und 34 bdeöfelben) die Verwaltungsbehörden, das find die flantlichen Cultus⸗ 
behörden, oder aber die Gerichte zu entfcheiden; erflere dann, wenn eine 
folde Leiftung aus dem allgemeinen Grunde ver Zugehörigleit zu einer 
firhlihen Gemeinde oder eines beftehenden Patronates (falls nicht bie 
Freiheit von der Leiftung aus befonveren privatredhtlichen Gründen ab 
geleitet werden will); die leßteren dagegen, wenn die Leiſtung aus einem 
befonveren Titel geforvert wirb. 

Die Verordnung eined Proviforiums im bringenden Intereſſe ber 
Seelforge ſteht nah 8. 56 des erwähnten Gef. den Bermwaltungs- 
(ftaatlihen Eultus-) Behörden zu. — Der: Landesausfhuß war demnach 
zur Entjheidung Über bie vorliegende Streitigleit nicht berufen und mußte 
fonad die angefochtene Entſcheidung nah $. 7 des Gef. vom 22. October 
1875 aufgehoben werben, 
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Ar. 1200. 


Der in den 88. 70—72 ber vorarlb. Sem. Ordg. vom 22. April 1864 aus: 
eiprodene rundfag, Daß zu den Koften von Einrihtungen und Ans 
alten in den Gemeinden nur Diejenigen Gemeindemitglieder beizutragen 
aben, welde von benfelben einen Rugen ziehen, findet auf die der Ge⸗ 
meinde für Armenverforgung erwachſenden Auslagen Feine Unwendung. 


Erkenntniß vom 4. November 1881, 3. 1649. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Befchwerde der Stadtgemeinde 
Feldkirch ca. Entſcheidung des vorarlb, Landesausſchuſſes vom 21. April 
. 1881, 3. 602, betreffend die Bedeckung der Koften des Baues eines 
Urmenhaufes in Ultenftatt, nach burdgeführter d. m. Verhandlung und 
Anhörnng bed Uno. Dr. Ferdinand Scufter, dann des Adv. Dr. Anton 
Haflelwanter, in Vertretung des belangten Landesausſchufſes und ver mit- 
betheiligten Gemeinde Altenftadt, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiejen. — 
Ein Zufpruh der vom belangten Landesausſchuſſe und von 
ber mitbetheiligten Gemeinde angefprodhenen Koften des Ber- 
fahrens vor demk. k. Berwaltungsgerihtshofe findet nidt ftatt.* 


Entſcheidungsgründe. 


Vorliegendenfalls wird die Geſetzmäßigkeit ter angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung, womit der Beſchluß ber Gemeinde Wltenftadt, die durch bie 
Gemeindecafleeinkünfte nicht gededten Auslagen für tie Herftellung eines 
Armenhanfes durch Umlage auf die in der Gemeinde vorgefchriebenen 
directen Steuern zu deden, aufrecht erhalten wurde, deshalb angefochten, 
weil nad Anficht der befchwerveführenden Stadtgemeinde Feldkirch, melde 
als Grundbeſitzerin in Altenftadt hiedurch in Mitleiden gezogen wird, jene 
Gemeindeglieder, welhe nah dem Geſetze gar einen Anſpruch auf 
AÄrmenverforgung in einer beftimmten Gemeinde haben, insbejondere daher 
eine fremde Gemeinde, zur Beftreitung ber Koflen für ein Armenhaus nicht 
herangezogen werben können, weil nach dem in den 88. 70—72 der vor» 
arlb. Gem. Ordg. von 22. April 1864, 2. ©. B. Nr. 22 ausgeſprochenen 
Srunvfage zu den Koflen von Einrichtungen und Anftalten in den Ge» 
meinden nur biejenigen Gemeindemitglieder keizutragen haben, welche von 
denjelben einen Nuten ziehen. 

Diefe Anfiht ift jedoch im Geſetze nicht begründet. — Nach dem 
IV. Abfchnitte des Heimathsgeſ. vom 3. December 1863, R. ©. 2. 
Nr. 105 Liegt die Armenverforgung der Gemeinde ob und nad den 
88. 27, Punft 8 und 35 der Gem. Ordg. ift das Armenmwefen und bie 
Beihaffung des erforberlihen Koſtenbedeckungsbetrages Sache der Ge 
meinde. — Nah den grunpfäglihen Beftimmungen der einfchlägigen Ge- 
ſetze haben daher für die Koften der Armenverjorgung nicht, wie die bes 
fchwerbeführende Gemeinde unter Unrufung der SS. 70—72 der ©eu. 
Ordg. behauptet, jene, welche von den bezäglihen Einrichtungen und An⸗ 
ftalten ven Nuten haben, aufzulommen. — Denn abgefehen davon, daß 
8. 70 von mit dem Beſitze und ter Benlgung des Gemeindeguteö 
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verkundenen Auslagen, 8. 71 von Roften, die blos das Intereſſe ein- 
zelner Srunpdbefiger betreffen und $. 72 von Kinrichtungen, die nur 
dem Orte und ihren Bewohnern (alfo nicht etwa den Gemeindebürgern 
und Heimathäberechtigten nah 8. 6, Punkt 1 und 2 und $. 9 der Gem. 
Ordg. im Gegenjage zu ben fogen. Gemeindegenoffen) nüten können, 
fpriht und daher dieſe Beſtimmungen nicht die Normirung der Koften- 
bebedung für die Urmenverforgung enthalten, liegt e8 auf der Hand, daß 
ter in diefen Paragraphen aufgeftellte Grundſatz, daß nur jene die Koften 
zu tragen baben, weldhe ben ausjchlieklihen Genuß beziehen, ein aus. 
ſchließliches Intereſſe haben und den alleinigen Bortheil haben können, bei 
der Frage der Koftenbededung der Armenverforgung abjolut unanwendbar 
ift, da die in erfter Linie an der Armenverforgung Betheiligten die Armen 
ſelbſt find. 

Das Geſetz hat die Armenverforgung als eine Angelegenheit von 
allgemeinen Intereſſe Mar und beftinmt dadurch feftgeftellt, daß es fie 
grundfäglid der Gemeinde als folder zumeift und zur vollen Sicherung 
des Zweckes unter Umftänden fogar die Beihilfe und die Mittel des Landes 
heranzieht (Heimathsgeſ. 85. 22 und 27, vorarlb. Yandesgef. vom 9. Jän- 
ner 1873, 8. ©. B. Nr. 9, 8. 2 und vom 30. Yuni 1875 Nr. 31). 

Es war ſonach den Geſetze entſprechend, daß zur Beftreitung der 
nad 8. 67 der Gem. Ordg. nicht bededten Ausgaben zu dem Gemeinde⸗ 
zwede der Armenverforgung — vorliegendenfall® zur Herftellung eines 
neuen Armenhauſes — nad 8. 73 der Gem. Ordg. die Aueſchreibung 
von Gemeindeumlagen befchloffen und felbe nad der im $. 74 der Gem. 
Ordg. aufgeftellten Regel auf alle in der Gemeinde vorgefchriebenen 
Steuern aufgetheilt und umgelegt wurde und mußte daher die dagegen 
erhobene Beſchwerde als unbegründet abgewiejen werden. 


QAr. 1201. 


Welche Rahmeifungen find zu liefern, wenn ein Gebührennadlaß für 

einzelne Objecte eines Kaufes verlangt wird, eine fpeciele Bewerthun 

Dieter Dbjecte im Vertrage wende und darin nur ein Geſammtkauf—⸗ 
fhilling für alle Objecte feftgefept wurde. 


Erlenntnig vom 8. November 1881, 3. 1736. 


Der I. EB. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Heinrich Frei⸗ 
heren ©. DoblhoffeDier ca. Entſcheidung des k. E. Finanz Min. vom 
10. März 1831, 3. 39378, betreffend die Gebührenbemefjung vom Kauf— 
vertrage dto. 30. October 1876, nach durchgeführter d. m. Verhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Eduard v. Wiedenfeld, fowie des k. f. Min. 
Bice⸗Secr. Ritter v. Frofchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewieſen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Mit dem Vertrage von 30. October 1876 bat der Befchwerbeführe 
von feinem Bruder Rudolf Freiherrn v. Doblhoff vie dem legteren 
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gehörigen "d/, tel Untheile der in der Landtafel Hauptbuh R I, ©. 205 
‚inneliegenden Herrihaften Rauhenſtein, Weilersporf und Veſte Rohr, 
V. U. W. W. Einlage Nr. 114 fammt Zugehör, ferner die ihm gehörigen 
Antheile der bei den genannten Herrfchaften befeffenen und genofjenen 
Dominical- und Rufticalentitäten, welche lebtere im Orundbuche Baden 
inneliegen, die auch im Bertrage fpecificirt wurden, um den Geſammtbetrag 
von 120.000 fl. gekauft. — Diefer Kaufſchilling wurde auch zur DBe- 
meſſung der Gebühr als Grundlage angenomnien. 

Der Befhwerbeführer hat an der 31, percentigen Gebühr von biefem 
Kaufvertrage den Gebührennachlaß mit Rüdfiht auf die mittelft Taufch- 
verträgen vom 31. Jänner und 12. December 1870 durch den Berkäufer 
erworbenen Antheile des nunmehr werlauften Grundbeſitzſtandes angefprochen. 

Mit dem angefochtenen Erlaffe bat das f. k. Finanz Min. ent- 
ſchieden, daß an der mit 5250 fl. bemeflenen Gebühr ein Bercentual- 
nachlaß nicht gewährt werben fann, da in dem Kaufvertrage vom 30. Octo⸗ 
ber 1876 der Werth der zu verfchievenen Zeiten erworbenen Entitäten 
nicht befonters angeführt, fondern der Kauffhilling cumulativ mit 120.000 fl. 
feftgefegt wurde und zum Zwecke der Beurtbeilung des Gebührennachlaſſes 
weber die zur Zeit der Vorbefigveränderungen als Örundlage der Ge- 
bührenbemeffungen dienenden Werthe, noch auch die nicht detailirt und vor- 
[hriftsmäßig ausgewieſene ordentliche Steuer angenommen werden können, 
andere Wertbnahweifungen aber nicht vorliegen und überdies bezüglich ber 
Wald» und Wiefenparcellen in GSiegenfeld die erfolgte Herftellung der 
Grundbuchsordnung nicht nachgemiefen ift. 

Der V. ©. Hof war nit im der Zuge, dieſe Entſcheidung ale 
gefegwidrig zu erfennen. — Mit Rüdfiht auf die Beſtimmung des $. 50 
des Geb. Gef. vom 9. Februar 1850, R. ©. B. Nr. 50 wurde im 
gegebenen alle der bedungene Kaufpreis als Werth der erworbenen Sache 
für die Gebührenbemefjung angenommen und diefer Preis repräfentirt den 
Werth der Sache zur Zeit des Abfchluffes des Kaufvertrages. 

Soll nun in Anwendung ver zufolge a. 5. Entfhließung vom 1. Mai 
1850, R. ©, 3. Nr. 181 bewilligten günftigeren Gebührenbehandlung 
bei Uebertragungen des Eigenthumsrechtes unbewegliher Sachen wegen 
fürzerer als zehnjähriger Dauer des Vorbeſitzes, ver daſelbſt normirte 
Percentualnachlaß an der gefeglichen Normalgebühr von der Webertragung 
des Eigenthumsrechtes gewährt werben, fo ift es Har, daß auch für Theile 
biefer Sache nur der Werth aus jenem Zeitpunfte bei ter Gebühren: 
bemeffung, refp. heim Gebührennaclaffe maßgebend fein fann, welder 
bei der Wertkbeftimmung für die ganze erworbene Sache im Zwecke der 
Gebührenbemeffung als Grundlage bient. 

Es ift ſonach der Anfprud, daß bei Bemeflung der Gebühr von 
dem Kaufvertrage dio. 30. October 1876 bezüglich ver in Folge der 
Zaufchverträge vom 31. Jänner 1870 und 12. December 1870 erworbenen 
Antheile des nunmehr verkauften Grundbeſitzſtandes der Werth dieſer An⸗ 
theile nad jenem. Werthe angenommen werde, welder in diefen Tauſch⸗ 
verträgen, bezw. bei der gerichtlihen Schägung, die aus dem Jahre 1862, 
alfo vierzehn Jahre vor dem Kuufvertrage, herrührt, feftgefegt war, mit 
Rüdfiht auf die Beflimmungen der 88. 49 und 50 des Geb. Gef. offen- 
bar unbegründet. 
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Nachdem im Kaufvertrage ſelbſt ter Werth der einzelnen Antheile, 
wegen veren fürzeren Borbefiges der Gebührennachlaß angeſprochen wird, 
nicht angegeben war und von der Partei eine Werthnachweiſung bezüglich) 
diefer Autheile aus dem maßgebenden Zeitpunfte, d. i. aus der Zeit bes 
Abſchluſſes des Kaufvertrages, von weldem die Gebühr zu bemefien war, 
der Finanzbehörde nicht vorgelegt worden ift, da auch bezüglich der Wald⸗ 
und Wiefenparcellen in GSiegenfeld die erfolgte Herflellung der Grund⸗ 
buchſsordnung der abminiftrativen Behörde nicht nachgewieſen wurde, fo 
war die Yinanzverwaltung beredhtigt, den angefprodenen Nachlaß an ber 
Gebühr zu verweigern. 

Diefe Berweigerung findet ihre gejegliche Begründung in den Be- 
flimmungen des 8. 43 ves Geh. Gef. und der Fin.-Min.-Verorbnung 
vom 2. December 1850, R. ©. B. Nr. 470, wonad die zur unmittel- 
baren Gebührenentrichtung verpflichteten Perjonen verbanten find, bem 
Umte die zur Gebührenbemeflung, d. i. zum richtigen Vollzuge ber Anord⸗ 
nungen der Gebührengeſetze erforberlihen Nachweiſungen und Behelfe zu 
überreihen und namentlid urkundlich die Nachweiſung der erfolgten bücher- 
lihen Eintragung des Vorbeſitzers beizubringen. 

Der B. ©. Hof mußte demnach die Beſchwerde als unbegründet 
zurückweiſen. 


Ar. 1202. 
Rechtsſat wie in Nr. 605, 729 und 1123. 


Erkenntniß vom 8. November 1881, 3. 1762. 


Der I. f. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der öſterr. Gas⸗ 
heleuchtungs-Actiengefelfchaft in Wien ca. Entſcheidung des k. k. Finanz. 
Min. von 24. Jänner 1881, 3. 38889, betreffend die Gebührenbemeflung 
vom ©adlieferungsvertrage für das k. k. Hofoperntheater dto. 30. October 
1867, nad durchgeführter d. m. Verhandlung zu Recht erlannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiefen — 
Die befhwerpdeführende Geſellſchaft bat dem k. k. Finanzmini— 
ſterium an Koſten des Verfahrens den Betrag pr. 10 fl. binnen 
14 Tagen von der Zuftellung dieſes Erfenntniffes zu erfegen.“ *) 


Rehtefag wie in Ar. 252. 
Erkenntniß vom 8. November 1881, 8. 1763. 


Der E83. ©. Hof hat Über die Beſchwerden des Joſef Baier, 
Müllers in Meſſendorf, und des Johann Weſſelsky, Ausgebingers in 


*) Siehe Entſcheidungsgründe bei Nr. 605 (Banb III, Jahrgang 1879), 
Nr. 729 (Band IV, Yahrgang 1880) und Nr. 1123, 
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Klein⸗Glockersdorf in Schleſien, ca. Entſcheidung des k. k. Finanz. Min. 
vom 4. Februar 1881, 3. 30221, betreffend eine vom Kaufe der Mühl- 
realität Nr. 4 in Klein⸗Glockersdorf vorgefchriebene Gebühr pr. 637 fi. 
nah durchgeführter 3. m. Verhandlung zn Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird als nicht begründet abgemwiefen.“*) 


Ar. 1204. 


Ein Beſchluß, bei welchem außer ben Mitgliedern ber Semeindevertretung 
noch andere Berfonen als Stimmführer mitwirken, ift Fein Gemeinde: 
ausſchußbeſchluß im Sinne der Gemeindeordnung (88. 13, 29 und 45) und 
es Tann ein Beſchluß nicht deshalb ſchon als öffentlih Fundgemadt an: 
gefchen werden, weil er von den Mitgliedern der Gemeindevertretung 
unter Buziehung einer beſchränkten Bapl von —— gefaßt wurde. 
— Die autonomen Organe find durch kein Geſeg ermächtigt, Ep har 
und Regulirungsbauten, beren Ausführung nad dem tirol. Waſſerrechtö⸗ 
ge ege zunächft Angelegenheit der betheiligten Liegenfchaften: und Anlagen: 

ejiger find, — infoferne es fid) nicht um Die Leiftung ber der Gemeinde ale 
Mitglied einer Wa ergenofientehaft nad 8.67 des Waſſ. Geſ. zugemeflenen 
Beitragsquote handelt, — als &emeindeangelegenheit zu behandeln unb 
die Koften auf die in der Gemeinde vorgefchriebenen Steuern umgulegen 
und find zur Heranziehbung der Betheiligten im Entfheibungswege nit 

die autonomen Organe berufen. 


Erfenntniß vom 10. Rovember 1881, 3. 1799. 


Der k. 1. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Ludwig Marg- 
reiter und Genoſſen ca. tirol. Landesausſchuß anläßlich der Entſcheidung 
desjelben vom 13. April 1881, 3. 4366, betreffend die Regulirung des 
Derelbades in Sclitters, nad burchgeführter 8. m. Berhanplung und 
Anhörung des Abo. Dr. Joſef Kopp, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entſcheidung wird nah 8. 7 des Ge- 
ſetzes vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf⸗ 
gehoben.” 


Enifdeidungsgrände. 


In der angefochtenen Entfheidung wird ausgeſprochen, ber am 
7. Yänner 1881 überreichte Adminiftrativrecurs, welcher gegen ben Ge⸗ 
meindeausfhußbefhluß vom 26. November 1880 gerichtet ift, fei ver 
jpätet, weil er nicht binnen vierzehn Tagen eingebracht wurde, 

Diesfalls ergibt fih aus den Apminiftrativacten Folgendes: Laut 
Eigungsprotofolle® vom 26. November 1880 hat der Gemeindeausfchuß, 
unter Beizug der größeren und der Mehrzahl der dortigen Orunpbefiter 
beſchloſſen, die Koften für die Derelbadregulirung feien nad ver I. f. 
Jahresſteuer umzulegen und es fei diefer Beſchluß „als öffentlich kund⸗ 
gemacht und als rechtskräftig anzufehen“. Bei diefem Sachverhalte und 
in Anbetraht, daß den Acten zufolge ein anderer Act der Kundmachung 


*) Siehe Entiheibungsgrüude bei Nr. 252 (Band II, Jahrgang 1878). 
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oder eine Berfländigung der Betheiligten nicht erfolgte, ift es Mar, daß 
hier ein orpnungsmäßig kundgemachter Gemeindeausſchußbeſchluß nicht vor- 
fiegt. — Denn ein Beſchluß, bei welchem außer den Mitgliedern der Ge⸗ 
meindevertretung noch andere Perfonen als Stimmführer mitwirken, ift 
fein Gemeindeausſchußbeſchluß im Siune der Oemeindeordnung (88. 13, 
29 und 45) unt es kann ein Beſchluß nicht deshalb ſchon als öffentlid, 
kundgemacht angefehen werden, weil er von den Mitgliedern der Gemeinde⸗ 
vertretung unter Zuziehung einer befchränften Zahl von Gutöbefigern 
gefaßt wurbe. 

Ans der Anordnung des 8. 80 der Gem. Ordg., welcher — ob 
wohl nad 8. 46 die Ansſchußfitzungen öffentlih find — ausdrücklich be⸗ 
fiimmt, daß Beſchlüſſe des Gemeindeansſchuſſes über Gemeindeumlagen 
jeder Art öffentlich kundgemacht werden müfſen, fowie ans der Anorbuung 
des 8. 88, Abſ. 7, wonach die Fallfriſt für Berufungen gegen Beſchlüfſe 
des Gemeindeausſchuſſes vom Zage der Kundmachung des Beſchluſſes 
oder der Berfländigung hievon, läuft, geht unzweifelhaft hervor, daß nad 
dem Geſetze neben der Faffung des Beſchluſſes, wenn fie auch in öffent 
fiher Sigung erfolgt (8. 46), wenn es fi um Gemeindenmlagen hantelt, 
oder tie Yalfrift für eine Berufung laufen fol, nod ein abgejonverter 
Act der Öffentlihen Kundmachung over der Berfländigung erfolgen mäüfle. 
— Bei jo bewandten Umftänden konnte eine Rüdweifung der Recurrenten 
wegen VBerfäumung der Yalfrift nach dem Geſetze nit flattfinden, wie 
denn aud der Landesausſchuß felbft fih in eine meritorifhe Entſcheidung 
der Sade einließ. 

Betreffend die in der Beſchwerde beftrittene Competenz bed Landes⸗ 
ausſchuſſes zu einer foldden, ift aus den Acten zu erſehen, daß es fi 
vorliegendenfalls nach dem vom Landesausſchuſſe angenommenen, der Acten- 
lage entjprechenden Thatbeſtande um eine Regulirung des Oexelbaches und 
zwar zunähft um die Eröffnung eined neuen Rinnſales zur Ausleitung 
desfelben in den Ziller, zum Schutze der Culturgründe gegen jehr bebeu- 
tende Beſchaͤdigungen, um Entbehrlihmadhung der faſt jährlich nothwendigen 
Bahräumungen und Uferbauten und um Ermöglichung der Eultivirung der 
vom Bade überfchütteten Augründe, fonah um Schut- und Regulirungs⸗ 
bauten handelte, bezüglich welcher eventuell nad 8. 41 des tirol. Wafl. 
Gef. vom 28. Auguft 1870, 8. ©. B. Nr. 64 die Oenehmigung ver 
politiſchen Behörde einzuholen war, deren Ausführung nad 8. 44 
des Waſſ. Gef. zunächſt eine Angelegenheit derjenigen if, welchen bie be⸗ 
brohten oder beſchädigten Liegenjhaften oder Anlagen gehören, bezüglid. 
welcher durch Uebereinkunft oder durch Verfügung der politifhen Be— 
hörden (88. 52 und 75 des Wall. Gef.) auf Grund von Mehrbeitd- 
beſchlüſſen Waflfergenoffenfhaften gebildet werden können oder in Folge 
eines Landesgeſetzes müſſen, bezüglich welcher endlich vie Landesgeſetz⸗ 
gebung Beftimmungen treffen kann, ob für die Ausführung durch Beiträge 
over Vorſchüſſe aus Pandes- oder Gemeindemitteln Sorge zu treffen ift 
(8. 45 des Waſſ. Geſ.). 

Es befteht aber kein Geſetz, welches tie Gemeindevertretung ermäch⸗ 
tigen würde, eine ſolche Angelegenheit — infoferne e8 ſich nicht um bie 
Reiftung der der Gemeinde als Mitglied einer Waſſergenoſſenſchaft nad 
8. 67 des Waff. Gef. zugemefienen Beitragsquote handelt — als Gemeinde» 
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fahe zu behandeln und bie Koften durch Umlage nad der in der Ge- 
meinde vorgefchriebenen Steuer aufzubringen; ebenfowenig ift der Landes⸗ 
ausfhuß ermächtigt, eine ſolche Verfügung zu treffen oder zu genehmigen. 
— Selbſt wenn man im Hinblide auf die aus Landesmitteln zur Derxel- 
badhregulirung gewährte Geldunterſtützung annehmen wollte, e8 handle ſich 
um einen aus Randelömitteln unternommenen Bau ($. 51 des Wafl. Gef.), 
fo würden zu weiteren Foften doch immer nur die intereffirten Anrainer 
durch die politiſche Behörde (88. 51 und 75 des Waſſ. Gef.) zur 
Beitragsleiftung herangezogen werden können. — Es fehlte daher dem 
Landesausfchuffe die gejeglihe Competenz zur angefochtenen Entſcheidung. 

Wenn der Landesausſchuß einmwendet, daß diejenigen, welche fih im 
abminiftrativen Wege wegen Aufhebung des Befchluffes vom 26. November 
1880 an ihn wendeten, bieturd feine Competenz zur meritorifchen Ent- 
fheidung der Sache anerlannten, fo ift diefe Einwendung nicht zutreffend. 
— Denn es war den Recurrenten zunächſt darum zu thun, den fie be« 
jhwerenten, vom Gemeindeausſchuſſe unter Zuziehung von Grundbefigern 
gefaßten Befhluß vom 26. November 1880 aufgehoben zu jehen, zu wel⸗ 
hem Behufe fie nah 8. 88 der Gem. Ordg. an tie höhere autonome 
Auffihtsbehörde gewiefen waren, welche den Beſchluß aufheben und bie 
Sache an die competente Behörde verweilen konnte. 

Die angefochtene Entſcheidung mußte daher nah $. 7 des Gef. vom 
22. October 1875 aufgehoben werten. — In den weiteren Beſchwerde⸗ 
punft, taß die Entfcheitung aud in meritaler Beziehung den hier anzu» 
wendenven Geſetzen nicht entjpreche, hatte der V. ©. Hof bei der erfannten 
Unzuftändigfeit des Landesausfchuffes nicht weiter einzugehen. 


Ar. 1205. 


Weber den Zeitpuntt, von welchem an die Dauer der einer Gemeinde mit 
Landtagsbefhluß ertheilten Ermädtigung zur @inhebung der Pflafter- 
mauthgebühr zu rechnen ift. 


Erlenntniß vom 10. November 1881, 3. 1726. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Stadtgemeinde 
Stryj ca. Min. des Innern, anläßlih ver Entſcheidung besfelben vom 
18. Februar 1881, 3. 1047, betreffend die Berechtigung zur Kinhebung 
der Pflaftermauth auf der Biala-Stryj-Sniatyner Straße an der Ein- 
fahrt von Bolechow, nah durdgeführter d. nı. Berbandlung und Anhörung 
des Adv. Dr. Ludwig Wolsli, dann des k. k. Hofrathes Adolf Edhardt, 
zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung wird nad 8. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 86 aufgehoben.” 


Entfheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung vom 18. Februar 1881, 3. 1047 
bat das f. k. Min. des Innern im Inflanzenzuge erkannt, daß die der Stadt⸗ 
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gemeinde Stryj mit dem, mit der a. h. Entfhliefung vom 13. Februar 
1875 (galiz. 2. G. 3. Rr. 31) genehmigten Beſchluſſe des galiz. Land⸗ 
tages auf die Daner von fünf Jahren ertheilte Ermächtigung zur Ein- 
hebung des Pflaftermauthgelves bei den neun, darin angeführten ftäptifchen 
Einfahrten nur bis zum 14. Jänner 1881 zu gelten babe, weil mit ber 
Einhebung der Gebühr, wenn auch nicht bei allen Manthſchranken, fchon 
am 15. Yänner 1876 begonnen wurde und weil der Landtagsbeſchluß 
rädfigtlih der Daner feiner Wirkfamlfeit nur in der Gänze in Betracht 
kommen fann. 

Die Stadtgemeinde Stryj fiht diefe Entſcheidung aus dem Grunde 
an, weil fie behauptet, daß die Dauer der Wirkſamkeit dieſes Landtags⸗ 
beſchluſſes vom Zeitpuntte ver Erridtung jedes einzelnen Mauthſchrankens, 
bezw. für jede Einfahrt vom Tage der begonnenen Einhebung des Pflafter- 
mauthgelve® an berfelben zu rechnen fei nnd beanfprucht daher, nachdem 
die Aufftelung des Manthſchrankens anf der Binla-Stryj- Sniatyner 
Straße an der Einfahrt von Bolehöw erſt am 13. September 1878 er- 
folgt ift und ſonach die Einhebung des Pflaftermantbgelves daſelbſt erft 
an diefen Tage begonnen hat, daß die fünfjährige Dauer der Berechtigung 
zur Einhebung der bezüglichen Gebühr an der befagten Einfahrt vom 
13. September 1878 an gerechnet werde. 

Nachdem mit dem Landtaygsbeihluffe der Stadtgemeinde Stryj das 
Recht zur Einhebung des Pflaftermauthgelde® an den neun, darin bezeich- 
neten Einfahrten und darunter auch an der von Bolechoͤw auf die Dauer 
von fünf Jahren eingerännt wurde, nachdem bezüglich des Zeitpunftes der 
Wirkſamkeit diefes Landtagsbeſchluſſes im Art. I vesjelben die Verfügung 
getroffen worden ift, daß dieſe fünfjährige Dauer vom Zeitpunfte ber 
Bollziehbung des Landtagsbefchlufies zu beginnen hat, nachdem in dieſem 
Landtagsbeſchluſſe die Beſtimmung nicht enthalten ift, daß die Einhebung 
des Pflaftermautbhgeldes bei allen neun Kinfahrten gleichzeitig zu beginnen 
habe, nachdem die Einbebung diefer Gebühr an der Einfahrt von Bolechoͤw 
erft am 13. September 1878 begonnen hat und mit derſelben andy früher 
aus Anlaß der wegen der Aufftellung des bezüglihen Manthfchrantens im 
Zuge gewefenen Verhandlungen nicht begonnen werden fonnte; wobei her- 
vorzubeben ift, daß die behördliche Bewilligung zur Aufftellung des Mauth- 
fhranfens an der in Frage ftehenden Einfahrt erfi mit Erlaß der Be 
zirksbauptmannſchaft in Stryj vom 6. Auguft 1878, 3. 9101 ertheilt 
wurde, fo ftelt ſich das Begehren der Stadtgemeinde Stryj, daß bie 
fünfjährige Dauer der Berechtigung diefer Stadtgemeinde zur Einhebung 
bes Pflaſtermauthgeldes auf der Biala-Stryj-Sniatyner Straße an ber 
Einfahrt von Bolehöw, erft vom 13. September 1878 zu rechnen fei, 
als gefetlich gegründet dar. 

Die angefochtene Entſcheidung des F. k. Min. des Innern vom 
18. Februar 1881, 3. 1047 mußte daher nah $. 7 des Gef. vom 
22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben werden. 


Beilage der Juriſtiſchen Wlätter. 
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Qr. 1206. 


Beſchwerdepunkte, welche in der Befchwerbe an den B. &, Hof nicht bee 

we N worden find, —8 bei ber mündlichen Berbanblung nicht geltend 
emacht werden. 

Sompetenz ber autonomen Abminiftrativbehörben zur Eutjhelbung über 

die Sefegmäßigkeit ber in der Gemeindemitgliedfehaft gegründeten, bezügs 

lid des Gemeindeeigenthumes beftehenden Rugungsverhältniffe. *) 


Erkenntniß vom 11. November 1881, 3. 1668. 


Der k. k. 8. ©. Hof bat Über die Beſchwerde der Gemeinde Halicz 
ca. Entiheidung des galiz. Landesausſchuſſes vom 9. November 1880, 
3. 46963, betreffend bie den Inſaſſen von Halicz und Holendry zuge- 
ftandene gemeinfchaftlihe Benübung einer Gemeindeweide, nach durch⸗ 
geführter 5. m. Berhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Wolsfi, dann 
des Av. Dr. Raczynsli, in Bertretung des belangten Landesausſchuffes, 
zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Ein Koſtenerſatz findet nicht ſtatt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Im Jahre 1879 entſtand zwiſchen den eine politiſche Gemeinde 
bildenden Ortſchaften Halicz und Holendry ein Streit wegen Benützung 
einer Gemeindeweide in Halicz, genannt: „nad Srednim garbem“. Der 
galiz. Landesausſchuß hat im Smflanzenzuge unterm 9. November 1880, 
8. 46963 die Entfcheitung tes Bezirkausfchuffes in Podhajce vom 
16. Inli 1880, 3. 549, mit welcher unter Aufhebung der gemeinberäth- 
lihen Entſcheidung erfannt wurde, daß den Infaffen von Holendry zu- 
fammen mit den Inſaſſen von Halicz das Necht ver gemeinfamen Be⸗ 
ee der Gemeindeweide, als eines Gemeindegutes zuftche, aufrecht 
erhalten. 

Die Seitens der Gemeinde Halicz dagegen beim B. ©, Hofe ein- 
gebrachte Beſchwerde Tehrt ſich nicht gegen den meritorifhen Inhalt ber 
angefochtenen Entſcheidung, fondern beftreitet lediglich die Competenz ber 
autonomen Behörden zur Entſcheidung dieſer Streitfadhe; der B. ©. Hof 
wird ſonach nur die Frage zu löſen haben, ob die autonomen Verwaltungs⸗ 
Behörden gefelich berufen waren, in bem vorliegenden Gegenflande Ver⸗ 
fügungen zu treffen. 

"Die angeftrebte Aufhebung, bezw. Verweiſung auf den Rechtsweg 
würde im gegebenen Falle bann ftattfinden müſſen, wenn in Anfehung 
der Benütung der Gemeindeweide privatrechtliche Verhältniſſe beftünven. 
Daß ſolche beftehen, wird in der That Seitens der Beſchwerde behauptet 
und biesfall® der 8. 11 ber galiz. Gem. Ordg. vom 12. Auguft 1866, 
2. © B. Nr. 19 bezogen. — Der $. 11 beftimmt, daß bie privat- 
rechtlichen Verhältniſſe überhaupt und insbeſondere die Eigenthums⸗ und 
Nutzungsrechte einzelner Gemeindemitglieder oder einzelner Dertlichkeiten, 


*) Bergl. au Erkenntniß sub Nr. 13 (Banb I, Jahrgang 1876/77). 
Budwinsti, B. G. H. Srfenutniffe. V. 26 
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Theilen der Gemeinde oder aud ganzer Einmwohnerclaflen unverändert 
bleiben follen, da es nun ben autonomen Berwaltungsbehörden zufteht, 
zu erkennen, ob Jemandem eined biejer Privatredhte zufemme oder nicht, 
fo war mit dieſer Gefeesftelle den genannten Behörven lediglich die 
Verpflichtung auferlegt, dort, wo denſelben privatredtliche Verhältniſſe er⸗ 
fihtlih find, ſich jedweder Verfügung zu enthalten. 

Die Thatfahe, daß der angefochtenen Entſcheidung die gerichtliche 
Einvernahme der von der Ortſchaft Holendry zum ewigen Gedädhtniffe 
berufenen Zeugen zu Grunde lag, vermag das Verhältniß nicht zu einem 
privatredhtlihen zu flempeln und als folches erjcheinen zu machen, fchon 
deshalb nicht, weil bie gerichtliche Einvernahme der Zeugen zum ewigen 
Gedächtniſſe nur ein Beweismittel if, durch das die Behörden erft in die 
Lage kommen können, über ven Charakter eines Berbältnifies Kenntniß zu 
erhalten oder ſich zu verfchaffen. 

Durch die Apminiftrativacten und zwar burd den Inhalt des Ber 
fchluffes des Gemeinderathes Halicz dto. 4. Juni 1880, ſowie aud gerade 
durch die gerichtliche Ausfage der zum ewigen Oedächtniſſe einvernonmenen 
Zeugen wurde dargethan, daß die fraglichen Nugungsverhältniffe — da 
es fi) zugegebenermaßen um ein Gemeindegut handelt — Öffentlich recht. 
licher Natur find, ebenfo wie die von den Infaffen der Ortſchaft Holendry 
angeiprochenen, von der Gemeinde Halicz als nicht berechtigt beftrittenen 
Nutungen nur aus dem öffentlich rechtlichen Titel der Gemeindemitglieb- 
haft und der beftandenen Uebung in Anſpruch genommen werben, 

Hieraus ergibt fih, daß einerfeitt die fragliche Gemeindeweide aller« 
dings als ein Gemeindeeigentbum anzufehen ift, bezüglich deſſen die Be⸗ 
flimmungen der Gemeindeorbnung über die Benützung des Gemeindegutes 
(8. 68 ver galiz. Gem. Ordg.) Unmwendung zu finden haben, und daß 
anderſeits gegebenenfall® feine privatrechtlichen, jondern durchaus öffentlich 
rechtliche Berhältniffe in Frage fleyen, deren Regelung durch mehrfache 
geſetzliche Beſtimmungen (88. 68 und 101 der galiz. Gem. Ordg. und 
8. 49 des Gef. über Bezirkövertretungen vom 12. Auguft 1866, L. G. B. 
Nr, 21) ten Gemeindevertretungen und ven ihnen übergeorbneten autonomen 
Berwaltungsbehörden nah Maßgabe der Beftimmungen ber Gemeinde 
ordnung zuftebt. 

Die erft bei der mündl. Verhandlung vorgebradhten Einwendungen 
in meritorifher Beziehung und in Abſicht auf das Verfahren konnten im 
Hinblid auf die Beftimmung des $. 18 des Gef. vom 22. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 nicht in Betracht gezogen werben, ba fie 
feinen Gegenſtand der eingebrachten Befchwerde gebildet haben. — Die 
Beichwerde mußte daher ald unbegründet abgewiefen werden. 
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Ar. 1207. 


Berpflihtung des Gutögebietes (in Galizien), das erforderlide Holz: 

materiale zur Herftelung und Erhaltung der Gemeindefraßen zu ver: 

fhaffen. — An der Eriftenz eines Butsgebietes in feinem vollen Umfange 

muß fo lange feftgehalten werden, infolange nicht dargethan ift, daß eine 

Henberung eines bisherigen Beſtandes in reiner formellen Art und Weiſe, 

wie felbe in den 89. 2 und 4 des Bel. über das Butögebiet vorgezeichnet 
erſcheint, durchgeführt wurde. 


Erkenntniß vom 11. November 1881, 3. 1666. 


Der I. & 3. ©. Hof bat Über vie Beſchwerde des Johann Sobieski, 
Vorſteher des Gutsgebietes in Pelfinia, ca. Entſcheidung des galiz. 
Landesausſchuſſes vom 19. October 1880, 3. 39085, betreffend die Holz- 
materialbeifchaffung für die Straßen und Brüden in Wolka Pelkinska, nad 
durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Frydmann, 
des Adv. Dr. Raczynski, in Vertretung des belangten Landesausſchuſſes, 
fowie de8 Adv. Dr. Ludwig Wolski, in Vertretung der mitbetheiligten 
Eheleute Dabrowskie, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als ungegründet abgewiejen.” — 
Ein Koftenerfag wird nicht auferlegt.” | 


Entfdeidungsgrände. 


Der galiz. Landesausſchuß bat unterm 19. October 1880, 3. 39085 
im Entſcheidung des Streites zwifchen dem Bertreter bes dem Georg 
Fürften Czartoryski gehörigen Gutsgebietes von Wolka Pellinsfa und den 
Ehelenten Yaroslaus und Joſefa Dabrowskie, Eigenthämern des dortſelbſt 
beſtehenden Maierhofes, wegen Verpflichtung zur Beifhaffung des für 
Brüdenherftellungen auf den Gemeindeftraßen in Wolla Pelkinska erfore 
derlihen Holgmateriales, im Inflanzenzuge vie Entfcheidung des Jaroslauer 
Bezirksausſchuſſes vom 2. Mai 1876, 3. 858, mit welder obige Ber- 
pflihtung dem obbenannten Gutögebiete, al® dem Eigenthume des Georg 
Fürften Czartoryski ausſchließlich auferlegt wurde, vollinhaltlich beftätiget. 

Nach $. 11 des galiz. Straßengef. vom 18. Auguſt 1866, 8. G. B. 
ex 1867 Nr. 15 haben bie Koften der Herſtellung und Erhaltung der 
Gemeindeſtraßen — (und nah $. 5 des cit. Gef. auch der Brüden, 
welche als Theile jener Straßen behandelt werben, in beren Zuge fie fid) 
befinden) — fowohl im Territorinm der Gemeinde, als auch des Guts⸗ 
gebietes, die Gemeinde und das Gutsgebiet gemeinfchaftlich zu tragen und 
ift nah 8. 12, Abſ. 3 des cit. Gef. das Outögebiet von dem Beitrage 
in der Arbeitsleiftung befreit, dafür aber verpflichtet, das erforderliche 
Holzmatertale zur Herftelung und Erhaltung der Gemeindeftraßen zu 
verſchaffen. 

Der 8. 1 des Gef. über die Ontsgebiete vom 12. Auguſt 1866, 
2. © 8. für Galizien Nr. 20 bezeichnet jeden vormals herrichaftlichen, 
vom ©emeindeverbande gejchiedenen Grundbefitz — als Gutsgebiet. — 
Nun bat der galiz. Landesausſchuß durch die Yaroslauer Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft conftatirt und als Shatbeftand angenommen, — was aud von 
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Seite der Beſchwerde nicht wiberfprohen wird, — daß Georg Fürft 
Czartorysti als Kigenthümer der Güter Wolle Pellinska ſ. Att. ben 
Bütern Bellinia feit dem Jahre 1859 in Dom. 325 p. 252 n. 13 haer. 
ber galiz. Landtafel intabulirt, daß diefer vormals herrichaftlihe Grund⸗ 
befig im Sinne des 8. 2 bes Gef. Über die Gutsgebiete in den Gemeinde 
verband nicht einverleibt ift und bag Wolka Pelkinska |. Att. den Gütern 
Belkinia ein Gutsgebiet bilden und nur einen Gutsgebietsvorſteher haben. 
— Un der Eziftenz eines foldhen Gutögebietes in feinem vollen Umfange 
muß fo lange feitgehalten werden, infolange nicht dargethan ifl, daß eine 
Aenderung feines biöherigen Beſtandes in einer formellen Art und Weife, 
wie felbe in den 88. 2 und 4 des Gef. Über das Gutsgebiet vorgezeichnet 
erjcheint, durchgeführt wurde, 

Die Beichwerde behauptet zwar, daß vor Jahren aus dieſem ein- 
heitlihen Gutsgebiete der herrihaftlihe Grundbeſitz in Wolle Pelkinska 
im Berlaufd- und Tauſchwege an die Eheleute Dabrowskie überging, fo 
daß Fürſt Czartoryski heute daſelbſt leviglih ein Wirthöhaus und das 
Propinationsrecht befigt. Dadurch ift aber noch Feine Aeuderung im Sinne 
der cit. 8$. 2 und 4 herbeigeführt werden, welche bie Eriftenz bes Guts- 
gebietes überhaupt in trage fielen und das beftehende Gutsgebiet von ber 
im galizifhen Straßengefege vorgefehenen Naturalbeitragsleiftung befreien 
würde. — Der Abverlauf oder überhaupt die Abtretung einzelner Theile 
des dem beſtehenden Gutögebiete angehörenden vormals herrſchaftlichen 
Grundbeſitzes an dritte Perfonen, kann für diefe allenfalls Mitbeſitzrechte 
begründen, wie folder 3. B. im 8. 8, Abſ. 3 des Gef, über die Guts⸗ 
gebiete Erwähnung gefhieht, Tann aber an der Verpflichtung des Guts- 
gebiete® zur vorgedachten Natnralbeitragsleiftung Nichte ändern, weil das 
galizifche Straßengefetz diefe Verpflichtung dem jeweiligen Outsgebiete 
ohne Rüdfiht auf Größe und Umfang desfelben auferlegt. 

Ob Fürft Ezartorysli, bezw. der Vorſteher bes einheitlichen Guts⸗ 
gebiete® von Wolle Pellinsta und Pellinia, beim wirklichen Beftaude von 
Mitbefigern dieſes Gutsgebietes, von demfelben eine partielle Naturalbeitrags⸗ 
leiftung mit im Anfprach uehmen könnte, war kein Gegenflanb ber abmini« 
firativen Entſcheidung. — Für die autonomen Behörden war angeſichts 
der pofitiven Beflimmung des 8. 12 des galiz. Straßengef. fein Anlaß 
vorhanden, in die Prüfung diefer Mitbeſitzverhältuiſſe einzugehen, und bei 
ber Inanſpruchnahme der Naturalbeitragsleiftung zu Brüdenberftellungen 
im Zerritorio der Gemeinde Wolka Pelkinska fih an Jemanden Anderen 
zu halten, al8 an ben berzeitigen Borfteher des einheitlichen Gutsgebietes 
von Wolle Pelkinska und Belkinia. 

Die Beſchwerde erfcheint alfo nicht begründet und muß abgemwiefen 
werben. 
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Mr. 1208. 


Sebührenpfliht nach der Anm. A der Zarifpoft 40 des Geb. Gef. vom 
hrenpfich —* December 1862, R. ©. ß hr 89. ' 


Erkenntniß vom 16. November 1881, 3. 1880. 


Der k. k. V. G. Hof hat über die Befchwerde der S. M. Euphemia 
Niemetz, d. 3. Generaloberin der Eongregation der barmberzigen Schweftern 
vom heiligen Karl Borromäus in Prag, in Bertretung diefer Congregation 
ca. Entfheidung des E. ?. Finanz. Min. vom 29. Yänner 1881, 3. 33401, 
betreffend die Borfchreibung der in ber Tarifpoft 40, Anm. 4 des Gel. 
vom 13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89 feftgefegten Baufchalgebühr, 
nach burchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Yuftin 
Zanufch, fowie des k. f. Min.-BiceSecr. Ritter v. Frofchauer, zu Recht 
erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiejen.“ 


Entfheidungsgründe. 


Die Congregation der barmherzigen Schweftern vom heiligen Karl 
Borromäus in Prag beſchwert fi, daß die Finanzverwaltung vom 2. Octo⸗ 
ber 1877 an, mit weldem Tage die lebte Wahl einer Generaloberin dieſer 
Eongregation flattgefunden hatte, die in der ZTarifpoft 40, Anm. 4 des 
Gef. vom 13. December 1862, R. ©, B. Nr. 89 feftgefegte jährliche 
Paufhalgebühr von 1/, Percent des reinen Jahreseinkommens der genannten 
Sommunität in Anſpruch nimmt. 

Die Befchwerbe ſtützt fich weſentlich darauf, daß bie cit. Tarifpoft 40 
entgeltliche Verträge über Dienftleiftungen zum Gegenſtande habe, von 
einem Entgelte aber für die Yunction einer Generaloberin der genannten 
Congregation nicht die Rede fein könne. Die Oeneraloberin übernehme 
zwar kraft der kirchlichen Conftitution mit ihrer Wahl die Disciplinar- 
gewalt über die Mitglieber der Kongregation, fowie die Leitung der inneren 
Angelegenheiten der legteren und deren Vertretung nad Außen, allein fie 
beziehe dafür einen Iahresgenuß, theile Tiſch, Zimmer, Kleidung mit 
den übrigen Schweftern und dürfe Fein wie immer gearteted Einkommen 
für ihren eigenen Gebraudy entnehmen. — Der Zarifpoft 40 könne daher 
nad ihrem ganzen Umfange auf die in Trage ftehende Eongregation nicht 
angewendet werben. " 

Der B. ©. Hof konnte diefer Auffaflung der viesfälligen Gefeges- 
beftimmung Seitens der Beſchwerde nicht beipflihten. Deun die Anm, 4 
zur Zarifpoft 40, auf welche fich die angefochtene Gebührenvorfchreibung 
ftäßt, hat einen felbftftändigen meritorifhen Inhalt, welcher ohne Rüdficht, 
ob es ſich um ein entgeltlich übernommenes Amt handelt, für Communitäten 
die Gebührenpflicht dann normirt, wenn für da8 Amt des Vorſtehers und 
bie anderen in der Communität beftehenden Aemter nicht abgejonderte 
Dienfteseinfünfte bemeflen fin. 

Die Richtigkeit diefer Anſchauung ergibt fi aus der Anm, 4 der 
Tarifpoft 40 feldft, indem es dort heißt: das fragliche "/,percentige Pau- 
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Schale fei „fRatt der durch diefe Tarifpoft feftgefegten Gebühr“ 
zu entrichten, was wohl zum Schlufſe berechtiget, daß bie gedachte Pau⸗ 
Ihalgebühr von einer Communität unter den in der Anm. 4 beftimmten 
Borausfegungen auch dann zu entrichten fei, wenn es fih um bie unent= 
geltliche Uebernahme eines Anıte® des Vorſtehers und um die unent- 
geltliche Beforgung: der übrigen in der Communität beftehenden Aemter 
handelt. — Der V. ©. Hof war daher nicht in ber Rage, der Beſchwerde 
ftattzugeben. 


Ar. 1209. 


Rechtsſatß wie in Ar. 24 und 47. 
Erfenntniß bom 16. November 1881, 3. 1737. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Befchwerbe des Abraham Brand- 
ftätter ca. Entſcheidung des k. k. Yinanz- Min. vom 1. April 1881, 
3. 31967, betreffend die Gebührenbemefjung vom Kaufvertrage dto. 7. No⸗ 
vember 1873 über eine Waldfläche in Uscie ruskie, nach durchgeführter 
d. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiejen. — 
Ein Erfag der Koften des Verfahrens wird nit auferlegt.” *) 


Ar. 1210. 


Rechtsſatz wie in Nr. 260 und 914. 
Erlenntnig vom 16. November 1881, 3. 1381. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des A. Kukuk, Kauf- 
mannes, uud des Yranz Sebor, Fabrilanten in Prag, ca, Entfcheidung 
des E. k. Finanz: Min. vom 19. December 1880, 3. 38610, betreffend 
die Vorſchreibung einer erhöhten Gebühr pr. 28 fl. 50 fr. von einer 
Löfhungserlärung, nad burchgeführter 5. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
Die Befhwerbeführer haben zur ungetheilten Hand dem Ef. 
Yinanzminifterium die mit 10 fl. liquidirten Koften des Ber- 
fahrens vor diefem Gerichtshofe binnen 14 Tagen nad Zu— 
ftellung des Erkenntniffes zu erfeßen.“*) 


*), Siebe Entſcheidungsgründe bei Nr. 24 und 47 (Band I, Iahrgaug 1876/77). 
**) Siehe Entſcheidnugsgründe bei Nr. 260 (Band II, Jahrgang 1878) und 
Nr. 914 (Band IV, Jahrgang 1880). 
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Mr. 1211. 


Die Beſoldung eines Gemeindearztes ift Feine zur urfprünglichen get: 
hen Widmung der in Mähren — Contributionsfonde gehörende 
eiftung. 


Erkenntniß vom 17. Rovember 1881, 3. 1529. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Befchwerde tes Simon Wenifch 
in Vertretung der Verwaltung der Gut Kromauer Contributionsvorſchuß⸗ 
<afje in Kromau ca, Entjcheidung des kak. Dein. des Innern vom 24. Yult 
1880, 3. 10272, betreffend die Ausichreibung des Poftens einer aus dem 
Gut Mähriſch⸗Kromauer Contributionsfonde botirten zweiten Arztesftelle in 
Mähriſch⸗Kromau, nah durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung 
des perfönlich erjchienenen Befchwerdeführers, dann des E, k. Min.⸗Rathes 
Dr. Ritter v. Helm, zu Recht erkannt: 

„Die angefochtene Entfheidung des k. k. Minifteriums 
des Innern vom 24. Juli 1880, 3. 10272 wird nad 8. 7 des 
Geſetzes vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.“ Ä 


Entſcheidungsgründe. 


Laut $. 9 des Patentes vom 9. Juni 1788 beſtanden bie Contri⸗ 
butions⸗, Körner» und Steuergeldfonde zu dem Zwede, ben bebürftigen 
Landmann nöthigenfall® zu unterftügen und ihn folglich gegen Noth und 
Mangel zu deden. — Dies allein erfcheint als die urfprünglich gefegliche 
Wirmung diefer Yonde, welche bei Umwandlung ber letzteren in Geldfonde 
mit den Geſetzen vom 15. Auguſt 1864 uud vom 23. März 1873 ausprüdlich 
aufrecht erhalten wurde. — In dem Geſetze vom Jahre 1873 wurde zu- 
gleich beftimmt, daß alle Giebigkeiten der Fonde, die nur für eine Zeit 
oder gegen Widerruf beftanden, nach Ablauf der Zeit oder Erklärung des 
Widerrufes zu entfallen haben. 

Da es fih nun im vorliegenden alle um eine Leiftung handelt, 
welche offenbar nicht zur urfprüuglichen gefeglichen Widmung der Yonte 
gehört und welche zugleich derart war, daß fich hinfichtlich derſelben ber 
im $. 11 normirte Aufhebungsgrund geltend machen ließ, indem nad bem 
Tode des Arztes Hinterficchner offenbar Niemand einen Anſpruch auf 
Meiterverleibung des dem Hinterlirchner für feine Berfon zugeftandenen 
Bezuges hatte, fo war der Fond von bdiefer Verpflichtung zu tepuriren 
und konnte der entfprechende Bezug nicht, wie dies Seitens der Behörden 
geicheben ift, zu Laſten des Fondes weiter verlichen werden. — Aus biefen 
Gründen mußte die angefochtene Entſcheidung nah 8. 7 des Gef. vom 
22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 86 aufgehoben werben. 
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ge. 1212 


—— 


Der LLB. ©. Dei bet über tie Befämade ber Ciabtgemseinbe 
Eibegen derch ihren G. 2. Hemi a. 
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jeder ſolchen Eingabe alle richterlihen Amtshandlungen hervorgerufen werben 
wollen, welche der angeftrebten Bewilligung zur Abtrennung von Beftand- 
theilen eines Grundbuchskörpers vorausgehen müflen; zu dieſen Amts» 
bandlungen gehört eben auch die Verfügung der grundbücherlihen Anmer⸗ 
fung des Trennungsgeindhes. 

Diefe Anmerkung ift kein nebenfächliher Act, wie dies bie Bes 
ſchwerde behauptet; denn es wird berjelben durch Alinee 4 des cit. 8. 3 
des Gef. vom 6. Februar 1869 die Wirkung verliehen, daß bie fpäteren 
Eintragungen eines binglichen Rechtes auf die bezügliche Liegenſchaft bie 
Abtrennung nicht verhindern können, mithin eine Wirkung, die dem Intereſſe 
bes Trennungswerbers zu gute kommt. 

Die Befhwerde war demnach abzuweiſen. — Die Berfällung in die 
Koften ift durch F. 40 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 
1876 Nr. 36 begründet. 


Ar. 1213. 


Gebühr, * Ge ellſchaftsvertrage, Eintritt neuer oͤffentlicher Geſell⸗ 
chafter. Ginbringung.von Realitäten an bie Geſellſchaft. 


Erkenntniß vom 23. November 1881, 8. 1898. 


Der t. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Handelsfirma 
Gebrüder Steindreder in Wien ca. Entjcheidung des k. k. Finanz⸗Min. 
vom 24. März 1881, 3. 4891, betreffend die Gebührenbemeflung von 
einer Nachtragsurkunde dto. 10. April 1871 zum Geſellſchaftsvertrage 
vom 15. April 1861, nad burdgeführter 5. m. Verhandlung und An⸗ 
hörung des Adv. Dr. Wilhelm Rodler, fomwie des k. k. Min.-Bice-Secr. 
Kitter v. Froſchauer, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Ein Erfag der Koften des Berfahrens wird nicht auferlegt." 


Entfdeidungsgründe. 


Mit dem Gefellfchaftsvertrage vom 15. April 1861 hatte Franz 
Sales Steinbredher sen. als damaliger alleiniger Chef der in Mährifch- 
Trübau beftehenden Landesfabrik für Leinwand» und Cottonerzeugung nebft 
Värberei und Druderei als öffentliche Gefellfchafter feinen Sohn Franz 
Sales Steindrecher, dann Arnold, Wenzl und Hugo Steinbrecher auf« 
genommen, ohne daß nähere Beftimmuugen für dieſes Societätöverhältniß, 
als jene der Berechtigung zur Firmazeichnung und der Solidarhaftung 
aller Gefellfchafter vereinbart worden wären. — Am 10. April 1871 
wurde nnter dem Titel: Nachtrag zum Gefellihaftövertrage vom 15. April 
1861 eine Urkunde errichtet, in deren Eingang als Zweck verjelben vie 
Bereinbarung von Beftimmungen angegeben wird, wodurch das Rechts⸗ 
verhältnig der Gefellichafter untereinander und nach Außen geregelt wer- 
den folle. 

In diefem „Nachtragscontracte* werben zunächft drei neue offene Gefell- 
fchafter in der Perſon des Karl, Theodor und Ferdinand Steinbrecher und 
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zwar mit der Wirkung vom 1. Juli 1870 in die Geſellſchaft aufgenommer 
und wird vereinbart, daß die Geſellſchaft auf unbeſtimmte Dauer ein- 
gegangen werde, daß ferner jeder Geſellſchafter ohne Rückſicht auf bie 
Höhe feiner Einlage gleichtheilig mit den übrigen Gefellſchaftern am Se 
winne participire, daß weiter beim Ableben eines Geſellſchafters die Erber 
desjelben verpflichtet fein follen, da8 Geſellſchaftsverhältniß fortzufegen u. |.uw. 
— Im 3. Abf. diefes Nachtrages erlären Franz Sales Steinbredyer jun. 
und Arnold Steinbrecher, daß das Haus Nr. 362 in ter Wipplingerftra 
(welches fie nah den abminiftrativen Erhebungen mittelſt Kauf vem 
30. April 1861 erworben hatten, und welches ihnen grundbücherlich zu 
geichrieben worden war), uicht ihr Alleineigenthum, jondern Eigenthum der 
Handeld-Dita Gebrüder Steinbreer fei, für welde und in deren Namen 
fie dieſe Realität innehaben, nachdem die letztere zu einer Zeit gefauft 
worben fei, wo es gefetlih unzuläffig war, als Eigenthümer einer Keatität 
eine Handelöfirma grundbücherlich eintragen zu laſſen. Diefe Erklärung 
wurde von den Übrigen, in der obigen Firma begriffenen Gefellfcyaftern 
ans und zur Kenntniß genommen, 

Die Gebührenbehandlung dieſes Nachtragscontracte® wird im der 
vorliegenden Beſchwerde deshalb angefochten, weil die Finanzbehörden in 
demjelben die Errichtung eine® neuen Geſellſchaftsvertrages erblickten und 
mit Rüdfiht auf die Tarifpoft 55 B 2 c, dann deren Aum. 4 im Gel. 
vom 13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89 außer der Gebühr nad 
Scala II von Werthe der mobilen Bermögenseinlagen pr. 104.000 fl. 
auch die Gebühr von 3'/, Percent auf Grund des Werthes pr. 180.000 fi. 
von dem durch die offenen Gefellfhafter Franz Sales Steinbredyer jun. 
und Arnold Steinbredher in die neue Geſellſchaft eingebrachten Haufe ter 
Firma „Gebrüder Steinbrecher” vorfchreiben ließen. 

Bei ter Beurtheilung dieſer Beſchwerde find daher zwei Fragen in 
Erwägung zu ziehen, nämlich: 1) ob durch bie iu ver Nadtragsurfunte 
vom 10. April 1871 abgegebene Erklärung der beiden offenen Gefellfcyafter 
Franz Sales jun. und Arnold Steinbreder, daß fie das im Yahre 1863 
von ihnen gekaufte und auf ihrem Namen grundbücherlich eingetragene 
Haus Nr. 362 für die Firma „Gebrüder Steinbrecher“ an ſich gebracht 
haben und daß dasfelbe Eigenthum ver legteren fei, eine Vermögensüber⸗ 
tragung im Sinne des Gebührengefeßes begründet worden, dann 2) ob 
und inwieweit von der erwähnten Nachtragsurkunde eine Scala-, bezw. 
Percentualgebühr zu entrichten fei? 

Ad 1. Die Beihwerde gibt felbft zu, daß für die genannten Ge⸗ 
felfchafter Seitens der Firma „Gebrüter Steinbrecher* Leine Bollmadıt 
zum Kaufe des fraglichen Haufes je ausgeftelt worden fei. — Nah dem 
Haren und beflimmten Wortlaute des 6. Abf., lit. © der Vorerinnerungen 
zum Geb. Gef. vom 9. Yebruar 1850 find Rechtsurkunden, woburd Jr 
mand, weldher im eigenen Namen mit einer anderen Berfon ein Recht 
geſchäft geſchloſſen hat, nahträglid erklärt, baß er blos im Vollmacht⸗ 
namen einer dritten Perfon und für dieſe das Recht erworben habe, als 
Vermögensäbertragungen des Ausftellers an die als Machthaber bezeichnete 
Perfon anzufehen, wenn nit eine von dem Machtgeber auf 
das Geſchäft Iautende und ber deſſen Abſchluß gerichtlich 
legaliſirte Vollmacht beigebracht wird. 
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Nachdem nun im vorliegenden alle biefe eben angeführte Voraus⸗ 
fegung, wie zuvor bemerkt, nicht zugetroffen if, war auch der B. ©. Hof 
nicht in der Lage, von der. Annahme einer nad Tarifpoſt 106, 2 a der 
Gebühr zu unterziehenvden enigeltfichen Bermögensübertragung der Realität 
au die Gefellfchaftsfirma abzufehen. — Diefer vom Geſetze gebotenen 
Annahme ſteht felbftverftändlich die, wenngleih durch notariell beglaubigte 
Buchanszüge nachgewieſene Thatfache nicht entgegen, daß der Kaufſchil⸗ 


ling für die Erwerbung des fraglichen Hauſes durch die Firma „Ger 


brüder Steinbrecher" geleiftet worden fei und ebenſowenig die Behauptung 
der Beſchwerde, daB nad dem zur Zeit des Kanfabichlufies beftandenen 


Geſetzen es unzuläffig gemefen fein fol, eine Firma büderlich anfchreiben 


zu laſſen. 

Ad 2. Karl, Theodor und Ferdinand Steinbredher find durch bie 
Bertragsurfunde vom 10. April 1870 als offene Gefellihafter in bie 
damals bereitd unter der Firma „Gebrüder Steinbrecher" beftandene 
Handelsgeſellſchaft eingetreten und wie aus einer sub praes. 4, Yuguft 1879 
bei dem Centraltaxamte in Wien überreichten Eingabe des Vollmachtträgers 
der Geſellſchaft hervorgeht, beläuft fih die Vermögenseinlage des Karl 
Steinbreder auf 48.000 fl., jene der beiden anderen neuen Mitglieder 
auf je 20.000 fl. 

Der B. ©. Hof ift nun derAinficht, daß, wenn man auch annehmen 
will, es fei durch den gedachten Beitritt die unter der Firma „Gebrüder 
Steinbrecher“ bereitd beftandene Geſellſchaft nicht aufgelöft worden, doch 
dies nicht maßgebend wäre, denn es ift unzweifelhaft, daß ſich durch diejen 
Beitritt von drei neuen offenen Gefellfchaftern (wodurch biefelben gemäß 
Art. 112 des Handelsgeſetzbuches die Haftung für alle Berbinplichkeiten 
der Gefellihaft mit ihrem ganzen Vermögen und folidarifh mit den be⸗ 
reit8 vorhandenen offenen Geſellſchaftern übernahmen, anderfeitS aber auch 
an dem Gewinne aus ber Verwendung des gefammten Gefellichafts- 
capitales gleichmäßigen Antheil erhielten), eine Uenverung in dem Umfange 
der Rechte und Verbindlichkeiten des bishin beflandenen Geſellſchaftsver⸗ 
bältnifjes vollgog. Die Urkunde vom 10. April 1871 war daher gemäß- 
8. 35 de8 Geb. Gef. vom 9. Februar 1850 bezüglich der Gebühr als 
Vereinbarung über ein neues Rechtsgeſchäft zu betrachten, welches einerſeits 
zwifchen ven früheren und anderjeitd den neu eintretenden Mitgliedern ber 
Geſellſchaft zum Zwecke ver Vereinigung ihrer Vermögensbeſtandtheile be- 
hufs gemeinfhaftlihen Erwerbes gejchloffen wurde. 

Ein foldyes Rechtsgeſchäft qualificirt fi jeboh im Sinne bes 
8. 1175 des a. b. ©. B. als Gefellfaftsvertrag und ift bezüglich der 
Gebühbrenentrihtung nad Tarifpoſt 55 B 2 c zu behandeln, d. i. es ift 
bie Gebühr auf Grund des gefammten Gefellihaftscapitald nach der 
Scala I, infoweit jedoch durch den Gefellfchaftsvertrag an die Geſellſchaft 


das Eigenthbum einer unbeweglichen Sache übertragen wurbe, nach Anm. 4 


zur Tarifpoft 55 bie Percentualgebühr nach Tarifpoft 106 A 2 zu bemeflen. 

Im vorliegenden Falle haben die Finanzbehörden im Uebereinftimmung 
mit der eben erwähnten gefeglichen Anorbnung das Gejellfchaftscapital nad) 
ber eigenen Augabe ber Befchwerbeführer mit 284.000 fl. angenommen 
und haben weiters zugegeben, baß in biefer Summe der Einlagen von 
fieben Geſellſchaftern (während deren nah ber Urkunde vom 10. April 
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1871 adt find), das gefammte Gefellfchaftsnermögen einſchließlich des 
Werthes der mehrerwähnten Realität, der auf 180.000 fl. mit ver Partei 
vereinbart wurde, begriffen jei. 

Denn daher die Finanzverwaltung von dem Wertbe des Haufes 
pr. 180.000 fl., welches aus den oben angeführten Gründen als erft 
durch bie Urkunde vom 10. April 1871 in die Gefellichaft eingebracht 
angejehen werben kann, die Gebühr von 3°/, Percent, von dem reftlichen 
Betrage des mit 284.000 fl. angenommenen Gefellichaftsvermögens, d. i. 
von 104.000 fl. die Gebühr nad Scala II gefordert hat, fo konnte ber 
B. ©. Hof hierin eine Rechtsverletzung der Firma „Gebrüder Stein- 
brecher“ nicht erbliden, weshalb die Befchwerte abgewiefen werden mußte. 


Ar. 1214. 
Gebühr für mangelhafte Löfhungserkflärungen. 
Erkenntniß vom 232. November 1881, 3. 1859. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Rudolf Gablenz 
ca. Eutjcheidung des k. k. Finanz-Min. vom 11. Februar 1881, 3. 235, 
betreffend die Gebühr von 205 fl. 75 fr. für eine Löfchungserflärung, 
nach durdgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Her- 
mann Roſenberg, fowie des k. k. Min.-Bice-Secr. Ritter v. Frofchauer, 
zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen. — Ein 
Erſatz der Koften des Berfahrens wird nicht auferlegt.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Beichwerbeführer hat in feiner Eigenfchaft ale Nabwornaer Domänen- 
birector der 8. k. priv. allg. öſterr. Bodencreditanſtalt in einer unbatirten 
(am 14. März 1877 notariell Legalifirten) Löſchungserklärung bewilliget, 
daß das zu Gunſten der genannten Bobencrebitanftalt im Laftenftande ber 
bem David Wallach sub Nr. 3 in Zaleszczyli und dem Julius Greiner 
sub Nr. 306 in Zaleszezyki gehörigen Realitäten haftende Pfandrecht für 
mehrere Summen im Oefammtbetrage von 50.000 fl. gelöfcht werde, 
Diefe blos mit 50 fr. Stempelmarle verfehene Urkunde wurde (am 17. März 
1879) dem Bezirkögerichte in Zalesczzyfi von den genannten Hauseigen- 
thümern mit dem Anfuchen um Löfhung der fraglichen Laftenpoften vor- 
gelegt. — Aus Anlaß des bei diefem Gerichte aufgenommenen ämtlichen 
Befundes bat das k. k. Finanz Din. im Inſtanzenzuge mit ber ange 
fochtenen Entſcheidung die nah Scala II vom Betrage pr. 50.000 fl. 
über Abzug der verwendeten 50 fr. Stempelmarke enifallende Gebühr pr. 
155 fl. 75 Er. aufrecht erhalten und die Gebührenerhöhung im doppelten 
Detrage aus Gnade auf 50 fl. ermäßigt. 

Beichwerveführer geht von der Anfiht ans, daß biefe Anforderung 
nicht begründet fei, weil dem Löſchungsgeſuche eine Abſchrift der erwähnten 
Urkunde für das Gebührenbemeflungsamt angejchloflen war, dieſe Urkunde 
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nicht unmittelbar bei der Ausfertigung geftempelt werben fonnte und weil 
von der Löfchungserflärung die Gebühr nad Behebung der Mängel be« 
zahlt wurde. 

Der B. ©. Hof war nicht in der Lage, der Beſchwerde Folge zur 
geben. — Es war in der eingebrachten Beſchwerde nicht beftritten, daß 
für die Löfchungserflärung nad dem Werthe ber aufgehobenen Rechte die 
Gebühr nad Scala II, wie dies au in Zarifpoft 101 I, A, lit. n zum 
Gef. vom 13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89 gegründet iſt, zu 
entrichten fei. — Der erft bei der mündlichen Verhandlung eingewendete 
Umftand, als ob aus ben betreffenden Cautionsverfchreibungen feine For⸗ 
derungen erwachſen feien, konnte abgejehen hievon, daß in dieſer Beziehung 
die Beſchwerde nicht geführt wurde, micht als relevant angefehen werben, 
zumal es bei der Gebühr von ber Löſchungserklärung darauf gar nicht 
ontommt, ob von dem zu löfchenden Rechte ein Gebrauch gemacht wurde 
oder nicht und nah dem Inhalte der Urkunde bie Nechtögefchäfte, für 
welche die genannten Hypotheken beftellt waren, gegenwärtig als abgewidelt 
bezeichnet wurden, wonach ber Zweck der Hypothefenbeftellung aufgehört hat. 

Nah 8.6, Abf. B des cit. Gef. können aber fcalamäßige Gebühren, 
wenn fie den Betrag von 20 fl. ohne den a. o. Zuſchlag überfchreiten, 
nah der Wahl des Gebührenpflichtigen entweder mittelſt Stempelmarten 
auf die diesfalls vorgefchriebene Weife, oder aber — im Geſetze heißt es 
„wie gegenwärtig" — aljo mit Beachtung ber SS. 28, 42 n. f. bes 
Sch. Gef. vom 9. Februar 1850, R. ©. B. Nr. 50 durch Vorlegung 
der Urkunde Seitens des Gebührenpflichtigen zur Bemeſſung und Einhebung 
der Gebühr bei dem biezu beſtimmten Amte (8. 60, zweites Alinea des 
leßtberufenen Gef.) entrichtet werben. 

Nun wurde von Belchwerbeführer weder auf bie eine noch auf bie 
andere Art der geleglichen Anordnung entfprodhen und es kann die An⸗ 
ſchließung einer Abfchrift der in Rede ftehenden beanftänbeten Urkunde an 
das bei Gericht überreichte Gefucd mit ver Beftimmung für das Gebühren- 
bemefiungsant nicht als die durch das Geſetz geforderte Erfüllung diefer 
Berpflihtung angejehen werben. Ä 

Für die Gebührenpflicht der gegenftändlichen Urkunde war es nad 
8. 1 A, 3. 3 bes Geb. Gef. vom 9. Februar 1850 ohne Belang, ob 
fie mit allen zur Beweiskraft erforderlihen Yörmlichleiten verſehen war 
oder nicht und nad dem Haren Wortlante des 8. 62 dieſes Gef. findet 
der Grundſatz, daß die unmittelbar zu entrichtende Gebühr von jedem 
gebührenpflichtigen Rechtsgeſchäfte nur einmal einzubeben iſt, dann keine 
Anwendung, wenn — wie im vorliegenden Yale — zufolge des 8. 5 B 
des cit. Geb. Gef. die Gebühr von einer Rechtsurkunde einzubeben if, 
d. i. wenn es fih um eine Scalagebühr handelt. 

Die Berechtigung der Anforderung einer Gebührenerhöhung findet 
ihre Begründung im Schlußabfage des 8. 6 des bezogenen Gef. vom 
13. December 1862, wonad bei Außeracdhtlaffung der Anordnung B biefes 
Paragraphen jene nachtheiligen Folgen einzutreten haben, welde im Geſetze 
vom 9. Februar 1850, alfo nad 8. 79 vesfelben für die Einhebuug bes 
dreifachen vorjchriftsmäßig entfallenden Gebührenbetrages ohue Einleitung 
eines Strafverfahrens feftgefegt find. 

Der V. ©. Hof konnte daher im Vorgange ber Finanzverwaltung 
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en, 







ar. 1213. 
1 


v oder Bertrag nid! etwas anderes Srichen if — 
Se im !Birfungstecife des nDeansfguffes und kaun ohne eine 
bie: Beihluhfafung eine infanzmähige Eutſcheidung des Landesaus⸗ 
ſchaſſes gar nit erfolgen. 

Grieantait vom 29. Revcmber 1881, 3. 1791. 


Der 1.1, B. G. Hof hat Über Die Beſchwerde der Gemeinde Sacco 
en. — bus tirol, Laudeſsausſchuſſes ven 22. April 1881, 3. 4972, 
betreffend die hrung einer Nemmeration an den Gemeinderat Santo 
Senter für das Zahr 1878 aus Anlaf der Berwaltung des Armenfondes, 
nah durchgeführter 5. m. Berhandlung zu Recht erlaunt: 

„Die angefochtene Eutfheidung wirb nah 8. 7 des Ge⸗ 
Ieget vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Rr. 36 auf⸗ 
gehoben,” 


Entſcheidungsgründe. 


Das den Adminiſtrativacten beiliegende, bezüglich feines Rechts⸗ 
beflandes von keiner Seite angefochtene Statut der Congregatione di caritä 
von Bacco befagt im &. 1, diefe Eongregation repräfentire die milden 
Stiftungen, weldhe zu Gunſten der Armen der Gemeinde Sacco, folglich 
zur Unterflügung ber Gemeinde ſelbſt gemacht wurden, 

Mach 8. 8 des Statuts bildet das Stammvermögen der Eongregation 
einen Integrirenden Theil des Stammvermögens der Gemeinde, welder 
legteren nad 8. 10 die Aufſicht über das Stammpermögen der Congre⸗ 
ation und über die Verwaltung vesfelben zufteht und von welcher bie 

ongregatton im wichtigeren Angelegenheiten, 3. B. binfichtli der Geneh⸗ 
migung der Yahresnoranfchläge und Rechnungen abhängt. Nah 8. 9 hat 
bie Gongregation eine eigene abgefonderte Verwaltung, welche aus einem 
Präftventen, einem Bicepräflventen, dann vier Räthen und zwei Snöftituten 
berfelben beſteht. Die Mäthe, und wenn ber Gemeinvevorfteher Präfes 
der GSongregation iſt, aud der Bicepräfident werden von dem Gemeinde⸗ 
ausichuffe gewählt: Im 8. 14 find dieſe Aemter als Mitleids⸗ und 
Ehrenamter bezeichnet, die fein Bürger ohne ganz beſondere Gründe, über 
deren Maßgabe der Gemeindeausſchuß entfcheidet, ausfchlagen kann. Rad 
8. 34 iſt der Gemeindecaſſier auch zugleich der Eaffler ver Congregation 
und feine zu Gunften der Gemeinde gelegte Santion gilt auch zu Gunſten 
der Songregation (8, 42), Nach 8. 44 find Gemeindefecretär und Diener, 
fowie Senteindefangiei, zugleich Secretär, Diener und Kanzlei der Eon- 
regation. 
— Sonach ruht die Berwaltung in den Händen des Präſes, Bice⸗ 
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präfe® und der Käthe, deren Stellen als Ehrenämter, die aus Barmherzig⸗ 
feit verfehen werden, erllärt find, und es bat die Congregation feine eigenen 
Beamten oder Diener, fondern e8 liegen. die Gefchäfte folder Fuuctionäre 
den analogen Bepienfteten der Gemeinde ob und es ift insbeſondere feine 
Beflimmung im Statute enthalten, vderzufolge neben dem im 8. 12 aufs 
geftellten, nah 8. 26 für bie regelmäßige Verwaltung verantwortlichen 
Berwaltungsorgane noch ein befonderer Verwalter aufgeftellt werben ſoll 
oder kann und es iſt ebenfowenig eine Beftimmung darin enthalten, welcher 
zufolge irgend einem Functionär der Kongregation aus Mitteln bes Fondes 
eine Entlohnung gegeben werden foll oder darf. 

Diefen ftatutarifchen Beftimmungen gemäß hat fih das im 8. 12 
feftgefegte Verwaltungsorgan, welchem nah 8. 10 nur bie Angelegenheiten 
der gewöhnlichen Verwaltung übertragen erjcheinen, in der Sitzung vom 
24. October 1879 nit ermädtiget erflärt, dem Santo Senter eine Ent- 
lohnung von AO fl. für Verſehung von Berwaltungsgefchäften ter Congre⸗ 
Hation aus Fondsmitteln derfelben zu gewähren. 

Nun läßt ſich aus dem vorliegenden Statute nicht Mar erfennen, 
welcher Art die Beziehungen der Congregazione di caritä zum Gemeinde⸗ 
vermögen ſei, ob dieſelbe ald Gemeindeanſtalt erſcheine ober nur als eine 
der Gemeindeverwaltung zugewiefene Stiftung, in welhem Falle dem 
Landesausſchuſſe überhaupt keine Einflugnahme zuſtand, fondern felbe aus- 
ſchließlich den ſtaatlichen Stiftungsauffitsbehörden vorbehalten war. 

Aber felbft vorausgejegt, daß es ſich lediglich um eine Gemeinde⸗ 
angelegenheit handelte, ift die Entſcheidung des Landesausſchuſſes nicht 
haltbar. Denn nah 88. 24, 31 und 82 der Gem. Ordg. liegt die Be» 
ſchlußfaſſung über die Entlohnung ver Yunctionäre der Gemeinde, fowie 
ihrer Anftalten und Sonde aus Gemeindemitteln — infoweit durch Stiftung, 
oder Vertrag nit etwas anderes vorgefchrieben ift — zunädft im Wir» 
kungokreiſe des Gemeindeausſchuſſes. Den Acten zufolge ift eine Bes 
ſchlußfaſſung des Gemeindeausſchuſſes von Sacco über die Entlohnungd- 
forderung, die Santo Senter an die Kongregation flellte, im Sinne ber 
cit. Baragraphe nicht erfolgt; es konnte daher eine inftanzmäßige Ent. 
ſcheidung bes Landesausſchuſſes im Sinne des 8. 88 der Gem. Ordg. 
nicht erfolgen. 

Es mußte fohin die angefochtene Entfcheidung des Randesausfchuffes, 
welhe an bie Gemeinde Sacco gerichtet ift und der Gemeinde den 
Auftrag ertheilt, die erhobene Forderung auf eine Remuneration von 40 fl. 
zu begleihen, nah 8. 7 des Gel. vom 22. October 1875 aufgehoben 
werden, 


Ar. 1216. 


— — — — — 


Dem Eigenthümer eines freien Bauplatzes kann weder aus öffentlichen 
Rüdfihten, noch aud aus Rüdfiht auf die Sicherheit fremden Eigen: 
thums, die Berbauung desjelben aufgetragen werben. 


Erkenntniß som 28, November 1881, 3. 1704, 
Der k. K. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Firma Joſef 
Seykora und Söhne in Adlerkoſteletz ca. Entſcheidung des böhm. Landes⸗ 
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Ar. 1212. 


Stempelgebühr für ein Geſuch, welches eine grunbbüderliche Anmerkung 
zur Folge hat. 


Erkeuntniß vom 22. November 1881, 3. 1892. 


Der . . V. ©. Hof hat über die Befchwerbe ver Stabtgemeinbe 
Elbogen dur ihren Bürgermeifter G. 2%. Heinl ca. Entſcheidung des 
er Sinanz- Din. vom 11. März 1881, 3. 32947, betreffend die Stempel⸗ 
behandlung eines Grundabtrennungsgeſuches, nach burchgeführter 5. m. 
Berhandlung und Anhörung des k. k. Min.Bice-Secr, Ritter v. Froſchauer, 
zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als nit begründet abgewiejen. — 
Der Beihwerdeführer hat dem k. k. Binanzminifterium an Koften 
bes Verfahrens vor diefem Gerihtshofe 10 fl. Binnen 14 Tagen 
nah Zuftellung diefes Erkenntniſſes zu erfegen.“ 


Eutfdeidnngsgrände, 


Es haudelt ſich um bie Gebührenbehandlung einer von ber Stabt« 
gemeinde Elbogen bei bem FE. k. Landeögerihte in Prag am 18. Juni 
1878 überreichten, mit einer Stempelmarte von 36 fr. verfehenen Ein⸗ 
gabe, worin um Einleitung bes Aufforderungsverfahrens anläßlich ver 
beabfichtigten laftenfreien Abtrennung von Parcellen mehrerer der genannten 
Gemeinde gehöriger landtäflicher Liegenfchaften in Gemäßheit des Gef. 
vom 6. Yebruar 1869, R. ©. B. Nr. 18 angefuht wird. Die Finanz- 
verwaltung fordert für diefe Eingabe eine Stempelgebühr von 1 fl. 50 fr. 
unter Berufung auf vie Xarifpoft 43 k des Gef. vom 13. December 
1862, R. ©. 8. Nr. 89 und dagegen ift die vorliegende Beſchwerde 
gerichtet. 

Der DB. ©. Hof konnte diefelbe nicht für begründet anſehen. Nach 
8. 8 des cit. Gef. vom 6. Februar 1869 ift das Gefuh um gründ⸗ 
bücherliche Abtrennung von Xheilen einer Liegenfchaft bei dem betreffenden 
Gute im Bffentlihen Buche anzumerlen. Gemäß $. 8 tes allg. Grund⸗ 
buchsgef. vom 25. Yuli 1871, R. ©. B. Nr. 95 werben aber grund- 
bücherliche Anmerkungen den Eintragungen begrifflih zugezählt. — Die 
Tarifpoft 43 der Gebührennovelle vom 13. December 1862 ordnet nun 
im Abf. k an, daß alle Eingaben um Eintragung in die öffentlichen 
Bücher über unbeweglihe Saden u, ſ. w. ohne Unterſchied, ob die Ein- 
tragung zur unbebingten ober bedingten Erwerbung binglicher Rechte oder 
zur Löſchung eingetragener Rechte oder zu einem anderen Zwede ftatt« 
findet, vom erften Bogen ber Stempelgebühr von 1 fl. 50 fr. unterliegen. 

Die Einwendung in der Befchwerbe, daß vorliegendenfalls die Ein⸗ 
tragung (Anmerfung) von Umtswegen erfolgen mußte, deshalb aud um 
biefe in der vorliegenden Eingabe nicht angefucht wurde, erjchien bem 
DB. ©. Hofe nicht als haltbar. — Denn nicht der formelle Inhalt des 
Trennungsgeſuches, ſondern ver Zwed, welder bamit erreicht werben will, 
ericheint für die Gebühr maßgebend. Nun unterliegt e8 im Hinblide auf 
ven $. 3 des Gef. vom 6. Februar 1869 wohl keinem Zweifel, dag mit 
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jeder folhen Eingabe alle richterlihen Amtshandlungen hervorgerufen werben 
wollen, welche der angeftrebten Bewilligung zur Abtrennung von Beftand- 
theilen eines Grundbuchskörpers vorausgehen müflen; zu biefen Amts⸗ 
bandlungen gehört eben auch die Verfügung der grundbücherlichen Anmer⸗ 
fung des Treunungsgejuches. 

Diefe Anmerkung ift kein nebenfächlier Act, wie dies bie Be⸗ 
ſchwerde behauptet; denn es wird berfelben durch Alinea 4 des cit. $. 3 
des Gef. vom 6. Februar 1869 die Wirkung verliehen, daß vie |päteren 
Eintragungen eines dinglichen Rechtes auf die bezügliche Liegenſchaft die 
Abtrennung nicht verhindern können, mithin eine Wirkung, die dem Intereſſe 
bes Trennungswerbers zu gute kommt. 

Die Befchwerde war demnach abzuweiſen. — Die Berfällung in bie 
Koften ift durd 8. 40 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 
1876 Nr. 86 begründet. Ä 


Ar. 1213. 


Gebühr, vom Ge efelfnftenertrage Eintritt neuer Öffentlider Geſell⸗ 
ſchafter. Ginbringung.von Realitäten an bie Geſellſchaft. 


Erkenntniß vom 22. November 1881, 8. 1898. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Handelsfirma 
Gebrüder Steindreder in Wien ca. Entfheidung des k. k. Finanz⸗Min. 
von 24. März 1881, 3. 4891, betreffend die Gebührenbemeflung von 
einer Nachtragsurkunde dto. 10. April 1871 zum Gefellfchaftsvertrage 
vom 15. April 1861, nad burdgeführter d. m. Verhandlung und An⸗ 
börung des Adv. Dr. Wilhelm Rodler, fowie des k. k. Min.-Bice-Secr. 
Ritter v. Frofchauer, zu Recht erlannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewieſen. — 
Ein Erfag der Koften des Berfahrens wird nicht auferlegt." 


Entfdeidungsgründe. 


Mit dem Gefellfhaftvertrage vom 15. April 1861 hatte Franz 
Sales Steinbreher sen. als damaliger alleiniger Chef der in Mähriſch⸗ 
Trübau beſtehenden Randesfabrif für Leinwand» und Cottonerzeugung nebft 
Värberei und Druderei als öffentlihe Gejellfchafter feinen Sohn Franz 
Sales Steindredher, dann Arnold, Wenzl und Hugo Steinbrecher auf- 
genommen, ohne daß nähere Beſtimmungen für diefes Societäteverhbältniß, 
al8 jene der Berechtigung zur Yirmazeihnung und der Solidarhaftung 
aller Geſellſchafter vereinbart worden wären. — Am 10. April 1871 
wurde unter dem Titel: Nachtrag zum Gefellichaftsvertrage vom 15. April 
1861 eine Urkunde errichtet, in teren Eingang als Zweck verfelben vie 
Bereinbarung von Beltimmungen angegeben wird, woburd das Rechts⸗ 
verhältnig der Geſellſchafter untereinander und nad Außen geregelt wer- 
den folle. 

Im diefen „Nachtragscontracte* werden zunächſt drei neue offene Geſell⸗ 
Ihafter in ver Perfon des Karl, Theodor und Ferdinand Steinbrecher und 
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‚zwar mit der Wirkung vom 1. Yuli 1870 in die Geſellſchaft aufgenommen 
und wird vereinbart, daß die Geſellſchaft auf unbeftimmte Dauer ein- 
gegangen werde, daß ferner jeder Geſellſchafter ohne Rückſicht auf die 
Höhe feiner Einlage gleichtheilig mit den übrigen Geſellſchaftern am Ge- 
winne participire, daß weiter beim Ableben eines Geſellſchafters die Erben 
desfelben verpflichtet fein follen, das Gefellſchaftsverhältniß fortzufegen u. f. w. 
— Im 3. Abſ. dieſes Nachtrages erklären Kranz Sales Steinbrecher jun. 
und Arnold Steinhrecher, daß das Haus Nr. 362 in ter Wipplingerftraße 
(welches fie nah den mbminiftrativen Erhebungen mittelft Kauf vom 
30. April 1861 erworben hatten, und welches ihnen grundbücherlich zu- 
gejchrieben worden war), nicht ihr Alleineigenthbum, fondern Eigenthum der 
Handels⸗Dita Gebrüder Steinbrecher fei, für welche und in deren Namen 
fie diefe Realität innehaben, nachdem die letztere zu einer Zeit gefauft 
worben fei, wo es geſetzlich unzuläfftg war, als Eigenthümer einer Realität 
eine Handelsfirma grundbücherlich eintragen zu laffen. Diefe Erflärung 
wurde von den Übrigen, in der obigen Firma begriffenen Geſellſchaftern 
an⸗ und zur Fenntniß genommen, 

Die Gebührenbehandlung dieſes Nachtragscontractes wird in ber 
vorliegenden Beſchwerde deshalb angefochten, weil die Finanzbehörden in 
demfelben die Errichtung eines neuen Geſellſchaftsvertrages erblidten und 
mit Rüdfiht auf die Zarifpoft 55 B 2 c, dann deren Anm. 4 im Gef. 
vom 13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89 außer der Gebühr nad 
Ecala II von Werthe der mobilen Bermögenseinlagen pr. 104.000 fl. 
auch die Gebühr von 31/, Percent auf Grund des Werthes pr. 180.000 fl. 
von dem durch die offenen Gefellichafter Franz Sales Steinbrecher jun. 
und Arnold Steinbrecher in die neue Geſellſchaft eingebrachten Haufe ver 
Sirma „Gebrüder Steinbrecher* vorfchreiben ließen. 

Bei ter Beurtheilung diefer Beſchwerde find daher zwei Fragen in 
Erwägung zu ziehen, nämlih: 1) ob durch bie in der Nachtragsurfunde 
vom 10. April 1871 abgegebene Erklärung der beiden offenen Gefellfchafter 
Franz Sales jun. und Arnold Steinbreder, taß fie das im Jahre 1863 
von ihnen gelaufte und auf ihrem Namen grundbücherlich eingetragene 
Haus Nr. 362 für die Birma „Gebrüder Steinbrecher“ an fi gebracht 
haben und daß dasſelbe Eigenthum der letzteren fei, eine Vermögensüber⸗ 
tragung im Sinne des Gebührengeſetzes begründet worden, dann 2) ob 
und inwieweit von der erwähnten Nachtragsurkunde eine Scala, bezw. 
Percentualgebühr zu entrichten fei? 

Ad 1. Die Befchwerde gibt felbft zu, daß für die genannten Ge⸗ 
felfchafter Seitens ver Firma „Bebrüter Steinbreher* Leine Vollmacht 
zum Raufe des fraglihen Haufe je ausgeftellt worden fei. — Nah dem 
Haren und beflimmten Wortlaute des 6. Abf., lit. c der Vorerinnerungen 
zum Geb, Gef. vom 9. Februar 1850 find Rechtsurkunden, woburd Je⸗ 
mand, welder im eigenen Namen mit einer anderen Berfon ein Rechts⸗ 
geſchäft gefchloffen hat, nachträglich erllärt, daß er blos im Vollmacht⸗ 
namen einer dritten Berfon und für diefe das Recht erworben habe, als 
Bermögensübertragungen des Auöftellers an die als Machthaber bezeichnete 
Perfon anzufehen, wenn nicht eine von dem Macdtgeber auf 
das Geſchäft Tautende und ber deſſen Abſchluß gerichtlich 
legaliſirte Vollmacht beigebracht wird. 








Ni. 1213. — Ert. v. 22. Rovember 1881, 3. 1898, 411 


Nachdem nun im vorliegenden Falle dieſe eben angeführte Voraus⸗ 
ſetzung, wie zuvor bemerlt, nicht zugetroffen iſt, war auch der V. ©. Hof 
nicht in der Lage, von der Anuahme einer nach Tarifpoſt 106, 2 a der 
Gebühr zu unterziehenden entgeltlichen Bermögentäbertragung der Realität 
an die Gefellfchaftsfirma abzufehen. — Diefer vom Geſetze gebotenen 
Annahme fteht jelbftverftändlich die, wenngleid durch notariell beglaubigte 
Buchanszäge nachgewiefene Thatſache nicht entgegen, daß ber Kauffchil- 
Aug für die Erwerbung des fraglichen Haufe durch die Firma „Ges 
brüder Steinbredher" geleiftet worden fei und ebenjowenig die Behauptung 
ber Beſchwerde, daß nah dem zur Zeit bed Kaufabſchluſſes beftantenen 
Geſetzen es unzuläffig gewefen fein fol, eine Firma bücherlich anfchreiben 
zu laſſen. 

Ad 2. Karl, Theodor und Ferdinand Steinbredher find durch bie 
Dertragsurlunde vom 10. April 1870 als offene Geſellſchafter in bie 
damald bereit unter der Firma „Gebrüder Steinbrecher“ beftandene 
Handelsgefellichaft eingetreten und wie aus einer sub praes. 4. Auguſt 1879 
bei dem Gentraltaramte in Wien überreichten Eingabe des Vollmachtträgers 
der Geſellſchaft hervorgeht, beläuft fi bie Vermögenseinlage des Karl 
Steinbreder auf 48.000 fl., jene der beiten anderen neuen Mitglieder 
auf je 20.000 fl. 

Der V. ©. Hof ift nun derAnſicht, daß, wenn man auch annehmen 
will, es fei durch den gedachten Beitritt die unter der Firma „Gebrüder 
Steinbrecher“ bereits beftandene Gefellfhaft nicht aufgelöft worden, doch 
dies nicht maßgebend wäre, denn es ift unzweifelhaft, daß ſich durch dieſen 
Beitritt von drei neuen offenen Geſellſchaftern (wodurch diefelben gemäß 
Art. 112 des Handelsgeſetzbuches vie Haftung für alle Verbindlichkeiten 
der Geſellſchaft mit ihrem ganzen Vermögen und folidarifch mit den be⸗ 
reit8 vorhandenen offenen Geſellſchaftern übernahmen, anderfeits aber aud 
an dem Gewinne aus ver Verwendung des gefammten Geſellſchafts⸗ 
capitales gleihmäßigen Antheil erhielten), eine Uenderung in dem Umfange 
der Rechte und Berbindlichleiten des bishin beflandeuen Geſellſchaftsver⸗ 
hältnifjes vollzog. Die Urkunde vom 10. April 1871 war daher gemäß- 
8. 35 des Geb. Gel. vom 9. Febrnar 1850 bezüglich der Gebühr als 
Bereinbarung über ein neues Rechtögefchäft zu betrachten, welches einerjeits 
zwifchen den früheren und anderſeits den neu eintretenden Mitgliedern ber 
Geſellſchaft zum Zwecke ver Bereinigung ihrer Bermögensbeftandtheile be- 
bufs gemeinſchaftlichen Erwerbes gefchlofien wurde. 

Ein ſolches Rechtsgeſchäft qualificirt fi jevoh im Sinne bes 
8. 1175 des a. b. ©. B. als Geſellſchaftsvertrag und ift bezüglich der 
Gebühbrenentrihtung nah Tarifpoſt 55 B 2 c zu behandeln, d. i. es ift 
bie Gebühr anf Grund des gefammten Gejellfhaftscapitald nad der 
Scala UI, infoweit jedoch durch den Geſellſchaftsvertrag an bie Geſellfchaft 
das Kigenthum einer unbeweglichen Sache übertragen wurde, nach Anm. 4 
zur Tarifpoſt 55 die Percentunlgebühr nad Zarifpoft 106 A 2 zu bemefien. 

Im vorliegenden Falle haben die Finanzbehörben in Uebereinftimmung 
mit der eben erwähnten gefeglichen Anorbnung das Geſellſchaftscapital nad) 
der eigenen Angabe ber Beichwerbeführer mit 284.000 fl. angenommen 
und haben weiter zugegeben, daß in dieſer Summe ber Einlagen von 
fieben Geſellſchaftern (während deren nach ber Urkunde vom 10. April 
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1871 adt find), das gefammte Geſellſchaftsvermögen einſchließlich des 
Werthes der mehrerwähnten Realität, der auf 180.000 fl. mit ber Partei 
vereinbart wurbe, begriffen fei. 

Wenn daher die Finanzverwaltung von dem Werthe des Hauſes 
pr. 180.000 fl., weldes aus ben oben angeführten Gründen als erft 
durch die Urkunde vom 10. April 1871 in vie Geſellſchaft eingebradht 
angefehen werben Tann, die Gebühr von 3%, Percent, von dem reftlichen 
Betrage des mit 284.000 fl. angenommenen Geſellſchaftsvermögens, d. i. 
von 104.000 fl. die Gebühr nad Scala II geforbert hat, fo konnte ber 
B. ©. Hof Hierin eine Nechtöverlegung ber Firma „Gebrüder GStein- 
brecher* nicht erbliden, weshalb die Beſchwerde abgewiefen werden mußte. 


QAr. 1214. | 


Gebühr für mangelhafte Löfchungserklärungen. 
Ertenntniß vom 923. November 1881, 3. 1859, 


Der k. k. V. G. Hof hat über die Befchwerde des Rudolf Gablenz 
ca. Entſcheidung des k. k. Finanz Min. vom 11. Februar 1881, 3. 235, 
betreffend vie Gebühr von 205 fl. 75 fr. für eine Löfhungserklärung, 
nach durchgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Her- 
mann Nofenberg, fowie des k. k. Min.-Bice-Secr. Ritter v. Froſchauer, 
zu Redt erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen. — Ein 
Erſatz der Koften des Berfahrens wird nicht auferlegt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Beſchwerdeführer hat in feiner Eigenſchaft als Nadwornaer Domänen- 
director der k. k. priv. allg. öſterr. Bodencreditanſtalt in einer undatirten 
(am 14. März 1877 notariell legaliſirten) Löſchungserklärung bewilliget, 
daß das zu Gunſten der genannten Bodencrebitanftalt im Laftenftande ber 
dem David Walah sub Nr. 3 in Zaleszezyki und dem Julius Greiner 
sub Nr. 306 in Zaleszezyki gehörigen Realitäten haftende Pfandrecht für 
mehrere Summen im Oefammtbetrage von 50.000 fl. gelöſcht werde, 
Diefe blos mit 50 fr. Stempelmarte verjehene Urkunde wurde (am 17. März 
1879) dem Bezirksgerichte in Zalesczzyfi von den genannten Hauseigen⸗ 
thümern mit dem Anfuhen um Löſchung der fragliden Laftenpoften vor- 
gelegt. — Aus Anlaß des bei diefem Gerichte aufgenommenen ämtlichen 
Defundes bat das & FE, Winanz- Min. im Inſtanzenzuge mit ber ange 
fochtenen Entſcheidung die nah Scala II vom Betrage pr. 50.000 fi. 
über Abzug der verwendeten 50 fr. Stempelmarfe enifallende Gebühr pr. 
155 fl. 75 kr. aufrecht erhalten und bie ©ebührenerhöhung im doppelten 
Betrage aus Gnade auf 50 fl. ermäßigt. 

Beſchwerdeführer geht von ver Anſicht aus, daß biefe Anforderung 
nicht begründet fei, weil dem Löſchungsgeſuche eine Abfchrift der erwähnten 
Orkunde für da8 Gebührenbemeſſungsamt angefchloffen war, diefe Urkunde 
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nicht unmittelbar bei der Ansfertigung geftempelt werden konnte und weil 
von der Löichungserflärung die Gebühr nad Behebung der Mängel be« 
zahlt wurde. 

Der B. ©. Hof war nicht in ber Lage, der Beſchwerde Folge zu 
geben. — Es war in ber eingebrachten Beſchwerde nicht beftritten, daß 
für die Löfchungserflärung nad dem Werthe der aufgehobenen Rechte die 
Gebühr nah Scala II, wie dies aud in Zarifpofl 101 I, A, lit. n zum 
Gef. vom 13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89 gegründet ifl, zu 
entrichten fei. — Der erft bei der mündlichen Verhandlung eingewendete 
Umftand, als ob aus den betreffenden Cautionsverfchreibungen keine For⸗ 
derungen erwachlen feien, konnte abgeſehen hievon, daß in biefer Beziehung 
bie Beſchwerde nicht geführt wurde, nicht als relevant angejehen werben, 
zumal es bei der Gebühr von der Löjhungserflärung darauf gar nicht 
onfommt, ob von dem zu löſchenden Rechte ein Gebrauch gemacht wurbe 
oder nicht und nad dem Inhalte der Urkunde die Rechtögefchäfte, für 
welche die genannten Hypotheken beftellt waren, gegenwärtig als abgewidelt 
bezeichnet wurben, wonad der Zwed der Hypothekenbeſtellung aufgehört hat. 

Nach 8.6, Abſ. B des cit. Gef. können aber fcalamäßige Gebühren, 
wenn fie den Betrag von 20 fl. ohne den a. o. Zufchlag überfchreiten, 
nah der Wahl des Gebührenpflichtigen entweder mittelft Stempelmarken 
auf bie diesfalls vorgefchriebene Weife, oder aber — im Geſetze heißt es 
„wie gegenwärtig" — alſo mit Beachtung ver 88. 28, 42 u. f. des 
Geb. Gef. vom 9. Februar 1850, R. ©. B. Nr. 50 durch Vorlegung 
der Urkunde Seitens des Gebührenpflihtigen zur Bemeflung und Einhebung 
der Gebühr bei dem hiezu beflimmten Amte (8. 60, zweites Alinen bes 
legtberufenen Gef.) entrichtet werben. 

Nun murde vom Beſchwerdeführer weder auf die eine noch auf die 
andere Art der gejeglichen Anorbnung entiprochen umd es kann die An« 
ſchließung einer Abſchrift der in Rede ſtehenden beanftändeten Urkunve an 
das hei Gericht überreihte Gefuh mit der Beftimmung für das Gebühren- 
bemeflungsamt nicht als die durch das Gefe geforderte Erfüllung diejer 
Verpflichtung angejehen werben. 

Für die Sebührenpfliht der gegenftännlichen Urkunde war es nad 
8, 1 A, 3. 3 bes Geb. Gef. vom 9. Yebruar 1850 ohne Belang, ob 
fie mit allen zur Beweiskraft erforderlichen Förmlichkeiten verfehen war 
oder nit nnd nad dem Maren Wortlaute des 8. 62 biefes Gef. findet 
der Orundfag, daß die ummittelbar zu entrichtende Gebühr von jevem 
gebührenpflichtigen Rechtögefchäfte nur einmal einzubeben if, dann feine 
Anwendung, wenn — wie im vorliegenden alle — zufolge bes 8. 5 B 
des cit. Geb. Gel. die Gebühr von einer Rechtsurkunde einzubeben ift, 
db. i. wenn es fih um eine Scalagebühr hanvelt. 

Die Berechtigung der Anforderung einer Gebührenerhöhung finvet 
ihre Begründung im Schlußabjate des 8. 6 des bezogenen Gef. vom 
18. December 1862, mwonad bei Außerachtlaffung der Anordnung B biefes 
Paragraphen jene nachtheiligen Folgen einzutreten haben, welche im Geſetze 
vom 9. Februar 1850, alfo nad 8. 79 desſelben für die Einhebung bes 
breifachen vorfchriftsmäßig entfallenden Gebührenbetrages ohne Einleitung 
eines Strafverfahrend feſtgeſetzt find. 

Der V. ©. Hof konnte daher im Vorgange ber Finanzverwaltung 





Der 1. L B. ©. Hei hat über Die Beiämerte der Gemeinte Sacce 
es. des tirol. Launehauti@ufieh vom 22. Axxil 1881, 3. 4972, 
Grcmeiniereih Eanto 


Red 
„Ti angefochtene Eutfgeidung wird * 8. 7 des Ge⸗ 
ſeres vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Rr. 36 auf⸗- 


schoben.” 
Eutfreidungssrände. 


Das den Arminifiretivacten beiliegende, bezüglich feines Rechts⸗ 
beflandes von feiner Exite angefochtene Statut der Eongregatione di caritä 
von Gacco befagt ng 1, diefe Congregation repräfentire bie milden 
Stiftungen, welde zu Sunfen der Armen der Gemeinde Sacco, folglich 
zur Unterflägung der Gemeinde ſelbſt gemacht wurden 

Nah 8. 3 des Statuts bildet das Stanmvermögen ber Eongregation 
einen integrivenden Theil de6 Stammmermögens der Gemeinde, welcher 
fegteren nah $. 10 die Aufficht über das Stanmmvermögen ber Congre⸗ 
* und über die Verwaltung desſelben zuſteht und von welcher bie 

ongregation in widhtigeren Angelegenheiten, 3. B. hinſichtlich der Geneh⸗ 
migung ber Yahresvoranfchläge und Rechnungen abhängt. Nah 8. 9 hat 
bie Eongregation eine eigene abgefonderte Verwaltung, welde aus einem 
Bräfidenten, einem VBicepräfidenten, dann vier Räthen und zwei Subftituten 
derſelben beſteht. Die Häthe, und wenn der Gemeindevorſteher Präfes 
ber Gongregation iſt, au der VBicepräfident werben von bem Gemeinde- 
ausſchuſſe gewählt. Im 8. 14 find dieſe Aemter als Mitleids⸗ und 
Ehrenämter bezeichnet, die fein Bürger ohne ganz befondere Gründe, über 
deren Maßgabe der Gemeindeausſchuß entfcheidet, ausfchlagen kann. Nach 
8. 84 ift der Gemeindecaſſier auch zugleich der Caſſier der Kongregation 
und feine zu Gunſten ver Gemeinde gelegte Caution gilt auch zu Ounſten 
der Gongregation (8. 42). Nah 8. 44 find Gemeinbefecretär und Diener, 
fowie enieinbefanglel, zugleich Secretär, Diener und Kanzlei der Con⸗ 
regation. 
— Sonach ruht die Berwaltung in den Händen des Präfes, Vice⸗ 
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präfes und der Räthe, deren Stellen als Ehrenämter, die aus Barmberzig- 
feit verfehen werben, erklärt find, und es bat die Eongregation feine eigenen 
Beamten oder Diener, ſondern es liegen. die Gefchäfte folder Functionäre 
den analogen Bedienfteten ber Gemeinde ob und es ift insbefondere keine 
Beftimmung im Statute enthalten, berzufolge neben vem im 8, 12 auf- 
gefteliten, nah 8. 26 für bie regelmäßige Verwaltung verantwortlichen 
Berwaltungsorgane noch ein befonderer Berwalter aufgeftellt werben foll 
oder kann und es ift ebenfomwenig eine Beftimmung darin enthalten, welcher 
zufolge irgend einem Functionär der Congregation aus Mitteln des Fondes 
eine Entlohnung gegeben werben fol oder darf. 

Diefen ftatutarifchen Beftimmungen gemäß hat fih das im 8, 12 
feftgefette Verwaltungsorgan, weldem nad 8. 10 nur bie Angelegenheiten 
der gewöhnlichen Verwaltung übertragen erfcheinen, in der Sitzung vom 
24, October 1879 nicht ermädtiget erflärt, dem Santo Senter eine Ent- 
Iohnung von 40 fl. für Verſehung von Verwaltungsgefchäften ter Eongre- 
gation aus Tyondsmitteln derfelben zu gewähren, 

Nun läßt fih aus dem vorliegenden Statute nicht Mar erkennen, 
welcher Art die Beziehungen der Congregazione di carit4 zum Gemeinde⸗ 
vermögen jei, ob dieſelbe al8 Gemeindeanftalt erjheine oder nur als eine 
der Gemeindeverwaltung zugewiefene Stiftung, in weldem Falle dem 
Landesausſchuſſe überhaupt Feine Einflugnahme zuftand, fondern felbe aus⸗ 
fhließlih den ftaatlihen Stiftungsauffidhtsbehörden vorbehalten war. 

Aber felbft vorausgeſetzt, daß es ſich lediglich um eine Gemeinde⸗ 
angelegenheit handelte, ift die Entſcheidung des Landesausſchuſſes nicht 
haltbar. Denn nad SS. 24, 31 und 32 der Gem. Ordg. liegt die Be⸗ 
ſchlußfaſſung über die Entlohnung der Yunctionäre der Gemeinde, fowie 
ihrer Anftalten und Sonde aus Gemeindemitteln — infoweit durd Stiftung, 
oder Vertrag nicht etwas anderes vorgefchrieben ift — zunädft im Wir- 
kungskreiſe des Gemeindeausſchuſſes. Den Acten zufolge ift eine Be⸗ 
ſchlußfaſſung des Gemeindeausſchuſſes von Sacco über vie Entlohnungs- 
forderung, die Santo Senter an die Congregation ftellte, im Sinne ber 
cit. Paragraphe nicht erfolgt; es lonnte daher eine inftanzmäßige Ente 
ſcheidung des Landesausſchuſſes im Sinne des 8. 88 der Gem, Ordg. 
nicht erfolgen. 

Es mußte fohin die angefochtene Entſcheidung des Landesansfhuffes, 
welhe an die Gemeinde Sacco gerichtet ift und der Gemeinde ven 
Auftrag ertheilt, die erhobene Forderung auf eine Remuneration von 40 fl. 
zu begleihen, nah $. 7 des Gef. vom 22. October 1875 aufgehoben 
werden. 


Ur. 1216. 


Dem Eigenthümer eines freien Bauplapes kann weder aus öffentlichen 
Rüdfihten, noch auch aus Rüdfiht auf die Sicherheit fremden Eigen: 
thums, die Berbauung desſelben aufgetragen werden. 


Gröenntniß wom 28, November 18581, 8. 1704, 
Der k. 2. V. ©. Hof bat über die Beichwerde der Firma Joſef 
Seykora und Söhne in Adlerkoſteletz ca. Entſcheidung des böhm. Landes» 


. 
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ausfchufied vom 4. Mai 1881, 3. 11084, betreffend vie Berpflichtung 
zur Herftellung von Neubauten anf den Branpflätten beftandener Häufer, 
nach durdhgeführter 5. m. Berhanblung und Anhörung bes Adv. Dr. Heinrich 
Soyla, zu Recht erlannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wirb nad 8. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Enifdeidungsgründe. 


Es ift nicht flreitig, daß, als der Beichwerbeführer im Jahre 1877 
bie Branpflätten der im Jahre 1863 vernidhteten Häufer Nr. 38 unb 39 
in Üolerfofteleg erwarb, diefe nur mehr von jebem Bauwerke freie Flächen 
bildeten. Darum wird aud in ber angefochtenen Entſcheidung der bem 
Beſchwerdeſührer ertheilte Bauauftrag nit durch „die Gefahr eines Ein- 
ſturzes“, nicht durch „die Nothwendigleit eines gänzlichen Umbaues“ ges 
rechtfertiget, fonbern Iebiglih Darauf gegründet, „weil die Abficht des 8. 64 
der Bau⸗Ordg. baranf abzielt, daß, wenn ein Bau aus welder immer 
Urſache Schaten leidet, die Bauftelle nicht öde liegen bleibe, fondern wieder 
zur Aufführung eines Haufes verwendet werde.“ 

Diefe Auffaſſung ift jedoch vollftändig unrichtig, weil fein Geſetz 
und insbefondere auch nicht die böhmiſche Bauordnung die Freiheit des 
Eigenthums in dem Maße einfchräntt, daß dem Kigenthlimer aus öffent. 
lichen Rüdfichten, oder etwa gar aus Nüdfiht auf die Sicherheit fremden 
Eigenthums, die Berbauung eines Bauplatzes aufgetragen werben kann. 
Auch bie im $. 64, Abſ. 2 der böhm. Bau-Ördg. auferlegte Verpflichtung 
bes Umbaues baufälliger Gebäude hat zur ſelbſtverſtändlichen Vorausfetzung, 
daß der Eigenthümer nicht vorzieht, das baufällige Object überhaupt weg⸗ 
zuräumen. 

Es kann daher im vorliegenden alle, wo von vornherein nur bie - 
Derbauung eines freien Plates in Frage fteht, auf diefe Beftimmung nicht 
zurüdgegriffen werben. Die angefodtene Entiheidung mußte demnach als 
im Geſetze nicht begründet aufgehoben werben. 


Ar. 1217. 


1. Die Einwendung der Incompetenz ber VBerwaltungsbehörde zur Ent: 
[seibung der Sade braudt in der Befhwerde nit als ein bejonbeser 
eſchwerdepunkt geltend gemacht zu werden, fobald die Befehwidrigkeit 
Der angefodhtenen Entfheidung im Allgemeinen behauptet wird. 
2. Bur EntfHeidun von Streitigkeiten über den Kehtäbetand einer von 
einem Gemeinderatbe einem Bemeindebedienfteten bewilligten Penfion find 
nit die autonomen Berwaltungsbehörben, fondern die orbentligden Ge⸗ 
richte competent. 


Erkenntniß vom 24. November 1881, 3. 1756. 
Der i EB. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Stadtgemeinde 


Starafol ca, Entſcheidung bes galiz. Landesausfchuffes vom 19. November 
1880, 3. 44780, betreffend den dem Alexander Czechak zugeiprocenen 


Beilage ber Zueifiiigen Blätter. 
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Ruhegenuß, nad dburdgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung bes 
Adv. Dr. Wolsli, des Adv. Dr. Raczynski, in Bertretung des belangten 
Landesausſchuſſes, dann des mitbelangten Gem.-Secr. Alexander Ezechat, 
zu Recht erfamnt: 

„Die angefohtene Entfheidung des galizifhen Landes— 
ausfhuffes wird nah 8.-7 des Gefetzes vom 22. October 1875, 
R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.” 


Entfdeidungsgründe. 


Der Gemeinderath der Stadt Starafol hat mit dem Beichluffe von: 
14. Gebruar 1880 feinen Beihluß vom 7. November 1877, 3. 969, 
womit dem Gem.-Secr. Czechak ein Ruhegenuß von jährlihen 250 fl. 
bewilligt worden war, im Ganzen widerrufen und bie Auszahlung dieſes 
Ruhegenuſſes eingeftellt. — Der Bezirfsausfhuß in Staremiafto hat über 
Hecurs des Czechak unterm 23. Auguft 1880, 3. 679 obigen Gemeinde⸗ 
rathsbeſchluß beftätigt, der galiz. Landesausſchuß aber nnterm 19. Novem- 
ber 1880, 3. 44780 die beiten obigen Entjheidungen aufgehoben und 
der Gemeinde Starafol aufgetragen‘, dem Czechak den ihm bereits rechts⸗ 
kräftig zuerlannten Ruhegenuß pr. 250 fl. ſowohl für die bereits abge- 
laufene Zeit, als auch für die Zukunft in monatlichen Raten zu bezahlen. 

Segen dieſe Entſcheidung bat die Gemeinde Starafol beim V. ©. 
Hofe die Befchwerde erhoben. — Der V. ©. Hof mußte vor Allem ſchon 
von Amtswegen die Trage in Erwägung ziehen, ob ter Landesausſchuß 
zur Entſcheidung in dieſer Angelegenheit competent war und ftand ber 
Erörterung dieſer Frage die vom Vertreter des belangten Landesausſchuſſes 
unb des mitbelangten Czechak bei der 5. m. Verhandlung erhobene Ein⸗ 
wendung, daß die Incompetenz der autonomen Behörden zur Entſcheidung 
ber Sade nicht fchon in der Befchwerde al8 Beſchwerdepunkt hervor⸗ 
gehoben wurte, daher nad 8. 18 des Gel. vom. 22. October 1875 nicht 
weiter bei der öffentlichen Verhandlung geltend gemadt werden fann, nicht 
im Wege; die Geltendmachung diefes Momentes ift ſchon in der allgemein 
behaupteten ©ejegwidrigfeit der angefochtenen Entſcheidung gelegen und 
ftellen fi) daher die Ausführungen des Vertreter der Beſchwerde in biefer 
Richtung lediglich als eine begründende Ausführung der fchriftlich erhobenen 
Beſchwerde dar. 

Das Dienftverbältnig des Gem.Seer. Czechak zur Stadtgemeinde 
Staraſol ſtellt ſich als ein rein privatrechtliches dar, weil ſowohl 
ſeine Aufnahme in die Gemeindedienſte, als auch ſeine Verſehung in den 
Ruheſtand und die Penſionsbemeſſung nicht auf Grund von Vorſchriften 
des öffentlichen Rechtes, wie ſolche insbeſondere bezüglich der Penſionirung, 
wohl für Staatsbeamten, aber ohne eine beſondere Feſtſetzung derzeit 
keineswegs auch für Communalbeamte gelten, ſondern lediglich im Grunde 
von Beſchlüſſen des Gemeinderathes erfolgt iſt, welcher nach 8. 31, Abf. 2 
der Gem. Ordg. für Galizien vom 12. Auguſt 1866 als das berechtigte 
Organ zur Eingehung von vrivatrechtlichen Verpflichtungen, zur Beſtellung 
des Beamtenperſonales, Feſtſetzung der Bezüge desſelben und zur Bewilli⸗ 
gung von Ruhegenüſſen an Gemeindebedienſtete aus dem Gemeindevermögen 
berufen erſcheint. 

Die vom Gemeinderathe der Siadtgemeinde Staraſol in deren Namen 

Dudwinsti, V. G. H. Erkenntnifſe. V. 27 
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dem Czechak gegenüber eingegangenen Rechtsacte fielen fich daher nach 
feiner Richtung Hin als Bffentlihe Amtsacte, fontern kommen nur als 
privatrechtliche Handlungen in Betradt und kann der vom Czechak aus 
denjelben abgeleitete Nechtötitel für feine Forderung an diefe Gemeinde, 
blos als ein Privatrechtstitel angefehen werden, was zur Folge hat, daß 
über folche forderungen nur der ordentliche Richter und nicht bie auto» 
nomen Adminiftrstivbehörten zu entfcheiden berufen find. 

Daran ändert nichtd der Umſtand, daß, wie ver Landedaueſchuß in 
der Gegenſchriſt hervorhebt, Czechal ſeit April 1852 beim beſtandenen 
organiſirten Magiſtrate in Staraſol gedient und bei Uebernahme in die 
Gemeindedienſte ihm fein früherer kffentlich⸗rechtlicher Charakter nicht aus⸗ 
drücklich benommen wurde. — Dadurch, daß Czechak nach Auflöſung des 
beſtandenen Magiſtrates in Staraſol — und ohne damals die Vortheile, 
welche mit der Stellung eines ehemaligen magiſtratiſchen Beamten in An⸗ 
fehbung der Penflonirung verbunden waren, in Unfprud zu nehmen, in bie 
Privatdienfte der Gemeinde Starafol getreten ift, hat er — ohne daß dies 
ansprüdlich zu gefchehen nothwendig geweſen wäre, — den früheren öffentlich 
rechtlichen Charakter und die damit verbundenen Bortheile verloren und 
kann ſich heute auf diefelben im adminiftrativen Wege nicht mehr berufen. 

Auch kann der Gemeinderathsbeſchluß vom 21. Februar 1867, mit 
welhem Czechak in vie Gemeindedienfle aufsenommen und dabei feftgefett 
wurte, daß die Beftimmungen über Die Dienftedentlaffung, Benftonirung, 
Ausmaß der Ruhegenüffe und Berforgung der Staatsbeamten, auch auf 
die Eommunalbeamten der Stadtgemeinde Starafol Anmwentung zu finden 
haben, nicht anders denn als eine privatrechtliche Verpflichtung eines Con⸗ 
trahenten gegenäter feinem Mitpacidcenten angejeben werben und können 
bie diefer Verpflichtung correfpondirenden Rechte nur im Privatrechtswege 
in Unfprud genommen werten. 

Allerdings fteht den Berwaltungsbehörden das Recht zu, barüber zu 
entfcheidven, ob der Gemeinderath durch Faflung eines Gemeinderaths⸗ 
befchlufjes feinen Wirkungskreis überfchritten habe; allein im gegenwärtigen 
Galle fann es ſich gar nicht um biefe Trage hanteln, ob eine feldye Ueber⸗ 
ſchreitung ftattgefunden habe oder nicht und fpeciell ob der Gemeinderaths⸗ 
beihluß vom 14. Februar 1880 deswegen, weil er den früheren rechto⸗ 
fräftigen Gemeinderathsbeſchluß vom 7. November 1877 revocirt, ungiltig 
ift eder nicht, fendern ter Streitpunft liegt darin, ob dem Cyechei durch 
den erſten Genieinderathobeſchiuß vom 7. November 1877 eine privat- 
rechtliche Forderung auf den ihm zuerfannten Ruhegenuß entſtanden ift 
und ob diefer Ruhegenuß, nachdem der Gemeinderamh benfelben ihm einmal 
auszahlen ließ, durch ven fpäteren Befchluß desfelben Gemeinderathes von 
14. Vebruar 1880, womit der Tortbezug wieder cingeftellt worden 
ft, vechtlih zuläſſig widerrufen, reſp. benommen werden konnte; biefer 
Streitpuntt ift aber rein privatredhtliher Natur und es durfte daher darüber 
im abminiftrativen Wege feine maßgebende Entſcheidung gefällt werben. 

Die angefochtene Entſcheidung des galiz. Landesausſchuſſes mußte 
al® die Grenzen feiner Competenz überfchreitend nah 8. 7 tes Gef. vom 
22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben werden. 
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.. Ar. 1218. 


Die Auslagen für Kirdenzwede können im Sinne des $. 35 des Gef. 

vom 7. Mai 1574, R. G. B. Rr. 50 nur bie Riorrgemeinde und nicht Die 

Ortsgemeinde, wie dies nad) den SS. 11 und 12 des Kirhenconcurrenzgef. 
für Mähren vom 2. April 1664 vorgefehen war, — belaften.*) 


Erkenntniß vom 25. November 1881, 8. 1717. 


Der k. k. 28. ©. Hof hat über bie Befchwerde ded Gemeindevor- 
ſtandes Karlsdorf ca. Entjcheidung des k. f. Min. für Eultus und Unter- 
riht vom 2. Juli 1881, 3. 12786, betreffend die Beitragsleiftung Seiner 
Erlauht des Grafen Franz Ernft Harrach als Befiter der Domaine 
Panowig zur Kirchenconcurrenz in Klein-Rohran, nach durchgeführter ö. m. 
Berbandlung und Anhörung des Adv. Dr. Karl Deitl, des k. f. Min.- 
Secr. Dr. Ritter v. Spaun, dann de8 Adv. Dr. Wilhelm Nodler, des 
letteren in Bertretung des mitbelangten Grafen Franz Ernft Harrach, zu 
Recht erlannt: 

„Die Beſchwerde wird ale unbegrüntet abgewiesen.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Die Beſchwerde ftellt die Behauptung anf, daß die 88. 11 und 12 
des Rirchenconcurrenzgef. für die Markgraffhaft Mähren vom 2. April 
1864, 8. ©. 9. Nr. 11 neben dem Gef. vom 7. Mai 1874, R. G. B. 
Nr. 50 ihre verbindliche Kraft ferner beibehalten haben. 

Diefe Annahme ift aber nicht richtig. Denn nad 8. 57 des Gef. 
vom 7. Mai 1874, R. G. B. Nr. 50 können die einzelnen Beſtimmungen 
des mähr. Landeögef. vom 2, April 1864 gegenwärtig nur infoweit nod 
Geltung haten, al8 felbe nicht mit dem Inhalte des vorerwähnten neueren 
Geſetzes vom Yahre 1874 im Widerfpruche ftehen. Da nun aus den 
88. 35 und 86 des legteren Gef. tie Verpflichtung der Pfarrgemeinde, 
d. i. ter im Pfarrfprengel wohnenden Katholiken vesfelben Ritus zu 
kirchlichen Leiſtungen hervorgeht, während in dem Landesgeſ. vom 2. April 
1864 die Ortsgemeinde in diefem Gegenſtande als verpflichtet erfcheint, 
ift es unzweifelhaft, daß dieſe letztere Verpflichtung burd die cit. 88. 36 
und 36 bejeitiget und on beren Stelle die Verbindlichkeit der Pfarrgemeinde 
getreten ıft. 

Bei dem Umftande, ald Seine Erlaucht Graf Franz Ernft Harrach 
laut des Berichtes des Gemeindevorſtandes von Karlsdorf an die k. k. 
Bezirkshauptmannſchaft in Römerſtadt de praes. 4. März 1880, 3. 1407 
feinen Wohnfig in ver Gemeinde Karlsdorf nicht hat, entfpricht die ange» 
fochtene Entſcheidung den gefetlihen Norinen und mußte daher die DBe- 
ſchwerde als unbegründet abgewiefen werben, 


*) Bergl. au Nr. 815 (Band IV, Zahrgang 1880). 
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Qr. 1219. 


Eintragungsgebühr für neue Eintragungen. — In welchen Fällen tritt 
für Zirol und Vorarlberg die Befreiung von dem a. o. Zuſchlage ein.*) 


Erfenntniß vom 29. November 1881, 3. 1956. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Bitale Groffi 
und Francesco Delponte, Vollmachtsträger der ehemaligen Generalgemeinde 
Lomaſo in Südtirol ca. Entfcheidung des f. f. Finanz Min. vom 5. Februar 
1881, 3. 28121, betreffend eine Eintragungsgetühr, nad Durchgeführter 
ö. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Theodor Modreiner, fo- 
wie des ka f, Min.Bice-Secr. Ritter v. Frofchauer, zu Redt erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als nit begründet abgemwiefen.“ 


Entfsheidungsgründe. 


Die Beichwerde ift gegen die Vorſchreibung einer Gebühr von 
1'/, Bercent pr. 7352 fl. 10 fr. und bes a. o. Zuſchlages von 25 Per- 
cent zu derſelben pr. 1838 fl. 2'/, fr. gerichtet, welche der aufgelöften 
Generalgemeinde Lomaſo nah Tarifpoft $3 A b des Gef. vom 13. Des 
cember 1862, R. ©. B. Nr. 89 anläßlich der bücherlichen Eintragung 
der Urkunde über die Bertheilung des Grundeigenthumes der genannten, 
aus elf Fractionen (Cataftralgemeinden) beftandenen Öeneralgemeinde unter 
die aus verfelben gebildeten vier neuen Ortögemeinden Yiave, Campo, 
Comano und Lundo auferlegt worden war. 

Die Bemeffung diefer Gebühr wird in drei Punkten angefochten, 
und zwar 1) weil die Generalgemeinde Lomaſo ſchon feit unvordenklicher 
Zeit, als noch Feine öffentlihen Bücher beftanden, Eigenthümer der frag- 
lichen Grundſtücke gemefen fei, daher es fich gegenwärtig nur um bie Ein- 
tragung der Theilung eines gemeinjchaftlihen Eigenthumes unter die ein- 
zelnen Theilhaber gehandelt habe, weldhe nach Abſ. D, lit. ee zur Zarif- 
poft 43 gebührenfrei fei; 2) weil außer der Gebühr auch der a. o. 
Zufhlag vorgefchrieben wurde; 3) weil die Bemeffung auf Grund eines 
Werthes von 490.140 fl. erfolgt ift, welcher dem Zheilungsobjecte gar 
nicht zulonme, 

Der B. ©. Hof konnte keinen biefer Beichwerbepunfte für begründet 
anfehen. Bei Erhebung des erften Punktes gehen die Beſchwerdeführer 
von der Annahme aus, daß eine Gebühr für die Erwerbung des Eigen- 
thumes und die Theilung desfelben vorgefchrieben worden fei. Diefe An- 
nahme ift offenbar irrig. — Die Bemefjung der fraglihen Gebühr war 
nicht für die Erwerbung ter bezüglichen Grundobjecte, fondern lediglich 
für die Eintragung zur Erwerbung des Eigenthumes in tie öffentlichen 
Bücher ($. 431 des a. b. ©. 2.) und zwar deshalb nah Tarife 
poft 33 A b mit 1°/, Perceut vorgefchrieben worden, weil der Erwerbs⸗ 
titel, im Grunde deſſen die Eintragung erfolgt, der Bermögensübertragungd« 
gebühr (Zarifpeft 106) nicht unterliegt, indem die Finanzbehörden eben 


*) Vergl. Erkenntniſſe in Nr. 82 und 141 (Band I, Jahrgang 1876/77). 
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von der Anfhauung auögingen, daß bie Generalgemeinde Lomaſo den Titel 
zum Eigenthume der fraglihen Grundobjecte ſchon vor ber Wirkſamkeit 
des Gef. vom 9. Februar 1850 erworben hatte, 

Die Finanzbehörden haben aud ver Anorbnung bes Abſ. D hh ber 
Zarifpoft 23 entiprechend für die Befiganfchreibung der Gemeinde Romafo 
und ber vier neugebilvdeten Ortsgemeinden nur Eine Eintragungsgebühr 
in Anſpruch genommen, weil die Kintragung des Eigenthumsrechtes der 
Erfteren nothwendig war, um die gegenwärtigen Erwerber ald Rechts⸗ 
nachfolger in das öffentliche Buch aufnehmen zu können. — Da die Er- 
Öffnung einer Grundbuchseinlage für diefen noch in feinem Grundbuche 
bisher eingetragenen Grundcomplex Teineswegs in Durchführung des Gef. 
vom 25. Juli 1871, R. ©. B. Nr. 96 erfolgte, fo können auch bie 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes im vorliegenden Falle keine Anwendung 
haben. — Der V. ©. Hof konnte daher in diefer Richtung einen geſetz⸗ 
wibrigen Vorgang der Finanzbehörden nicht wahrnehmen. 

Dasfelbe gilt hinſichtlich des zweiten Beſchwerdepunktes. Die Be⸗ 
fchwerbeführer behaupten nämlib, der a. o. Zufchlag fei vermöge des Ab]. 9, 
lit, b und Abf. 12 der kaiſ. Verordnung vom 17. Mai 1859, R. G. B. 
Nr. 89 nicht zu bemeſſen geweſen, weil es ſich im vorliegenden Falle um 
feinen Gegenftand der Gebührenpflit handle, rückſichtlich deſſen das Recht 
bes Staatsſchatzes auf die Gebühr zufolge des Geſetzes ($. 44) durch 
den Abſchluß eines Rechtsgeſchäftes bedingt werde und weil Tirol und 
Borarlberg von der Entrichtung des gedachten Zufchlages ausprädlidh ber 
freit feien. 

Dem entgegen muß zunädft bemerkt werden, daß der a. o. Zuſchlag 
von 25 Percent durh das Gef. vom 13. December 1862, R. ©. 2. 
Nr. 89, 8. 2 auf alle Percentualgebühren ausgedehnt wurde, daß 
ferner der Abf. 9 der kaiſ. Berorpnung vom 17. Mai 1859 nur ben 
Zeitpunkt firirt, mit weldem die Bemeflung des fraglichen Zuſchlages ein- 
zutreten hatte. Als folder wurde für maßgebend erflärt rückſichtlich ftempel- 
pflichtiger Urfunden und Schriften der Tag des Eintrittes der Stempel- 
pflicht, ferner für andere Gegenftände der Gebührenpflicht der Tag, an 
weldem für biefelben das Recht des Staates auf tie Gebühr beginnt; 
in beiden fällen, fofern tiefer Tag nah vem 31. Mat 1859 fiel. — 
Es ift dies eine Beſtimmung, die im vorliegenden alle fein Gegenftand 
näherer Erwägung fein kann. ' 

Die im Abf. 12 der cit. faif. Verordnung für Tirol und Borarl- 
berg gewährte Ausnahme wurde ausorüdlih auf die Gebühren von 3'/, 
Percent und 1!/, Percent wegen lebertragung des Eigenthumes, 
Fruchtgenuſſes und Gebrauchsrechtes unbewegliher Sachen (ZTarifpoft 106 A a 
und Anm, 1 zu berjelben) beſchränkt, kann daher als eine Ausnahme nicht 
auch auf Kintragungsgebühren ausgedehnt werben. 

Belangend fchlieglih den Werthmaßſtab für die Gebührenbemeflung, 
welher Gegenfland des dritten Befchwerbepunftes ift, fo vermag ber 
V. ©. Hof in deflen Annahme keinen gefewidrigen Act der Finanz» 
behörden zu erbliden, nachdem der der Bemefjung ver Gebühr zu runde 
gelegte Werth des bezüglichen Grundbeſitzes von den durch die Repräſen⸗ 
tanz ber ©eneralgemeinde Lomaſo felbft gewählten Schätzleuten in diefer 
Höhe ermittelt und aud von den den Theilungsact genehmigenden Bes 
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hörden nicht beanftändet worden ift; übrigens nad) $. 306 des a. b. G. B. 
in allen Fällen, wo nichts Anderes entweder bedungen oder von Geſetze 
verorbnet wird, bei der Schägung einer Sache ter gemeine Preis (8. 305 
ded a. b. G. B.) zur Richtſchuur genommen werten muß. — Es lag 
daher für die Finanzbehörden keine Verpflichtung vor, einen niebrigeren 
Werth anzunehmen oder felbft eine gerihtlihe Schätzung zu veranlaffen, 
weshalb auch von einer Nechtöverlegung für die betheiligten Gemeinden 
nicht die Rebe fein Tann. 
Der B. ©. Hof mußte demnach die Beſchwerde abmeijen. 


Mr. 1220. 


Anfechtung der Gebühr für zwei Vertragsparien ($. 40 des Geb. Geſ.). 
Ertenntniß vom 29. November 1881, 3. 1921, 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beichwerde der Stadtgemeinde 
Robatyn ca. Entjheidung bes k. k. Finanz Min. vom 30. März 1881, 
3. 34050, betreffend die Gebühr für ein -zweited Exemplar des mit 
Sender Dub abgefchleffenen Propinationspachtvertrages vom 28. December 
1871, nad durchgeführter 3. m. Verhandlung und Anhörung des Ado. 
Dr. Ludwig Wolski, ſowie des kak. Min.-Bice Secr. Ritter v. Frojchauer, 
zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.” 


Entſcheidungsgründe. 


Zwiſchen ter Stadtgenteinde Rohatyn und Sender Dub, welcher bei 
ver am 27. Juni 1871 ftattgebabten öffentlichen Licitation wegen Ber: 
padıtung der Propination auf drei Jahre, 1872 bis 1874, Eriteher blieb, 
wurde auf Grund diefer Licitation und nadträglicher Verhandlungen am 
28. December 1871 ber fchriftliche Pachtvertrag und zwar auf jeh® Jahre, 
1872 bi8 1877, ausgefertigt. — Eine notariell vidimirte Abſchrift dieſes 
Bertrages, welher von beiden vertragfchließenden Theilen unterfertigt ift, 
wurde beim Steueramte im Zwecke der Gebührenbemeflung überreicht. 

Der Punft 25 (richtiger 26) dieſes Pachtvertrages lautet: „Werden 
zwei gleihlautende Contractderemplarien verfaßt, in welchen ganz die näm⸗ 
lichen Bedingungen und Verbindlichkeiten des Licitationsprotofolle® enthalten 
fein follen. Diefe Contracte fünnen bei dem Umftande, wo der mit dem 
Meiftbietenden verbindende Contract ſchon im Licitationsprotofolle gefchloffen 
wurde, an und für fi weder eine Verbindlichkeit bewirken noch aufheben. 
Hievon wird ein Exemplar dem Pächter, welcher den Stempelbetrag biefür 
zu entrichten hat, hinausgegeben werden. Im Falle der Verweigerung 
ber GontractSunterfertigung von Seiten des Pächters, oder wenn auf beffen 
Verlangen bie Ausfertigung des Contractes unterbleibt, hat das in biefem 
Falle mit dem claffenmäßigen Stempel zu verfehende Licitationsprotofoll 
die Stelle des Contractes zu vertreten.“ 
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Geſtützt auf diefen Abfat und die Beftinmungen der 88. 40 und 
62 bes Geb. Gef. vom 9. Februar 1850, R. ©. B. Nr. 50 fordert die 
Finanzverwaltung die nad Scala II von der Rechtsurkunde entfallenve 
Gebühr für zwei Vertragderemplare, wenn auch die thatſächliche Aus⸗ 
fertigung diefes Vertraged in zwei Parien nidt conitatirt ift. 

Die Beſchwerde geht von der Anſchauung aus, es fei die Annahme 
ber Finanzbehörde, wienach der Bertrag in zwei Parien ausgefertigt worden 
fei, durch vie Actenlage nicht gerechtfertigt, vielmehr mit verfelben im 
MWiverfprude, denn der Pächter Sender Dub habe in der an die Stadt⸗ 
gemeinde Rohatyn am 29. September 1871 gerichteten Eingabe von dein 
ihm nad ven Ricitationsbedingniffen vorbehaltenen Rechte Gebraud gemacht 
und auf die Ausfertigung des für ihn beftimmten Vertragserenplared ver: 
zichtet, weshalb die Vertragsurkunde factifh nur in einem einzigen Pare 
audgefertigt wurde. 

Der V. ©. Hof war nit in der Lage, die Annahme der Yinanz- 
behörde, welche fit an den Inhalt des Tertes des zur Gebührenbemeſſung 
vorgelegten Vertrages, daß derſelbe in zwei Exemplarien verfaßt wird, 
und daß eines terfelben dem Pächter binausgegeben wird, gehalten hat, 
als durch die Actenlage nicht gerechtfertigt zu erkennen, denn dieſe An⸗ 
nahme ſtützt ſich ja eben auf eine in der Vertragsurkunde, welche von 
beiden Parteien unterfertigt iſt, ſchriftlich gemachten Angabe. 

Es lag ſonach nach dem Inhalte der Urkunde eine Undeutlichkeit 
über einen, auf die Gebührenbemeſſung maßgebenden Einfluß nehmenden 
Umſtand gar nicht vor, weshalb auch die Finanzbehörde im Rechte 
war, ſich an den Inhalt der Urkunde haltend, die Gebühr für zwei Ver—⸗ 
tragseremplarien einzufordern und auch auf den verjudhten Beweis durch 
die oberwähnte Eingabe des Sender Dub an die Stadtgemeinde, welche 
eben im Widerſpruche mit den’ Angaben im fpäter ausgefertigten Bertrage 
fih befand, nicht einzugehen, da bier nicht einmal die Bedingung, unter 
weicher nach Punkt 1 der Vorerinnerungen zum Zarife des berufenen Geb, 
Geſ. der Partei die Führung des Gegenbeweifes vorbehalten wurde, näm⸗ 
lih eine in ver Urkunde felbft enthaltene Undeutlichleit über den das Ge» 
bührenausmaß beftinmenden Umftand, zutrifft. 

Es mußte demnach bie Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen werden. 


Ar. 1221. 


Rechtsſatz wie in Ar. 252 und 816. 
Erfenntuiß vom 29. November 1881, 3. 1744. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde der Eheleute Joſef 
und Eleonora Gieb in Niemes ca. Entſcheidung des k. k. Finanz-Min. 
vom 11. Mai 1881, Z. 7395, betreffend die Vorſchreibung einer Ueber⸗ 
tragungsgebühr von der Realität C.Nr. 149 in Niemes, nad) durdh- 
geführter d. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiefen. — 
— Ein Erfaß der Koften des Verfahrens wird nicht auferlegt.“*) 


*) Siehe Entiheidungsgründe bei Nr. 252 (Band II, Jahrgang 1878) 
und bei Nr. 816 (Band IV, Jahrgang 1880), 
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Ar. 1222. 


1. Das Recht der Gemeindbeverwaltung zur Ausfhreibung von Umlagen 
ift mit der Eriftenz eines factifh nit bededten Gemeindeerforderniſſes 
, gegeben und beftebt auch dann, wenn das Deficit durch vorübergehende 
Umftände herbeiaeführt if. 
2. Der $. 63 ber fteierm. Gem. Dre. (Rothwendigfeit der Genehmigung 
der vom Semeindevorftcher perfönli getroffenen Maßregeln durd die 
Semeindevertretung) begreift wohl den Fall, wo ein nit praliminirtes 
Erforderniß eintritt, nicht aber Ben, wo eine präliminirte Bededung nit 


Erkenntniß vom 80. Novtmber 1881, 3. 1688. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Dr. Franz 
Hoffer und Genofjen in Leoben ca. Entſcheidung bes fteierm. Landesaus⸗ 
ſchuſſes vom 5. März 1881, 3. 1710, betreffend tie der Gemeinde Leoben 
ertheilte Bewilligung zur Einhebung von Steuerzufchlägen und zur Auf⸗ 
nahme eined Darlehens, nad durchgeführter 5. m. Verhandlung und An- 
börung des Abo. Dr. Franz Hoffer, des Dr. Moriz Ritter v. Schreiner, 
Mitglieds des Lanvesausfchuffes, in Vertretung des belangten Landesaus⸗ 
jhuffes, dann des Adv. Dr. Franz &. Biel, des Letzteren in Vertretung 
ber mitbetheiligten Stadtgemeinde Leoben, zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird als ungegründet zurüdgemwiejen.“ 


Entfdeidungsgründe. 


Die Befchwerbeführer beftreiten nicht, daß zu ber Zeit, als in ber 
©emeinde Leoben für die Bedeckung des Gemeinbeerfordernifes im Yahre 
1881, dann bed aus dem Jahre 1880 verbliebenen Deficits vorzuforgen 
war, die eigenen Einkünfte des Gemeindevermögens den hiefür erforber- 
lichen Belauf nit auswiefen. — Die Beichwerbeführer behaupten ins 
befondere nicht, daß die zu den Gemeindeeinkünften gezählten Zuſchüſſe aus 
dem SFactorievermögen effectio geleiftet wurden ober audy nur derart in 
Ausficht landen, daß fie füglih in das Gemeindepräliminar einbezogen 
werben konnten. — Die Befchwerbeführer beftreiten endlich auch nicht die 
Richtigkeit der Ziffer des für das Jahr 1881 feftgeftellten Gemeinde- 
bedarfs oder des aus den Jahre 1880 verbliebenen Deficites. 

Iſt aber dies Alles zugegeben, ſo iſt auch das Recht der Gemeinde⸗ 
verwaltung, für das aus gedachter Sachlage reſultirende Gemeindebedürfniß 
auf den geſetzlichen Wegen, alſo insbeſondere durch Zuſchläge zu den 
directen Steuern oder zur Verzehrungsſteuer vorzuforgen (8. 69 der 
fteierm. Gem. Ordg.) nicht weiter zu beftreiten. Dieſes Recht ift, da 
das Geſetz diesfalls nicht unterfcheivet (8. 69 ff. des cit. Gef.) mit der 
Eriftenz eines factifh nicht bededten Gemeindeerforvernifje gegeben und 
beftebt ganz ohne Rüdfiht auf die Umftände, welche das Deficit berbei- 
geführt haben, fowie auf die conftante oder vorübergehende Natur des 
letzteren. Diefe Momente beeinflußen nit das Recht, Umlageu zu for⸗ 
dern, fondern erzeugen nur bie Frage, ob e8 nit zwedmäßig erjcheine, 
einen nur vorübergehenden Ausfall in ben Gemeindeeinkünften ftatt durch 
Ausübung des gedachten Rechtes, durd Aufnahme einer ſchwebenden Schule 

















Nr. 1222. — Erf. v, 30. November 1881, 3. 1633. 425 


oder andere proviforifhe Maßregeln zu beveden. Allein dieſe Frage ift 
lediglih nad) adminiftrativen, je nah den Urfachen des Ausfalles und 
nad) deren Conftanz fi verſchieden geftaltenten Geſichtspunkten zu beant- 
worten, daher eine Frage der Gemeindewirthſchaft und nicht des 
Gemeinderehtes und nur von den mit der Auffiht über vie Ges 
meindewirthichaft betrauten autonomen Inſtanzen, nicht vor dem zur Ente 
ſcheidung über ftreitiged Gemeinderecht berufenen V. ©. Hofe auszutragen. 

Hienach zerfallen die erfien drei in ber vorliegenden Streitfache vor- 
gebrachten, da® Recht ter Gemeindeverwaltung zur Ausfchreibung von 
Umlagen und Aufnahme eine Darlehens beftreitenden Befchwerbepunfte, 
d. h. fie löfen fih in ragen der Zweckmäßigkeit und einer rationellen 
Semeindewirtbichaft auf, über welche nur von den Gemeindeaufſichtsbehörden 
entſchieden werden konnte und thatſächlich auch in einer Weiſe entfchieden 
worden ift, welche ter Richter nicht zu überprüfen hat. 

Ob der Landedausfhuß die beantragte Urt der Bedeckung ohne 
Weiteres zu genehmigen veranlaft war, oder aber feine Verfügung in ber 
Sade erft noch von weiteren Erhebungen hätte abhängig machen follen, 
ob er die Genehmigung zweddienlicher Weife insbefonvere erft zu ertheilen 
hatte, fobald ihm die Infufficienz des Factorievermögens zur Leiftung von 
Beiträgen rehnungsmäßig ausgewiefen war — dies Alles hatte der 
V. ©. Hof nicht zu erwägen, weil fein Geſetz befteht, welches dem Landes⸗ 
ausſchuſſe gerade eine ſolche Art ber Procedur vorfchriebe, vielmehr, wie 
gefagt, die Gemeindeordnung in diefer wie in jeder anderen Beziehung 
das Recht zur Ausfchreibung von Umlagen lediglich von der Thatſache des 
Erfordernifjes abhängig madt, jo daß alfo die Landesverwaltung jedenfalls 
im Sinne der Öemeindeorbnung berechtigt war, die hier beantragte Art 
der Bededung zu genehmigen. 

Hienah bedarf es faum noch der Erwähnung, daß ter dritte Be⸗ 
ihwerdepuntt aud einen inneren Widerfprud enthält, indem die Be- 
fhwerbeführer mit demfelben gerade den Vorgang als partielle Maßnahme 
bekämpfen, den fie mit der Beſchwerde als eine allgemeine herbeizuführen 
beftrebt find, nämlich die Aufnahme eines Darlehens zu Laſten der Ge- 
meinde. In biefer Beziehung kann insbefondere auch die Thatfadhe, daß 
der Bürgermeifter für das Jahr 1880 bereit durch proviforifhe Maß- 
regeln vorgeforgt hat, deu Standpunkt der Befchwerde nicht rechtfertigen. 
Denn eine ſolche Thatfadhe kann nicht weiter geltend gemacht werden, als 
fie wirtlih reiht und da nun nad) der Angabe des Bürgermeifters, der 
zu den von ihm proviforifd getroffenen Maßregeln gewiß nur berechtigt, 
nicht verpflichtet war, durch diefe Maßregeln die Thatfache des Gemeinde- 
bedürfniſſes und damit die Nothwendigfeit einer Bedeckung desſelben, zwar 
für das Jahr 1880, nicht aber aud für das Yahr 1881 befeitigt war, 
jo ergibt fih, daß befagte Nothwendigfeit einer Beredung zwar nicht im 
Bahre 1880 beftand, wohl aber im Jahre 1881 befteht. Die Behaup- 
tung, baß der Bürgermeifter in diefem Falle nah 8. 63 der Gem. Ordg. 
vorzugehen hatte, ift evident unrichtig, da $. 63 nur den Fall im Auge 
bat, daß ein nicht präliminirte® Erforderniß eintritt, nicht den, daß eine 
präliminirte oder doch in Ausficht ftehende Bedeckung nicht einkömmt. 

Die im 4. Beſchwerdepunkte formulirten Einwendungen gegen den 
von der Gemeindeverwaltung in dieſer Angelegenheit eingehaltenen formellen 
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Borgang find gleihfalls unflihhältig. Insbeſondere verlangt 8. 75 der 
fteierm. Gem. Ordg. nicht bie in der Beſchwerde für nothwendig erklärte 
individmelle Einberufung der Wahlberechtigten, fondern nur die „Ein⸗ 
berufung* und „Belanntgabe des Ausſchußantrages“, welchen Anforderungen 
im vorliegenden falle entiproden worden iſt, ohne daß behauptet werben 
fann: e8 fei die — nad dem eben bezeichneten Inhalte der geſetzlichen 
Beftimmung in das Ermefien ver Oemeindeverwaltung geftellte — Form 
der Einberufung eine für den angeftrebten Zwed ungenügende gewejen. 

Die Übrigen gegen die formelle Procedur erhobenen Einwendungen 
find in der Befchwerde nicht ausprädlich wiederholt worden, übrigens in 
feinem Yale weſeutlich und aud nicht durd eine gefegliche Beſtimmung 
geftüßt, welche die Ungiltigleit eines in der fraglichen Weiſe beanftändbaren 
Verfahrens als Sanction ausſprechen würde. 

Ein Ausſpruch in der Koſtenfrage entfiel, da die von der Gemeinde 
Leoben in der Gegenſchrift angeſprochenen Koſten in der Verhandlung nicht 
liquidirt worden ſind. 


Ar. 1223. 


Die Zuerkennung bes im $. 4 bes Geſ. vom 30. December 1875, galiz. 

2. G. 8. ex 1877 Rr. 55 normirten Realausſchankrechtes ift gefehlih von 

der factifhen Ausübung des Ausſchankes zur Zeit des Inslebentreiens 
des obigen Geſetzzes nicht abhängig. 


Erkenntniß vom 1. December 1881, 3. 1960. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Befchwerde des Dr. Eduard 
Zayfowsfi ca. Min. des Innern anläßlich der Entſcheidung desfelben vom 
23. Mär; 1881, 3. 10386, betreffend ven Vorbehalt des Realſchank⸗ 
rechtes für die lanptäflihen Güter Berbehöm und Bugaj, nach durch⸗ 
geführter 8. m. Verhandlung und Anhörung des perfönlich erfchienenen 
Beſchwerdeführers, fowie des k. k. Min.⸗Rathes Gofef v. Medwey, zu 
Recht erkannt: 

„Die angefohtene Minifterialentfheipdung wird nad $. 7 
des Geſetzes vom 22. Detober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 
aufgehoben.” 


Entſcheidungsgründe. 


Mit der angefochtenen Entſcheidung vom 23. März 1881, 3. 10386 
bat das f, f, Min. des Innern im Inflanzenzuge dem Cigenthüner ver 
Güter Berdehöm und Bugaj, Dr. Eduard Zaykowskli, das im $. 4 des 
Gef. vom 30. December 1875 (galiz. 8. ©. B. ex 1877 Nr. 55) nor- 
mirte Realrecht des Ausſchankes für diefe Güter aberfannt, weil auf ven» 
felben zur Zeit, al8 tiefes Geſetz in Wirkfamkeit getreten war, der Aus⸗ 
ſchank nit ausgeübt werden ift. 

Nah 8. 4 des bezeichneten Gef. verbleibt nach Ablauf der im $. 3 
bes. Gef. feftgefegten Beriode der Eigenthlimer eine Gutes, dae am 
Zage des Inslebentretens dieſes Geſetzes einen befonderen Grundbuchs⸗ 
törper gebildet und mit welchem das Propinationsrecht verbunden ift, bein: 
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Realrechte, geiftige Getränke (mit Ausnahme des Weines) in einer Schänfe 
im Bereiche dieſes Gutes auszuſchänken. Die Zuerkennung diefes Real⸗ 
rechtes hat fonach das Geſetz von der factifhen Ausübung des Ausfchanfes 
zur Zeit des Inslebentretens des erwähnten Geſetzes nicht abhängig 
gemacht. 

Der Vertreter des Minifteriums bat zwar letteres bei der münd⸗ 
lichen Verhandlung ſchon daraus gefolgert, daß nach dem Citate des 8. 4 
im 8. 1 des Geſ. vom 30. December 1875 auch das dem Propinations⸗ 
berechtigten verbleibende Schankrecht einen Theil der Entſchädigung bilde 
und daß, da die Entſchädigung zufolge der SS. 5 und 11 auf Örund bes 
in der Zeitperiode von 1869 bi8 1874 fatirten Einkommens zu bemefjen 
ift, das Recht auf die Entſchädigung und folgerichtig auch das zu berfelben 
nah $. 1 gehörige, im $. 4 erwähnte Recht ven Bezug eined Propina- 
tionseinkommens, alſo die factifhe Ausübung des Rechtes vorausfege. 
Allein hiegegen ift zu bemerken, daß, wenn aud zur Schadloshaltung tes 
Propinationsberechtigten gewiß ſowohl das ihm belaffene Ausfhantrecht 
wie die ihm zuerfannte Geldentſchädigung gehört und infoferne die Citation 
des 8. 4 im $. 1 ſich volftändig erflären läßt, tod die im 8. 5 und 
11 normirte Grundlage der Entjhädigung nur auf die Geldentſchädigung 
Bezug bat, und daß daher, wenn aus dieſer Art der Bemeflung der Ent« 
ſchädigung ein Schluß auf die Nothwendigkeit factifcher Ausübung des 
Rechtes gezogen wird, diefer Schluß nur binfichtlich der Geldentſchädigung, 
gewiß aber nicht hinſichtlich des Ausſchankrechtes berechtigt wäre. 

Ebenſowenig kann die Bedingung der factifhen Ausübung aus dem 
Worte „verbleibt“ abgeleitet werden und das Geſetz hat offenbar biefen 
Ausdruck deshalb gewählt, weil in dem Propinationationsredhte aucd das 
Recht des Ausſchankes begriffen ift, welches Recht durch den bloßen Nicht⸗ 
gebrauch nicht verjährt. (8. 1459 des a. b. ©, 8.) 

Die Güter Berbehöw und Bugaj haben, jedes für fih, ſchon vor 
Wirkſamkeit des cit. Geſetzes, d. i. vor dem 29. December 1877, bejondere 
Grundbuchskörper gebildet und nachdem dieſe Güter landtäflihe waren, 
fo iſt mit dem Beſitze jeres derſelben auch das Propinationsredht verbunden; 
ohne Rüdficht darauf, ob dieſes Propinationsreht, ſonach auch ver Aus- 
ſchank thatſächlich ausgeübt worden war oder nicht. 

Nachdem ſonach vorliegendenfalls alle geſetzlichen Vorausſetzungen 
für die Zuerlennung des im beſagten $. 4 normirten Realausſchanksrechtes 
für die zwei Güter Berdehöm und Bugaj zutreffen, fo bat aud teren 
Eigenthümer das Recht, für fi und feine Rechtsnehmer zu begehren, auf 
jedem diefer Güter, nach Ablauf der im 8. 3 des bezogenen Geſ. feft- 
gelegten Periode, in einer Schänfe ausſchänken zu dürfen. Den Geſagten 
zufolge erfcheint die Beſchwerde geſetzlich gegründet. 

Diefemnah war die angefochtene Entjcheidung des k. k. Min. bes 
Innern vom 23. Mär; 1851, 3. 10386 nad 8.7 dee Gef. vom 22. Octo⸗ 
ber 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufzuheben. 
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Ar. 1224. 


Der Befiper des einen Grundbuchskörper bildenden propinationsbered: 

tigten Gutes, weldyes auf mehr als eine Gemeinde fi erfiredt, Tann das 

Recht anf einen zweiten Ausihant nicht nur dann in Anfprud nehmen, 

wenn die Gemeinden ihrem ganzen Umfange nad innerhalb der Gute: 

gränzen liegen, ſondern auch dann, wenn aud nur Theile mehrerer Ge: 
meinden in den Umfang des Gutsgebietes fallen. 


Erkenntniß vom 1. December 1881, 3. 1961. 


Der 8. k. V. ©. Hof bat Über vie Beichwerde des Dr. Anton 
Haszezye ca. Min. des Innern anläßlich der Entſcheidung desſelben vom 
5. April 1881, 3. 15027, betreffend den Vorbehalt des Realſchankrechtes 
für vie Walpparcelle „las kunkowski*, nad durchgeführter d. m. Ber 
handlung und Anhörung des Adv. Dr. Friedrih Bien, dann des k. k. 
Min.-Rathes Tofef v. Medvey, zu Recht erfannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wird nah $. 7 des Ge— 
feße8 vom 22. Dctober 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.” 


Entſcheidungsgründe. 


Nah 8. 4, Abſ. 2 des Gef. vom 30. December 1875, L. ©. B. 
Nr. 55 foll ver Beſitzer eines einen Grundbuchskörper bildenden propina- 
tiondberechtigten Gutes, welches auf mehr als eine Gemeinde fi erftredt, 
(nad dem authentiſchen polnifchen Terte „rozeiaga*), das im $. 4, Abi. 1 
normirte Recht, d. h. das Realrecht behalten, in jeder Gemeinde geiftige 
Getränke (mit Ausnahme des Weines) in einer Schänfe in Bereiche des⸗ 
felben Gutes auszufchänken. Der Befiger eines folden Gutes kann fomit 
nad ter gewöhnlichen Bedeutung des vom Geſetze gebraudten Wortes 
„fich erfireden" (rozeiaga), das Recht auf einen zweiten Ausſchank nicht 
nur dann in Anfprud nehmen, wenn hie Gemeinden ihrem ganzen Um⸗ 
fange nah innerhalb der Öutögränzen liegen, fondern auch dann, wenn 
auch nur Theile mehrerer Gemeinden in den Umfang des Gutsgebietes fallen. 

Da nun im gegebenen Falle nicht ftreitig war, daß das Gutsgebiet 
Dunlowiczfi fih über die Gemeinde Dunkowiczki und theilweife über die 
Gemeinde Kunlomce ausdehnt, fo war der Anfprud des Beſchwerdeführers 
auf Zuerfennung einer Schänfe auch in der Gemeinde Kunkowee, feldflver- 
ſtändlich jedoch mit der Befchränkung auf den Bereich des Gutes Dunkomiczki 
gerechtfertigt, weshalb die diefen Anſpruch verwerfende Min.⸗Entſcheidung 
nah 8. 7 des Geſ. vom 22. October 1875 aufzuheben war. 
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Ar. 1225. 


Bei Bauführungen, welde fih als weſentliche Auebefferungen jur Er⸗ 
haltung des Bauftandes eines Gebäudes darftellen, find die Baubehörden 
verpflichtet, die nad) Maßgabe des Geſetzes als nöthig erkannten Abän⸗ 
derungen des Bauprojectes dem Dauführer beftimmt und deutlich befannt 

zu geben. 


Erkenntniß vom 2. December 1881, 3. 1981. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über bie Befchwerde der Yirma U. Lanna 
in Prag ca. Entjheidungen des f. f. Min. des Innern vom 19. März 
1881, 3. 3280 und vom 3. Auguft 1881, 3. 8959, betreffend die Wieder- 
berftellung der Brettfäge C.Nr. 76 und 77/1 in Prag, nad durchgeführter 
8. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Granitſch, des f. k. Diin.- 
Rathes Ritter v. Helm, des k. k. Oberbaurathes Ritter v. Trojan, fowie 
des Adv. Dr. Karl Doftal, des Letzteren in Vertretung der mitbetheiligten 
Stadtgemeinde Prag, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtenen Entfheidungen werden nad $. 7 des 
Geſetzes vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.“ 


Entfcheidungsgründe. 


Die angefochtenen Entſcheidungen bes k. f. Min. des Innern betreffen 
jene Bauführungen, welde die Firma Lanna zur Wiederberftellung ihrer 
am 4. November 1878 durch Brand befhädigten Dampfbrettfäge vorzu- 
nehmen beabfihtigt. — Diefe Bauführungen ftellen fi, wie bereits mit 
dem 5b. g. Erkenntniffe vom 21. Februar 1881, 3. 221 nah Mafgabe 
der abgeführten Sadverftändigenbefunde feitgeftellt worden ift, als „weſent⸗ 
liche Ausbeſſerungen“ dar, follen daher zur Erhaltung des Bauftandes des 
Gebäudes vorgenommen werben. 

Es ift nicht ftreitig und durch die Adminiftrativacten überdies er- 
wiefen, daß die befchwerbeführende Birma an den Beflimmungen ber Bau⸗ 
Ordnung, fpeciel der SS. 8, 9 und 12 der Bau⸗Ordg. volllommen ent- 
ſprechendes Baugefuh am 3. Mai 1879 der Baubehörbe vorgelegt bat. 
— Dasfelbe wurde jedoch vom Prager: Magiſtrate negativ mit der bei« 
gefegten Weifung erledigt, daß die Yirma über die Adaptirung des Ge- 
bäudes neue Pläne, in welden den VBorfchriften über die Tyeuerficherbeit 
und Baufeftigfeit, namentlih den SS. 32, 34, 35, 40, 41, 42, 43, 44, 
46, 50, 51, 52, 58 der Bau⸗Ordg. Rechnung getragen werde, vorzulegen 
babe (Erlaß vom 5. November 1879, 3. 134085 und 5. Juni 1879, 
3. 62349). 

Unter Aufhebung ber Statth.-Entjheivung vom 23. April 1881, 
Nr. 19369, mit welcher die in Rede ſtehende Wiederheritellung der Brett- 
füge in bautehnifher und baupolizeilicher Beziehung unter gewifjen Be⸗ 
dingungen als zuläffig erfanıt worden war, bat das k. k. Min. des Innern 
die vorcit. Magiftratsentfcheidungen in Kraft zu fegen befunden, indem 
es in der erftangefochtenen Entfheidung zunächſt principiell feſtſetzte, „daß 
der Prager Magiftrat nicht verpflichtet fei, der Birma A. Lanna die für 
bie Herftellung des inneren Ausbaues der Brettfäge nothwendigen Bes 
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dingungen und Conftructionen vorzufchreiben" und fohin in Anwendung 
biefe8 Grundſatzes die vorcit. Entſcheidungen der erften Zuſtanz wieder zur 
Geltung brachte. 

Daven ganz abgefehen, daß bie erfibezeichnete magiftratifche Ent« 
jheidung ſchon in Folge des h. g. Erkenntniffes vom 21. Februar 1881, 
3. 221 wegen ihrer unrichtigen thatſächlichen und rechtlichen Unterlage 
nad 8. 7, Abſ. 2 des Gef. vom 22. October 1875 nicht hätte wieter 
in Kraft gefegt werden follen und daß auch die zweite Entſcheidung des 
Magiftrates als dem in Rechtskraft erwachſenen, in der Statth.-Entfcheidung 
dto. 18, October 1879, 3. 48809 enthaltenen Auftrage auf meritorifce 
Behandlung des VBaugefuches wibderftreitend, nicht aufrecht zu halten war, 
müflen die angefochtenen Min.- Entfgeitungen auch aus meritoriſchen 
Gründen ald tem Gefege widerftreitend erkannt werben. 

Der von dem k. k. Minifterium aufgeftellte und in Bollzug gefehte 
Orundfag, daß eine Banbehörde nicht verpflichtet fei, die nad Maßgabe bes 
Geſetzes als nöthig erkannten Abänderungen des Bauprojectes dem Ban 
führer beftimmt und deutlich befannt zu geben und die in der Min.Ent⸗ 
ſcheidung gelegene Anerlennung, daß vage, vieldeutige Negatienen und bie 
Citation einer Zahl von Paragraphen ohne jede Rüdfichtnahme auf ten 
concreten Fall den Intentiouen des Geſetzes entfpreden, widerftreitet dem 
Wortlaute des 8. 13, insbefondere des Schlußabſatzes, ebenfo fehr, alt 
der Abficht des Geſetzes. — Das Geſetz will nicht, daß der Banführer 
in feinem Bauvorhaben aufgehalten werde (8. 90 der Bau-Orbg.) und 
barum verpflichtet e8 die Behörden nicht blos zu einem fchleunigen, fon 
tern auch zu einem eingehenden, die Sache fördernden Berfahren. — 
In dieſer Abfiht erklärt das Geſetz es für eine Sache des „Local: 
befundes“ und deſſen Aufnahme ift doch unzweifelhaft Sade der Bau: 
behörde, refp. ihrer Commiſſion (8. 13 und 83 der Bau⸗Ordg.) die 
Berihtigungen und Abänderungen anzutragen ($. 183, Abf. 4), felbft- 
verftändlicy fomweit ſolche die Vorfchriften der Bauordnung heiſchen ($. 83) 
und Sache des Erkenntniſſes fol es fein feftzuftellen, ob und wieferne 
der Bau zuläffig und techniſch ausführbar fei (8. 14 der Bau⸗Ordg.). 

Es liegt nun auf der Hand, daß mit diefen Anorbnungen tes Ge⸗ 
feße® der von dem k. k. Minifterium aufgeftelte und in's Werk geſetzte 
Orundfag nit in Einklang gebracht werden kann, unt mit Grund hebt 
ber Beſchwerdeführer hervor, daß die Beſchränkung der Baubehörde auf 
eine bloße Negative zu den bedauerlichſten Confequenzen und insbeſendere 
dazu führen müßte, daß in vielen Fällen eine dem ganzen Geiſte ber 
Bauordnung widerftreitende Berfchleppung, wenn nicht DBereitelung des 
Bauvorhabens eintreten und der Bauwerber dahin gebracht würde, ver- 
fpätet oder etwa niemals zu wiſſen, ob das von ihm neuerlich "vorgelegte 
Project nicht wieder Negationen im Gefolge haben werde.“ 

In Fällen, wo es fih um eine weſentliche Ausbeſſerung eines be⸗ 
ftehenden Gebäudes, alfo um die Bewerkftelligung feines bauhaften 
Zuftande® handelt, würden aber die möglichen Folgen des von ber Bau⸗ 
behörde erſter Inſtanz eingehaltenen, vom !. k. Miniſterium gebilligten 
Vorganges noch viel weitergehende fein und zu einem Widerſtreite gefeh- 
licher Beftimmungen unter einander führen. Die Gebäude in einem bau- 
haften Zuftande zu erhalten. und daher tie nöthigen Ausbefferungen recht⸗ 
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zeitig vorzunehmen, ift fo fehr Pflicht ihrer Beſitzer, daß fie bei Außer⸗ 
achtlaffung ven härteften Erecutionsmaßregeln, der Demolirung, der zwangs⸗ 
weifen Veräußerung (88. 85 und 64 ter Bau⸗Ordg) verfallen. — Und 
fo Könnte es gefchehen, daß Verzögerungen, die ganz außerhalb des Willens 
des Befigers gelegen find, envlih einen Bauzuftand herbeiführen, der jene 
Maßnahmen, die einen ganz anderen Zwed verfolgen, zur Folge haben 
könnte. — Darum ift es ficherlih in der Abficht des Geſetzes gelegen, 
daß, weil es fich beftimmt gejehen, die Erfülung ver Pflicht der Bau- 
bafthaltung durch ftrenge Executiomaßregeln ſicher zu fielen, antererjeits 
auch den Rechten der Bauführer volle Rechnung getragen und biefen bie 
Möglichkeit gewahrt werde, ihren Pflichten zu genügen. | 

Diefer Gefihtöpunft läßt auch die volle Tragweite ber obeit. Ge⸗ 
feßesvorfchriften erkennen. — Mit gutem runde bat daher die Entjcheie 
dung II. Inftanz der in ver bloßen Negative ſich bewegenden Entfcheidung 
I. Inftanz eine der Anordnung des 8. 13, Abf. 4 der Bau⸗Ordg. ent- 
Iprechende Erledigung fubftitwirt und ter befchwerdeführenden Yirma bie 
als nöthig erkannten Berichtigungen und Wbänderungen des Bauprojectes 
befannt gegeben. — Es mußte daher die angefochtene Entjcheivung als 
im Gefege nicht begründet nah 8. 7 des Gef. vom 22. October 1875 
aufgehoben werben, 


Ar. 1226 


Einfommenfteuer für Remunerationen von Beamten. 
Erkenntniß vom 6. December 1881, 3. 1985. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über vie Beſchwerde be8!Dr. Franz 
Polaſchek, Rechtsconſulenten der erften k. E. priv. Donau-Dampffchifffahrts, 
Sefelfhaft in Wien ca. Entſcheidung der nieder-öfterr. k. k. Fin.Landes, 
birection vom 10. Mai 1881, 3. 15186, betrefjend bie demſelben für 
die Jahre 1877 in: 1880 von einem jährlichen Remunerationsbezuge 
pr. 300 fl. bemefjene Einfonmenfteuer, nah durchgeführter d. m, Ber, 
handlung und Anhörung des Abo. Dr. Karl Ruzicka, fowie des k. g 
Min.⸗Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgemwiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Dr. Franz Polaſchek, Rechtsconſulent ver erften kan k. priv. Donau⸗ 
Dampfſchifffahrts⸗Geſellſchaft in Wien bat laut der von ber genannten 
Geſellſchaft der Steuerbehörve im Jahre 1880 vorgelegten Nachweiſung, 
gleih anderen Beamten der erwähnten Gefellfchaft, nebft dem Gehalte und 
uartiergelde in jetem ‘der Jahre 1877 in: 1880 Remunerationen in 
Betrage von je 300 fl. erhalten. 

Im vorliegenden Yale handelt es fih um bie Frage, ob biefer 
Remunerationdbezug nad der IL. Claſſe einkommenſteuerpflichtig iſt, wie 
dies die Steuerbehörbe mit Berufung auf $. 4 Ila des Einfomntenfteuer- 
patente® vom 29. October 1849, R. ©. B. Nr. 439 erkannt hat. 
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Die Beſchwerde beftreitet die Steuerpflicht bauptfählid aus dem 
Grunde, weil diefer Bezug ein onerofer ift, indem berjelbe von der Donau⸗ 
Dampffchifffahrts-Gefelfchaft als Pauſchalvergütung für jene zahlreichen, 
in ihrem Dienfte gemachten Auslagen und erlittenen Berlufte, deren Nad- 
weifung und Berrehnung einen unverhältnigmäßigen Apparat erfordern 
wärde, ausgezahlt wird. 

Der V. ©. Hof konnte jedoch die Beſchwerde nicht als grundhältig 
ertennen. — Denn der 8. 4 des bezogenen Patente® weijet im Abſ. a 
der II. Einfommensclaffe jedes Entgelt ald ein fteuerbares zu, welches 
für Arbeiten und Dienftleiftungen, die der Ermwerbfteuer nicht unterliegen, 
unmittelbar von dem Arbeitenden oder Dienftleiftenden während der Dauer 
oder nah dem Aufhören der Beichäftigung bezogen wird, es wäre benn, 
daß ein fpecieller gefeglicher Befreiungsgrund vorläge“oder von der Partei 
nachgewiefen würde, was aber im gegenwärtigen alle nicht zutrifft. — 
Als oneros find im Sinne des Eintommenfteuerpatentes in die II. Claſſe 
eingereibte Bezüge dann anzufehen, wenn fie mit der Verbindlichkeit zur 
Beftreitung beftimmter Dienftesauslagen verbunden find. — Daß 
der in Rede ſtehende Remunerationdbezug in diefem Sinne nicht al8 oneros 
aufgefaßt werden könnte, ergibt fich ſchon daraus, daß fowohl nad) den 
Angaben des Bejchwerveführers, ald auch nad der Erklärung ber Donau⸗ 
Dampfichifffahrts-Gefellichaft, die Beamten derfelben, nah tem Normale 
über Dienftesauslagen, Baarauslagen und Diäten verrechnen können, welde 
ihnen vergütet werden. — Letztere bezeichnet diefe Remunerationen richtiger 
als Functiondzulagen, die den Beaniten gewährt werben. 

Unter diefen Berhältniffen mar der V. ©. Hof nicht in der Lage, 
ber Auſchauung der Steuerbehörve, daß der fragliche Remunerationsbezug, 
ald aus dem Dienftverhältnifje entjprungen und mit Rüdjiht auf bie 
bienftliche Thätigteit jahrjährlich gewährt, fih als Entgelt für Dienft- 
leiftungen, weldhes in die II. Einfommensclaffe gefeblich eingereibt ift, 
darftellt, entgegen zu treten. Da aber nad $. 12 des berufenen Patentes 
und $. 17 der Vollzugsvorfhrift zu demfelben vom 11. Jänner 1850, 
R. ©. B. Nr. 10 der Beſchwerdeführer nebft feinen anderen Bezügen 
auch diefen in jedem Jahre einzubelennen verpflichtet war, was er jedoch 
unterlaffen und erft im Jahre 1880 über Aufforderung der Behörde ge 
than bat, fo war die Steuerbehörde mit Rüdficht auf die Beftimmungen 
bes 8. 2 des Gef. vom 18. März 1878, R. ©. B. Nr. 31 jedenfalls 
berechtigt, die Einfommenfteuer von biefem Bezuge. für die Jahre 1877 
bi8 1880 zu bemeflen. 

Diefemnah mußte die Beſchwerde als unbegründet zurückgewieſen 
werten. 


Beilage der Juriſtiſchen Blätter. 





Nr. 1927. — Erk. v. 6. December 1881, 3. 2020. 453 


Ar. 1227. 


Wercente, weldye den Hauseigentbämern von ben Mietbparteien als Rei: 
nigungsbeitrag entrichtet werben müſſen, find in die Hauszinsftener- 
fafflonen einzubeziehen. *) 


Erkenntniß vom 6. December 1881, 3. 2020, 


Der k. k. B. ©. Hof’ hat Über die Beſchwerde der erften bürgerl. 
Bangefellfchaft in Fünfhaus de praes. 2., 16. und 19. Yuli 1881 ca, 
Entſcheidungen der k. k. nieder-öfterr. Fin.-Pandesdirection vom 12. März 
1881, 3. 7250, 7251 und 7253, betreffend die Bemeflung der Haus⸗ 
zinsfleuer von den Häufern C.⸗Nr. 156, 198 und 209 in Ruſtendorf 
für das Jahr 1880, nad durchgeführter 5. m. Verhaudlung und An- 
hörung des Adv. Dr. Rudolf Ritter v. Makomaski, fowie des k. k. Min.- 
Secr. Johann Kolazy, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerden werden als nicht begründet abgewiefen. 
— Ein Erfag der Koften des Verfahrens wird nicht auferlegt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die erſte bürgerl. Baugeſellſchaft in Fünfhaus hat in dem für das 
Stenerjahr 1880 rückſichtlich ihrer Häuſer C.Nr. 156, 198 und 209 zu 
Auftendorf der Stenerbehörbe Üüberreihten Zinsertragsbelenntniffen den 
Anfprud erhoben, daß behufs der Zinsfteuerbemeflung für bie Haus⸗ 
reinigung von dem einbefannten Zinsertrage 2 fr. pr. Zinsgulden aus» 
geſchieden werben. 

Die vorliegenden Beſchwerden gegen die Seitens ber Steuerbehörben 
erfolgte Ablehnung des gedachten Anſpruches führen an, daß die Bau⸗ 
geſellſchaft in ihren Häufern aus Zweckmäßigkeitsrückſichten die Wohn- 
parteien zu einem Neinigungsfoftenbeitrage von 2 Percent verpflichte, 
welcher gleichzeitig mil dem Zinfe eingehoben und zur Entlohnung des 
Haußbeforgerd verwendet werde. 

Der bei der Beurtbeilung des vorliegenden Beichwerbefalles zunächft 
in Betradht kommende 8. 15 der Belehrung für die Hauseigenihümer zur 
Berfaflung und Ueberreihung der Zinsertragsbelenntniffe vom 26. Yuni 
1820 (nieber.öfterr, PBrov. ©. S., 2. Bd., S. 409) ordnet an, daß ale 
Zins nicht nur die baare Geldleiftung, die unter biefem Titel wirklich 
ftipulirt wird, fondern auch alle wegen der Miethe bebungenen Leiftungen 
irn Gelde, Arbeit n. dgl. in Anſchlag zu bringen find. — Zur näheren 
Erflärung wird am Schluffe beigefügt: „Der Hanseigenthümer müfle ſich 
in derlei Fällen (von Nebenleiftungen) immer tie Frage ftellen, um welchen 
Zins er die Wohnung vermiethen würde, wenn berlei Nebenbebingungen 
nicht beftünden und muß daher ben Zins felbft nad biefem Betrage 
angeben.“ | 

Es wird fih demnach um die Frage handeln, ob der Reinigungs⸗ 
toftenbeitrag, den vie Wohnparteien an die Bangefellfchaft zu entrichten 


” 


*) Bergl. Erfenntniß sub Nr. 700 (Band IV, Yabrgang 1880). 
Bubwinsli, 8. G. H. Erkenntniffe. V. 28 
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haben, im Sinne ver angeführten Norm als eine fteuerbare Nebenleiftung 
zum Miethzinfe anzufehen ſei. — Bei der Erwägung diefer Frage ging 
ber V. ©. Hof von folgender Anſchauung aus: Da die Reinhaltung 
der Stiegen, Gänge u. f. w. eined vermietheten Hauſes bis zu einem 
gewifien Grade keine Bedingung der Gebrauchsfähigkeit einer gemietheten 
Wohnung ift, fo läßt fih aus den civilrechtlichen Beſtimmungen über Be- 
ftandverträge (25. Hauptftüd des a. 6. ©. 3.) eine Berpflihtung zur 
Beforgung der zur gedachten Reinhaltung erforberlihen Arbeiten für ven 
Hauseigenthümer als Vermietber ebenfowenig ableiten, al8 eine foldhe Ver⸗ 
bindlidhleit ex lege für den Miether der Wohnung befteht. 

Derartige Berpflihtungen können daher nur durch bie bei Abſchließung 
des Miethvertrages diesfalls getroffenen Verabredungen beider Theile ber 
gründet werden. Hiebei find zwei Alternativen möglid. Entweder über- 
nimmt die Beſorgung der fraglichen Reinigung der Miether ober der 
Bermiether. Uebernimmt fie der Miether, jo tritt Seitens desfelben feine 
Leiftung an den Vermiether, aber auch nicht für den lehteren ein, denn 
biefes wäre nur der Yal, wenn die Reinhaltung der Stiegen nnd Gänge 
dem Vermiether als ſolchem ex lege obliegen würde, was, wie bemerkt, 
nah Anfhauung des 8. ©. Hofes nicht der Kal iſt. Diefes Verhältniß 
leidet feine YAenderung, wenn ber Mietber vertragsmäßig ſich verpflichtet, 
die übernommenen Reinigungsarbeiten durch den Hausbeſorger gegen eine 
beftimmte Entlohnung ausführen zu laſſen. 

Uebernimmt hingegen der Bermiether, bezw. Hauseigenthümer die 
Deforgung der fraglihen Hausreinigung gegen eine ihm Seitens der 
Wohnperteien zu leiftende Vergütung, fo tritt allerdings der Kal im. 
Sinne ber cit. Norm bed $. 15 der Belehrung vom 26. Yuni 1820 ein, 
weil der Haußeigentbümer wegen der Vermiethung eine Gelbleiftung 
bezieht, die thatſächlich ſich als ein Zufchlag zum Miethzinſe darftellt, weil 
fie (aus dem Titel des Miethvertrages) ein Yequivalent für Auslagen 
bildet, zu deren Tragung er an und für fich civilrechtlih (ex lege) nicht 
verpflichtet wäre. 

Nachdem nun die beſchwerdeſührende Baugeſellſchaft fih in dieſer 
zweiten Alternative befindet, fo fonnte der B. ©. Hof ihrem Begehren 
am Aufhebung ver angefochtenen Entfheitung nicht ftattgeben. 


Ar. 1228. 


Rechtsſatz wie in Ar. 1006. 
Erkenntniß vom 6. December 1881, 3. 2081. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde ber öfterr. Hagel- 
verfiherungsgefelichaft in Liquidation ca. Entſcheidung der k. k. nieder» 
öfterr. Fin.-Landesdirection vom 21. April 1881, 3. 12890, wegen ver- 
weigerter Abfchreibung der Erwerbfteuer vom I. Semefter 1880, nad 
durchgeführter d. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 
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„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewieſen. — Ein 
Erfag der Koften des Berfahrens wird nicht auferlegt.“ ®) 


Ar. 1229. 


Gintommenfteuerpfliht ber Srebitvereine von Sparcaflen. 
Erkenntniß vom 6. December 1881, 3. 2082. 


Der k. k. B. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Erebitvereines 
der Gemeinvefparcafie in Graz im Bereine mit der lekteren ca. Ent. 
ſcheidung ber k. k. fleierm. Fin.» Lantespirection vom 6. Mai 1881, 
3. 4536, betreffend die Eintommenfteuerbemefjung für die Yahre 1874 
bis 1879, nach durchgeführter d. m. Verhandlung und Anhörung bes 
Adv. Dr. Guſtav Kokoſchinegg, fowie des k. Ef, Min.-Secr. Johann Kolazy, 
zu Recht erkannt; - 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Enticheidungsgründe. 


Die vorliegende Beſchwerde fiht die von ber k. k. fleierm. Fin.⸗ 
Zandespdirection beftätigte Bemeflung der Einlommenfteuer von der Ge⸗ 
fhäftsgebarung des Erebitvereined der Gemeindefparcaffe in Graz für vie 
Yahre 1874 bis 1879 aus zwei Gründen an: 1) weil das Eiukommen 
aus den Zinſen vom Escompte jener Wechjel, welche nicht auf einem durch 
Hypothek fteuerpflichtiger Realitäten bebedten Credite beruhen, ver Ein⸗ 
fommenftener unterzogen worben ift, trotzdem foldhe Zinfen von Wechſel⸗ 
fummen herrühren, welche als Borfhüffe an Theilnehmer des Creditvereines, 
die Handel- und Gewerbetreibende find, erfolgt wurden, und 2) weil bei 
Bemeſſung der Einkommenſteuer auf Verluſte durch nothleidende Wechſel 
keine Rückſicht genommen worden iſt. 

Der zweite Beſchwerdepunkt kann gemäß $. 5 bes Gel. vom 
22. October 1875, R. G. B. ex 1876 Nr. 36 kein Gegenfland ver Er⸗ 
wägung des V. ©. Hofes fein, weil derfelbe im adminiftrativen Inflanzen- 
zuge nicht ausgetragen ift. 

Belangend den erften Beſchwerdepunkt muß der B. ©. Hof zunädft 
auf die dur die vorliegenden Adminiftrativacten gelieferte Sad» und 
Rechtslage zurüdgehen: Die Gemeindefparcafie in Graz kann kraft des 
ihr nad $. 25, Abſ. 3 ihrer Statuten zuftehenden Befugnifjes, eigene 
und eingelegte Eapitalien zu Capitaldanlagen in dffentlihe und gemein- 
nügige, auf dem Grundſatze der Wechjelfeitigleit beruhende Anftalten, ins» 
befondere auch für Vorfchußvereine mit landesbehördlicher Genehmigung 
verwenden. Kraft dieſes Befugniffed hat die genannte Sparcaffe im Jahre 
1874 einen Creditverein zu dem Zwecke gegräudet, um vorzugsweije 
ben Handel⸗ und ©ewerbetreibenden ihre Geldhilfe unmittelbar zumenden 


°), Siehe Entiheidungsgrände bei Nr. 1006. 
28” 
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zu fünnen. — Wit diefem Zwede der unmittelbaren Zuwentung ber 
Geldhilfe, welcher auf die Errichtung einer Vorfchußcaffe gerichtet gewefen 
fein mochte, ſteht jedoch bie flatuteumäßige Organifation des Creditvereines 
nicht im vollen Einflange und darin liegt auch theilweife die Urſache, 
“ weshalb die Befteuerung biefes Vereines, melde nur auf Grund der in 
ber Periode, um welche e8 fi handelt, beftandenen gejeglichen Erwerb. 
und Einlommenfteuerporfchriften vollzogen werben konnte, denſelben fchwerer, 
als unter anderen ftatutarifhen Beftimmungen treffen mechte. 

Wie ber V. ©. Hof bereits in den Gründen feines Erfenntniffes 
vom 8. Mär; 1881, 3. 430 ansführte, ift die ftatutenmäßige Organi- 
fation des Creditvereines der Grazer Gemeindefparcafie derart beſchaffen, 
daß deſſen Einreihung unter die erwerbftenerpflichtigen Unternehmungen als 
gefeglih begründet angefehben werben mußte. — Die Conjequenz biefer 
Einreihung war, daß die Bemeflung der Einfommenfteuer gemäß 8. 4 des 
a. h. Patente® vom 29. October 1849, R. ©. B. Nr. 489 für-diefen 
Berein nad den für die I. Einkommenselaſſe beftehenden Beftimmungen 
ftattzufinden hatte, daher auch nah 8. 11, Abſ. 2 desf. Patentes bie 
Paſſivzinſen des Creditvereines (6 Percent) von dem Capitale, welches 
die Gemeindeſparcaſſe demfelben gemäß $. 2 der Statuten zur Verfügung 
flellt, aus dem flenerbaren Reineintonmen des Ereditvereines nicht in 
Abzug gebracht werben konnten. Undererfeits hat dem Vereine als Er⸗ 
werbsunternehmung gemäß 8. 23 des Einkommenftenerpatentes das Steuer- 
abzugsrecht bei Auszahlung ber Zinfen an die Sparcaffe zuzulommen und 
letztere findet Erſatz biefür und zwar ohne Unterfchied, ob der Erebitverein 
fein Abzugsrecht thatſächlich ausübt oder nicht, darin, daß bie biesfälligen 
Darlehenszinfen von dem nad der III. Elaffe zu befteuernten Einkommen 
der Sparcafle auszufcheiden find. 

Denn die Yinanzbehörden die (jogenannten) Zinfen aus dem Es⸗ 
compte von Wechſeln, welde durch Bürgſchaft fichergeftellt worden find, 
zum Abzuge vom fteuerbaren Einkommen nicht zugelaffen haben, fo ift 
biefer Borgang tbeild nad dem Inhalte der Statuten bes Creditvereines, 
theil® duch die Art der Ausſtellung dieſer Wechfel gerechtfertiget. Nach 
dem ganzen Inhalte der Statuten befchäftiget fi der Creditverein nicht 
mit der Erfolgung von Vorſchüſſen (Darlehen) an feine Theilnehmer (fei 
es auch gegen Wechſel, was an fich Feinen Unterfchied bezüglich der Steuer» 
behandlung machen würde), fendern Lediglich mit der E8comptirung von 
Wechſeln. — Der 8. 5 der Statuten behandelt dieſes Escomptegeichäft, 
infoweit es zwiſchen bem Creditvereine und ber Sparcaffe gemacht wird. 
— Die 88. 38 und 41 der Statuten (vom Jahre 1875) laſſen jedoch die 
Annahme zu, daß Escomptegefhäfte auch zwiſchen dem Creditvereine und 
feinen XTheilnehmern abgewidelt werben, nachdem ven Zinsfuß für ben 
Escompte von Wechfeln der Ausſchuß des Vereines felbfiftändig ſeſtſetzt, 
(8. 38, 3. 6), und die Annahme bes eingereichten Wechſels Fall für Fall 
dur bie Majorität des vom Ereditvereinsansfhufle eingefegten 
Eenfurcollegiums bejchloffen wird (8. 42), während die Sparcafle fi nur 
die Ablehnung einer fo vom Kenfurcollegium befchloffenen Annahme vor⸗ 
behalten bat (8. 44), welches Veto durch ihre Stellung als Hauptgläubiger 
des Creditvereines allein ſchon erflärlic if. 

Das Escomptiren von Wechfeln, in welhem fi ausſchließlich bie 
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gewinnbringende Gefchäftsthätigleit des Crediwereines flatntenmäßig bewegt, 
ift jedoch ſchon begrifflih von einem Darlehens. oder Vorſchußgeſchäfte 
verſchieden. Beim Escompte cedirt der Wechſelinhaber feine Forderung 
dem Escompteur gegen einen Percentualabzug, welchen letzterer al8 Ber- 
gütung für die Entbehrung der ausbezahlten Wechjellumme bis zum Ber- 
falldtage des Wechſels fordert. 

Es können daher ſchon aus dem Grunde ber weſentlich verſchiedenen 
rechtlichen Natur eines Vorſchuß⸗ und eines Escomptegeſchäftes auf den 
Disconto nicht jene Beſtimmungen des Einkommenſteuerpatentes angewendet 
werden, welche rückſichtlih der Zinſen von Schuldforderungen an 
Handel» und Gewerbetreibende einerjeitö vem Schuldner das Stenerabzugsrecht, 
dem Öläubiger aber da8 Recht einräumen, zu fordern, daß fein Einkommen 
an ſolchen Binfen der Einfommenfteuer nicht weiter unterzogen werde 
(88. 23 und 24 des Eintommenfteuerpatentee). 

aß aber auch der formelle Vorgang bei Ausftelung von Wechſeln 
gegen Bürgſchaft, wie ſelber nach den vorliegenden adminiſtrativen Er⸗ 
hebungen bei dem Creditvereine ber Grazer Gemeindeſparcaſſe eingeführt 
wurte, nur geeignet ift, die Annahme eines Eeconipte- und nicht eines 
Vorſchußgeſchäftes zu rechtfertigen, ergibt fid daraus, daß die fraglichen 
Wechſel von dem vorfchußberürftigen Zheilnehmer auf vie Perfon des 
Dürgen traffirt und von diefem mit dem Üccepte verfeben, von dem 
erfteren jedoch als Ausfteller unterfertiget unt mit deſſen Giro verjeben, 
bei dem Grebitvereine eingereicht werden. Es erjcheint fonad auf ſolchen 
Wechſeln als Acceptant nicht derjenige, an melden die Wecjelfumme als 
Vorſchuß ausbezahlt und zwiſchen welchem als primären Schuldner und 
den Creditvereine das diesfällige Schuldverhältniß begründet werden müßte. 
— Nach dem Vorgange, wie ſolcher bei dem Creditvereine geregelt iſt, 
cedirt mithin der Geldbedürftige lediglich eine (angebliche) Wechſelforderung 
gegen Discont an den Creditverein, d. h. er verſchafft ſich das Geld im 
Escomptewege. 

In Erwägung aller hervorgehobenen Momente, daß nämlich der 
Creditverein nad feinen Statuten ſich nicht mit dem Vorſchußgeſchäfte, 
fondern mit dem Wechfelescompte befaßt, daß ferner die formelle Abwicklung 
des diesfälligen Geſchäftes auch nur ein Escomptegefhäft aunehmen läßt, 
die Finanzbehörden endlich weder beredhtigt, noch verpflichtet find, ihre 
Steuerbemeflung auf eine Fiction zu bafiren, konnte der V. G. Hof keinen 
Anlaß finden, die angefodhtene Entſcheidung aufzuheben. 
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Ar. 1230. 


Der Frage, ob und inwieferne einer Gemeinde (in Böhmen) die gefehe 
Ude Pflicht jur Webernahme und Erhaltung einer Straße obliege, muß 
Seitens der Gemeindevertretung ein ordnungsmäßiger Behind darüber 
vorangeben, ob die Straße al& eine Gemeindeftrape oder Gemeindeweg 
zu unterhalten fei. — Die Udminifirativbehörden haben nur die Frage 
an entfheiden, weldher Bemeinde nad den Anordnungen bes öffentlichen 

echtes Die Berpflihtung ar Beleudhtung einer Straße zur Laſt fallt; 
bie Frage nad) der Erfa pflicht Des biefür von einem Anderen gemachten 
Aufwandes, gehört, weil aus dem & 1042 des a. b. G. 8. au öfen, auf 
ben Rehtöweg. — Die autonomen Organe können bie Durdführung ihrer 
Entſcheidungen nur durd Berhängung der Orbnungdftrafen erzwingen, 

Diefe Maßregel liegt aber in ihrem freien Ermeſſen. 


Erkenntniß vom 7. December 1881, 3. 2028. 


Der k. k. V. ©. Hof bat Über die Befchwerben der Stadtgemeinde 
Prag ca. Entfheivungen des böhm. Landesansfchuffes vom 19. Jänner 
1881, 3. 1729 und vom 8. Juni 1881, 3. 15096, betreffenn die Er- 
haltung und Beleuchtung der Zufahrt zur Paladybrüde, bezw. die Ueber- 
nahme diefer Zufahrt dur die Gemeinde Smihow, nad durdgeführter 
d. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Ludwig Bendiener, fowie 
des Adv. Dr. Johann Same, im Bertretung der mitbetheiligten Stadt⸗ 
gemeinde Smichow, zu Recht erfaunt: 

„Die Beſchwerden werden ald nngegrändet abgewiesen.“ 
— Der von der mitbetheiligten Gemeinde Smichow angefpro- 
chene Erfag der Koften des Verfahrens vor dem Verwaltungs— 
gerihtshofe findet nicht ftatt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Stadtgemeinde Prag, welche als Inhaberin der Conceſſion zur 
Erbauung der ſogen. Palackybrücke auch die auf dem liuken Moldauufer 
nothwendig geweſene, im Gemeindegebiete von Smichow gelegene Zufahrts⸗ 
ſtraße zur Brücke hergeſtellt und bis nun in Stand gehalten und beleuchtet 
hatte, begehrte im adminiſtrativen Inſtanzenzuge und begehrt auch heute 
im verwaltungsgerichtlichen Verfahren das Erkenntniß, daß die Smichower 
Commune verpflichtet ſei, die fragliche Zufahrtsſtraße zu erhalten und zu 
beleuchten und der Gemeinde Prag ven zu diefen Zweden gemachten Aufwand 
zu erjegen. 

In Folge eigenthämlicher, für die bentige Entſcheidung nicht weiter 
relevanter Umftände, wurde im abminiftrativen Inftanzenzuge zunächſt über 
die frage, ob die Gemeinde Smichow zum Erſatze des Erhaltungs- und 
Beleuhtungsaufwandes an die Kommune Prag verpflichtet fei und fpäter 
erft darüber entſchieden, ob der Gemeinde Smichow obliege, die Zufahrts⸗ 
firaße als Gemeinveftraße zu behandeln, in ihre Verwaltung zu übernehmen 
und fortan in Stand zu halten. Die erftere Frage hat der Landesaus⸗ 
ſchuß mit der angefochtenen Entfcheidung dto. 19. Yäuner 1881, 3. 17129 
dahin gelöft, „daß das Begehren der Stabtgemeinde Prag, die Gemeinde 
Smihow zum Erfage der Koften für die Erhaltung der Zufahrt zu ver- 
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Halten, für dermal abgewielen,. bagegen die Gemeinde Smichow für ver⸗ 
pflichtet erfannt werde, die Zufahrt zu beleuchten.” Die zweite Frage hat 
der Laudesausſchuß mit Erlaß vom 4. März 1881, 3. 546 iu der Weile 
entſchieden, daß er den Ausſpruch der II. Inſtanz, des Smichower Bezirke. 
ausfchuffes, „die Gemeinde Smihow könne bis zur Erfüllung der Ueber⸗ 
nahmsbedingungen zur Uebernahme ber AZufahrtöftraße nicht verhalten 
werben,“ aufbob und verfügte, „daß ber Gemeindeausſchuß von Smichow 
darüber, ob und unter welchen Bebingungen etwa bie fraglihe Zufahrts⸗ 
firaße in die Regie der Gemeinde Smichow zu übernehmen fei, ordnungs⸗ 
gemäß Beſchluß zu fallen habe.“ 

Schon die Bergleihung diefer beiden Entfcheidungen zeigt, daß der 
Landesausfhuß die Hanpt- und Vorfrage, „ob und inwieferne die fragliche 

Zufahrtsſtraße als eine Communication der Gemeinde Smichow, als 

Smihower Gemeindeftrage anzufehen und zu behandeln ſei,“ noch nicht als 
an ihrer Gänze ausgetragen anfieht und vie weitere Behandlung biefer 
Frage und den abminiftrativen Inſtanzenzug darüber offen hält. ben 
darum mußte der B. ©. Hof bei Würdigung der einzelnen Beſchwerde⸗ 
zründe die Beftimmung bes $. 5 des Gef. vom 22. October 1875 fid 
gegenwärtig halten nnd feine eigene Eutſcheidung auf die Löſung ber 
Fragen, welche nad der Actenlage im abminiftrativen Inflanzenzuge and- 
getragen worben find, fowie auf bie Unterfuchung befchräufen, ob etwa im 
Hinblid auf die Ergebniffe des Wominiftrativverfahrend der Landesausſchuß 
Anlaß hatte, in feiner Entfcheidung weiter zu gehen, als er gegangen ift. 

Belangend nun bie Frage, „ob und inwieferne die Gemeinde Smichow 
als verpflichtet anzufehen ift, bie in Rede flehende Zufahrtsftraße zu er⸗ 
Halten,” macht die Beſchwerde für das Begehren der Staptgemeinde Prag 
und gegen die Geſetzmäßigkeit der angefochtenen Entſcheidungen geltend: 
1) daß der Gemeinde Smihow dieſe Verpflichtung kraft der mit ver 
Bemeinde Prag getroffenen Vereinbarungen obliege, und weiter 2) daß 
abgefehen davon, die Gemeinde Smichow hiezu aus dem Gefete deshalb 
verpflichtet fei, weil die Zufahrtsftraße eine Gemeinveftraße, bezw. Gemeinde» 
gaſſe Smichows ift. 

Hält man fi die Beſtimmungen des im erſter Reihe maßgebenden 
Gef. von 12. Auguft 1864, 2. ©. DB. Nr. 46 und zwar die Anorb- 
uuungen der 88. 12 und 14, Abf. 2 einerfeits und bes 8. 13 anderſeits 
gegenwärtig, ſo ergibt fich, daß allerdings der Gemeinde Smichow, ganz 
ohne Rüdfiht darauf, ob der fraglichen Zufahrtsſtraße die Qualität einer 
Gemeindeftraße oder Gemeindegaſſe Smihows zuldömmt, vie Verpflichtung 
ver Erhaltung obliegen könnte, nämlih dann, wenn biefür befondere Rechts⸗ 
titel fprechen, daß tagegen, ſoweit diefe Verpflichtung ans ver Eigenfchaft 
ver Zufahrtöftraße als Gemeindeſtraße, refp. Gemeindegafje abgeleitet werben 
will, allerdings diefe Eigenfhaft in erfter Reihe von der Smichower Ge⸗ 
meindevertretung, bezw. im weiteren Inflanzenzuge von ben Übergeorbneten 
autonomen Organen (8. 99 der Gem. Ordg.) anerkannt fein müßte, wo⸗ 
bei freilich nicht ausgeſchloſſen ift, daß eben kraft der Beſtimmung des 
&. 13 1. c. die Verpflichtung zur Erhaltung dann nicht auferlegt zu werden 
braucht, wenn kraft befonderer Rechtstitel die Exrhaltungspflicht etwa einen 
Dritten trifft. 

Die Beichwerde behauptet nun ben Beftand folcher befonderer Rechts⸗ 
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titel uud zwar follen biefe im tem Zuſagen gelegen fein, welde nach 
Meinung ter Befäwerte die Gmidewer Gemeinde ber Brager Gemeinde 
machte. Allein die Prüfung der verliegenten uud von der Gemeinde Prag 
insbejondere angernfenen Acte ſiellt es außer jeden Zweifel, daß bie Ge⸗ 
meinde Smihow bie behauptete Berpflichtung wicht auf fich genommen bat. 

Denn die angerufenen Decumente enthalten entweder nur Zu⸗ 
fiherungen des Smichower Stabtraihes”, bei dem Gemeinteausichuffe 
auf Uebernahme der AZufahrtsftrafe hinwirlen zu wollen, oder allgemeine 
Bereitwilligleitserlärungen unter dem Borbehalte ver fpäteren Feſtſtellung 
der Modalitäten oder endlih Aufträge des Ausſchufſes an den Gemeinde- 
vorfland (Stabtrath), wit der Prager Stabigemeinde über die Angelegen- 
heit in Berhanblung zu treten, fo die Zuſchriften vom 20. Auguf 1875, 
3. 4520, vom 7. Februar 1876, 3. 717, vom 26. Mai 1879, 3. 2711. 
— Einen Beſchluß des Smichower Gemeindeausſchuſſes — und biefer 
allein konnte competenter Weife die Gemeinde verpflichten — auf Ueber- 
nahme und Erhaltung der fraglichen Zufahrtöftraße hat die beichwerbe- 
führende Gemeinde nicht probucirt und liegt aud ein foldyer nicht im 
ben Acten. 

. Bei diefer Sadlage konnte der Landesausſchuß allervings nicht er- 
kennen, daß die Gemeinde Smihow aus einem befonteren Titel zur Er- 
haltung der Zufahrtsſtraße verpflichtet ſei. 

Aus dem gleihen Grunde war aber auch ber Landesausſchuß nicht 
in der Lage, darüber abzufprehen, ob und inwieferne etwa die Gemeinde 
Smidow aus dem Geſetze verpflichtet fei, die in Rebe ftehende Zufahrts⸗ 
firaße zu erhalten. Denu wie oben gezeigt, hätte ein foldyes Erkenntniß 
im ordentlichen Inflanzenzuge unr dann erfolgen können, wenn der Ge⸗ 
meindeansſchuß von Smihom über die Yrage, ob die Zufahrtsſtraße als 
Smichower Gemeindeftraße, reſp. Gafle anznfehen und zu behandeln fei, 
Beſchluß gefaßt haben würde. Mit Recht hat daher der Landesausſchuß 
zunähft die Beſchlußfaſſung de8 Smichower Gemeindeausſchuſſes verfügt 
ef es vermieden, felbft eine meritoriſche Entfcheidung in diefer Frage 
zu fällen. 

Eine durch den 8. 5 des Gef. vom 22. October 1875 gerecht- 
fertigte Eonfequenz befien ift, daß auch der B. ©. Hof in eine Entſchei⸗ 


bung der frage, „ob und inwieferne ber Gemeinde Smihew die geſetz⸗ 


liche Pflicht zur Uebernahme und Erhaltung der fraglichen Bufahriöftraße 
obliege,* dermalen nicht eingehen laun und bie Befchwerde daher biesfalle 
zunächft auf den abminiftrativen Inſtanzenzug verweifen muß. 

Belangend den weiteren, bie Berpflihtung der Gemeinde Smichow 
zum Erſatze des der Gemeinde Prag aus der Erhaltung und Beleuchtung 
ber Zufahrtöftraße erwachſenen Aufwandes betreffenden Beſchwerdepunkt, jo 
ift nad dem bis nun Geſagten Har, daß, foweit es fih um bie Koflen der 
Straßenerhaltung handelt, nad der derzeitigen Actenlage. eine Entſcheidung 
über die Erfatpflicht der Gemeinde Smichow unmöglich, bezw. die Be⸗ 
ſchwerde, foweit fie darauf abzielt, gleihfals nah 8. 5 des vorcit. Gel. 
unzuläffig ift, weil die principielle Frage ber gefeßlichen Berpflihtung der 
Gemeinde Smihow zur Erhaltung der Straße im abminiftrativen In⸗ 
flanzenzuge nicht ausgetragen erjdeint. 

Der V. ©. Hof konnte daher dieſen Befchwerbepumtt nur infomweit 
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berüdfichtigen, als ſich derfelbe auf bie Beleuchtungskoſten bezieht, weil 
diesfalls die endgiltige nicht angefochtene Entſcheidung des Landesausſchuſſes, 
daß „tie Pflicht zur Beleuchtung der Zufahrtsftraße der Gemeinde Smichow 
obliege“, erfloffen it. In tiefem Punkte richtet fich die Beichwerde da⸗ 
gegen, daß der Landesausſchuß ungeachtet der Anertennung der Verpflich⸗ 
tung der Gemeinde Smihow zur Beleuchtung der Zufahrtsftrage, nicht 
auch in merito über die Pflicht zum Erfage des von der Gemeinde Prag 
biäher gehabten Aufwandes entſchieden hat. 

Der B. ©. Hof vermochte in diefer Unterlafjung eine Geſetzwidrig⸗ 
feit nicht zu finden. Denn die Commune Prag kann ihr Recht auf Erjak 
des diesfäligen Aufwandes lediglihd aus dem 8. 1042 des a. b. ©. B. 
ableiten, gegenüber der Gemeinde Smichow, alfo lediglich einen privat. 
rechtlichen Verpflichtungsgrund geltend machen, deſſen Yormalifirung aus⸗ 
ſchließlich dem Civilrichter zuſteht. In die Competenz der Adminiſtrativ⸗ 
behörde fiel nur die Frage, ob die Gemeinde Smichow nach den Anord⸗ 
nungen des öffentlichen Rechtes die Pflicht zur Beleuchtung treffe, ob ſie 
es ſei, die nach den öffentlich⸗rechtlichen Vorſchriften den Beleuchtungsauf⸗ 
wand machen müſſe, und dieſe Frage hat der Landesausſchuß entſchieden. 
Die Frage nach der Erſatzpflicht iſt aber hievon verſchieden. 

Endlich macht die Beſchwerde noch geltend, daß der Landesausſchuß 
dem Begehren der Commune Prag, die Gemeinde Smichow in Durch⸗ 
führung feiner Entſcheidung zur factifchen Leiftung der Beleuchtung zu 
verhalten, feine Folge gegeben habe. — Zu dieſem Befchwerbepunfte ift 
zu bemerfen, daß, da den autonomen Organen ein Erecutionsrecht nicht 
zufteht, der Landesausfhuß dem fraglichen Begehren nur durch Verhängung 
von Orbnungsftrafen hätte willfahren können, die Anwendung folder Maß- 
regeln ift aber in das Ermefjen ver Behörden geftellt und ver B. ©. Hof 
daher nicht competent, in eine Unterfuhung ber Yrage einzugehen, ob ver 
Landesausſchuß Anlaß hatte, auf das Anfinnen der Kommune Prag, welches 
aus dem vom Landedausfchufle geltend gemachten Grunde allerdings nicht 
abgewiefen werben Tonnte, einzugehen, 


Qr. 1231. 


ARechtofall zur Brage ber Wählbarkeit von Aerzten, Geiftlihen, Lehrern 
und Rechtsanwälten in bie Lgmeindenertretungen ($. 11 der böhmifchen 
em. Ordg.). 


Erkenntniß vom 9. December 1881, 3. 1980. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Beſchwerde des Franz Wefely 
Bürgers in Rokyöan, ca. Min. des Iunern und ben Med. Dr. Ottokar 
Horinet wegen der Min.» Entfheidung vom 20. Juni 1881, 3. 9491, 
betreffend die Wahl des Dr. DO. Horinek in den Gemeindeansſchuß zu 
Rolydan, nad burchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. 
Dr. Rüter v. Pladek, des EL. E Min.Rathes Dr. Ritter v. Helm, dann 
des Med. Dr. DO. Horinet als Mitbelangten, zu Recht erfannt: 


\ 
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„Die Beihwerde wird ald ungegründet abgewiefen. — 
Die vom mitbelangten Med. Dr. Horinek liquidirten Koften 
bes Verfahrens werden nit zuerlannt.“ 


Entſcheidungsgrüude. 


Die Beſchwerde hält die angefochtene Min. Entſcheidung, womit die 
Wahl des zweiten Stadtarztes Med. Dr. O. Horinek in ben Gemeinde⸗ 
ausſchuß von Rokyéan für giltig anerkannt worden ift, darum für gejeß- 
widrig, weil nad den Befchläffen der Gemeindevertretung die Beſorgung 
des Sanitätsdienſtes bleibend angeftellten und befolveten Aerzten überwieſen 
fein follte, fomit Dr. Horinet, dem eine ſolche Stelle verliehen wurde, als 
im wirflihen Dienfte ver Gemeinde ſtehend, als Bedienfteter der Gemeinde 
nah $. 11, ad 2, Alinea 1 der Gem.-Wahl-Ordg. von der Wählbarkeit 
ausgenommen war. 

Nah 8. 28, ad 5 der Gem. Ordg. bildet die Gefundheitöpolizei 
eine Angelegenheit des ſelbſtſtändigen Wirkungslreifes der Gemeinte und 
zählt fomit allerdings zu jenen Gefchäften, für welche der Gemeindeaus⸗ 
ſchuß eigene Beamte beftellen fann. — Gleichwohl wird, wie 8. 11, Abſ. 2, 
Alinea 2 der Gem.-Wahl-Ordg. lehrt, aus dem Umftande, daß ein Arzt 
zur dauernden Beforgung gewifler Sanitätsgefhäfte berufen wurde und 
dafür einen Gehalt bezieht, noch nicht gefchloffen werden dürfen, daß er 
ein Bedienfteter, ein Beamter der Gemeinde im Sinne bed 8. 32 der 
Sem. Ordg. fei. 

Aus der Gleichſtellung der Aerzte mit „Geiſtlichen“, „Lehrern“, 
„Rechtsanwälten“ im 8. 11, ad 2, Alinea 2 ver Gem.⸗Wahl⸗Ordg., 
ferner aus den 88. 32 und 58 der Gen. Ordg. muß vielmehr geſchloſſen 
werden, daß von einer wirklichen Bebienftung, von einem Beamtenverhält. 
nifje nur dann wirb geiprodhen werden können, wenn der mit ber 
dauernden Beforgung gewiſſer Gemeinvdegefhäfte Beauftragte und hiefür 
Entlohnte diefe nad den fpeciellen oder allgemeinen Anordnungen (In⸗ 
ftructionen) des Vorſtandes auszuführen verpflichtet wird, der Disciplinar- 
gemalt des letzteren unterliegt und falls der Gemeindeausſchuß, um biefen 
Rechtsbeziehungen einen formellen Ausdrud zu geben, die Beeidigung ber 
fchloffen, den Dienfteid abgelegt bat. 

Nun ift im concreten Falle durch die Apminiftrativacten erwiefen, 
daß Dr. Horinet die Befolgung ber ihm zugemittelten Dienftinftruction 
abgelehnt, die Leiftung des geforderten Dienfteives verweigert und die Be« 
rechtigung des ©emeindevorftanded zur Verhängung von Disciplinarmaß« 
regeln wider ihn mit Erfolg angefochten bat. — Mag darum aud die 
Intention des Rokydaner Gemeindeansfchuffes bei Creirung ber zwei 
Stadtarztenftellen auf Schaffung eines wahren Gemeindeamtes, auf Be- 
ftelung eigener Beamten gerichtet gewefen fein, gewiß ift, daß ungeachtet 
diefer Intentionen des Ausſchuſſes Dr. Horinet niht Gemeindebeamter 
wurde. — Er war baber auch in Rückſicht auf die Wählbarkeit zum Ge⸗ 
meindeausſchuſſe nit nad $. 11, ad 2, Alinea 1 der Gem.-Wahl-Orbg. 
— wie die Beſchwerde es verlangt — fondern nad Alinea 2 diefer Ge⸗ 
fegesftelle zu behandeln, was in der angefochtenen Entſcheidung geſchehen ift. 

In den Zufprud der vom mitbelangten Dr. Horinek liquidirten 
Koften fand der V. G. Hof nicht einzugehen, weil die Beſchwerdeführer 
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im Hmblid daranf, daß die Bemeindevertretung bie Beamtenqualität bes 
Dr. Sofinel fefthielt und in früheren Yahren andy die Staatsbehörden bie 
Staptarztenftellen in Rokyéan als Beamtenftellen behandelten, umfomehr 
gerechten Anlaß zu haben vermeinen konnten, als in den Gründen der 
angefochtenen Entfcheivung der eben erörterten Momente nicht gedacht wurde. 


Ar. 1232. 


Rechtsſatz wie in Ar. 68. 
Erkenntniß vom 9. December 1881, 3. 2012. 


Der k. k. 3. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Jagdausſchufſes 
in Ledec ca Entſcheidung des böhm. Landesausſchuſſes von 3. Auguft 
1881, 3. 22801, betreffend die licitatorifche Verpachtung der genoſſen- 
Ihaftlihen Jagdbarkeit, nad durchgeführter 5. m. Verhandlung zu Recht 
crlannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet abgewiefen.“*) 


Ar. 1233. 


Gebühren für Handelscorrefpondenzen und für ein bilanzirtes Gonto, 
Erkenntniß vom 13. December 1881, 3. 2078. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Hanbelsfirma 
Seutter & Comp. in Wien ca. Entſcheidnug des k. I. Tinanz- Min. vom 
17. Februar 1881, 3. 3429, betreffend die Vorfchreibung erhöhter Ge- 
bübhren von vier Stüd Rechnungen und zwei Handelscorreſpondenzen, nad 
burdhgeführter 3. m. Verhandlung nnd Anhörung des Adv. Dr. Siegfried 
Groß, fowie des k. k. Min.cBice-Seer. Ritter v. Froſchauer, zu Recht 
erfannt: 

„Die angefochtene Entjheidung wird, infoweit fie ſich 
auf die zwei Handelscorreſpondenzen bezieht, aufgehoben, im 
Uebrigen wird bie Beſchwerde abgemwiefen.“ 


Entfdeidungsgrände. 


Es handelt fih im vorliegenten Yale um bie Frage der gefetlichen 
Begründung einer Borfchreibung von erhöhten Gebühren: 1) ven vier 
Rechnungen der Handeldfirma Sentter & Comp. dto. 13., 16., 19. und 
26. Mai 1876 über Beträge von mehr als 50 fl., welhe zwar mit 
Stempelmarfen von je 5 kr. verfehen, wobei jedoch leßtere außerhalb des 


°*) Siehe Sutfheibungsgründbe bei Nr. 68 (Banb I, Jahrgang 1876/77). 
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Eontertes der Rechnung angebracht uud nur mit dem Datum ihrer Aus. 
flellung überfchrieben waren, und 2) von zwei Geſchäftsbriefen ber vor⸗ 
genannten Firma dto. 5. September und 7. October 1876 an bie Firma 
Bleifher & Baum zu Soflnig in Vöhmen, in deren beiden die erftere Firma 
der legteren befannt gibt, Beträge von 1230 fl. und 2705 fl. von ihr er 
halten zu haben, mittelft weldyen bie Facturen dto. 13. und 15. Mai 


1876 über 740 fl. und 490 fl., bezw. die Facturen vom 26. Mai 


1. Juni 1876 über 1225 fl. und 1480 fl. beglichen worben fint. 

Ad 1. Nah 8. 3 der in Folge a. h. Ermädtigung vom 6. Mär 
1854 erlaffenen Verordnung des Finanz Min. vom 28. März 1854 hat, 
infoferne nicht in dem nachfolgenden 8. 4 für beſtimmt bezeichnete Gegen 
flände der Stempelpfliht eine Ausnahme eingeräumt ift (unter welden 
Segenftänden jedoch Rechnungen nit anfgezählt find), im Abficht auf bie 
zuläffige Urt der Verwendung von Stempelmarken der Grundſat zu gelten, 
daß die Stelle, an welcher die Marke zu befeftigen ift, jo zu wählen ſei, 
bamit von der Schrift wenigfiens eine Zeile, wenn fie aber aus 
weniger als einer Zeile befteht, ein Theil diefer Schrift ſelbſt über die 
Marke unter dem Stempelzeihen in geraber Linie fortlänft. Die Er 
fülung der Stempelpfliht in der bier vorgefchriebenen Art hatte nun bei 
den beanftändeten vier Rechnungen, wie die Beſchwerde felbft zugibt, nicht 
ftattgefunden, weshalb nah 8. 14, Abf. 3 der cit. Min.⸗Verordnung bie 
Stempelmarten als nidyt vorhanden anzufehen und die fraglichen Red 
nungen als nicht geftempelt zu behandeln gewefen find. Die Finanz⸗ 
behörden waren daher nah den 88. 19 und 20, lit. f des Gef. vom 
8. März 1876, R. G. B. Nr. 26 berechtiget und verpflichtet, bie daſelbſt 
bezeichnete nachtheilige Folge durch Borfchreibung des Funfzigfachen der 
nit als entrichtet zu betrachtenden Stempelgebühr eintreten zu laflen, 
weehalb in dieſem Punkte vie angefochtene Entſcheidung aufrecht erhalten 
werten nınßte. 

Ad 2. Der B. ©. Hof konnte jedoch in dem Inhalte der beiden 
Handelscorrefpondenzen dto. 5. September und 5. October 1876 nidt 
jene Momente erbliden, welche, nachdem nicht vorliegt, daß von denfelben 
ein gebührenpflichtiger Gebrauch gemacht worden ift, die Borfchreibung 
einer Gebühr begründet erfcheinen ließen. Der B. ©. Hof fand nämlich 
in denfelben weder die Eigenfchaft von bilanzirten Couti's (Conto corrente), 
noch jene von einfahen Rechnungen. 

Die Tarifpoft 28 des Gef. vom 9. Februar 1850, welde durch 
das Gef. vom 29. Februar 1864, R. ©. B. Nr. 20, $. 10 nur info 
weit abgeäntert wurde, daß der Gebührenfag für bifanzirte Conti auf 
5 !r. berabgefeßt wurde, verfteht munter tenfelben ſolche Eonti, melde bie 
gegenfeitigen @rebitirungen unb Debitirungen oder die Schuldigkeit und 
da8 Guthaben von Handel» und Gewerbetreibenden unter fi ausweilen. 
Die bilancirten Conti fegen nad) Art. 291 des Handelsgeſetzbuches (R. ©. 2. 
ex 1863 Nr. 1) einen periodifchen Buchsabſchluß voraus, ſowie die Ans- 
weifung aller Erebite und Debetpoften, die im Laufe der betreffenden 
Periode (in ber Hegel in einem Jahre, wenn nicht eine kürzere Periode 
vereinbart wurde) Gegenftand einer Verrechnung zwiſchen zwei Geſchaͤfts⸗ 
leuten waren und aus deren Bilancirung nad) Umftänden entweder eine 
Guthabung oder Schuld für denjenigen, für welchen der Conto außgeftellt 
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wurde, fi ergibt. Der Inhalt der fraglihen Geſchäftsbriefe läßt jedoch 
einen ſolchen Geſammtausweis über Schuldigkeit und Guthaben der 
Firma Fleiſchner & Baum gegenüber der Firma Sentter & Comp. nicht 
entnehmen. 

Aber auch als einfahe Rechnungen, die in Form eines Gefchäfts- 
briefes gelleidet find, können biefelben im Sinne des Gef. vom 8. März 
1876, 8. ©. B. Nr. 26, $. 19, Alinea 2 nicht angefehen werden, weil 
in denfelben nur das Datum ver Fturen und bie Gelpbeträge, auf welche 
diefe lanten, nicht aber auch der Rechtstitel, bezw. der Lieferungsgegenftand, 
auf weldhem die Forberung beruht, angegeben if. Diefe Gefchäftsbriefe 
fonnte daher der V. G. Hof nur als folde Hanbelscorrefpondenzen au« 
fehen, denen im Sinne des $. 9, Alinea 1 des Gef. vom 29. Februar 
1864, R. ©. B. Nr. 20 die bebingte Stempelbefreiung zukommt, daher 
in diefem Punkte die angefochtene Entſcheidung aufzuheben war. 


Ar. 1234. 


. Kehtsfag wie in Nr. 788. 
&rtenntniß vom 18. December 1881, 8. 2079. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Beſchwerde ber Anna de Ricca- 
bona nnd Genoſſen ca. Entſcheidung des f. k. Finanz. Min. vom 14. Yuni 
1878, 3. 7854, betreffend vie Gebührenbemeſſung vom Theilungeacte 
dto. 30. Yunt 1876, nad bucchgeführter d. m. Berhanvlung zu Hecht 
erfannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.“*) 


Ar. 1235. 


Rechtsſatz wie in Ar. 1181. 
Erkennutniß vom 13. December 1881, 3. 1800. 


Det, 1.8.©. Hof hat Über die Beichwerbe des Bincenz Yubenicel 
und ber Thella Zihy in Prag ca. Entſcheidung tea k. k. Yinanz- Min. 
vom 15. Mai 1881, 3. 10552, betreffend tie Vorſchreibung einer Ge⸗ 
bühr, nad) durchgeführter d. m. Berhandlung zu Recht erkannt: 

„Die Befchwerde wird als unbegründet abgewiejen. — Ein 
Erfay der Koften des Verfahrens wird nit auferlegt.“ **) 


*) Siehe Entiheidbungegründe bei Nr. 788 (Band IV, Jahrgang 1880). 
”, Siehe Eutjheidungsgründe bei Nr. 1181. 
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Dungen: 2) rückſfichtlich des erficren Zeitraumes. Die Gemeine 
Wien habe die Anna Maundel grautios als nah Wien zuflänbig behanteit 





Des zweiten Zeitraumes. Es habe die Wiener © durch 
die erſt im Jahre 1878 erfolgte Beantwortung der ſchen im Jahre 1875 
gemachten Requifitionen ein Berſchulden begangen, für welches felbe nach 
$. 830 des Heimathögef. allein verantwertlidy bleibt. 

Aus Dielen Orlnden wird vie Geſetzwidrigkeit der angefochtenen 


der Stadtgemeinde Wien jene Koften zuſprachen, bie erforderlich geweſen 
wären, wenn Anna Mandel in ihrer Heimathögemeinte verpflegt worden 
wäre, fo hätten nad der Behauptung der Beſchwerdeführerin vorerfi Er⸗ 
bebungen gepflogen werben follen, ob und melde Koſten ver Gemeinde 
Morfowig in dieſem alle aufgelaufen wären, weil nad 8. 30 des Hei- 

athögef. der Aufenthaltsgemeinde nur jene Koſten zugefprohen werben 
Bnnen, welche ter Heimathögemeinte wirklich anfgelaufen find und jeder 
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Erſatz wegfält, wenn bie Heimathögerneinde durch die. Berpflegung feine 
Koften gehabt hätte, wenn fie etwa eine andere Perfon in die unentgeltliche 
Derpflegung übernommen haben würde. — Diefe Erhebungen wurden 
nun nicht gepflogen und ed muß demnach das Verfahren in dieſer Richtung 
als mangelhaft bezeichnet werben. 

Wären nämlich dieſe Erhebungen gepflogen worden, fo hätte fich 
berausgeftellt, daß, wie aus dem dem Min.⸗Recurſe beigefchlofienen Pro» 
tofolle vom 4. Jänner 1881 erhellet, die Eheleute Cech, welche die Ber» 
pflegung der Anna Mandel nach deren Ueberführung nah Morlowig 
unentgeltlich übernahmen, viefelbe auch ſchon unentgeltlich verpflegt hätten, 
wenn fie früher, im Jahre 1875 fhon, nah Morkowitz transportirt wor- 
ben wäre. Es wird daher die eingangs erwähnte Min.» Entfcheidung 
auch wegen mangelhaften Berfahrene angefochten und deren Aufhebung 
eventuell nad $. 6 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Nr. 36 verlangt. 

Keine diefer Einwendungen konnte jedoch der B. ©. Hof für ge 
grünbet erfennen. — Ad a. Die Aufnahme der Anna Mandel als unheil⸗ 
bare Kranke in die Verforgungsanftalt Alfervorftadt, war ſchon, abgeſehen 
von ihrer behaupteten Zuftänpigfeit nach Wien, gerechtfertigt, weil die Ge⸗ 
meinde nad) den 88. 28 und 29 tes Heimathsgeſ. auch auswärtige Arme 
und Rranfe zu unterftägen, reſp. zu verpflegen bat. 

Ebenfowenig ift die Behauptung gerechtfertigt, daß bie nöthigen Er⸗ 
bebungen über ihre wahre Zuftänbigleit nnterlaffen wurden, denn es ift 
fogleih, nachdem die Anna Mandel ihre Behauptung wegen ihrer Zu» 
fändigfeit nad Wien nicht documentariſch nachzuweiſen vermochte, von ber 
Wiener ſtädtiſchen Behörde die Erhebung eingeleitet, deren Refultat bie 
Nahweifung der Zufländigfeit der Anna Mandel zur Gemeinde Morfowig 
war. — Da fogleidh nach diefer Klarftellung vom Wiener Magiftrate die 
Verſtändigung dur die Kremfierer Bezirkshauptmannſchaft an die Hei« 
mathsgemeinde Morlowit erging, fo ift die Stadtgemeinte Wien ihrer im 
8. 30 des Heimathsgeſ. vorgefchriebenen Verpflihtung nachgelommen, und 
es muß jomit ihr diesfälliges Berhalten als correct betrachtet werben. 

Der Berlauf eined längeren Zeitraumes von der Aufnahme bis zur 
Berfländigung der Heimathsgemeinde ift durch die falfche Angabe der Anna 
Mandl und die deshalb eingeleiteten, weitwendigen Erhebungen gerechtfertigt, 
auch kann der im $. 30 enthaltene Austrud „unverzüglih* nur den Sinn 
baten, daß die Berftändigung ohne unmotivirten Verzug zu gefchehen Hat, 
was bier keineswegs der Ball if. Da die Gemeinde Morkowit, welche 
von der Bezirkshauptmannſchaft Kremfier zur Uebernahme der Kranken und 
auch damals transportablen Anna Mandel aufgefordert wurde, nicht für 
gleich deren Uebernahme veranlafte, fondern erft weitere Requiſitionen er⸗ 
bob, fo ift der Verzug in der Ablieferung bis 30. Juni 1875, als dem 
möglichen Zeitpunfte der Beantwortung der’geftellten Anfragen gerechtfertigt. 
Demnad erfcheint der Anfprud der Wiener Staptgemeinde auf den vollen 
Erſatz der Verpflegskoſten für den fraglichen Zeitraum allerdings begründet. 

Ad b. In dem Zufprude der Koften für bie zweite. Beriode konnte 
bei dem Umftande, als die Gemeinde Wien der ihr im 8. 30 des Hei⸗ 
mathsgeſ. auferlegten Pflicht der Anzeige an die Heimathsgemeinde nach⸗ 
gekommen iſt, umſoweniger eine Ungeſetzlichkeit gefunden werden, als durch 
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die angefochtene Entfcheidung der Heimathögemeinde der Erſatz der Koften 
nicht im vollen, von ber Gemeinde Wien angeſprochenen, ſondern in einem 
mit Rüdficht auf die nicht beantwortete Frage wegen des Vorhaudenſeins, 
eventuell nach dem Civilrechte verpflichteter Perfonen, ermäßigten VBetrage 
zuerlannt wurde. 

Was endlich die Frage wegen mangelhaften Berfahrens in biefer 
Angelegenheit betrifft, fo muß fie nad dem erhobenen Thatbeftande durch⸗ 
aus verneint werben. — Es wurte nämlid die Höhe der für den zwei- 
ten Zeitraum entfallenden Koften durch Einvernahme ver Gemeinde Mor- 
towig in dem bezeichneten Betrage feftgeftellt und die Behörden Fünnen 
nicht als verpflichtet angefehen werden, noch weiter nadyzuforfchen, ob 
nicht die Gemeinde dieſe Laft anf andere, rechtlich oder moraliſch Ver⸗ 
pflichtete überwälzen Tann, fondern dies Sache der erfleren gewefen wäre, 
jelbe aber in dem befagten Zeitraume keine foldye Perſon namhaft machte, 
fondern erft in ihrem Min.» Recurje eine protofollarifhe Ausfage der 
Cech'ſchen Ehelente vom 4. Jänner 1881 probucirte, die leinen Beweis für 
ein Berhalten aus früherer Zeit liefert und daher vom Minifterium des 
Innern aud verbientermaßen nicht in Berückſichtigung gezogen wurde. — 
Es ift daher fein Grund vorhanden, bier das in diefer Sache gepflogene 
abminiftrative Berfahren für mangelhaft zu erkennen und die Nothwendig- 
feit weiterer Erhebungen anszufprecdhen. 

Bei diefer Sad und Rechtslage mußte bie fragliche Beſchwerde als 
unbegrüntet zurüdgewiefen werben. 


Ar. 1237. 


Aufnahme in den Gemeindeverband nad dem proviforifhen Gemeinde⸗ 
nefege vom 17. März 1849, 


Erienntniß vom 14. December 1881, 3. 2049. 


Der k. 8.8. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Stadtgemeinde 
Windiſch⸗Graz ca, Entſcheidung des E. k. Din. des Innern vom 26. Mai 
1881, 3. 4173, betreffend die Heimathszuſtändigkeit des Blaſius Breſchan, 
nach durchgeführter 5. m. Verhandlung und Anhörung des Adv. Dr. Yulins 
Magg, dann des k. k. Sect⸗Rathes Frhru. v. Plappart, zn Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird ala unbegründet abgemwiefen.“ 


Entfdeidungsgrände. 


Es liegt vor, daß Blaſius Brefhan, welcher ſtets als Angehöriger 
der Gemeinde Windiſch⸗Graz behandelt wurbe, eine gemeinveämtliche Be⸗ 
ftätigung dto. Windiſch⸗Graz, 16. Mai 1857, Nr. 74 producirt, wonach 
von demfelben unter Beziehung anf ven Gemeinverathäbefhluß vom 4. Juni 
1856 die Bürgertare pr. 8 fl. C. M. zu Handen der Gemeindecaſſe erlegt 
worden ift. 

Erwägt man nun, daß das mit dem Faif. Patente vom 17. März 
1849, R. G. B. Rr. 170 kundgemachte und vorliegendenfalld maßgebende 


Beilage der Juriſtiſchen Blätter. 
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proviforifche Gemeindegefeg nur von einem Gemeindevorfiande nnd 
Gemeindeausſchuſſe und nur an einer einzigen Stelle (8. 82) vom 
Gemeinde rathe ſpricht, daß das Geſetz nur Situngen des Gemeindeans- 
ſchuſſes keunt, daß ferner die Aufnahme in den Gemeindeverband zur 
Competenz des Gemeindeausſchuſſes gehört — fo muß man ben in beim 
Decrete des Gemeindeamtes Windiſch⸗Graz dio. 11. Yuni 1856, 3. 145 
<it. Gemeinderaths⸗Sitzungsbeſchluß vom 4. Juni 1856, 3. 135, zufolge 
defien Blaſius Brefhan nah Erfüllung der Yormalbebingung der Ueber⸗ 
reihung eines fehriftlihen Geſuches in den Gemeindeverband ald Bürger 
aufgenommen werde, — als einen Beſchluß des Gemeindeautfchuffes an« 
fehen, zumal die befchwerveführende Gemeinde nicht in ber Lage ift, das 
Gegentheil Har zu erweiſen. Nachdem ſouach in der angefochtenen Ent 
ſcheidung eine Ungefeglichleit nicht exfannt werben konnte, mußte tie Be⸗ 
ſchwerde als unbegründet abgewiejen werben. 


Ar. 1238. 


Beun Seitens einzelner Wmlagepflichtigen gegen bie Unfftellung eines 

Gemeindepräliminars die Anbringung ber „Erinnerungen“ und „Bemer⸗ 

Tungen” unterlaflen wurbe, fo ift gegen den den Steuerzuſchlag einführen» 

den Behind eine Berufung nur noch infoweit zuläfflg, als eine Weber: 

fhreitung der sefeplich zuläffigen Höhe oder innerhalb derſelben eine un- 
richtige Repartition flattgefunden hat. 


Erkenntniß vom 16. December 1881, 3. 2018. 


Det. EB. ©. Hof Hat über die Beſchwerde der Bormundichaft 
des minderjährigen Yürften Maximilian von Thurn und Toris ca, Ent- 
fheidung des böhm. Landesausſchnfſes vom 1. Juni 1881, 3. 10823, 
betreffend die Einhebung einer 2Opercentigen Umlage auf vie birecten 
Steuern in der Ortſchaft Sude, nad durchgeführter 8. m. Verhandlung 
und Anhörung des Adv. Dr. Hermann Grünbanm, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet zurüdgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Beſchwerde beſtreitet die Geſetzmäßigkeit der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung aus einem dreifachen Gefihtöpunlte: 1) ſei ber Recurs, 
welchen die Herrſchaftsverwaltung Leitomiſchl gegen den Auftrag des Ge⸗ 
meindevorſtandes Leitomiſchl dto. 12. December 1880 zur Zahlung des 
auf die Domäne entfallenden Betrages der der Ortſchaft Sucha bewilligten 
20percentigen Umlage überreicht hatte, rechtzeitig angebradt worden und 
e® babe daher verfelbe eine meritorifhe Erledigung finden ſollen; 2) jei 
der Beſchluß ter Gemeindevertretung als auch jeuer der Bezirlövertretung 
auf Bewilligung einer Zupercentigen Umlage für die Ortfchaft Sndha vom 
Landesausſchuſſe wegen offenbarer Nullität von Amtswegen aufzuheben 
gewefen, ba eine Drtfchaft Suda im Sinne der 88. 107 ff. der Gem. 
Drdg. nicht befteht und einer Örtövertretung das Recht, Umlagen einzu» 
fordern, überhaupt nicht zufteht; 3) folle die Umlage zur Dedung von 

Aubivinstt, ©. 8. H. Ertenntniſſe. V. 2. 
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Derürfniffen verwendet werden, für welde nad den Beftimmungen ber 
Gemeindeordnung entweder die Ortögemeinde oder einzelne Unterefienten, 
nidyt aber die Steuerträger der Ortichaft aufzufommen haben. 

Was nun zunädft die ad 2 und 3 präcifirten Befchwerdepunfte 
anlangt, fo war der V. G. Hof fhon aus formalen Gründen nicht in ter 
Yage, fie zu berüdfichtigen. — Im adminiftrativen Inftanzenzuge wurde 
der Beftand der Ortfchaft und Ortsvertretung Sucha und die gejegmäßige 
Sonftituirung der leßteren nicht beftritten. — Die adminiftrativen Behörden 
aller Inftanzen haben aud ten factifhen und rechtlichen Beftand der Ort 
ſchaft und Ortövertretung Sucha zum Ausgangspunfte ihrer Entſcheidungen 
gemadt. — Yür die Annahme, daß ver Ddiesfällige Thatbeftand unrichtig 
jei, liegt aber umfominter ein Grund vor, als die Beſchwerde felbft den 
Erlaß des Bezirksamtes Leitomiſchl dto. 7. März 1865 citirt, laut deſſen 
für Suda die Wahl einer Ortsvertretung zur Verwaltung des befonderen 
Vermögens der Colenie genehmigt wurde. — Es muß daher aud ter 
B. ©, Hof (8. 6 des Gef. vom 22. October 1875) von dem Thatbeftande 
ausgeben, daß Suda eine einzelne, mit befonderer Vertretung ausgeſtattete 
Ortſchaft bildet, ohne daß er dermalen in der Paye wäre, in die Unter- 
judung und Entfheidung der — mie erwähnt — im adminiftrativen 
Inftanzenzuge nicht anhängig gewefenen Frage einzugeben, ob auf die 
genannte Ortfhaft tie Beftimmungen des achten Hauptftüdes hätten An- 
wendung finden follen. 

Auch auf die ad 3 geltend gemachten Beſchwerdegründe konnte nicht 
meiter eingegangen werben, da, wie die Beſchwerde felbft hervorbebt, der 
Landesausſchuß in eine meriterifhe Entfheitung, in eine Prüfung und 
Yölung der Trage, ob und inwieweit die von der beſchwerdeführenden 
Domänenverwaltung beanftändeten Präliminarspoften zur Kinftellung in 
das Ortſchaftspräliminare geeignet waren, ſich nicht eingelaflen hat. 

Der Entfheivung des V. ©. Hofes konnte daher nur der Ber 
jhwerdegrund, bezw. die Frage unterzogen ‚werden, ob der von der Do- 
mänenverwaltung wider die Aufforterung zur Zahlung der Umlage ein- 
gelegte Recurs als verfpätet zurüdgemwiefen werden durfte orer ob nidt 
vielmehr die übergeordneten autenomen Organe pflichtgeimäßen Anlaß butten, 
das Mecursbegehren meritorifd zu erledigen. 

Durd die Arminiftrativacten ift nun Dargethan, daß das Präliminare 
ber Ortſchaft Sucha durch die vorgefchriebene Zeit zu Jedermanns Einſicht 
aufgelegt war, ohne daß ven irgend einer Seite biezu Bemerkungen ge» 
mad)t worden wären ($. 72 der Gem. Ordg.). Es ft weiter durch Die 
Acten außer Zweifel geftellt, daß auch ter Beſchluß der Gemeindevertretung 
auf Ermwirkung der Bewilligung zur Einhebung einer zOpercentigen Um⸗ 
lage öffentlich fundgemadht worden ift, ohne daß tie Dromänenverwaltung 
dazu Bemerkungen eingebradht hätte ($. 90 der Gem. Ordg.). Werden 
nun vie Anordnungen der ebencit. SS. 72 und 90 mit der Beftiunnung 
bes 8. 99 der Gem. Drrg. zufammengehalten, fo ift e8 Mar, daß Ber 
ſchwerden einzelner Umlagepflichtigen gegen Aufftelungen tes Präliminares 
eben in Wege der „Erinnerungen“ und „Bemerkungen“ zum Präliminare 
anbängig zu maden find und auf dieſe Weife ihre Erledigung finden 
jollen und daß, wenn die Anbringung folder Erinnerungen unterlafjen 
wurde, gegen den ben Steuerzufchlag einführenden Beſchluß eıne Berufung 
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nur noch infomweit zuläffig if, „als eine Ueberfchreitung der gefeklich zu⸗ 
läfftgen Höhe oder innerhalb derſelben eine unrichtige Repartition ftatt- 
gefunden hat.“ 

Die ven der Domänenverwaltung angebrachte Berufung hatte aber 
weber da® eine, noch bad andere diefer beiden tayativ aufgeführten Mo» 
mente zum Gegenflande. — Cine Ueberſchreitung ver gefeglich zuläffigen 
Höhe lag offenbar nicht vor, da nad 8. 87, Ubf. 1 die Vezirfövertretang 
berechtiget war, eine Unmlage bi8 20 Percent zu bewilligen. — Daß der 
von ber Domänenverwaltung eingeforderte Betrag pr. 18 fl. 72 fr. auf 
die Steuerſchuldigkeit verfelben, pr. 93 fl 60 kr. unrichtig anrepartirt 
_worben wäre, wurde nit behauptet und konnte auch nicht behauptet werben. 
— Auf die eigentlihen Berufungsgründe, welche lediglich die Berechtigung 
und BZuläffigfeit einzelner Präliminarspoften betrafen, war aber nah tem 
Haren Wortlaute tes $. 99 der Gem. Ordg. allerdings nicht mehr ein» 
zugeben. 
Die Beſchwerde mußte daher als zur Gänze unbegründet abgewiefen 
werben. 


Ar. 1239. 


Aus ber Diätenclaffe eines Beamten war bis zu dem Befege vom 15. April 
1873,8. G. B. Rr.45 fein Schluß auf eine beftimmte Schaltsftufe zu ziehen. 


Erfenntniß vom 16. December 1881, 3. 1978. 


Der k. k. V. ©. Hof bat über die Beſchwerde des Joſef Drogon 
und vier Genoſſen ca. Entſcheidung des k. k. Juſtiz Min. vom 13. Februar 
1881, 3. 748, betreffend ihre Einreihung als Yandtafel, bezw. Städte 
tafelabjuncten in die X. Rangsclaſſe, nach vurdgeführter 5. m. Verhand⸗ 
lung und Anhörung des Abo. Dr. Emil Links, ſowie des k. k. Sections» 
rathes Dr. Emil Steinbach, zu Recht erkannt: 

„Die Beihwerde wird als unbegründet z urückgewiefen.“ 


Entfheidungsgründe. 


Die Befchwerbeführer vermögen für ihre Anſprüche fein anteres 
Fundament anzugeben, als daß die galizifchen Tandtafel- und Grundbuch 
Ingroffiften vor der Öehaltsregulirung tes Jahres 1873 einen ebenfo 
hohen Gehalt bezogen haben, wie Beamte, denen zweifello® die IX. Diäten: 
claffe zulam und die daher auch bei der erwähnten Öehaltöregulirung in 
die IX. Rangsclaſſe und in die mit diefer verbunvenen Bezüge eingewieſen 
wurben. 

Die Beſchwerdeführer vermögen aber nicht einen Act ver competenten 
Autorität anzugeben, durch welchen das, was fie aus der Höhe tiefes 
Gehaltsbezuges indirect folgern, d. i. den Anſpruch auf die IX Rangs⸗, 
bezw. Diätenclaffe, den in Frage ftehenden Beamten direct zuerlannt wor⸗ 
den wäre. Ein folder Act kann aber zur Begründung des Begehrens 
der Beſchwerdeführer deshalb nicht entbehrt werten, weil bis zu dem Gef. 

. 29* 
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vom 15. April 1873, R. ©. B. Nr. 47 die (für die Einmweifung in bie 
neuen „Rangeclafien“ allein maßgebende) Diätenclaffe — ter Dienfirang 
— und die Gehaltshöhe — der Dienft bezug — keineswegs durchaus 
correlate Begriffe waren, vielmehr wie bei gleicher Diätenclafle ein ver⸗ 
ſchiedener, fo aud bei verfhiedener Diätenclafje ein gleiher Gehaltsbezug 
vorkommen konnte und felbft der Fall thatſächlich vorgekommen ift, daß 
Beamte höherer Diätenclaſſen geringere Bezüge genoſſen, als ſolche in 
niebrigeren Rangftufen. 

Aus eben diefem Grunde kann fpeciell auch der von ben Beſchwerde⸗ 
führern angerufene 8. 8 des Gef. vom 24, April 1869, R. ©. B. Ar. 48 
für ihr Begehren nicht beweifen, da den in dieſer Sefepeöftelle angeführten 
Dienftestategorien keineswegs ein und biefelbe Diätenclafie, fordern nur 
ein und biefelbe Gehaltshöhe zugeſprochen wird, was nad dem eben Be- 
merkten nicht dadfelbe if. Hätte das Geſetz die von den Beſchwerde⸗ 
führern angenommene Gleichſtellung des dienſtlichen Ranges aller im 8. 8 
genannten Yunctionäre bezielt, fo würbe es ohne Zweifel, wie dies ja an 
anderen Stellen eben dieſes Geſetzes thatſächlich geſchehen iſt, außer dem 
Gehalte auch die Diätenclaſſe normirt haben. 

. Während ſomit die Beſchwerdeführer. feinen zur Begründung des 
geftellten Begehrens ausreichenden Act anzugeben vermögen, folgt umgekehrt 
aus den Ausführungen des belangten Minifteriums und den von bemjelben 
mitgetheilten Acten, daß die angefochtene Entſcheidung vollftändig begründet 
und der den Bejchwerbeführern zuerkannte Rang wirflih der ſyſtemmäßige 
il. Denn es liegt vor, daß mit dem auf die a. h. Entſchließung vom 
14. September 1852 gegründeten Erlaſſe bed Juſtizminiſteriums vom 
18. October 1853, 3. 17300 der galizifhen Landtafel- und Grundbuchs⸗ 
Ingroffiften ausdrücklich die X. Diätenclafje zuerlannt worden ift und daß 
feither eine anderweitige Rangbeſtimmung dieſer Dienftesfategorien, abgefehen 
von der geänderten Zitulatur und der Ummandlung ver zuerkannten 
„Diäten“⸗ in bie entipredende Rangs“⸗Claſſe, nicht vorfam. Ob jene 
mit dem Min.-Erlofje vom 18. October 1853 getroffene Rangbeftimmung 
von den untergeordneten Gerichtspräſidien, an welde der Erlaß erging, 
verlautbart wurde und ob insbeſondere die Beſchwerdeführer von demſelben 
Kenntniß erlangt haben, iſt gleichgiltig, da eine neue Rangbeſtimmung in 
keinem Falle durch andere als die hiefür competenten Factoren erfolgen 
fonnte. 

Die Befchwerde mußte daher als gänzlich unbegründet zurückzewieſen 
werben. 


QAr. 1240. 


Befreiung gewifier landwirthſchaftlichen Induſtrien von ber Erwerbfteuer. 
Ertenntuiß vom 20. December 1881, 3. 2123. 
Der k. k. B. ©. Hof bat über die Befchwerde bes Johann Sageder, 


Landwirthfchaftsbefigers in Altmannsdorf, ca. Entſcheidung der k. k. nieder⸗ 
öfterr. Fin.Landesdirection vom 29. März; 1881, 3. 7281, betreffend 
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die Borfchreibung einer Erwerbſteuer von 105 fl., nad durchgeführter 
ö. m. Berhanplung und Anhörung des Adv. Dr. Friedrich Fechtner, fowie 
bes I. I, Min.»Secr. Johann Rolazy, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheivung wird nad 8. 7 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 aufgehoben.“ 


Entſcheidnugsgründe. 


Der Beſchwerdeführer bat die Erhöhung der bishin mit 21 fl. be⸗ 
meſſenen Ermwerbftener auf 105 fl. angefochten, welche Erhöhung Seiten 
der Stenerbehörte von Amtswegen auf Grund der a. h. Entſchließung 
vom 4. Yebruar 1832 (Prov. &. ©. für Nieder-Oefterr., 14. Bd., ©. 52) 
flattgefunden batte und vom B. ©. Hofe als eine neue vor bemfelben in 
jeder Richtung anfehtbare Bemeſſung angefehen werden mußte. 

In der Beſchwerde wird die gedachte Stenervorfchreibung zunächſt 
beshalb für ungefeglich beftritten, weil Sageder fih mit Rückſicht auf ven 
8. 2, Abf. a des Erwerbfteuerpatented vom 31. December 1812 überhaupt 
zu einer Erwerbfteuerentrichtung nicht für verpflichtet erachtet. 

Nah der cit. Stelle des Patentes vom 31. December 1812 find 
von der Erwerbſtener alle Perſonen ausgenommen, welche ſich mit ber 
laudwirthſchaftlichen Induſtrie befchäftigen, infoferne ſich die letztere auf 
bie Erzeugung roher Propucte und deren Veräußerung bezieht. Hieraus 
geht hervor, daß in der Regel auch die landwirthſchaftliche Induſtrie der 
Erwerbfteuer unterliegt, und daß ausnahmsweiſe von legterer diejenigen, 
welche eine ſolche Induſtrie betreiben, nur infoweit befreit find, als fich 
ine Beſchäſtigung auf die Erzeugung roher Producte und deren Veräußerung 

ezieht. 

Es wird ſich daher im vorliegenden Falle zunächſt darum handeln, 
ob Johann Sageder ſich mit einer landwirthſchaftlichen Juduſtrie be⸗ 
ſchäftiget. — Durch die vorliegenden Adminiſtrativacten und insbeſondere 
durch jene Erhebungen, welche anläßlich der ihm vorzuſchreibenden Eiakommen⸗ 
ſteuer gepflogen worden ſind, iſt conſtatirt, daß Johann Sageder in den 
Kataſtralgemeinden Altmannedorf und Breitenfurth Grundeigenthümer und 
Wirthſchaftsbeſizer fei und feit Jahren das Hoffinger'ſche Gut von circa 
100 Joch gepachtet habe, 70 Kühe hält und die von diefen gewonnene 
Mid, — infoferne er felbe nicht für fein bedeutendes Dienftperjonale 
benöthiget — nad Wien an beftimmte Kunden, vorzugsweife an Kaffeehäufer 
und Bäder abfetzt. — Diefer Thatbeftand gibt fomit feinem Zweifel 
Raum, daß Sageder fih mit der landwirthſchaftlichen Induſtrie be- 
fchäftiget. 

Diefer Thatfahe Fleht nicht entgegen, daß ein großer Theil Des 
Orunpbefiges, den er bewirtbfchaftet, von ihm gepachtet ifl. Der 8. 2, 
lit, a des Erwerbſteuerpatentes bezieht fi auf Alle, die fi mit ber 
landwirthſchaftlichen Induſtrie befchäftigen und es erſcheint daher nicht zu- 
läffig, dieſe Gefegesftelle auf die Grundbeſitzer zu beſchränken. Ein 
derartiger Unterſchied würde allerdings für die Bemeflung der Einkommen⸗ 
fteuer vom Belange fein (88. 2 und 4 12 des Patente vom 29. Octo⸗ 
ber 1849, 8. ©. B. Nr, 439). Im vorliegenden Falle handelt es ſich 
aber nicht um die Bemeflung der Einkommen, fondern der Erwerbfteuer. 


x 
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Es erübrigt noch die Erwägung, ob die Beſchäftigung des Johann 
Sageder fi auf die Erzeugung roher Producte und beren Veräußerung 
beſchränkt. Die Steuerbehörde ftügt ihre Entſcheidung lebiglich darauf, 
daß Sageber die Milchmaierei, fowie den Milchverſchleiß im ausgedehnten 
Umfange betreibe. Allein dieſes Moment ift für fi allein nicht geeignet, 
dem Johann Sageder tie ibm als Landwirth zuftehende Erwerbſteuer⸗ 
befreiung zu verfagen. — Die Ausvehnung tes Geſchäftes ift nämlich 
nad der cit. Stelle des Erwerbfteuerpatentes fein den Befreiungstitel aufe 
hebender Umſtand, fobald die landwirthſchaftliche Induſtrie fi num anf die 
Erzeugung roher Producte und teren Veräußerung bezieht. Nun ift die 
„Milchmaierei“ nichts anderes, als ein Zweig lanpwirtbicaftlicher Roh⸗ 
production, wie es der Getreidebau, die Wiefencultur u. ſ. w. find. 

Die Tieferung von Milch an Kunden in Wien ift nur ein Act der 
Beräußerung eines Rohproductes und nad dem Geſetze ebenſowenig ge- 
eignet, den Johann Sageder deshalb zur Erwerbſteuer heranzuziehen, wie 
dies der Fall wäre, wenn er ſtatt der Milchwirthſchaft Getreidebau oder 
Wieſencultur betreiben und ſeine Kornfrucht oder ſein Heu nach Wien auf 
die Märkte führen würde. — Da überdies die Veräußerung des Mild- 
products Seitens des Sageder in einer Weife erfolgt, welche derſelben nicht 
das Gepräge einer Handeld« oder anderen Gewerbönnternehmung aufprädt, 
und nachdem keineswegs vorliegt, auch Seitens der Finanzbehörden felbft 
nicht behanptet wird, daß Sageber andere, ald nur in feinem Wirthſchafts⸗ 
betriebe probucirte Milch zur Veräußerung bringt, fo fand der B. ©. Hof 
nad feiner Richtung vie Heranziehung des Johann Sageder zur Erwerb 
fteuer für gefeglich begrünbet, weshalb die angefochtene Entſcheidung auf. 
zubeben war. 


Ar. 1241. 


Rechtsfag wie in Rr. 134 und 300. 
Erkenntniß vom 20. December 1881, 3. 2097. 


Der k. k. V. ©. Hof hat über die Beſchwerde des Mofes Kurz 
aus Jaworzno ca. Entideidung des k. k. Finanz Min. vom 8. Mai 1881, 
3. 671, betreffend die Gebühren vom Bropinationspachtvertrage dto. 27. Des 
cember 1872 und von der Abtretungsurkunde dto. 9. Jänner 1873, nad 
burcgeführter 3. m. Verhandlung zu Recht erkannt: 

nDie Beihmwerde wird als unbegründet abgewiejen. — 
Ein Erfag der Koſten des Berfahrens wird nicht auferlegt.“ *) 


*) Siehe Entiheibungsgründe bei Nr. 134 (Band I, Jahrgang 1876/77 
und bei Nr. 300 (Band U, Jahrgang 187R). 
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Ar. 1242. 


Apaltoverträge find als Verträge zwiſchen Privaten angufehen. Die 
ejeglihen Beftimmungen über die Gränzen der adminiftrativen und rid: 

Ferlihen Buftändigfeit find zwingender und nicht blos permiffiver Ratur, 

fo daß diefe Gompetenzgräusen weder durch die Praxis der Behörden, 
noch durch Privatübereinfünfte der Parteien verrüdt werden Fönnen, 


Ertenntuiß vom 31. December 1881, 3. 2014. 


Der 8. 8. B. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Gemeinde Meano 
ca. Entfheidung des ?. f. Min. des Innern von 8. Juni 1881, 3. 8297, 
betreffend die Erecution der Forderungen der genannten Gemeinde aus 
dem Brodaralto gegen Carlo Rella, nach burchgeführter 8. m. Verhaud⸗ 
fung und Anhörung des Adv. Dr. Theodor Mopreiner, des k. k. Min.- 
Rathes Ritter v. Großer, dann des App. Dr. Joſef Köchler, tes letzteren 
in Bertretung des Mitbetheiligten, zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiejen. — 
Der von ver mitbetheiligten Bartei angefprodhene Erfag der 
Koften des Verfahrens vor dem Berwaltungsgerichtöhofe findet 
nicht ftatt.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die in Rede ſtehende Geldforderung der Gemeinde Meano an Carlo 
Rella gründit ſich auf Punkt 6 des zwiſchen dieſer Gemeinde und Rella 
am 16. Jänner 1878 abgeſchloſſenen Apaltovertrages. — Apaltoverträge 
find, wenn. fie gleich nach der Gub.-Berortnung von 27. Jänner 1832 
(Prov. ©. S., 19. Bb., ©. 11, Nr. 4) die Betätigung ber polit. Be- 
hörde zu erhalten haben, nad der Natur tes zwifchen der Gemeinde und 
dem Pächter obwaltenden Rechtöverhältmiffee und nad) diefer Verordnung 
(Abf. A und 7 und Punkt 5 des Abſ. 10) al® Verträge zwifhen Privaten 
anzufehen und ift vie Gemeinde durch civilgerichtliche Mittel ficher zu ftellen. 
— Hievon ift dur die fpäteren im Gegenftande erflofienen Normen 
(Statth.»Berorbnungen vom 27. März 1860, 2. ©. B. Nr. 17, ©. 15, 
vom 17. Mai 1860, 2. ©. B. Nr. 24, S. 22 und vom 3. April 
1862, 2. G. 3. Nr. 24, ©. 16 im Weſentlichen nichts geändert worden. 

An rem privatrechtliden Charakter ter and dem Wpaltovertrage 
der Gemeinde gegenüber vem Pächter erwachſenen Forderung zur rechte 
zeitigen Zahlung der Pachtichillingsraten und an der Competenz zur Ent« 
fheidung über daraus zwilhen den Parteien ſich ergebende Streitigfeiten, 
tonnte au die Genehmigung des Vertrages durch den Hofrath in Trient 
und die im Punkte 6 des Bertrages enthaltene Beftimmung, baß bei 
mangelnder Pünktlichkeit in Zahlung der Tahtfchillingsraten die Gemeinde 
al® politifhe Behörde die ausftändigen Beträge mittelft privilegirter Exe⸗ 
eution, wie wenn es fih um Steuern handelte, einbringen werde, nichts 
ändern, weil die geleglichen Beitimmungen über Die Gränzen der abmini- 
ftrativen und richterlihen Zuftändigfeit zwingender und nicht blos permiffiver 
Natur find, fo daß diefe Competenzgränzen weder durch die Praxis der Be- 
hörden, noch durch Privatübereinfünfte der Parteien verrüdt werden können 
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und weil ſomit jedes Uebereinlommen eines ſolchen Inhalts und fpeciell 
jeber Verzicht anf den Rechtsweg, rechtlich unwirkſam if. — Es konnte 
ſohin in der angefochtenen Entſcheidung, welche im vorliegenden Falle die 
politiſche Competenz ablehnte, eine Ungeſetzlichteit nicht gefunden und mußte 
bie Beſchwerde als geſetzlich nicht gegründet abgewiefen werben. 


Ar. 1243. 


Das Recht zum Mufenthalte in einer anderen als der Heimathögemeinde 

[et einen unbefcholtenen Lebenswandel voraus. — Mealbeflg und Steuer: 

leiftung in der Gemeinde heben das im $. 11 der mähr. Gem. Ordg. 

normirte Recht der Gemeinde — nit ihr angehörige Perſonen auszu⸗ 
weifen — nicht auf. 


Erkenntniß vom 231. December 1881, 3. 1977, 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Eheleute Kart 
und Marie Bernhardt ca. Min. des Innern anläfli der Entfcheidung 
tesfelben vom 19. Yuni 1881, 3. 8503, . betreffend ihre Ausmeifung aus 
Neutitfchein, nad durchgeführter 5. m. Berhandlung und Anhörung des 
Adv. Dr. Bernhard Fifher, dann des E. E Min.⸗Rathes Dr. Ritter 
v. Helm, zu Recht erkannt: 

„Die Befhwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ 


Entſcheidungsgründe. 


Die Beſchwerdeführer erheben zunächſt die formelle Einwendung, 
daß ber erſte wider fie ergangene Ausweiſungébefehl entgegen der Vorſchrift 
der 88. 29 und 48 der mähr. Gem. Ordg. nicht vom Gemeindeausſchuſſe, 
ſondern vom Gemeindevorſtande (Gemeinderathe) erlaſſen wurde. Allein 
hiegegen iſt zu bemerken, daß, wenn hiebei wirklich ein Mangel des Ber: 
fahrens unterlief, derſelbe jedenfalls durch den Gemeindebeſchluß vom 
4. Mai 1880, intimirt mit Decret vom ſelben Tage, Z. 2228, womit 
der vom Gemeinderathe erlaſſene Ausweifungsbefehl „beftätigt” wurde, 
volllommen fanirt wäre, indem dieſe fogen. Beftätigung ſich juriſtiſch 
als ein abermaliges, unter Aufrechthaltung der in dem Ausmwerfungstefehle 
bes Gemeinderathes vom 16. Yuli 1879, 3. 1481 enthaltenen Gründe 
erfloffenes Ausweifungserfenntniß darſtellt, gegen welches alle gefetlichen 
Rechtsmittel offen ftanden und auch thatſächlich geltend gemacht worden find. 

Über auch materiell erfheint die verfügte Ausweifung gerechtfertigt, 
da nach 8. 11 ter mähr. Gem. Ordg. das Recht zum Aufenthalte in 
einer anteren als der Heimatögemeinde. einen unbeſcholtenen Lebenswandel 
vorausſetzt, welche Borausfegung bei den Beſchwerdeführern, die eines 
aus Gewinnſucht entftandenen Verbrechens fchuldig erkannt worden fint, 
offenbar nicht zutrifft. 

Endlich ift au die von Marie Bernhardt fpeciell erhobene, auf 
ihren Realbefig und ihre Stenerleiftung in der Gemeinde Neutitichein 
gegrüntete Einwendung unftihhältig, da auch diefe beiden Momente nad 
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dem Gelege (88. 10 und 11 der mähr. Gem. Ordg.) fein Recht zum 
Aufenthalte in einer Gemeinde gewähren, bezw. das im 8. 11 der mähr. 
Gem. Ordg. normirte Recht der Gemeinde, nicht ihr angehörige Perjön- 
lichkeiten auszumeifen, nicht aufheben. Die Beichwerde mußte fomit als 
gänzlich unbegründet nach 8. 7 des Gef. vom 22. October 1875, R. ©. 2. 
ex 1876 Nr. 36 zurüdgewiefen werben. 


“Mr. 1244. 


Rechtoſatz wie in Mr. 253. 
Erkenntniß vom 28, December 1881, 3. 3159. 


Der k. 1. V. ©. Hof hat über die VBefchwerde der Brauereifirma 
Anna Pötſch Witwe und Sohn ca. Entſcheidung der k. k. Fin.⸗Landes⸗ 
direction in Inusbrud vom 18. Mai 1881, 3. 4292, betreffend bie 
Einfommenfteuerbemeflung für das Jahr 1879, nach burchgeführter 3. m. 
Berhantlung zu Recht erkannt: 

„Die Beſchwerde wird als unbegründet abgewiefen.“ *) 


QAr. 1245. 


Fechtsſatz wie in Ar. 253. 
Erkenniniß vom 28. December 1881, 3. 2160. 


Der k. k. B. ©. Hof hat Über die Befchwerbe des Johann Rift, 
Bräuers in Büchſenhaufen, ca. Entfcheidung ber k. k. Fin.-Landespirection 
in Innsbrud vom 18. Mai 1881, 3. 4047, betreffend die Einfonmen- 
fteuerbemeflung für das Jahr 1879, nach turchgeführter 5. m. Verhand⸗ 
lung zu Recht erfannt: 

„Die Beſchwerde wird ale unbegründet abgewiefen.” *) 


*) Siehe Entigeibungsgiünde kei Nr. 223 (Band II, Jahrgang 1878). 
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Br. 1246. 


R ; i _ und Getreide bei 
ne Dalmatien. > ir 


Erieuntzif vom 28. Teremter 1881, 3. 2197. 


Te k. k. 8. G. Hof hat Über tie Beſchwerden der Handelsfirma 
Angelo Catialinic und Bruver in Epalate en. Euntſcheidungen des E. L 
Finanz Min. vom 14. April 1881, 3. 10942 une 11224, betreffend 
die nachtrãgliche Forderung von Zellgebühren für im Jänner 1879 zellfrei 
bezogenes Getreite und Mehl, mach turchgeführter 5. m. Berhamvlung um 
Anhörung des Arv. Dr. Heinrich Blech, fewie des L. Min.Bice⸗Sect. 
Adolf Freiherrn v. Jorkaſch⸗Kech, zu Recht ertannt: 

„Beide Beſchwerden werten als unbegründet abgewiefen.“ 


Eutfdreidungssrüäude. 


In den keiten vorliegenten Bejhwerten wird zugegeben, daß tie 
Befreiung von Einfuhrzofle, welche bezüglich Getreide und Mehl andy für 
Talmatien kraft tes Gef. vom 4. December 1868 und des 8. 3 des 
Schlußprotololles zum Zol- uud Hantelövertrage mit dem deutſchen Zell⸗ 
vereine vom 9. März 1868 Geltung hatte, in Folge der Handelsvertrages 
vom 16. December 1878 zwiſchen Oeſterreich Ungarn und dem Deutſchen 
Rede (X. G. B. 1879, Ar. 1, Art. 26) mit 31. December 1878 außer 
Wirkſamleit getreten if, daher die vor jenem Geſetze vom 3. December 1868 
in Anwendung gewejenen Zolltarifbeflimmmngen ver kaiſerl. Verordnung 
von 18. Febrnar 1857, 8. ©. B. Nr. 44 u. |. w. wieder aufzuleben hatten, 
nah welchen Getreide und Mehl bei ter Einfuhr nah Dalmatien zoll⸗ 
pflichtig geweſen waren. 

Dem B. ©. Hofe, welcher auch im dieſer Angelegenheit lediglich 
die Rechtöfrage feiner Erwägung zu unterziehen berufen ift, erübrigt 
daher mur, zu prüfen, ob die angefochtene nachträgliche Abforverung 
des Einfuhrzolles von 591 fl. 87 fr. in Silber für 285.929 Kilogramm 
Getreide und von 316 fl. in Silber für 39.500 Kilogramm Mehl von 
der Birma Cattalinic und Bruder geſetzlich zuläffig war, obſchon viele 
Barren ordnungsmäßig durch das Hauptzollamt in Spalato im Jänner 
1879 bezogen und von dieſem zollfrei erpedirt worden waren. Der 
B. ©. Hof konnte jedoch den Auſpruch der Finanzverwaltung nit als 
gejegwidrig erkennen, weil nah 8. 83, Alinea 2 der dalmatinifhen Zoll- 
ordnung vom 24. October 1829 (Prov. ©. ©. für Dalmatien ex 1830, 
Nr. 42) die Zollgebühren jeder Art im Gegenfage zn den Gefällsitrajen 
feiner Verjährung unterliegen und zu jeder Zeit Seitens des Zoll- 
amte® gefordert werden können. 

Diefe geſetzliche Beſtimmung war zur Zeit, als die fraglichen Zoll- 
erpebitionen fattfanden, noch anfredht, indem die Zoll- und Staatdmono- 
poldordnung vom 11. Juli 1835 in Dalmatien erft durd das Gefeb vom 
20. December 1879, R. ©. B. Nr. 137), 8. 1 eingeführt worden ift. 
— Über feloft nach dieſem legteren Geſetze, 8. 219, ift dem Staatsſchatze 
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das Recht vorbehalten, Zollgehühren, welche durch eine unrichtige Geſetzes⸗ 
anwentung gar nicht oder in einem zu geringen Ausmaße eingehoben 
worden find, vom Zollpflicgtigen binnen der Frift eines Jahres vom Zeit- 
punkte der geleifteten Zahlung, bezw. der Zollabfertigung zu fordern. 

Belangend den Anfprudy der Bejchwerbeführer, daß der nachträglich 
für die Mehlexpeditionen eingehobene Zollbetrag von 316 fl. auf die 
Hälfte herabgefegt werde, weil der Bezug des Mehles aus dem allgemeinen 
öfterreihifchen Zollgebiete fattgefunden babe, konnte aud in dieſer Rich⸗ 
tung der Beſchwerde nicht flattgegeben werden, weil bier die Bedingungen 
des 8. 14 ter Borerinnerungen zum Bolltarife für Dalmatien vom 
18. Februar 1857, R. ©. B. Nr. 44 für eine Zollbegünftigung nicht 
zutreffen. 

Die Befchwerden mußten daher im jeder Richtung abgewiefen werden. 


Ar. 1247. 


Gebühr für einen Gefeijipefrgnerteng uf Grund ber Brotofollirung des: 
Iben im Handelsregiſter. 


vom 28. December 1881, 3. 2198. 


Der 8. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Firma Franz 
Budiſchowsky und Söhne ca. Entſcheidung des k. k. Finanz Min. vom 
11. Februar 1881, 3. 314, betreffend die Gebühr für die Einbringung 
ter Trebitfcher Realitäten in das Geſellſchaftsvermögen, nad durchgeführter 
d. m. Berbandlung und Anhörung des Adv. Dr. Wilheln Mayer, fowie 
des 8. k. Min.-Bice-Secr. Ritter v. Frofchauer, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entſcheidung wird nah $. 7 des Ge⸗ 
feße8 vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf⸗ 
gehoben.” 


Entſcheidnngsgründe. 


Der Geſellſchaftsfirma Franz Budiſchoweky und Söhne in Wien 
war anläßlich des Eintrittes des Johann Bupifhowsfy als Öffentlicher 
Geſellſchafter nachträglib eine Gebühr von 3%/, Percent vom Werthe 
mehrerer Realitäten in Zrebitih nad Zarifpoft 55, Anm. 4 des Gef. 
13. December 1862, R. ©. B. Nr. 89 aus dem Grunde vorgefchrieben 
worden, weil die Finauzbehörden annahmen, daß biefe Realitäten Eigen⸗ 
thum der Geſellſchaftsfirma in jenem Zeitpunfte gewefen find, in welchem 
der Eintritt des Johann Budiſchowoky erfolgt war, während die Beſchwerde 
behauptet, daß die gedachten Realitäten niemals Eigenthum der Gefellfchaft 
geworden feien. 

Die Finanzbehörde flügt ihre Entſcheidung auf den Umftand, daß 
die fraglichen Realitäten in dem Inventar der Gefellihaft als Vermögens- 
beftandtheile der leßteren eingetragen find und Johann Budiſchowsky durch 
den Eintritt in die Geſellſchaft als offener Geſellſchaſfter Rechte an dem 
Stfelihaftsvermögen erlangt habe (Art. 91 des Handelsgeſetzbuches). 
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Die Befchwerde ſetzt dieſer Anſchauung jedoch folgenden tocumentirten 
Zhatbeftand entgegen: Die Realitäten, um die es ſich handelt, beſtehend 
in ten Häufern Nr. 15, 79, 80, 81 und 108 nebft Grunpftäden in 
Trebitſch, hat Franz Budiſchowsky sen, (ver bis dahin Eigenthümer der⸗ 
jelben, mit Ausnahme des Haufe Nr. 15, geweſen fei) mit einem Ueber⸗ 
einfommen dto. 1. Mär; 1873 feinen drei Söhnen Franz Burifhemsfy jun., 
Karl und Yohann Budiſchowsly zu gleihen Theilen in ihr gemeinfchaft- 
liches Eigenthum gegen eine Reibrente und andere Nebenleiftungen abgetreten, 
während Franz Budiſchoweky jun. in derfelben Urkunde erklärte, daß das 
ihm allein gehörige Haus Nr. 15 fernerhin ein gemeinichaftlihes Eigen- 
thum von ihm und feinen Brüdern Karl und Johann fein folle. 

Diefes Uebereinkommen erhielt durch ein ſpäteres dto. Trebitſch 
14. Juli 1874 (d. i. zu einer Zeit, in welcher Franz Budiſchowsky sen. 
aus der Gefellihaft bereite ausgetreten war, was am 2. Juni 1874 
baudelögerichtlich protofollirt wurde) dahin eine Wenverung, baß vie mehr. 
genannten drei Söhne das Eigenthum an dem Haufe Nr. 15 den Bater 
Franz Budiſchowsky und feiner in Folge Wiederverehelichung mittlerweile 
angetranten Gattin unter entgeltlichen Beringungen wieder überlaffen haben. 

Der von deu Finanzbehörden berufene Art. 91 des Handelsgeſetz- 
buche fei nad Anſicht der Befchwerbeführer hier nicht zutreffend, weil 
auf der Inventur 1872—1873, melde ter arminiftrativen Entſcheidung 
zur Orundlage diente, nicht fänımtlihe Geſellſchafter unterzeichnet feien. 
Wenn aber aud darüber binansgegangen werben wellte, fo begründe 
biefe Yuventur nad 8. 91 des Handelsgeſetzbuches immer nur eine gefeßliche 
Vermuthung, welche einen Gegenbeweid zulafle. Diefer lettere fei aber 
durch den oben bargeftellten, auf Urfunden bafirten Thatbeftand erbradt. 

Der V. ©. Hof konnte die Rechtsanſchauung der Finanzverwaltung 
im gegenwärtigen falle nicht theilen. Es iſt nämlich Durch die in Abfchrift 
vorliegenden Verträge und durch einen legalen Grundbuchsextract nach⸗ 
gewiefen, daß vor der Abfchließung des Uebereinfommens vom 1. März 1873 
Franz Budifhowsly sen. Alleineigenthümer der in Frage ftebenden Trebitfcher 
Realitäten (mit Ausnahme des Haufes Nr. 15, weldes feinem Schne 
Franz gehörte) geweien war, und daß durch jenes Liebereinfommen feine 
Üebertragung viefer Realitäten an tie Sefellihaftsfirma, fondern an 
bie drei Söhne Franz, Karl und Johann in ihr gemeinfchaftlihes Eigen⸗ 
thum flattgefunden hatte, während Franz Budiſchowsky jun. in fein bishin 
alleiniges Eigenthum an dem Haufe Nr. 15 feine Brüber Karl und 
Johann ald Miteigentbümer aufgenonmen bat. 

Die Finanzbehörden haben nun angenommen, daß anläflic ter 
Anmeldung des Johann Budiſchowsky beim biefigen Handelsgerichte zum 
Eintritte in bie feit dem Jahre 1862 beftandene Handelsgeſellfchaft Franz 
Budiſchowsky und Söhne, welder Eintritt am 4. November 1873 regiftrirt 
worden ift, fidh ein neues Nechtsgefchäft vollzog, wofür die Gebühr mit 
3%, Percent vom Unventaröwerthe des mit tem cbenerwähnten Uecber- 
einlommen übertragenen Realvermögens pr. 32.000 fl. zu bemeflen war, 
und zwar deshalb, weil dasfelte in der von der Yirma afbgeforberten 
beglaubigten Abjchrift des Inventars der Jahre 1872—1874 als Activum 
enthalten ifl. 

Nah Anmerk. 4 zur Tarifpoft 55 des Gef. vom 13. December 1363, 
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R. ©. B. Nr. 89 iſt jedoch die Percentualgehühr bei Geſellſchaftsverträgen 
nur dann zu entrichten, wenn durch einen foldyen Vertrag das Eigenthum zc. 
einer unbeweglihen Sache an die Geſellſchaft übertragen wird, ine 
ſolche ausdrüdliche Uebertragung von unbeweglihem Eigenthume bat jedoch 
anläßlich des Eintrittes des Johann Budiſchowsky in die Geſellſchaft nicht 
ftattgefunden and es liegen auch keine folden Daten ver, melde nad) 
Art. 91 des Handelsgeſetzbuches geeignet wären, eine derlei Uebertragung 
geſetzlich zu vermuthen. 

Es war daher anläßlich des gedachten Eintrittes des Johann 
Budiſchowsky als offener Geſellſchafter, wodurch allerdings ein nad Tarif⸗ 
poſt 55 der Gebühr zu unterziehendes Rechtsgeſchäft ſtattgefunden hatte, 
lediglich die Gebühr nad Scala Il auf Grund des Betrages der bepungenen 
Bermögendeinlagen zu bemeflen. Wenn im Laufe der Zeit zwifchen ven 
Berfonen, welche früher oder fpäter Mitglieder ter Gefellichaftsfirma 
waren, Realübertragungen ftattgefunden haben, fo find dieſe letteren ſelbſt⸗ 
verftänpfich gebührenpflichtig. Allein es lag fein binreichender Grund vor, 
diefe für fich zu beurtheilenden Acte aus dem Titel des Gefellfchaftsvertrages 
unter Anwendung ver im vorliegenden Falle nicht zutreffenden Anmerk. 4 
zur Tarifpoft 55 einer Percentualgebühr zu unterziehen. 

Der B. ©. Hof mußte daher dem Beſchwerdebegehren ftattyeben. 


Ar. 1248. 


Der Radweis ber Mealeigenthaft eines Gewerbes ift auf den Urkunden: 

beweis nicht eingefhränft. e Freiheit vom Propinationszwange bildet 

ein charakteriſtiſches Merkmal der nad bem Hofderrete vom 21. März 1789 
als radicist zu behandelnden Schanfgerchtigkeiten. 


Grienntniß vom 39. December 1881, 8. 2201. 


Der k. k. V. ©. Hof hat Über die Beſchwerde der Eheleute Ludwig 
und Eugenie Goldberger ca. Min, des Innern, anläßlih der Entſcheidung 
desfelben vom 11. November 1880, 3. 11207, betreffend die Eigenſchaft 
des auf dem Haufe Nr. 167/I in Lipnik befindlihen Scanf-, Einkehr⸗ 
und Gaſthausgewerbes, nad durdgeführter d. m. Verhandlung und An» 
börung des Adv. Dr. Ludwig Wolski, des k. k. Hofrathes Adolf Edbarbt, 
dann des Adv. Dr. Johann v. Weinzierl, in Vertretung ber mitbetheiligten 
erzberzoglichen Gütervirection in Saybuſch, zu Recht erkannt: 

„Die angefohtene Entfheidung wirb nah 8. 7 des Ge⸗ 
feße® vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 Nr. 36 auf- 
gehoben.” 


. Entſcheidungsgründe. 


Die angefochtene Min.⸗Entſcheidung ſtützt den Ausſpruch, daß mit 
ber ven Eheleuten Goldberger eigenthümlich gehörigen Realität C.Nr. 167 
alt und 1 neu in Lipnik das radicirte Schanl-, Einkehr⸗ und Gaſthaus⸗ 
gewerbe nicht verbunten ift, Teviglih auf den Umſtand, „weil kein Nach» 
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weiß dafür geliefert wurde, daß für die obbezeichnete Realität daS radicirte 
Schankrecht im Sinne der mit dem Soflanzleidecrete vem 21. März 
1789, 3. 261 Iundgemadhten a. h. Eutichließung, ver Gub. 

vom 24. Octeber 1825, Heflanzleivecrret vom 31. December 1843 ver⸗ 
lichen worten wäre.” 

Wie aus ver Eitation der cebenbernfenen Gejebetftelien un ame 
der Actenlage hervorgeht, ifi der Mangel des Nachweiſes eigentlich barın 
gelegen, dab die Ehelente Goldberger außer Etante waren, eine vom 
Gubernium ausgeſtellte Berleihungönrkunde zu probuciren. — Bon einer 
folgen Urkunde ven Beſtand des von ten Ehelenten Goldberger m An⸗ 
ſpruch genommenen Rechtes abhängig zu machen, gebt aber umjeweniger 
an, als eine gefeplihe Beſtimmung, welche Beweismöglidhfeit über tie 
Nealeigenfhaft eines Gewerbes auf die Borlegung einer Urkunde ein⸗ 
fhränten würde, nicht beftcht, als weiter nad tem actenmäßizen That⸗ 
beftande es fih um ein Gewerbe handelt, welches zu einer Zeit entſtanden 
iſt, wo die tie ausihließlihe Competenz der Landesſtelle zur Berleihung 
regelnden Beflimmungen nod nicht in Geltung waren (a. h. Entſchließung 
vom 16. December 1843, Prov. &. ©. ex 1814, ©. 40) und als 
gerade für verlei Bälle die Geſetzgebung anerfaunte, (vergl. Berorbnung 
vom 18. November 1781, Belit. G. ©. Joſef L, ©. 100), daß der 
Nachweis der Realeigeufhaft eines Gewerbes aud in anderer Beife zu- 
läjfig erfcheint. 

Nun find die von den VBeihwerbeführern geltend gemachten DRo- 
mente allerdings derart, Daß im Zuſammenhalte der maßgebenden Geſetzes⸗ 
beftimmungen anf die Realeigenfchaft der fraglichen Gewerbe gefchloffen, 
bezw. anerkannt werden muß, daß die Beſchwerdeführer als Befiger des 
obgenannten Hauſes nur die Bewilligung zur wirflihen Ausübung des 
Bewerbes, nicht aber bie Berleibung der Conceffion einzuholen verpflichtet 
waren. — Nah dem Hoflanzleidecrete vom 21. März 1789, weldes 
dem V. ©. Hofe im originali vorgelegen war (auch in Schmidts allg. 
öfterr. Gewerbsgeſetzkunde, L Theil, 1. Vd., S. 50 wörtli aufgenommen), 
haben Se. Majeftät in Rückſicht auf die Schanfgeredtigfeiten in Galizien 
verfügt: „Iſt die Schankgeredhtigleit im der Kegel nicht auf Häufer zu 
radiciren, fondern immer nur als eine perfonal Befugnis anzufehen, den 
Fall jevodh ausgenommen, wo Jemand ſich auf eigene Koften zu Erbauung 
eines ordentlihen Wirthshauße® aus guten Materialien, wo Reifende Koft, 
Bedienung und Wohnung fänden, herbey läßt, welch Unternehmern, fowie 
jenen, die fhon im Befig folder Wirthehäußer find, die Schanfgeredhtig« 
feit, jolange auf dem Haus beybelaßen werben kann, als diefe zu Wirthe- 
häußern beflimmt bleiben.“ 

Schon der Wortlaut tiefer a. h. Entfchliegung läßt erkennen, daß 
es in der Abficht des a. h. Gef.tyebers gelegen war, die Erbauung zweck⸗ 
entfprechender Wirthshäuſer dadurch zu förtern, daß ten Unternehmern 
der für den Wirthshausbetrieb fo weſentliche Ausſchank von Getränken, 
als ein mit diefem Betriebe naturgemäß verbundenes Recht („beibelaffen“ ) 
zugebilligt werben folte. — In ten Dlotiven zu den cit. Doflanzleidecrete 
bat denn auch dieſe Tendenz wortteutlihen Ausorud gefunden. — Es 
beißt daſelbſt: „So könnte zur Beförderung diefer nüglichen Einrichtung 
(der orbentlihen Wirthshäuſer) tie Schankgerechtigfeit mit der Errichtung 
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eined ordentlichen, aus foliren Materialien erbauten Wirthahauſes ſchon 
immer und um fo unbedenklicher verbunden werten, al® die Vermehrung 
folder Häufer no lange nit zu hoffen ift.* 

Es ift nun nicht fireitig und durch die Apminiftrativacten erwiefen, 
daß nah Erlaß diefer a. h. Entihliefung vor dem Jahre 1793 (Kauf. 
vertrag vom 17. December 1793) in Lipnik sub E.-Nr. 167 ein öffent 
liches Einkehrwirthshaus erbaut worden if. — In allen darüber vorfint- 
lien Amtsacten wird im engen Anſchluſſe an die in ter a. h. Entfchließung 
gefeßte Bedingung, daß das Wirthshaus aus gutem, foliden Materiale 
erbaut werben müfle, dieſe Qualification des fraglihen Wirthshauſes 
insbefondere hervorgehoben. — So bezeichnet der obrigkeitlihde Conſens 
zum Berkaufsacte dio. 9. Mai 1806 die fragliche Realität als „öffentlich 
maffio erbautes Schank- und Einlehrhaus“, die einer fpäteren (1814) 
Zeit angehörigen Grunobliber als „von hartem Materiale maſſiv erbautes 
Einkehrwirthehaus* m. |. f. — Die vom Beichwerbeführer vorgelegten, 
behördlich beftätigten Berkaufsacte (au8 den Jahren 1806, 1814) legen 
weiter Zeugniß davon ab, daß die fragliche Realität ale „Schank⸗ und 
Wirthshaus“ charakteriſtiſcherweiſe mit ven „Scant- und Haudgeräth- 
ſchaften“ verkauft worden ift. 

Diefen obrigteitlihen Konfenfen mußte im concreten alle ein um fo 
größeres Gewicht beigemeflen werden, al® noch in dem vom Bertreter 
der Befchwerde bei der mündl. Verhandlung producirten Verkaufsacte 
dto. 17. December 1793 die Obrigkeit, fo weit die Realität als Schank⸗ 
und Einkehrhaus Object des Verkaufes fein follte, die Anerkennung vers 
weigerte, augenfcheinlih im Hintlid auf die Anorbnung des Hofdecretes 
vom 21. März 1789 und deffen Rechtsfolgen, während, wie bereiß er- 
wähnt, vie nachfolgenden Beflätigungsacte, fo insbeſondere auch fchon der 
vom Jahre 1806 diefen Vorbehalt fallen Laffen. — Durd die im Ap- 
miniftrativverfahren einvernommenen Gedenkmänner ift aber auch erwieſen 
worden, daß feit 40 Yahren in der fraglichen Realität das Saft», Einfehr- 
haus⸗ und Schanfgewerbe von den Eigenthümern ber Realität, unabhängig 
von der herrſchaftlichen Propination in Lipnik ausgeübt wurde. 

Diefes Erhebungsrefultat erfcheint nicht blo8 darum von Bedentung, 
weil hiedurch dargethan ift, Daß gegebenen Falles jenes Moment, welches 
die Erlöfhung der durch das Hofdecret vom 21. März 1789 eingeräumten 
Begünftigung nad ſich gezogen hätte, die Nichtbenützung der Realität als 
Wirths⸗ und Einfehrhaus nicht eingetreten ift, fondern auch darum, weil 
im Hinblid auf die unterm 2. November 1824 republicirte Gub.⸗Ver⸗ 
ordnung vom 13. November 1788, 3. 26359, Abf. 2 galiz. Prov. 
G. ©. vom Jahre 1824, ©. 335 die Freiheit vom Propinationszwange 
ein charakteriſtiſches Merkmal der nach dem Hofbecrete vom 21. März 1789 
als radicirt zu behandelnden Schanfgeredhtigfeiten bilvet. 

Es ift nun gewiß für die Natur der im concreten Yale in Frage 
ftebenden Befugniffe charalteriſtiſch, daß die Kigenthümer ver Reulität 
Nr. 167 nicht blos thatfählih von dem herrſchaftlichen Propinationsrechte 
unabhängig waren, fondern daß audy die propinaticnsberechtigte Otrigfeit, 
wie aus den vom DBertreter der Beſchwerde bei der nılindl. Verhandlung 
producirten Belegen hervorgeht, dieſen factifchen Beſtand als einen rechtlichen 
anerkannte, 
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Aus Allen dem geht hervor, daß das in Frage ftehende Baft- und 
Einkehrhaus in Lipnil jenen beizuzählen war, mit welchen nah Maßgabe 
des Hofvecrete® vom 21. März 1789 die Schanfgerectigkeit, infolauge 
ale fie dem WirthsShansbetriebe gewidmet bleiben, verbunden fein follie. — 
Diefer Anerkennung fteht auch die vom E. k. Minifterium angernfeue Gub.- 
Verordnung vom 24. October 1835, Prov. ©. ©. ©. 223 nit ent- 
gegen. — Denn von ber viel fpäteren Erlaſſung diefer überdies nur für 
Städte giltigen Verorbnung ganz abgefeben, läßt ihr Inhalt deutlich er- 
Tennen, daß — was andy noch in anderer Weiſe befräftigt wird (vergl. 
die in der allg. öoſterr. Handelögefeglunde, 1. Vd., ©. 51 cit. Gub.- 
Berorunung vom 27. Febrnar 1801), die von dem Hofvecrete dto. 21. März 
1789 flatuirte Begänftigung, als „ein jo beträchtlicher Abtrag für das 
obrigkeitlihe Propinationseinlommen, nicht fe fehr von einer behördlichen 
Bewilligung, als vielmehr von der Zuftimmung der Obrigkeit ale Inhaberin 
der Propinationsgerechtfame abhängig gedacht wurde." — Üben baramı 
ift für den concreten Fall ſicherlich die bereit3 erwähnte Thatſache von 
entſcheidendem Gewichte, daß die fraglihe Schankgerechtigkeit ſtets ohne 
mindeflen Widerſpruch der Obrigkeit ausgeübt worden if. — Erſt mit 
Hoflanzleidecrete vom 31. December 1843, Prov. ©. ©. ©. 40 iſt die 
förmliche Verleihung folder Befugniffe dem galiz. Gubernium übertragen 
worden. — Eine rüdwirtende Kraft kann viefer Anordnung ſelbſtverſtändlich 
nicht beigemeflen werben. 


Beilage der Zuriftiigen Blätter. 





I. 
Alphabetiſches Sachregifter. 
a. 


Abänderungen bes Bauprojectes, Nr. 1225. 

Abbau, f. Grubenban. 

Abfuhr von Glodenläutgebühren, Nr. 1155. 

Abgeſonderte Ermwerbftener, |. Erwerbfteuer, abgelonderte. 

Ab grä naung der Schuliprengel, Nr. 1076, 

Ablehnung einer Entſcheidung, ſ. Com petenz bes Verwoltungsgerichtshofes. 

Ablösbarkeit von Raturalleiitungen, Erforbernifie für dieſelbe nah dem Grund» 
entlaftungsgefee für Böhmen vom Jahre 1869, Nr. 1177. 

Abldfung eines Holzbezugsrechtes, Nr. 1119. 

Afhägungs- und Heilbietungsact, gerichtliher, Wirkungen eines ſolchen 


anf die Rechte mehrerer, auf dasſelbe Vetriebswafler angewiefenen Waſſer⸗ 
werte, Nr. 1148. 


Abihreibungen der Steuer,ſ. Steuerwertbunb@rwerbfteuerabfhreibung. 

Abjchrift einer Beſchwerde an den B. &. Hof, Gebühr hiefür, Nr. 1081, 1151. 

Abtragumg ifolirt lebender Gebäude, Nr. 1192. 

Abzugspofen können beim Einlommen III. Clafſe behufs Ferftellung ber Grund» 
— ber Einkommenſtener nicht in Abrechnung gebracht werben, Nr. 988, 


119, 
Abzugsreht bezüglich ber Zinfen von Capitalsſchnlden, Nr. 1184. 
Accept, |. Wechſel. 
Actiengeſellſchaften, ausläudiſche, Ne. 976, 977. - 
— Berechtigung der Staatsverwaltung, bie Durchführuug ber ſtatutariſchen 
Beſtimmungen derſelben zu überwachen, Nr. 1020. 
— Erwerb» unb Einfommenfteuerverpflichtung derſelben, Ar. 1164. 
Abvocaten, ob (in Zirol) von Gemeindeumlagen befreit, Ar. 1067. 


Abvocatenfolicitator, Ergreifersbelohnung besfelben, |. Ergreifersbeleh- 


nung. 
Hequivalent, |. Sebührenägquivalent. 
— für die Beiftellung einer Katechetenfuhre, Nr. 10858. 


Aeußerliche Verlegung bes Kindes, |. Anzeige an bie Seuchencommiſſion. 
Aihung von Sasmeflern, |. Gaëmeſſer. 


Alimentation und Widerlage für ben Kal ber Treunung, Gebühr hievon, 
Nr. 1080 


Altohol, Gemeindezuſchlag auf denſelben in Jidin, Nr. 1018. 
Alleinreht auf den Gebrauch einer Marke und Priorität ber Segifzirung ba 


felben nach dem Markenſchutzgeſetze vom 7. December 1 
Nr. 230, Nr. 986. 


Amortifattion, vom Staate garantirte, von Bahnprioritäten, Nr. 1124. 
Amtebend Paul conmilfionelle, wer bie Koften einer folchen zu tragen habe? 
r. 434 


Budwinsli, B. G. H. Erkenntniſſe. V. 30 
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Unllage, t, suhiunzrautlage. 
p' Yryyı ungern, Ar. 1081. 

Hntiktung run Bemet'Astt, I. Bewerligaft. 

N nInahm u arm uLeverbanb nad dem prob. Gemcinbegefehe vom Zahre 

Nr, , 

Wuliimn Her vie Gemeinten, |. Gemeinden. 

N ME über eine Stiftung, Nr. 1143. 

Wulmunn Mir Ruteheteufubren, Wr. ION. . 

Wusbellesungen und Umänderungen zur Erhaltung bes Baufandes einer Br 
hiebaanluge, | Berrichsanlage. 
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Ausbefferungen umb Umänberungen zur Erhaltung des Bauflandes eines Ger 
bäudes, }. Banproject. 
Ausbruch ber Rinderpeft, Kundmachung derfelben, Nr. 1024, 1075, 1085. 
Ausfertigung eines Imtimatee, f. Iurimatsausfertigung. 
Ansgedinge bei Öutsabtretungen, Gebührenbehandlung berfelben, Ar. 1090. 
Ansländifche Geſellſchaſt, |. Geſellſchaft, ausländiſche. 
Ausländiſcher Wechſel, ſ. Wechſel. 
Ansländiſche Wochenſchriften, ſ. Stempel ansländiſcher Wochenſchriften. 
Auslagen für Kirchenzwecke, ob dieſelben bie Pfarr⸗ ober bie Ortsgemeinde be⸗ 
laften? (Mähren), Nr. 1218. 
— einer Schule, |. Shulauslagen. 
— für die Beleuchtung einer Orteſtrecke, Nr. 1168. 
Ans maß der Einlommenfener, |. Eintommenfteuer III. Efafle. 
Ansſchank, zweiter, bes Beliters eines propinationsberechtigten Gutes, Nr. 1224. 
Anejhantereät, ſ.Realagusſchanksrecht und propinatiousberedtig- 
tes Out. 
Ausſcheidungskoſten, f. Grängbeihreibungen. 
Ausſcheidung von Schonungefläden, Nr. 1012, 1013. 
— von Schuieinkänften, ſ. Schulfaffionen. 
Ausübung ber Jagd, |. Jagdrecht. 
— des Ausichanlsrechtes, |. Realausſchanksrecht und propinationg« 
berechtigtes Gut. 
Auswärtige Unterrichtsanſtalten, ſ. Studierende. 
Ausweiſung aus der Gemeinde, Nr. 1 
Antonomie, f. Selbfiverwaltung. 


Bahnpriorität ; n, Mdpaıtig ber Berzinfung nnd Amortifation ſtaatlich garan- 

tirte, Nr. . 

Baubehörde, ob berechtigt, anläßlich nothwendiger Außsbeflerungen und Um⸗ 
anderungen zur Erhaltung des Banſtaudes einer Betriebsanlage, bie Fort⸗ 
benütnug der Anlage zum coujentirten Betriebe zu unterſagen, Rr. 987. 

Baucommijfionsverweigernung, Ar. 1093. . 

Ban eines Armenbanfes, Bededung ber Koften desielben in Borarlberg, Nr. 1200, 

Banfällige Gebäude, ſ. Gebände, baufällige. 

Bauführung, f. Baumeifter. 

Bangemwerbe, |. Baumeiſter. 

Banberftellungen an einer Kirche und Pfarre, f. Concurren;. 

Baumeifter, gewerblide Stellung desſelden (nah ber Gew. Orbg. und böhm. 
Bau-Orbg.) im Entgegenbalte zu ben Befugniffen bes conceffionirten Maurers, 
Zimmermannes und Steinmebes, Nr. 1093, 

Banmeiftergewerbe, Standort besjelben, Wr. 993. 

Bauplan, od die Nichteinhaltung besjelben mit der Delogirung und Demolirung 
bes bezüglihen Gebändes geahubet werben konn? (Galizien) Nr. MA. 

Bauplag, freier, ob dem Eigenthämer eines ſolchen bie Verbauung anfgetragen 
werden lann, Nr. 1216. 

Bauproject, ob und inwieweit durch ein folches bie behaupteten PBrivatrechte ber 
ie tangirt werben, zu entſcheiden, fteht den Baubehörben nicht zu, 

r. 


— wann bie Abänderungen desſelben dem Bauführer von den Baubehörden 

beſtimmt und deutlich bekannt zu geben ſind, Nr. 1225. 

Banſiſtirung, Nr. 1185. 

Bauſtand, gefährlicher, ſ. Ermeſſen, freies, der Baubehörde. 

Beamte, active, |. Staatsbeemte. 

Beamten, Einreihbung in eine befiimmte Rangsclaffe, Ar. 1289. 

DBeamtengehalt, bei Erecutionen eines folchen fteht den Adminiſtrativbehörden 
wohl die Prüfung der Ausführbarkeit, des Vollzuges, nicht aber das Urtheil 
über, pie gemaßigteit ber vom ordentlichen Richter bewilligten Execution 
zu, Nr. . 

Beamtenremunerationen in Abfiht auf bie Einfommenfteuer, Nr. 1226. 


30* 
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Beauflihtigung, |. Aufſichte recht. 

Bebedungscapital, dem Eooperatorsgehalte entiprechendes, Geblihrenägn'valent 
bavon, Nr. 1122. 

Bebingte Leiftungen, |. Leitungen bedingte. 

Bedingung beim Bertragsabichluffe binfichtlich der Scalagebühr, Nr. 1128. 

Befeftigung ber Rechte, |. Recht befeſtigung. 

Belreiung gewifier lanbwirthichaftlichen Inbuftrien von ber Erwerbfiener, Nr. 1240. 

— vom a. o. Zuſchlage in Tirol und Vorarlberg, Ar. 1219. 

Behörde, Höhere, |. Iuftanz, höhere. 
Beifiggeld in Reutte (Tirol), Nr. 1067. 
Beiträge zu Cultuszwecken, |. Eultuszwede. 

— zu Schulzweden, |. Naturalleifiungen. 

Beitragsleiſtung zur Erhaltung von Waſſerbenützungsanlagen, |. Waſſer⸗ 
benüßungsanlage. 

Beleuchtung einer Srtefeede, Auslagen für diefelbe, Nr. 1168. 

— einer Straße, Nr 

Belenhtungewertran.h,  ieferungsverträge, 

Bemeifung, f. unter Gebühr ober der betreffenden Steuergattung. 

Benmützung bes Gemeindeeigenthums, |. Nutzungen am Gemeinbeeigenthume 
und auch Semeindenugungen. 

Bergbauferwitut, ſ. Orubenban. 

Bergwerfebetrieh im Inlande durch eine ausländiſche Geſellſchaft, |. Geſell⸗ 
ſchaft, ausländiſche. 

Berückſichtigung von Laſten, |. Laſteuberückſichtigung. 

Berufung, ſ. Recurs. 

— an das Miniſterium des Innern, ob eine ſolche gegen Enticheibungen poli⸗ 
tifher Landesbehörden, Durch welche Tocalpofizeiliche Anorbnungen ober Er⸗ 
feuntuifle der Unterbebörben beflätigt werben, ftatt babe, Nr. 7. 

Berufung e ge gegen Beichlüffe bes Bezirksausfchuffes, Fallfriſt für dieſelben, 


Beſchluß bes Gemeindeausſchufſes, ſ. Gemeindeausſchußbeſchluß. 

Beſchreibungen, ſ. Gränzbeſchreibnngen. 

Beſchwerdeabſchrift, ſ. Abſchrift einer Beſchwerde. 

Beſchwerdepunkt, beſonderer, ob als ein ſolcher hie Einwendung ber Incom- 
petenz ber Berwaltungsbehörbe zur Entfcheibung ber De in der Beichwerbe 
an beu B. ©. Hof geltenb gemacht werben müfle, Nr. 1217. 

Bel Gmerbepunfte, in ber Beläwerbe an den B. ©. hr nicht bezeichnete, 
A Sr. 1206. der mündlichen Berhandiung nicht geltenb gemacht werben, 

r 

Beſitz in einer Gemeinde, ſ. Aukauf. 

Beſoldung, eines Gemeindearztes iſt keine zur urſprünglichen gejelichen Wibmuug 
der in Mähren beſtandenen Contributionefonde gehörende Leiſtung, Nr. 1211. 

— von Curaten und Lehrern, |. Concurreuz. 

„Beſondere Vorliebe“, ſ. Breis „beionberer Vorliebe”. 

Beſtandvertrag, |. Bantvertrag. 

Beitanbzins, |. Mietbz ins. 

Betrieb eines Bergwerkee im Inlande durch eine ausländiſche Geſellſchaft, Nr. 976, 


Berriebsanlage, anläßlich nothwendiger Ausbeflerungen und Umänberungen 
zur Erhaltung des Bauftandes einer foldhen ſteht ben Banbehörben nicht zu, 
bie Wortbenüßung ber Anlage zum conjentirten Betriebe zu unterjagen, 


Nr. 

— bei Fabriten, f. Sabrilsanlage. 

—  confentirte, über bie aulsffgteit bes Fortbeftandes einer folhen zu ent⸗ 
ſcheiden, find bie Gewerbebehörben competent, Nr. 987. 

—  gemeinfame, die zwangsweiſe Heranziehung zu einer ſolchen bat ben Beſtand 
einer im Sinne ber Gewerbeorbuung organifirten Genoſſenſchaft zur Bor⸗ 
ansjehung, Nr. 1091. 

Betriebehinberniß bei Zuderfabrifen, Berechnung ber Dauer berjelben in Ab» 
fiht auf die Zuderfeuerrüdvergütung, Nr. 1169. 
Betriebefätte, |. Betriebsanlage. 
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Betriebsftilfftand, |. Betriebehinberniß. 

Betriebsunterbrehung bei Branntweinbrennereien, Nr. 1035. 

Betriebswaffer, dasjelbe, für mehrere Waſſerwerke, Nr. 1148. 

Beweglides Vermögen, ſ. Vermögen, bewegliches. 

Bezirksarzt, ſ. Arzt 

Bezirlsausi hußbelaräfi e, Fallfriſt für Berufungen gegen biefelben, Nr. 1060. 

Bezirlsausichüfie in Böhmen, ſ. Competenz ber. 

Bezirkeftraßennmlegung, tbeilweife, ob es kei einer folchen ber für die An- 
fegung (im $. 19 des ſchleſ. Landesgef. vom 19. November 1863) geforderten 
Verhandlung mit ben Betheiligten bebürfe, Nr. 1198. 

Bezirköpertretungsjigungen, zur Form ber Betannigabe ber Verhandlungs⸗ 
gegenftänbe, bei Einberufung Derfeiben (Böhmen), Nr. 1156. 

Bezüge, |. Beamtengehalt. . 

Bierabgabe (Bieranflage, Zuſchlag zur Berzehrungsfteuer von Bier), bie Ein- 
bebung einer ſolchen Seitens der Gemeinden, Nr. 1041. 

Bierauflage für Czernowitz, bemilligte, |. Shwenbungsnadlaß. 

— ob die Durdführungsverorbuumg einer GStadtvertretung, daß auch Bier- 
verſchleißer und Brauer, welche mit dem Detailverkanfe (Ausſchanke) ſich 
nicht befafſen, verhalten werden, bie eingelagerten Bierquantitäten dem 
Gemeindeamte anzuzeigen und hievon bie entfallende Bieranflage gegen 
Rückvergütung für die exportirten Biermengen im vorhinein zu berichtigen, 
geſetwidris fei? Nr. 999. 

Bierkreuzer, ſ. au Bieranflage. 

Bierſteuerzuſchläge, ſ. Bierverzehrungsſteuer. 

Bierverſchleißer, ſ. Bieranflage. 
Dierverzehrnngsfener-Refitution, Nr. 1083. 

Blatternloporeth, in Trient, ein Zugehör des bortigen allgem. Krankenhauſes, 


Börſeſenſal, ſ. Schlußnoten eines. 

Branpflätte, 2 Bauplag, freier. 

Branntwein, f. Berzehrungsfieuer von. 

Branntmein. was nach der Redeweiſe der Geſetze als ſolcher zu gelten babe, 

r. 

Branntweinſteuerpauſchalirung, wann der Raum des Maiſchvorwärmers 
bei derſelben außer Betracht bleiben darf? Nr. 1158. 

Branntweinnmlage in Silin, Nr. 1018. 

Bräuer, f. Bierauflage. 

Brauhausbetrieb, Einlommenftener I. Claſſe davon, Nr. 983. 

Brenuereieinfellung, |. Betriebsunterbrehung. 

Brüden in einer Gemeinde, Herfielung und Erhaltung berielben, |. Straßen- 
concurrenz. 

Brüdenberftellungen, |. auch Gemeinbeftraßen. 

Brüdenmautbgebühr, f. Mautbgebühr. 

Bürgermeifter, unetionegebüßren Desfelben i in Hinſicht auf bie Gebühr, Nr. 1068. 

Bürgichaftsgebühr, Nr. 


©. 


Gapitalszinfen, f .Paſſivzinſen. 
Ceſſion, ſ. Säuldanerfennung. 
Cimentirung, obliegt ben Gemeinden im übertragenen Wirkungskreiſe, Nr. 1073. 
Elaffificirung eines Gebänbes, Nr. 1007. 
Eommiffionelle BerSanblungen in Abfiht auf die Errichtung von Bollsichul- 
Paraollelclaffen, |. Barallelciafien. 
Commiſſionskoſten In Waſſerſtreitſachen, Nr. 1157. 
— wer biefelben zu tungen babe? Nr. 986. 
Sommiffionsreifen, f. Dienftreiien. 
Commune, |. Gemeinde. 
Communication, f. Weg. 
— er Freihaftung einer foldhen, |. Competenz ber Prager Gemeinde» 
ebörben. 
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Eommunicatisnsenfkalten, Öffentliche, in Bersriberg , Eoncmrrenz hinſichtlich 
derielten, Rr. 1080. 


ee stwizitretive uub abmminifizatin-Tidterfidge, im Falle Berhenden⸗ 


— ber Abminifiretinbehörden zur Entiheivung der Frage, "welder Gemeinde 
vie Pfigt zur Delcadtung einer die Frage nad Er- 


— ber Niwinißsativbebörben zur Grietuerfülung * Veſtbebienſieien rüd- 


nes 
—— eines Auftrages des Pofbirecters, Rr. 

— ——— — zur Prüfung ber e— bes Bellzuges 
von Erecntionen auf einen Besmtengebalt, 

— ber autonomen Apminifrarisiehörden zur atideitung über bie Geſetz- 
mäßigleit der in ber Semeindenrüglichfgaft — berägfich des Ge⸗ 
meindeeigenthums beſtehenden Rubaungsverbäftnifie, Nr. 1206. 

— sa en Apminifirativergane zur Entidpeitung dr Gemeinberugungen, 

r. . 

— ber autonomen Behörden zur Bekanbinng von Waflerichut- und Regn- 
liruugsbanten (Tirol) als Bemieinbeangelegen heit unb zur Umfegung biefer 
Koften, fowie gan! Heranzichung ber Betheiligten im Gnifcheibungswege, 
beſteht nicht, 12048. 

— ta Banbehärben Niegt nicht vor bei ber Frage, ob und inwieweit burd 
ein | aupreiect bie behaupteten Privatredgte der Aurainer tangirt werben, 


— der Behörbe, bei welder eine Eingabe eingebracht wurde, zur Entiheibung, 
0b eiue ungeflempelte Gingabe ber Amtshanbinug unb ber Stempelpflicht 
zu unterziehen fei, Nr. 1004. 

— ber Bezirtsaueihäfle in Böhmen zu einem amtswegıgen Vorgehen in Eachen 
ber Berpachrung eines genofſenſchaftlichen Jagbrechtes, — ohne Eiufchreiten 
ar Paryıen nund ohne an eine beftimmte Recnrofrift gebunden zn ſein, 

r 

— ber Gewerbebehörden zur Loͤſung ber Frage Über bie Zuläffiglei: des Fort⸗ 
beflandes einer confentirten Betriebsanlage, Rr. 987. 

— ber Grundlaftenablöfungs- und Regufirmigecommiffionen (ausſchließliche) zur 
Kutiheibung über Behauptungen von Baflerieitumgeieroituten, Rr. 1145. 

— der 1. f. politifhen Behörden in Aichſachen, Nr. 1073. 

— be orbentfihen Gerichte zur Entſcheidung von Sıreitigleiten über ben 
Rechtsbeſtand einer von einem Gemeinderathe einem Gemeinbebebienfteten 
bewilligten Penfion, Nr. 1217. 

— der polit. Behörden bei Waflerihug- und Regulirungebauten und bei Feſt⸗ 
fleflung der Soncurrenz zu denſelben, Nr. 1204. 

— der polit. Behörden, die Anlage von Schonungsflächen bei ben mit Weide⸗ 
ſervituten belaſteten Walbungen auch obne oder vor Feſtſetzung eines Wirth» 
ſchafte planes anzuordnen, Ar. 1012, 1013. 

— ber polit. Behörden, bie Sntereffenten zur Inſtandhaltung von Waffer- 
benügungsanlagen in ber im $. 43 bes mähr. Wafl. Gef. feitgefegten Reihen⸗ 
folge anzuhalten, Nr. 1052. 

— der polit. Behörden in Angelegenheiten, bei welchen es fib um ben Schuß 
von bebörblich anerkannten Waflerrenügungerecten handelt, Nr. 1074. 

— ber polıt. Behörben zur Entſcheidung ber Frage, ob Iemandem ein Auf: 
fihtsrecht über eine beftehende Stiftung zuſtehe, Nr. 1143. 

— der Prager Gemeinbebebörben zu Verfügungen und Entfheibimgen in An- 
gelegenheiten der Freihaltung einer öffentlihen Communication, Nr. 1161. 

— ber Scäulbehörben zur Enticheibung, ob gewille Naturalleiftungen als Bei- 
träge zu Schulzweden zu behandeln find, Nr. 1098. 

— der flaatlihen Verwaltungs» (Euftus)bebörben und ter Berichte zur Ent- 
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ſcheidung von Streitigleiten über die Verpflichtung von Leiftungen zu Cultus⸗ 
zwecken, Nr. 1199. 
Compeéetenz ber Staatsverwaltung, bie Durchführung der ſtatutariſchen Beſtimmungen 
ber Actiengefellichaften zu Überwachen, Nr. 1020. 

— der Staatsverwaltung zur Beauffihtigung ber Gemeinden, damit fie ihren 
Wirkungskreis nicht überſchreiten und nicht gegen beftehende Gelege vor⸗ 
geben, Nr. 1042, 

— der Staatsverwaltung zur Unterfagung von Unterfätungen ber Gemeinde 
(Trieſt) an Studierende zum Zwede bes Beſuches auswärtiger Unterrichte- 
anftaften, Nr. 1096. 

— der Berwaltungsbehörben, ob biefelbe in Angelegenheiten bes Vollzuges von 
Erpropriationserlenntnifien beſtebe? Nr. 996. 

— des Gemeindeausichufles ober der Staatstehörde zur Entiheibung über Be» 
Kamen gegen Berfügungen bes Gemeiitbevorftandes, bezw. bes Borftehere, 


— des Landesausſchufſes zur Entiheibung über bie Frage der Entlohnung von 
Gemeinbefunctionären aus Gemeinbemitteln, ob vorbanben, Nr. 1215. 

— des Landesausſchuſſes zur Entfheidung von Recurfen gegen Beichlüfie ber 
mit eigenen Statuten verjehenen Städte und Eurorte, Nr. 1038. 

— des Minifteriums des Innern, ob dieſelbe im Kalle der Berufung gegen 
Entſcheidungen politifcher Landesbehörden, durch welche localpolizeiliche An⸗ 
Idnnggen oder Erkenntnifſe der Unterbehörden beſtätigt werden, Platz greife, 

r. 

— des B. ©. Hofes in Kragen nach dem Umfange eines beſtehenden Schul⸗ 
fprengels, weun es ſich nicht um bie Sehhelung nee Schulſprengels aus 
Zwedmäßigteitsrädiihten banbelt, Nr. 1076. 

— des B. ©. Hofes zur Entfcheidung einer Beſchwerde gegen bie nah bem 
böhm. Mautbgefege von der Statthalterei im Einvernehmen mit dem Landes⸗ 
ausſchuſſe ertbeilte Mantbbewilligung, Nr. 1075. 

— des B. ©. Hofes zur Entiheidung Über eine Bejchwerde wegen Berweigerung - 
einer Amtshanblung, Nr. 1038. 

— bes B. ©. Hofes zur Prüfung, ob bei Bemeſſung ber Erwerbfteuer bie ge- 
ſetzlich vorgezeichneten Erhebungen sepflogen wurben, Nr. 1137. 

— des vorariberg. Landesausſchufſes zur Entfcheibung Über die Concurrenzpflicht 
mehrerer Gemeinben zu einer öffentlichen Verlehrsanſtalt, deren gemeinſchaft⸗ 
liche Erhaltung auf einen öIffentlich⸗rechtlichen Zitel zurückzuführen ift uud 
aus dem beſtandenen Gerichtsverbande berrübrt, Nr. 1040, 

— einer höheren ſchulbehördlichen Inſtanz zur Reformirung einer irrigen Ent» 
ee einer Scnibehörbe Über ben Charakter von Naturalleijtungen, 


— zur Entiheidung vou Streitigleiten Über bie Concurrenzverpflihtung zur 
Guratenbefoldung, Nr. 1066. 
&ompetenzconflict, negativer, zwilcden I. f. und autonomen Behörden, Nr. 1038. 
Gompetenzgrängen können weber burd Praxis der Behörden, noch durch Pri- 
vatübereinfünfte verrüdt werben, Nr. 1242. 
Konceijion, ob zum Yortbeftande von folden Wafjeranlagen nöthig, zu beren 
Errichtung diefelbe nicht nothbiwendig war, Nr. 1162. 
— zu einer Müblgraben-Rohrleitung nach ben älteren Waflerrechtsgefeken, |. 
Mählgraben. 
Concurrenz ber Butsgebiete in Galizien zur VBerforgung der Witwe unb ber 
Waiſfſen eines Bolksſchullehrers, Nr. 1077. 

— zu ben Auslagen für Kirchenzwede, Ar. 1218. 

— zIn den Koften der Waflerfhug- und Hegulieungsbauten (in Tirol), über bie 
Berpflihtung zu benfelben haben nicht die autonomen Behörden zu ent- 
ſcheiden, Nr. 1208. 
zu den Koften für Bauberftellungen an einer Kirche und Pfarre, ob zu ben» 
jelbeu auch berjenige herangezogen werben kann, ber in einer Gemeinde, 
ohne dort zu wohnen, einen Grundbeſitz hat, Ar. 1105. 

— zu kirchlichen Auslagen, Nr. 1118, 1134. 
— zur Buraten- und Lehrerbeſoldung, Kompetenz zur Entſcheidung von Streitig- 
feiten hierüber, Nr. 1066. 
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Concurren, ur Erhaltung einer Waſſeranlage, Nr. 1053. 
au Erhaltung von Waflerbenügungsanlagen, |. Waſſerbenützunge⸗ 
anlagen. 
— iur Serfellung und Erbaltung ber Gemeinbeftraßen und Bräden (in Galizien), 


— au Schulbaukoſten, Nr. 1138. 

— zu Straßen und Wegherftellungen, |. Straßenconcurrenz. 
Concurrenzbeiträge bed St. Poliner Wehrvereines, |. „Webranihläge”. 
Eoucnrrenzpflicht mehrerer Gemeinden zu einer öffentlichen Berfehrsandalt in 

Vorarlberg, Nr. 1040. 
Concurs maſſaverwalter, Bränzen ber Gebührenhaftung desjelben, Nr. 1057. 
Confe eu mas fofen kei Ermittlung bes umentgeltlih erworbenen Betrages, 
r. 
Conſe 3 ibirges, unrichtige, Wirkung derſelben bezüglich der Gebändeſteuer, 


Eonfcriptionspatent vom 25. October 1804, Heimatherechterwerbung durch 
zehufährigen Anfenthalt in einer Gemeinde nad bemfelben, Ar. 1084. 
Gonfignetion von PVoftbeamtengehalten in Folge Auftrages bes Poſtdirectors, 


Eonto, bilanzirtes, Gebühr, Nr. 1233. 

ECoutribntionsfonde (in Mähren), Rr. 1211. 

Conventionalftrafe, Gebührenbemeflung von ber PBaltirung einer foldden im 
Berträgen, Nr. 1070. 

Kooperatorsgehalt, |. Sebüährenägnivalent. 

Eorrefponbenzen, kaufmänniſche, Rechnungsſtempel davon, Nr. 1129. 

Coupons von Bahnprioritätsobligationen, |. Cinkommenſteuer. 

Ereditverein, mit einer Sparcaffe in Berbindung ftebender, Einkommenſteuer 
I. Claſſe von bemielben, Nr. 1087. 

& vebitbe ereine, auf Wenjfelfeitigfeit berubenbe, GErwerbfteuerpflicht derſelben, 


10 

Sultuezwede, "bie Entſcheidung über Streitigkeiten, betreffenb bie Verpflihtung 
zur Leiſtung für ſolche, ſteht nicht den autonomen Organen zu, Nr. 1199. 

Curatenbejolbung, (Gehalt), Kompetenz zur Entſcheidung von Streitigkeiten 
Über bie Eoncurrenz hiezu, Nr. 19. 

Czernowitzer Bierauflage, |. Schwendungsnadlaß. 


D. 


a f. Paſſivzinſen, ferner: Zinfen und auch Einkommen⸗ 
euer a 
Daner ber Betriebsnnterbreejung einer Zuderfabrif in Anfehung ber Stenerrüd- 
vergütung, Nr. 1169. 
— F Fig goemeinke ertheilten Ermächtigung zur Einhebung der Pflaftermanth- 


Defictentengeöhhr (Gehalt), normalmäßige, ob bie Verweigerung berjelden 
wegen Beſtandes einer anberweitigen Verſorgung mittelft eines bie Höhe 
ber Deficientengebühr erreichenden Einkommens gefegwibrig fei? Nr. 981. 
Deficit, durch vorübergehende Umſtände herbeigeführtes, Bebedung besfelben durch 
Gemeinbeumlagen, Nr. 1222, 
Delogirn ng ob mit derjelben bie Nichteinhaltung des Bauplanes geahndet wer- 
ben bürfe? (Galizien) Re 99. 
— baufälliger Gebäude, Nr. . 
Demolirung baufälliger Sehähbe, Kr. 1078. 
—  ifolirt ſtehender Gebäude, Nr. 1192. 
— ob mit berfelbeu die Nichteinhaltung bes Bauplanes geahndet werben kann 
(Galizien), Nr. 994. 
Devolution einer Leibrente von Tobeswegen, Nr. 1027. 
Debolntionen, ſ. Grundbuchskörper. 
Diätenclaffe eines Beamten, aus derſelben war bie zum Geſ. v. 15. April 1873 
fein Schluß auf eine beffimmte Gehaltsftufe zu ziehen, Nr. 1239. 
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Dienfibarteit der Waflerleitung, das Begehren um Aberlenuung einer auf einem 
Waldgrunde ruhenden folhen, gehört vor Einleitung bes Berfahrene (ber 
polit. Behörden) nach dem Waflerrechte, nor bie Grundlaftenablöfungs- und 
Regulirungecommilfion, Nr. 1145. 

Dienftentlobnung daurch Nutungen am Gemeinbeeigentbum, Nr. 1104. 

Dienflobnforderungen, ſ. Lieblobnforberungen. 

Dieuftreifen mehrerer Perfonen, Fahrgelegenheit für den Arzt biebei, Nr. 1059. 

Dienftfielle eines definitiv angeftelten Staatsbeamten in Hinſicht auf die Zu- 
ſtändigkeit deeſelben, Nr. 1135. . 

Drainagewaffer, ſ. Sammelteid. 

Durhführnng der Enticheibungen ber autonomen Organe, Nr. 1230. 

Durchgang, |. Gemeindeweg. 


©. 


Edictalverfahren bei bereits beftebenben Yabrilsanlagen, Nr. 1029. 

Ehegatten, Miteigenthum zmifchen folhen, |. Miteigentbum. 

— unentgeltliche Einräumung bes Miteigentbums unter benfelben in Anfehung 
ber Gebühr, Nr. 1189. Ä 

Ehepacten, |. Notariatsact über. 

— Gebühr von denfelben, Nr. 1128. 

Ehevertrag, 1. Notariatsact Über Ehepacten. 

Eigentbumsübertragung, |. Webertragung. 

Einantwortung, erecutive, eines Beamtengebaltee, |. Beamtengebalt. 

Einbringung von Straßenconcurrenzbeiträgen, |. Straßenconcurrenz- 

eiträge. 

Einfriebigung ober Umzäunnng eines Grunbflüdes, eine ben Durchzug bes 
Wildes nicht anschließende ſolche, bebt das der Gemeinde bezüglich jenes 
Grundſtückes zuſtehende Jagdrecht nicht auf, Nr. 11583. 

Einfuhr nah Dalmatien von Mehl und Getreibe, ob zolfrei, Nr. 1246. 

Einfuhrzoli nah Dalmatien, Nr. 1246. 

Gingabengebühr, |. Stempei. 

Eingabenftempelpflicht, ſ. Stempelpflicht. 

Eingabeftempel von einer Poſtanweiſung, Nr. 973. 

Cingabe,:ungeftempelte, wen bie Competenz zur Entiheibung darüber, ob eine 
Iniche A Amtsheudlung und der Stempelpfliht zu unterziehen ſei, anfteht ? 

r. 
Einhebungspunkt, ſ. Mautheinhebungépunkt. 
Einkaufégeld, |. Sitzgeld. 
Einkommenſtener auf Grund bes von ber Faſſion abweichenden Gutachtens ber 
Bertrauensmänner, Nr. 1050. 
bei wechfeljeitigen Berfiherungsanftalten, Nr. 1136. 
don Actiengejellichaften, Nr. 1164. 
von Leibrenten, Nr. 1071. 
von nicht gezahlten Zinien, Nr. 1107. 
von Renumerationen, Nr. 1016. 
don Zinjencoupons ber Prioritätsobligationen ber Norb- und ber Staatb- 
bahn, Mr. 1124. 
von Zinjen nothleidender Satpoften, Nr. 1062. 
nach dem Gejchäftsergebniffe der vorausgegangenen brei Jahre, Nr. 1088. 
I. Claſſe. Feſtſtellung der Grundlage zur Bemefiung, Nr. 1244, 1248. 
ob dieſelbe nad dem Durchſchnitte ber boraußgegangenen Jahre, ober nach 
dem wirklichen Ertrage zu bemeflen fei, Nr. 1188. 
— von ber Berpachtung eine® Gewerbes, Nr. 1130. 
— von einem Braubausbetriebe, Nr. 983. 
— on em mit einer Sparlafle in Berbinbung ftehenben Crebitvereine, 
r. . 

— — welde Beträge bei Bemeflung derſelben als Escomptegewinn, welde als 

Dorleibenszinfen zu betrachten find, Nr. 1194. 

— III. &laffe, maßgebender Zeitpuntt für das Ausmaß berjelben, Nr. 1194. 
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Einlommenfener III. Clafſe, maßgetender Zeityuntt für bie Berpflictung zur 
g und für bes Auemaß beifelben, Rr. 1136. 
— für ans der Bener Berforgungsaulalt bezogene Renten, Rr. 113. 
— für Renumerstionen von Beamten, Rr. 1226. 
— für Spartajfen, Rr. 388, 11 
Einfommenfeuerarantlage, Feßfkellung derſelben beim Ginfommen IIL Eiaffe, 
Ar. 8, 1028, 119. 
Eintommenftenermiuimmm, Rr. 1117. 
Eiulfommenftenerpflidt bes Erebitwereine von Sparcaſſen, Rr. 1229, 
— ber Bailivjinien eines Gutspãchtere, Nr. 1188. 
Einfäünfte des Schuldienfes, |. Säulfallionen. 
Einlagen, |. Zinien. 
Eingnartierungsloften, ob die AIutäffigkeit des Auſpruches einer Gemeinde au 
bao Land zur Tragung felcher, an ber Pilicht zur Beiſtellnug bes Natuxal⸗ 
quertiers etwas ändere? Wr. 1127. 
Eiaränmung des Miteigeutfums, |. Miteigentum. 
Einzeibung ber Lanbtajel- unb Gtäbtetafel- Atinncten in die X. Raugedafi:, 


r. 
Einſchicht, ſ. Gehände, iſelirt fehente. 
Einſchränukung ber Geſchäfſe anf eigene Mitglieder, in Abſicht auf die Erwerbe⸗ 
Reuerpfligt von Genofſenichaften ober Vereine zum Betriebe gewinubringender 
Beldyäftigungen, Nr 1017. 
Einf&nlung, f. Umfang eines befimmien Schuliprengele. 
— (in Mähren), Ar. 119. 
Eintragung des Borbefiges, |. Borbefik. 
Eiutregungsgebäpr für neue Eintragungen. Wann tritt für Tirol und Borarl- 
terg Die Befreiung vom a. o. Zuſchlage ein? Nr. 1219. 

Eintritt neuer öffentliher Sefellicyafter im eine Gefelliaft, |. Gebühr vom. 

Einwenbung ber Incompetenz ber Berwaltuugsbebörde zur Eutſcheidung ber 
Sache, od diefelbe im der Belhwerte an den B. ©. Hof als befonterer 
Beihwerderunft geltend gemacht werben müfle, Ar. 1217. 

Einweudnngen gegen das Wablverfahren, |. Bählerliften. 

_ gegen die Richtigkeit der Wählerliften, |. BWählerliften. 

Eifenbahn, |. Babn. 

Euteigner, ob derfelte nach ben beſtehenden Erpropriationsgeleßen von ben Ber» 
maltungetchörben veıhalten werden Tann, folerne er bie euteignete Sache 
nit in Anſpruch nimmt, die Entſchädigung zu leiften ober gegen feinen 
Willen die enteignete Sade zu Übernehmen, Nr. 996. . 

Enteignungserlenntniß, Bollzug desielben, |. Erpropriationsporjchriften. 

Entlohnung ber Yunctionäre der Gemeinde, towie ihrer Anftalten aus Ge 
meinbdemitteln, tie Schlußfaffung hierüber liegt im Wirkungskreiſe bes 
Gemeindeausſchufſes. Nr. 1215. 

— don Dienften durch Gemeinzenugungen, Nr. 1104. 

Eutſchädigung für anläßlih der Rinderpeſt geleultes Vieh, |. Anzeige an bie 
Seuchencommiſſion. 

— für eine enteignete, aber nicht iu Anſpruch genommene Sache, ſ. Expro⸗ 
priationevorſchriften. 

Entf Helbung, abminiftrativ-richterlidhe, |. Competenz abminiftrative. 

— irrige, Über das Wefen von Raturalfeiftungen in höherer Inftanz von Amts» 
wegen reforinirt, Nr. 1098. 
— rechtskräftige, ſ. Competenz ber Abminiftrativbehörben. 

Epibemieipital, f. Spital. 

Erbtheilsvorempfang in Anfehbung ber Gebühr, Nr. 1181. 

@rfolglafjung, erecutive, eines Beamtengebaltes, |. Beamtengehalt. 

Ergreiferebelohnung eines Abvocatenfouicitators, wegen Anzeige einer Stempel- 
verfürzung, Nr. 990. 

@rbaltung ber Gemeinbeftraßen (in Galizien), fe. Gemeindeſtraßen. 

Erhebungen, commilfionelle, in Waſſerſtreitſachen, Koſten derſelben, Nr. 1157. 

— jum Zyeae bes Ausmaßes der Erwerbſteuer, fe Erwerbfteuer- 
ausmaß. 

Ermeſſen der Behörden bei Bentheilung von Mauthumgehnungen, Nr. 1168. 
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&rmefien ber Steuerbehörden bei Beflimmung ber Erwerbfienerclaffe für eine 
Unternehmung, Wr. 1183. 

— freies, ber Baubehörden in Landfläbten (Böhmen) in Hinficht, auf bie Ber- 
bfühtunn ve g Heuseigenthumer zur Trottoirherſtellung, veſchrankung des⸗ 
elben, Nr 

— freies, der Baubebörde zur Erlaſſung der zur Abwehr von Gefahren nöthigen Ber- 
fügungen, fobald ver Bauſtand eines Hauſes ben Einfturz beforgen läßt, Nr. 1185. 

— freies, der Behörden, bei der Wahl von Sachverfländigen ober Bertranene- 
männern zum Zwecke ber Erhebung ber auf Die Stenerbemeflung Einfluß 
babenden Daten, Nr. 1050. 

— freies, der polit. Landesſtelle, bie im $. 16 des Gef. v. 29. Juni 1868 R. G. B. 
Nr. 118 vorgefehene Borfihtsmaßregel zu verfügen, Nr. 1024. 

— freies, ber Berwaltungsbehörbe bei Benrtheilung des Einfluffes der Entfernung 
der Schule von der Bi arte auf bie Beiftelung einer Katechetenfuhre, Nr. 1011. 

&rmittlung bes unentgeltlich erworbenen Betrages, ob bei berfelben Eonferirungs- 
poften in Betracht zu kommen haben, Nr. 1160. 

Ernennung zu einem Staatsamte in —D auf die Zuſtãndigkeit eines definitiv 
angeſtellten ——— Nr. 1 

Erxichtung von Parallelclaſſen, ſ. Parallelelafſen. 

Erſatzanſpruch, birecter, im Betreff ber Verpflegstoften für Angehörige einer 
tirol. Gemeinde, findet nad dem Gefeße nur gegenüber bem tirol. Landes⸗ 
fonde fatt, Nr. ‚978. 

Erſatzpflicht (eines Poftbebienfteten) bei Inßeragta ffung der aus einem Mandate 
obliegenden pflichtmäßigen Obſorge, Nr. 1172. 

Erſichtlichmachung ber Devolutionen im Grundbuche, ſ. Grundbuchskörper. 

Erwerbſtener, abgeſonderte, für mehrere Gewerbe, Zufätfigkeit berjelben auch 
außerhalb Wien und den Landeshauptſtädten, Nr. 1108. 

— von Actiengefellichaften, Nr. 1164. 

— von Seränen (Sefellichaften) zum Betriebe geminubringenber Beſchäftigungen, 

r 

— Befreiung gewiſſer landwirthſchaftlichen Induſtrien, Nr. 1240. 

Erwerbfienerabigreibung, Nr. 1228, 

— bei Rübenzuderfabriten, Nr. 1023. 

Erwerbfienerausmaß, bie Brüfung, ob die gejetlich vorgeichriebenen Erhebungen 
gepflogen wurden, fiebt dem V. ©. Hofe zu, Nr. 1 

Erwerbfieuerbemeifung mit rückwirkender Kraft, Nr. 1183. 

Erwerbfteuerbeträge indebite gezahlte, von Rüpenznderfabriten, Rüdforberung 
berjelben, Nr. 1023, 

Erwerbſtenuerpflicht von auf Wechſelſeitigkeit beruhenden Creditvereiuen, Nr. 1034. 

Erwerbſteuerſchuldigkeit einer in Liquidation befinblichen Handelsgefellichaft, 
wovon bie Löſchung derſelben bedingt fei, Ar. 1006. 

Erwerbung einer Realität im Wege ber Yeilbietung, ng einer ſolchen auf 
bie ſächliche Haftung für eine frühere Gebühr, Nr. 1159. 

— endgiltige, der Rechte bes Meiftbieters auf eine erflandene Realität unter 
liegt der Gebühr ale Uebertragung bes Kaufrechtes, Nr. 1165, 1174, 1189. 

Escompte der Sparcafien, Nr. 1194. 

Etſchregulirung eine Landesangelegenheit von Tirol, Nr. 979. 

Execution bes $. 64 der Bau-Orbg. für Böhmen, ob durch biefelbe auf Grund 
ber 88.9 und 83, Abf. 2 der Bau⸗Ordg. erlaffene Aufträge ber Baubehörbe 
erzwungen werben fönnen, Rr. 987. 

— eines Beamtengebaltes, ſ. Beamtengebalt. 

Erecutionsmittel, politifche, zur Einbringung ber „Wehranfchläge bes St. Pöl- 
tener Wehrvereines, “Nr. 1082. 

Erecutiver Feilbietangsact, |. Seilbietungsact. . 

Erpropriati ——ã——— — für eine enteignete, aber nicht in Anſpruch 
genommene Sache, f gbropriationsborfgriften. 

Erpropriationsporf hriften, ob nach benfelben die Berwaltungebebörben ben 
Enteigner , foferne er die enteignete Sache nicht in Anſpruch nimmt, zur 
Leiftung ber Entſchädigung, ober ge en feinen Willen zur Uebernahme ber 
enteigueten Sache verhalten Können? 

Erjceindirnug von Schuleinkünften, ſ. Shulfaifionen. 
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Beaufligtigung, fe Auffidteredt. 

Bededungscapital, dem Cooperatorsgehalte entfprechenbes, Geblihrenägu'valent 
davon, Nr. 1122. 

Bedingte Leiftungen, f. Leiftungen bebingte. 

Bedingung beim Bertragsabfchluffe hinfichtlih der Scalagebühr, Nr. 1128. 

Befefigung der Redte, |. Rechtsbefeſtigung. 

Befreiung gewifier landwirthſchaftlichen Inbuftrien von ber Erwerbſtener, Nr. 1240. 

— vom a. 0. Zuſchlage in Tirol und Vorarlberg, Ar. 1219. 

Behörde, Höhere, |. Inftanz, höhere. 
Beifiggeld in Reutte (Tirol), Nr. 1067. 
Beiträge zu Eultnszweden, ſ. Eultuszwede. 

— zu Sculzweden, |. Naturalleiſtnugen. 

Beitragsleiftung zur Erhaltung von Wafjerbenügungsanlagen, |. Waſſer⸗ 
benüßungsanlage. 

Beleuchtung einer Ortöftrede, Auslagen für biefelbe, Ar. 1163. 

— einer Straße, Nr. 1230. 

Beleuhtungsvertrag, f. Liefernngeverträge. 

Bemelfung, f. unter Gebühr oder der betreffenden Steuergattung. 

Benütung des Gemeinbeeigentbums, f. Nutzungen am Gemeinbeeigenthume 
nnd au Gemeindenutzungen. 

Bergbauſervitut, ſ. Ornbenban. 

Bergwerksbetrieb im Inlande durch eine ausläudiſche Geſellſchaft, ſ. Geſell⸗ 
ſchaft, ausländiſche. 

Berückſichtigung von Laſten, |. Laſtenberückſichtigung. 

Bernfung, ſ. Recurs. 

— an das Miniſterium des Innern, ob eine ſolche gegen Entſcheidungen poli⸗ 
tiſcher Landesbehörden, durch welche localpolizeiliche Anordnungen oder Er⸗ 
kenntniſſe der Unterbehörden beſtätigt werben, ſtatt habe, Nr. 1037. 

Berufung ‘ FR gegen Beihlüffe bes Bezirlsausfhuffes, Fallfriſt für dieſelben, 


Beſchluß des Gemeindeausſchufſes, ſ. Gemeindeansſchußbeſchluß. 

Beſchreibungen, ſ. Gränzbeſchreibungen. 

Beſchwerbeabſchrift, ſ. Äbſchrift einer Beſchwerde. 

Beſchwerdepunkt, beſonderer, ob als ein ſolcher die Einwendung der Incom⸗ 
petenz ber Verwaltungsbehorde zur Entſcheidung der Sache in der Beſchwerde 
an den B. G. Hof geltend gemacht werben müfſe, Nr. 1217. 

Beihmwerbepunfte, in ber Beſchwerde au ben B. G. Hof nicht bezeichnete, 
unen, bei ber mündlichen Verhandlung nicht geltenb gemacht werben, 


r. 

Beſitz in einer Gemeinde, ſ. Aukauf. 

Beſoldung, eines Gemeindearztes iſt feine zur urſprünglichen geſetzlichen Widmung 
ber in Mähren beſtandenen Contributionefonde gehörende Leiſtung, Nr. 1211. 

— von Euraten und Lehrern, ſ. Concurren;. 

„Belondere Borliebe*, ſ. Breis „beionderer Vorliebe”. 

Beſtandvertrag, |. Pachtvertrag. 

Beftandzins, |. Miethzino. 

Betrieb since Bergwerles im Inlande burd eine anslänbifche Geſellſchaft, Nr. 976, 


Berriebsanlage, auläßlich nothwendiger Ansbefferungen und Umänberungen 
zur Erhaltung des Bauftandes einer ſolchen fiebt ben Baubehörben nicht zu, 
bie Bortbenüßung der Anlage zum conjentirten Betriebe zu unterfagen, 


— bei Fabriken, f. Fabrifsanlage. 

— confentirte, über die Zuläffigleit bes Fortbeſtandes einer folhen zu ent 
ſcheiden, find die Gewerbebehoͤrden competent, Nr. 987. 

—  gemeinfame, die zwangsweiſe Heramziehung zu einer ſolchen hat ben Beftand 
einer im Sinne ber Gewerbeordnung organifirten Genoſſenſchaft zur Bor 
ausfegung, Nr. 1091. 

Betriebehinderniß bei Zuderfabrifen, Berechnung ber Dauer berfelben in Ab» 
fit auf die Zuderfteuerrüdvergätung, Nr. 1169. 
Detriebaftätte, f. Betriebsanlage. 
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Betriebsftillfiand, ſ. Betriebehinderniß. 

Betriebsunterbrehung bei Branntweinbrennereien, Nr. 1035. 

Betriebswaffer, dasſelbe, für mehrere Waſſerwerke, Nr. 1148. 

Beweglidhes Bermögen, |. Bermögen, bewegliches. 

Bezirksarzt, f. Arzt. | 

Berirtsansihufbeicläf je, Falfrift für Berufungen gegen diefelben, Nr. 1060. 

Bezirksgusſchüſſe in Böhmen, ſ. Kompetenz ber. 

Bezirloeftraßeuumlegung, tbeilweile, ob es kei einer ſolchen der für die An- 
legung (im $. 19 des ſchleſ. Landesgeſ. som 19. November 1863) geforderten 
Verhandlung mit ben Betheiligten bebürfe, Nr. 1198. 

Bezirksvertretungsſitzungen, zur Form ber Belanntgabe der Verhandlunge⸗ 
gegenflände, kei Einberufung berielben (Böhmen), Ar. 1156. 

Bezüge, |. Beamtengebalt. nn 

Bierabgabe (Bierauflage, Zufchlag zur Berzehrungsfteuer von Bier), bie Ein- 
bebung einer ſolchen Seitens der Gemeinden, Nr. 1041. 

Bieranflage für Czernowitz, bewilligte, |: Schwenbungsnadlaß. 

— ob die Durchführungsverorbuumng einer Gtabtvertretung, daß auch Bier- 

verſchleißer und Brauer, welche mit bem Detailverfanfe (Ausſchanke) fich 
nicht befafien, verhalten werben, die eingelagerten Bierquantitäten bem 
Gemeindeamte anzuzeigen und bievon bie entfallende Bierauflage gegen 
NRüdvergütung für die erportirten Biermengen im vorhinein zu berichtigen, 
geiegwibrig ſei? Nr. 999. 

Bierkreuzer, |. auch Bieranflage. 

Bierfienerzufhläge, ſ. Bierverzebhrungsftener. 

Bierverſchleißer, |. Bierauflage. 

Bierverzehrungsftener-Reftitution, Nr. 1083. 

Blatternlazareth, in Trient, ein Zugebör bes bortigen allgem. Krankenhauſes, 


Nr. 978. 
Börfeienfal, ſ. Schlußnoten einee. 
Brandſtätte, |. Bauplas, freier. 
Branntwein, |. Berzebrungefteuer von. 
Orannwein was nad ber Redeweiſe der Geſetze als folcher zu gelten babe, 
Tr. 8. \ 
Branntmweinftenerpaufhalirung, wann der Raum bes Maiſchvorwärmers 
bei derfelben außer Betracht bleiben barf? Nr. 1158. 
Branntweinumlage in Silin, Nr. 1018. 
Bräuer, f. Bieranflage. 
Braubausberrien, Einfommenftener I. Claſſe davon, Nr. 983. 
Drennereieinftellung, f. Betriebsunterbrehung. 
Brüden iu einer Gemeinde, Herftellung und Erhaltung berfelben, |. Straßen- 
concnrren?. 
Brüdenberfiellungen, |. aub Gemeindeftraßen. 
Brüdenmantbgebühr, |. Mauthgebühr. Ä 
Bürgermeifter, Kunctionsgebühren desſelben in Hinficht auf Die Gebühr, Nr. 1068. 
Bärgihaftsgebühr, Nr. 1044. 


©. 


Capitalszinfen, f. Bafftvzinien. 
Eeifion, |. Shulbanertennung. 
Cimentirung, obliegt den Gemeinden im übertragenen Wirkungskreife, Nr. 1073. 
Slafjfificirung eines Gebändes, Nr. 1007. 
Commifjionelle Berbandlungen in Abſicht auf bie Errichtung von Vollsſchul⸗ 
Barallelciafien, |. Barallelclafien, 
Commiſſionskoſten in Wafferftreitfagen, Nr. 1157. 
— wer biefelben zu tragen babe? Mr. 
Eommiffionsreifen, f. Dienftreifen. 
Kommune, |. Öemeinbe. 
Communication, f. Weg. 
— — Freihaltung einer ſolchen, ſ. Competenz ber Prager Gemeinde⸗ 
ebörben. 
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Communicationsanftalten, Öffentliche, in Vorarlberg , Eoncurrenz hinſichtlich 
berfelten, Nr. 1040. 

Competenz, abminiftrative und nbminiftrativerigterlihe, im alle Borhanden- 
ſeins beiber Competengen bei einer Behörde kaun bie von letzter in erſter 
Eigenſchaft erlaflene Zablungsaufforderung nicht einer ihr in zweiter Eigen⸗ 
Haft zufommenben Entſcheidung gleich gelten, Nr. 1191. 

— der Abminiftrativbehörben, Bebingung für den Eintritt berfelben in An 
fehbung ber Aufhebung einer rechtefräftigen Eutiheivung, woburdh einer 

ber flreitenden Barteieu Rechte erwachſen find, Nr. 1097. 

— der Abminifiratinbehörben zur Entſcheidung ber Frage, welcher Gemeinde 
die Pflicht zur Beleuchtung einer Straße zur Laſt fällt; bie Frage nach Er⸗ 
ſatzpflicht gehört auf dem Rechtsweg, 1230. 

— ber Adminiſtrativbehörden zur —A eines Poſtbedienſteten rück⸗ 
fichtlich dehobener Gehalte und Löhnungen wegen nicht entſprechender Aus- 
führung eines Auftrages bes Poſtdirectors, Nr. 1172. 

— ber Adminiftratiobehörden zur Bröfung ber Ane hhebarleit bes Bollzuges 
von Executionen auf einen Beamtengehalt, Nr. 1094 

— ber autonomen Abminiftrativtehörden zur Entieibung über bie Gelet- 
mäßigfeit ber in der Gemeindemitgliedſchaft gegrünbeten. bezüglich des Ge⸗ 
meindeeigenthums beſtehenden Nutzungsverhältniſſe, Nr. 1206. 

— ber ag en Aominiftrativorgane zur Entſcheidung über Gemeindenntzungen, 

r. 

— ber autonomen Behörden zur Bebandlung von Wafjerihug- und Regu⸗ 
lirungebauten (Zirof) ale Gemeinbeangelegenbeit und zur Umlegung biefer 
Koften, fowie zur ‚Deranziehung ber Betbeiligten im Entſcheidungswege, 
beftebt nicht, Nr. 

— ber Baubehörben legt nicht vor bei der Frage, ob und inwieweit durch 
en Tpaiproject die behaupteten Privatrechte der Anrainer tangirt werben, 

T 

— der Behörde, bei welder eine Eingabe eingebracht wurbe, zur Eutſcheidung, 
ob eiue ungeflempelte Eingabe ber Amtshandlung unb ber Stempelpflicht 
zu unterziehen fei, Nr. 1004. 

— ber Bezirlsausſchüſſe in Böhmen zu einem amtswegigen Vorgehen in Sachen 
ber Berpachtung eines genoflenfchaftlihen Jagbrechtes, — obne Einſchreiten 
ro Penteien und ohne an eiue beflimmte Hecurafrift gebunden zn ſein, 

r 

— der Gewerbebehörden zur Löfung ber Frage über die Zuläſſigkeit des Fort⸗ 
beſtandes einer conſentirten Betriebsanlage, Ar. 987. 

— der Grundlaſtenablöſungs⸗ und Reguliruugscommifftonen (ausfchließliche) ai 
— über Behauptungen von Bafferleitungefereituten, Nr. 114 

— der I. f. politifden Behörden in Aichſachen, Nr. 1073. 

— der orbentfichen Gerichte zur Entfheidbung von Streitigleiten über ben 
Rechtobeſtand einer von einem Gemeinderatbe einem Gemeinbebebienfleten 
bewilligten Penflon, Nr. 1217. 

— ber polit. Behörden bei Waflerihug- und Regnlirungsbauten und bei Feſt⸗ 
ſtellung der Concurrenz zu benjelben, Rr. 1 

— der polit. Behörden, die Anlage von Schonungsfläcen bei deu mit Weibe- 
fervituten belafteten Walbungen auch ohne oder vor Feftleßung eines Wirth» 
ſchafts plaues anzuordnen, Nr. 1012, 1013. 

— ber polit. Behörden, bie Snterefienten zur Inſtandhaltung von Waſſer⸗ 
benügungsanlagen in ber im $. 43 des mähr. Wafl. Gef. feſtgeſetzten Reihen⸗ 
folge anzubalten, Nr. 1052. 

— der polit. Behörden in Angelegenbeiten, bei welchen es fib um ben Schuß 
von behoördlich anerkannten Wafſerdenubungerechten handelt. Nr. 1074. 

— ber polit. Behörden zur Entſcheidung ber Frage, ob Jemandem ein Auf: 
fihteredht über eine beftehende Stiftung zuftehe, Ar. 1143 

— ber Prager Gemeintebebörben zu Berfügungen und Entf&eidimgen in Au⸗ 
gelegenheiten der Freihaltung einer Öffentlichen Communication, Ar. 1161. 

— der Schulbehörben zur Entfcheidung, ob gemwifle Naturalleiftungen als Bei⸗ 
träge zu Schulzwecken zu bebanbeln find, Nr. 3098. 

— der flaatlihen Verwaltungs⸗ (Euftus)behörben und ter Gerichte zur Ent- 
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een 6 von Streitigleiten über die Berpflichtung von Leiſtungen zu Cultus⸗ 
zweden 

Gompetenz ber Staatsvermaltung, bie rung der Ratutarifchen Beſtimmungen 
ber Aetiengejellichaften zu Überwachen, Ar. 1020. 

— ber Staateverwaltung zur Beanffihtigung ber Gemeinden, damit fie ihren 
Wirkungskreis nicht Überfchreiten und nicht gegen beſtehende Belege vor⸗ 
geben, Nr. 1092, 

— ber Staatsverwaltung zur Unterfagung von Unter tungen ber Gemeinde 
(Trieft) en Studierende zum Zwede des Beſuches auswärtiger Unterrichts 
auftalten, Nr 

— ber Berwaltungsbehörben, ob biefelbe in Angelegenheiten bes Bollzuges von 
Erpropriationserkenntniffen beflebe? Nr. 996. 

— des Gemeindeausichnfies oder der Staatshehörbe zur Entipeibung über Be» 
Imre gegen Berfügungen bes Gemeindevorſtandes, bezw. bes Vorſtehers, 


— des Landesausſchufſes zur Enticheibung Über bie Frage der Lie von 
Bemeindefunctionären aus Gemeinbemitteln, ob vorhanden, Mr. 1215. 

— des Landesausſchuſſes zur Eniſcheidung von Recurſen gegen Beſchlüſſe ber 
mit eigenen Statuten verſehenen Städte und Curorte, Nr. 1038, 

— bes Minifteriums des Innern, ob dieſelbe im alle ber Berufung gegen 
Entſcheidungen politifder Landesbehörden, durch welche Iocaflpolizeilihe Au⸗ 
Idanggen oder Erkenutnifſe ber Unterbehörden bdeſtätigt werben, * greife, 

r. 1037 

— des B. ©. Hofes in Fragen nad bem Umfange eines beſtehenden Schul 
fprengels, wenn es ſich nicht um die Sehfelung einee Schulfprengels aus 
Swedmägigteiterägfiäten banbelt, Nr 

— des B. 6. Hofes zur Enticheidung einer Beichwerbe gegen bie nad bem 
böhm. Mauthgefege von ber Statthalterei im Einvernehmen mit bem Landes» 
ausſchuſſe ertbeilte Mautbbewilligung, Mr. 1075. 

— bes 3. ©. Hofes zur Entſcheidung über eine Bejhwerbe wegen Verweigerung - 
einer Amtshanblung, Nr. 

— des B. ©. Hofes zur Prüfung, ob bei Bemeſſung ber Ermwerbfteuer bie ge- 
jeßglich vorgezeichneten Erhebungen gepflogen wurben, Nr. 1137 

— bes vorariberg. Landesausichufies zur Entſcheidung über bie Toncurrenz Jr 
mehrerer Gemeinden zu einer öffentlichen Berlehrsanftalt, deren gemeint aft⸗ 
liche Erhaltung auf einen dffentlicherechtlichen Titel zurädzuführen ift und 
aus bem beftandenen Gerichtsverbanbe herrührt, Nr. 1040. 

— einer höheren ſchulbehördlichen Inſtanz zur Reformirung einer irrigen Ents 
—A einer Schulbehörde über den Charalter von Naturalleiftungen, 


— zur Entſcheidung von Streitigkeiten Über bie Concurrenzverpflihtung zur 

Euratenbeloldung, Nr. 1066. 
&ompetenzconflict, negativer, zwiſchen 1. f. und autonomen Behörden, Tr. 1038. 
Sompetenzgrängen können weber durch Praxis der Behörden, noch durch Pri- 
vatübereinkünfte verrückt werben, Nr. 1242. 
Conceſ — ob zum Fortbeſtande von ſolchen Bafleranfagen nötbig, zu beren 
Errihtung biefelbe nit nothwendig war, Mr. 2, 

— gun einer Deüblgraben- Rohrleitung nach ben Ateren Waſſerrechtsgeſetzen, |. 
Mühlgraben. 

Goncutrenz ber Qutegebiete in Oatijien zur Verforgung ber Witwe und ber 
Waiſen eines Volksſchullehrers, Nr. 1077. 

— zu den Auslagen für Kirchenzwede, Ar. 1218. 

— zu ben Koften ber Waſſerſchutze und Regnlirungsbauten (in Tirol); über bie 
Verpflichtung zu benfelben haben nicht bie autonomen Behörden zu ent- 
ſcheiden, Nr. 1204. 

— zu den Koften für Bauherſtellungen an einer Kirche und Pfarre, ob zu ben» 
jelben auch berjenige herangezogen werben man, der in einer Gemeinde, 
ohne dort zu wohnen, einen Srunbbefit bat, Ar. 1105. 

— zu kirchlichen Auslagen, Nr. 1118, 1134. 

— zur Euraten- und Lehrerbefolbung, Kompetenz zur Entſcheidung von Streitig. 
feiten bierliber, Nr. 1066. 
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Con entre 73 ur Erhaltung einer Wafleranlage, Nr. 1053 
au Cr tung von Waflerbenügungsanlagen , |. Ba fferbenüägungs ⸗ 
anlagen. 
_ dur Oertetun und Erhaltung ber Gemeinbeftraßen und Bräden (in Galizien). 


— zu Schulbaufoften, Nr. 1138. 

— zu Straßen und Wegberftelungen, |. Straßenconcurren;. 
Concurrenzbeiträge bes St. Pöltner Wehrbereines, |. „Webranihläge”. 
Eoncurrenzpflicht mehrerer Gemeinden zu einer Öffentlichen BVerfehrsanftalt in 

Borarlberg, Nr. 1040, 
Concurs maſſaverwalter, Bränzen der Gebührenhaftung besfelben, Ar. 1067. 
Conferirn nt foßen be Ermittlung bes umentgeltlih erworbenen Betrages, 
To 
Eonic H ibi iin! an ng, unridtige, Wirkung berfelben bezäglih ber Gebänbefteuer,- 


Gonferiptiomspatent vom 25. October 1804, Geimatherechtermerbung burdh- 
zehnjährigen Anfenthalt in einer Gemeinde nad bemielben, Nr. 1084. 
Gonfignation von Voftbeamtengehalten in Folge Auftrages bes Poſtdirectors, 


Conto, bilanzirtes, Gebühr, Nr. 1233. 

SC outributionsfonde (in Mähren), Nr. 1211. 

Conventionalftrafe, Gebührenbemeflung von ber PBaltirung einer foldden im 
Berträgen, Nr. 1070. 

Cooperatorsgehalt, f. Gebührenäquivalent. 

Gorrefponbenzen, kaufmännifde, Rechnungsftempel bavon, Nr. 1129. 

Coupons von Bahnprioritätsobligationen, |. Einkommenſteuer. 

Creditverein, mit einer Sparcaffe in Berbindung ftehender, Einfommenftener 
I. Claſſe von bemfelben, Nr. 1087. 

Erebditvereine, auf Wechſelſeitigkeit beruhende, Grmwerbfteuerpflicht berjelben,- 


Nr. 10 
Sultuszwede, "bie Sutiheibung über Streitigkeiten, betreffend die Verpflichtung 
zur Leiftung für folche, ſteht nicht den autonomen Organen zu, Nr. 1199. 
Euratenbejolbung, (Gehalt), Competenz zur Eutſcheidung von Streitigkeiten 
Über die Eoncurrenz biezu, Nr. 1066. 1199. 
Czernowiger Bierauflage, |. Schwendungénachlaß. 


D. 


Darleibenszinfen, f. Paſſivzinſen, ferner: Zinfen und auh Einftommen- 
feuer I. Elaffe. 
Daner ber Betriebeunterbrehung einer Zuderfabrik in Anfehung der Stenerrück⸗ 
vergütung, Nr. 1169. 
— F Fa Demeinde ertbeilten Ermächtigung zur Einhebung ber Pflaftermanth» 
ebühr, Nr. 
Detietentengebäßs (Gehalt), normalmäßige, ob bie Verweigerung berjelben 
wegen Beftandes einer anberweitigen Verjorgung mittelft eines bie Höhe: 
ber Deftcientengebühr erreihenden Einkommens gefegwibrig fei? Nr. 981. 
Deficit, durch vorübergehende Umftände herbeigeführtes, Bebedung besfelben durch 
Gemeinbeumlagen, Nr. 1 
Delogiru nd ob mit berjelben bie Nichteinhaltung des Bauplane® geahndet wer- 
bem bürfe? (Balizien) Nr. 994. 
—  banfälliger Gebäude, Nr. 1078. 
Demolirung baufälliger Gebäude, Nr. 1078. 
—  ifolirt ſtehender Gebäube, Nr. 1192. 
— ob mit berjelben die Nichteinhaltung des Bauplanes geahnbet werben kann 
(Galizien), Nr. 99. 
Devolution einer Leibrente von Tobeswegen, Nr. 1027. 
Debolutionen, |. Grundbuchskörper. 
Diätenclaffe eines Beamten, aus berfelben war bis zum Gef. v. 15. Aprif 1873. 
fein Schluß auf eine beftimmte Gehaltsftufe zu ziehen, Nr. 1239. 
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Dienftbarteit ber Wafferleitirng, das Begehren um Aberlennung einer auf einem 
Waldgrunde ruhenden joldden, gehört vor Einleitung des Berfahrene (ber 
polit. Behörben) nach dem Waflerrechte, vor bie Grundlaftenablöfungs- und 
Regulirungecommilfion, Nr. 1145. , 

Dienftentlohbnung durch Nutzungen am Gemeinbeeigenthbum, Nr. 1104. 

Dienflobnforberungen, f. Liedlohnforderungen. ' 

Dienftreifen mehrerer Berfonen, Fahrgelegenheit für den Arzt biebei, Nr. 1059. 

Dienftftelle eines definitiv angeftellten Staatsbeamten in Hinficht auf die Zu⸗ 
ſtändigkeit desſelben, Nr. 1185. . 

Drainagewaffer, ſ. Sammelteid. 

Durchführung der Enticheibungen ber autonomen Organe, Nr. 1230. 

Durchgang, |. Gemeindeweg. ' 


©. 


Edictalverfahren bei bereits beftehenden Fabrilsanlagen, Nr. 1029. 
Ehegatten, Miteigenthum zwifchen folhen, |. Miteigenthum. 
— unentgeltliche Einräumung des Miteigentbums unter benfelben in Anſehung 
ber Gebühr, Nr. 1189. 
Ehepacten, f. Notariatsact über. 
— Gebühr von benjelben, Nr. 1128. 
Ehevertrag, f. Notariatsact Über Ehepacten. 
Cigentbumsübertragung, f. Uebertragung. 
Einantwortung, erecutive, eines Beamtengebaltes, |. Beamtengehalt. 
Einbringung von Straßenconcurrengbeiträgen, |. Straßenconcurrenzr 
eiträge. 
Einfriedigung ober Umzäunung eines Grunbflüdes, eine ben Durchzug bed 
Wildes nicht ausfchließende jolhe, bebt das ber Gemeinde bezüglich jenes 
‚ „ Orundfiüdes zuftehende Jagdrecht nit auf, Nr. 1158. 
Einfuhr nah Dalmatien von Mehl und Getreide, ob zolfrei, Nr. 1246. 
Einfubhrzoll nad Dalmatien, Nr. 1246. 
Eingabengebübr, f. Stempet. 
Eingabenftempelpflicht, ſ. Stempelpflicht. 
ingabeftempel von einer Boflanweilung, Nr. 973. 
Eingabe, -ungeftempelte, wen bie Kompetenz zur Entſcheidung barliber, ob eine 
Iniihe a Amtshaublung und der Stempelpfliht zu unterziehen fei, aufteht ? 
r 


= 


[1 1 “ 
Sinbebungspuntt, |. Mautheinhebungspuntt. 
Eintaufegeld, |. Sitzgeld. 
Einkommenſtener auf Grund bes von ber Faifion abweichenden Gutachtens ber 
Bertrauensmänner, Nr. 1050. 
bei wechlelfeitigen Derfiherungsanftalten, Nr. 1136. 
von Actiengejellichaften, Nr. 1164. 
von Leibrenten, Nr. 1071. 
von nicht gezahlten Zinien, Nr. 1107. 
von Renumerationen, Nr. 1016. 
von Zinfencoupons ber Prioritätsobligationen ber Nord- und ber Staat&- 
bahn, Nr. 1124. 
— von Zinfen nothleidender Satpoften, Nr. 1062. 
— nach dem Geihäftsergebniffe der vorausgegangenen brei Jahre, Nr. 1088. 
— 1. Claſſe. Feſtſtellung ber Grundlage zur Bemeffung, Nr. 1244, 1245. 
— ob biejelbe nach dem Durchſchnitte ber borauögegangenen Jahre, ober nad 
dem wirklichen Ertrage zu bemeſſen ſei, Nr. 1188. 
— — von ber Berpachtung eines Gewerbes, Nr. 1130. 
— — don einem Brauhausbetriebe, Nr. 983 


— — von einem mit einer Sparkaſſe in Berbindung ſtehenden Creditvereine, 
Nr. 1087 


— — welche Beträge bei Bemefinng derſelben als Escomptegewinn, welde ale 
Dorleibenszinfen zu betrachten find, Nr. 1194. 
— 1. Claſſe, maßgebenber Zeitpunkt für das Ausmaß berjelben, Nr. 119. 


47% L Xıtekeihies Solsegie:_ 
€. afsmmestener I. Lofe, Scryeslt "ür ⏑ 


— * — zuu Pexsmmen, Ar. 7228 
— Hr Eysı!ı ’ca, Ar EM, 
€E:slszuert: 1er: zı:/sge, Arbieliınz ter’ ben beim Giufeumex III Eate 
% 9A, MRS, 113. 


Eixfoumexrkeie m:ımum, %r 1107. 
E:xlsemmentezery’.: tr des Ererumerce von Eparcıien, Br 1228. 
— ja Yıngzra case Erssiheert, Kr. 151 

Eızstäntte 2 Stusuenber, | Egul’cıouen. 

E:nlıgen, i I z’em 

Eiınızırtıerungslsken, 6 bie Autäkgfer tes Xs’yımhet cmer Gemeinte 22 
Ba6 TszB zur Zragung is/der, au ver Fine zur Beieliung bet Ratasa’- 
zusıneıe etmes inzeıe? Kr. 1177. 

Einränmung bes Mucizeriiume, [ Riteızentyum. 

Eınteihung wer Eesbieidl- uns Etãbtetarei- Ktzuucen m see X Biumgerkst: 


Z39. 

Eraſchicht, I. Gebãube, Heiz Rebente, 

E:nidränlung der Geſchäne auf eigene Ritzlieter, in Abit auf tie Ermei 3 
Brucıptigt von G-nsäenitziten eder Bereine zum Beiriehe gewinatrıngeute: 

Beihärtigungen, Rı 1017. 
Einfoninng, f. Umtong eines Iehimmien Echul'yreugels. 
ein (ia —— Br. 2* Br 
intragung bes Borbeſises, orbeſit. 
a für nene Eintregungen. Bann tritt für Tirel uab Berzrl- 
bie Befreiung vom a. o. Zuichlage ein? Rr. 1219. 

Einsine neuer effentiider Geleliigafter im cine Geſellichaft, 1. Schühr vom 

Einwerdung ber Incompetenz ber Berweltungtbehörte zur Cutiheibung ter 
Sache, 05 dieſelbe im der Beigwerte an den B. © 5. Def als bejouterer 
Beihwerberuutt geltend gemadt werden müfle, Ar. 1217. 

Einwenbnuugen gegen das Wablverfahren, | Bäübhlerlifien. 

— gegen die Richiigfeit der Wählerliften, |. Wählerliften. 

Eiſeubahn, ſ. Babn. 

Enteigaer, ob derſelte nach den beſtehenden Exrpiopriationsgeſetzen von den Ber- 
maltungstehörben verhalten werben lann, ſoferne er bie euteignete Sache 
nit in Aniprud nimmt, bie Entihädigung zu leiſten ober gegen feimen 
Bıllen bie enteignete Sache zu Übernehmen, Nr. 996. 

Enteigunungserfenntniß, Bollzug besielben 1. Erpropriationsporihriften. 

Entlohnung ber Functionäre ber Gemeinde, jowie ihrer Anflalten ans Ge⸗ 
meinbemitteln, bie Stnbfeffung bieräter liegt im Wirtungelreife bes 
Gemeindeansihufles,. Nr. 1215. 

— von Apen durch Gemeintenngungen, Nr. 1104. 
Enıihäd Senden für mastie ber Rinderpeft geleultes Bieh, |. Anzeige an bie 
encommifflen. 
— r eine euteignete, ader nicht in Anfpruch genommene Sache, |. Erpro- 
pristionsvorfgriften. 

Entigeibu n ß: abminiftrativ » richterliche, ſ. Competen; abminifirative. 

— irrige, Über das Weſen von Naturalleiftungen in höherer Inflanz von Amts- 

wegen — Nr. 1098. 

— steige, |. € Sompeten; ber Abminiftrativbehörben. 

@pibemiefpital, . Spital. 

Erbtheilsworempfang in Anfehung ber Gebühr, Ar. 1181. 

grfolglailung, executive, eines Beamtengebaltes, |. Beamtengehalt. 

Ergre jet ebeloh F ung eines Abvocatenfolicitatore, wegen Anzeige einer Stempel⸗ 
verfürzung, Nr. 

&rbaltung ber Grmeinbetaßen (in Galizien), ſ. Gemeindeſtraßen. 

Erhebungen, commilflouelle, in Waflerftreitfagen, Koften berjelben, Rr. 1157. 

— sum nanede des Ausmaßes ber Erwerbfieuer, ſ. Ermwerbfteuer- 


aß. 
Srmeil fen "ber Behdiden bei Beurtheilung von Mauthumgehnngen, Nr. 1168. 
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Srmeflen der Steuerbebörden bei Beftimmung ber Erwerbftenerclafie für eine 
Unternehmung, Wr. 1183. 
— freies, der Baubehörden in Landſtädten (Böhmen) in Hinficht, auf die Ver⸗ 
pflihtnng der Hauseigenthümer zur Zrottoirherftellung, Beſchränkung des⸗ 
jelben, Nr. 1061. 
— freies, ber Baubebörbe zur Erlaſſung der zur Abwehr von Gefahren nöthigen Ber- 
fügungen, fobald der Banftand eines Haufes den Einſturz beforgen läßt, Nr. 1185. 
— freies, der Behörden, bei der Wahl von Sachverſtändigen ober Bertranens- 
männern zum Zwede ber Erhebung ber auf Die Stenerbemeflung Einfluß 
babenden Daten, Nr. 1050, 
— freies, ber polit. Tanbeaftelle, die im $. 16 bes Gef. v. 29. Juni 1868 R. G. B. 
Nr. 118 vorgefebene Vorſichtsmaßregel zu verfügen, Nr. 1024. 
— freies, der Berwaltungsbehörde bei Benrtheilnng bes Einfluffes der Entfernung 
der Schule von ber Pfarre anf die Beiftelliung einer Katechetenfuhre, Nr. 1011. 
Ermittlung bes unentgeltlich erworbenen Betrages, ob bei berjelben Eonferirunge- 
poften in Betracht zu kommen haben, Nr. 1160. 
Ernennung zu einem Staatsamte iu Hinficht auf die Zuftänbigleit eines definitiv 
angeftellten Staatsbeamten, Nr. 1185. 
Errichtung von Barallelclafien, |. Barallelclaffen. 
Erſatzanſpruch, directer, in Betreff ber Verpflegetoften für Angehörige einer 
tirol. ®emeinde, findet nad dent Gelee nur gegenüber bem tirol, Landes⸗ 
fonde fatt, Nr. 978. 
Erfagpflicht (eines Poftbedienfteten) bei Außerachtlaffung der aus einem Maubate 
obliegenden pflihtmäßigen Oblorge, Nr. 1172. 
Erfihtlihdmahung ber Devolntionen im Srundbude, f. Grundbuchskörper. 
Erwerbfteuer, abgejonderte, für mehrere Gewerbe, Zuläffigkeit derſelben aud) 
außerhalb Wien und den Landeshauptſtädten, Nr. 1108. 
— von Actiengefellfchaften, Nr. 1164. u 
— von Tereinen (Geſellſchaften) zum Betriebe gewinubringender Beichäftigungen, 
r. 


— Befreinng gewiſſer landwirthſchaftlichen Indnftrien, Nr. 1240. 

Erwerbfieuerabichreibung, Nr. 1228. 

— bei Rübenzuderfabriten, Nr. 1023. 

Erwerbfienerausmaß, die Prüfung, ob Die gejetzlich vorgeichriebenen Erhebungen 
gepflogen wurden, ſteht dem V. ©. Hofe zu, Nr. 1137. 

Erwerbfienerbemeffung mit rüdwirkenber Kraft, Nr. 1183. 

Erwerbfteuerbeträge indebite gezahlte, von Rüpdenzuderfabrifen, Rüdforberung 
berjelben, Nr. 1023, 

Erwerbfteuerpflicht von aufWecdjelfeitigleit beruhenden Erebitvereiuen, Nr. 1034. 

Erwerbfteuerfhuldigkeit einer in Liquidation befindlichen Handelögefellichaft, 
wovon bie Löſchung berfeiben bedingt ſei, Ar. 1006. 

Erwerbung einer Realität im Wege ber Feilbietung, Wirkung einer ſolchen auf 
bie fählide Haftung für eine frühere Gebühr, Nr. 1159. 

— endgiltige, ber Rechte bes Meiftbieters auf eine erflanbene Realität unter- 
liegt ver Gebühr ale Uebertragung des Kaufrechtes, Nr. 1165, 1174, 1189. 

Escompte ber Sparcafien, Nr. 1194. 

Etihregulirung eine Lanbesangelegenheit von Tirol, Ar. 979. 

Erecution bes 8. 64 der Bau⸗Ordg. für Böhmen, ob durch dieſelbe auf Grund 
ber 88. 9 und 83, Abf. 2 der Bau⸗Ordg. erlaffene Aufträge ber Banbehörbe 
erzwungen werden können, Nr. 987. 

— eines Beamtengehaltes, |. Beamtengehalt. 

Erecutiousmittel, politifche, zur Einbringung ber „Wehranſchläge des St. Pöl⸗ 
tener Wehrvereines,“ Nr. 1032. 

Erecntiver Feildietungsact, |. Beilbietungsact. . 

Sepropriationsentihäbigung für eine enteignete, aber nicht in Anſpruch 
genommene Sade, |. Erpropriationsvorjdriften. 

Erpropriationsporfchriften, ob mach benfelben die Berwaltungsbehörben ben 
Enteigner , foferne er die enteignete Sache nicht in Auſpruch nimmt, zur 
Leiftung ber Entſchädigung, oder gegen feinen Willen zur Uebernahme ber 

‚ enteigneten Sache verhalten können? Nr. 996. 

Erſcindirung von Sculeinkänften, |. Schulfafſſionen. 
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® 
—— eu ſchon hehebenbe, Epictalverfahren bei ſolchen, Nr. 1029. 
abrgelegeu it Beifellung, 1: Fubrbeiftellung. 
— für den A gt t bei Dienftreifen mehrerer Berfonen, Nr. 1059. 
ganfeih bes 8. 77 bes Gef. v. 9. Februar 1850, Anwendung berfelben gegen 
bag Begehren um Gebühren: Erelung auch außer bem alle eine Irr⸗ 
thums oder Rechnungeverfioßes, Nr. 1089. 
— für die Anfehtung von burd ben Bezirlsausſchuß genehmigten Jagbpacht- 
verträgen, Nr. 1060. 
ARMEE j. Eiufriebung. 
affion, ein von berfelben abweichendes Gutachten ber Bertrauenemänner, Bafis 
ber Einfommenftenerbemeflung, Ar. 1050. 
Faſſionen einer Schule, |. Saulfaftionen. 
Feilbietung, Wirkung ber Erwerbung einer Realität im Wege berfelben auf bie 
fähhlihe Haftung für eine frübere Gebühr, Nr. 1159. 
Beilbietungsact, |. Abihätunge- m. 
—  ercutiver, bie Anmerkung eines folden im Grundbuche genfigt nicht zur 
Bewilligung bes Gebührennachlaffes, Nr. 1101. 
nen die Benligung einer Waflerleitung, |. Dienftbarfeit ber Wafler- 
eitun 
Kener-töld- und Rettungsgeräthe, Beiſtellung berfelben von ben polit. 
Irtegemeinben emen an freiwillige Feuerwehren, Nr. 1046. 
I eleommift freiwillige, |. Beuer-Ldih- m. Rettungegeräthe. 
ideicommiſſariſche Subflitutionen, ſ. Subflitutionen, fipeicommiffarifce. 
— — Beitermittlung für bie Werthermittlung bei denjelben, Nr. 1121, 1149. 
Fibuciarerbe, berfelbe ift bezüglich der Nadlaßgebühr ale Eigenthümer und 
nicht ale Fruchtnießer zu behandelu, Nr. 1121, 1149. 
Filialeigenſchaft einer Schule, f. Echulverfaffung polit. 
Filialkirche, Heranziehung des Vermögens einer folchen zur Concurrenz bei Her 
Rellungen an der Mutterlirche, Nr. 1176. 
Binden un DD. Waiſenhanskinder in Anfehbung ber Gemeindezuftändigket, 


ließendes Gewäſſer, |. Wajferanlage. 
lüſſigkeit, gebrannte, geifige, |. Branntwein. 
ormelle Mängel ber Wahlvollmachten, wann ein Grund zur Annullirung 6 
Semeindewahlactes, R:. 
Fortbeftand von Wafleranlagen ohne Eonceffion, Nr. 1162. 
reier Bauplatz, ſ. Baupla 
reies Ermeſſen, |. Ermefien, freies. 
reibhaltung einer Öffentlihen Communication, |. Eompetenz ber Prager Ge 
meindebebörten. 
Freiwillige eh rwehten, ſ. Fener⸗Löſch⸗ u. Rettungsgerätbe. 
Fri, ſ. Fallfriſt. 
— für Bierverzehrun en Btenerrägnerglitungen, Nr. 1083. - 
— zu ©ebührentecurien, Nr. 116 
Fuhrbeiſtellnug an ben Fr behufe Ertbeilung bes Religionsunterrichtes 
an einer offentlichen Bollsſchule, Nr. 1011, 1058. 
Fuhren, nicht belabene, Mauthge bühr für foldhe, Nr. 972. 
Bubrfoitenvergiltung. für bem Arzt anläßlich von Dienftreifen, Nr. 1089. 
De sgebühren eines Bürgermeifters in Hinficht auf die Gebühr, Kr. 1069. 
Fußſteig, f. Steg. 


©. 


Galizien, zum Grunbfteuerpropiforium dortſelbſt, Nr. 1079. 
Galiziihe Ontögebiete, |. Ontsgebiete in Galizien. 
Sparlafle, j. Sparkaſſe, galiziiche. 
— Statthaltereiftundmachung, 1. Kunbmadung, ber. 
Garantie des Staates, |. Staatsgarantie. 
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Garantieverhältniß bes Staates zu ben Glänbigern, reſp. Prioritätenbefigern 
der von ihm garantirten Bahn, Nr. 1124. 

Garten, f. Sinfriebung. 

Gasbelenhtung, |. Belendtung. 

Sasbeleudhtungspertrag, |. Lieferungsperträge. 

Gaslieferungevertrag, Gebührenbehanblung desſelben, Nr. 1123, 1202. 

&asmeffer, wen bie gemäß ber Maß⸗ uud Gewidtsorbunng vom 98, Suli 1871 
gebotene Herſtellung gefeglich eingerichteter und gehörig geftempelter folder 
zur Pflicht gemacht werben könne, Nr. 1073. 

Gaſt⸗ — chankgewerbe, bie Schließung derſelben zu einer beſtimmten Zeit, 


BSafthansgarten, |. Ganszineflener. 
Goßjanegemerbe, radicirtes, Nr. 1248, 
Gebäude, baufl lige, Delogirung und Demolirung folder, Nr. 1078. 
Gebändechaif ficirung, wann bie Berminberung ber Wohnbeſtandtheile auf 
dieſelbe einen Einfluß üben kanu? Nr. 1007. 
GSebändedemolirung ober Zurückſetzung, |. Bauplan. 
Gebände, tlolirt ſtehende, ob ein Geſetz beſtehe, welches allgemein bie Abtragung 
folder aus dem Grunde ihrer ifolirten Lage anorbnet, Nr. 1192. 
Bebäudefteuer, Wirkung einer unrichtigen Conferibirung auf dieſelbe, Nr. 989. 
Bebändefteuerbefreiung, |. Stenerbefreiung. 
Sebänbezinsftener, |. Hauszinsflener. 
Gebrannte geiflige Silifigteit . Branntwein. 
Gebühr, ſ. auch Mauthgebühr. 
j. auch Stempel. 
— ſ. auch Stempelgebühr. 
— anläglih der Erwerbung ber einer Handelsgeſellſchaft gehörigen Realität 
durch einen Geſellſchafter, Nr. 1140. 
— für Alimentation und Wiberlage für ben Kal ber Trennung, Nr. 1080. 
— für bie Abfchrift einer beim 8. ©. Hofe üÜberreichten Beihwerbe, Nr. 1081,1151. 
— für einen Geiellichaftsvertrag auf Grund. der Protofollirung besfelben im 
Hanbelsregifter, Wr. 1247. 
— für Sanbelscorrefpondenzen und für ein bilanzirte® Konto, Nr. 1233. 
— für Häuferlibertragung, wann unter ben Steuerwertb berabgegangen werben 
darf, Nr. 1056. 
für mangelhafte Löſchnugserklärungen, Nr. 1214. 
für zwei Veriragoparien, Anfechtung berfelben, Nr. 1220. 
geringere für Webergabsverträge zwiſchen Eltern unb Kindern, Nr. 1003, 
113 1187, 11%. 
nicht datirter Giri, Ar. 1139. 
vom Geſellſchaftsvertrage, Eintritt neuer Gejellfchafter, Einbringung von 
Realitäten an bie Gefellichaft, Ar. 1213. 
von der Bactirung einer Conventioualftrafe, Wr. 1070. 
von ber Uebertragung einer Realität, Nr. 1221. 
von Ehepacten, Nr. 1128. 
von einem Gaslieferungsvertrage, Nr. 1202. 
von einem Geſellſchaftsvertrage, Nr. 985. 
von einem in einem Vertrage flipulirten Reugelde, Nr. 1070. 
von einem Kaufvertrage, Nr. 1055, 1201, 1209. 
von einem Legate, |. egatsgebähr. 
von einem Leibrentenvertrage, Nr. 1027. 
von einem Pachtvertrage, |. Badtvertrangebühr. 
von einem Propinafionspadtvertrage, Nr. 1241. 
von einem Zheilungsacte, Pr. 
von einem Wechſel, |. wech ſeifte mpelgebühr. 
von einer Haftungserklärung in einem Pertzege Nr. 1070. 
von einer Löihungserflärung, Nr. 1196, 121 
von einer Onittung, f. Ouittungsftempelgebühr. 
von einer Nechtöbefefliguug, Nr. 1044, 1082. 
von einer Bergewerlungsurfunde, Nr. 1116, 
vontieferungsverträgen (Gas) mit wicht beflimmter Tieferungsmenge, Nr. 1123, 


I1111111111111111111 
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Gebühr von ber endgiltigen Erwerbung ber Rechte bes Meiſtbieters anf eine er 
flandene Realität als Ucbertragung bes Kaufrechtes, Mr. 1165, 1174, 1189. 
834 he Borempfängen auf ben en ee ei 1238. 
e renägnuivalent vom bewegli ögen, Beginn der Berpfli 
zur Zahlung besjelben, Nr. 1049. “eung 
— —ã— en bat ri den Behedr 
— ton bem bem Eooperatort te entiprechen ededungtcapitale, Rr. 1 
— ton Barktrechten, & Borausjegung besfelben, Nr. 1048. or Im 
Gebührenbehanbinng ber Ausgebinge bei Öntsabtretungen, Ar. 1090. 
— einer geſell ſchaftli Berſotgungsauſtalt, Kr. 1150. 
— eines auslänbiihen Wechſels |. Wechſel. 
— ſideicommifſariſcher Subſtitutionen, Ar. 1108. 
— von Borempfängen auf den Erb⸗ ober Pflihttheil, Ar. 1181. 
Bebährent 3Je fung nach ber eigentlichen rechtlichen Natur eines Bertraget, 
r 


— von einem Nachlaſſe, wann bei berieiben Liedlohnfordernngen als Nachleß⸗ 
paſſiven anerkannt werben können? Nr. 1102. 
— von Neben- und bebingten Leitungen, Ar. 1070, 
Bebährenfreiheit ber Sanibanerkmunng bee Ceffus bei Gelegenheit einer Ceſ⸗ 
fion, Bedingungen berfelben, Ar. 1054. 
Gebüprenbaftung, f. Haftung, ſächliche. 
— des Concursmaflaverwaltere, Gränzen berielben, Nr. 1057. 
Gebührenlaſten, Eriöfchen derſelben bei erecntivem Berkaufe einer Realität, 
wenn biejelben vor dem Lebteren weder grundbücherlich eingetragen noch zur 
Erecutionsmafle angemeldet unb liquid erkannt worden find, Nr. 1150. 
Gebührennachlaß, f. Keilbietungsact. 
— allgemeine Grundſatze Über benfelben, Nr. 1055. 
— .bei Orunbbuchslörpern durch bie wenn aud nachträgliche Eintragung des 
Borbeſitzes bedingt, Nr. 1165, 1174, 1189. 
— bei Bearlaffenfhaften, Zeitpunkt ber Berechnung ber Daner bes Borbefiket 
wegen besjelben, Nr. 1021, 1152, " 
— für einzelne Objecte eines Kaufes, |. Nahmweilnngen zum Zwece bes. 
Ge— —28 ht, Bediugungen für dieſelbe bei mündlichen Kanfoerabrebunge, 
r. 
— nmnach Aum. 4 ber Tarifpoſt 40 bes Geb. Gef. vom 18. December 1862, 
NR. ©. 8. Nr. 89, Nr. 1208, 
— Don Wubarien eines Boͤrſeſenſales kei einem gerichtlichen Gebrauche, 


Gebührenrecursfriſt, Nr. 1167. 

Gebührenrückſtellnug, ſ. Fallfriſt bes 8. 77 bes Gef. v. 9. Februar 1850. 
Gebührenrüdvergitung, 1. Reftitution. 

Sefällsvertärzung wegen fingirter Benütung bes Maiſchvorwärmers, Nr. 1158. 
Gehalt, |. Beamtengebalt 

Gehal Fei und Diätenclaſſe vor dem Geſetze vom 15. April 1873, 


r. . 
Gekeultes Vieh, ob bie Anzeige an bie Seuchencommiſſion über eine „äußerlice” 
neun bes NRindes, die im Rinderpeſtgeſetze vorgefehene Anzeige erſetze, 

177 


— und Vorausfegung der Anwendbarkeit der Kundmachung ber 1. k. galij. 
Statthalterei vom 25. Oftober 1869, 3. 48217, 8. G. B. Nr. 87, Nr. 10%. 
Gerbann in alent für die Beiſtellung einer Katechetenfubr, f. Shulperfafiung, 
politiſche. 
Gemeinde hat für bie Koſten ber Verſorgung eines babin zuſtändigen Armen 
mit Zubilfnahme des Armenfonbes aufjufommen, Jr. 997. 

— Recht derfelben, durch eine von ihr ſelbſt gewählte Vertretung an ber Ber- 
waltung des Kirchenvermögens Theil zu nehmen, wenn jie bei Unzuläng- 
lichkeit des Vermögens ber Kirche für bie Bebürfnifie der Letsteren zu forgen 
bat, Nr. 992. , 

— Borausjegungen für die Berpflihtung berfelben zur Errichtung eines eigenen 
Spitales behufs Unterbringung ber von einer epidemiſchen Krankheit Er⸗ 
griffenen, Ar. 1026. 
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Gemeinden, bie Aufſicht Aber dieſelben, damit fie ihren Wirkungsfreis nicht 
überfchreiten und nicht gegen beſtehende Geſetze vorgehen, ſteht der Staats⸗ 
verwaltung zu, Nr 2, 

— in Borariberg , poto Eoncnrrenzpfliht zn einer öffentlichen Berkehrsanftalt, 
deren gemeinichaftliche Erhaltung auf einen öffeutlich-rechtlihen Titel zurüd- 
ufübren ift und aus dem beftandenen Gerichtöverbande herrübrt, Nr. 1040. 

— in Borariberg, ob dieſelben auch bie Herfielung und Erhaltung einer uicht 
fireng norhwenbigen , aber im Jutereſſe der Gemeinde gelegenen Straße 
beichließen können? Nr. 1008. 

Gemeindeangehsrigkeit, |. Zufänbigfeit. 

Gemeindeangelegenheiten, Wirkſamkeit bes Geſetzes vom 5. März; 1862, rüd- 
ſichtlich derſelben, Ar. 1088, 

Gemeinbearzt, Beſoldung besjelben aus bem Eontributionsfonde, Nr. 1211. 

— ob in die Bemeindevertretung wählbar, Ar. 1231. 

Gemeindeanfentbalt, nnunterbrochener und ausweisloſer folgt nicht ans dem 
Anlanfe eines Beſitzes in eben der Gemeinde; der zeitweiſe, wenn auch ſich 
regelmäßig wieberboiende Aufenthalt in einer Gemeinde kann dem im 8. 12, b 
bes Sem. ef. v. 17. März 1849 gemeinten nicht gleihgeftellt werben, Nr. 1103. 

Bemeindeanflagen von Miethzinfen in Schieften, Rr. 1144. 

Gemeindeauslagen für Armenverforgung in Vorarlberg, Nr. 1 

Gemeindeausſchuß, Wirkungstreis desſelben hinſichtlich der ——— über 
bie Entlohnung ber Bunctionäre ber Gemeinde, ihrer Auftalten und Fonde 

aus Gemeindbemittelu, Nr. 1215. 

Gemeindeausſchußbeſchluß, ob als folder ein Beſchluß erſcheine, bei bem 
außer den Mitgliedern der Gemeindevertretung no andere Perſonen als 
Stimmführer mitwirlen unb ob ein Beihluß ſchon darum als dffentlich kund⸗ 
gemacht angejehen werben kann, weil er von ben Mitgliedern ber Gemeinbes- 
ak und einer beichränkten Zahl von Grundbefigern gefaßt wurbe,. 

r. 1 

Gemeindeautonomie, |. Gemeindeſelbſtverwaltung. 

Gemeindebehörben find beredtigt, Handlungen, welde bie Sicherheit und 
Leichtigfeit bes Verkehrs zu bebindern geeignet find, zu unterfagen und 
bintanzuhalten, und Berkehrshindernifſe zu bejeitigen (Zixel), Nr. 980. 

Gemeinbegebietsgrenzen im Anſehnng des Umfanges eines beſtimmten Schul- 
fprengel®, Nr. 1076. 

Gemeindegeſetz prov. vom Sabre 1840, Onabriennirung nad bemfelben, Nr. 1039. 

— prob. vom 17. M& er G. 3. Nr. 170 in Bezug anf die Heimaths- 
rechtöerwerbung in figien, er "025. 

Gemeinbegut nad) 8. 70 ber böhm. Gemeindeordnung, Begriff besfelben — und 
was für bie Berechtigung zur Theilnahbme an ben Nutungen besfelben 
maßgebend fei, Nr. 1015. 

— Theilnahme an den Nutungen besfelben in Tirol, Mr. 995, 1132. 

Gemeindejagbreät, ſ. Jagbredt der Gemeinde. 

G emeind no gliedfi haft in Anfehung der Nutzungen vom Gemeinbeeigentgume, 


Gemeindenutzungen, f. auh Nutungen am Gemeindeeigenthume. 
— | Gemeindegut. 
— in Böhmen, Nr. 998. 
— in Reutte (Tirol), Anfprud auf bie arellnahme an benfelben burch Zahlung 

bes Einkaufs⸗ ober be Sitzgeldes, Nr. 1067 

— in Tirol, Rr. —**— 

Gemeindepenſion, ſ. Ben 

Gem ir. 22 Hal zur Beihehung des Nationalquartiers für bie k. k. Landwehr, 


Gemeinderathéwahlen (in Galizien) formeller Vorgang bei denſelben, Nr. 1086. 
Gemeinderealitätenbenügung zur Entlohunug von Dienſten, Mr. 1104. 
Gemeinbejelbfiverwaltung bes Bermögens in Anfebung anf recdhtsgiltige, 
auf bem Bermögen haftende Verpflihtungen, Nr. 1154. 
Gemeindeftraßen, j- auch Stege. 
— Berpflichtung bes GOutsgebietes (in Galizien), zur Herſtellung und Erhaltung 
berjelben das erforberliche Holzmaterial zu verfchaffen, Nr. 1207. 
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Gemeindeumlage vom Brauntweine in Zilina, Rr. 1018. 
Gemeindeumlagen, ob Abvocaten zu ben von ſolchen befreiten Berjonen tin 
— —— — Aneſchreidung beriel Ente 
— t emein tung zur Ansichrei a0 ben bei un 
des Deflicites burg veräbergebenbe Umfäube, 1222, “ . 
Gemeindeumlagenrädforberung, Rr. 1186. 
Gemeindeverforgnng ber Witwe uud ber Wailen eines Schullehrers, ob an 
derfelten auch bie Öntegebiete in Galizien theilzunehmen haben, Ar. 1077. 
Gemeindevorfand, reip. Borfieber, wer über Beſchwerden gegen Berfägungen 
desfelben zu entfcheiden babe? Rr. 1082. 
Gemeindewahl, ſ. auch Wahlverfahren. 
Gemeinbewehlact, warn bie Nichtnachweiſung ber Ibentirät ber Wähler nut 
die formellen Mängel ber Vollmachten einen geletlicen Grund zur Annnl⸗ 
lirung desſelben abgeben? Nr. 1095. 
Gemeinbeweg, I. Stege 
— —A Berensfehungen für bie Erffärung eines Durchganges alß folden, 


Bemeindewe sfreibaltung, ſ. Gompeteng b ber Brager Gemeinbebehörben. 
Bemeindesn nfhlag von Brauntwein in Stein, Nr. 1018. 

— für Berzehrungsftener von Bier, Nr. 1041. 
Semeinfame Betriebbaulage, |. Betriebsanlage gemeinfame. 
Genehmigung, |. auch Conceffion. 
Generolverinmmlungen einer Altiengefelichaft, während ber Lignibatien. 


Genoffenigaft, f. Gewerbögeuoffenfgaft. 

Benoff enihaften in Abficht auf die Erwerbſtener, Nr. 1017. : 
Gerichtliche Eingabe, |. Stempel. 

Gerichtsarzt, |. Arzt 

Gerichtefo —8 Stempel ber Appellation gegen einen folchen, Mr. 1083. 


Ge ftrergebniß der vorausgegangenen drei Jahre maßgebend die Ein⸗ 
a —— Nr. 1088. euegang hr B8 le 


aeigältsreiien, ſ. Dienftreifen. 
GBefeltihaft, f . Sandeisgeiellidaft. 
— auslänbifche, nadı den Gefegen bes Ortes ihres Sitzes giltig comftituirte, eh 
verpflichtet, behnfs Betriebes eines ihr im Iulaube eigenthämmlichen Berg 
werkes die Zulaflung nad) Maßgabe ber kaiſerl. Bbg. v. 29. November 1869, 
R. ©. B. Nr. 127 zu erwirten? Nr. 976, 977. 
— zum Betriebe gewinnbringenber Beichäftigungen , in Hinfiht auf bie Er⸗ 
werbfleuer, Nr. 1017. 
Beferlihaftsvertrag, Gebühr für einen ſolchen auf Grund ber Protokollirung 
desjelben im Hanbelsregifter, Nr. 1247, 
—  Bercentualgebühr von bemfelden, Nr. 985. 
— Gebühr von einem ſolchen bei bem Eintritte zuner ‚zeieliaiter, bei Ein 
bringung von Realitäten an bie Geſellſchaft, Nr. 1213. 
Srfegestundmadhung, 1. Kundmachung. 
Betreidegarben, |. Wetterläntgebühren. 
Getreidemarktgebühr, |. Marktgebühr von Getreide. 
Bewäffer, fließenbes, Nutzen besjelben, |. Wafferanlage. 
Gewerbe, mebrere, |. Erwerbfteuer, abgeſonderte. 
Gewerbebebörbden, ſ. Competenz ber Gewerbebehörben. 
Gewerbebetrieheeinfhränfung buch Anorbunng ber Schließung zu einer be⸗ 
Nimmten Zeit, N 2. 
Gewerbeordnung, ob "auf Grund derſelben die Einhebung einer Marktgebühr 
son Betseibe, welches nit auf den Marktplatz geftellt wird, zuläffig fei? 
r 
Gewerbeſtandort, Nr. 9% 
Bewerbeverpadtung binſichtlich ber Beſteuerung, Nr. 1130 
Bew ezzes AN jfenfhaft und zwangsweiſe gemeinfchaftliche Betriebsanlage, 


Gewerkſchaft, ob durch bie Bereinigung ſämmtlicher Kure in der Hand eine# 
Beſitzers aufgelöst, Nr. 1141. 


Beilage der Juriſtiſchen Blätter. 
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Gewerkſchaftsgründung, Gebühr von einer ſolchen, Nr. 1116. 
Gewinnung sort nicht vorbehaltener Mineralien, ſ. Ornbenbau. 
@ittigteit ber fatf. Verordnung vom 29. November 1865, R. G. 8. Nr. 127, 


— des Erlafles vom 26. Februar 1871, 3. 34202 Berorbnungeblatt vom Jahre 
1871, ©. 28, Nr. 1186. ' 
— einer Statthaltereiverordnung, |. Stattbaltereinerorbnung. 
— ' und Borausfegung ber Anwendbarkeit der Kundmachnug der k. k. galiz. 
Stattbalterei vom 25. October 1869, 3 48217, 2. G. B. Nr. 37, Nr. 1024. 
Giri, nicht batirte, Gebührenbehandlung berjefben, Nr. 1139, . 
Slodenfond, f. Glockenläutgebührenabfubhr. 
Blo denläntgebührenabfuhr von ber Gemeinde am bie Kirchenverwaltung, 


Nr. 1155. 
Gottesdienſt, fonn- und fefttäglicher Vormittags, polizeiliche Maßregeln während 
besfelben, Nr. 1024. 

Brabpältigkeit gebrannt geikiger Flüffigleiten in Betreff bes Gemeinde⸗ 
zuichlages in Jiöin, Nr. 1018, 

Gränzbefhreibnungen, auf Koften ber Barteien vorzunehmenbe, im Sinne bes 
Pat. v. 5. Yuli 1858, R. G. 8. Ar. 130, welche unter benjelben zu ver- 
fteben jetien? Nr. 1009. 

Grubenban, Begriff besfelben und Bebingungen für das Hecht des Irimbeigen- 
thümers nr Benütung von innerhalb des Grubenbaues vorfinblichen nicht " 
vorbehaltenen Mineralien, Nr. 1064. 

Grubenfelb, f. Örubenban. 

Grunbabtrennungsgejudh, Stempelbehandlung besjelben, Nr. 1212. 

Grundbuhsanmertung, f. Apmerkung. 

Brundbuchseinlage, neue, |. Eintragungsgebühr für neue Einteagungen, 

Grunbing ai r per, Bedingung bes Gebührennachlafies bei benfelben, Nr. 1165, 

Grundeigentbümer, was bas im 8. 126 bes allgemeinen Berggeſetzes einge- 
räumte Recht, innerhalb bes Grubenbanes vorlommenbe nicht vorbebaltene 
Mineralien zu benügen, vorandjegt, Nr. 1064. 

Brundftenerproviforium in Galizien, Nr. 1079. 

Grundſtücke einer Schule, |. Shulgrundffüde. 

Bütergemeinfchaft durch unentgeltlihe Cinräumung bes Miteigentbums unter 
Ehegatten, in Anſchauung ber Gebühr, Nr. 1189. 

Gutachten ber Vertrauensmänner, von ber Falfion abweichendes, bei Bemeflung 
ber Einfommenfteuer,; Nr. 1050. 

Gutsgebiete in Galizien, beren Theilnahme an ber durch bie politifche Theif- 
verfaffung flatuirten Collectioverpflichtung ber Gemeinden zur Berforgung 
der Witwe und ber Waifen eines Schullehrers, Nr. 1077. 

— ter die Berpflihtung derfelben, zur Herfiellung und Erhaltung ber Ge⸗ 
meindeftraßen das erforderliche Holzmateriale zu verichaffen, ferner über bie 
Eriftenz berjelben in ihrem vollen Umfange, Nr. 1207. 


Haftung für bie Urtheilsgebühr von 1 re Nr. 1036. 
— für eine Gebühr des Koncursmafjaverwalters, Nr. 1057. 
— ſächliche für eine frübere Gebühr, ob Eei Erwerbung einer Realität im Wege 
ber Feilbietung vorbauben? Nr. 1159. 
BHaftungserflärnng in einem Birtrage, Gebühr hievon, Nr. 1070. 
Handelscorreipondenzgebühr, Nr. 1233. 
Handelsgeſellſchaft, Gebühr anläßlih der Erwerbung ber einer folden ge- 
hörigen Realität durch einen Geſellſchafter, Ar. 1140, 
— in Eionibation, wovon die Lihung ber Ermwerbfteuerfchufdigkeit bedingt jet 
T. . 
Handwerkerſtipendium, Giovanelli'ſches, Ar. 1014. 
Hauptſtreitſache, ſ. Stempel gerichtlicher Eingaben. 
Hans, ſ. Gebäunde. 
Hausankauf, ſ. Ankauf eines Beſitzes. 
Budwinski, 8. G. H. Erkenntniſſe. V. 31 
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Hansapotheke eines Arztes in der Nähe einer öffentlichen abothete und Berab⸗ 
seihung von Arzneien an Krane ans berfeiben, Rr. 1197 

deneeige enthümer, in Hinfiht anf die Berpflidtung derſelben jur Trottoirher⸗ 

ung, Nr. 

Sanscinhunn, f. al lien, freies, der Banbebörben. 

Hausgarten, . Einfri ebung. 

Hauszinéeſtener; in bie oifionen find bie Percente , welde ben Hanteigen- 
thümern von ben Miethparteien als Reinigungsbeitrag entrichtet werben 
müflen, einzubeziehen, Nr. 1227, 

— Nachtragsvorihreibung von einem unrichtig confcribirten Gebäude, Re 2 
—  Rebenleiftungen ga Mietbzinfe, bei Bemeflung berfeibeu, Mr. 982, 1 
— don einem als Gaſthausgarten verwenbeten Hofraum, Nr. 1182. 

Heimathegemeinde, Babfungeverpffichtung ber Berpflegsloften, Nr. 1236. 

— rofl, in Betreff bes Erfates ber Berpflegstoften für einen Angehörigen, 


Heimatheredt, |. Zufäupdigleit. 

_ eines ‚zueberiken £ Kindes auf Grund ber Eintragung ber Mutter im Matri⸗ 
enbuche, Nr 

Heimatheregterwerbuug buch mehr als zebnjährigen Aufenthalt in einer 
Gemeinde, Nr. 1084. 

— in Galizien nad 8. 13 bes prov. Gem. Gef. vom 17. März 1849, R. G. B. 
Nr. 170, Nr. 1025 
— und Anlauf eines Befitses in einer Gemeinte, Nr. 1108. 
Heimatheaufänbigkeit nad dem prov. Gemeinbegejche, Nr. 1237. 
— ſ. Heimatherehterwerbung. 

Heimathsznweilnng bee Witwe und ber minderjährigen Kiuber eines Heimathe⸗ 
loſen. — Die Zuweiſung eines in ber Wiener Gebärauftalt Gebornen au 
eine Gemeinde, weil derſelbe in biefer Gemeinde das Rormalalter erreicht 
et le tere gegen beflen Zuftänbigleit eine Einſprache nicht erhoben habe, iſt 
efeuwibrig, Nr. 

Heirat —*838 eſtelluug unter Beiziehung ber Gattin unterliegt ber Scalagebühr. 
andy wenn biefe Beſtellung burd einen Dritten erfolgte, Nr. 1128, 

— in Betreff der Gebühr, Nr. 1082. 

Herſtellung und Erhaltung der Gemeindeſtraßen (in Balizien), [.Bemeindeftraßen. 
— von Geomehlern | Sasmeifer. 
— von Straßen, |. Straßenconcurrenz u Straße. 

Sinberniß bes Betriebes, ſ. Betriebsbinberniß. 

Hochbauführung, |. Banmeifter. 

Hofraum, als Gaſthausgarten verwendeter, Hauszinofteuer von einem folhen, Rz.1182. 

Solisezugereht, Abloſung eines folhen im Grunde bes kaiſ. Batentes vom 

R. G. B. Nr. 130, Rr. 1119. 
Holzmateriale zur Herflellung und Erhaltung der Gemeindeſtraßen (in Galizien), 
H ee ältnif ſel Straß 
ppothelargläu er, Berbältniß berielden zu Straßenconcurrenzbeitrage- 
Rückſtänden, Nr. 1099. ’ 8 


Ide utität der Wähler, |. Semeinbewablact. 
Iucompetenzeinwenbung, f. Eiuwendung der. 
Indebite gezahlte Erwerb euerbeträge, ſ. Erwerbfienuerbeträge, indebite 


ezahlte. 

—— Aandwitthſchaftliche, wann von Erwerbſtener befreit, Mr. 1240, 
„Inhaber ber Thiere”, wer nad $. 32 bes Rinderpefigel. vom 29. Juni 1868, 

R. G. B. Nr. 118 als folder anzufeben jei? Nr. 1024. 
Inſtanz, höhere, Begriff berielden, Nr. 974. 
Iuterpretation einer Stubentenfliftungsurfunde, Nr. 1072, 
Intimatausfertigung eines Bergleihes. Stempel bievon, Nr. 991. 
Intimation einer Entiheibung, |. Rechtskraft. 
Irrige Entieibung, |. Entſcheidung. 
Sfolirt RRebenbe Gebäude, ſ. Gebäude. 
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Jagbbarke it, Ticitatorifche Verpachtung derſelben, Nr. 1232. 

Jagdpachtvertrag, ob die Unterlaffung der angeorbneten ausgebehnteren Kund- 
rc 0 pachtungeactes bie Annnllirung eines folden zur Folge 

be . . 

Jagdpachtverträge, durch ben Bezirksansſchuß genehmigte, Fallfriſt für die 
Anfechtung folder, Nr. 1060. 

Zagbpachtwerber, wer als ſolcher amftreten will, bat fi mit bem Waffenpafle 
anszumeifen, Nr. 1106. 

Jag drecht der Gemeinde auf einem eingefriebeten ober umzäuuten Grundſtücke, Nr. 1153. 

Jagdverpachtung, ſ. Competenz bes Bezirkeausſchüſſe. 

YJagbvertrag, ſ. Jagbpachtvertrag. 

Zabhreseintommen, ſ. Nemunerationen. 

Jahrmarktſtandgelder, f. Gebührenäquivalent. 


K. 


Kataſter, ſtabiler, in Anſehnng der Ermittlung ber Grund⸗nud Gebäudeſteuer, Nr. 1182. 

Katechetenfuhren, |. Fuhr beiſtellung. 

Kanfmänniſche Correſpondenzen, je Correſpondenzen, kanfmämiſche. 

Ranjvehte-lebertragunge-Gebühr, f. Gebühr von ber enbgiltigen Er⸗ 
werbung. 

Kaufv srab Een ungen, mündliche, Bebingnngen der Gebührenpflicht berfelben, 


r. 
Kaufvertragsgebühr, Nr, 1209. 
— ſ. Nachweiſungen. 
—  binfichtlich noch nicht eingeantworteter Verlaſſenſchafteimmobilien, Nr. 1055. 
Kinb, Fe Beimatperet besfelben anf Grund einer Gintragung im Tauf- 
uche, Nr. . 
Kinder, minberjährige, eines Heimatholoſen, ſ. Heimatbezumweiflung. 
Et He Ad f. Auslagen für Kirchenzwecke. 
Kirhenconcurrenz, bie Pfarr- und bie Ortsgemeinde (in Mähren) in Anfehung 
anf diefelbe, Ar. 1134. 
— für Zug. und Handarbeiten, Ar. 1118. 
— in Mähren, Nr. 1218. 
Kirhentämmerer ber Stadt Cilli, Nr. 992. 
Kirhenvermögensperwaltung, wann einer Gemeinde bas Recht ber Theil» 
nahme an berfeiben durch von ihr ſelbſt gewählte Vertreter zufteht, Nr. 992, 
Klofter-, reſp. Krantenhausftiftung zu owig, Nr. 1143. 
Kofen ber Armenverforgung, |. Armenverforgung. 
— ber Gränzbejhreibungen (Ansſcheidung und Bermarlung), |. Gränz⸗ 
beihreibungen. 
ber Katechetenfuhren, Nr. 1011. 
ver Lebensmittelpolizei, |. Lebens mittelpolizei. 
ber Zrottoirherfellung, f. Trottoirherftellnng. 
einer commiffionellen Amtebaubinng, ſ. Sommiffionstoften. 
eines Armenbansbaues in Vorarlberg, Ar. 1200. 
eines Schulbaues, |. Shulbauloftens@oncurren;. 
fir commilfionelle Erhebungen und Berbanblungen in Wafferfireit- 
faden, Ar. 1157. 
für Unterſtützung und Verpflegung eines auswärtigen Armen, Nr. 1047. 
für Berpflegung, |. Berpflegskoſten. 
für Verpflegung von Tirolern in einer Öffentlichen allgem. Krankenanſtalt 
anfgelanfene wem bie Berichtigung berfelden an die Kranlenanftalt obliege, 


—  fürWaflerbautendesSt. BPöltener Wehrvereines, ſ. Wehranſchläge“. 

Koftenbeftreitung einer freiwilligen Feuerwehr, Nr. 1064. 

Krankenhaus, ſ. auh Spital. 

Kranlenhausftiftung in Wilowig, Nr. 1143. 

Kranlenverpflegstoften für Tiroler, |. Koften für Verpflegung von Tirolern. 

Kuudmachung, angeorbnete, ausgebehntere, eined Berpacdhtungsactes, Folge ber 
Unterlaffung berjelben bei ber Jagdverpachtung, Nr. 1000. 
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Kundmadıng ger e. 8. galiz. Statthalterei vom 25. October 1869, 3. 48217. 
5; Gh Nr. 37, Giltigkeit und Borauefehung der Anweudbarkeit derſelben, 
r 


— eines Beſchluſſes, |. Semeindeausfhußbefhluß. 
— ee hide für das Gebiet einer einzelnen Gemeinde gegebenen Geſetzes, 
r 
— über den Ausbruch der Rinderpeft mittelſt Amtszeitung, Nr. 1024, 1075, 1065. 
Kure, bie Bereinigung fünmtliher — in ber Hand eines Befltere, ob baburd 
bie Gewerkſchaft aufgelÖft werde, Nr. 1141. 


e. 


Läutgebühren, f  Otsdenläntgebüßren. 
Landesau ſouß, J. Competenz bes Landesaueſchuſſes. 

— (in Tirol) nicht competent zur Gntiheibung über bie Entlohnung von 
Sunttionären einer Gemeinde, ihrer Anftalten und Fonde aus Gemeinde⸗ 
ie 5 ohne vorherige Schlußfaſſung bes Gemeindeausſchuſſes hierüber 

r 

Lanbespertreinng ſynonym mit Landesausſchuß, Nr. 1038. 

sanbnehen neun Berpflihtung ber Stadtgemeinde Brünn zur Beiftellung 
erſelben, Nr. 

Laftenberädfidtigung "bei ber Kealgebühr, wann unzuläffig? Nr. 1100. 

Lebenemittelpoltzei, bie Koſten derſelben find nach ben Beftimmungen ber 
Gemeindeordnung zu beden, Nr. 1126, 

Lebenswanbel, —— iſt Borausſetzung für das Recht zum Anfenthalte 
in einer anberen al® ber Heimatbegemeinde, Nr. 1243. 

geerfehung von Wohnungen, ſ. Steuerwerth. 

Legatsgebühr, Unzulälfigfeit der Auferlegung einer folhen, Nr. 1173. 

Legitimation der Gtabtgemeinde Czernowitz zur Veſchwerde anläßlih einer 
Entſcheidung bes Landesausihuflee in Angelegenheiten ber biefer Stadt be⸗ 

wiligten Bierauflage, Nr. 1114. 

— des Mauthpäcters zur Beſchwerdeführung bei Manthbefreiungen, Nr. 1168. 

Lehrer, ſ. auh Schullehrer. 

gebrerbefolbung, f. Eonenrrenz zur Euraten- unb Lehrerbefolbung. 

Leibrente, f. Rente. 

— Devofution einer folden vou Tobeswegen, Nr. 1027. 

Leibrenten, welche ber Sinlommenftener IL, und welche jener LIE: Claſſe unter 
liegen? Nr. 1071, — 

Leiſtungen, bedingte, in Hinſicht anf die Gebührenbehandlung, Nr. 1070. 

— au ou weden, ſ. Eultuszwede. 

Leuchtgas, I. Gasmeffer. 

Ricitation, |. Feilbietung. 

Lieblobnforberungen ald Nachlaßpaſſiven bei ber Geblihrenbemeifung vom Nach⸗ 
lafle, Nr. 1102, 1202. 

Liefernngsvertrag, f. Oaslieferungsvertrag. 

Lieferungepertr ge (Gar) mit nit beflimmter Lieferungsmenge, Gebühr 
bievon, Nr. 1123. 

Liquibatiou einer Actiengefelichaft, | . Actiengefellichaft. 

Liquidationsabwicklung, bie, Bebingung der —— der ewero erſquut- 
digkeit einer in Liquidation befindlichen Handelsgeſellſchaft, Nr 

Localerhebungen und Verhandlungen mit ben Barteien, —X8 er nöthig, 
wo es fih im flaatlihen Inflangenzuge darum handelt, ob ber Auftrag und 
die &recutionsverorbnungen innerhalb des ber Gemeinde eingeräumten Wir- 
fungstreifesfich bewegen und unter Beobachtung ber Gelege erfloffen find? Nr. 1161. 

„Localpoligeilich“, Begriff nn und Suflengenäug, bei Ghärigung jolder An- 

orbnungen ober Erkenntnifſe ber linterbehörbe, Nr. 1037 
Localverzehrungsfteuergebühr von Bier, Reſtitution derſeiben, Nr. 1083. 
Löoſchung, der Ermwerbfteuerfchufdigkeit einer in Liquibation befinblichen Handels⸗ 
geſellſchaft, wovon bedingt? Nr. 1006. 

L3ſchungen in den Wädlerliſten, ſ. Wählerliften. 
Löſchungserklärungen ald Scheulung behandelt, Nr. 1196. 
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Löſchungserklärungen, mangelhafte, Gebühr von denſelben, Nr. 1214. 
Lölhungserllärungegebühr, Nr. 1210. 

Lobnforberungen, ſ. Liedlohnfordernungen. 

Lutterbehälter, fingirter, Nr. 1156. 


M. 


Maifhraum, Pauſchalirnng der Steuer nach bemielben, |. Berzehrungsftener. 

Maifhvorwärmer, |. Branntweinfteuerpaufhalirung. 

Mängel, formelle, ber Bollmachten, |. Semeindbewahlact. 

Mangelbafte Köichungserffärungen, Gebühr von benjelben, Nr. 1214. 

Mangelbartigfeit eines Stempels auf einer Urkunde, |. Stempel. 

Markenalleinrecht und Priorität der Regiftrirung einer Marke nad dem Marken⸗ 
Ihußgefege vom 7. December 1858, R. ©. B. Nr. 230, Nr. 986 

Martt, Umfang besielben, Ar. 1126. 

Marktgebühr von Getreide, welches auf den Marktplatz nicht geftellt wird, ob bie 
Einhebung einer folhen auf Grund ber Gewerbeorpnnng zuläfftg fei, Nr. 1126. 

Marktrechte, |. Gebührenäquivalent. 

Marktſtandgelder, ſ. Gebührenäquivalent. 

Maſſaverwälter, ſ. Concursmaſſaverwalter. 

Maßregeln, polizeiliche, während bes ſonn⸗ und feſttäglichen Vormittagsgottes⸗ 
dienſtes, Nr. 1042. 

Matriteneintragung, einfache, ohne Mitfertigung von Zeugen, obgleich nicht 
ben vorgeichriebenen Beifat „angeblich“ entbaltende, ob eine folhe Anführung 
einer Perjon als Kindsmutrer als Beweis gelten könne für die Richtigkeit 
bes Namens ter Mutter in Anſehung des Hetimatbörechtes eines unebelichen 
Kindes, Nr. 1051. x 

Manrer, conceifionirter, ſ. Baumeifter. 

Mautbbemwilligung, von ber Statthalterei im Einvernehmen mit bem Landesaus⸗ 
ſchuſſe (in Böhmen)ertheilte, ob Dagegen einweiterer Recurs ftattfindbe ? Nr. 1015. 

Mautbeinhbebungspunft, ob die Aufftellung eines folhen bei Abgang ter 
geſetzlich vorgeſchriebenen Straßenläuge zuläffig fei? Nr. 1015. 

Mauthgebühr, I. and Bflaftermaurbgebühr. 

— für nit beladene Fubren, Nr. 972. 

Mautbihranten, |. Mautbeinhebungspuntt. 

Mautbumgehung, Nr. 1168. 

Medicinalfpiritus, in Betreff auf bie Gemeindezufchläge in iin, Nr. 1018, 

- Meiftbieter, entgeltlihe Abtretung ber Hechte desſelben ans einem Licitationg- 

acte, |. Gebühr von ber eubgiltigen Erwerbung. 

M ietbzin 9 zrebenfeißungen zu demſelben bei Bemeflung ber Bauszinsftener, 

- Mr. , 


A ietbainie, Semeinbeauffagen auf folhe in Schlefien, Nr. 1124. 
Militärftellung, in Abficht anf bie Heimatherechterwerbung, Nr. 1084. 
Mineralien, |. Orubenban. 

Miteigenihbum zwiſchen Ehegatten, unentgeltlihde Anerfennung besjelben ohne 

‚ ‚Rotariatsact, Nr. 1027. 
Mitei de humseinrönmung einer Realität unter Ehegatten in Anfehung ber 
ebihr, Nr. 1189. 

Möbelentfhäbigungsanfprud eines activen Staatsbeamten, bei befjen von 
Amtswegen erfolgter Ueberieguna, Nr. 1010. 

Mühlgraben, aus öffentlichen Gewäſſern abgeleiteter, nach tem älteren Wafler- 
rechtsvorſchriften kein Affentliches Gewäſſer, und beburfte es daber zu einer 
Rohrleitung, bie ber zur Dispofition Üter das Mühlwafler Berechtigte iu 
demjelben anlegte, keiner Eonceilion, Nr. 1162. 

Mündliche Kaufverabredungen, |. Raufverabrebungen, 

— Berhandlung, |. Berbandblung, mündliche. 


R. 


Nachlaß der Gebühr, ſ. auh Feilbietung act. 
— — |. Gebührennadlaß. 
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Nahlafgebühr, Nr. 1173. 

Nahlafgebührenbemeifung, Nr. 1160. 

Nachlaßnachzahlung zur Vermögensſtener, ſJ. Bermögenefleneruorm ale. 

Nachlaßpaſſiven, wann bei ber Gebührenbemeflung von einem Nachlafſe Lieb- 
Iohuforderungen als jolhe anerkannt werben Fönuen? Nr. 1102. 

Nachträgliches Edictalverfahren, ſ. Edictalverfahren. 

Nachtragsverzehrungsfiener von Brauntwein, Nr. 1035, 1170. 

Nachtragsurkünde zu einem Gejellichaftsvertrag, |. Gebühr vom Gefellichafts- 
vertrag. 

Nachtragezinsfteuer, Nr. 982, 1125. 

Nahmweifungen zum "Bwede des Gebuhrennachlaſſes für einzelne Objecte eines 

Kaufes, wenn eine fpecielle Bewertbung biefer Objecte im Bertrage mangelt, 

and pain nur ein Gefammtlauffhilling für alle Objecte feftgejeht wurde, 


Nachzahlungsquoten zur Vermögensſteuer von Nachläſſen, |. Bermögene®- 
ffeuernormale. 

Naturalbeitragsleiftungen zur Herflellung und Erhaltung der Gemeindeſtraßen 
(in Galizien), Nr. 1207. 

Naturalgiebigteiten für den Schufdienft, |. Wetterläntgebühren. 
Naturalleiftungen, Erforderniffe für die nah dem Grundentlafungsgefege für 
Böhmen vom Jahre 1869 vorgefehene Ablösbarkeit folder, Nr. 1177. 

—  gewiffe, ob als Beiträge zu, Schulzweden anziehen, entiheiden bie Schul⸗ 
behörden nnd kann eine biesbezüglihe irrige Entſcheidung aud in böberer 
Inſtanz von Amtswegen veformirt werben, Ar. 1098. 

Naturalguartier für bie 8. E. Landwehr, |. Einguartierungstoften (Bräun). 

Nebenleiftungen in Sinfigt auf die Gebührenbehandlung, Nr. 1070. 

— zum Mierbzinfe, ſ. Mietbzins. 

Negativer Tompetenzconflict, [. Sompetenzconflict. 

Neubauten, ſ. Trottoirherftellung. 

Nenbautender Rellung auf den Drandfätten beftandener Häufer, ob eine Ber⸗ 

pflihtung biezu beftehe? Nr. 

Neuerungen, in Abfiht auf die Kufbebung vechtsfräftiger Enticheibungen, wodurch 
einer ber flreitenden Parteien Rechte ermadfen find, Nr. 1097. 

Norbbahn, ſ. Kaifere$erbinande- Nordbahn. 

Normalalter eine® Diener ae: Erreichung besfelben in einer Gemeinde 
außerhalb Wien in Anſehung der Zumeifung, Nr. 1110. 

Normalerlaß der f. t. neben Der Statthalterei vom 31. Mai 1852, 3. 8936 
bat feine Geſetzeskraft, Nr. 1110. 

Normalmäßige Deftcientengebübr, ſ. Deficientengebühr, normalmäßige. 

Notariatsaft Über Ehepaften in Anſehung ber Gebühr, Nr. 1082. 

Notariats.Witwen- und Waifenfocietät in Böhmen, |. Berforgungsanfalt, 
geſellſchaftliche. 

Nothleidende Sabpoſten, f. Satpoften, nothleidende. 

Notbſpital, ſ. Spital. 

Nutzen eines fließenden Gewäflers, techniſches Gutachten hierüber, Baſis für bie 
Eoncurrenzpflicht zur Erhaltung einer Wafleraulage, Nr 

Nutzungen am Gemeinbeeigentbum kommen nur Gemeiubemitgliebern zu unb 
find unfbertragbar. Die Einräumung berielben zur Entlohnung von Dienfien 
für dem Wirkungstreife der Gemeinde nicht angehörige Zwecke iſt unftatthaft 
(Böhmen), Nr. 1104. 

— bes —E ſ. Gemelnbegut. 

— — Theilnabme an denfelben in Tirol, Nr. 995, 1132. 

— vom Gemeinbeeigenthum, Nr. 1206. 

— von Gemeindegränben, |. Gemeindenutzungen. 

— don Schulgrundftüden, 1. Sönlgrunbfiäde. 

Nugungenabidfung, Nr. 1119. 


D. 


Deffentlihe Verkehrsanſtalten in Vorarlberg, Nr. 1040, 
Oeffentlicher Gemeindeweg, |. Gemeindeweg. 
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Deffentlicher Weg, ſ. Weg. 
Ortégemeinde, |. Gemeinde. 
— in Anſehung auf Auslagen für Kirchenzwecke (in Mähren), Nr. 1134. 
DOrtspolizeilich, ſ. Localpolizeilich. 
DOrtsihaftsanslagen, Nr. 1163. | 
P. 


Pachtv weten d bezeichnet als Bevollmächtiguugsnertrag, Gebühr von einem ſolchen, 


v 


PBachtvertraggebühr, Berüdfichtigung eventueller Eonventionalftrafen und Reis 
gelber, Nr. 1070. \ 

Paralleiciaffen, ob zum Zmwede ber Errichtung berielden bei Berechnung ber 
Schülerzapl nur ber Aufenthalt ober Wohnort der Kinder, ober jener ber 
Eitern ober geſetzlichen Vertreter enticheide, ferner ob vor —— der Ver⸗ 
fügnng, daß an einer Vollsſchule ſolche Claſſen errichtet werben ſollen, bie 
Schulbehörben gehalten feien, die im $. 7 des Gel. vom 19. Februar 1870, 
2. ©. 2. für Böhmen Nr. 22 vorgefehene commilftonelle Berhaublung mit 
ben Iuterefienten, fpeciel mit ber zur Beftreitung ber fachlichen Bebürfnifie 
verpflichteten Gemeinde vorzunehmen? Nr. 1001. 

Park, f. Einfriedung. 

Parteienverbandlungen, |. Localerhebungen. 

Balfiven von einem Naclafle, |. Nachlaßpaſſiven. 

PBaffivzinfen eines Gutspächiers, Cinlommenftenerpflicht derſelben, Nr. 1184. 

Batron, f. Schulpatron. 

Patronat und Pfarrgemeinbezugebörigkeit, Nr. 1105, 1118. 

Baufhalgebühr nach Tarifpoft 40, Anm. 4 bes Gef. von 13. December 1862, 
R. ©. B. Nr. 89, Str. 1208, 
Paufhalirung ber Branntweinfteuer, |. Branntweinfkenerpaufhalirung. 
Benfion von Gemeinbebebienfteten, Competenz ber ordentlichen Gerichte zur Ent- 

ſcheidung über ben Rechtsbeftand einer foldden, Nr. 1217. 
PBercentualgebühr von einem Gejellichaftsvertrage, Nr. 985. 

— von Borempfängen auf den Erb» und Pflichttheil, Nr. 1181. 

— von einer Widerlage, Nr. 1080. . 
PVercentualgemeinbezufhlag zur VBerzehrungsfteuer von Bier, Nr. 1041. 
Berfönlidhe Haftung des Concurémaſſaverwalters Nr. 1057. 
Bfandgläubiger, |. Hypothekarglänbiger. 

Pfandrecht für Straßenconcurrenzbeiträge, Nr. 1099. 

Dfarrbaucoueurrenz, ſ. Concurrenz. | 

Pfarrgemeinde, in Anſehung anf die Auslagen für Kirchenzwede (in Mähren), 
r. 


Pfarrgemeindemitglieder, wer darunter zu verſtehen ſei, Nr. 1105. 

Pfarrgemeindezugehdrigkeit und Patronat in Auſehnng ber Kirchencon⸗ 
eurrenz, Nr. 1105, 1118. 

Bflafermautbgebühr, Über ben Zeitpunft, von bem an die Dauer ber einer 
Gemeiude mit Landtagsbeſchluß ertheilten Ermächtigung zur Einhebung einer 
ſolchen zu rechnen ift, Nr. 1205. 

Pflichttheilsvorempfang, f. Gebühreubehandlung von Borempfängen. 

Plan, f. Banplan. 

Poli tiſche Schulverfaffung, f. Schulverfafinung, politifche. 

—  Epgecntionsmittel, |. Erecutionsmittel, politifche. 

Bolizeitihe Maßregeln, |. Maßregeln, polizeiliche. 

Poſtanweiſung, ob bie mittelit einer folchen erfolgende Zahlung von Zuftellungs- 
gebühren einen Gingabeftempel erforbere unb wann? Nr. 973. 

Voftbedienfteter, |. Erfatpflicht. 

Brager Gemeindebehörben, |. Competenz ber. 

Bretis „beionberer Vorliebe“ bei der Gebührenbemeſſung, Nr. 984. 

Priorität der Regiteirung einer Marke nach dem Markenſchutzgeſetze vom 7. Der 
cember 1858, R. ©. 8. Nr. 230, Nr. 986. 

Beioritäten, f. Bahbnprioritäten. 

Bropinationsberedhtigtes But, auf mehr als eine Gemeinde fich erftreddenbes, 
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Fealeizenſchaft eınes Gewerbes, —— RR. 
Healgebühr mann bie Berklistizenz von —* bei derſeſbhen ſei. 


Realitäs, einer Hanbelsgehelidsit geherige, Geküie anfählicdh ber Erwerkung cincr 
ſoichen buich einen Ge⸗ellichaſter, Ar. 1100. 

Realitätenerwerbung im WBrge ber Feilkictumg, |. zeilbietung- 

FRe⸗lwerth, nahträgiiche Ristigieiung besielben zur Gebührenbemchtung, Rt. 1100. 

Schnungen, bilawcirte, Gckütr, Ar. 1233. 

Kehnungtcempel, von —— Gorreipenbeuzen, Rı. 1129. 

Kesiobelent gung ia Abfiht auf vie Bebähr, Ar. 1044, 1082. 

Rechtokraft euer Entigeitung and im dem Falle ter Nichterſichtichmachnuug ber 
Unzutäjfgleıt weiterer Berufung in ber Iutimation, Rr. 1037. 

Negietzäftige Emiiseitung, 1. Eempeien) der Abmiuifratirkeberden. 

Heclsmationen gegen tie Wählerlifien, f. BWäplerlifien. 

Aeclamationsverfahren, ob Einwendungen gegen tie Ridtigleit ber Wähler 
liſten hieher ge,ören, Ar. 1120. 

Fectorgehalt, ſ. —AA 

Recurée gegen 38 Seſchlüſſe ber mit eigenen Statuten verſeheuen Städte und Cur⸗ 
orte, 

— oder Anicise —* Öflentliben Jutereſſe peto. Stempelpflicht, Rr. 974. 
Keentsentfgeidung in pejus, Ar. 1150 
Recurefr Au, an deu Bezirkeansſchuß (Böhmen) in Saden ter Berpadtung einer 
enſchaftlichen JIagbbarkeit, Nr. 1178, 
— in 1 Gebüprenfacen, Rr. 1107. 

Nemzsng in Mautbbewilligungsfadheu (in Böhmen), Ar. 1015. 

Regifieirung einer Marke, |. Priorität. 

Regulirung ter Eric, eine Landesangelegenheit ton Tirol, Nr. 979. 

Negnlirungsbauten, |. Waſſerſchutz⸗ und Regulirungsbanten, 

Neinigungsbeitrag, welcher den Hauseigentblimern entrichtet wirb, if in bie 
—— einzubeziehen, Nr. 1227. 

Neligionsunterricht, Yuhrbeiftelung an ben GSeelforger behufs Ertheilung 
eines ſolchen an einer Öffentiihen Volksſchule, Ar. 1058. 
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Neligionsunterrichtsertheilung, Wuhbrbeiftelung ou ben Geelforger zum 
Zwecke verjelben, Nr. 1011. " 

Remuneration, f. auh Entlohnung. 

Remunerationeu, in Betreff ber Einkommenſteuer, Nr. 1016. 

— von Beamten in Abfiht auf bie Einlommenfteuer, Nr. 1226. 

Renten, aus ber Wiener Berforgungsanfalt bezogene, Steuerpflicht in Anfehung 
derſelben, Nr. 1138. 

Reparaturstofen, f. Concurren;z. 

Reftitntion der Bierverzehrungsfteuer, Nr. 1083. 

Reugeld, Pactirung desielben in einem Bertrage, in Hinficht auf bie Gebühren- 
bemefjung, Nr. 1070, 

Richtigftellung des Realwerthes, nahträglihe, zum Zwede ber Gebühren- 
bemeflung, Nr. 1100. 

Rinderpeft- Ausbruchskundmachung, Nr. 1024, 1075, 1085. 

Rinderpeftgeiet, vom 29. Juni 1868, zum $. 18 desfelben, Nr. 1065. 

Rohrleitung in einem Müblgraben, ſ. Müblgraben. 

Rübenzuderfabriten, f. Erwerbfieuerteträge, indebite gezahlte, 

Rüdforderung von Gemeindeumlagn, Nr. 1186. 

— indebite gezablter Erwerbfteuerbeträge, |. Erwerbfteuerbeträge. 
Rückſtaud von Straßeuconcurrenzteiträgen, |. Straßenconcurrenzbeiträge. 
Räaaellung Ksahlter Gebühren, f. Fallfriſt des 8. 77 des Gel. vom 9. Fer 

ruar 

Rückvergütung, |. Reftitution. 

— ber Steuer bei Zuderfabrifen, f. Zuderftienerrüdvergütung. 

— indebite gezahlter Exrwerfteuerbeträge, |. Erwerbfteuerbeträge. 
Rüdwirtende Kraft einer Erwerbftenerbemeflung, Nr. 1183. 

Ruhegenuß, ſ. Penfion. 

S. 

Sachverſtändige, ſ. Gntachten. | 

Sächliche Haftung, ſ. Haftung, ſächliche. 

Sammelteich, nur zur Aufnahme von Drainagewaſſer beſtimmter, ob zur An⸗ 
lage eines folhen auf eigenem Grund und Boben nach ben älteren Wafler- 
rechtsvorſchriften eine behördliche Genehmigung nöthig war, Nr. 1162, 

Satpoften, notbleidende, Einkommenſtener von Ziufen folder, Nr. 1062, 

Scalagebühr, ſ. Gebühr. 

Schankgerechtigkeiten, radicirte, Nr. 1248. 

Schankgewerbe, ſ. Oaſt- und Schankgewerbe. 

Schankrecht, ſ. Realausſchankrecht und Propinationberechtigtes Gut. 

Schenkung, |. Löſchungserkläruug. 

Schlachthaue, gemeinfames, |. Betriebſsanlage. 

Schließung der Gafl- und Schankgewerbe zu einer beſtimmten Zeit, Nr. 1042. 

Schlußbrief, f. Shlußuoten. 

Schlußnoten eines Börfefenfales bei einem gerichtlihen Gebraude, Gebühren- 
pflicht hiervon, Nr. 1112. 

Schlußzettel,). Schlußnoten. 

Schonunugsflähesi, ob bie polit. Behörden berechtigt feien, die Anlage von 
ſolchen bei den mit Weidefernituten belafteten Waldungen auch ohne ober 
vor Feſtſetzung eines Wirtbfchaftsplanes anzuorbnen? Nr. 1012, 1013. 

Schranken, f. Mautbeinbebungepuntt. 

Schülerzablberehnung, ob bei berfelten zum Zwecke der Errichtung von Pa⸗ 
rallelciaflen ter Aufenthalt oder Wohnort der Kinder, ober aber jener ber 
Eltern ober geſetzlichen Vertreter enticheitend fei? Nr. 1001. 

Schulanslagen, theilweile Dedung derſelben durch Zumweifung der fogen. „Schul⸗ 
grundſtücke“ an die Schulgemeinde (in Böhmen), Nr. 1019. 

Schulbantoftenconcurrenz bes Patrone, Nr. 1133. 

Schulbebörbden, |. Competenz der Schulbehörben. 

Schulbeiträge, f. Raturalleiftungen. 

Schulbezirkscaffe, ob die Schulgrundfäde zu Sunften berfelten (in Böhmen) 
einzubezieben jeien, Nr. 1019, 

Schulconcurrenz, |. Schuffprenget. 
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Schuldanerkennung bes Ceſſus bei Gelegenheit einer Ceſſion, Bebingungess 
der Gebührenfreiheit derjelben, Nr. 1054. 

Schnuleinkünfte, ſ. Shulfalfionen. 

Schulfaffionen, in denen gewiſſe Bezüge als Einkünfte bes Schuldienſtes ange» 
führt werben, wann ſolche gegenüber Anſprüchen auf dieſe Bezüge zu anderen 
Zweden beweiswirkend feien, Nr. 1092. 

Schulgefete, neue und polit. Schnlverfaſſung — in Anfehung auf bie Katecheten- 
ihren, . Schulverfaffung, polit. 

„Schulgrundfüde”, an wen biefelben (in Böhmen) zuzuweilen feien, Nr. 1019. 

Schulholzablöſung, Nr. 1177. 

Säultehrer, Berjorgung ber Witwe und ber Waifen eines ſolchen in Galizien, 


r. . 

Schulpatron, welder auch Mitglieb einer Schulgemeinde if, bat aus beiden 
Titeln zu den Schulbaufoften zu concurriren, Nr. 1133. 

S Aulfprenget, beflimmter, Umfang besjelden, Nr. 1076. 

Schulverfaſſung, politiihe, ob 8. 55 derfelten in Anfekung ber Fuhrbeiſtellnug 
an ben Seelforger bebufs Religionsnnterrichttertheilung an den Öffentlichen 
Bollsihulen durch bie neuen Schulgefege außer Kraft gefegt — und wie 
bei Anwenbung biefer Gefegesbeftimmung die Frage nach der Filialeigen- 
fchaft der Schule zu beantworten fei, Nr. 1011. 

—  politifche, in Anfehung der Beiftelung von Fuhren an ben Seelforger bebufs 
Ertbeilung des Religionsunterrichtes an einer Öffentlichen Volkeſchule, der ein- 
jigen im Pfarriprengel, Nr. 1058. 

—  politifhe, in Anjebung der Theilnahme der Gutegebiete in Balizien am ber 
für die Gemeinden flatuirten Collectivverpflihtung zur Berforgung ber 
Witwe and ber Wailen eines Schuliehrers, Nr. 1077. 

Schulverpflihtungen, | Berpflidtungen zu Schnlzwecken. 

Schwenbungsnadlaß, befonberer, ein folcher findet gemäß bes Landesgeſetzes 
tom 2. März 1872, die VBieranflage in Czernowitz betreffend, nicht flatt und 
iſt dieſe Auflage nach Unterzünbung ber Braupfanne zu entrichten, Nr. I114. 

Seelforgerfuhren, f. Bubrbeitelfung. 

Selbflanzeige eines Stempelgebrechen®, Wechſelſtempelgebühr bierliber, 1068. 

& elbitverwaltung der Gemeinbe, |. Gemeindeſelbſtverwaltung. 

Senfal, ſ. Schlußnoten eines Börfefenfales. 

Servitut einer Waflerleitung, |. Dienſtbarkeit einer. 

Seuche bei Rindern, Kundmachung des Ausbruches berfelben, |. Stattbalterei. 
kundmachung, galizifche. 

Siherftellung der Gebühr von ber Alimentation und Widerlage für den Kal 
der Trennung, Nr. 10E0. 

Sikirung eines Gemeinberathebeichlufies von Trient, die an ber Etfchregnfirung 
in ber III. Section betheifigten Gemeinden behufs Feſtſtellung einer einver- 
nändlichen Haltung durch ben Magiftet einzuberufen, Nr. 979. 

Sitzgeld In Reutte (Tirol), Rr. 1067. 

Situngen ber böhmifchen Bezirkövertretungen, |. Bezirlsvertretuugsfike. 


ungen. 

Scalagebühr, bezüglich berfelben ift der Umftanb, daß ein Bertrag unter einer 

Bedingung geſchloſſen worden ift, befangloe, Nr. 1128, 
— von Ehepacten, Nr. 1128. 
— von einer Wlimentation, Nr. 1080. 
— von einer Rectöbefeftigung, Nr. 1044, 1082. 

Solicitator, Ergreifersbelobnung desfelben, |. Ergreifersbelohnung. 

Sparcaflacrebitverein, f. Erebitverein. 

Sparcaffe, galiziihe, ob diefelbe den Erwerbs. und Wirthſchaftegenoſſenſchaften 
mit unbeſchränkter Haftung Darleben — ohne bebörbliche Genehmigung — 
gewähren darf, Nr. 1179. 

Sparcafien, Sinlommenftener terfelben, Nr. 988, 1194. 

Sperract, |. Todfallgaufnahme. 

— in Hinfiht auf einen Gebührennachlaß, Nr. 1152. 

Sperre von Wohnräumen in baufälligen Getäuben, Nr. 1078. 

Sperrrelation, f. Todfallsaufnahme, 

Spiritus, Gemeintezufchlag auf benfelben in Jicin, Nr. 1018. 
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Spital, eigenes, zur Unterbringung ber von einer epidemiſchen Kranlheit Ergrif⸗ 
fenen, Borausiegungen für die Verpflichtung einer Gemeinde zur Errich⸗ 
tung eines folden, Wr. 1026. 

Spitalsfofen für Tiroler, ſ. Koften für Verpflegung von Tirolern. 

Staatsbeamter, activer, DröB elentihäbigungeanfprnd besfelben bei feiner von 
Amtswegen erfolgten Ueberſetzung, Ar. 1010, 

Staatsbeamter, definitiv angeflellter, |. Zuſtändigkeit eines. 

Staatsgarantie für Berzinfung und Amorttiation ber Bahnprioritäten, Nr. 1124. 

Staatsverwaltung, |. Competenz ber. 

Standort eines Baumeiltergewerbes, Nr. 993. 

Stattbaltereifundmahbung, galiz., vom 25. October 1869, 3. 48217, 
—* eu Nr. 37, Giltigkeit und Vorausſetzung ber Anwendbarkeit berfelben, 

r. 

Stattbaltereiverorbnung Über bie im $. 16 bes Rinderpeſtgeſ. vom 29. Juni 
1868, R. ©. B. Nr. 118 borgelehenen Borfihtsmaßregeln, Prüfung ber 
Giltigkeit derielben, Nr. 1024, 1075, 1085. 

Statuten einer Actiengeſellſchaft, Fortdauer ber Giltigleit derfelben bis zur Be⸗ 
enbigung ber Liquitation, Nr. 1020. 

Stege, bem öffentlichen Berkehre gewidmete, ob auf ſolche die im galiz. Straßen- 
geſetze ($. 12) vorgefehene Concurrenz Anwendung finde? Nr. I131. 

Steinmeg, f. Banmeiſter. 

Stellung zum Militär, ſ. Militärſtellung. 

Stempel auslähdiiher Wocenichriften, welche im Inlande in längerem Zeitraume 
als wöchentlich zur Ausgabe gelangen, Nr. 1022. 

— bei einer anf den Gerichteloftenerfat beichräntten Appellation, Nr. 1043. 

— der Eingaben im gerihtfihen Verfahren, Nr. 991. 

— für die Mangelbaftigfeit des anf einer Urkunde verwendeten Stempels 
bat ber biefür nad dem Gebührengeſetze Zahlungs- und Haftungspflichtige 
aufzukommen umb es ift nicht weiter von ber Finanzbehörde zu unterjuchen, 
ob das Stempelgebrehen durch die incorrecte Handlung eines Dritten ver- 
anlaßt wurde, Nr. 1005. 

— von faufmännifchen Eorrefpondenzen, Nr. 1129. 

— von Öasliefernngsverträgen, Nr. 1123. 

— von einer Poftanweilung, ſ. Poſtanweiſung. 

Stempelbehandlung eines auslänbifchen Wechfels, |. Wedel. 

Stempelgebreden, |. Selbflanzeige eine®. 

— burd bie incorrecte Handlung eines Dritten veranlaft, |. Stempel. 

Stemp, rad für Beihwerben und beren Abfchriften an ben 8. ©. Hof, 

r. 


— für ein Send, weldes eine grunbblcherliche Anmerkung zur Folge bat, 
Nr. 1212, 


— von einer Onittung, ſ. Qnittungéſtempelgebühr. 
— von einem Wechſel bei Selbftanzeige bes Stempelgebrechens, Nr. 1068. 
Stempelmarltenüberfhreibung auf Wedieln, Nr. 1139. 
Stempelpfliät einer ungeftempelten @ingabe, f. Eingabe, ungeftempelte. 
— von Apothelerrehnungen, Nr. 1171, 11. 
— einer Eingabe, iſt nicht durch die Originalunterfchrift bedingt, ſondern tritt 
durch die Thatſache ber Ueberreihung ein, Nr. 1081. 
— © er ginem Recurſe ober einer Anzeige im öffentlichen Interefle vorhanden? 


Stempelverkfürgungsanzeige eines Solicitators, |. Ergreifershelohnung. 

Stener, |. bei den verfchiedenen Steuergattungen. 

Steuerabfhreibungen, f. Stenerwerth. 

Steuerbefreiung eines Umbaues, Boransiegung für biefelbe, Nr. 1063. 

Steuerleiftung und Realbefig heben das Recht ber Gemeinde — unicht ihr an- 
gehörige Belonen auszuweilen — nicht auf, Nr. 1243, 

Steuernadhlaß und Gemeindeumlagen-Rüdforberung, Nr. 1186, 

Steuerobjecte in Hinfiht auf die Straßenconcnrrenzbeiträge, f. Straßen- 
concurrenzbeiträge. 

Steuerpflidht in Anfehung ber aus ber Wiener Berforgungsanftalt bezogenen 
Renten, Haftung für diefe Steuer, Nr. 1138. 


—— — — 
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Steuerrädvergütnng bei Zuderfabrifen, |. Zuderfteuerrüdvergätung. 

Steuerwertb, Herabgehen unter benjelben bei lebertragung banszinsftener- 
pflichtiger Gebäude, Nr. 1056, 1165. 

Steuerwertbsberehnung, Nr. 1160. 

Steuerzufhlag, Berufung nur gear bie Höhe und Repartition zuläffig, wenn 
das GBemeinbepräliminare rechtsträftig, Ar. 1238, 

Steuerzufhläge, ſ. Gemeindbeumlagen. 

Stiftung. Nah bem Hofberr. vom 21. Mai 1841 if bie polit. Behörde zur 
Eniſcheidung ber Frage, ob Jemandem ein Auffichteredgt über eine ſolche zu- 
fleht, competent. Das in Auſpruch genommene Auffichtsrecht über eine 
Stiftung eines Dritten könnte nur im Beſtande eines jpeciellen Rechtstitels 
rechtlich anerlannt werben, Ar. 1143. 

— Erlöfhung einer, Ar. 1142. 

Stiftungsurkunde, Interpretation einer folden, Nr. 1072, 1115. 

Stillſtand des Betriebes, |. Betriebshinderniß. 

Stimmzettel, ſ. Wablverfahren. 

Stimmzettelaufbewahrung Eis zur Stimmenzählung bei &emeinberaths- 
wahlen (in Balizien), Nr. 1096, 

Stipeudium, Giovanelliſches, Nr. 1014. 

Stolatarorbnung und Feitlegung von Slodenläutgebühren, Nr. 1155. 

Strafe, | Eonventionalfirafe. 

— bei Zinsverheimlihungen, Nr. 1125. 

Straße, nit fireuge nothwendige, aber im Intereſſe ber Gemeinde gelegene, ob 
Die Gemeinden nad bem vorarlterg. Straßengeſ. von 1863 die Herftellung 
und Erhaltung aud einer folchen befchließen könuen, Nr. 1009. 

— ſ. Gemeindeftraßen. 

Straßenbeleudhtung, Nr. 1163, 1230. 

Straßenconcurrenz mehrerer Gemeinden (in Zirol) zu ben im @ebiete einer 
Gemeinde liegenten Straßen und Brüden, Nr. 1147. 

— ob bie im $ 12 des galiz. Straßengefeges vorgejehene, auch auf Stege, 
bie dem öffeutlichen Berlehre gewibmet find, Anmwenbung finde, Nr. 1131. 
Straßenconcurrenzbeiträge, vor Wirkiamfeit des Gef. vom 18. März 1878, 
. ©. B. Nr. 31 erwadfene, Beflimmungen für die Einbringung ber 

felben, Nr. 1099. 

Stroßenerhaltung, Pflicht ber Gemeinde hiezu von ber Borfrage abhängig, 
ob die Straße ale Gemeindeſtraße oder Gemeindeweg zu erhalten (Böhmen), 


Nr. 1230. 
Gtraßenlänge, in Hinfiht anf bie Aufftelung eines Mautheinhebungepunftes, 
r. 
Straßenpolizeiliche Verfügung einer mit eigenem Statute verſehenen Stadt, 
Ablehnung der Entſcheidung darüber Seitens des Landesausſchufſſes, Nr. 1038, 
Straßennmiegung, ſ. Bezirleftraßenumlegung. 
Studentenftiftungsurlunde, Interpretation einer ſolchen, Nr. 1072. 
Stubirende die Gewährung von Unterflügungen aus fläbtifchen Mitteln au 
foldhe, zum Zwede des Beſuches auswärtiger Unterridhtsanftalten, Tiegt nicht 
im felbitfiändigen Wirkungsfreife der Gemeinde (Trieft) und kann aud von 
ber Stoatsverwaltung unterfagt werben, Nr. 1096. 
Subflitutionen, fideicommiſſariſche, Gebührenbehandlung berielben, Ar. 1109. 
— — Zeitpunkt für die Wertbermittlung bei berfelben, Nr. 1121, 1149. 
Subftitntionsnadlaßgebühr, |. Fiduciarerbe. 
Sussidi scolastici, f. Stubirenbe. 


T. 


Tabulargläubiger, ſ. Hypothekargläubiger. 

Taufbucheintragung, ſ. Matrikeneintragung. 

Teich, ſ. Sammelteich. 

Terminus ad quem in Hinfiht auf den Gebührennadlaß bei Berlaffenfchaften, 
Hr. . 

Thierinhaber, ſ. „Iuhaber ber Thiere“. 

Ziroler, Kraufenverpflegstoften für dieſelben, f.Koften für Verpflegung von Tirolern. 
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Tiroler Steaßengefeh, ſ. Straßenconcurren;. 
— Bicinatsredt, |. Bicinatsredht in Tirol. 
Todfallsanfnahme, f. Sperract. 
— erledigte, die Mittbeilung derſelben au das Geblihrenbemefiungsamt nicht 
gleich der Anzeige eines Bermögensübertragungsactes, Ar. 1021 
Zrottoirberfieltung, ob biefelbe ta8 Sonberinterefle ber Hauseigentbümer (in 
Böhmen) beireffe, und ob und waun bie Banbehörben in Landſtädten den 
Hauseigenthämern die Verpflichtung hiezu auferlegen können, Nr. 106}. 


u. 


Uebergabsverträge zwilhen Eltern und Kindern, in Anfehung ber Gebühr, 
Str. 1003, 1113, 1187, 119. 

Uebernahme einer enteigueten Sache gegen ben Wlllen des Enteigners, |. Ex⸗ 
propriationsvorfdhriften. 

Ueberfiedlungsgebühren, f. Möbelentfhäbigungsaniprud. 

Ueberſchreibung der Stempelmarlen auf Wechfeln, Ar. 1139. 

Uebertragung bes Kaufrechtes, |. Erwerbung, enbgiltige. 

— des Bermögens, |. Bermögeusübertragung. 

— einer unbeweglichen Sache von Tobeswegen, in Betreff ber Gebühr, Nr. 1173. 

— einer unbeweglidden Sache von Todeswegen, in Betreff bes Gebührennach⸗ 

laffee, j. Gebührennadlaß. 

—  unbeweglihen Eigentbums an bie Geſellſchaft mittelft Geſellſchaftsvertrages 
in Hinficht auf die Gebühr, Nr. 985. ' 
Uebertragungsgebühr anläßfich der Erwerbung ber einer Handelsgeſellſchaft 

ebörigen Realität durch einen Geſellſchafter, Ar. 1140. 
— für die Erwerbung eines Kanfrechtes, Nr. 1165, 1174, 1189. 
— wann bei derfelben unter ven fogen. Steuerwerth berabgegangen werben 
darf, Nr. 1156, 1465. 
— ſ. Gebühr von der Üebertragung. 
Ueberwadhung, ſ. Aufſichtsrecht. 
Umänbernngen zur Erhaltung bes Bauſtandes einer VBetriebeanlage, f. Betriebs⸗ 
anlage. 
Umban, f. Stenerbefreiung eines. 
Umbanten, f. Trottoirherſtell ung. 
Umfang eines beſtimmten Schuiipreugels, Nr. 1076. 
Umgebnug ber Mauth, Begriff berieben, Nr. 1168. 
Umlage vom Brauntwein in Jicin, Nr. 1018. 
Umlageeinbebung, wenn gegen Gemeindepräliminar Erinnerungen und Bemer⸗ 
fuugen unterlaflen, Rr. 1238. 
Umlagen, |. Gemeinbumlagen. 
Umlegung einer Bezirkeftraße, |. Bezirtsfttaßenumleguug. 
Umſchreibung einer Gewerlichaft, ſ. Gewerkſchaft. 
Umftaltnng der Gasemeſſer, ſ. Gasmeſſer. 
— eines Hanfes, ſ. Trottoirherſtellung. 
Umzäunung eines Grundſtückee, |. Einfriedung ober. 
Uneheliches Kind, ſ. Kind, unebeliches. 
Unentgeltlihe Anerkennung des Miteigenthums, |. Miteigentbum. 
Ungeftempelte Eingabe, |. Eingabe, ungeflempelte. 
Unrichtige Eonferibirung, |. Conſcribirung, unrichtige. 
Untertunft für bie k. k. Landwehr, f. Kanbwehruntertunft. . 
Unterrihtsanflalten, auswärtige, f. Stubirenbe. 
Unterflügung eines auswärtigen Armen, Erjsgbegehren der Aufenthaltsgemeinbe 
in erfier Reihe und allein an bie Heimathegemeinde, Nr. 1047. 
Unterſtützungen an Studirenbe durch Gemeinden, |. Studirenbe,. 
Urtundenfiempel, |. Stempel. 
Urtheilsgebühr von Zahlungsauflagen, Nr. 1036. 


V. 


Verbanung eines freien Bauplatzes, |. Bauplatz. 
Berein, ſ. auch Geſellſchaft. 
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Bereinigung von Kuren, ſ. Kure. 

Bergewerkungsurkunde, Gebühr von einer ſolchen, Nr. 1116. 

Bergleiheintimat, ſ. Intimatsansfertigung. 

Bergärung, 1. Entſchädigung. 

— von Fuhrkoſten, |. Fuhrkoſtenvergütung. 

Berhandlung, mündliche, ob bei berjelben folche Beſchwerdepunkte geltenb gemacht 
werben können, welde in ber Beihwerde an ben B. &. Hof nicht te«- 
zeichnet worben find, Ar. 1206. 

Berbandlungen, bejonbere, mit ben Parteien, |. Localerbebungen und. 

— commilftonelle,, in Abfiht auf bie Errichtung von Parallelclaffen an einer 
Bollsſchule, |. Barallelctafien. 
— commiffionelle, in Waſſerſtreitſachen, Nr. 1157. 

Berhaudblungsgegenfände einer Bezirkevertretungefigung, |. Bezirkvertre- 
tnngefigungen. — 

Berbeimlihungen, |. Zinsverbeimlihungen. 

Berjährung von Gebührenforberungen, waun bie Friſt hiezu beginnt, Mr. 1150. 

Berkehrsanſtalt, Öffentlihe, Eoncnrreuzpflicht ber Gemeinden in Borariberg hin⸗ 
fichtlih derfelben, Nr. 1040. 

Berlcehrefreibaltung, ſ. Eompetenz ber Prager Gemeindebebörben. 

Berlehrspinderniffe, Unterfagung , ggintenhaltung nub Befeitigung berjelben 
durch die Bemeinbebehörben, Nr . \ 

Berlaffenfhaftsgebühr, Nr. 1084, 1173. 

Berlaijenihaftsegebühbrennadhlafß, ſ. Gebührennachlaß. 

Berletzuug, änußerliche, bes Rindes, |. Anzeige an die Seuchencommiſfion. 

Bermächtnißgebühr, f. Legategebühr. 

Bermarkungskoſten, ſ. Grängbeihreibungen. 

Berminderung ber Wohnbeſtandtheile, wann dieſelbe auf bie Elaffificirung bes 
Gebäudes einen Einfluß üben kann, Nr. 1007. 

Bermdgen, bewegliche®, Beginn ber Verpflichtung zur Zahlung bes @ebühren- 
äquivalentes hievon, Nr. 1089. 

— einer Schule, ſ. Schulfaſſioneu. 

Vermögensſelbſtverwaltung ber Gemeinde, ſ. Bemeindefeldfiverwaltung 

Bermögensfleuernormale vom 10. April 1837, Nr. 1031. 

Bermögensübertraguug, Anzeige berjelben in Anfehung anf einen Gebühren⸗ 
nachlaß, Nr. 1152. | 

— pube wegl Sache) von Todeewegen in Hinſicht auf bie Gebührenbemeſſung. 


Verpachtung eines Gewerbes in Hinficht auf die Beſteuerung, Nr. 1130. 

Verpachtungsact, Folge ber Unterlaſſung ber angeordneten ausgedehnteren 
Kundmachung eines ſolchen in Hinficht auf einen Iagbpachtvertrag, Nr. 1000. 

Berpilegeroften, für Ziroler aufgelaufene, |. Koften für Verpflegung von 

irolern. 

— Erſazt berfelben an bie Heimathögemeinbe, Nr. 1033. 

— Zahlungeverpflichtung ber Heimathsgemeinde, Nr. 1236. 
Berpflegstoftenerjat für eiuen auswärtigen Armen, Ar. 1087, 
Berpflegung im Blatternlazarethe in Trient, ob als im bortigen. allgemeinen 

Krankenhauſe flattgehabt anzufeben, Nr. 978. 

Berpflihtung, durch Uebernahme einer folhen, welche nah bem Willen der 
Parteien an Stelle einer anderen älteren Berpflihtung tritt, wirb biefe letztere 
ebenfo wie durch Zahlung getilgt nnd lebt bei Nichterfillung ber neuen 
Verbindlichkeit wicht wieder auf, Nr. 1191. 

— zu Cultuszweden, ſ. Cultuszwecke. 

Berpflichtnngen zu Schulzwecken, gegenüber den Schulbehörben und zwar ins⸗ 
beiondere von Koucurrenz verpflichteten eingegangenen, finb nicht als privat» 
rechtliche anzuiehen, Nr. 1177. 

Berfiherungsanflalten, wechſelſeitige, Einkommenſteuer berfelben, Mr. 1136. 

Berforgung ber Witwe und der Waifen eines Schuliehrers in Galizien, Nr. 1077. 

— eines Armen, |. Armenzerforgung. 

Berforgungsanftalt, gefelichaftlihe, Gebührenbehanblung einer folchen, Nr. 1150. 

— Wiener, Steuerpflicht in Anfehuug der ans berjelben bezogenen Renten, Nr. 1188. 
Berfleigerung, |. Feilbietung. 
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Bertragsgebäühr, nad ber eigentlichen rechtlichen Natur eines Vertrages, Nr 1166. 
Bertragsparien, zwei, Gebühr bievon, Nr. 1220. 
Bertrauensmänner, |. Outachten. 
Bermwaltung bes Kirchenvermögens, |. Kirchendermögen. 
Berwaltungsbehärden, ob dieſelben nad ben beſtehenden Erpropriationsuor- 
ſchriften deu Enteigner, foferne er bie enteignete Sache nicht in Auſpruch 
nimmt, zur Leiftung ber Entihäbigung, ober gegen feinen Willen zur Ueber- 
nahme der enteigneten Sache verhalten Tönnen? Nr. 996. 
Be a AR LEE ſ. Gebühr für die Abſchrift einer Beſchwerde ar 
en B. ©. Hof. 
Berwaltungsgerihtsbofs-Kompetenz, f. Competenz bes B. ©. Hofes. 
Bermweigerung der noralmäßigen Deficientengebühr, ſ. Deftcientengebühr. 
— einer Amtshbandiung, |. Kompetenz bes B. G. Hofes. 
Berzebrungsftener von Bier, Reflitution, Nr. 1083. 
— von Branniweinen, welde nah dem Maiſchraume beiteuert find, im Falle 
ber Betriebsunterbrehung, Nr. 1035, 1170 
Verzehrungsſtenerzuſchlag, Nr. 1081. 
Berzinfung, vom Staate garantirte, von Bahnprisritäten, |. Staatsgarantie. 
Bicinatsredht in Tirol, Ar. 995. 
Vieh, anläßlich) der Rinderpeſt geleultes, Entſchädigung biefür, |. Anzeige an bie 
Seudencommilfion. 
Biehmarktſtandgeld, |. Gebührenäguivalent. 
Volksſchnle, Öffentliche, Fuhrbeiſtellung an ben Seellorger behuſe Ertheilung bes- 
Neligionsunterrichtes an einer folden, Nr. 1058. 
Bolksſchulen, öffentlihe, Fuhrbeiſtellung an ben, Seelforger zum Bmwede ber 
Unterrichtsertbeilung an folden, Nr. 1101. 
Bollsifhule-PBarallelclafien, f. Parallelelaſſen. 
Boltsfhulfchrer, ſ. Schullehrer. 
Bollmachten bei Wahlen, ſ. Wahlvollmachten. 
— formelle Mängel derſelben bei Gemeindewahlen, Nr. 1095. 
Vorbeſitz, auch deſſen nachträgliche Eintragung genügt, um ben Gebührennachlaß 
bei Srunbbudslörpern zu erwirten, Ar. 1165, 1174, 1189. 
— zeitpunft ber Berechnung ber Dauer besjelben wegen bes Gebührennachlaſſes 
ei Berlaffenichaften, Nr. 1021, 1152. 
Borempfänge, |. Gebührenbdebandlung von. 
„Borliebe, beionbere”, Preis berfelben bei ver Geblihrenbemeflung, Nr. 984. 
Bormittagsgottesbienft, |. Gottes dienſt. 
Borfhreibung der Gebühr, |. Gebühr, auch Stempel. 


Wahl in die Gemeindevertretung, ob eine ſolche Tebiglich auf Grund erſt im Wahl- 
verfahren erhobener Einwenbungen gegen bie Nichtigleit ber Wählerliften: 
als ungiltig erklärt werden Fönne, Nr. 1120. 

Wählbarleit von Aerzten in bie Gemeinbevertretung, Ar. 1231. 

Wähleribentität, |. Gemeindewablact. 

Wäblerliften, ob fi aus den auf Grund von Reclamationen vorgenommenen: 
Loſchungen in beufelben ein gefeglicher Anftanb gegen das Wahlreſultat ad» 
leiten lafle, Nr. 1095. 

— wohin die Einwendungen gegen bie Richtigleit derjelben gehören und ob auf 

Grund lediglich folder erſt im Wahlverfahren erhobenen Einwendungen eine 
Wahl in bie Gemeinbevertretung als ungiltig erflärt werben lönne, Nr. 1120.. 

Waffenpaf, mit einem folhen muß ausweilen, wer als Jagdpachtwerber auf« 
treten wid, Nr. 1106. 

Wahlact, |. Gemeinbewahlact. 

Bahlannullirung, 1. Bemeinbewahlact. 

Wahlcommiſſion, Entiheibung berjeiben im Falle bes Vorliegens zweier Wahf- 
vollmachteu, Nr. 1002. 

Wahlen in den Gemeinderath, ſ. Gemeinderathswahlen. 


Wahlverfahren, ob Einwendungen gegen die Richtigkeit ber Wählerliſten hieher 


gehören, Ar. 1120. 
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Wahlverfahreu, Nullität desſelben wegen Einſichtnahme in bie Stimmzettel 
durch ben bei ber Gemeindewabl vorfigenden Bürgermeiſter, ſowie wegen 
Abnehmens von Stimmzetteln durch britte Perfonen zum Zwede ber Eine 
legung in die Wahlurne, Wr. 1146. 

Wahlvollmachten, im alle des Vorliegens zweier folhen — ift die Wabl⸗ 
commilflon berechtigt, nad Maßgabe bes Inhaltes der Urkunden und ber 
Beſtimmungen des allg. dürgerl. Geſetzbuches zu enticheiben, Ar. 1002. 

Wahlvorberettung, f. Wählerliften. 

Wahlzettel, f. Wahlverfahren. 

Wagen, f. Kahrgelegeubeit. 

Waiſen eines Schuilehrers, ſ. Schnllehrer. 

Waiſenhauskinder, beren Zuſtändigkeit, Nr. 1110. 

Walbcompler, Einbeziehung desſelben in eine Schulconcurrenz, f. Umfang 
eines beftimmten Schulſprengels. 

Walbweidegründe, Schonungeflädden auf benfelben, |. Shonungsfläden. 

Bafferanlage, bie behufs Feſtſtellung ber Beitragepflibt zur Srhaltung einer 
ſolchen anfgeworfene Frage: wen und in welchem Maße einzelne Streden 
eines fließenden Gewäflere Nuten gewähren, kann nur anf Grundlage eines 
Gutachtens über bie technifche undion der Wafferftrede mit Bezug auf bie 
Anlage entfhieben werben, Nr. 1053. 

Wafferanlagen, zu deren Errichtung eine Eoncelfion nicht nothwendig war, be⸗ 
bürfen einer ſolchen auch nicht zu ihrem Kortbeftanbe, Nr. 1162. 

ac  renzbelträge des St. Pöltener Wehrvereines, 1. „Wehr- 
an ec". 

Waſſerbenützungsanlagen, Anbaltung ber Intereffenten durch bie polit. Be⸗ 
börden zur Inſtandhaltung bderielben in der im 8. 43 bes mähr. Wafl.- 
Sei. feſtgeſetzten Reihenfolge, Ar. 1052. 

Waſſerbenützungsrechte, bebörblich anerfannte, Schuß berfelben durch bie polit. 

"Behörden, Nr. 1074. 

Wafferbezugsrehte, ſ. Waſſerbenützungsrechte. 

Waſſerlaufveränderung mit der Straßenumlegung verbunbener, ob ber Mangel 
ber bebörblihen Genehmigung einer ſolchen bie Correctur des Berfahrene 
durch bie polit. Behörbe nach ficy ziehen könne, oder bie Nullität besfelben 
bewirfe, Nr. 1198. 

Wafferleitungsfervitut, ſ. Dienfibarfeit ber. 

Waſſerrechtsfragen zu den 88. 20 und 102 bes böhm. Waſſ. Gef. und zu ben 
88. 1, 4 und 6 der Min.Vetordnung v. 4. December 1872, bisher L. G. B. 
Nr. 52, Nr. 1148. 

Waſſerſchutz und Regulirungsbauten (Tirol) keine Gemeinbeangelegenbeit, Ar. 1203. 

Waſſerſtreitſachen, Commiſſionskoſten anläßlich folder, Nr. 1157. 

Waſſerwerke, mehrere, auf basjelbe Betriebswafler angewielene, |. Abſchä⸗ 
Bungs- und Feilbietungsact. 

Wechfel, aueländiicher, auf einen Inländer gezogener mit im Auslande beigeſetztem 
Accepte binfichtlih ber Stempelbehandlung, Nr. 1180. 

— Ueberſchreibung ber Stempelmarfen auf denfelben, Nr. 1139. 

Wechſelforderung, vom Richter mit bem Zinfenbezugsrechte zugeſprochene, grumb- 
bücherlich verficherte, rückfichtlich der Zinfenbeftenerung, Wr. 1062. 

Wechſelſeitige Berfiherungsanftalten, |. Berfiherungsanftalten. 

Wechſelſtempel, zum Begriffe „tranfitirend“ bezüglich desielden, Nr. 1111. 

Wechſelſtempelgebühr bei Selbflanzeige des Stempelgebrechene, Nr. 1068. 

Weg, f. Gemeindeweg. 

— Öffentlicher, Freihalten desielben, Kompetenz der Prager Gemeinbebehörben 
zu diesbezüglichen Berfügungen, Nr. 1161. 
Wege in einer Gemeinde, Herftellung derſelben, |. Straßenconcurren;. 
AWehranſchläge“ des St. Pöltener Webrvereines ſind Waflerbauconcurrenz- 
beiträge, die mit polit. Erecntionsmitteln bereinzubringen find, Nr. 1032. 

Werthermittinng bei fiveicommilfariihen Subftitutionen, Nr. 1121, 1149. 

Bertbuahweifung, f. Nahweifung. 

Werthberech nung für bie Steuer, Nr. 1160. 

Wertpfefnftellung, auf Grund eine® Uebereinkommens erfolgte, ob von Belang 
in Anfehung ber Berüdfihtigung von Laften bei ber Realgebühr, Nr. 1100. 


Beilage der Juriſtiſchen Blätter. 
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Wettergarben, ſ. Wetterläutgebühren. 

Wetterläutgarben, |. Wetterlaäutgebübren. 

Wetterläntgebühren, Einkünfte des Schuldienſtes, Nr. 1092, 1098. - 

Widerlage für den Fall der Trauung, Gebühr hievon, Nr. 1080. 

Wirthſchaftsplan. ob ohne oder vor Fortſetzung besjelben von ben polit. Be⸗ 
börden die Anlage von Schonungeflächen bei den mit Weideſervituten befafleten 
Waldungen angeorbnet werden fann? Nr. 1012, 1013, 

Witwe eines Heimathlofen, |. Heimathezumweifung. 

— eines Schuliehrers, |. Schullehrer. i 

Witwen, und Wıifenfocietät der Notare Böhmens, |. Berforguugsanftalt, 
geſellſchaftliche. . 

Wochenmarktſtandgeld, ſ. Bebührenäqguipafent. u 

Wochenſchriften, ansländiſche, ſ. Stempel ansländiiher Wochenfchriften. 

Wohnbeftandbtheile, wann bie Berminderung berfelben auf die Kiaffificirung 
des Gebäudes einen Einfluß üben kann? Nr. 1007. 

Wohnort der Kinder in Hinficht auf die Errichtung von Parallelclaffen, Nr. 1001. 

Wohnſitz eines Grundbefigers in ber Pfarrgemeinde, in Aniehung auf bie Con. 
are a Bauherſtellungen an der Kirche und Pfarre ber Gemeinde, 

r. 1 
Wohnungéleerſtehnnugen, f. Stenerwerth,. 
Wohnzimmerfperre in banfälligen Gebäuden, Nr. 1078. 


3. 


abinngsaufforberung, abminiftrative, |. Competenz, abminifrative. 
Zahlungsauflagen, bandelsgerichtlidhe, Urtheilsgebühr bievon, Nr. 1036. 
eit liche Sebäubeftenerbefrerung wegen Um- und Zubau, Nr. 1063. 
eitpunkt ber Berechnung ber Dauer ber einer Gemeinde mit Landtagsbeichluß’er- 
theilten Ermächtigung zur Einhebung der Pflaftermauthgebihr, Nr. 1205. 
— für bie Berpflihtung zur Zahlung und für das Ausmaß der Einkommen⸗ 
fteuer, Nr. 1136. 
— für die Werthermittlung bei fiveicommifferifhen Subftitutionen, Nr. 1121, 
—  wmaßgebenber, für bie Berpflihtung aur Zahlung unb für Das Ausmaß der 
Einfommenfteuer III. Clafſſe, Nr. 119. 
Zeitungsftempel von ausländifhen Wochenſchriften, ſ. Stempel. 
immermann, |. Baumeifter. 
infe, |. and Mietbhzinie. 
inſen ber Sparcaffeeinlagen in Abfiht auf die Einlommenfteuer, Nr. 988, 11. 
— nicht gezablte, Einkommenſteuer von benfelben, Nr. 1107. 
— nothleidender Sappoften, Einlommenfteuer hievon, Nr. 1062. 
EM von Bahnprioritäten, Nr. 1124. 
infenbefteuerung einer vom Richter mit dem Zinfenbezugerechte zugefprochenen, 
grundbücherlich verſicherten Wechſelforderung, Nr. 1062. 
Zirſzt vupons von Bahnprioritätsobligationen, ſ. Einkommenſtener. 
insherabſetzungen genügen für ſich allein nicht, um ein Herabgehen unter ben 
Stenerwerth zu rechtfertigen, Nr. 1056, 1165. 
Zinsfteuer, |. Hauszinsfteuer. 
insverhbeimlihungsftrafe, Nr. 1125. 
oll ge b 28 € von Mehl uub Getreide bei ber Einfuhr nach Dalmatien, 


Zuban, f. Stenertefreinng mwegen Umbau. - 

Zuderfabrilen, |. Sımerbfeuerbeträge, indebite gezahlte. 

Zuderfieuerrüdvergätung, Berechnung der Dauer eines DBetriebshinderniffes 
bei Zuderfatrilen, in Abſicht auf Diele, Nr. 1169. 

Hp nd ah Beleudtung, Nr. 123%. 

ulaſſungserwirkung zum Betriebe eines Bergwerkes im Yulande durch eine 

ausländifche Geſellſchaft, ſ. Geſellſchaft, ausländiſche. 

„Zu rückſetzung“ eines Gebäudes, ſ. Bauplan. 

Zurückvergütung, ſ. Reſtitution. 

Budwinstl, B. G. H. Erkenntniſſe. V. 32 
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Buiales, anbererbentfißer, im welchen Füllen bie Befreiung von bemieiben fir 
Zirol nub Berariberg eintritt, Rr. 1219. 
son Branutwein in Jidin, Ar. 1018. 
zur Berzchrungsfieuer, Rr. 1081. 
336 X —— des prob. Gemeinbegeiches vom 17. März 154 
nRänbigkeit, prov. vom 9, 
N. 9. 8. Nr. 170, Ar. 1088. 
— (ad Deimathsrest. 
— — befinitiv engehelten Staattbeamten neh bem Tall. Patente vom 
De el 1808, . G. 8. Nr. 68, weburdp biefelbe zu beſtimmen jei, 


uRellunse sähe, f. BoRenweifung. 
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505- 
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aylowski, Dr. Eduard, Nr. 1228, 
elniczet Auguft, Nr. 985. 
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88. 54, 56 . . . 110 Art. 8, bi. 2. 
8. 57, Aline8. . . 1102| — 9.18, April, X.G. B. Nr. is” 
&. 58. . 1109, 1173 in.⸗Min.⸗Erl. betr. bie Ein 
8. 60, Alinea 2 22.0.1214 ringung x. ber Einfommtn- 
8.62. . 2... . 1214, 1220 fienerbeleuntnifie, Abi. . 98 
8. 66 ... .11261 — v. 27. = alpril, fteierm. 2. 4 B. 
8. 71, 3. 1 a ... 1176 Nr. 58, proviſ. Gem. Ordg. 
8. 72 . . 1159 für Stra; 8.5 . 11% 
& 22 3. 2 mb 8a. ..17| — 9» 27. ** böhm. 2. ©8. 
8.7 . ‚1089 Nr. 85, Prager Gent. Orbg. 
8. 1 . . 1089 . sl 
8. 79. 98, "1043, 1314| — 2.1. Mai, böhm. 2. G. 'S8. 
8. 79, 3. 4. - . . 1005 Nr. 85, Gemeiubeftatnt für 
8. 81, Abi. 1 . . . . . 1004 Brag, 88. 78, 81 . . „ta 
8.9, 3.1nnb8 .. .108| — 28. Rei, Gem der@efäle 
5.4... .. 990 vorſchriften, II. Theil, S. 3, 


Borerinnerungen zum Tarife: 


Abf. 975, 1027, 1186, 12320 
Abſ. 6, it. ... .1140 
Abſ. 6, lite.... 1213 
Zarifpoften: 

T. 8.8 .. . . 1080 
2.827 . . + 1166 
T. P. 28 0 “ [ } ®. 1233 
T. P. 42, Anm. : . 1080 
2%. 843 al . + 973 
2.8 44h. . . 974 
9.45 Ab ...152 
T P. 44 0. . . . 1175 
T. P. 55, Am.4 . . .1140 
2.2.65 . . . . 1123 
%.8269 . 1070, 1123 
Tt.B7ı1 . ....1198 
T. P. 71, 3.4 . 0.1057 
T. P. 751. . . . .+ 1087 
%.B.75b,8. ... 0. 974 
T. P. 88 B Il .. 11 
2.82.838B2.... .129 
T. 5 3 .. . . .1081 
T. 8 103 IIA a. 1152 
T. P. 100 . .. . 1101 
T. DB. 106, Anm. 1 . 1021 


Unterridt über bie Berpflid- 
tungen, welche das Gebühren. 
geſetz beu Öffentf. Behörben x. 
anferlegt, 8. 8 . MM 
v 8. Mai, R.C.8. Rr. 181, 
Fin-Min.-Bbdg., betr. die Se 
bübhren von Befigverändernn. 
gen unbeweglicher Saden 


! . 4 © 


Abſ. 14 
an Iuni,R. 8.8. Nr. 28, 
n.:Bbg., betr. bie Re 
elung des Fleiſchgewerbes 
in Wien und Errichtung einer 
Bleiihenfie, Blt. 6 ‚108 
. 6. Juli, G. 8. Nik. 
Fr. 126, proviſ. Gem. Orbg 
für Brünn, 8. 1 — 
v.9. Auguſt, RG. 2. Nr. 388, 
Fin.-Min.-Bdg., peto. Ansbeh 
nung der Hanszinsbeftene 
rung auf mehrere ®ebäube und 
Ortſchaften, 8 A 








Jahr 
1850 v. 7. October, mähr. L. G. B. 


1851 v 


1858 


” 


Nr. 149, Fin.-Dir.-Eitcalare, 
betr. bie@inführung bes Rabiten 
Entaflere . . . 1182 
v. 18, November, 8.6. 'B. 
Nr. 445, Fin.-Min. ⸗Erl., betr. 
bie Bolziehung bes Bateutes 
v. 10. October 1850 w wegen 
Einfommenfteuer pro 1851, 
.B. 


gzeg December, æ. ©. 2. 
Sir. 410, Fin.-Min.-Vbg., 
über bie Frage, bei welchem 
Amte gebährenpflichtige Rechts⸗ 
geätcenigeienAnbac 1196, 1201 
6. Februar, mähr. L. 
Ohr. 106, Fin.-Dir. -Kitculare, 
betr. bie Aufnahme von Ber 
änderungen im Befige und 
Gegenftande der Befteuerung 
im Cataftlr . . 11 
v.29. März, L. G. ®. für Tirel 
Kr. 61, Gemeindeftatut für 
Trient, 88.56, 1 . . 8 979 
v. 17. Un uf, R. ©. 
Nr. 214, Min.-Bdg., betr. bie 
Gebühr von Heirathegfitern 
and andern anl. eheliher Ber- 
bindung Ratifindenden Ber- 


mögensätertragungen . . 1181 


1852 v. 81. Zänner, dalmat.?. 


Mr. 16, Ruubmachnn ber 
Steuerdirection, betr. Einfüh- 
rung der Erwertfleuer in Dale 
Ina en, 88.2, 7,15 . . . 1164 
8. December, N. ©. 8. 
dir. 250, Forſtgeſetz 
U, 0, I 45 .. 
5. 23, Abſ. 2. 986 
15. December, R. , ® 
Sir. 257, Ja ugbgeleh, 9 . . 1000 
v. 16. Decem er, Sand. in. 
Bdg. Bl, 643, Dienft- 
orbnung für die ber Gen.-Dir. 
der Communicationen unter» 
geotgneten De Beamten x, 


28. December, 2. ©.®. 
für Ohberöfterr. Ar. 1, Stattb.- 
Bog., betr. ing. pomseuiche 
Borſchriften, 8 
—— —— 
Anh. A, Bdg. betr. die Ein⸗ 
richtung, und Amtewirkſamkeit 
ber Bezirkeämter, 8. 28 . z3 1148 
9.19. März, R. G. B. Nr. 63 
laiſ. Bbg., betr. bie Gebühren 
bei Vermögentüberiragungen 
Abſ. .. . 1178 
Bl. 22 2. . 1173 


. 1172 


Nr. | Yabr 
1853 0.19. Mir, R. G. B. 


Hl. Regifter der citirten Geſetzesſtellen. 


Nr.58, 
kaiſ. Vog., betr. die Gebühren 
bei Bermögensübertragungen 


4.2.20 

.6 . ‘ ®. 3 ® ® 

— v. 3. Mai, R. ©. 8. Nr. Bl, 
Gerichtsinſtruction, F 
—— 


88. 5 2 Hl 


sg. 39, 

88.1, A 68, 7, 10, 11, 34 
— 9.25. Inli, R. G. B. Nr. 148, 

Min.-Bpg. Über den Sinn des 

8. B ber VBog. v. 23. Mär 

1853, beir. Erfäuterungen zum 

Gebührengejete, Abi. o, f 


82 | 1864 0.28. Mir}, R. G. B. Nr. 70, 


in.⸗Min.⸗Vdg. betr. die Ein⸗ 


511 
Nr. 


3 9b. 1. 3, 5, 6 . + 10% 
.8 >22... 118 


. 1160 


. 984 


1081 
. 1012 
119 


. 1009 
1145 


1102 


hrung von Stempelmarten 
1 . 1081 


88. 3,14. . 

88.8, 4, 14, af. 3 
icij. vsog. . betr. Die Boll- 
firedung der Berfügungen ac. 
der I. p polit. un ano lei 
bebörben, 88. 5, .. 


— 9.23. Mai, R. G. 2. Pr. 146, 
Fre Ma et, $. T . 


8. ® ® 0 ® 9 
88. 186, 1388, 141 . . 
J 197-141 und 18, 168 
g,1 o . 
8. In ee. 
8. 17% U} . ®. “ 
Fi 185, 1986, 198° ... 
253 . [} . [| @ — 
— 8. Juli, 3.6, 8. Nr. 169, 
Min.-Bhg,, betr. die Ge 
bähren der commifflonirenben 
Beamten, 8.1. . . . 
8, 24 ®e ® “ ®. ® ‘ 
— v. 9. Auguſt, R. ©. 2. 
Re. 2 faif. Patent, betr. 
erichtf. Berfahren außer 
ke tſachen, 8 1021, 
— * 1. September, . ⸗Min.⸗ 
Bdogebl.S. 480, Bog. 3.4044, 
betr. Gemeinbe uſchlaͤge zur 
Biernerjehrunge euer . 
opember, R. O. 8 
Nr. 268, Bereinsgeſ.,8 


. 1006 
. 1283 


987 
976 
996 


‚1141 


1 


. 1064 
16, 1064 


.1116 
1m 


. 1059 
. 986 


1152 


. 1041 


22 1020 


512 


Jahr 
1855 


1856 


1857 


III. Regiſter ber citirten Geſetzesſtellen. ‘ 

Nr. | Jahr Ar. 
vd. 28. Yänuer, Bub ⸗Zahl 1857 v. 31. October, 8. ©. 8. 
26454, Ban-Orbg. für Lem- Nr. 218, Inſtruction zur 
berg. 8. 356b . . . . . 1078 Durdführung der Grund⸗ 
v. 17. Februar, 8. ©. 8. laftenablöfung, 8. 65. . . 1119 
Nr. 33, Min.⸗Vog, betr. bie 8.120... ...2.109 
Gebühren für bie zu gerichts- 1858 v. 14. Yuli, 8. ©. 8. 
ärztlihen Zmweden verwende. Nr. 114, Hin Min Gel. über 
ten Berfonen, 5 . . . 10859 die Berzehrungsfteuerrädiver- 
v. 3. September, R. ©. 9. gütung für das aus dem Zoll⸗ 
Nr. 161, Min.-Bbg., betr. bie geiiete ausgeführte Bier, 
von Amtswegen abzuldjenben 5.7, 8, oe... 
nnb zu regulirenden Rechte. 1145| — v. 28. September, 8.9.8. 
v. 2. September, RB. 9. 2. Nr. 166, Min.Vdg., betr. 
Nr. 164, Min.-Brg. Über bas die Umrechnung ber Tag⸗ und 
Verfahren zur Beleitigung ban⸗ Meilengelder ber Beamten ꝛc. 
fätiger xc. Getäude . „ . 994 in öfterr. Währung . 59 
v. 31. Dctoter, R. 9.2. — v. 29. September, 8.6.8. 
Nr.218, Min.⸗Vdg., peto. Be- Nr. 167, Amtsunterriht zum 
handlung jener Anmelbungen, Heeresergänzungsgejete, 8.6 1084 
welche nach 8.3, Abf. 1 und — v. 7. Detober, 8. ©. 8. 
2 der Bog. dv. 15. December Nr. 179, Min⸗Bdg., beir. 
1855 in Betreff ber verlaut- das Erpropriationsverfahren 
barten Gruudbuchsprotokolle, bei Öffentl. Gtraßen- und 
nach verftrihener Frift ange⸗ Waflerdbauten . - . 2... 96 
bracht werben, 8. 23, 44, 53 1145| — v. 23. November, 8. ©. 8. 
v. 18. Februar, R. G. 2. Nr. 217, Tail, Bbg., betr. 
Nr. 44, kaif. Bbg., betr. ben Stempelabgabe von Zeitjchrife 
Zolltarif für Dalmatien, Bor» em 2 22202. . 1022 
erinnerungen, 8. 14 . . . 1246| — v. 7, December, R. G. B. 
v. 6. Mir, R. G. B. Nr. 48, Nr. 230, Markenſchutzgeſetz, 
Min.⸗Vdog. hinſichtl. Compe⸗ 85. 2, 5, 6, 9, 12, 15, 23. 986 
tenz ber Grunblaften-Abldf.- — v. 14, December, R. G. 8. 
und Regni.-Commilfionen nnb Nr. 231, Fin. -Min.-Bbg., 
ber polit. Behörden zur Ber- betr. Befeftigung ber Stem- 
banblung ber aus dem grund- pelmarlen unb beren Ueber- 
herrlichen Berbältnifie herräh- ſchreibung 0. . - . . . 1005 
renden Streitigleiten, berem 1859 v. 24. April, R.G.B. Nr. 58, 
Gegenſtand ven Beſtimmungen Gemeindegeſetz, $. 39 . 1084 
bes Pat. v. 5. Yuli 1853 42... 000.0. .119 
mnterledtt . . 2 00. . 1145 88. 82—51, 55-57 . . . 1026 
v. 10. März, tirol. L. G. B., — 12.17. Mai. R. G. B. Nr. 89, 
I. Abih. Nr. 3, S. 8, kai. Bog., betr. Einführung 
Statth.⸗Vog., betr. Erfat ber eines a. 0. Zufchlages zu eini» 
Krankenverpflegskoſten, 978 gen indirecten Abgaben, 
v.23. März, R. G. B. Nr. 67, bſ. 9b und 125. 1219 
Bollszãhlungsvorſchrift, 8.12 989 abi. 9b und 10a . . 1109 
v. 21. April, R. G. B. Nr. 82, Abſ. 10. 2.2 0 020... 1123 
Min.-Bbg., betr. das Erpro- — v. 25. Mai, R. G. B. Nr. 9, 
priauionsverfahren bei öffent!. Min.-Bog., betr. die Com⸗ 
Straßen- und Waflerbauten 996 miſſionskoſten bei Kirchen- und 
v. 27. Mai, tirol. L. G. B., Pfarrbaulichleiten 
11. Abth., Nr. 16, ©. 115, .23, Ai. 2 . . 2... 986 
Statth. Bdg., betr. bie Er⸗ — 2.22. September, Ord iua⸗ 
Härung ron Spitälern ale riat8-Enrrenbe für bie Diöcele 
allg. öffentl. Krankenanftalten 978 Lavant, 3. 1599, enthaltend 
v. 23. October, R. 9.82. das Didcelannormale, $. 24 992 
Nr. 207, kaiſ. Vog., Aende⸗ — v. 6. Oetober. tirol. L. G. B., 
rung bes Geſetzes v. 6. Sep- I. Abth. Nr. 65, ©. 61, 
tember 1850 ülter Aukündi⸗ Statth. Bdg., Krankenver⸗ 
gungen u. Zeitſchriften, $$. 4,5 1022 pflegskoſtenerſatz betr. 978 


Beilage der Juriſtiſchen Blätter. 


Yahr 
1859 v. 27. Octoter, R. G. 8. 


1860 


1862 


11, Regiſter der eitirten Geſetzesſiellen. 


Nr. 196, Min.-Bbg., betr. 
die Bereinfahung des Ge⸗ 
Ihäfteganges der polit. Be- 
börden, Abſ. 2c . . 

v. 20. December, R. ©. 'B. 


Nr. 227, Jewerbeordnung · 1067 
Art. V, Hit. 8: .... 12 
8.14. 00.0. 99 
8.23... 0. . 1093 
88. I—-4U.... . 1029 


88. 42, 45, is, 8... 993 
— 9. . © * 2 [ 1048 

70. 0... .11% 
55. 106, 108 1091 
88. 116-123, 126, 197° - 1091 
8. 132 “0.1029 


8. 144 . ..99 
v. 27. März, tirol. L. 'G. B. 
Nr. 17, S. 15, Statth. Bbg., 
betr. ben Fortbeſtand ber 
Brod⸗ und Fleifhappalti' . 1242 
0.9. Mai, R. G. 8. Wr. 125, 
Min.⸗Vdg., betr. die Erecu: 
tionsführung auf eine Jeman⸗ 
dem wider das Aerar ac. ge 
bührende Forderung, $S. 1, 4 
v. 17. Mai, tirol. L 6.8. 
Nr.24, ©. v2, Statth.⸗Vdg., 
betr. bie Betätigung der 
Appaltoverträge . . .1242 
v. 21. Februar, R. ©. ®. 
Nr. 20, vöhm Landesord» 
nung, sg. 2 1038 
v. 5. Diät, Rt. o. B. Nr. 18, 
grundiägliche Vefimmungen 
zur Regelung bes Gemeinde- 


1094 


weſens, Art. 5. 200 .9% 
Art. 6, Pkt. . . 1126 
Art. 5, Pkt. 1, 8, 10 1096 
Art. 15, Abſ. . ...1% 
Art. 16 979, 996, 1096 


Art. 9, 23, 24, Abi. 3. 

v. 3. April, tirol. ©. 8. 
Nr.24, S. 16, Statth Bog., 
peto. Berlängerung des Ap⸗ 
palto und Beſtätigung der bet. 
Berträge. . . . 1242 
v. 18. December, R. ©. 

Nr. 89, Abändernng bes ee 


bübrengefeges 
. 1109, 1123, ‚DI 


*3 abi. B . 

8. 10 0.0. 1070, 1080 
8. 16, Minen 4 . 1049 
Borerinnerungen j zum Tnrife 


Zarifpoften: 
T. P. 2, Anm. 1 . . 1081 
T. 8. 3f,g. . . . . 1000 


Bubwinäfi, V. &. H. Ertenntuniſſe. V. 


Nr. | Jahr 
1862 v. 13. Decenıber, R. ©. 


Nr. 89. Abänderung bes & 


513 


bübrengefebee 
T. P. 36, Abi. 2, lit.b . 1054 
T. B. 40, Anm. 4 . . 1208 
T. P. 43, lit. 8; an, hb 104 3 
T. P. 4 43h 971 
T. P. 43 k 1212 
T.8.4n .. ; „1081 
2. P. 45 (54) A 
Abi. D, git. ee und J “ 1219 
T. 8. . . . 1116 
T. P. — Anm. 4 . 1247 
T. R. 55 Be 00... 10% 
T. 8.55, B ?e und Anm. 4 1213 
T. 8.57 ec. . ...12% 
T. 8. 57, lit. E . . 1150 
T.857G . 1027 
T. P. 66 ... 981 
T. P. 66 Aa.. 1010, 1112 
T. P. 65 B. 160 
T. P. 83R 2 ‚, .ıımm 
T. P. 91. 1027 
T. P. 91 Bil . 1181 
T. B. 93 . 1112 
T. B. 101 IAn 1054, 1080, 1214 
T.8B103C . . 1043 
T. P. 105 Aa und Anm. 1 1219 
T. P. 100 A2 ... . 12213 
%.8.16 AB... .118 
T. P. 16 Be .. . .1048 
T. P. 106 B e, Anm. 2, 
lite . . 1122 
T. P. 106 Be, Ann. 3 1. 4 1049 
— 9. 20. December, R. ©. B. 
Nr. 102, Bollzugevorfchrift 
zum Gebüßrengelege vom 
13. December 1862, Abf. 1 1128 
“Abi.2 . 2 2° 0.0. .1150 
Abi. 10 . . 1049 


vd. 17. December, 8. ©. 2. 


ex 1853, Nr.1, Handelegeſer⸗ 
. . 1217 


buch, Art. gl 

Art. 112. e 

Art. 114, 119, 136, 131 

Art. 207 . 

Art. 140, 14, 214, 224, 

236, 244, 215, 247, 243 

Hrt. 272. 2 2 20% 

Art. 272, Ai. 2. . 

Art. 2211 . 2 2020 
186? v. 21. Mai, nieder - öflerr. 


L. G. B. Nr. 3, Geſetz, beir. 
bie Erhaltung ber öffentl. nicht 
ärarifhen Straßen 2c., 8. 8 


v. 3. uni, tirol. L. G. B. 
Nr.40, Borarlberger Straßen» 


. 1213 
‚1140 
. 1161 


1191 


geſetz, SS. 3, 1... . 1008 


59 


on 


514 


Fahr 
1863 


1864 


II. Regifter der citirten Geſetzetſtellen. 


v. 10. Inli, kühenf. 2. 6.8. 
Nr. 13, Sirianer Sem. B.D., 
53. 8, 17, 20, 2 . 
v. 15. November, 2. 8.8. für 
Eälel,, Nr. 17, Gem. Ordg. 
— Sihtele, II. Hanptfl. . 
8 
v. ig. Kevember, ſchieſ. 8. 8.8. 
ex 18654 Nr. 4, Straßengefet 
fär E chlefien, $. 19... 
ve. 3. December, 8. G. B. 
Nr. 105, Heimatsgeſet, 
56 WE TEE 
. 6 ee... 
6, .2 ... 
21.2.2... 
978, 1033, 1047, 
. . . 978, 1047, 
Aluea 2 ... 
Febrnar, R. G. B. 
. 20, Geſ., enth. Abãnde⸗ 
rungen ber Geptrengeiepe, 
Fs. 9 Alinea.l, 10 . . 
813. 
v. 8. März, but. 2. ©. 8». 
Nr. 3, Gemeindefatm für 
Czernowitz, 8.Ff3 . ... 
v. 15. März, mäbr. 2.©.8. 
Kr.4, Sem. Odg. für Mätren, 
58. 10, 11, 29,48 .. 
68. 27, 55, 1 Y 
88. 67, 70, 103... 
vd. 31. März, nieber-öflerr. 
2.0. 8. Nr. 5, Gem. Orbg. 
für NiebersDeflerreidh, 
SS. 19, 82, 84, 2 ... 
85. 68, AI—73, 6. . .» 
vd. 2. April, mähr. 28. G. 3. 
Nr. 11, Kirenconcurzenz, 
Gele für Mähren, SS. 11, 12 
88.92, 51. . . 
r. 12. Art, vieder- öflerr. 
2. ©. 2. Nr. 6, Schulcon⸗ 
currenzgejetz für Nieder⸗ 
Deſte reich, 88. 19, 2) . 
v. 16. Abel, 2 ©. ®. für 
Bähm. Ar. 7, Gem. Org. 
Kir Töhmen, 8. 28, Abi. 1 
. 28 adI.... 


——————— 


-—on 


Ar. | Jahr 
1864 ©. 16. April, 2.8.9. 


1095 


997 
1186 


. 1198 


997 
1081 


. 1051 


1110 


. 1200 


1236 
1236 


. 1236 
. 3033 
. 1110 
. 1110 


1233 


. 1112 


1114 


. 1213 
. 1037 


1155 


Böhm. Rr. 7, Sem Er, 
fär Sohn, 5.6 .. 
8. 87, Wei. 1 
4 


® ® ® ® 
® . [3 ® ® . 0 — 
® } 


1178, 1230, 


5. 0 .. 
Gem. W. Org. 6. 


. 99 
. 1248 


399 
1238 
1238 
999 


2571288 
11,85. 2, 


Alinea 1 und 2 .. 4131 


& 22. April, tiroi. L. G. B. 
—* 22, Gem. Ordg. für ser. 
arlberg, 
$ 31, 4b. 2, 8.856 . 
H 89 Aline 2_ .. 

. 27, Btt. 7, 34,38, 4, 
5, &9, 92, 4 
g. 6, Bil und 2, 73 9, 27, 
St. 8, 35, 67, 70-74 . 
v. 2. Mai, Rleierm. 2.9.8. 
Ar.5, Gem. Orpg. für Strier⸗ 
mar, 88. 63, 69, 75 
v. 11. Mai, böhm 2.9.2. 
Ar. 20, Bauordnung für 
Böhmer, 
ss. 8,9, 12, 13, 14. . 


88. 9,11, 18, 927, ab. 4, 
29, 36, 46, 54, 68, 83, m. 2, 
89. . . 
v. 25. Yuli, böbm. 2. s. B. 
Nr. 27, Bezirfevertretunge 
geſetz ſür Böhmen 

9, .. 0.5 


v.12. Augufl, behm 2.6. 2. 
Nr. 46, Geſetz. ber bie Ber- 
theilung ber Leiſtungen und 
tie Competenz bei öffentl. 
nigt ärar. Straßen mb 
Wegen, 88.12, 13, 14, A61. 2 
2.15 Augnſt, mähr. 2.9 ©. 
Nr. 32, Gefck, betr. Die Con⸗ 
tributionefonde, $. lı . 
r. 13. Eeptember , bẽhm. 
L. G. B. q*. 33, Edal- 
tronats geſetz 
Ha Scioxer, tirel.2 ©. 8. 
Nr. 59, ©. 44, Stat:h.-Big.. 
betr. Eindringlihmedung cos 
Spitalsverpfiegelokea - - 


1865 


. 1040 
. 1003 


. 1042 


. 1200 


. 1222 


1 


. 1156 
. 1060 


1230 


. 1211 


. 117 


978 





III. Regifter ber citirten Gefeteöftellen. | 515 


Jahr Nr. Fabr Kr. 
1865 v. 29. November, R. ©. 2. 1867 v. 2. April, böhm. 2. ©. 8. 
Nr. 137, kaiſ. Bdg., betr. Nr. 32, Mauthgeſ. f. Böhmen 
bie Zulaflung ausländ. Actien⸗ 88,1, 6 . . 1015 
geleuichaften in Oefterreich, rn 2. December, 'R. G.s. 
“tl ... 976 Nr, 143, St. ©. Gel. über 


1866 v. 9. Jänner, tirof. 8. ®. 8. 


Mr. 1, Gent. Orbg. Mir Tirol 


5 995 
8.7d, Wlinen 2 en - 1132 
8.10. . . 9%, 113 
s.13.. oo. . + 1203 
8.21... .. . 1215 
8.27... . . 1030 
8.27 ad 3 .. 980 
8.29... . 1204 
88. 31, 82 . . 1215 
88 45, 46 > 002. ..1204 
8.68. . . . 995, 1067, 1132 
ss 72, 13,79 . . . . 1067 
8. 80 >... + 1204 


5.853.222 20200. 0.198 
8.88, Abf.7 » » . . . 1204 
v.20. Zänner, ſchleſ. L. G. B. 
Nr. 10, Gemeindeſtatut für 
Troppau, 88. 38, 42b . . 1048 
v. 18. März, nieber,.öfterr. 
2. G. B. Nr. 6, Geſetz, betr. 
die Erklärung einer Anzahl 
Straßen zu Landesfiraßen . 1191 
v. 1. Zuni, böhm. 2. 6.8. 
Nr. 49, Sagbgeieh für Böh⸗ 
men, 8. 1 1060, 1178 


8. 16 . . 0 .1106 
— >... 1060 
8 23. .. 0. 1060, 1106 
8. 26, 28 ... . 1106 


v. 12. Anguſt, galiz. 2. 6. 8. 
Sir. 19, Sem. Orbß: für Ga. 


lizien, 58, 27, . 994 
ss. 11, 68, io .. „ 1206 
8. 31, Abf. 2 . 1217 
Gent W. Obg., 88. 21, 24, 

abi. 4 . 1086 


88. 9, 10, 11, 25, 30, 31. 1120 
ss. 16, 23—25 und 81 . 1146 
v. 12. Auguſt, galiz. 2.6.2. 

Nr. 20, Geſ., über die Guts⸗ 


88. 1, 2, 4, 8, Abi. 3 . 1207 
v. 12. Auguſt, galiz. 2. ®. B. 

Nr. 21, Begivisberttetungegel. 

für Galizien 8.49. . . 1206 
0.18 Anguft, L. G. B. eox 1867 

Nr. 15 galiz. Steaßengelet 

88. 4, 5, 12 . 1131 
88, 5, 11, 12, Abf. 3. .12%07 


dv. 20. Auguft, galiz.?. 
Nr. 27, —A 1077 


die Einfegung eines Reichs⸗ 

gerichten Art. 2b. . . 1088 
. 21. Decemter, R. ©. B. 

Nr. 144, St. ®. Gel. über 

d. e richterlice Gewalt Art. 15 1052 


2 
1868 0.9. März, R. G. B. Nr. 105, 


Bol» und Handelsvertrag mit 
dem deutſchen Zollvereine, 
Schlußprotokoll 8.3. . . 1246 
v. 14. Juni, R.G 2. Nr. 62, 
Gef. wegen Aufhebung ber ge- 
gen beu Bucher beitebenden 
Gelee 88. 2, . 1071 
v. 25. Mai, R. ®. 8. Mr. 48, 
Geſ., enıh. die grundſätzlichen 
Beflimmungen über das Ber- 
palmiß der Schule zur Kirche 


8.2 

25. Mai, R. 8.8. Nr. 49 

Geſ., betr. die Regelung ber 

interconfefj. Berhältnifle ber 

Staatsbürger Art. IX, X . 1011 

v. 26. Juni, R. G. B. Mr. 72, 

Geſ. betr. bie Henberungen 

im Ausmaße unb in der Ein» 

bebung ber Steuern pro 1868 1124 
v. 29. Juni, R.G. B. Nr. 118, 

— 

88. 16, 18, 29, 32 . . 1024 

88. 18 ul, 1, 32 Ab. 80 . 1065 

2.8, Fuli, R .. 8. Nr. 9 

Gef. wegen Abänderung ber 

Verordnung vom 18. Detober 

1865 in Betreff der Brannte 

mweinbefleuerung, Art. 2 . .„ 11 

9.7. Anguſt, R. G. B. Nr. 119, 

Durchführ. Vdg. zum Rin⸗ 

berpeftgeleh - .... 1024, 1065 

ctober, tirol. L. G. B. 

Nr. 41, Geſ. peto. Aenderung 

der 88. 14 und 24 bes Ver⸗ 

mögensftzuerpatente® f. Bor- 

ariberg v. 10. April a 8.1 1031 

0.25. October, böhm. 2 

Nr. 36, Geſ., beir. Abänderung 

bes Bezirfövertretungsgeehes 

v. 25. Inli 1864 . . 1038 

0.30. November, ſchleſ. 8. ®. ®. 

Nr. 37, Geſ., betr. Beftellung 

und Wirkungsfreisber Bezirks⸗ 

ſtraßenausſchüſſe 

8.7 Abſ. 3Z und 4— . . .11%8 

v. 4. December, R.G. B. Nr. 449 

u. 450, Geſ., betr. ben Waaren⸗ 

Ein⸗u. Ausfuhrzoll in Dalmat. 1246 
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Fahr 
1863 


1861 


111, Regifter der citirten Geſetzeeſtellen. 


v. 10. Juli, küſtenl. 2. 6.82. 

Nr.13, Slrianer Dem. W. O., 

88. 8, 17, 20, 82 

v. 15. November, L. G. B. für 

&älei, Nr. 17, Sem. Orbg. 

für Säeflen, II. Hauptſt.. 

Ss. ı 

v. 19. Bevember, ſchieſ. 8.8.8. 

ex 1864 Nr. 4, Straßengeieh 

rät älehen, [3 19... . 1198 
3. December, R. ©. 8 

Sir. 106, Heimatsgeſetz, 
3 oo. 


— « . . « 


997 
. 1186 


ai.2 ... 
9 . — . ‘ ‘ U} . 
7 
978, 1033, 1047, 
. 978, 1047, 


‚40. 2. 
8. 49 Alien 2 . 

v. 29, Februar, R. ©. 8. 
Nr. 20, Geſ., entb. Abände⸗ 
rungen ber Gebütrengelepe, 
88. 2 Alinea.1, 10 . 

8. 


v. März, but. 2. ©. 8. 
Nr. 3, Gemeindeftalut für 
Szernomit, 8.63... . 
v.15. März, mäbr. 2. ®. B. 
Nr.4, Sem. Odg. für Dtäbren, 
88. 10, 11, 29, . 
88. 7, 55, 2 
88. 67, 0, 103 . . 
v. 31. Din, nieber-öflerr. 
L. G. 8. Nr. 5, Gem. Ordg. 
für NiedersDefterreich, 
85. 19, 82, 84, 92 . 
85. 68, 71- 78, 76... 
v. 2. April, mähr. L. ©. B. 
Nr. 11, Kircyenconcurzenz, 
Geſetz für Mähren, 8$. 11, 12 
88. 52, 57 . 1134 
v. 12. April, nieder. öfter. 
L. G. 8. Nr. 6, Sculcon- 


currenzgejet Dr Rieder⸗ 
Deſterreich, 88. 19 . 1133 
v. 16. April, 2° © 8. fr 


Böhm. Jr. 7, Sen. Org. 


für Vöhmen, 8. 28, Abi. 1 1051 
8. 28 add... . 0. . 1281 
8.32. . . 1231 
&, 36, . . 1045 
8.53. . . 1231 
8. 70. . . 1015 
8,12. 1016, 123% 
8. 1 > . . 1061 
id... .. .J016 


Nr. | Jahr 


1864 


J 


1865 


v. 16. April, L. G. B. 


Böhm. Nr. 7, Gem. Ordg. 

für Böhmen, 8.86 . . . 999 

. 87, Al. 1. . . 1238 
“ — [2 . . . 999 


8.0... 02 0.20... 1238 

8.99... 1178, 1250, 1233 

4 102, 18 .. 999 
107 . 1238 

Sem, W. Orbg., 8. 11, af. 9, 

Alinea Luıd2 .„. . „1231 
v.22. April, tirol. L. ©. 8. 

—* 22, Gem. Ordg. für Vor⸗ 

arl berg 

8 34, ai. 2, 8. 86 

$ 89" Alinea 2 .. .1 
. 27, Br. 7, 34, 38, 47, 

55, 89, 9?, 94 .1 
8.6, Bft. 1 und 2, 88. '9, 27, 

ft. 8, 35, 67, 70- 74. .1 

v. 2. Mai, fleierm. 8. ®. B. 

Nr. 6 Gem. Ordg. für Steier- 

mark, 88. 63, 69, 75 . 1222 

v. 11. Mai, böhm L. G. 8. 


. 1040 
005 


Nr. 20, Bauordnung für 
Böhmen, 

88. 8, 9, 12, 13, 14. . 1225 
88. 12, 13. . . 1093 
$. 14, Ab. 2, 8. 16, auf 1 1185 
8.22... . 1093 
8.57... .. . 1061 
8... . 1285 
8. 64, Abi. 1. . . 1185 
8. 64, Al, 2... . .1216 
88. 83, 85, 0 ° . . . 1225 


88. 9, 11, 18, 27, Abi. 4, 
29, 36, 26, 64, 69, 83, ‚ws. 2, 
89. 987 
v. 25. gull, hm. 8. 6 2. 

Nr. 27, Bezirfövertretunge- 
geleh für Böhmen 

88.55, t6 . » 2... .,1856 
8. Te 2 2 8 002. 1060 
v.12. Auguft, böͤhm. L. G. B. 
Nr. 46, Geſetz, betr die Ver⸗ 
theilung der Leiftungen und 
bie Competenz bei öffentl. 
nit Arar. Straßen und 
Wegen, 88.12, 13, 14, Abf. 2 
v. 15 Auguft, mähr. L. G G. 
Nr. 32, Geſctz, betr. die Con⸗ 
tributionsfonde, & lı . . 1211 
r, 13. September , böhm. 
L. 6 8 Nr. 35, Schul⸗ 
patronatsgeleh . . 

vd. 3. Octorer, tirol, L ©». 
Nr. 54, 5.44, Statih.⸗Vdg., 
betr. Einbringlihmagung von 
Spitalsverpfiegeloften . . 


1230 


. 117 


978 





Jahr 
1865 v. 29. November, R. ©. B. 
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Nr. 


Nr. 127, kaiſ. VBdg., betr. 
die Zulaffung ausländ. Actien⸗ 
geleilipaften in Deterreic, 
At. . 976 


1866 v. 9. önner ı tirof. 8. ®. 8. 


Mr 1, Gent. Orbg. fir Tirol— 


8. 995 
8. 14, Kiinen 2 ren 1132 
8.10 .  . . 9%, 113 
8.13.. . . . 1203 
8.24. ..:..31215 
8.27. . . . . 1030 
8.27 ad 3 «980 
Y).,.. . + 1204 
88. 31, 32 . . + 1215 
88 45,46 . . + 1204 
oe. 995, 1067, 1132 
88 72, 13, 79 + 1067 
. L} “ ® [2 1204 


& 
u 
Le) 
— 


8.85. 0. 

8. 88, Abj. Ten . 1204 
v. 20. Fänner, ſchleſ. 8. @. 8, 

Nr. 10, Gemeindeitatut für 
Eroppatı, 88. 38, 42b . . 1048 


.18 März, nieber.-öflerr. 
Fi G. B. Nr. 6, Geſetz, betr. 
die Erklärung einer Anzahl 
Straßen zu Landesſtraßen . 1191 
v. 1. Iuni, böhm. 8%. 6.2. 
Nr. 49, Sagbgelet für 86 
men, 15 . . . 1060, 1178 
8.16 . ne . 1106 
8. 17, Abl. 2 0. 0. ..1060 
5 23... .20% 1060; 117° 
55. 26,28. . » . 
v.12. Auguſt, galiz. & ‚s, * 
Nr. 19, Sem. Ordg. fü 


Igien, 86 2,0...» 994 
sg. 1 101 . 0... 1206 
8. Fr af. 2 . 1217 


en Obg., sS. 21, 2, 


88. 9, 10, 11, 25, 30, 31. 1120 
88. 16, 23—25 uud 3I 2 . 1146 

v. 12. Auguft, galiz. 2.©.®. 
Sir. 20, Geſ., über bie Guis- 
gebiete 8 7.. . . 1077 
88. 1, 2, 4, 8, Abf. 8 . . 1207 
v. 12. Anguft, galiz. L. G. B. 
Nr. 21, Bezirksvertretungsegeſ. 
für Galizien 8. 49. .„. . . 1206 
9.18 Auguft, L. G. B. ox 1867 
—* 15 „gell Straßengeleg 

1 

88, 3 I, 12, Abf. 3 1207 
vd. 20. Auguft, galiz. 
Nr. 27, —ãA . 1077 


Jabr 
1867 v. 2. April, böbm. L. G. B. 


Nr. 32, Mauthgeſ. f. Böhmen 
veel-  . . 1015 


\ 88. 1, 6 
— rn 2. December, R. 6. B. 


Nr. 143, St. G. Geſ. über 

die Einfegung eines Reichs⸗ 

gerichten Art.2b. . . . 1088 
. 21, Decemter, 8. ©. 8. 

Sir. 144, St. G. Gel. über 

b.e richterficbe Gewalt Art. 15 1052 


2 
1868 v. 9. März, R. G. 8. Nr. 105, 


Zoll⸗ und Handelsvertrag mit 
dem beutichen Zellvereine, 
Schlußprotokoll 8. .12 
v. 14. Juni, R.® 8 Nr. 62, 
Gef. wegen Aufhebung ber ge- 
gen ben —8 beſtehenden 
Geſetze 88. 2, .... 107 
v. 25. Mai, R. 8. 9. Nr. 48, 
Gef., enth. die grundfäglichen 
Beftimmungen über das Ber- 
Hälniß ber Schule zur Kirche 


5. 2 
25. Mai, R. ©. ®. Nr. 49 
Geſ., betr. bie Regelung ber 
interconfefl- Berbhältnifle ber 
erde Art. IX, X . 1011 
v. 26. Ju R.©.8.Rr.72, 
Gel., betr. die Aenberungen 
im Ausmaße unb in ber Ein» 
bebung der Stenern pro 1868 1124 
v. 29. Juni, R.G. B. Nr. 118, 
Rinberpengeieh 
88. 16, 18, 29, 32 . . 1044 
88. 6 ar. 1, 32 af. 8 . 1065 
v. 8. Juli, R.®. 82. Nr. 90, 
Gef. wegen Abänderung der 
Berorbuung vom 18. October 
1865 in Betreff der Brannt⸗ 
meinbefleuerung, Art. 2 . . 1158 
v. 7. Auguſt, R. G. B. Nr. 119, 
—8 Dog. zum Rin⸗ 
berbefigel & . . . 1024, 1065 
v. 2, October, tirol. L. G. B. 
Nr. 41, Geſ. peto. Aenderung 
der 88, 14 und 24 bes Ver⸗ 
mögensftzuerpatentes f. Bor» 
arlberg v. 10. April 1837, $.1 1031 
0.25. October, böhm. 2.6.8. 
Nr.36, Geſ., betr. Abänderung 
bes Begiefebentsetungsgejebed 
v. 25. Inli 1864 . . 1038 
8.30. November, ſchleſ. 2. ©. ®. 
Nr. 37, Geſ., betr. Beftellung 
und Wirkungsfreisder Bezirfe- 
firaßenansfchüffe 

8. 7 Abſ. Bund4 . . „11% 
— 4. December, R.9.B. Nr.449 
u.450, Geſ., betr. ven Waaren- 
Ein- u, Ausfuhrzollin Dalmat. 1246 
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Yahır 
1868 0.26. December, Pofl-Bpasbl. 
S. 283l, Sufirnetion für Poſt⸗ 
Direct: oucaffen 8.7 
869 v.9. Jänner, R. G. B. Nr. 7, 
Geſ., betr. Yenberung ber auf 
das Concursverfahren bezüg⸗ 
lichen Grbübrenvoririfien g 
0.6. Februar R. G. B. Nr. 1 
Geſ., betr. die Rechte uud ae 
Berfabren beider grundbücher⸗ 
lichen Zer beinu ng einer Liegen⸗ 
ſchaft 8 
v. DDr, 8.8. Nr. ‘67, 
veitegählungegeieh . 
8. April, R. G. B. Nr. 44, 
Se —8 das Reichsgericht 


5. 1 
0.24. April R. 8.8. Nr. 48, 
Sel., betr. Aenderungen in 
ben Titeln, Rangsverbältnifien 
und Bezügen ber Gerichtshofs⸗ 
* beamten und neuer, 5 8 
vd. 11. Mai, böhm. 8 ®.8. 
Nr. 87, Grandentiofumgagel. 
8.1 A, 8.2Bl... 
v. 14. Mai, R. G. s. Nr. Pie 
Neiperoiteiäuigeleh .. 


8. nn 
8. 11,21c ... 


8. 77. 
v. 80. Mai, R. G. B. Mr. 98, 
Reiemafltriehtegelet 
88. 1 —18 U} 
v 25. Detoben galiy. 8. ®. B. 
Nr. 37, Statth.⸗Vdg., betr. 
Borfihtsmaßregeln gegen bie 


Rindepeli . - .1 


9.8. December, fleierm. 8. 6. B. 
Nr. 47, Grazer Gem. Ordg. 
8.37, 2. 3c, 8.47, lit.i, Abf.2 
v. 7. Zänner, böhm. L. G. B. 
Nr. 1, Geſ., betr. Umlagen⸗ 
bewilliaung für mehrere Ge⸗ 
meinden..... 
v. 10. Jänner, küſtenl. 8, ®. B. 
Nr.2, iſtrian. Land. Geſ. betr. 
bie Abänderung ber iftrian. 
Gm. W. Ort. . » .. 
v. 21. Jänner, böhm. L. G. B. 
Nr. 14, Geſ., betr. Regelung 
der Rechtöverhältniffe des Lehr⸗ 
ſtandes an Volksſchulen, 8. 92 
v. 24. Jänner, mähr. L. G. B. 
Nr. 17, Te ae 
für Mähren, 88, ‚, 36 


1870 


Nr. 


. 1172 


x 


1057 


. 1212 


. 1193 


. 1038 


. 1239 


. 1066 
. 13011 


- 1001 
‚1011 


999 


1095 


1098 


. 1193 


Yahr 
1870 v.19. Februar, böbm. 2. G. B. 





11I. Regifter ber eitirten Geſetzesſtellen. 


Rr. 


Nr. 22, Sculerrihtungegel. 
für Böhmen, 88. 5,9, 10,58 1076 
88 1,6, 7, 10, 11, 12, 21, 
2330 . . 1001 
v. 21. Februar, tirol. 2. ©. 2. 
Ar. 16, „orraßengef, für Tirol 
58. & V 7, Il, 13 

88. 8 ‚2... 
v. 80. at. R..8.Rr. 68, 
Geſ., betr. tie Organijation 
RX öffent. Sanitätsbdienftes 


8 .. 
88. 2,5, 4. 6, 10° .. 
v.18. Mai, R. G. B. Nr. 76, 
Fin. Min, Erl. betr. tie Ein- 


1117 
1030 


. 1059 
. 1026 


beleunung des dem Gebühren- 


1871 


äquivalente unterliegendenBer« 


mögene, Pl. 1... 1 
19 975 

v. 28. Auguſi, 2.8. | 8. für 
Nieter-öfterr. Nr. 56, Bafler- 
zechtegeich 20000. .1082 
8.9. 986 

v. 28. Au uf, ſchieſ. eG B. 
di: al Yofferrechtege ſer 
88. 1 .. 1198 
8. u . . 1053 


v.28. FR she %.0.8. 
Nr. 71, Waſſ errehtägel. hir 
Böhmen, 88. 10,17. . 


[7 
« 
8 
[ ] 
®. 

. oe ev 0 
4— 

.e dr eo 0 
[ ] 
wm 
ne 
— 


0 
v 
v 

®. 


8. 102 . „1148, 1162 
v. 28. Auguft, tirol. L. 9.8. 
Nr. 64, Wafl euestegel. für 
Zirol, 88. 41, 44, 45, 5l, 

B2, 67, 7 . . 1204 
v 28. Auguft, mäßr. 2.©.8. 
Nr. 65, mähr. Peſterre hie⸗ 
geſetz, Sg. 42, 43, 5 . . 1052 
v.4. December, tirol. 2.6.2. 
Nr.90, 8.211, Geſ., Kraulen⸗ 
derpflegäfoften- Erfaß Seitens 
ber Gemeinden, betr. Art. 1u.2 
0.26. Februar, Kin. Min. Vdgo. 
Bl. S. 28. Erlaß. 3. 31202, 
betr. Behandlung der Zufgpläge 
zu ben bir. Steuern in Fällen 
von Abſchreibungen ber ier 
teren . . 
v. 21. Juni, C. u. Min. Bogs. 
Bl. Nr. 52, C.⸗U.⸗Min.⸗Erl. 
3.121, betr. Modatitäten und 
Koſten bes Religtousunter- 
richtes an Volksſchulen, Pkt. 2 1058 


978 





III. Regiſter ber citirten Gejegeeftellen. 
Nr. | Yabr 


Jahr 

1871 0.33. Juli, N. G. B. ex 1872 
N. 16, Diai- uud Gewichté⸗ 
ordnung, Art. 5, 6, 18.. 

— 2.25. Juli, R. ö. ð. Nr. 7ö, 
Sei. betr. dad Eıforderniß ber 
notarielfen Gerihtung einiger 
Bentegeihäfe, s.1 . 

— 5.25. Ju, 8.0.8 Wr. "96, 
—* über Das im Falle ber 
Anlegung 2c. von Giund⸗ u 
Bergbüchern einzuleiteube Ver⸗ 
fahren . . 

— 0.25. Juli, N. 8.8. Rı. 85, 
alla. Örunbtugegel,, 8.8 
95. 26, .. .. 

8. 72, "Alina 2... 

1872 v.1. Yänner, gali;. 2. G. ®. 
Nr. 25, Sel., betr. Einhebung 
von Gebühren von Propina- 
tionegeiränfen i in Neu-Sandez 

— v. 2 März, buhow. L. G. B. 
Sir. 6, Geſ., betr. Einhebung 
einer Auflage auf geiftige Ge⸗ 
tränke in ber Stadt Eyeruowiu 

— 1920. uni, 8.9.9. Nr. 86, 
Geſ., beir. bie Beſorgung bes 
Religioneunterrichtes in den 

Öffentt. Bolle- und Mittel- 
ſchulen, &1. . 

— v. 1. JZuli, R ®. B. Nr. 9, 

Geſetz, betr. die Abänderung 

mehrerer Paragraphe des Land⸗ 

wehrgeſ. vom 13. Mai 1869 

88. 9, 10 und leberficht . 

— 10,4. December, böhm. 2.6.8. 
Mr. 52, Min.Bdg., betr. bie 
Durbführung d. Baſſerrechis⸗ 
geſetzes, 88. 1, 3 

1873 v. 9. Janner, rel e. ®.8. 
Nr. 9, Geſetz, betr. bie Be- 
fireitung, bezw. Rüdvergütung 
der ın den 88. 14 u. 15 bes 
Schutgel. v. 27. Juli 1871 
bezeichneten Koften, 8.2. 

— v. 3. Februar, nieber-öflerr. 
L. G. B. Nr. 20, Geſetz, beir. 
Einführung des Schlachthaus⸗ 

zwanges in den Serarten Wiens 

— 1.24. Kebruar, böhm. 8.9.2. 
Nr. 16, Geſetz, betr. die Ab⸗ 
änderung d. Saulerrigtunge- 
gelehen, 88. 1, 2, 10, 11 


_. 24. Sebruar, böhm. 2.8.82. 
Nr. 17, Sautauffigtegeiee 
für ‚Böhmen, 6. 26 b 
8. .4 und 8.29. . 
— v. . Ar}, mäbr. L. G. B. 
Nr. 30, Geſetz, betr. die Con⸗ 
tributionsfoude, $. 11 


1073 


. 1027 


‚1219 
. 1212 

054 
. 1101 


975 


1114 


1011 


. 1127 


. 1148 


. 1200 


1091 


. 1076 
1177 


1001 


.1211 


a 

1873 0.29. März, R. G. 8. Nr.42, 
Geſ., tetr. die Zulaſſung aue- 
länd. Berfiherungsgefelfchal- 
ten in Oeſterreich, 8 

— v.9 Apr, %.©. 8. Rr. 70, 

BGeſetz Über Erwerbo⸗ u. Wirth» 
ihaftegenofienichaften. 8. 2 

— v. 15. April, R. G. B. Nr. 47, 
Gele, betr. die Beamten» 
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Nr. 


976 


. 1179 


gebalterenutiruungn . - . . 1239 


— v. 27. April. R. G. B. Nr. 67, 


Geſetz, betr. das Mabuver- 
. . «+ 1081 


fabren, 8. 19 . 

— 92, Mai, galiz. ?. ©. 2. 
Nr. 251, Gel. über die Redhte- 
verbältniffe des Lehrſtandes 
an öffent. Voleſchulen 9 

— v. 24. Mut, R. G. B.Nr. 9 
Geſetz über die im ee 
und Mahnverfabren zu ente 
narenben Gtempelgebühren 

— v. 27. Mai, gaiiz. e. G. s. 
Sir 253, Geſetz, betr. Abld- 
fung von Giebigkeiten au Klö⸗ 
ſter, Kirchen und Pfarrer, 8.21 

— 0.14. ZJuni, R. G. B. Nr. 112, 
Min«Brg., betr. den 8. 18 
bes Rindern engeiees bom 
29. Zuni 1868, Abi. 2 . 

1874 v. 29. Jänner, tirol. ®. ®. B. 
Nr. 10, Stattd.-Bdg., Bemeſ⸗ 
ſung der Spitalverpfiegokofen, 
betreffend....... 

— v. 9. März, böhm. L. G. B. 
Nr. 15, Geſ. betr. bie Einte- 
bung einer Umlage von Branut⸗ 
wein durch bie Gemeinde Jidin 

— v. 7. Mai, R. G. B. Nr. 50, 
Geſetz, betr. die Regelung ber 
äußeren Reitöverhältuiffe ber 
Lotbei; „Invens .. 
88. 33 . 

1134, 

8.36 . 1066, ‚1108, 1134, 


“ “ L “ ‘. 


go 
& 
PET 
| « 
wm 
os 


m u οↄ 

nn 

SH D 
“ ®. 


— v. 27. December, fleierm. 
2.8.9. ex 1875 Rr.3, Gef., 
betr. die Behanbinng ber in ber 
Gem. Orbg. und in den Ge- 
meinbdeitatuten für Gray, Mar- 


. 1081 


974 


378 
1018 


. 1066 


“ . ‚® . ‘. 1199 
8. 35. 0. 1066, 1105, 1118, 


1218 
1218 


", "1105, 1118, 1218 





Jahr 

burg und Cilli einem Landes⸗ 

ge ſetze vorbehaltenen Angele. 

genheiten . 
1875 v. 18, Febrnar, aaliz. 2.0.8. 
Nr. 3, a. h. Eniſchl., betr. 
bie Berechtigung ter Stadte 
gemeinde Stiyi zur Erhebung 
bes Pfloftermantögeldes . . 
v. 4. April, R. ©. B. Nr. 68, 
Geſ., betr. bie Handelsmätier 
u. Senfale, Art. 72, 73, 76,77 
9.18. Mai, R. G. B. Nr 84, 
Geſetz, hinſichtl. der durch das 
neue Maß und Gewicht ber 
bingten Aenderung der Be- 
fiimmungen über die Berieh 
rungönener 0.0. 

Iuni, tirol. 8. ©. 8. 
Nr. 31, Gefeg, betr. die Er⸗ 
ieichtern der Armenverſor⸗ 
gungoverb indlichkeiten ber Ge⸗ 
meinden in Betreff von Hei⸗ 
mathloſen... 
v. 2. Septemter, but. 8, G. B. 
Nr. 26, Geſ., bett. Umwand⸗ 
lung ter in ben Landesgeſetzen 
vorkommenden Sätze in me⸗ 
triſches Maß⸗ und Gewidt . 

0.22. October, R.9.B. ex 1876 

* 36, Geſetz Über den Ver⸗ 


maltnngegericthol, 8 .2 1022, Dt 


088, 1155, 
6. 3 b © . 
g.Beoe . 1076, 1108, 
8.3 h 
8. 6 0 


® . [2 . “ . “ 58 
1015, 1033, 10384, 1079, 
1229, 1230 


Nr. 


. 1126 


205 


— 


1112 


. 1041 


1114 


1168 
. 1038 
1185 
11 


q.6 980, 988, 1004, 1046, 1061, 1065, 


1079, 


1158, 1164, 1182, 1197, 


‘ 6, Abi. l. . . . ® “ 


18. . . . 1206, 
.18, Ainea 2... 

‚20, 22,23,25, 28,34, 35. 

8.4. . . . 1076, 
v. 19. December, böhm. 8. G. B. 
Nr. 86, Geſetz, betr. die Re- 
gelung ber Rechteverhältnifſe 
bes üchrRanbes an Boltsfhulen 
88. 2 oo... 

v. 30. December, galiz. 2.0.8. 
ex 1877 Nr. 55, Gefet, betr. 
Aufhebung des Propinations- 
rechtes, 8. 4, Abi. 1 u. 2 
68. 1,3, 4,5, 11 


rgesenenn 
 % 


1086, 1099, 1108, 1119, 


1238 
1198 


. 1022 
. . 1225 
. 1101, 


1126 
1034 
1217 
. 1080 
1081 
. 1157 
1191 


. 1019 


. 1221 
. 1223 


III. Regiſter der citirten Ge'etzesſtellen. 


Fahr 

1876 0.31. Jänner, böhm. L. G. 2. 
Rr.17, Sıattb.-Eri, Umwand⸗ 
lung ber im Mauthgelege vor- 
fommenben Maße in metri- 
ſches Maß ber. . . 

v. 10. Fetruar, but. 2. © ®. 
Nr. 1, Rggs.Vog. w. Aen⸗ 
derung der Beſt mmungen des 
Landesgeſ. v. 2. März 1972 
(Bierauflage ber Stadt Eier 
nowit) in Rüdfiht auf das 
neue Maß und Gewidt . 
v.8. Mir, R. G. B. Nr. 26, 
Geile, enih. Aenderungen ber 


Mr. 


.1114 


Gebührengeiete, SS. 19, 20 Art 


88. 19, Alinea 2,20, lit. f 
88, 14. 20, 21, 22, 23. 
v. 19. März, R. C ðv. Ar. 28, 
Geſetz, betr. die Friſten zur 
Geltendmachung der Rechts⸗ 
mittel gegen 
ber Binanzorgane . 

5. Mai, böhm. 8. ©. 8. 
Sir. 4, Beer TR für 
Böhmen, 88. 39, 
v. 15. Kebrnar, * G. 2. 
Nr. 98, Gefeg, betr. Abänbe- 
zung ber Anmerlung 2 o zur 

T. P. 106 Be des Seil 

rengef. ex 1862, 8. 1 . 
— v. 30. September, mähr. 

L. ©. B. Nr. 38, Straßen- 

gefeg für Mähren, 88. 3 
1878 v. 18. Februar, R. ©. 2. 
Nr. 80, Eiſenbahn⸗Erpropria⸗ 
tionsgefets, 88. 35, 36, 38 . 
v.18. März, R.G. B. 3 Rr.3l, 
Geſetz, ber. die Verjährung 
der nımittelbaren Gebühren, 


1377 


. 12:33 
. 1068 


utfcheibungen 
9 g . 1023 


. 1046 


1122 


6 1037 


996 


79, 1099 


— v. 
Zuckerneuergefeb 8 
v. 27. Juni, R. G. B. —* 
Brauntweinſteunergeſetz, 8. 
88. 34, 40, 44, 46, 18 . 


v. 16. December, R. ©. 8. 


1018 
. 1035 


ex 1879 Nr. 1, Hanbelövertrag 
. 1216 


mit Deutfchland, Art. 26 
1879 v 23 April, tirol. L. G. B. 

Nr. 26, Geſetz, betr. Regu⸗ 

lirung des Etſchfluſſes. 


979 








1. Regiſter der citirten Gefetesftellen. 519 


Lahr Nr. | Yahr 
1-79 v. 22. Mai, R. G. B. Nr. 68, Grazer Getreitemarktorbnung 
Finanzgeſes pro 1879, Art. 4 981 ss. 11... 2 2 220% 1126 
— v. 11. Juni, 8. ©. B. Nr. v8, 1879 v. 20. December, 8. ©. 8. 
Einquartierungegeſetz, Art. 3, Nr. 137, Geſetz, betr. die Ein» 
88.13, 28.2.2 00. 1127 führung der Zoll⸗ und Staats⸗ 
— 9.25. October, tirol. 2.8.9. monopeleorbuung in Dalr 
Nr. 49, Vollzugevorſchrift matien, 8.1 . 2 2 20 1245 
zum tirol. 2.-Gef. v. 23. April 1880 v. 10. Jänner, boͤhm.L. G B. 
1879 betr, C . . 2... 979 Nr. 1, Stattb. Kunbm., betr. 
— v. 17. November, Erl. ber Aufſtellung eines Wechſel⸗ 
fleierm. Statih, 3. 16000, Ihranfens im Orte Jokes . 1015 
) . 
Berfag der Manz'fen k. k. Kofoerlogs- und Huio.- Kudhandkung 
in Bien. 


Erkenntniſſe 
k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Ausummengestellt auf dessen Beranlassung 
von 


I. Adam Freißerm von Yudwinski, 


k. L. Sectionsrath. 


(Umtlide Ausgabe.) 
Erfier Band. 
Jahrgang 1876— 1877. Umfang 41 Bogen gr. 8°. geheftet Preis fl. 4. — 
Bweiter Band. 
Jahrgang 1818. Umfang 41 Bogen ar. 5°. gebeftet Preis fl. 4. — 
Dritter Band. 
Yahrgang 1879. Umfang 32 Bogen gr. 8%. gehejtet Preis fl. 5. — 
Vierter Band. 
Jahrgang 1880. Umfang 37 Bogen ar. 8%. gebeftet Preis fl. 3. 60 fr. 
Fünfter Band. 
Jahrgang 1881. Umfang 34 Bogen gr. 8°. geheftet Preis fl. 3. 40 fr. 
Als nothwendige Ergänzung hiezu empfehlen die gleichfalls in 
unferm Verlage erfchienenen: 


Verwaltungsgerichtshofs-Erkenntniſſe 
nah $. 6 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. ©. B. ex 1876 
Kr. 36, gefchöpft 
ohne Dorausgegangene mündlide Verhandlung. 
ujammengefte.lt von 


Dr. Adam Freiherrn von Yudwinski, 


tt. Eectiongraih. 
Erftes Heft. Jayrgaig 1876—.878. Umfang 9 Bogen gr. 8°. 
geheftet Preis fl. 1. — 
Zweites Heft. Jahrgang 1879 — 1880. Uınfang 9 Bogen gr. 8". 
Ä aeheftet Preis fl. 1. — 





IV. 
Syſtematiſche Ueberſichtstabelle 


für die Jahre 1876 -1881. 


Gramienfacen, Rr. 3, 21, 44, 78, 94, 154, 170, 249, 279, 283, 323, 387, 
443, ih, 484, 485, 610, 647, 772, 780, 790, 806, 828, 847. 
33 932, 947, 1010, 1077, 1094, 1172, 1217, 1239. 


Berfaffung. 
Gemeiudenerfaffung. 


SGemeindegebiet, Nr. 244, 1243. 
Öcmeinbenorhand, Nr. 81, 269, 365, 366, 371, 408, 435, 139, 162, 
FM] oO 
Gemeindehaushaft und Gemeinbeumfagen, Pr. 13, 14, 27, „s%, 107, 
36, 137, ii 161 106, 111, 189, 192, 199, 206, 222, 25, 226, 
231, 232, 255, 265, 273, 2 8, 283, 292, 303, 310, Bil, ie 312, 
354, 368, 379, AUL, 3 Fe 480, 496, 510, 511, 515, 522, 529, 
537, 545, 547, 548, 559, 565, 582, 589, 596, 608, 6 0%, 636, 642 
648, 678, 683, 685, 692, 698, 703, 739, 752, 778, 790, 795, 797, 
827. 832, 836, 838, 846, BTL. 891, 892, 899, 900, 910, 923, 931, 
940, 948, 980, 995, 998, 999, 1018, 1031, 1038, 1040, 1041, 1045, 
1067, 1077, 1096, 1104, 1114, 1126, 1132, 114%, 1154, 1161, 1163, 
1186, 1204, 1206, 1211, 1215, 1217, 1222, 1230, 1238, 1242. 
Aufliat Aber die Gemeinden, Nr. 145, 177, 189, 186, 699, 741, 836, 
847, 979, 1042, 1046, 1155. 
Gemeindemwablfaben, Nr. 50, 51, 62, 105, 119, 139, 149, 227, 254, 301, 
302, 475, 486, 569, 574, 576, 677, 691, 714, 763, 829, 837, 840, 
842) 851, 895, 964, 1002, 1086, 1095, 1120, 1146, 1231. 
Bezirfönertretungen, Nr. 1156. 


Berwaltung. 
Senölkerungswefen. 


Heimatbsreht, Nr. 90, 91, 146, 159, 171, 262, 270, 230, 360, 377, 404, 
468, 505, 518, 539, 580, 590, 607, 614, 616, 687, 711, 738, 744, 
750, 7öl, 774, 779, 784, 821, 830, 845, 853, 862, 883, 916, 98, 


939, 955, 958, 978, 9, 1025, 1033, 1039, 1051, 1084, 1103, 1116, 
1135, 1236, 1337, 124: 


Matritenweien, Mr 191, 397, 857, 1051. 
Sanitätswefen, Nr. 867, 

Krantenhäufer, Nr. 1026. 
Sanitätsperfonale, Nr. 489, 1059, 1211. 


Deilage der Juriſtiſchen Blätte, 
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Befimmungen über Fr galtung und den Berfhleiß der Arznei- 
mittel, Nr. 893, 1 

Vorſchriften über Grichötle Nr. 202, 268, 361, 720. 

Be ET os iehſenchen, Nr. 349, 520 Ms, 889, 911, 954, 1024, 

14 

Srrenanftalten, En OT. 

Yollzeiwefen. 

Schubwejen, Nr. 449, 450, 519. 


Aichweſen, Nr. 1073. 
Enitnsweien, EN 1 ‚17,18, 22, 23, 38, 69, 72, 92, 123, 152, 1m, 
198, 4,308, : 237, 240, 287, 328, 333, 381, 445, 460, 501, 

523, 32 38, 556 568, 597, 028 602, 65 —9— 659, 697, 704, 732, 


23, 850, 1, 890, 924, 949, 971, 981, 992, 
1008, 1118, 1134, 1165, Ars, 1 1199. 1a — 

Religionsfondsfeuer, An 124, 1 51, 509, 

Blldnngswelen, Nr, 7 u 102, 138, 147, 153, 166, 190, 220, 298, 
259, 289, 3 I, er —2* 372, 373, 395, 422, 427, 434, 483, 491, 
497, 506, 543, 573, 591, 603, 617, 621, 669, 670, 678, 685, 690, 
696, 697, 705, 73%, 737, 740, 761, 799, 882, 894, 923, 948, 965, 
1001, 1011, 1019, 1058, 1066, 1076, 1077, 1092, 1096, 1098, 1133, 
1154, 1177, 1193. 

Zilfiangsweien, Nr. 28, 148, 150, 277, 325, 386, 424, 502, 555, 609, 635, 
663, 789, 806, 1014, 1072, 1115, 1142, 1143. 

Arneunckn, —*— 6, ‚18, 159, 366, 539, 584, 614, 725, 766, 830, 841, 956; 


Dereinsiwefen, Nr. 1020, 1179. 
Wege- und Baumefen. 
ganbmegemelen, Nr. 5, 20, 26, 36, Ay „78, 106, 169, 201, 313, 368, 388, 
6, 566, 505, 815, 6 39, 864, 904, 
917, For 97. D80, 5 1036, as ak, 1040, 1097, 1099, 
1131, 1147, 1161, 1191. IE 
Cifenbagumsien, Nr. 140, 169, 350. DR 38, 313, 332, 517, 643, 753, 


Schiffabrtsweien, Nr. 83. 
Mauthmeien, Nr. 15, isL, 494, 549, 581, 588, 594, 629, 878, 972, 1015, 


Buunsien,, Br. 89, 121, 162, 165, 175, 179, 183, 248, 293, 329, 371, 
0, 407 158, 456, 108, 546, 551, 560, 564, 623, 633, 649, 


‚665 5, 666, 672, 706, 727, 733, 804, 814, 832, 867, 873, 987, 
tn 996 1061, 1078, 1093 1185, 1192, 1216, 1225 
Bergwefen, We, HE: 1, 235,309, 35%, 33 417, 516, 684, 


RA ini 

Waferrent, Er ui 65, 06, ag, 203, 212, 241, 256, 296, 367, 394, 
429, 466, 167, 490, 535, 536, 538, 588, 641, 664, 676, 699, 812, 
813, va Ki 872, 884, 933, 1032, 1052, 1053, 1074, 1145, 1148, 
1157, 1162, 1204, 

Landesculturweſen. 

Srunbentlalung, Nr. 440, 528, 850, 925, 926, 927, 929, 930, 1009, 

’ ⸗ . 

PBropinationsjahen, Nr. 100, 145, 157, 158, 193, 563, 671, 745, 746, 
747, 805, 856, 1223: 1234, 1248, 

Korfiweien, Nr. 8, 221, : 326, 374, 509, ous 1012, 1013. 

Jagbredt, Nr. 30, 41, 68, 87, 101, 108, 116, 164, 180, 184, 185, 217, 

217, 261, 420, : 322, 359, 382. 461, 492, 513, 544, 567, 622) 

3 713, 726, 807 Sal, „865, 941, 1000, 1060, 1106, 1153, 178, 1232. 

Keidfhug, Ar. 236, 314, 5 

Bodencultur, Nr. 728. 

Handels und Sherbefucen. 

Gewerbeiaden, Nr. 103, 160, 284, 380, 455, 634, 653, 665, 712, 771, 
173, 852, 963, 986, 987 993, 1029, 1091, 1093, 1248. 

en Mr. 276. 


Budwinsli, B. G. 9. Sreenntniffe V. 34 
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Militärſachen. 
Landwehrgefet und die Bezugverorduungen, Nr. 900. 
Einquartierungsmweien, Nr. 63, 104, all, 844, 946, 1127, 
Gebühren- und Stenerſachen. 
Zotie, Nr. 585. 
Serien ER 25,29, 32, 34 39, 42, 48, dt, 
6: Te r 4 35, ar! 
eb ber ko, 6 67, 78, 74, 75, 30, 8% 85; 88. 
3% lo 1 112, 113, ıta, dir, ER 
| ER 134, 3 Sa 1 63, 168, 168, 172, 72,10, 182, 186, 17 188, „86, 20, 
[3 HER —29, 19— 
243, 215, ‚246, FEIN 252" 387. 258, 260, 203, 266, a, 272, 275, 


319, 334, 335, 336, 337, 338, 339, E10, | „4 1, 343 I 344, 347, 348, 


405, 409, 414, 416, 420, 425, 426, 430. 141 153, 454, 457, 458, 
459, 463, 109, 40, 474, 479, 487, 15%, 195, 500, 504, 507, 508, 
520, 525, 526 531, 532, 533, 534, 541, 542, 557, 558, 570, 
15 98,5 93, 604, 605, 606, 615, GIS, 619, 620, 6%, 
630, 631, 632, Fri die 646, 654, 655, 661, 662, 667, 668, 675, 
680, 681,:686, 693, 694, 708, 709, ai, 718, 719, 721, 7%, 729 
730, 734, 749, 755, 7 156, Ti 58, 763, 764, 767, 768, 775, 781, ET 
786, 787, 788, 703, 794, 500, 801, 808, 809, 810, 816, 817, SIR, 
819, 823, 824,833, 834, 819, 855, 858, 859, 860, 886, 886, 887, 
896, 897, 902, 903, 906, 907, 908, 900, 913, 914, 919, 920, 935, 
936, 937, 944, 945, 952, 958, I, 074, 975, 984, 985, 3. 991, 
1003, 1004, 1005, 1031, 1023, 1027. 1036, 1043, 1044, 1048, 104, 
1054, 1055, 1056, 1057, 1068, 1069, Dh 1080, 1081, 1082, 1089, 
1090, 1100, Io. 1103, 1109, 1111, 1112', 1113, 1116, 1191, 19, 
1123, 1128, 1129, 1139, 1140, 1149, 11507 1151, 1152, 1159, 1160, 
1165, 1166, 1167, 1171, 1173, 1174, 1175, 1180, 1181, 1187, 1189, 
1190, 1195, 1196, 1201, 1202, 1203, 1208, 1209, 1210, 1212, 1213, 
1214, 1219, 1220, 1221, 1233, 1934, 1235, 1241, 1247, 
Direcie Steuern. 
@ESAUDEREUFT, — 11, 43, .s En: 239, 346, 355, 362, 393, 397, 419, 
N 1,859, 572 25, 652, 688, 700, 708, 
748, > n ai ‚Sl, RA 869, 870, 950, 982, 989, 1007, 1063, 
1125, 1182, 1227. 
En Nr. 465, 493, 612, 1079. 
Erwertfteuer, Nr. 10, 16, 84, 178, 267, 291, 308, 314, 330, 363, 378, 
389, 410, 418, 431, 438, 444, 459, 477, 478, 48%, 553, 562, 578, 
. 624, 639, 651, 674, 687, 826, 835, 868, 877, 921 228, 98 967, 
7006, 1017, 1023, 1034, 1108, 1137, 1164, 1188, "1238, 
Sintommenftener, Kr. 52, ‚Te, 8 
156, 167, 174, 195, 205, 211, 224, 242, 253, 264, 291, 294, 299, 
318, 331, 345, 358, 364, 369, : 21,4: 
436, 437, 442, 443, 444, 446, 447, 448, 451, 470, 472, 499, 503, 
540, 552, 554, 561, 577, 600, 601, 637, 638, 650, 656, 660, 673, 
689, 701, 716, 717, 723, 721, Tal, 735, 736, 742,.743, 757, 759, 
760, 762, 783, 792, 802, 803, 825, S54, 871, 875, 876, 888, 898, 
901, 3 928 95%, 951, 960, 61, 202, | 083 3, 288, 1016, 


Indirecte Zeuern. 
Verzebrungefteuer, Nr. 120, 142, 181, 280, 288, 295, 370, 428, 695, 
776, 777, 782, 861, 938, 959, 966, 968, 1035, 1083, 1158, 1169, 1170. 
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Trud von ©. J. Manz in Regenöburg, 


Beilage der Iurirtifchen Blätter, 








